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Was bietet der Verband dem jungen Diplom-Ingenieur? ’) 
Von Dipl.-Ing. Carl Weihe, Patentanwalt, Frankfurt a. M. 


Wenn der Studierende der Technischen 
Hochschule endlich seine Hauptprüfung be- 
standen und den Grad Dipl.-Ing. erworben 
hat, so ist er froh, den Schulbänken, die 
er so viele Jahre hindurch gedrückt hat, 
den Rücken kehren zu können. Nur weni- 
gen Auserwählten stehen Zeit und Geld zur 
Verfügung, um noch ein oder zwei Se- 
mester an das abgeschlossene Studium an- 
fügen und neben der allgemeinen techni- 
schen Ausbildung sich noch Spezialkennt- 
nisse in dem einen oder anderen Fache 
aneignen zu können. Die überaus größte 
Zahl tritt nach dem Examen in die Praxis. 

Dem jungen Diplom-Ingenieur hängt 
noch die Welt voller Ideale, mit tausend 
Masten schifft er in den Strom des Lebens. 
Muß ihm doch die Technik, vor deren 
Pforte er als ihr neugeschaffener Jünger 
steht, Ruhm, Ehre, innere Befriedigung und 
auch Besitz bringen; was hätte sonst all 
sein bisheriges Lernen und Streben für 
einen Zweck gehabt. Und die Wissenschaft, 
deren Lehren er sich in langjährigem, flei- 
Bigem Studium angeeignet hat, wird er nun 


unmittelbar in der Praxis anwenden können, 
die gelernten Formeln und Theorien war- 
ten gleichsam darauf, von ihm in Bauwer- 
ken, Maschinen und ganzen Anlagen in 
Stein und Eisen verkörpert zu werden. 

So wenigstens spiegelt sich die Zukunft 
in schönen Träumen vor seiner schaffens- 
freudigen Seele. Die rauhe Wirklichkeit 
sieht jedoch meistens etwas anders aus. 

Da heißt es erst einmal unterkommen. 
Wer nicht das Olück hat, sich in ein ge- 
machtes Bett legen zu können, oder wem 
gute Fürsprache nicht zur Seite steht, der 
wird zunächst den Stellenanzeiger der tech- 
nischen Zeitschriften studieren müssen. Es 
werden Angebotschreiben aufgesetzt und 
Zeugnisse abgeschrieben, und klopfenden 
Herzens erwartet man (den Bescheid, der, 
wenn überhaupt, meistens in der Rücksen- 
dung der Papiere und in der bekannten, das 


1) Nach einem Vortrag, gehalien in der Mitglieder- 
versammlung vom 10. Oktober 1911 des Bezirksvereins 
Frankfurt a. M. des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure. 35 q 59 O 
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Bedauern über die Absage aussprechenden 
Formel besteht. Das geht so einige 
Wochen, vielleicht auch Monate weiter, un- 
terbrochen durch ein paar persönliche Vor- 
stellungen, die auch zu keinem annehmba- 
ren Ergebnis führen, bis es endlich gelingt, 
mehr der Not gehorchend, als dem eigenen 
Triebe, in irgend einem industriellen Werke 
unterzukommen. 

Noch sind die Ideale des jungen Diplom- 
Ingenieurs nicht zerstört, er hofft jetzt 
seine ganze Kraft einsetzen und das in ihm 
aufgespeicherte Wissen verwerten zu kön- 
nen. Voller Erwartung setzt er sich an 
seinen Zeichentisch und rümpft auch nicht 
die Nase, wenn man ihm zumutet, Blei- 
stiftzeichnungen auszuziehen und Lein- 
wandpausen anzufertigen. Das muß ja bald 
anders werden und wird auch anders, nur 
nicht in dem erhofften Maße. Er bekommt 
zwar Konstruktionen, aber nicht solche, die 
seinen Fähigkeiten entsprechen, sondern 
wie sie seit Jahren auf dem Platze im 
Zeichensaal, der ihm zufällig angewiesen 
wurde, gemacht worden sind. Sein Vor- 
gänger im Amte war, wie die meisten sei- 
ner jetzigen ‚Kollegen‘, - ein Mittelschul- 
techniker, und man mißt- seine Kenntnisse 
mit dem Maßstabe der Fertigkeiten, die 
dieser Vorgänger sich in jahrelanger Spe- 
zialarbeit angeeignet. hat. Der Betrieb 
bleibt ihm verschlossen, denn es ist nicht 
erlaubt, in der Fabrik herumzulaufen, und 
nur selten gelingt es ihm, einen Blick in 
das große Getriebe zu werfen und zu 
sehen, was eigentlich alles dort gebaut 
wird und wie seine eigenen Konstruktionen 
sich in die Wirklichkeit umsetzen. Noch 
weniger erhält er einen Ueberblick über das 
Ganze, über Akquisition und Kalkulation, 
über die kaufmännische und wirtschaftliche 
Seite des Unternehmens. Seine „Kollegen“ 
wissen keine Auskunft zu geben und inter- 
essieren sich dafür auch nicht, und der 
Oberingenieur ist viel zu sehr beschäftigt, 
als daß man ihn mit Fragen belästigen 
könnte. Uebrigens erhält man ja einen Mo- 
natsgehalt und soll dafür Arbeit leisten; 
zur Ausbildung ist die Fabrik nicht da. 
Dazu kommt, daß der junge Diplom-Inge- 
nieur auch einen richtigen Anschluß an die 
anderen Ingenieure seines Bureaus nicht fin- 
den kann. Sie haben meistens ein Tech- 
nikum besucht, im Bestfalle dann noch 
einige Semester an einer Technischen Hoch- 
schule hospitiert, und stehen daher an all- 
gemeiner und wissenschaftlicher Bildung 
unter ihm. Ihnen gegenüber, die den ‚The- 
oretiker‘‘ mit einem gewissen Mißtrauen 
betrachten, darf er es nicht wagen, als 


Akademiker aufzutreten oder gar Wert auf 
seinen akademischen Titel Dipl.-Ing. zu le- 
gen, man würde ihm schon zeigen, daß er 
sich auf sein Studium nichts einzubilden 
habe. 

Ein Besuch bei den Vorgesetzten beim 
Antritt der Stellung ist entweder nicht er- 
wünscht, oder wird, wenn er gemacht wird, 
gar nicht oder rein förmlich erwidert, wo- 
mit jede gesellschaftliche Annäherung aus- 
geschlossen ist. — 

Als Parallele dazu denke man, daß der 
Chef eines Krankenhauses den Besuch sei- 
nes jungen Assistenzarztes nicht erwidert, 
oder daß man einem in die kaufmännische 
Abteilung einer Fabrik eingetretenen jun- 
gen Dr. jur. seinen wohlerworbenen Titel 


verweigert, und man sieht sofort, in wel- 


cher Minderwertung der technische Aka- 
demiker im Vergleich zu den anderen Aka- 
demikern noch steht. 

Ich will hier gleich hinzusetzen, daß es 
in unserer Privatindustrie gewiß auch 
rühmliche Ausnahmen gibt, aber sie sind 
zu zählen und für das Gros der Unter- 
nehmen ist wohl die gegebene Darstellung 
nicht zu schwarz gemalt. — 

Unser Diplom-Ingenieur wird allmählich 
zu der Erkenntnis kommen — und wohl 
ihm, wenn es geschieht und er nicht in 
einseitiges Spezialistentum ohne jedes Vor- 
anstreben verfällt —, daß hier seines Blei- 
bens nicht länger sein kaun, sollen seine 
Kenntnisse nicht brach liegen, und er daran 
verzweifeln, daß es überhaupt für ihn 
einen Wert gehabt hat, statt eines Tech- 
nikums die Technische Hochschule zu be- 
suchen und damit mindestens vier Jahre 
mehr seiner allgemeinen und technischen 
Ausbildung zu widmen. Er wird sich nach 
einer anderen Stellung umsehen, die ihm 
vielleicht wieder dieselbe Enttäuschung 
bringt, und so fort, bis er entweder den 
Kampf mit dem Schicksal aufgibt und sich 
irgendwo in bescheidenen Verhältnissen 
ohne Aussicht auf Vorwärtskommen ver- 
ankert, oder aber vom Glück begünstigt, 
eine Anstellung findet, in der er sein tech- 
nisches und wirtschaftliches Wissen, seinen 
durch langjähriges Studium vieler Zweige 
der Technik erworbenen weiten Blick voll 
und ganz verwerten, aber auch weiter aus- 
bilden kann. Dann wird es ihm auch ge- 
lingen, in leitende Stellen aufzurücken und 
in ihnen immer mehr die Unabhängigkeit 
zu erlangen, die nun einmal für jede er- 
sprießliche geistige Arbeit unumgänglich 
notwendig ist. 

Wie in der Privatindustrie, so ist es im 
wesentlichen auch im Dienst der Kommu- 
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nen. Nur der Staatsdienst macht eine 
rühmliche Ausnahme, denn bei ihm sind 
Ausbildungsgang, Gehaltsverhältnisse, Rang- 
stellung und Aufrücken in höhere Stellun- 
gen genau vorgeschrieben: — 

So ist die Laufbahn des Diplom-Inge- 
nieurs eine dornenvolle, und nur wenige 
haben das Glück, von vornherein an die 
ihren Fähigkeiten entsprechende Stelle zu 
kommen; viele scheitern vorher und sin- 
ken in die Mittelmäßigkeit, die von jedem 
Mittelschultechniker ebensogut geleistet 
wird. Ein System, den richtigen Mann an 
die richtige Stelle und die latent in ihm 
liegenden Kräfte zur Entfaltung zu brin- 
gen, hat leider unsere Industrie bis heute 
noch nicht, so wirtschaftlich sie auch sonst 
zu arbeiten sucht; der blinde Zufall — und 
leider manchmal auch Schlimmeres — spielt 
bei der Auswahl immer noch eine große 
Rolle. 

Was kann der Verband Deut- 
scher Diplom-Ingenieure 
angesichts dieser Sachlage tun, 
was bietet er dem jungen Diplom- 
Ingenieur heute schon und was 
soll er ihm in Zukunft bieten? 
Diese Fragen sind überaus wichtig für uns, 
denn in dem Nachwuchs liegt auch unsere 
Zukunft, die Zukunft des deutschen akade- 
mischen Ingenieurstandes, an dessen Ausge- 
staltung wir alle seit zwei Jahren, seit der 
Gründung des Verbandes, eifrig arbeiten. 

Nicht kann es Aufgabe unseres Verban- 
dés sein, in gewerkschaftlichem Streit oder 
gar Streik eine Regelung etwa der Ge- 
halts-, Arbeitszeit- und Urlaubsverhältnisse 
zu ertrotzen; das verbietet schon, von an- 
deren Gründen nicht zu reden, die pari- 
tätische Zusammensetzung des Verbandes. 
Nicht kann der Verband neue Mitglieder 
-durch Anpreisung der recht zweifelhaften 
Vorteile einer Versicherung gegen Stellen- 
losigkeit werben. Sondern seinSchwer- 
punkt liegt in dem durch das 
Standesbewußtsein geschaffe- 
nen Solidaritätsgefühl aller sei- 
ner Mitglieder. 

Aus diesem Gefühl der Zusammenge- 
hörigkeit und aus dem darin wurzelnden 
Zusammenhalten aller 
werden sich mit der Zeit alle diese Fra- 
gen von selbst lösen. Denn indem ein je- 
der diesem Gefühle folgend auch an das 
Wohl und Wehe des anderen denkt, und 
insbesondere auch für die Ausbildung und 
das Fortkommen des jungen Nachwuchses 
Sorge trägt, wird sich in Ruhe auch man- 
ches soziale Problem der Diplom-Ingenieure 
entwirren, das andere Organisationen nur 


nun 


Diplom-Ingenieure, 


durch erbitterten Kampf der Arbeitnehmer 


gegen die Arbeitgeber seiner Lösung glau- 
ben näher bringen zu können. 

Schon auf der Hochschule, während der 
letzten Semester des Studiums, soll der 
Studierende auf den Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure hingewiesen werden. Die 
Zeitschrift liegt in den Lesesälen der Hoch- 
schulen aus, und viele Korporationen stel- 
len sie als Förderer des Verbandes ihren 
Mitgliedern zur Verfügung. Auch ist schon 
angeregt worden, den Studierenden ein 
möglichst billiges Abonnement zu verschaf- 
fen. Die Zeitschrift als das Bindeglied 
zwischen den Verbandsmitgliedern und als 
die Zentralstelle ihres Gedankenaustausches 
erörtert alle die vielseitigen Beziehungen, 
durch die die Diplom-Ingenieure unter sich 
und mit der Umweit verknüpft sind; sie 
schafft und entwickelt dadurch den Stan- 
desgedanken. Sie spiegelt in ihren Auf- 
sätzen die Stellungnahme der einzelnen 
Mitglieder zu den Standesfragen und in den 
Beschlüssen des Vorstandes, des Ausschus- 
ses und der Hauptversammlung die der 
Gesamtheit aller Mitglieder wieder; sie 
zeigt damit dem jungen Diplom-Ingenieur, 
wo er mit seinen Ansichten allein steht, 
aber auch, wo sich seine Ansichten mit 
denen des Verbandes decken, wo er also 
zur Geltendmachung dieser Ansichten einen 
Rückhalt an dem hoffentlich bald das dritte 
Tausend Mitglieder zählenden Verband hat. 
Ein Blick in unser Mitgliederverzeichnis 
zeigt, daß eine sehr große Anzahl Förde- 
rer und Mitglieder des Verbandes sich in 
führenden Stellungen im Lehrfach, im 
Staats- und Kommunaldienst und in der 
Privatindustrie befinden, ja zu den Grö- 
ßen der modernen Technik gerechnet wer- 
den, so daß es schon von Bedeutung sein 
kann, ihre Autorität in die Wagschale zu 
legen. — 

So schon für den Verband vorbereitet, 
wird der junge Diplom-Ingenieur sofort 
nach Ablegung des Examens ihm beitreten 
und sich auch dem Bezirksverein seines Be- 
zirks anschließen. Er kann letzteres schon 
tun, bevor er weiß, wohin ihn das Schick- 
sal verschlagen wird; denn der spätere 
Uebertritt in einen anderen Bezirksverein 
ist ohne zusätzliche Kosten möglich. So 
hat er gleich den Vorteil, Anschluß zu be- 
kommen, der ihm auch beim Suchen der 
ersten Stelle von Nutzen sein wird. 

Der Verkehr im Bezirksverein wird ihn 
aber auch davor bewahren, eine Stellung 
anzunehmen, die für ihn ungeeignet ist. 
Man wird ihn darüber aufklären, daß es 
für den Akademiker nicht der einzige Ge- 
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sichtspunkt sein darf, möglichst bald und 
möglichst viel Geld zu verdienen unter Zu- 
rücksetzung aller sonstigen Rücksichten, 
sondern, daß er auch von Anfang an für 
seine weitere Ausbildung und sein Fort- 
kommen Sorge tragen muß. Eine Stellung, 
die ihm zwar sein Auskommen gibt, ihn 
aber nicht zu fördern imstande ist, soll 
er nach Möglichkeit vermeiden, will er sich 
von vornherein nicht die leitenden Stellun- 
gen in unserer Industrie, für die er be- 
stimmt ist, verscherzen. So wird man ihm 
beispielsweise sagen, daß der Diplom-In- 
genieur bei der preußischen Staatsbahn 
oder in manchen Kommunalverwaltungen, 
wenn er nicht die staatliche Baumeister- 
prüfung abgelegt hat, vielleicht sein Leben 
lang nur in untergeordneten Stellungen ver- 
bleibt, wenigstens wie die Verhältnisse 
heute liegen, die hoffentlich durch die 
rührige Tätigkeit unseres Verbandes bald 
gebessert werden; man wird ihn warnen, 
solche Stellungen als Lebensstellungen auf- 
zufassen, und ihm sagen, daß sie höch- 
stens als Sprungbrett für andere Stellun- 
gen dienen können. 

Hat nun der junge Diplom-Ingenieur 
eine ihm zusagende und für ihn passende 
Stellung gefunden, wozu vielleicht auch der 
in Zukunft noch erheblich auszubauende 
Stellennachweis des Verbandes geholfen 
hat, so kann ihm der Bezirksverein von 
weiterem Nutzen sein. Der kollegiale Ver- 
kehr in den Mitgliederversammlungen und 
bei .den gesellschaftlichen Veranstaltungen 
weckt in ihm das Standesbewußtsein und 
gibt ihm nach außen hin den Halt gegen- 
über den Bestrebungen der auf gewerk- 
schaftlicher Grundlage aufgebauten Ange- 
stellten - Organisationen. Er lernt ein- 
sehen, daß genau so wie andere akademi- 
sche Berufe auch der akademisch-techni- 
sche Beruf als wissenschaftlicher Beruf in 
erster Linie um seiner selbst willen unter 
Hintansetzung mancher persönlichen Vor- 
teile zu betreiben ist, eine Einsicht, welche 
die Berufs- und Arbeitsfreudigkeit in er- 
heblichem Maße steigert. Ganz von selbst 
folgt daraus, daß er dem Unternehmen, 
dem er dient, auch seine ganze Kraft wid- 
met und das Interesse seiner Behörde bzw. 
seines Arbeitgebers mit seinem eigenen 
identifiziert, wird er doch später in lei- 
tender Stellung dasselbe von seinen Unter- 
gebenen verlangen. 

Der Verkehr im Bezirksverein führt ihn 
aber auch mit seinen Kollegen und Vor- 
gesetzten zusammen und gibt ihm Gelegen- 
heit zur Aussprache und Aeußerung von 
Wünschen, zu denen sich während der täg- 


lichen Arbeit kaum Zeit findet. Die Mit- 
arbeiter treten einander als Menschen näher 
und lernen sich gegenseitig verstehen und 
einschätzen. Der Vorgesetzte wird die 
Anrede „Herr Kollege‘, die im Bezirks- 
verein allgemein üblich ist, auch auf die 
Arbeitszeit übertragen, genau so, wie es 
im Staatsdienst und in den anderen akade- 
mischen Berufen der Fall ist, und dadurch 
der aus der Gleichheit der Ausbildung 
entspringenden Gleichwertung auch nach 
außen hin Ausdruck geben. ‚Weiter fördert 
den jungen Diplom-Ingenieur auch die Be- 
teiligung an den im Bezirksverein zu lei- 
stenden Arbeiten. Nicht nur daß er in fach- 
licher Beziehung durch den Umgang mit 


' Kollegen aller technischen Richtungen, Ar- 


chitekten, Bauingenieuren, Chemikern usw. 
vielfache Anregung erhält und seinen Blick 
weitet, sondern er wird auch durch die 
Vorträge, Referate, Diskussionen in den 
Mitgliederversammlungen über Fragen 
orientiert, die ihm bisher vollständig. fremd 
waren und doch in engster Beziehung zur 
Industrie stehen. Die Gewerbeordnung, 
die Reichsversicherungsgesetze, das Sach- 
verständigenwesen, die technischen Sonder- 
gerichte und anderes mehr werden disku- 
tiert, zwar in erster Linie hinsichtlich der 
Stellungnahme des Diplom-Ingenieurs zu 
ihnen, aber doch gründlich genug, um eine 
allgemeine Uebersicht zu geben. Auch über 
die rechtliche und wirtschaftliche Ausbil- 
dung der Ingenieure, über die Ausgestal- 
tung der Hochschulen und über Fortbil- 
dungskurse wird gesprochen, und mancher 
wird dadurch angeregt, sein Wissen nach 
diesen Richtungen zu vervollständigen. Der 
Fragen sind so viele und stets kommen 
neue dazu, daß für Arbeit in den Be- 
zirksvereinen genug gesorgt ist. 

Wenn der junge Diplom-Ingenieur sich 
an dieser Arbeit lebhaft beteiligt, so wird 
er schon in Bälde merken, welchen Vor- 
teil sie ihm bringt. Durch Halten von Vor- 
trägen und Erstatten von Referaten, durch 
Diskutieren in den Versammlungen und 
Kommissionssitzungen erwirbt er Redege- 
wandtheit und Schlagfertigkeit, die ihm 
auch im Berufe zugute kommen. Die Viel- 
seitigkeit der Materie erhöht die Anpas- 
sungsfähigkeit, die leider vom Ingenieur 
bisher vielfach vernachlässigt wurde, ein 
Mangel, der ihn so oft gegenüber den Ju- 
risten hinsichtlich der leitenden Stellungen 
in Rückstand gebracht hat. Hand in Hand 
damit geht immer wieder der Hinweis auf 
das Standesbewußtsein und gibt damit 
aller im Verein geleisteten Arbeit eine ge- 
nau bestimmte Richtlinie, die für das Auf- 
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treten der Gesamtheit sowohl als des Ein- 
zelnen nach außen maßgebend bleibt. 
Schließlich treten auch beim Wechsel des 
Wohnortes für den Diplom-Ingenieur die 
Vorteile seiner Zugehörigkeit zum Ver- 
bande zutage. Er findet sofort im ande- 
ren Bezirksverein kollegiale Aufnahme und 
Unterstützung. Der sonst fast stets in 
einer neuen Stadt schwer zu erreichende 
Anschluß vollzieht sich schnell, da man in 
dem Hinzutretenden nicht den Neuling oder 
gar den Nebenbuhler, sondern einen Stan- 
desgenossen sieht, dem in jeder Beziehung 
behilflich zu sein eine der vornehmsten 
Pflichten eines jeden Mitgliedes ist, und 
auch ım Gesamtinteresse des Standes liegt. 
Der Anschluß vollzieht sich um so schneller, 
als ja sofort durch die gemeinsamen Stan- 
desfragen genügend Anknüpfungspunkte 
gegeben sind, und der Neueintretende ge- 


Vorbemerkung der Schriftlei- 
tung. Gelegentlich einer vor kurzem sei- 
tens der Schriftleitung an eine größere 
Reihe von Mitgliedern gerichteten Umfrage, 
welche die Meinung unserer Leser über 
die bisherige Inhaltsgestaltung der Zeit- 
schrift festzustellen suchte, ist uns von den 
Befragten eine große Reihe bemerkens- 
werter und für die Zukunft nutzbarer 
Aeußerungen zugegangen. Unter diesen 
befand sich auch die hier mitgeteilte, 
welche die eigenen Absichten der Schrift- 
leitung nach Inhalt und Form in so glück- 
licher Weise zur Darstellung bringt, ‘daß 
wir uns nicht versagen mochten, sie mit 
Zustimmung ihres Verfassers hter wieder- 
zugeben. Unser Hauptgedanke dabei ist, 
daß sie einmal dem weiteren Kreise der 
Mitglieder unsere Auffassung von dem 
Geiste und den Aufgaben der Zeitschrift 
vor Augen führen, anderseits und vornehm- 
lich aber auch dazu beitragen möge, die 
in unseren Reihen vorhandenen Kräfte zu 
rüstigem Tun mit unseren Anstrengungen 
zu vereinen. Denn nichts ist für uns In- 
genieure auch in den Fragen persönlicher 
Kultur und Bildung verkehrter, als zu 
warten, bis Hilfe von draußen kommt. 
Wir müssen selbst zugreifen, unsere Kräfte 
üben, unsere Gaben nutzen; und wenn 
wir dabei als Menschen, als Persönlich- 
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wiß seine Arbeitskraft auch dem neuen Be- 
zirksverein zur Verfügung stellen wird 
Wenn in den vorstehenden Ausführun- 
gen die Verhältnisse hier und da vielleicht 
etwas idealistisch gefärbt erscheinen, so 
wird man doch wohl zugeben müssen, daß 
sie im großen und ganzen zutreffend sind. 
Man darf dabei nicht vergessen, daß die 
Bildung unseres organisierten Standes noch 
in der Entwicklung begriffen ist, und daß 
der bisher arg vernachlässigte Standesge- 
danke in der akademischen Ingenieur- 
welt erst kräftig Wurzel schlasen muß, be- 
vor er gute Früchte zeitigen kann. Dazu 
ist aber in erster Linie der Zusammen- 
schluß aller Standesgenossen erforderlich. 
Dem jungen Diplom-Ingenieur kann da- 
her nur dringend ans Herz gelegt werden, 
sich unserem Verbande anzuschließen. 


keiten von innen heraus wachsen, dann 
fällt uns auch wie mit Naturnotwendigkeit 
dasjenige an äußerer Geltung zu, was wir 
sonst vielleicht auch erringen, mit vollem 
Recht aber niemals behaupten könnten. 


Ehe ich die Aufgaben unserer Verbands- 
zeitschrift einer Betrachtung unterziehe, 
möchte ich etwas näher die Auffassung 
darlegen, die ich von dem Verbande über- 
haupt habe. Daraus ergibt sich dann der 
Themenkreis, den ich in unserer Zeitschrift 
behandelt sehen möchte, von selbst. 

Ich meine, unser Verein hätte weniger 
die Aufgabe, eifersüchtig über die dem 
Diplom-Ingenieur zugestandenen Rechte zu 
wachen, Rechte, die durch einfache Ab- 
legung eines Examens erworben werden 
und demgemäß gelegentlich Würdigen ent- 
zogen, Unwürdigen erteilt werden, sondern 
unser Verband sollte versuchen, den Be- 
weis zu erbringen, daß die Diplom-In- 
genieure als Gesamtheit auf die augen- 
blicklich erreichbare höchste Stufe zu stei- 
gen vermögen und damit denn auch im- 
stande sind, an der Erweiterung und Ver- 
tiefung der Gesamtkultur mitzuarbeiten. 
Aus diesem Gefühl heraus wollen wir in 
die Reihe der Leitenden, der Regierenden. 
Denn erst dann kommt der Wert des Ein- 
zelnen der Allgemeinheit zugute. Ich ver- 


ee N ee, UUUUUUUUUUTUUUUTTUTTTTVTVVVVYUVYVYVYUTUUTYUUUYU 
) tr 


6 Dr.-Ing. Lawaczeck, Die Aufgaben unserer Verbandszeitschrift 


kenne zwar durchaus nicht, daß es bei 
der augenblicklich noch herrschenden 
Kriegslage nötig ist, dafür zu kämpfen, 
daß der Wert der Diplom-Ingenieur-Würde 
nicht durch unlautere Konkurrenz der 
„diplomierten‘‘ verschleiert wird und daß 
den Diplom - Ingenieuren die noch ver- 
schlossenen Stellen im Staats- und Kom- 
munalbetriebe geöffnet werden; aber ich 
meine, ein Kampf, der sich nur auf den 
Buchstaben der Examensbestimmungen 
stützt, ist aussichtslos, und ein Verband 
nur zu dem Zweck, diesen Buchstaben zu 
schützen, macht sich lächerlich. 

Aus dieser Auffassung ergibt sich die 
unserer Zeitschrift zufallende Aufgabe: 
sie soll eine Kulturwarte des 
Ingenieurs sein! _ 

Demgemäß fallen alle Themen, die sich 
mit den Grenzbeziehungen zwischen un- 
serer Wissenschaft und Berufsarbeit und 
den benachbarten Gebieten befassen, in den 
Rahmen der Zeitschrift; denn nichts hilft 
besser die eigene Stellung zu fixieren als 
die Kenntnis der Grenzen. Von den betref- 
fenden Aufsätzen muß nur verlangt 'werden, 
daß sie von heher Warte, unseren Hori- 
zont weitend, vorgetragen werden. 

Dagegen sind auszuschließen Themen 
einseitiger Fachwissenschaft, d. h. die fach- 
wissenschaftliche Betrachtung eines Spezial- 
problems unserer Wissenschaft oder der 
uns verwandten Wissenschaften. Damit soll 
nicht etwa gesagt sein, daß die strenge 
Wissenschaft in den Aufsätzen prinzipiell 
zu vermeiden sei, im Gegenteil, alles was 
gebracht wird, soll durchaus wissenschaft- 
lich sein, im Gegensatz zu oberflächlich, 
aber von hoher Warte, den Horizont wei- 
tend. 

So erscheinen mir Aufsätze, die, wenn 
auch aus einem Spezialgebiet heraus, zu 
schildern unternehmen, wie es wieder ein- 
mal gelungen ist, eine große Reihe ein- 
zelner Probleme als ein Gesamtproblem zu 
erfassen und damit eine Reihe von Einzel- 
fragen geschlossen unter einem einheit- 
lichen größeren Gesichtspunkte zu behan- 
deln, als wünschenswert. Um durch ein 
Beispiel klarer zu machen, was ich meine: 
Gesetzt wir lebten zu Robert Mayers Zeit 
und es trete ein Helmholz auf und weise 
nach, wie das Gesetz der Erhaltung der 
Energie sich klar dokumentiert in der 
Akustik und Optik, der Wärmemechanik 
und Elektromechanik, und wie also alle 
die vielfältigen Probleme auf eine gemein- 
same Basis gesetzt werden können: ich 
meine, eine Abhandlung hierüber sollte un- 
serer Zeitschrift hochwillkommen sein, 


auch wenn tiefgründige mathematische Ent- 
wicklungen zur einwandfreien Beweisfüh- 
rung benutzt würden, und obwohl das 
Thema selbst in das Fachgebiet der Physik 
gehörte. 


Nun würde allerdings die Fachwissen- 
schaft wohl noch auf lange zum Schweigen 
verurteilt sein, wenn wir ihr das Reden 
in unseren Blättern nur dann gestatteten, 
sofern sie zusammenfassende £rkenntnisse 
von der gewaltigen Bedeutung der oben 
erwähnten aufzuweisen hat. Ich meine da- 
her, wir könnten schon zufrieden sein, 
wenn irgend ein Fachgelehrter ein kleines 
Sternchen aufblitzen läßt und den allge- 
meinen Horizont durch das erfolgreiche 
Streben, Einzelfälle zu vereinen, um ein 
weniges uns zu erweitern verstanden hat. 


Es gibt zwei Gruppen von Gelehrten 
und Forschern, die der Menschheit dienen. 
Die einen verfolgen zäh ein tiefgründiges 
Problem, gehen im engen Kreise und 
bohren sich ein, tiefer und tiefer, schür- 
fen viel wertvolles Material und schreiben 
dann eine endlose Reihe von Büchern, etwa 
über das Problem des Kreisels, und finden 
nie das Ende, weil ein gelöstes Teilpro- 
blem einer Hydra gleich zwei weitere un- 
gelöste präsentiert. Die Stoffe solcher 
Forscher sind für unsere Zwecke unge- 
eignet. Die andere Gruppe von Forschern 
faßt die verschiedensten Probleme an, 
geht vielleicht noch tiefer, findet schließ- 
lich die allen gemeinsame Wurzel und 
zeigt uns dann einen neuen schönen Baum, 
wo vordem im grauen Nebel nur einzelne 
seltsame Zweige in die Luft ragten. Der- 
artige Arbeiten sollte unsere Zeitschrift 
verfolgen, einerlei in welchem besonders 
fein abgegrenzten Fachgarten der Baum 
gewächsen ist. Denn diese Arbeiten schaf- 
fen den weiteren Horizont, nach dem wir 
uns sehnen. Aus einzelnen Wurzeln und 
Zweigen den Baum entstehen zu. lassen, 
erfordert in der Regel wohl die Lebens- 
arbeit eines großen Mannes. Solchen 
großen Männern unserer Wissenschaft 
könnte man nachgehen, und mit ihrer 
Lebensarbeit könnte man uns ihre bahn- 
brechende Persönlichkeit nahebringen, ihre 
Persönlichkeit, von der wir häufig nur den 
Namen und nichts weiter kennen. Wahllos 
nenne ich ein paar: Maxwell, Castigliano, 
H. Hertz, Poincaré, Laplace, Euler — Leo- 
nardo de Vinci. 


Es sollen Aufsätze die Grenzgebiete auf- 
suchen, — da, wo Philosophie und höhere 
Mathematik in schwierigem Dornengehege 
sich treffen, wo Differentiale und Loga- 
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rithmen physiologische Funktionen unseres 
Körpers haben erklären helfen (Webers 
Gesetz von dem Reiz und der Empfindung), 
wo Technik und Wirtschaft sich zusam- 
menfinden — da kann fruchtbarer Boden 
sein für die Kultur des Ingenieurs, wo sich 
im Morgengrauen der Zeiten die Technik 
zum ersten Male hilfreich der Menschheit 
zugesellt, da hinein zu leuchten mag ge- 
winnbringend sein. 

Und die Schönheit? Kein Raum für die 
Schönheit? Es ist ein für den Ingenieur 
„Ziemlich“ überwundener Standpunkt, daß 
eine Maschine nicht schön zu sein nötig 
habe. Und es gibt bereits Laienaugen, die 
die Schönheit einer Maschine zu sehen im- 
stande sind. Den Standpunkt, daß eine 
Maschine schön sein müsse, soll unsere 
Zeitschrift predigen, sie soll die Schönheit 
des Eisens und die des Steins sehen helfen 
und lehren. Und sie soll dafür wirken, 
daß die Ingenieurbauten aufhören, Schand- 
flecke in der Natur zu bilden. Die Be- 
strebungen der Redaktion, wie sie sich in 
der Rubrik Heimatschutz zu erkennen 
geben, heiße ich aus vollem Herzen will- 
kommen, und privatim möchte ich, daß 
sich unser Verein der Naturschutzbewegung 
noch enger anschlösse und etwa die Mit- 
gliedschaft an dem Naturschutzpark er- 
werbe, als Buße für die vielen Sünden, die 
Angehörige unseres Standes an der Natur 
begangen haben. Wenn der bekannteste 
Vertreter des Gedankens von der notwen- 
digen Schönheit der Ingenieurbauten sagt, 
wir müßten dafür sorgen, daß unsere oder 
kommende Generationen wieder die glück- 
liche Hand in der Gestaltung ihrer Werke 
bekommen, wie unsere Vorfahren sie ge- 
habt haben, so halte ich diese Aufgabe 
mit für die vornehmste unseres Verbandes. 


Die Hochgebirgsbahn Kristiania— Bergen („Bergens-Bahn‘“). 


Von Direktor H. Bauermeister-Bergen. 


Hoch und mächtig mit in die Wolken 
hineinragenden Gipfeln, deren Spitzen von 
glänzendem Schnee gekrönt sind, tritt das 
Gebirgsland Norwegens vor unser Auge, 
während das Meer sich in den ruhigen, 
tiefen Fjorden verliert. Das Meer verbindet, 
aber das Gebirge trennt. Das empfand man 
früher besonders auch im Lande der Mitter- 
nachtssonne. Konnte doch z. B. die Be- 
völkerung des östlichen Norwegens den 
Dialekt ihrer westlichen Landsleute weni- 
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Eine erzieherische Tätigkeit in dieser 
Hinsicht wird man besonders fruchtbrin- 
gend gestalten können, wenn man ver- 
sucht, das Seelenleben der ‚Ingenieure ver- 
stehen und schließlich auch lenken zu 
lernen, gleich wie es nutzbringend er- 
scheint, die Seele der alten Baumeister zu 
studieren, die allgemein so seltsam har- 
monische Menschen gewesen sein müssen. 
Damit ergibt sich denn eine weitere Fülle 
von Stoffen, die unserer Zeitschrift will- 
kommen sein sollten: Von der Seele des 
Ingenieurs, sein zu Wollen, seinem Fühlen, 
seinem Rechtsempfinden könnte erzählt 
werden. Von seinen Stimmungen, wie sie 
der Beruf erzeugt, könnte berichtet wer- 
den, wobei weniger der selten vorkommen- 
den Feiertagsstimmung als vielmehr der 
des täglichen Werktageinerleis nachgegan- 
gen werden sollte, weniger vereinzelt auf- 
tretende abenteuerliche Seelenerlebnisse, 
wie sie etwa durch phänomenale Erfolge 
ausgelöst werden, geschildert, als vielmehr 
das der Allgemeinheit Eignende, Typische 
hı rausgearbeitet werden sollte. Das könnte 
allgemein bleibenden Wert haben, wie, 
wenn Meunier nicht einen, sondern den 
Arbeiter schildert, im Alltagsgewand, rea- 
listisch und scharf, und doch einen Hel- 
den uns zeigt. Ob freilich ein Held zum 
Vorschein kommt, wenn einst ein Genie 
vom Range Meuniers den typischen In- 
genieur frei von den lügnerischen Sym- 
bolen des Zirkels, Zahnrades und Ambosses 
anpackt, das weiß ich nicht zu sagen, denn 
ich kenne den Ingenieur zu wenig, dessen 
Bild noch vielgestaltig und verworren 
schwankt im Spiegel der Jetztzeit. Aber 
mit viel Arbeit an uns selbst mag es viel- 
leicht gelingen, daß ein anderer die Schön- 
heit dermaieinst auch bei uns findet. 


ger gut verstehen, als den von an- 
deren, welche zwar viel weiter entfernt, 
aber am verbindenden Meere wohnten. 
Es war ehemals ein Unternehmen von großer 
Mühe, von Ost nach West durchs Land zu 
fahren, und die damalige schnellste Verbin- 
dung mit dem Schiff von Norwegens Haupt- 
stadt Kristiana bis zur alten Hansestadt 
Bergen dauerte mindestens 21% Tage. 

Da brach mit dem Bau der „Bergens- 
Bahn‘ eine neue Aera für Norwegen an. 


M 4:4000 00s ‘ 
Abb. I. l.inienfährung. 


Ost und West — einst getrennt — wurden 
durch den Schienenstrang vereint. Im No- 
vember 1909 fuhr König Haakon VII. mit 
dem ersten direkt durchgehenden Zuge von 

seiner Hauptstadt nach Bergen (s. Abb. 1). 

Der Bau dieser Bahn hat 14 Jahre ge- 
dauert; die Baukosten von Bergen bis zur 
Station Roa, wo sie zur Nordbahn stößt, 
veranschlagt man auf rund 53 Mil- 
lionen Kronen (etwa 60 Millionen Mark). 
Was an Anstrengungen, Entbehrungen und 
Gefahren von den Ingenieuren und Ar- 
beitern, die dieses große Werk vollbracht 
haben, überwunden wurde, kann man mit 
trockenen Worten nicht wiedergeben. Die 
beiden Männer, deren Namen in erster Linie 
mit diesem Werke verknüpft sind, die Ober- 
ingenieure Lekve und Skavlan, haben es 


Abb. 2. Lokomotive für den Hochgebirgsübergang. 
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in seiner Vollendung leider nicht mehr ge- 
sehen. 

Die Bahn ist 492 km lang und steigt 
bis zu einer Höhe von 1301 m ü. d. M. 
hinauf. Der Hochgebirgsübergang —- etwa 
100 km -- ist ohne Seitenstück sowohl in 
der alten wie in der neuen Welt. Wohl 
gibt es Bahnen in der Schweiz, die höher 
hinauf führen, und in Amerika solche, die 
des Schnees und der Lawinen wegen mit 
großen Schwierigkeiten zu kämpfen haben; 
aber keine dieser Bahnen liegt unter einem 
so nordlichen Breitengrade (61°), wo die 
klimatischen Verhältnisse so ungemein rauh 
sind. 

Beim Hochgebirgsübergang verwendet 
man besondere Lokomotiven (s. Abb. 2). 
Die Anzahl der Tunnel beträgt 184 mit einer 
Länge von 38 km, von denen die beiden 


Abb. 3. Station Finse mit Hardangerjökel 


größten, der Gravehals Tunnel 5311 m und 
der Haversting Tunnel 2290 m lang sind. 
Ersterer ist in 11 Jahren erbaut und hat 
3 Millionen M. gekostet; die Durchfahrt 
dauert 6—7 Minuten. Die große Brücke bei 
Svenkerud hat das größte Steingewölbe in 
Skandinavien; sie weist eine Spannweite 
von 44 m auf und hat 300000 M. ge- 
kostet. Die gegen den Schnee und die La- 
winen gebauten Schutzvorrichtungen, sog. 
„Ueberbauten‘, sind zusammen 24 km lang; 
die Länge der einfachen Schutzschirme be- 
trägt zusammen etwa 60 km. Vom Hoch- 
gebirgsübergang ist fast 50% der Strecke 
durch Tunnel und Schneeschutzvorrichtungen 
eingebaut. Drei rotierende Schneepflüge 
(eigentlich Schneeschleudermaschinen) ver- 
sehen die Arbeit der Befreiung des Ge- 
leises vom immer andrängenden Schnee. 
Das große Schaufelrad eines solchen Pfluges 
macht 140 Umdrehungen in der Minute, 
und es gewährt ein hochinteressantes Schau- 
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Abb. 4. Schneeschuizbauten. 


spiel, diese Pflüge in voller Arbeit zu 
sehen, wenn der Schnee in weitem Bogen 
viele Meter hoch auffliegt. Diese Pflüge 
arbeiten so gut, daß Zugverspätungen fast 
nie vorgekommen sind. 

Die letzte Strecke der Bahn von Voss 
bis Bergen, 106 km, war früher schmal- 
spurig, jedoch bestimmte 1898 der Stor- 
thing — Norwegens Reichstag —, daß die 
europäische Normalspur eingeführt werden 
sollte, und unter Leitung des Betriebs- 
direktors Fasting wurde dieser Umbau aus- 
geführt. 

Und was ist nın die Bedeutung dieser 
— man kann wohl mit Recht behaupten 


“Abb. 5. Schneeschutzbauten. 


— einer der großartigsten Schöpfungen 
moderner Ingenieurkunst und was verleiht 
ihr wohl eine solch große Anziehungskraft: 
Vor allem trägt sie dazu bei, daß die Ein- 
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Abb. 6. Schneeschleudermaschine in Tätigkeit. 
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wohner des Landes sich näher gekommen den von Kristiania nach Bergen reisen kann, 
sind, daß man jetzt in einem bequemen, in einem Zuge, dem selbst ein tadelloser 


Abb. 7. Schneeräumungsarbeiten. 


den Ansprüchen der Neuzeit vollständig ent- Speisewagen nicht fehlt. Seit Eröffnung 
sprechenden Eisenbahnzuge in 12—14 Stun- der Bergensbahn istman dem übrigen Europa 
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um fast 2 Tage näher gekommen. Una 
welche Annehmlichkeit ist es für den nicht 
seefesten Touristen, welcher mit Sehnsucht 
jahrelang darauf gewartet hat, dieses herr- 
liche Land der Mitternachtssonne zu be- 
suchen. Er kann jetzt ruhig in seinem 
Wagen von Deutschland aus bis Kristiania 
sitzen bleiben, er braucht sich nicht zu fürch- 
ten, Gott Neptun opfern zu müssen, denn 
der kurze Seeweg — knapp 2 Stunden über 
Warnemünde oder 4Stunden über Saßnitz — 
wird auf großen Fähren zurückgelegt, 
welche den ganzen Eisenbahnzug in sich auf- 
nehmen. Die einst so schwierig zugäng- 
lichen Gebirgsgegenden, das Hochplateau 
„Hardangervidden‘‘ mit seinen riesigen Fel- 
senmassen, dem „Hardangerjökel‘‘ und „Hal- 
lingskarvet‘“, sind nach Eröffnung der Ber- 
gensbahn mit einem Schlage ein Dorado 
der Touristen geworden, und zwar nicht 
nur im Sommer, sondern auch im Winter. 
Bei den Stationen Üjeilo, Haugastöl, Finse, 
Myrdal und Opset finden wir gute Hotels. 
Speziell bei Haugastöl und Finse wird der 
Sportliebhaber vorzügliche vom Staate ein- 
gerichtete Hotels und ein ideales Skigelände 
finden. Alljährlich, am 24. Juni, finden die 
internationalen Skirennen bei Finse, der 
höchstgelegenen Station der Bahn — 1222 m 
ü. d. M. — statt. Auf dem Hardangerjökel 
— 1923m ü.d.M. — dicht bei Finse (Abb. 3), 
kann man das ganze Jahr hindurch Skisport 
treiben. Ganz besonders schön, ja unüber- 
trefflich, und stets ohne lästige Kälte, ist 
die Skiföre im hellen Winter — „März bis 


Die heute allgemein übliche Gewohnheit, 
Bücher nur nach ihrem Erscheinen zu be- 
sprechen, hat sicher auch ihre großen Nach- 
teile. Enthält der Eindruck der Neuer- 
scheinung nicht gerade das Zeitgemäße der 
Beurteilung und schafft vielleicht dadurch 
schon einen falschen Maßstab? Wie oft 
sehen wir, daß dieser verblüfiende Erstein- 
druck bald verblaßt, weil das ganze Buch 
allzu zeitgemäß war, Tagesgedanken an- 
statt Ewigkeitswerte enthielt. Manchmal 
aber erleben wir auch, daß das Buch im 
Liegen besser wird, daß die Zeit erst in 
das Werk hineinwächst und daß sein Tag 
der Erkenntnis erst kommt. Solche Bücher 
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Bücher von „Gestern“. . 
Von Dipl.-Ing. N. Stern, Varel (Oldenburg). $ 


Mai‘. Aber nicht nur diese Hochgebirgs- 
gegenden sind dem Touristenverkehr durch 
die Bergensbahn leichter zugänglich ge- 
macht, auch die schönen Fjorde des west- 
lichen Norwegens, der liebliche Hardanger- 
fjord, der düstere Närofjord, der prächtige 
Hjörundfjord und der erhabene Geiranger- 
fjord sind jetzt von Kristiania aus leicht 
zu erreichen. Die interessanten Täler, das 
romantische Valdres, von dem aus man leicht 
einen Abstecher in die wilde Gebirgswelt 
Jotunheim unternehmen kann, das berühmte 
Gudbrandstal, das alt-ehrwürdige Telemar- 
ken, das entzückende Bratlandsdal und vor 
allem das herrliche Flaamtal, sie alle sind 
jetzt ohne Mühe leicht erreichbar. 

Die Bergensbahn bietet auf ihrer 492 km 
langen Strecke von Kristiania bis zur End- 
station Bergen dem Naturfreund eine un- 
übertreffliche Fülle der wundervolisten Land- 


'schaftsbilder; in kurzer Zeit führt sie ihn 


durch sanftgrüne Matten, durch rauschende 
Wälder, vorbei an spiegeiblanken Seen, hin- 
auf in die Region ewigen Eises und Schnees, 
und dann einige Stunden später wieder durch 
blumengeschmückte Täler und längs dunkel- 
blauer Fjorde. | 
Möge dieses Meisterwerk der Technik, 
das uns nun den herrlichen Naturwundern 
des schönen Norwegens so nahe gebracht 
hat, auch dazu beitragen, das gute Einver- 
nehmen zwischen uns und den uns stamm- 
verwandten Einwohnern des, Landes zu 
pflegen und zu fördern. 


werden als Neuerscheinung zumeist unter- 
schätzt, und sehr oft bleibt ihnen auch der 
Nachruhm versagt, weil ja wieder neue 
Tagesprodukte auf den Schild erhoben sein 
wollen. Es ist wichtig, daß man diesen 
Büchern zu ihrem Platz an der Sonne ver- 
hilft, diesen Büchern, die in unserer rasch- 
lebigen Zeit nicht gleich wieder unterge- 
gangen sind, weil sie geistige Energien 
enthalten, die weiterzuwirken vermögen. 
Die Technik hat in den letzten Jahren 
ganz besondere Triumphe zu verzeichnen. 
Nicht jene bekannten äußeren Anerkenn- 
ungen über die vielgepriesenen „Wunder 
der Technik“, wobei sich das Publikum in 
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Lobreden über drahtlose Telegraphie, 
Schnellbahnen usw. ergeht, ohne sich sonst 
vieł dabei zu denken, sondern ein tatsäch- 
lich tieferes Erfassen von Geschehnissen, ein 
Staunen und Begreifen, das Achtung, Ehr- 
erbietung und Stolz auslöst.. Das deutsche 
Volk hatte ja für Zeppelin mobil gemacht, 
die Menschen der ganzen Erde stehen stau- 
nend vor ihren Fiugkünstlern und fühlen 
das Beginnen einer neuen Zeit, die die 
Technik heraufbeschwört. In zahllosen 
Menschen rührt sich so das Verständnis 
für das oft wenig bedachte und falsch ge- 
lehrte „Woher“ unserer ganzen Kultur. Sie 
erkennen die „Technik als Kulturmacht“. 
Da gilt es denn, auf diesen Trieb zu achten 
und ihn zu nähren, und da sieht man mit 
Befremden, daß auch in den eigenen 
Reihen noch bei vielen das rechte Ver- 
ständnis für den hohen sittlichen, kultu- 
rellen und menschlichen Wert und Inhalt 
der Technik fehlt. 


Für diese alle aber ist vor fünf Jahren 
ein Buch erschienen, das damals, wie ich 
schon bei seinem Erscheinen hervorhob, 
„der Zeit vorauscilte“, das aber gerade 
jetzt so recht zeitgemäß ist: Die Tech- 
nik als Kulturmacht in sozialer und 
in geistiger Beziehung. Eine Studie von 
Ulrich Wendt, Berlin, Georg Reimer, 
1906. 


Das Buch hatte sich eine große Auf- 
gabe gestellt. Es wollte zeigen, daß die 
Technik als Kulturfaktor bisher unter- 
schätzt wurde, daB sie eine primäre Kul- 
turmacht ist. Die Zinwirkung der Technik 
auf das soziale und geistige Leben faßt 
sein Verfasser Ulrich Wendt in fol- 
gende Programmpunkte: 


„Durch die Technik wird die mensch- 
liche Arbeitskraft  fortschreitend ver- 
geistigt. 

Der steigende Geist erkämpft sich im 
Staate die persönliche und politische 
Freiheit. 

Der befreite Mensch vertieft das see- 
lische Leben und veredelt die Kultur.“ 


Um diese Sätze zu beweisen, rollt 
Wendt die ganze Weltgeschichte auf und 
zeigt, wie das ganze Gesetz des Fort- 
schritts nur von der Technik getragen wird, 
wie die Technik voranschreitet und alles 
weitere Geschehen ihr und aus ihr folgt. 
Seltsam, wie das Bild der Weltgeschichte, 
das wir stets von anderer Seite zu betrach- 
ten gewohnt sind, hier an klarer, fast ver- 
blüffender Durchsichtigkeit gewinnt! Als 
Beispiel möchte ich nur auf Entstehung 


und Beseitigung der Sklaverei hinweisen. 
Als noch der Mensch die einzige Quelle 
mechanischer Arbeitskraft war, gab es kein 
anderes Mittet zu ihrer Anwendung, als 
den Zwang. Jede Mehrleistung bedingte 
mehr Hände. Die Technik bedarf ihrer, um 
überhaupt die Kultur weiter zu bringen. 
Damit trägt sie aber von selbst ihre Skia- 
ven der Freiheit entgegen. Schon in den 
Anfängen der Kultur war für die in der 
Handfertigkeit Vorgeschrittenen Befreiung 
möglich, denn dem Hörigen oder Sklaven 
gelang die Ablösung von der alten Dienst- 
barkeit durch die infolge seiner Geschick- 
lichkeit erreichte größere Produktivität. 
Die Sklaverei war ausschließlich Mittel zum 
Zweck, man machte von ihr Gebrauch, wo 
die Technik keine anderen Erfüllungsmög- 
lichkeiten bot. Notgedrungen mußte das 
Wachsen der Produktivität, der gewerb- 
liche Aufschwung zunächst zur Sklaverei 
führen. Allein die gelernten und besten 
der Arbeiter konnten der Unfreiheit ent- 
rinnen. Ganz anders kann bei vorge- 
schrittener Technik dem gewerblichen Auf- 
schwung begegnet werden. Im Mittelalter, 
das bereits erhebliche Fortschritte im Er- 
satz der menschlichen Muskelkraft durch 
Tiere, Luft und Wasser zu verzeichnen 
hatte, führte der gewerbliche Aufschwung 
zum gänzlichen Aufhören der Sklaverei. 
Wo die Technik nicht vordrang, wie auf 
dem Lande, verharrten die Bauern in Un- 
freiheit. In den technischen Mög- 
lichkeiten sehen wir also deutlich Ur- 
sache und Grundlagen der Zeit- 
zustände. Wie konnten unter Verhält- 
nissen, wo der Mensch noch als Arbeits- 
maschine gerechnet wurde, Gedanken von 
Menschenliebe und menschlicher Gleich- 
stellung aufkommen. Dem Menschen mußte 
erst durch die Maschinenkraft die schwere, 
rohe rein körperliche Arbeit abgenommen 
werden, um ihm Menschenwert und Men- 


schenwürde zu geben. 


Gerade die bisher so gern geübte Ge- 
wohnheit, die Kultur eines Volkes nach 
Einzelleistungen auf Sondergebieten oder 
nach der Größe einzelner Geister zu beur- 
teilen, gibt uns so verschobene Bilder. Wo 
bleibt die vielgerühmte Harmonie der Grie- 
chen, wenn wir den wohllebenden Kultur- 
trägern die kompackte Masse elend leben- 
den Volkes gegenüberstellen? Der Pro- 
zentsatz der menschenwürdig 


lebenden Menschen, das ist das 


beste Maß der Kulturhöhe! 


Das Bild ist so klar, wie das Höher- 
steigen der Menschen der Entwicklung der 
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Maschinen folgt, daß man nicht wie Wendt 
die ganze Geschichte zu entrollen nötig 
hätte. Daß er es mit so umfassendem 
Wissen, mit so bemerkenswerter Belesen- 
heit, mit so tiefer innerer Anteilnahme tut, 
ist wertvoll für alle, die einer so er- 
schöpfenden Beweisführung bedürfen. Wir 
Ingenieure werden an der geschichtlichen 
Darstellung nur das wiederfinden, was uns 
das eigene Berufsleben selbst so eindrück- 
lich zeigt. | 

Und doch findet der Gedanke von dem 
durch die Technik vermittelten 
geistigen Aufstieg der Menschheit in Be- 
rufskreisen so selten wirksame Vertretung. 
Wie oft findet man in Zeitschriften und 
Tageszeitur.gen das alte Märchen von der 
Verstumpfung und Verdummung der Ma- 
schinznarbeiter, und wie selten rührt sich 
dagegen eine Feder, die die Berufsehre 
verteidigt. Wie prallen ähnliche Angriffs- 
pfeile aus dem Lager der Humanisten zu- 
rück, wenn der verderbliche Einfluß ihrer 
Schule auf die Erziehung angetastet wird, 
oder wie wehren sich die Juristen, wenn 
ihre Machtstellung in der Verwaltung be- 
leuchtet wird. Eine wie schwächliche Ab- 
fuhr hat vor einigen Jahren das in seinen 
Schlußfolgerungen gänzlich mißratene Buch 
von Meyer über „Technik und Kultur‘ ge- 
funden, das von neuem versuchte, der Tech- 
nik alle Schuld an dem angeblichen Rück- 
schritt der Kultur zuzuschieben. Hier fehlt 
es wahrlich in Berufskreisen noch sehr an 
der erforderlichen Wachsamkeit, vor allem 
aber an Empfindlichkeit. Man fühlt 
sich von alledem zu wenig getroffen, man 
empfindet die Irrtümer oder die mangeln- 
de Einsicht weiter Kreise noch immer 
zu wenig, sonst würde man in anderer 
Weise ‚sauer reagieren‘! Es mag deshalb 
dem Berufsstolz Vieler nachhelfen, 
wenn er sich von Wendt einmal klarmachen 
läßt, was eigentlich auf Erden alles von 
der Technik Gnaden kommt. Die Stellung 
des Ingenieurs zu allem Errungenen ist da- 
bei, wie ich schon beim Erscheinen des 
Buches bemerkt habe (vergl. Literaturblatt 
der Frankfurter Zeitung v. 18. Nov. 1906) 
zurückgetreten, weil Wendt mehr die Tech- 
nik als Kulturmacht sieht, hinter der die 
Berufsträger verschwinden. immerhin ist es 
heilsam und nützlich, diesen Ausführungen 
zu folgen, vielleicht bringt uns einmal ein 


umfassendes Werk der neueren Literatur 
eine Beleuchtung der Kultur von den In- 
genieuren als ihren Trägern ausgehend, wie 
wir schon in der Geschichte der Dampf- 
maschine so wertvolle Grundlagen haben. 


Wie langsam in Standcsfragen des Tech- 
nikers der Fortschritt ist, zeigt uns am 
besten ein Blick in das köstliche Buch eines 
auch noch immer zu wenig gewürdigten 
Ingenieurs, unseres Eisenbahningenieurs: 
Max Maria v. Weber (Aus der Welt 
der Arbeit, gesammelte Schriften von Max 
Maria von Weber. Herausg. von Maria von 
Wildenbruch geb. von Weber, Berlin 1907, 
G. Grotesche Verlagsbuchhandlung, XLV, 
491 S, M. 7.--). des ältesten Sohnes des. 
großen Komponisten. Weber war einer der 
Alleinstehenden, die vor 50 Jahren sich als 
Leute aus „anständiper Familie“ dem tech- 
nischen Studium widmeten. So empfindet er: 
die gesellschaftliche Zurücksetzung der 
Techniker ganz besonders, da er bereits 
mit offenen Augen die ganze Bedeutung der 
Technik als Kulturmacht sieht. Was den 
Tecnniker heute au den Aufsätzen Webers 
noch fesselt, das ist seine  meisterhafte 
Darstellung, der weite Blick, der auch aus: 
den kleineren Berufserlebnissen spricht. Am 
meisten ziehen die Schilderungen aus dem. 
Leben der englischen Ingenieure James 
Watt, Stephenson, Naswyth, Bundiey usw. 
an. Ueberall aber spricht das Selbsterlebte 
in seltener Vertiefung zu uns. Nur We- 
nige nach Weber besitzen die Gabe, kleine 
Episoden aus dem Berufsleben in so au- 
schaulicher Weise wie etwa in der „Win- 
ternacht auf der Lokomotive‘ wiederzu- 
geben. Trotzdem wir darin vielfach die 
vergangenen Jahrzehnte verspüren, packt 
uns der Erzähler mit unbeeinträchtigter 
Kraft. Bei dem Mangel an solcher tech- 
nisch-belletristischen Literatur greift man 
deshalb gern auf diese Sammlung zurück, 
in der ein Ingenieur mit einem Poetenherz 
über sein Berufsleben und Erleben, über 
Stand und Standesfragen spricht. 


Weber hat das Wort „Technikan- 
ten‘ nach der Wortbildung Musikanten ge- 
schaffen, für alle Techniker ohne Allge- 
meinbildung und umfassende luteressen. 
Heute hört man noch selten dieses ver- 
ächtliche Wort. Aber sind die Technikan- 
ten wirklich bereits ausgestorben? 
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Nach der im Reichsanzeiger veröffentlichten Zu- 
sammıenstellung gestalten sich die Ergebnisse der 


Diplom - Hauptprüfungen an den preussischen 
Technischen Hochschulen im Studienjahre 1910/11 
wie folgt: 
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Bildungs- und Standesfragen. : 


Der Architekten-Verein zu Ber- 
lin hat an den Minister des Inneren 
in einer Eingabe die Bitte gerichtet, die 
Organe der örtlichen Polizeiverwaltungen dar- 
über aufzuklären, wer zur Führung des Titels 
„Baumeister‘‘ berechtigt ist, und sie gleichzeitig 
anzuweisen, eine mißbräuchliche Führung dieses 
Titels gemäß $ 148 Ziffer 9c der Gewerbe- 
ordnung zur Bestrafung zu bringen. 

In der Begründung wird darauf hingewiesen, 
daß zur Führung des Titels „Baumeister‘' nur 
diejenigen Personen berechtigt. sind, denen der 
Titel als Amtstitel durch die Landesregierung 
oder durch die Kommunen bzw. Kommunalver- 
bände mit Ermächtigung der Landesregierung 
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verliehen ist, ferner die aus dem Staatsdienste 
ausgeschiedenen Regierungsbaumeister und die- 
jenigen, welche die höhere Staatsprüfung im 
Baufache abgelegt haben, ohne zu Regierungs- 
baumeistern ernannt worden zu sein. Trotz 
dieser klaren Umgrenzung des Kreises der Be- 
rechtigten sei die Zahl der Personen, die sich 
diesen Titel unberechtigterweise anmaßt, eine 
außerordentlich große; allen das Berliner 
Adreßbuch führe, abgesehen von den Bau- 
geschäften, als eine besondere Gruppe der 
„Baumeister“ gegen 200 Personen auf, von 
denen wohl 9/,, zu Unrecht diesen Titel tragen. 
` Da es sich bei der Annahme des Titels um 
die ausgesprochene Absicht handele, in der 
Oeffentlichkeit die Meinung zu erwecken, daß 
Leistung und Können der betreffenden „Bau- 
meister“ gleichwertig denjenigen der staatlich 
-geprüften Baumeister sei, und aus dem guten 
Klang, dessen sich der Baumeistertitel durch 
das Verdienst seiner rechtmäßigen Träger er- 
freue, entsprechende geschäftliche Vorteile zu 
ziehen, so folge daraus, daß hier nicht nur 
eine wirtschaftliche und ideelle Schädigung 
der zur Führung des Titels allein Berechtigten, 
sondern auch eine das öffentliche Interesse 
berührende Täuschung weiter Kreise der Be- 
völkerung vorliege. Durch die stillschweigende 
Duldung solcher Anmaßungen seitens der Polizei- 
verwaltungen werde u. a. auch die Absicht des 
Gesetzes über die Sicherung der Bauforderungen 
vom 1. Juli 1909 vereitelt, das zur Ermög- 
lichung einer besseren Beurteilung der Zuver- 
lässigkeit der Bauausführenden seitens der 
Oeffentlichkeit in seinem § 4 Abschn. I be- 
stimmt, daß bei Neubauten der Bauleiter ver- 
pflichtet ist, auch seinen Stand auf einem 
Anschlag am Baue in deutlich lesbarer und un- 
verwischbarer Schrift anzugeben. Auf Grund 
der Bestimmungen dieses Gesetzes sei den ört- 
lichen Polizeiverwaltungen nicht nur das Recht, 
sondern auch die Pflicht gegeben, die erforder- 
liche Angabe des Standes der Bauausführenden 
auch auf ihre Richtigkeit hin zu prüfen. Die 
Baupolizeibehörden hätten aber auch weiter noch 
bei Anträgen auf Genehmigung eines Bauvor- 
habens von großem Umfange oder besonderer 
Schwierigkeit ein begründetes Interesse daran, 
sich über 
Kenntnis zu verschaffen, da die Genehmigung 
dem Betreffenden im allgemeinen Sicherheits- 
interesse auf Grund der 88 53a und 35a der 
Gewerbeordnung versagt werden kann, falls ihm 
die erforderlichen theoretischen oder praktischen 
Kenntnisse fehlen. 


In der Technischen Hochschule zu 
Berlin soll vom 18.—30: März 1912 unter 
Leitung der Professoren Buchka und Paul 
ein Fortbildungskursus in der Nahrungsmittel- 


die Vorbildung des Ausführenden. 


meister nach Pforzheim über. 


chemie für Nahrungsmittelchemiker, Aerzte, 
Juristen, Verwaltungsbeamte und Sachverstän- 
dige aller Art veranstaltet werden. 
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Auf der am 14. und 15. Oktober 1911 in 
Pforzheim abgehaltenen 43. Hauptver- 
sammlung des Badischen Archi- 


tekten- und Ingenieur-Vereins zu 
Karlsruhe i. B. hat sich der Pforzheimer 
Oberbürgermeisterr Habermehl in einer 


Rede, die in dem Bericht der „Deutschen Bau- 
zeitung“ als Höhepunkt der Veranstaltung be- 
zeichnet wird, über die Erfahrungen der 
Stadtverwaltung mit ihrem aus der technischen 
Schule hervorgegangenen Bürgermeister!) ge- 
äußert. Pforzheim ist die einzige badische 
Stadt, die einen im Stadtrat stimmberechtigten, 
technisch vorgebildeten, leitenden Verwaltungs- 
beamten hat. Der Hinweis der badischen Tech- 
niker auf dieses Beispiel, dessen Nachahmung 
anläßlich einer Bürgermeisterwahl in Karlsruhe 
und der Neubesetzung der Vorstandsstelle des 
Tiefbauamtes in Mannheim erstrebt wurde, stieß 
immer wieder auf das Gerücht, daß man in 
Pforzheim mit einem solchen Beamten schlechte 
Erfahrungen gemacht habe. Dieses Gerücht er- 
klärte Oberbürgermeister Habermehl für unzu- 
treffend und betonte demgegenüber, daß nicht 
nur er, sondern die ganze Stadtverwaltung und 
die gesamte Bürgerschaft sowohl nach der grund- 
sätzlichen wie nach der persönlichen Seite von 
der Einrichtung eines technisch vorgebildeten 
Bürgermeisters auf das höchste befriedigt seien, 
trotz der in der badischen Städteverfassung be- 
gründeten Schwierigkeiten, die in Karlsruhe und 
Mannheim gegen einen solchen Verwaltungs- 
beamten ja auch ausgiebig geltend gemacht 
worden seien. — 

Wir sind in der Lage, über den Bildungs- 
und Lebensgang des in Frage stehenden Be- 
amten noch folgende Daten mitzuteilen: 

Bürgermeister Ad. Schultze, Stadtbaurat, 
42 Jahre alt, studierte, nach Ablegung der 
Abiturientenprüfung in Frankfurt am Main, 
Bauingenieurwesen, bestand 1898 in Berlin 
die Baumeisterprüfung für die Fachrichtung 
Wasserbau, war zunächst bei der Oderstrom- 
bauverwaltung in Breslau tätig, dann ein Jahr 
als Lehrer an der Kgl. Baugewerkschule in 
Breslau, wurde dann Stadtbaurat und Magistrats- 
mitglied in Stralsund und siedelte nach 7jäh- 
riger Tätigkeit 1906 als Stadtbaurat und Bürger- 
Dort ist er Re- 


1) „Bürgermeister“ heißt hier Gehilfe des 
leitenden (Öber-) Bürgermeisters. 
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spizient für das Hoch- und Tiefbauamt, in 
welcher Eigenschaft ihm sämtliche baulichen und 
technischen Angelegenheiten der Stadt und der 
städtischen Betriebe unterstellt sind. 


: Aus der Industrie. 


Die finanziellen Ergebnisse der deutschen 
Maschinenbau-Aktiengesellschaften im Jahre 1910 
behandelt Dipl.-Ing. Ernst Werner, Berlin, 
in einer im Auftrage des Vereins deutscher 
Maschinenbau-Anstalten (Drucksache 1911 Nr. 8) 
herausgegebenen statistischen Untersuchung. Sie 
benutzt das erstmals bei der Berechnung der 
finanziellen Ergebnisse dieser Gesellschaften in 
den Jahren 1906—1909 (Drucksache 1910 Nr. 6) 
aufgestellte Schema, das mit Ausnahme weniger 
Punkte einen Vergleich mit den Daten der 
alljährlich vom Kaiserl. Statistischen Amt heraus- 
gegebenen Geschäftsergebnisse der deutschen 
Aktiengesellschaften ermöglicht. Aufgenommen 
wurden alle Bilanzen, die in dem dem Be- 
richtsjahre entsprecherden Kalenderjahre 1910 
zum Abschluß gelangten. In den Kreis der 
Untersuchung fielen alle Aktiengesellschaften, 
cie als Zweck ihres Unternehmens die Her- 
stellung von Maschinen angeben, einschließ- 
lich der Schiffbauanstalten und Kesselfabriken; 
ausgeschlossen biieben alle Aktiengesellschaften, 
die Eisenkonstruktionen, Eisenbahnmaterial, 
Waggons . usw. herstellen, ebenso solche, die 
nur tandel mit Maschinen betreiben oder 
die neben dem Maschinenbau in erheblichem 
Maße andere mit demselben nicht zusammen- 


hängende Betriebe (Bergbau, Eisenhütten- 
industrie usw.) aufweisen, wie z. B. Krupp, 
Gutehoffnungshütte, Lauchhammer, Donners- 


marckhütte u. a. Schließlich blieben alle Ge- 
sellschafter, die sich in Liquidation, im Kon- 
kurs befanden oder bei denen keine bzw. nur 
unvollständige Bilanzen vorlagen, wunberück- 
sichtigt. 

Auf diese Weise wurden von insgesamt 273 
tätiger Maschinenbau-Aktiengesellschaften mit 
einem Aktienkapital von 617 Mill. M. 255 Ge- 
sellschaften mit 603 Mill. M. Kapital statistisch 
verwertet. Das tatsächlich von den Aktio- 
nären in das Unternehmen eingebrachte Kapital 
betrug 767 Mill. M, war also im G:samt- 
durchschnitt 1,27 mal höher als das zugehörige 
Nominalkapital. Dieses Verhältnis ist gleich 
dem für 1909 berechneten und weicht von dem 
für die Jahre 1906—1908 nur um 0,01 ab. In 
den einzelnen Gruppen schwankt es bedeutender. 
Dem Gesamt-Aktienkapital von 603 Mill. M. 
entspricht ein Gesamt-Gründungskapital von 
33 Mill. M., das erstere hat also gegenüber 
dem letzteren eine Steigerung von 39,8% er- 


fahren. Der stärkste Zuwachs findet sich mit 
70,2% bei den großen Schiffbauanstalten. Von 
den untersuchten 255 Gesellschaften mit 
603 Mill. M. Aktienkapital sind 129 mit 
403 Mill. M. (67%) an der Börse zugelassen. 
Diesem Kapital von 403 Mill. M. der Ge- 
sellschaften mit Börsennotiz entspricht ein 
Kurskapital von 706 Mill, M., d. h. das nomi- 
nelle Aktienkapital wurde durch die Börse am 
Anfang des Bilanzjahres 1910 im Gesamtdurch- 
schnitt um 76% (gegen 53% im Vorjahre) höher 
eingeschätzt. Bemerkenswert ist hierbei, daß 
die Schiffbau-Aktiengesellschaften, die ein Aktien- 
kapital von 1,5 Mill. M. und mehr, aber we- 
niger als 3 Mill. M. haben, unter Kurs stehen. 
Sehr hohe Kursnotierungen zeigen die Aktien- 
gesellschaften, welche sich mit der Herstellung 
von Textilmaschinen befassen, insbesondere die- 
jenigen mit einem Aktienkapital von mehr als 
3 Mill. M. Der erwähnten höheren Kursbe- 
wertung des Aktienkapitals steht die beachtens- 
werte Tatsache gegenüber, daß die durchschnitt- 
liche Kursdividende, d. h. die Dividende be- 
rechnet auf‘ den Kurswert des Aktienkapitals 
sinkt; sie betrug 1909 noch 5,9%, 1910 nur 
noch 5,6%. Dagegen betrug die Dividende, be- 
zogen auf das Nominalaktienkapital aller civi- 
dendenzahlenden Gesellschaften für die Jahre 
1907—1910 10,1%, 9,8%, 9,8% und 10,1%/,. Von 
den 603 Mill. M. des Gesamtaktienkapitals 


zahlten rund 119 Mill. keine Dividende 
” 43 n 4o d 
„~ Ø n»n 5% u 
n„ 63 „ 6% ’ 
n»n 21 „ 7% n 
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Die Verhältnisse der dividendenlosen Gesell- 
schaften haben sich insofern gebessert, als das 
hiervon betroffene Aktienkapital von 135 auf 
119 Mill. M. zurückgegangen ist. Von diesem 
Kapital haben rund 35 Mill. mit positivem Ge- 
winn, rd. 7 Mill. mit indirektem Gewinn und 
rd. 77 Mill. mit Verlust gearbeitet. 

Da die Dividende durchaus kein Gradmesser 
für die Rentabilität nnd Beurteilung der wirt- 
schaftlichen Lage eines Industriezweiges ist, so 
sind noch weitere Rentabilitätsziffern berechnet 
worden. Bestimmt man die positiven Jahres- 
reinerträgnisse (Gewinne), zieht von ihnen die 
negativen Jahresreinerträgnisse (Verluste) ab 
und setzt das so ermittelte statistische Jahres- 
reinerträgnis in Beziehung zum ‚„Unternehmungs- 
kapital“, so erhält man Ziffern, die eine gute 
Beurteilung der Rentabilität zulassen. Auf Grund 
einer solchen Berechnung ergibt sich, daß 214 
Gesellschaften mit 526 Mill. M. Aktienkapital 
ein Gesamt-Jahresreinerträgnis von 65 Mill. M. 
erzielten, während 41, Gesellschaften mit 77 Mill. 
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Mark Aktienkapital mit einem Verlust von 5,4 
Mill. M. arbeiteten; hieraus folgt eine Renta- 
bilitätsziffer von 7,7%. Eine weitere wichtige 
Rentabilitätsziffer gewinnt man, wenn man das 
„werbende Kapital“ zu der Summe der festen 
Zinsverbindlichkeiten und der Jahresreinerträg- 
nisse in Beziehung setzt. Für 220 Gesell- 
schaften mit einem Aktienkapital von 535 Mill. 
Mark war disse Summe positiv (+ 73 Mill.), 
für 35 Gesellschaften mit 68 Mill. Aktienkapital 
- dagegen negativ (— 4 Mill.). Die: Rentabili- 
tätsziffer für den Gesamtdurchschnitt ergibt 
7,2%. 

Von großem Interesse ist die Tabelle 13 der 
Untersuchung, welche sämtliche Rentabili- 
tätsziffern zusammenstellt, und zwar einmal 
vom Standpunkte des Aktionärs und 
dann von demjenigen des Unterneh- 
mens aus. Wir heben daraus noch folgendes 
hervor: Da das Nominalaktienkapital von dem 
tatsächlich seitens der Aktionäre in das Unter- 
nehmen eingebrachten Kapital nach unten erheb- 
lich abweicht, so ist es wichtig, die Rentabili- 
tät unter Berücksichtigung dieses tatsächlich ein- 
gezahlten Kapitals zu bestimmen, weil man erst 
hierdurch die tatsächliche Rente erhält, die ein 
Aktionär erreicht haben würde, wenn er alle 
Veränderungen des Aktienkapitals (Herab- 
setzungen, Erhöhungen, Zuzahlungen usw.) hätte 
mitmachen müssen. Die so ermittelte Durch- 
schnittsrente stellt sich für das Jahr 1910 auf 
8,40%, ist also um 1,7% niedriger als die Durch- 
schnittsdividende. — Ebenso wichtig ist die Kurs- 
dividende, d. h. die Rentabilität des Unterneh- 
mens unter Berücksichtigung der Tatsache, daß 
man als Käufer von Aktien in der Regel einen 
vom Nominalbetrag der Aktien abweichenden 
Betrag ausgeben muß, in der gezahlten Divi- 
dende also nicht den dem Kaufpreis entspre- 
chenden Prozentsatz bekommt. Die für das Jahr 
1910 berechnete Kursdividende beträgt, wie schon 
erwähnt, 5,6%, bleibt somit um 2,5% unter 
der Durchschnittsdividende. — Vom Standpunkt 
des Unternehmens ist zu berücksichtigen, daß 
jede Aktiengesellschaft nach gesetzlicher Vor- 
schrift einen Teil ihres Gewinnes dem Reserve- 
fonds zuführen muß. Sie verfügt somit, so 
weit dieser Reservefonds nicht aufgebraucht ist, 
neben dem Aktienkapital über Geldmittel (echte 
Reserven), die ebenfalls mit wirtschaften helfen, 
so daß es angebracht ist, das „Unternehmungs- 
kapital“ (= Nominalaktienkapital -+ echte Re- 
serven) mit dem Jahreserträgnis zur Gewinnung 
einer Rentabilitätsziffer in Beziehung zu setzen. 
Diese Ziffer beträgt für 1910 7,7%. — Zählt 
man zu dem „Unternehmungskapital‘“ schließ- 
lich noch die festverzinslichen Verschuldungen 
(Obligationen), so erhält man das „werbende 
Kapital“, dessen Beziehung zu der Summe von 
Jahresreinerträgnis und festen Schuldzinsen eine 


Beer, Fritz, 


weitere Rentabilitätsziffer (für 1910: 7,290) er- 
gibt. 

Aus den Rentabilitätsberechnungen ergibt 
sich, daß das Jahr 1910 wirtschaftlich besser 
abgeschlossen hat als die Jahre 1908 und 1909. 
Diese Besserung zeigt sich auch schon in der 
größeren Zahl der dividendezahlenden Gesell- 
schaften. Es wurden geählt 1909 175 
dividendezahlende Gesellschaften mit 451 
Millionen Mark Nominalaktienkapital und 
44 Mill. Mark Dividende, 1910 dagegen 183 
dividendezahlende Gesellschaften mit 484 Mill. 
Mark Nominalaktienkapital und 49 Mill. M. 
Dividende. 


ra] 


Die Frage, ob sich im Erdinnern größere Radium- 
lager befinden, bedarf noch der endgültigen Klärung. 
Einen neuen Beitrag h.erzu liefert eine in der Pariser 
Akademie der Wissenschaften durch Professor Chatelier 
bekanntgegebene Mitteilung der Forscher Moreu und 
Lepape. Diese haben bei der Untersuchung des 
Stickstoffs in schlagenden Wettern verschiedener Stein- 
kohlengruben gefunden, d-B dieses Gas einen Ueber- 
fluß an Helium enthält, in den Gruben von Mons 
z. B. 130/ d. h. 20000 mal mehr als der atmosphärische 
Stickstoff. Die Herkunft dieses Heliums ist noch 
nicht erwiesen. Wenn sich indessen die Vermutung 
bestätigen sollte, daß es von großen Radiumlagern 
im Erdinnern herrührt, so würde sich damit eine Aus- 
sicht auf Energie- und Wärmequellen eröffnen, von 
deren Größe und Bedeutung wir uns heute noch 
kaum eine Vorstellung machen können. (Nach einer 
Mitteilung der Frankf. Ztg ) 


Vorstandsbericht. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 

Herren Tipl.-3ng.: 

Arndt, Alfred, Berlin N. 39, Fennstr. 21. 

Bader, Wilhelm, Ingenieur am Stadtbauamt 
Mürchen, München, Schlottauerstr. 5. 

Bayer, Erich, Regierungsbauführer, Konstruk- 
teur der A.-G. „Weser“, Bremen, 125 Con- 
trescarpe. 

Ingenieur der 
hoff & Widmann, 
platz 211. 

Benemann, Karl, Leurer an der ingenieur- 
schule Zwickau, Zwickau i. Sa, Moltke- 
straße 43. 

Böddecke, Florenz, Oppeln, Moltkestr. 2a. 

Bornemann, Fritz, Hilfsarbeiter im Reichs- 
marineamt, Schöneberg, Hauptstr» 1t0011. 


Firma, Dycker- 
Biebrich a. Rh., Adolfs- 
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Brandenburg, Franz, Oberingenieur, Len- 
dersdorf bei Düren. 

Eckardt, August, Bergdirektor a. D., Ge- 
schäftsführer des Bergvaulichen Vereins für 
Zwickau und Lugau-Oelsnitz, Zwickau, Carola- 
straße 32. 

Friedrichsmeyer, August, Essen-Rütten- 
scheid, Isabellastr. 31. 

Geisler, Kurt, Ing. ım Proj.-Bureau, Bahn- 
Abteil. der Siemens-Schuckert-Werke. Berlin 
SW. 68, Ho!imannstr. 26 ll. 

Grah, Fritz, Konstrukteur, Aachen, Theresien- 
straße 21. 

Grünberg, Curt, Charlottenburg, Uhland- 
straße 173/174. 

Hansen, Reinhold, Konstrukteur der A.G. 
„Weser“, Bremen, Hansastr. 201. 

Heinlein, Carl, Betriebsoberingenieur der 
Siemens-Schuckert-Werke, G. m. b. H., Char- 
lottenburg 2, Mommsenstr. 3. 

Höpker, Carl Theodor, Regierungsbauführer, 
Zwickau i. Sa., Reichestr. 14. 

Hosch, Martin, Halensee, Joachim-Sigismund- 
straße 5. 

Huth, August, Fortbildungsschullehrer, Düssel- 
dorf, Immermaunstr. 3611. 

Kalisch, Ernst, Halle a. S., Bernhardstr. 57. 


Leinert, Georg, Regierungsbauführer, Darm- 
stadt, Karlstr. 1151. 

Lungen, Erich, Schiffbauingenieur, Hamburg, 
Ackermannstr. 16 pt. 

Mertens, Gerhard, Oppeln, Zwingerstr. 1. 


Müller, Rudolf, Konstrukteur bei der Ma- 
schinenfabrik Augsburg-Nürnberg, Nürnberg, 
Gabelsbergerstr. 27 II. 


Preuß, Hellmuth, Militar-Baumeister, Betriebs- 
assistent a. d. Kgl. Gewehrfabrik, Danzig, 
Kgl. Gewehrtfabrik. 


Reinartz, Karl, Hütteningenieur der Metal- 
lurgischen Gesellschaft Frankfurt a. M, 
Frankfurt a. M., Wöhlerstr. 15. 


Rochs, Rud. Erster Elektroingenieur beim 
Dampfkessel - Ueberwachungs - Verein, Oppeln, 
Malaganerstr. 51a. 


Röcke, Fritz, Ingenieur bei der Maschinen- 
fabrik Grevenbroich, Grevenbroich, Auf der 
Schanze 20. 

Rüth, Georg, Oberingenieur der A.-G. Dycker- 
hoff & Widmann, Biebrich, Dozent an der 
Techn. Hochschule Darmstadt, Biebrich a. Rh., 
Wilhelmsanlage 11. 

Sarfert, Alfred, Bergreferendar, Techn. Hilfs- 
arbeiter bei der Kgl. Berginspektion Zwickau I, 
Zwickau i. Sa., Hauptmarkt 15. 

Schlegel, Louis Ferdinand, Ing. d. Firma 
Windschild & Langelott, Dresden A., Schnorr- 
straße 621. 

Schmidt, Johannes, Repierungsbaumcister 
a. D, Hemfurt-Waldeck, Talsperrenbauamt. 


Schmidt, Adolf Robert, Ostercappeln, Kgl. 
Kanalbauamt. 

Schultze, Karl, Kattowitz O.-Schl., Aug. 
Schneiderstr. 8. 

Sickinger, Germann, Bauingenieur der Firma 
Max Pommer, Eisenbetonbau, Leipzig, Alexan- 
derstr. 40b 1]. 

Siebert, Wilhelm, ®r.-Ing., beratender In- 
genieur, Altona-Hamburg, KI. CGärtnerstr. 150. 

Stierstorfer, Karl, Kgl. Kommerzienrat 
Gemeindebevollmächtigter, München, Ziebland- 
straße 2211. 

Stiller, Hans, Durlach i. Baden, Turmberg 10. 

Unger, Eduard, Ingenieur des Prüffeldes, 
Nürnberg, Jakobsstr. 12. 

Verenkotte, Anton, Dellwig, Gerscheder- 
straße 32. 

Wachler, Rudolf, Ingenieur der Königin- 
Marienhütte in Cainsdorf i. Schl, Zwickau 
i. Sachsen, Carolastr. 19111. | 

Waßmann, Ludwig, Kgl. Regierungsbaufüh- 
rer, Hemfurt i. Waldeck. 

Winkelmann, Georg, Regierungsbauführer, 
Braunschweig, Kasernenstr. 2 p.l 


In die Liste der Förderer wurden ein- 
getragen die Herren: 


Axelrad, Hermann Erhard, Dipl.-3ng, Wien 
111/2, Paracelsusgasse 8 IIl Th. 6. 

Dihlmann, Carl, Kgl. Baurat, Direktor im 
Siemens - Concern, Grunewald, Wangenheim- 
strabe 5. 

Donner, Alfred, Oberingenieur und Leiter 
des Zweigbureaus Dresden d. Fa. Weise & 
Monski, Halle a. S., Dresden-A., Lüttichan- 
straße 33 I. 

Henrich, Otto, Direktor der Siemens- 
Schuckert-Werke, Berlin W., Ansbacherstr. 29. 

Stellwag, Hermann, Regierungsbauführer 
a. D., Ingenieur i. Fa. Dyckerhoff & Wid- 
mann, Biebrich a. Rh, Biebrich a. Rh, 
Kastelerstr. 11. 
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Berlin. Der Bezirksverein feiert, wie vor 
kurzem bereits mitgeteilt wurde, sein dies- 
jähriges Winterfest am 20. Januar in den Räu- 
men des Hotels „Prinz Albrecht“, Berlin, 
Prinz-Albrecht-Str.9. Der Ball beginnt pünktlich 
9 Uhr, das Abendessen wird später, gemeinsam 
an kleinen Tischen eingenommen. ` 

Es mag hier nochmals darauf hingewiesen 
werden, daß die Einführung von Gästen, auch 
solcher, die nicht dem Verbande angehören, 
sowie von deren Angehörigen durchaus er- 
wünscht ist.. Doch muß die Anmeldung der- 
selben im Interesse der rechtzeitigen Versen- 
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dung von Einladungen möglichst sofort ge- 
schehen an: Dipl.-Jng. Häpke, Charlottenburg, 
Dahlmannstr. 4. 

Die Eintrittskarten sind zum Preise von 
6 M. einschl. trockenem Gedeck gegen Vorein- 
sendung des Betrages ebenfalls dort erhältlich, 


Mitgliederversammlung 
Smidt einen Vor- 


Bremen. In einer 
hielt Regierungsrat Dr. 
trag über „Definition und Grenzen 
des Begriffs Betriebsunfall‘“ Aus- 
gehend von den sozialen Einrichtungen der 
Kranken-, Unfall- und Invalidenversicherung de- 
finierte der Vortragende den Gegenstand der 
Unfallversicherung, den Betriebsunfall, dahin: 
Der Betriebsunfall ist ein Unfall, der in einem 
Betriebe vorfällt, und zwar ist dabei „Betrieb“ 
in einem engeren Sinne als gewerblicher, in- 
dustrieller, landwirtschaftlicher usw. Betrieb zu 
verstehen, Unfall ist ein plötzlich eintretendes 
- Ereignis, wodurch einer Person ein körperlicher 

Schaden zugefügt wird, der die Person mehr 
oder weniger, dauernd oder vorübergehend, 
verhindert, gewisse Funktionen auszuüben. Zum 
Betriebsunfall gehören also nicht die sog. Ge- 
werbekrankheiten, Krankheiten, die der Arbei- 
ter sich zuzieht, wenn er längere Zeit eine 
Tätigkeit ausübt, die einen nachteiligen Ein- 
fluß auf seine Gesundheit hat (z. B, Bleiver- 
giftungen usw.). Ein Unfall, bei dem die oben 
gekennzeichneten Merkmale des Betriebsunfalles 
offen vorliegen, wird bei der Handhabung des 
Gesetzes keine Schwierigkeiten bereiten. An- 
ders ist es, wenn Örenzgebiete in Frage kom- 
men. Der Vortragende besprach diese Gren- 
zen des Begriffes „Betriebsunfall“, wie sie vom 
Gesetz, der allgemeinen Praxis und den reichs- 
gerichtlichen Entscheidungen festgelegt sind. 
Ein Betriebsunfall liegt danach vor, wenn von 
außen wirkende höhere Gewalt, wie Blitzschlag, 
Ueberschwemmung usw. den Arbeiter auf der 
Betriebsstelle betrifft und ihm körperlichen 
Schaden zufügt. Dagegen liegt kein Betriebs- 
unfall vor, wenn Ereignisse des täglichen Lebens 
ohne Zusammenhang mit dem Betriebe den Ar- 
beiter auf der Arbeitsstelle betreffen (z. 
(Blinddarmentzündung). Ferner gehören zum 
Betriebsunfall Unfälle, die zwar nicht auf der 
Betriebsstelle, wohl aber im sog. Gefahrenbereich 
des Betriebes eingetreten sind und mit dem 
Betriebe in einem gewissen Zusammenhange 
stehen. Zum Oefahrenbereich gehört z. B. der 
Weg, der im Interesse des Betriebes gemacht 
wird. Nicht dazu gehört der Weg vom Hause 
des Arbeiters zur Betriebsstelle, wohl aber der 
Weg von der Arbeiterversammlungsstelle zur 
Betriebsstelle. 

Wichtig sind auch die persönlichen Verhält- 
nisse des einen Unfall Erleidenden. Wird der 
Unfalı absichtlich herbeigeführt, sa liegt kein 


Betriebsunfall vor. : Dagegen wird ein durch 
grobe Fahrlässigkeit veranlaßter Unfall als Be- 
triebsunfall angesehen. Eine gewisse spielerische 
Tätigkeit bei jugendlichen Arbeitern wird als 
etwas so Naturgemäßes angesehen, daß man es 
als Ursache eines Betriebsunfalles gelten läßt; 
bei Erwachsenen jedoch geht der Betreffende 
im gleichen Falle der Ansprüche verlustig. Ein 
Unfall bei Benutzung von Fahrgelegenheit, sei 
es erlaubter oder unerlaubter, ist stets als ein 
Betriebsunfall angesehen worden. 

Wird ein Unfall durch Verschulden dritter 
Personen herbeigeführt, so muß wiederum ein 
Zusammenhang mit dem Betriebe vorhanden 
sein. Persönliche Zwistigkeiten läßt man nicht 
gelten, wohl aber Streitigkeiten, die mit Lohn- 
und anderen Arbeitsverhältnissen zusammen- 
hängen. 

Sind eigenwirtschaftliche Tätigkeit und Be- 
triebstätigkeit miteinander verbunden und er- 
eignet sich ein Unfall, so hat man zu unter- 
scheiden, welche Tätigkeit in dein Augen- 
blicke des Unfalles überwog. 

Der Unfall auf dem Wege von und zur 
Lohnauszahlung ist ein Betriebsunfall. Bei 
Lohnauszahlung in Naturalien gilt noch als Be- 
triebsunfall ein Unfall, der sich z. B. beim 
Verstauen der diesbezüglichen Naturalien im 
Hause des Arbeiters ereignet. 

Der Vortragende führte zum Schluß noch 
einige besonders interessante Fälle an, die klar- 
legten, daß die entscheidenden Behörden bei 
der Unfallversicherung sich oft nicht scheuen, 
die entferntesten Beziehungen zwischen Betrieb 
und der betr. Tätigkeit anzuerkennen, um so 
dem Versicherten die Rente zu sichern. 

Der durch zahlreiche Beispiele aus dem 
Leben erläuterte und belebte Vortrag fand den 
lebhaften Beifall der Versammlung. — 


Das am 17. Juni in Form eines Ausfluges 
mit Damen nach Höpkensruh gefeierte I. Stif- 
tungsfest gab durch seinen überaus schönen 
Verlauf Veranlassung, auch in diesem Winter 
ein Winterfest zu veranstalten. Das Winter- 
fest wird am 10. Februar in den Räumen 
des „Ratscafes‘ Kaiser-Wilhelm-Platz in Form 
eines Festessens mit Ball stattfinden. Die Ein- 
führung von Gästen ist gern gesehen und kann 
durch den Vorsitzenden des Vergnügungsaus- 
schusses, Dipl.-Ing. Küntzel, Nordstr. 1a, be- 


wirkt werden. 
Dipl.-Ing. Meinders. 


Bremen. Die Neuwahlen für den Vorstand 
1912 hatten foigendes Ergebnis: Vorsitzender: 
Dr.-Ing. Rud. Schmidt, Utbremerstr. 47; stell- 
vertr. Vorsitzender: Dipl.-Ing. Benz, Hansa- 
straße 219; Schriftführer: Dipl.-Ing. Meinders, 
Osterfeuerbergstr. 4; stellvertr. Schriftführer: 
Dipl-3Jng. Doden, Bismarckstr. 98; Kassenführer: 
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Dipl.-Ing. Mowinkel, Nordstraße; Beisitzer: 
Dipl.-Ing. Ahrens, Sogestr. 56 und Dipl.-Ing. 
Schoeme, Brückenstr. 27. 


Danzig. In der Hauptversammlung vom 
13. Dezember 1911 fand die Neuwahl des Vor- 
standes statt. Durch den Fortzug des Kollegen 
M. W. Neufeld war die Stelle des Schrift- 
warts neu zu besetzen. Alle anderen Mitglieder 
des Vorstandes wurden wiedergewählt, so daß 
dieser jetzt besteht aus dem Vorsitzenden: 
Dipl.-Ing. Georg Pelz, Oberingenieur der 
Städt. Elcktrizitätswerke; Stellvertreter: Tpl.» 
Aug. Gustav Demnitz, Techn. Hilfsarbeiter 
der Kaiserl. Werft; Schriftwart: Dipl.-Ing. 
Magnus Micheel, Betriebsinzenieur der Städt. 
Elektrizitätswerke; Stellvertreter: Tr.-3ng. Ernst 
Waldmann, Konstruktionsingenieur für Schiff- 
bau an der K. T. Hochschule; Kassenwart: 
Dipl.-Ing. Richard Schwartz, Fa. Paul König 
& Schwartz. Zum Vertreter im Ausschuß des 
Verbandes für 1912 wurde der Vorsitzende des 
B.-V., G. Pelz, gewählt. 


Düsseldorf. Die Neuwahlen für den Vor- 
stand hatten folgendes Ergebnis: Vorsitzender: 
Zipl.-Ing. Horn; stellvertr. Vorsitzender: Dipl.- 
Qng. Burkhardt; Schriftführer: Dr.-Ing. Mol- 
denhauer; stellvertr. Schriftführer: Dipl.-Ing. 
v. Pasinski; Kassenführer: Dipl.-Ing. Oppert; 
stellvertr. Kassenführer: Dipl.-Ing. Rotermund; 
Beisitzer: Dr.-Ing. Sidow. 


Essen (Ruhr). In der Mitgliederversamm- 
lung vom 8. 12. v. J. hielt Dipl.-Ing. Diefen- 
bach, Stadtbaumeister der Stadt Bochum, einen 
Vortrag über „die Stellung der aka- 
demisch gebildeten Ingenieure in 
denKommunenRheinlandsund West- 
falens“. Der Vortragende schilderte nach 
einem kurzen Hinweis auf das kommunale Ver- 
fassungsrecht in den beiden Provinzen (Magi- 
stratsverfassung und Bürgermeisterverfassung) 
die bisherigen Verhältnisse, unter denen der 
Diplom-Ingenieur nicht zur Geltung kommen 
konnte. Was der Anerkennung des letzteren 
noch immer hinderlich ist, ist die weit ver- 
breitete irrige Anschauung, daß der für den 
Staatsbaudienst vorbereitete und ausgebildete 
Regierungsbaumeister zugleich auch am besten 
für den Kommunaldienst vorbereitet sei. Rich- 
tig sei. daß der Diplom-Ingenieur, der nach 
Abschluß der Hochschulstudien in den Kom- 
munaldienst eingetreten und dort mehrere Jahre 
tätig gewesen sei, nach Wissen und Können 
sich mindestens ebensogut für den Kommunal- 
dienst eigne. Die Ursache für die eigentüm- 
liche Erscheinung einer Minderbewertung des 
Diplom-Ingenieurs könne nur in der Unkenntnis 


Verantwortlich: Wilh. Franz, Charlottenburg, Kantstraße 10. 


der Vorgänge gesucht werden. Die Neuord- 
nung der Standesgliederung sei noch zu wenig 
bekannt, weil sich alles, was die Technik be- 
trifft, in den Köpfen der maßgebenden Per- 
sönlichkeiten nur langsam durchsetzt, und weil 
unter den letzteren noch zu wenig technische 


Intelligenz vertreten sei. So weise das 61 Köpfe, 


starke Stadtverordnetenkollegium der Stadt 
Essen von 180 ortsangesessenen Diplom - In- 
genieuren nur einen Stadtverordneten auf, gegen 
6 Rechtsanwälte von nur 60 ortsangesessenen 
Rechtsanwälten — ein Verhältnis also von 1:18. 
Die Bezirksvereine müßten ihr Augenmerk auch 
darauf richten, daß die Zahl der Stadtverord- 
neten aus ihren Reihen größer würden. 


Essen (Ruhr). Die Vorstandswahlen, die in 
der Mitgliederversammlung vom 15. Dezember 
vorgenommen wurden, hatten folgendes Er- 
gebnis: 1. Vorsitzender: Zipl.-Qng. C. E. Böhm, 
Kgl. Oberlehrer, Korneliastr. 19; 2. Vorsitzen- 
der! Dipl.-Ing. Schmitz, Oberingenieur der 
Friedr. Krupp A.-G.; 1. Schriftführer: Dipf.- 
3ng. W. Sievers, in Friedr. Krupp A.-G. Bre- 
deney, Bergstr. 16; 2. Schriftführer: Dipl.-Ing. 
Stern, Patentanwalt, Hansahaus; 1. Kassen- 
führer: Dipl.-Ing. Beyenburg, Ingenieur der 
Emscher Genossenschaft; 2. Kassenführer: Dipl.» 
Sng. Tillmann, Ingenieur der Zinnhütte von 
Goldschmidt. 


Frankfurt a. M. In der Mitglieder-Ver- 
sammlung vom 12. Dezember wurde Dipl.-\ng. 
C. Weihe zum 1. Vorsitzenden und Dipl.-Xng. 
Stamm, Oberingenieur, zum 2. Vorsitzenden 
wiedergewählt. Weiter wurden in den Vorstand 
gewählt die Herren Dipl- Jng.: Mierisch, Köster, 
von Hanffstengel, Rahm, Reiffert, Dippel, Weil. 


Hannover. Die im Dezember stattgefundenen 
Vorstandswahlen hatten folgendes Ergebnis: 
1. Vorsitzender: Dipl.-Ing. van der Laan, Pa- 
tentanwalt; 2. Vorsitzender: Dipl.-3ng. Löh- 
mann; 1. Schriftführer: Dipl.-Ing. Zander; 
2. Schriftführer: Zipl.-Sng. Hücking; 1. Kassen- 
wart: Dipl.-Ing. Kellner; 2. Kassenwart: Dipl.» 
Ang. Dr. Humann; Beisitzer: Dr.-Ing. Nacht- 
weh, Professor. 


München. Die Vorstandswahlen hatten fol- 
gendes Ergebnis: 1. Vorsitzender: Tipl.-Ing. 
Stiersdorfer, Kommerzienrat, Gemeindebevoll- 
mächtigter, Zieblandstr. 22; 2. Vorsitzender: 
Tipl.-Ing. Carl Schreiner, Augustenstr. 112; 
1. Schriftführer: Dipl.-3ng. Karl Hauch, Frunds- 
bergerstr. 62; 2. Schriftführer: Dipl.-Ing. 
Schaffer; 1. Kassierer: ®ipl.-Ing. Ludwig Hüb- 
ler, Türkenstr. 40; 2. Kassierer: Dipl.-Ing. 
Böhlig; Beisitzer: Dipl.-\ng. Hofmeister und 
Tipl.-Ing. Zottmann. 
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I. 

Von den drei verkehrlichen Interessen- 
regionen der Schweiz, der Westschweiz mit 
dem Simplon, der Mittelschweiz mit dem 
Gotthard und der Ostschweiz mit dem 
Splügen, hat insbesondere die letztere mit 
den Schiffahrtsbestrebungen zu rechnen. Die 
Eisenbahnpolitik der Ostschweiz ist nur 
mit Berücksichtigung der Oberrheinschiffahrt 
ersprießlih. Die Pläne folgen zwei 
Hauptgedankenzügen, die einander 
scheinbar entgegenstehen, sich aber zum 
Vorteil der Bodenseeuferstaaten, also auch 
der Ostschweiz, vereinigen lassen. Die Ver- 
wirklichung der Oberrheinschiffahrt enthält 
die Aussicht auf billigen Bezug norddeut- 
scher Produkte, und die Splügenbahn in 
Verbindung mit den Mittelmeerhäfen ist ein 
Mittel zur Regelung der Frachtkosten der 
deutschen Zufahrtsstraßen. Für die Boden- 
seeuferstaaten bestände die Möglichkeit, zwi- 
schen den englischen (mit Transport über die 
Alpen) und den norddeutschen Montan- und 
Industrieprodukten zu wählen. Es wird er- 


Oberrheinschiffahrt und schweizerische Ostalpenbahn. 


Von Dr.-$ng. H. Bertschinger, 
Privatdozent an der Eidgenössischen Techn. Hochschule Zürich. 


strebt, die ganze Grenze des Hinterlandes 
der Mittzlmeerhäfen bis auf die Linie Karls- 
ruhe— Stuttgart vorzuschieben und anderseits 
das Konsumtionsgebiet deutscher Waren 
über Mailand südwärts zu erweitern. Die 
Möglichkeit, die Mittelmeerhäfen gegen die 
Nord- und Ostseehäfen ausspielen zu kön- 
nen, ist für die Schweiz auch in militärischer 
Hinsicht wichtig, da dadurch eine Versor- 
gung mit überseeischen Lebensmitteln von 
zwei Seiten ermöglicht wird. 


H. 


Unter Oberrheinschiffahrt verstċht 
man heute die Schiffahrt auf der Strecke 
von Mannheim aufwärts über Basel bis 
Rheinfelden. Lange Zeit war Mannheim der 
Endpunkt der Rheinschiffahrt.e Dort wurde 
der gesamte Umschlag vom Schiff zur Bahn 
vollzogen, welcher den. Weiterverkehr der 
Waren von Westfalen, dem Ruhrgebiet und 
überseeischen Ländern nach dem inneren 
Europa bewerkstelligte. Trotzdem hat Mann- 
heim seine Bedeutung als Verkehrsort nicht 
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verloren, sondern im Gegenteil erhöht. Auch 
der Karlsruher Hafen hat lange Zeit als 
Endpunkt der Rheinschiffahrt gegolten — 
Nutzen der badischen Staatsbahn. Der 
Umsatz des Karlsruher Hafens hat sich ver- 
mehrt, trotzdem der Endpunkt der Rhein- 
schiffahrt auch dort nicht mehr liegt, und 
der Tonnenverkehr hat 1911 zum erstenmal 
eine Million erreicht. Seit 1904 ist auch 
Straßburg nicht mehr der Endpunkt der 
Rheinschiffahrt. 

' Auf Anregung des Basler Ingenieurs 


Rudolf Gelpke wurden im Jahre 1904 die 


ersten Versuchsfahrten der Firma Fendel 
& Cie. in Mannheim bis nach Basel unter- 
nommen; sie führten dann, trotzdem sich 
anfänglich namhafte Schwierigkeiten infolge 
des schlechten und unbekannten Schiffahrts- 
weges und der starken Strömung zeigten, 
zu sehr guter Entwicklung, welche durch 
folgende Tabelle veranschaulicht wird: 


Verkehrsbewegung der Großschiffahrt 
im Basler Rheinhafen: 


Talfahrten 


Bergfahrten 

Tonnen Tonnen 
1904 300 — 
1905 ; 2 028 1 121 
1906 | ` 2722 740 
1907 | 3015 1 235 
1908 35 634 1 598 
1909 | 13877 5185 
1910 | 48 561 16 139 


Zum Beweise der Wirtschaftlich- 
keit der Oberrheinschiffahrt seien 
hier die Frachtraten einiger Hauptgüter an- 
gegeben, welche von den beteiligten Reede- 
reien auf der Strecke Basel—Straßburg ver- 
langt werden: 


Güterverkehr!) Straßburg-Basel 1910. 


1. Berggüter 
Frachtrate pro t 
Transport- | yon Straßburg bis Basel Fracht- 
Güter menge (137 km) unterschied || Frachtkosten- 
in t pro t ersparnis 


| 
Kohlen . ein a 20 163 
Roheien . 2 2 222.20. | 10 765 
Phosphat ar 3 668 
Stückgüter . 3710 
Blei 2 994 
Holz. . . 2 024 
Eisenbahnmaterial 1 494 


Zusammen einschließlich aller 
anderen . . EA ae, 1 


Schiffahrt Bahnfahrt 
Mk. Mk. 


Mk. 


2,5 32 0,7 14 114,10 
2,8 4,3 1,5 16 147,50 
2,5 30 | 05 | 1934,00 
6,5 98 43 15 953,00 
3,5 6,2 2,7 8 083,80 
2,5 4,6 1,1 2 226,40 
3,5 5,5 2,0 2 988,00 


68 535,40 


2. Talgüter 


Calcium -Carbid . 5703 
Asphalt . b y 3 529 
Kondens. Milch . 2 634 
Aluminium . 1 269 
Stückgüter . 1040 


3,5 7,6 4,1 23 382,30 
2,5 3,6 1,1 3 381,90 
5,0 8,5 3,5 9 219,00 
6,5 9,8 4,3 5 456,70 
5,5 9,8 4,3 4 472,00 


Zusammen einschließlich 


aller 
anderen . ne. 


Berggüter | 48 561 


Zusammen . . . . . e. | 64 700 | 


50 365,30 


OT Tess 


Talgüter. 2 2 222. | 16117 | | 50 365,30 


| | 119 029,10 


1) In der Tabelle sind nur die Güter mit einer Transportmenge von mehr als 1000 t berücksichtigt. 
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. Dazu treten Ersparnisse infolge des 
Wegfalls der Zustellungsgebühren, der Um- 
schlagkosten u. a. m. .. . 

Während sich . im .Jahre. 1909 die 
Frachtkostenersparnis bei einem 
Gesamtverkehr . von 40819 Tonnen auf 
70000 Fr. belief, steigerte sie sich also im 
Jahre 1910 bei einem Gesamtumschlag von 
64700 Tonnen auf 174000 Fr. Der Vorteil 
in der Ersparnis von 174000 Fr. im Jahre 
1910 kommt nun fast ausschließlich der 
Schweiz zugute, und zwar berechnet nach 
dem Bestimmungsort der Güter: 40% auf 


die Stadt Basel und 60% auf die übrige 
Schweiz, 


Der Schiffsweg Straßburg — Basel ist 
nun freilich noch lange nicht ausgebaut und 
in keinem solchen Stande, daß die Schiff- 
fahrt eine ungehinderte sein könnte. Durch 
die in den 50er Jahren vorgenommene Re- 
gulierung ist das Gefälle ein außerordent- 
lich großes geworden. Es bedarf hier, Hand 
in Hand mit der Bodenseeregulierung, einer 
Regulierung der Rheinstrecke Basel—Mann- 
heim, welche vielleicht über 20 Millionen 
kosten wird. Jedoch ist die Aussicht vor- 
handen, daß diese Ausgabe durch den Vor- 
teil der Frachtersparnis gerechtfertigt wird. 


Was nun :den. Anschluß des Boden- 
seebeckens an die Oberrhein- 


schiffahrt Straßburg —-Basel an- 
langt, so ist auch darin präktisch schen. 
verschiedenes getan worden. Die Schleuse 
im Kraftwerk Augst-Wylen ist fertiggestellt 
— eine Schiffsschleuse von 80 Meter Länge 
und 12 Meter Breite, die eine Fortsetzung 
der Großschiffahrt bis nach Rheinfelden. er- 
möglicht. Der Hafen von Rheinfelden, ähn- 
lich demjenigen von Basel, d, h. ein Ver- 
ladekai mit Laufkranen, ist finanziert und 
wird nächstens. auf der badischen Seite in 
Angriff genommen. Alsdann heißt ‘es, die 
Gefällsüberwindung beim Kraftwerk Rhein- 


felden auszubauen. Diese wird eine Summe 
von 1!/, bis 2 Millionen Mark verschlingen. 
Berechtigte Ansprüche an das Kraftwerk 
Rheinfelden, die sich auf die Konzession 
stützen, können bezüglich der Finanzierung 
nicht erhoben werden, so daB diese Strecke 
wohl noch einige Zeit den Fortgang der 
Schiffahrt hindern wird. Weiter oben sind 
Kraftwerke projektiert, die der Schiffahrt die 
Gefällsüberwindung erleichtern,:denn in den 
Konzessionsurkunden sind. Bestimmüngen 
enthalten, die .die Vorkehrungen für die 
Schiffahrt vorsehen. . f S s 
‚Ein größeres Schiffahrtshindernis bedeutet 
der Rheinfall (24 m Höhe). Dort ist eine 
Schleusentreppe mit drei Stufen projektiert. 
Die.: Kosten :in: :Höhe . von ._..4:.Millioneri 
Mark müssen won der. Schiffahrt allein :ge- 
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tragen werden. Die oberhalb gelegenen 
Schiffahrtshindernisse sind nicht bedeutend; 
ihre Ueberwindung wird kaum großen 
Widerstand verursachen. 


Man darf wohl annehmen, daß wir in 
10—15 Jahren mit den Schiffen in den 
Bodensee gelangen können. Wichtig für die 
ganze Entwicklung ist der Verkehr rhein- 
aufwärts bis Basel, da je nach dessen Fort- 
gang auch die Finanzierung der oberen 
Rheinstrecke möglich sein wird. Die Kosten 
der Strecke Baden— Bodensee dürften sich im 
ganzen auf etwa 30 Millionen Mark belaufen, 
so daß der Kilometer Schiffahrtsweg nicht 
höher als 40 000 Mark zu stehen kommt. Das 
ist im Verhältnis zu anderen ausgebauten 
Schiffahrtswegen ein sehr niedriger Betrag, 
der bei der Bedeutung, die der Oberrhein 
als größter zentraleuropäischer Verkehrsweg 
einnimmt, voll gerechtfertigt erscheint. 


Ist die Oberrheinschiffahrt bis zum Boden- 
see vorgeschritten, so erreicht sie dort ein 
gewaltiges Alimentationsgebiet. Der Boden- 
see ist durch Eisenbahnlinien mit den um- 
liegenden Ländern sehr gut verbunden, so 
daß diese Eisenbahnen aus der ziemlich 
hoch entwickelten industriellen Schweiz, aus 
dem textilindustriereichen Vorarlberg und 
auch aus Bayern, Württemberg und Baden 
große Massen Frachtgüter bringen und auch 
für eine gewaltige Konsumtion sorgen 
werden. 


Der Anschlu des Bodensees an die 
Oberrheinschiffahrt bedeutet nichts anderes 
als die Einbeziehung Zentraleuropas und 
sogar eines Teils von Oberitalien in die 
rheinische Interessensphäre. Damit werden 
dem Rheinverkehr die größten Zentralalpen- 
bahnen: Lötschberg, Simp!on, Gotthard, Ost- 
alpen tarifarisch angegliedert. Der Rhein er- 
hält so seine natürliche Alimentationsphase, 
während er heute noch in einer Sackgasse 
endigt. Der Rheinwasserweg erobert sich 
das wirtschaftlich hochentwickelte Kern- 
gebiet des Kontinents. Der Rhein sichert 
sich dadurch für alle Zeiten die Vormacht- 
stellung im europäischen Binnenverkehr. 


HI. 


UnterOstalpenbahn wollen die einen 
Graubünden voran, nur die Splügenbahn 
(Chur—Chiavenna), und die anderen, die 
um die Selbständigkeit der Schweiz bangen, 
nur die Greinabahn (Chur—Biasca) ver- 
stehen. Nun ist noch ein drittes Projekt 
aufgetaucht, die sogenannte Adriabahn, eine 
Verbindung von Basel— Zürich— Landquart— 
‚Trient— Venedig bzw. Triest. 
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. Die Greinabahn stellt eine direkte 
Verbindung her zwischen dem Bodensee- 
becken und den auf dieses einmündenden. 
Eisenbahnlinien mit Bellinzona, Mailand und 
Turin; wir haben es mit der alten Ver- 
bindungslinie zwischen Piemont und Schwa- 
ben zu tun. Die Vorteile dieser Linie lägen 
darin, daß sie ganz auf schweizerisches Ge- 
biet zu liegen käme, daß sie die Gotthard- 
bahn von Chiasso bis Biasca fruktifiziert und 
dann auch von Chur, wo sie in die Bundes- 
bahn einmündet, bis Buchs noch schweize- 
risches Bundzsgleise benützen würde. Sie 
wäre mit schweizerischem Kapital allein zu 
finanzieren, was wohl einige Schwierigkeiten 
bereiten dürfte; sie wäre keine selbständige 
Eisenbahn, sondern nur eine Zufahrts- 
linie; lokale Interessen vermöchte sie nicht 
zu fördern, da sie da, wo sie offen ist, 
lediglich durch unfruchtbares und schwach 
bewohntes Gelände, im übrigen aber mei- 
stens durch Tunnels führt. 


Die Tödibahn mit der Greina nehmen 
dem Gotthard Verkehr weg, weil sie das- 
selbe Alimentationsgebiet haben. Dies trifft 
beim Gotthard und Splügen nicht zu, weil 
die Zufahrtslinien der Splügenbahn weiter 
ostwärts und mehr im Bereich des Brenners 
liegen. 


Die Adriabahn will Frankreich und 
die Schweiz mit dem Hafen von Triest, der 
von den Oesterreichern vorzüglich ausgebaut 
ist und der bedeutendere Verladelängen als 
Genua besitzt, verbinden und dadurch die 
österreichische Tauernbahn konkurrenzieren. 
Die Bahn, welche Landquart mit Bozen ver- 
binden soll, verlangt große Mittel. Die Bau- 
länge Maienfeld—Mals beträgt 68,4 km. Die 
Baukosten belaufen sich auf rund 150 Mil- 
lionen Mark; das Projekt hat entschieden viel 
Verlockendes. Der einzige, günstig gelegene 
Mittelmeerhafen für die Schweiz ist Genua. 
Nach Genua lenken fünf Alpenbahnen, näm- 
lich die des Mont-Cenis, des Simplon, des 
Gotthard, die Ostalpenbahn und die des 
Fern-Ortler. Da ist es für die Schweiz 
wünschenswert, nicht nur auf diesen Hafen 
allein angewiesen zu sein, sondern auch 
einen anderen Hafen gegen Genua aus- 
spielen zu können. Das könnte kein gün- 
stigerer sein, als der Hafen’ von Triest, der 
den Oesterreichern gehört. Wir hätten es 


‚also nicht nur mit zwei zu konkurrenzieren- 


den Häfen zu tun, sondern könnten sogar 
zwei verschiedene Staaten in der Versorgung 
Zentraleuropas mit Waren BeBeneinander 
ausspielen. 


Was dann schließlich das dritte Projekt 
für eine Ostalpenbahn, dieSplügenbahn, 
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anlangt, so ist dieses das. älteste Bahn- 
projekt in der Ostschweiz und besitzt wohl 
auch die meisten Sympathien. So verlockend 
auch die Oreinabahn als rein schweizerische 
Bahn wäre, und so verheißungsvolle Be- 
deutung die Adriabahn für den Weltverkehr 
haben könnte, so sind doch auch die histo- 
rischen Momente zu berücksichtigen. Das 
Splügenbahnprojekt ist das älteste. Es bildet 
den goldenen Mittelweg zwischen den ganz 
ostwärts und den zuviel zentralschweize- 
risch gerichteten Interessen. Wir haben es 
hier mit einer Bahnverbindung zu tun, 


welche das Bodenseebecken, die ostschwei- 


zerische industrielle Hochebene, mit dem 
Kernpunkt des industriellen Italiens, mit Mai- 
land, verbindet. Ob die Ostalpenbahn eine 
Verbindung mit Venedig, ja sogar mit Triest 
zu bilden imstande ist, erscheint freilich nicht 
so offensichtlich, als wie bei der Adria- 
bahn. Aber die Bedingungen, einen Verkehr 
von Triest mit der Schweiz herzustellen, 
sind in Anbetracht der Anstrengungen der 
Tauernbahn auch nicht so leicht. 


Zudem darf nicht vergessen werden, daß 
mit der Ausbildung der italienischen Binnen- 
schiffahrt die Entfernung des Splügen von 
Venedig tarifarisch keine allzugroße mehr 
sein wird, da von Venedig mit Schiffen den 
Po, die Adda und schließlich den Comersee 
hinauf bis nach Colico früher Samolago ge- 
fahren werden kann. Die Eisenbahnstrecke 
zwischen den Binnenschiffahrtsendpunkten 
Colico am Comersee einerseits-und Bregenz 
am Bodensee andererseits ist die kürzeste aller 
Nord-Süd-Verkehrswege. Sie wäre z. B. be- 
deutend größer für die Adriaverkehrsstraße, 
deren Endpunkte Triest und Bregenz sind. 
Von Triest bis ins Gebirge einen Kanal 
zu bauen, würde sich nicht lohnen, da die 
Strecke zu klein wäre; man müßte also den 


Umschlag ausschließlich in Triest vor- 
nehmen. Es wäre unstreitig für Zentral- 
europa von großem Vorteil, bei der 


wachsenden Bedeutung des Orients und Ost- 
asiens eine direkte Verbindung mit: Triest 
zu haben, um so, insbesondere was den 
Personenverkehr anlangt, racher nach dem 
Orient und dem fernen Osten gelangen 
zu können. Es ist, wenn auch nicht Venedig, 
so doch Triest, der Ausgangspunkt nach dem 
fernen Osten. Was nun aber den Güter- 
verkehr anlangt, so ist in Verbindung mit 
der Binnenschiffahrt die Adriabahn keines- 
wegs günstig, da. sie- keine Strecke der 
italienischen Binnenschiffahrt zu benützen 
erlaubt. 


Folgende Tabelle zeigt dies: 
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m Faktor Tarif 200000 Pr Vogh 
km ne 


234 | 10 2 
| 
470 0,6 282 | 
| 

| 


Gate 
Bıasca-Locarno 


(Eisenbahn). . 


Locarno-Tessin - Po- 
Venedi 
(Schiffahrtsweg) . 


Bregenz- Chur-Splü- 
gen - Chiavenna- 
Colico (Eisenbahn) 


Colico - Adria - Po - 
Venedig 
(Schiffahrtsweg) . 


Bregenz - Maienfeld - 
Bozen - Trient-Ve- 
nedig (Adriabahn) 


516 


208 | 
| | 
| 


228 


Ä 436 


478 | 1,0 |478| 478 


Fe | Schiffahrtsweg 


Distanz kın 
Bregenz-Feldkirch . . 37 
Feldkirch-Buchs . . 19 
Buchs-Chur . . . . 41 
Chur - Greina - Biasca | 
(Prof. Moser 1905) | 97 
Biasca-Locarno . 40 | 
Locarno -Tessin - Po- | 
Venedig (Schiffahrt) | | 470 
| 234 | m 
Bregenz-Chur . . . 97 
Chur-Chiavenna 
(Splügenproj. Konzes- | 
sionsgesuch 1906) . 84 
Chiavenna-Colico . . . 27 
Colico-Comersee-Adda- 
Po-Venedig . . . | 380 
| 208 380 
7 | 
Bregenz-Venedig | | 
(Adriabahn) = | 
Maienfeld-Meran-Trient- ' | 
Tezze p.a ee 497 
Zürich-Sargans . Ä 91 | 
| 
Bregenz-Sargans . . | 72 | 
| 478 | 
Dabei sind die Distanzkilometer der 


Schiffahrtswege mit 0.6 multipliziert, um sie 
mit den Tarifkilometern der Eisenbahnen in 
Verbindung bringen zu können. Dieser Fak- 
tor 0.6 ergibt sich aus den billigeren Fracht- 
sätzen der Oberrheinschiffahrt Mannheim- 
Basel. Als Verbindungslinie des Bodensee- 
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beckens mit Mailand und dem Mittelmeer- 
hafen Genua kommt die Adriabahn gegen- 
über der Splügenbahn überhaupt nicht in 
Betracht. Zahlen sind hier nicht notwendig, 
da ein Blick auf die Landkarte schon den 
Beweis ergibt. Man kann also mit Fug und 
Recht vorläufig von einem Weiterstudium 
der Adriabahn absehen und sich lediglich 
auf die Splügenbahn konzentrieren. Man 
versteht darunter die Strecke Chur—Reiche- 
nau — Thusis — Andeer — Splügentunnel (26 
km) Chiavenna mit dem dortigen Anschluß 
an die italienischen Staatsbahnen. Das ist 
das Lieblingsprojekt der Graubündner, die 
bundesgesetzlich zugesicherte Alpenbahn. 
Die Bedeutung der Splügenbahn 
erhellt aus der Vergleichung der Verbin- 
 dungslinien in Tarifkilometern ausgedrückt: 


Chur-Greina-Mailand . 265 km 
„ Splügen- Mailand . 235 „ 
„  Greina-Genua 39 „ 

`» Splügen -Genua 386 , 
„ Greina-Venedig 527 „ 
»  Splügen-Venedig . 451 „ 


Das gegenwärtig vom Kanton Grau- 
bünden den schweizerischen Bundesbehör- 
den vorgelegte und der Konzessionserteilung 
harrende Projekt für eine Splügenbahn sieht 
eine einspurige Linie vor. Von Chur aus 
folgt sie dem Rhein rechtsufrig, meidet 
Reichenau und wendet sich dem Tale des 
Hinterrheins zu, erreicht bei Thusis einen 
Kehrtunnel zur Erlangung derjenigen Höhe, 
die ihr zur Ueberwindung der Viamala- 
schlucht notwendig ist. Dann wird ÄAndeer, 
und damit das Nordportal eines 26 km 
langen Tunnels erreicht. Im San Giacomo- 
tal wird das Südportal erreicht und der Ab- 
stieg auf einer längeren Entwicklung ins 
Meratal mittels zweier Kehrtunnels unter- 
nommen bis in Chiavenna, der Endstation 
der italienischen Staatsbahnen, eingefahren 
werden kann. Es entfallen vom Tunnel 
13,935 km auf Schweizergebiet, 12,200 km auf 
italienisches Gebiet. Die ganze Tunnellänge 
beträgt 26,135 km. Das Nordportal liegt 
1000 m, das Südportal 800 m über dem 
Meere, also 200 m tiefer als das Nord- 
portal. Die Maximalsteigungen sind 18,5 %, 
der Betrieb ist elektrisch gedacht, und zwar 
von Rotenbrunnen, wo die Bergstrecke be- 
ginnt, bis Chiavenna. Da auch die Strecke 
Chiavenna—-Lecco elektrisch betrieben wird, 
so dürfte diese einfach eine Fortsetzung der 
Splügenbahn bedeuten. Die Kosten sollen 
sich auf 125 Millionen Mark belaufen. 
` Es ist eingangs bereits erwähnt worden, 
daß sich die beiden Verkehrsprojekte Ober- 


rheinschiffahrt bis zum Bodensee und Splü- 
genbahn vielseitig ergänzen. und unter- 
stützen. Wenn wir das in Zahlen aus- 
drücken, so ergibt sich der Vorteil der Splü- 
genbahn z. B. für Preußen in der Verkür- 
zung und bei der Benützung des Oberrheins 
als Schiffsweg in der Verbilligung der Trans- 
porte zwischen dem rheinisch-westfälischen 
Gebiet und Venetien. 


t 


| | Tarif-km 
‚über d. Gotthard 
Konstanz-Chiasso-Venedig . 667 
Friedrichshafen - Chiasso-Venedig . 674 
Rorschach -Chiasso -Venedig 676 


Lindau-Chiasso-Venedig . 674 


| | | über den Splügen 


Konstanz-Chiavenna-Venedig . . | 569 


Friedrichshafen-Chiavenna-Venedig 553 
Rorschach-Chiavenna-Venedig . . | 534 
Lindau-Chiavenna-Venedig . | 548 


il 


Die beiden Verkehrsmittel Oberrheinschiff- 
fahrt und Splügen vermögen Deutschland 
einen bedeutenden Vorteil in der Konkur- 
renzierung englischer Kohlen in Italien zu 
verschaffen.. Der Umstand, daß das über 
Gibraltar verfrachtende England getroffen 
wird, enthebt die. Gotthardbahn eines Ver- 
kehrsausfalles. Württemberg und Bayern 
treten in direkten Verkehr mit Venetien. 
Auch die Schweiz wird von der Gemein- 
schaft dieser beiden Verkehrsbestrebungen 
Vorteile ziehen können, sofern sie sich an- 
schickt, die nötigen Vorbereitungen zu 
treffen. 


Die Konzessionserteilung der Splügen- 
bahn ist von verschiedenen Bedingungen ab- 
hängig zu machen. Einmal muß bewirkt 
werden, daß der ganze deutsche Personen- 
verkehr nicht über Lindau—Bregenz—Buchs 
geleitet, sondern durch die Randenbahn über 
Schaffhausen, Zürich, Chur dem Splügen zu- 
geführt wird. Gelingt dies — und es ist 
nicht unmöglich —, so wird die Splügen- 
bahn, in Verbindung mit der Schiffahrt, auch 
vom schweizerischen nationalen Standpunkte 
aus ein zu begrüßender Verkehrsweg. Dann 
darf aber auch nicht unterlassen werden, die 
Konzessionserteilung an die Bedingungen zu 
knüpfen, daß Italien von Chiavenna. bis Ve- 
nedig direkte Züge unter Umgehung von 
Mailand führt und die Wasserstraße Adda- 
Po sowie den Hafen von Venedig ausbaut. 
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Mannheim-Mailand. 
1. Distanz. 
Mit Benutzung der Wasser- || Mit Benutzung der Wasser- 
straßen Mannheim-Basel u. |istraßen für die Splügen- 
> Basel- Bregenz , Linie 
Linie Landweg 
Wasserweg | Landweg || Wasserweg | Landweg || 
Effektiv- 
| Distanz 641 
Lötschberg-Simplon . . |-—— — 
Tarif- 
Distanz 690 
Effektiv- = 
Distanz 629 
Gotthard . er 
arif- 
Distanz 686 
Effektiv- o 
| Distanz | 657 
Splügen (Locher) . ee 
Tarif- 682 
Distanz 


2. Frachtkosten ^ für einen 10 t Wagen. 


Mit Benutzung der Wasser- 
straßen Mannheim-Basel und 
Basel- Bregenz 


Linie 


39,00 
Lötschberg-Simplon 


[1 
S S 
N 
© 


Mit Benutzun a Rs der Wasser- 


für die Splügen-Linie 

Be. Landweg 

Wasserweg| Landweg|Zusammen|Wasserweg| Landweg| Zusammen 

Franken 
169,20 207,00 
252,50 310,50 
Gotthard PN Pa 
u 57,20 193,50 | 250,70 308,70 
71,25 95,70 166,95 71,25 05,70 166,95 204,60 
Splügen (Locher) - i or 

Getreide 104,50 | 143,55 | 248,05 104,50 | 143,55 | 248,05 306,90 


Die Fern-Ortlerbahn ist nicht mit berück- 
sichtigt, da es wohl undenkbar ist, den Ver- 
kehr Mannheim— Mailand und Mannheim— 
Venedig darüber zu leiten. Im übrigen ist 
nach übereinstimmenden Urteilen die Fern- 
Ortlerbahn ein ,„Phantasieprojekt‘“‘, so daß 
sie wohl auch nicht in diese vergleichenden 
Untersuchungen einbezogen zu werden 
braucht. 


9%) Mannheim - Basel. 

8) Mannheim -Basel-Bregenz. 

4) Einheitssätze für den Wasserweg 
Kohle 1,5 Rp* per t/km 
Getreide 2,2 ” ” ” 

Einheitssätze für den Landweg 
Kohle 3,0 Rp per t/km 
Getreide 45 n » ” 

° 1 Rp (Rappen) = 0,8 Pfg. | 


Nun besteht ein wesentlicher Unterschied 
zwischen Schiffahrt und Eisenbahn darin, 
daß die Eisenbahn jederzeit transportfähig 
ist, währenddem die Schiffahrt in trockenen 
Zeiten und bei großem Hochwasser den 
Transport nicht bewältigen kann. Auch nach 
der Bodenseeregulierung. wird es kaum mög- 
lich sein, eine Fahrdauer von 330 Tagen pro 
Jahr zu erreichen; man wird im Mittel nur 
mit 300 Tagen rechnen dürfen. Es bleiben 
also 65 Tage pro Jahr, welche gewöhn- 
lich eine einzige Zeitspanne bilden, übrig, 
in denen kein Transport auf dem Ober- 
rhein stattfindet. Dieser Umstand bedingt, 
daß in Bregenz, Lindau, Rorschach große 
Lagerhäuser angelegt werden müssen, die 
zur Aufspeicherung der ankommenden 
Waren von Norden und von Süden dienen 
können. 
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Daß die Splügenbahn von ganz eminen- 
ter Bedeutung für den deutschen Absatz 


werden könnte, erhellt aus folgenden 
Zahlen: 
Die italienische Gesamteinfuhr von 


Kohlen betrug im Jahre 


1906: 7673435 Tonnen 
1907: 8300439 > 
1908: 8452 320 on 


davon lieferte Großbritannien auf dem See- 
wege über Gibraltar im Jahre 

1906: 7141275 Tonnen 

1907: 7824906 ,, 

1908: 8125243 , 


Die deutsche Ausfuhr an Kohlen nach Ita- 
lien betrug im Jahre 

1906: 187400 Tonnen 

1907: 211100 ,, 

1908: 245530 „ , 


was einen kleinen Bruchteil des italienischen 
Gesamtbedarfs ausmacht. 

Die Tarifverhältnisse verhindern, daß aus 
Deutschland über den Gotthard größere 
Kohlentransporte über Mailand hinausgehen. 
Selbst der Bedarf von Mailand wird größ- 


tenteils durch englische Kohlen gedeckt. 
Ganz anders würden sich die Verhältnisse 
stellen, wenn die rheinische Kohle bis Bre- 
genz per Schiff geladen werden könnte, und 
erst dort ein Umladen auf die Bahn not- 
wendig wäre; dann würde sich die Ver- 
sorgungsgrenze von Mailand bedeutend 
weiter nach Süden verschieben. 

Es würden so das Tessin, die Provinzen 
Bergamo, Breschia und Venetien ein viel 
stärkeres Konsumtionsgebiet deutscher 
Waren werden. Ein ganz ähnliches Bild wie 
für die Kohle ergibt sich für den Bedarf 
an Metallen in Italien. Auch darin deckt 
Deutschland lange nicht den Gesamtbedarf. 

Ohne Zweifel würde der Verkehr mit 
Graubünden, insbesondere aber der Transit- 
verkehr nach Italien über den Splügen einen 
der bedeutendsten und sichersten Bestand- 
teile des Gesamtverkehrs der Rheinschiff- 
fahrt von Basel bis Konstanz ausmachen. 

Die Verquickung der beiden Projekte 
Oberrheinschiffahrt und Splügen fördert die 
Interessen der Bodenseeuferschaft und des 
Kantons Graubünden, sie stärkt die Herr- 
schaft des Rheins und der Rheinländer, sie 
bildet den Kriegsruf von heute zur Wahrung 
des Nibelungenhortes. 


Während in früheren Jahren Deutschland 
hauptsächlich die Deckung des eigenen Be- 
darfes im Auge hatte und daher nur für 
Binnenwirtschaft Interesse zeigte, ist es, 
durch die große Volksmehrung und die ge- 
waltigen Fortschritte auf dem Gebiete 
deutscher Technik veranlaßt, dazu überge- 
gangen, sich auf dem Weltmarkt eine füh- 
rende Rolle zu sichern, und hat damit ver- 
sucht, in die Speichen der Weltwirtschaft 
einzugreifen; mit welchem Erfolge dies 
geschehen ist, beweisen am besten die 
stetig steigenden Zahlen des deutschen 
Außenhandels. Wenn nun Deutschland 
auch England mit seiner groß- 
artigen erstklassigen Baumwollindustrie, 
Textilmaschinenfabrikation und dem hoch- 
entwickelten Schiffbau aus seiner führen- 
den Rolle in der Weltwirtschaft noch nicht 
verdrängt hat, so hat Deutschland in ver- 
hältnismäßig kurzer Zeit sich doch andere 
sehr wichtige Gebiete des Weltmarktes er- 
obert. 


Prinzipien der Fabrikorganisation.') 
Von Civil-Ingenieur C. M. Lewin-Berlin. 


Fragen wir uns nach den Ursachen die- 
ses raschen Aufschwunges, so wird der- 
selbe vielfach ganz verschiedenartig beur- 
teilt. Die einen sehen die Ursachen des 
gewaltigen Fortschrittes in’ der tüchtigen 
deutschen Kaufmannschaft, die an- 
deren in der hervorragenden Tech- 
nikerschaft, die dritten in der 
Modernisierung der Arbeits- 
methoden und der Organi- 
sation des Produktionspro- 
zesses, die Qualitätsarbeit ermöglichen 
und Qualitätsprodukte schaffen, mit wel- 
chen man den Weltmarkt erobern kann. 
Denn es ist eine allgemein bekannte Tat- 
sache, daß kein Volk sich mit billiger 
Massenarbeit auf dem Weltmarkt dauernd 
behaupten kann; nur Qualitäts- 
erzeugnisse, die ganz auf der 


1) Einleitende Bemerkungen aus einem Vortrag, 
gehalten in Stockholm am 18. September 1911 im 
Bund schwedischer Industrieller. 
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Höhe der Zeit stehen und den streng- 
sten Anforderungen zu entsprechen ver- 
mögen, können dauernd den Welt- 
markt beherrschen. — Wir Deutschen 
sind vielleicht nicht objektiv genug in der 
Beurteilung der Ursachen des deutschen 
Fortschrittes; von den zahlreichen Aus- 
ländern, die sich mit der gleichen Frage 
beschäftigt haben, ist wohl der franzö- 
sische Botschafter in Berlin, Jules Cam- 
bon, der bekannteste. Als dieser nach lan- 
gem Studium der deutschen Betriebsver- 
hältnisse sich über die Ursachen des 
deutschen Fortschrittes äußerte 
— er sprach hierüber im Jahre 1910 in der 
Société des Ingénieurs Civils in Paris —, 
führte er dieselben auf eine mustergül- 
tige Organisation der deutschen 
Betriebe, sowie auf das innige Zu- 
sammenarbeiten von Wissenschaft und 
Praxis zurück. Fast jede größere Fabrik 
hätte ihren eigenen Wissenschaftler, der 
sich ständig mit den Details der Organi- 
sation seines Betriebes befaßt, die besten 
und billigsten Produktionsmethoden ausfin- 
dig macht, und daher sei die mustergültige 
Organisation in deutschen Betrieben die 
Stärke der deutschen industriellen Quali- 
tätsarbeit. 

Leider ist dies für uns Deutsche so 
überaus günstige Urteil etwas vorahnend aus- 
gesprochen worden; wir sind in Deutsch- 
land auf dem besten Wege zu einer muster- 
gültigen Organisation, sind aber gegen- 
über der Organisation in den alten In- 
dustriestaaten England und Amerika leider 
noch weit zurück. Dadurch, daß sowohl 
auf den Technischen Hochschulen, wie m 
den kaufmännischen Bildungsstätten, den 
Handelshochschulen, die Lehre vom Fa- 
brikbetriebe und von der Fabrik- 
organisation als jüngste der Handels- 
wissenschaften aufgenommen worden ist, 
gewinnt die Bedeutung der Organisation 
immer mehr Ansehen, und ihre Einführung 
erobert sich immer weitere Kreise. 

Was wir eigentlich unter Organisa- 
tion industrieller Unternehmun- 
gen zu verstehen haben, ist schwer in 
einem oder mehreren Sätzen zu definieren. 
Ich verstehe darunter die übersichtliche und 
einheitliche Gestaltung aller mit der Ge- 
schäftsführung in Fabrikbetrieben zusam- 
menhängenden technischen, kaufmännischen 
und Verwaltungs-Arbeiten in einer derarti- 
gen Eorm, daß ‘es einem oder mehreren 
leitenden Persönlichkeiten möglich ist, von 
einer Zentralstelle aus den ganzen 
Betrieb zu übersehen und zu kon- 
trollieren. Eine systematisch durch- 


geführte Organisation muß daher er- 
reichen, daB mit dem geringsten 
Aufwand an Mitteln dass bestmög- 
liche Fabrikat geschaffen wird. Sehr 
viel Geld und Geldeswert geht verloren 
durch unmoderne, nicht mehr auf der Höhe 
der Zeit stehende maschinelle Einrichtun- 
gen und durch schlechte Ausnützung der- 
selben; aber noch mehr Geld kann ver- 
loren gehen, wenn das Zusammenwirken 
in der Arbeit mangelhaft ist, wenn durch 
Nachlässigkeit der Arbeiter und unge- 
nügende Kontrolle schlechte Fabrikate ge- 
liefert werden und am meisten Geld geht 
verloren, wenn in der Kalkulationsabteilung 
falsche Berechnungen über die Selbstkosten 
angestellt werden. 


Die Entwicklungsgeschichte der 
Organisation möchte ich nur ganz 
kurz streifen: Der frühere handwerks- 
mäßige Betrieb ließ dieselbe nicht 
groß werden, denn in einer Hand 
lagen Betriebsführung, Ein- und Verkauf, 
Verwaltung, Buchführung und Kalkulation. 
Erst der Triumph der Maschine, der 
unser sogenanntes „Maschinenzeit- 
alter‘ entstehen ließ, brachte Groß- 
betriebe, in welchen nur eine arbeits- 
teilige Güterherstellung möglich war, 
weil eine Hand nicht mehr alle Ge- 
schäfte zu führen imstande war. Damit 
zugleich war auch die Entstehung der Or- 
ganisation bedingt, die den Herstellungs- 
prozeß in seinen einzelnen Stadien verfolgt 
und dessen Einzelkosten in den verschie- 
densten Stufen des Arbeitsprozesses regi- 
strieren sollte. So entstand eine Reihe 
von einzelnen Unterabteilungen mit selb- 
ständigen, verantwortlichen Leitern, die 
alle einer. Zentralstelle über Fortgang und 
Stand der jeweilig geleisteten Arbeit Be- 
richt erstatten müssen. Damit die Leitung 
eines Unternehmens nun über alle Vor- 
gänge im Betriebe benachrichtigt wird, 
darf nicht ziel- und planlos ein Neben- 
einanderarbeiten aller in einem Betriebe 
beschäftigten Angestellten stattfinden, son- 
dern es muß an Hand eines sorgfältig‘ 
ausgearbeiteten Arbeitsprogramms 
einsystematisches Zusammenarbeiten, 
eine Organisation des ganzen Betrie- 
bes, in die Wege geleitet werden. 


Die Organisation industrieller 
Unternehmungen können wir streng 
genommen in dreifacher Hinsicht gliedern: 


1 in eine rein technische, 
2. in eine rein kaufmännische und 


3.in eine technisch - wirtschaft- 
liche (Verwaltung). 


PU | 
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Man kann aber auch eine Zu- 
sammenfassung in 2 Gruppen vornehmen 
und eine rein technische und eine kauf- 
männisch - wirtschaftliche Gruppe unter- 
scheiden, doch sind die 3, bzw. 2 Grup- 
pen schwer voneinander abzugrenzen, weil 
die Eigenart jedes Betriebes andere Or- 
ganisationsmaßnahmen bedingen wird; 
selbst gleichartige Betriebe können, durch 
örtliche und Arbeiterverhältnisse sowie 
durch eine Reihe anderer Faktoren bedingt, 
verschiedenartig organisiert werden. 


Um das Rohmaterial während des Ver- 
laufes des ganzen Fabrikationsprozesses bis 
zum versandfähigen Fertigprodukt genau 
verfolgen zu können, bedarf es einer ein- 
heitlichen Fabrikorganisation; ein beson- 
deres Augenmerk muß darauf gerichtet 
sein, daß sparsam gewirtschaftet wird, d.h. 
es muß das qualitativ beste Produkt mit 
dem geringsten Aufwand von Mitteln, d. h. 
zu den möglichst niedrigen Herstellungs- 
kosten fabriziert werden, damit die Fabri- 
kation ökonomisch und rentabel ist und 
die hergestellten Güter in bezug auf die 
Preislage auch konkurrenzfähig sind. Eine 
gut funktionierende Fabrikorganisation er- 
fordert daher folgende Organisations- 
details: 


1. Genaue Aufstellung eines die vorhan- 
denen Produktionsmittel voll ausnützen- 
den Fabrikationsprogrammes, das eine 
möglichst gleichmäßige Beschäftigung 
des ganzen Werkes vorsieht. 

2. Lieferungsprogramm und Kontrollein- 
richtungen zu dessen genauer Einhaltung. 


3. Gründliches Verständnis für die Eigen- 


tümlichkeit des Spezialbetriebes und 
seiner Hilfsmittel. 

4. Bestmögliche Verwertung der herge- 
stellten Produkte. 

5. Rationelle Abfallverwertung. 
Während die 3 erstgenannten sowie 


der letzte der Programmpunkte in ihren 
Einzelheiten die technische Organi- 
sation eines Fabrikbetriebes umfassen, 
stellt Punkt 4 die Gesamtheit jener Auf- 
gaben dar, welche die kaufmännische 
Organisation zu lösen bestimmt ist; die 
wichtigste Aufgabe der Fabrikorgani- 
sation ist aber zu kontrollieren, wie sich 
der tatsächliche Nutzeffekt des Be- 
triebes zu dem erwarteten Jahres- 
gewinn stellt. In jedem Stadium des oft 
komplizierten Arbeitsprozesses die bisher 
erfolgten Kostenaufwendungen einwandfrei 
nachzuweisen sowie das Gewinnergebnis 


rechnerisch annähernd schon vor Jahres- 


schlußB vorauszubestimmen: darin liegt der 
Schwerpunkt der modernen Fabrikorgani- 
sation. Nur wenn eine sichere Abrech- 
nungsgrundlage geschaffen ist, zeigt sich 
die Möglichkeit, die eventuell in einzelnen 
Punkten zutage tretende Unwirtschaftlich- 
keit durch entsprechende Maßnahmen zu 
beseitigen. 

Die technische Seite der Fa- 
brikorganisation umfaßt folgende 
wichtigsten Kapitel: 

I. Anlage einer Fabrik. 


a) Bestimmung der Größenverhältnisse für 
eine bestimmte vorausgesehene Maxi- 
malleistung; Wahl der maschinellen 
Einrichtungen und der übrigen Be- 
triebseinrichtungen;; 


b) Wahl des Fabrikortes mit Rücksicht 
auf Arbeiterverhältnisse, günstige 
Frachtlage und eventuell vorhandene 
Energiequellen, sowie mit Rücksicht 
auf die Steuerverhältnisse; 

c) Rücksichtnahme auf geltende Gesetzes- 
vorschriften der Fabrikgesetzgzbung 
und der Baupolizei, sowie auf Feuer- 
sicherheit; 

d) Anordnung der Bauten mit Rücksicht 
auf den Arbeitsgang und eventuelle 
spätere Vergrößerungen oder Verände- 
rungen des Betriebes. 


IH. Betrieb einer Fabrik. 


1. Das technische Bureau und dessen 
‘ Gliederung; Zeichnungs - Anfertigung, 
-Kontrolle und -Aufbewahrung; 


2. Materialanforderung und -prüfung in 
bezug auf die Qualität und Mengen; 
Materialverbrauch (Verbuchung und 
Ueberwachung desselben); Ueberein- 
stimmung zwischen Lagerausgangs- 
büchern und Kalkulation einerseits, 
zwischen Lagerbestandbüchern und In- 
venturaufnahme anderseits; 


3. Lohnverrechnung und Lohnkontrolle 
unter besonderer Berücksichtigung der 
geltenden Lohn- und Akkordsätze so- 
wie eventueller Tarifvereinbarungen; 
Kontrolle zwischen bezahlter und tat- 
sächlich geleisteter Arbeit; Prüfung 
der abgelieferten Arbeiten auf die Rich- 
tigkeit und Genauigkeit der Ausfüh- 
rung; Abstimmung des Lohnkontos mit 
den Kalkulationsunterlagen; 


4. Unkostenermittlung der einzelnen Werk- 
stätten sowie der einzelnen Arbeits- 
maschinen zwecks Ermittlung der er- 
forderlichen Lohnzuschläge zur Deckung 
der mit der Betriebsführung im Zu- 
sammenhang stehenden Unkosten, unter 
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Berücksichtigung einer vernünftigen 
Abschreibungspolitik für die vorhande- 
nen  Werkstätteneinrichtungen, die 
zwecks rascher Erneuerung möglichst 
schnell amortisiert werden sollen; 

5. Werkzeugverwaltung und -ausgabe; In- 
standhaltung und Ueberwachung der 
vorhandenen Bestände; 

6. Vorkalkulations- und Offertenbureau 
zur Ermittlung der schätzungsweisen 
Selbstkosten der angefragten Gegen- 
stände, die unter Benutzung der im 
eigenen Betrieb gewonnenen Erfah- 
rungszahlen ermittelt werden; 

7. das dem Betriebsleiter unterstellte Ar- 
beitsbureau sorgt für die Einhaltung der 
Fabrikationsprogramme durch Aufstel- 
lung geeigneter Listen über Lieferungs- 
termine der einzelnen Teile, die nach 
ihrer Fertigstellung von den Aufsichts- 
organen — am besten eigenen Ausfüh- 
rungsmeistern — an Hand der hierfür 
geltenden Zeichnungen geprüft werden; 
im Zusammenhang damit steht die 


Montageabteilung, welche für den Zu- 


sammenbau der einzelnen Teile sorgt, 
und der Prüfstand. — 
Die kaufmännische Seite der 


Fabrikorganisation umfaßt fol- 
gende wichtigsten Kapitel: 
1. Einkaufsbureau, das einen Bezugs- 


quellennachweis führt, der die besten 
Lieferer für alle in Frage kommenden 
Materialien umfassen muß und Schlüsse 
auf das Jahresquantum aller benötigten 
Rohmaterialien tätigt; 

2. Nachkalkulation, welche aus den Lager- 
büchern und Lohnlisten die tatsächlich 
gemachten Aufwendungen ermittelt und 
durch Vergleiche mit den Daten der 
Vorkalkulation Differenzen (Mehr- oder 
Minderverbrauch gegenüber dem Vor- 
anschlag) aufzuklären sucht; 

3. die Organisation des Verkaufs erfordert 


neben Reisenden und Vertretern noch 


umfassende Reklame in Fachblättern 

und durch Versand von Drucksachen, 

Haltung. von Lägern, Ausstellungsbeteili- 

gungen, Vorbereitung von Vorträgen 

usw. 

Zu der kaufmännischen Organisation ge- 
hört neben der Expedition und dem Ver- 
sand die buchmäßige Behandlung der 
Kassengebahrung, des Verkehrs mit der 
Kundschaft und den Lieferanten; die rich- 
tige Führung der Bücher im Fabrikations- 
geschäft ist insbesondere deshalb von 
hohem Wert, weil sie im Verein mit der 
alljährlich mit Jahresschluß erfolgenden In- 


ventur bei der nachherigen Bilanzauf- 
machung ein Bild der Geschäftslage eines 
Unternehmens ergibt. Je sorgfältiger Kal- 
kulation und Betriebsbuchführung organi- 
siert sind, desto mehr werden die von der 
Nachkalkulation berechneten Gewinne oder 
Verluste sich mit dem aus der Bilanz resul- 
tierenden Jahresergebnis decken. Nur 
durch möglichst weitgehende Zergliederung 
der Selbstkostenberechnung, die die Ele- 
mente der Preisfestlegung klar erfaßt, 
kann man durch vergleichende Gegenüber- 
stellung mit den Preisen der Konkurrenz 
des In- und Auslandes die schwachen Punkte 
eines Betriebes erkennen, und Sache einer 
Umgestaltung der bestehenden Betriebs- 
verhältnisse wird es sein, den Betrieb so 
zu verbilligen, daß er im Vergleich mit 
den Konkurrenzunternehmungen gleich lei- 
stungsfähig wird. 

Ein Grenzgebiet zwischen technischer 
und kaufmännischer Organisation ist das 
Gebiet, welches in der Verwaltungs- 
abteilung zu erledigen ist und das meist 
technisch-wirtschaftliche Fragen 
zum Gegenstand hat; neben dem Kontroll- 
wesen, welches ein möglichst sparsames 
Wirtschaften nach jeder Richtung hin ge- 
währleisten soll, ist die Statistik und die 
Gewinnung geeigneter Erfahrungs- und Er- 
kenntniszahlen das Hauptarbeitsgebiet die- 
ser Abteilung. Auch die Bearbeitung der 
gesamten literarischen Arbeiten, 
die zum Teil für Tages- oder Fachschriften 
bestimmte Abhandlungen sein werden, teils 
aber das Reklame- und Inseratenwesen so- 
wie die Herstellung von Drucksachen aller 
Art umfassen, gehört hierher. 

Aufgabe der Direktion, betr der alle 
Fäden des Betriebes wieder zusammen- 
laufen, ist neben Personalfragen und Be- 
arbeitung schwieriger Fälle die Regelung 
des Verkehrs zwischen Beamten und Ab- 
teilungen einerseits, Kontrolle der Lei- 
stungsfähigkeit des Unternehmens und der 
aus der Statistik sich ergebenden Zahlen- 


-werte anderseits. 


Zusammenfassend kann man über die 
Wichtigkeit und Bedeutung der 
Organisation nur sagen, daß sie kein 
Allheilmittel ist, das eine nicht lebens- 
fähige Fabrik rentabel machen könnte; für 
die gesunde Entwicklung jeder Industrie 
aber, die an ein Oekonomisieren 
ihrer Produktion denken muß, ist sie 
einer der wichtigsten Faktoren, die 
eine existenzbercchtigte Industrie dauernd 
lebens- und konkurrenzfähig zu erhalten 
vermag. 
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Unsere gesamte heutige Kultur ist im 
hohen Maße abhängig von der Technik, 
man kann geradezu von einer Kultur durch 
die Technik sprechen. Es ist darum auch 
nicht weiter verwunderlich, daß die Tech- 
nik in unserm allerersten Kulturmittel, in 
unserer Sprache, einen unverkennbaren Nie- 
derschlag gefunden hat, dessen Unter- 
suchung der Mühe wert erscheint. 


Wir brauchen nicht erst in das schwie- 
rige Gebiet der Sprachforschung uns zu 
vertiefen, um einzusehen, daß seit An- 
beginn die menschliche Sprache ihren not- 
wendigsten Wortschatz der Umgangs- 
sprache jeweils erweitert hat, sobald 
immer die menschliche Betätigung eine Er- 
weiterung, sei es im Denken oder Han- 
deln, erfuhr. Jede neue Betätigung brachte 
neue Begriffe mit sich, welche natürlich 
zum Ausdruck und zur Verständigung unter 
den Mitmenschen ein neues Wort ver- 
langten und auch entstehen ließen. War 
aber in der allgemeinen Umgangssprache 
schon ein Wort vorhanden, dessen Begriff 
eine sinnfällige Aehnlichkeit mit dem neuen, 
noch zu benennenden Begriff hatte, so 
wurde das Wort einfach übernommen. So 
entstanden die Fachausdrücke aus neugc- 
bildeten, oder aus der Umgangssprache 
übernommenen Wörtern. Daneben aber ist 
seit jeher ein Einwandern fremdsprachlicher 
Bestandteile zu bemerken. Lehn- und 
Fremdwörter gibt es in jeder Fachsprache. 
Alle Völker, mit denen wir Deutschen in 
unserer Geschichte, sei es durch Krieg, 
Handel, Wissenschaft oder Gewerbe, in 
nahe Berührung kamen, ließen Fremd- 
körper in unserer Sprache zurück, und zwar 
jeweils in den Fächern, in denen sie uns 
politisch, geistig oder wirtschaftlich über- 
legen waren; besonders unsern westlichen 
und südlichen Nachbarn verdanken wir eine 
Unmenge von Fremdwörtern. 


Eine belebende Rückwirkung auf unsere 
Umgangssprache haben erfreulicherweise 
die Fachsprachen insofern ausgeübt, als sie 
uns eine Reihe schöner Vergleichsbilder be- 
scherten, in denen eine bestimmte Berufs- 
tätigkeit mit den Erscheinungen des täg- 
lichen Lebens verglichen wird. Die Sprache 
der Bibel, der Dichter, vorzugsweise aber 
des kleinen Mannes ist angefüllt mit sol- 
chen Vergleichen. 


‚Ueber den Einfluß der Technik auf unsere Sprache. 
Von Dipl.-Ing. O. Wundram-Hamburg. 


Die eben angedeuteten Erscheinungs- 
formen der Bildung von Fachausdrücken 
und der wechselseitigen Beeinflussung zwi- 
schen Fachsprache und Umgangssprache 
lassen sich ganz allgemein in jeder Sprache 
und für jedes Fach nachweisen. Von der 
Fachsprache der deutschen Technik müssen 
wir einerseits leider zugeben, daß sie die 
meisten Fremdwörter besitzt, wie man sich 
bei der Durchsicht eines mehrsprachigen 
technischen Fremdwörterbuches leicht über- 
zeugen kann, anderseits erfreuen wir uns 
aber auch, mehr als die übrigen Kultur- 
völker, eines lebhaften Austausches zwischen 
Fach- und Umgangssprache. Im übrigen 
rühmt man der deutschen technischen Fach- 
sprache im Gegensatz zum Juristendeutsch 
eine knappe, klare Form nach. Eine un- 
rühmliche Ausnahme hiervon machen aller- 
dings die Veröffentlichungen des deutschen 
Patentamtes. Ein Patentanspruch soll in 
einem Satz ausgedrückt werden und wird 
dabei natürlich meist ein bandwurmähn- 
liches Ungeheuer mit verschachtelten und 
verschrobenen Nebensätzen. 


An dieser Stelle sei beiläufig bemerkt, 
daß hin und wieder Techniker unserer deut- 
schen Sprache in ihren Schriftwerken wirk- 
lich schöne Denkmäler gesetzt haben; ich 
erinnere dabei nur an Heinrich Seidel 
und Max Eyth, die mit erfrischendem 
Humor, innigem Gemüt und hoher Be- 
geisterung Darstellungen aus der Technik 
verewigt haben. 


Ist im Vorhergehenden Art und Weise 
unserer deutschen, technischen Fachsprache 
kurz betrachtet worden, so mögen dem 
nun noch einige Worte über ihre zeitliche 
Entwicklung hinzugefügt werden. Das 
Handwerk ist die Vorstufe der heutigen 
Technik. Da es aber so alt ist wie die 
seßhaften Völker, so müssen auch seine 
Fachausdrücke, was unser Sprachgebiet an- 
geht, als älteste und deutscheste Bestand- 
teile unserer technischen Sprache ange- 
sehen werden. Die Handwerkerzünfte leb- 
ten bis ins späte Mittelalter ziemlich ab- 
geschlossen für sich, so daß sie zur Be- 
zeichnung ihres Wortschatzes aus- 
schließlich an die Sprachmittel unserer 
Muttersprache gebunden waren. Was in 
früheren Jahrhunderten, zu Zeiten der 
Völkerwanderung, durch Berührung mit 


— w — 4,” 
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fremden Völkern in unsere Muttersprache 


eingedrungen war, hatte sich durch die 


allein mögliche mündliche Ueberlieferung 
soweit abgeschliffen und eingedeutscht, daß 
es schon vor der Verbreitung unserer neu- 
hochdeutschen Schriftsprache von deut- 
schen Bestandteilen kaum zu unterscheiden 
war. Als ganz besonders deutschtüm- 
lich unter unsern technischen Fach- 
sprachen muß die Bergmannsprache ange- 
sehen werden. Bei dem infolge ihrer Tätig- 
keit von der Außenwelt besonders abge- 
schlossenen Berufsleben der Bergleute haben 
sich ihre Fachausdrücke bis heute in ihrem 
ursprünglichen, kernigen Deutsch erhalten. 


Das Eindringen fremder Bestandteile 
in unsere technische Sprache, die Ent- 
stehung der technischen Fremdwörter, be- 
ginnt so recht erst mit der Entwicklung 
der neuzeitlichen Technik, seit der Mitte 
des 18. Jahrhunderts. Infolge ihrer nahen 
Berührung mit den Naturwissenschaften 
drangen deren lateinische und grie- 
chische Fremdwörter in die Sprache der 
Technik ein. Unsere fachwissenschaft- 
lichen Sprachen strotzen ja geradezu von 
Fremdwörtern, man denke nur an die 
Sprache der Aerzte und Chemiker. Neben 
den lateinischen und griechischen Fremd- 
wörtern begannen auch bald englische, 
französische und sonstige Fremdkörper in 
unsere technische Sprache einzudringen, in 
dem Maße, als ein uns in der Technik 
überlegenes Volk uns mit seinen neuen Ver- 
fahren und Erzeugnissen auch neue Be- 
nennungen mitlieferte. Der erwachende 
Wettbewerb und die verbesserten Ver- 
kehrsgelegenheiten schufen ja der Berüh- 
rungspunkte genug für die Sprachen. 


So hat uns das verflossene Jahrhundert 
mit einer Unmenge vielfach entbehrlicher, 
technischer Fremdwörter überschwemmt. 
Leider sind bislang nur wenig Anzeichen 
für eine Besserung vorhanden, da man die- 
ser Erscheinung nicht die genügende Auf- 
merksamkeit zur Abwehr schenkt. Die 
Kraft unserer Sprache, neue Wörter zu 
bilden oder Fremdkörper einzudcutschen, 
ist erschlafft oder doch behindert; in un- 
serer Zeit, wo mündliche Ueberlieferung 
durch die schriftliche Festlegung restlos 
verdrängt ist, scheuen sich die meisten 
Menschen, ein nie gehörtes, neues deut- 
sches Wort zu gebrauchen, obwohl unsere 
Muttersprache reichlich Stämme und Wur- 
zeln zur Weiterbildung besitzt. Tröstlich 
bleibt indessen bei unserer neuen, deut- 
schen Fachsprache der lebhafte, uner- 
schöpfliche Austausch von Gleichnissen zwi- 


schen technischer Fachsprache und Um- 
gangssprache, so daß ein bekannter tech- 
nischer Schriftsteller geradezu von einer 
„Ingenieuristerung‘‘ unserer Sprache redet. 

Nachdem im vorstehenden die Art und 
Weise, wie auch die zeitliche Entwicklung, 
in der die Einwirkung der Technik auf 
unsere Sprache erfolgte, in großen Um- 
rissen angedeutet worden ist, soll nun ver- 
sucht werden, an Hand von Beispielen 
die einzelnen Erscheinungen klar zu 
machen. Dabei kann natürlich angesichts 
der Unmenge von Fachausdrücken, die 
sich alle auf den Begriff ‚Technik‘ be- 
ziehen, nur ein Bruchteil von Bezeichnun- 
gen und Wörtern aufgeführt werden. Wir 
wollen zunächst mit den Vorgängen in un- 
serer Muttersprache beginnen und einige 
Vertreter reindeutscher Wortbildung auf- 
zählen. Nach dem oben Gesagten werden 
wir im Bereich des Handwerks die meisten 
urdeutschen Bezeichnungen finden, z. B. 
unter den Berufsbezeichnungen solche 
wie: Schmied, Hafner, Schreiner, 
Schröter, Weber, Schindelhauer, 
Böttcher usw. Lauter echt deutsche 
Wörter, die, ein Beweis ihres Alters, recht 
häufig auch als Familienname ein Doppel- 
dasein führen. Ebenso wie die Bezeichnun- 
gen für die Handwerkstätigkeiten, also: 
feilen, walken, drillen, fräsen, 
hobeln, verquicken, schürfen 
u. a. m., sind auch zahlreiche durchaus 
deutsche Wörter unter den Benennungen 
der Werkzeuge, Maße, Baustoffe, Erzeug- 
nisse usw. zu finden. Wohlverstanden im- 
mer für Begriffe, die mit dem Handwerk 
alt geworden sind, z. B:Hammer, Am- 
bos, Beitel, Ahle, Spindel, Niet, 
Haspel, Gold, Eisen, Stahl, Nickel, 
Kobalt, Stein, Holz usw. Diese Wör- 
ter haben natürlich alle die Wandlungen 
unserer Sprache bis zur neuhochdeutschen 
Schriftsprache durchgemacht. Neuschöpfun- 
gen von Stammwörtern der Technik sind 
in der Zeit unserer jetzigen Schriftsprache 
aus vorerwähnten Gründen verhältnismäßig 
sehr selten geworden. Mit den folgenden 
Beispielen: kümpeln, bördeln, fluch- 
ten, erden (elektrisch), funken, drah- 
ten, radeln, ballig (Riemenscheibe), 
Körner, Gesenk, Drall, Verbund, 
Schaltung dürfte schon ein gut Teil 
aller neuen deutschen technischen Stamm- 
wörter erwähnt sein. Den Bedarf an deut- 
schen Benennungen für neue technische 
Begriffe deckt unsere jetzige Sprache bei 
weitem am meisten durch ' Zusammen- 
setzungen oder Kuppelwörter. Die Kraft 
der beliebigen Wortzusammenstellung be- 
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sitzt ja unsere deutsche Sprache wie keine 
andere, sie offenbart diese Kraft auch 
stets von neuem an Kuppelwörtern, wie: 
Niederdruckkurbelwellenlager, 
Rachwerkträger, Funkspruch, 
Reuerton, U-Eisen, Fliehkraft- 
regler, Fernsprechleitung u.a.m,, 
welche die Begriffe in einer klaren Knapp- 
heit, wie es in fremden Sprachen durch- 
weg mit so einfachen Mitteln nicht mög- 
lich ist, bezeichnen. Die unbeschränkte 
Möglichkeit zu Zusammensetzungen hat 
anderseits ja manchmal zu lächerlichen 
Mißbildungen geführt, indessen wußte sich 
die Sprache der Technik davon rein zu 
halten. 

Bevor wir die Aufzählung von Bei- 
spielen für die Bildung deutscher techni- 
scher Fachausdrücke beenden, müssen wir 
an dieser Stelle auf die technischen Lehn- 
wörter zurückkommen. Lehnwörter 
müssen als deutsche Wörter betrachtet 
werden, da sich gerade an ihnen die Kraft 
der lebendigen Sprache bewährt hat, 
Fremdkörper sich anzuähneln und einzu- 
deutschen. Die Lehnwörter in der Sprache 
der Technik sind ebenfalls sehr alt, da 
die Vorbedingung ihrer Entwicklung, die 
einzig mündliche Ueberlieferung seit Jahr- 
hunderten nicht mehr besteht. Schleuse, 
Maschine, Ziegel, Fenster, Zelle, 
Kupfer, Grünspan sind solche alten 
technischen Lehnwörter. Beispiele für neu- 
zeitliche Lehnwörter sind äußerst selten; 
unsere Technik ist viel zu sehr in Zeit- 
schriften, Buchwerken und sonstigen 
Drucksachen festgelegt, als daß sich ein 
einmal eingeführtes Fremdwort abschliffe 
und eindeutschte; unsere bessere Allge- 
meinbildung verhindert es geradezu, daß 
sich ein Fremdwort in seiner Gestalt ver- 
änderte. Wollte man auch Wörter wie: 
auteln (kraftwagenfahren) und Tor- 
peder (Angehörige der Torpedoabteilun- 
gen) als neue Lehnwörter ansehen, so muß 
man doch zugeben, daß man ihnen die 
künstliche Zurechtstutzung zu deutschen 
Wörtern direkt ansieht, sie sind als Schrift- 
wörter geradezu hergestellt. Wie wenig 
unsere Zeitgenossen mithelfen, Lehnwörter 
zu bilden, sehen wir an dem Worte 
Coaks. Obwohl Fachzeitschriften und 
-wörterbücher vorwiegend das einge- 
deutschte Wort Koke oder Koks ver- 
wenden, finden wir doch immer wieder in 


Geschäftsschildern und Tageszeitungen das’ 


schöne Wort Coaks. 

Neben dem Gebiet der Neubildungen 
von Fachausdrücken war eingangs die Rede 
von einer Erscheinung, die als Austausch 


von bildlichen Vergleichen zwischen Fach- 
und Umgangssprache bezeichnet wurde. 
Gerade die deutsche Sprache der Technik 
ist reich daran. Der einfache Mann, der 
sich im Handwerk oder Großgewerbe be- 
tätigte, liebte es, zur Benennung neuer 
Begriffe in seinem Fach oder auch nur aus 
Freude am lebhaften Ausdruck Vergleiche 
mit seiner nächsten Umgebung heranzu- 
ziehen. Es ist kein Spiel des Zufalls, 
wenn fast sämtliche Teile des mensch- 
lichen Körpers und seiner Bekleidung ihre 
Namen auch in der Technik wieder finden. 


Werkzeuge und Maschinen haben sich ja 


meist aus den ursprünglichen Hilfsmitteln 
unseres Körpers herausentwickelt. Solche 
übernommenen Bezeichnungen haben wir 
z. B. in: Hebelarm, Tischbein, Schrau- 
benkopf, Augbolzen, Schlüsselbart, 
Sägezahn; Elle, Fuß, Spanne; Dampf- 
mantel, Kabelschuhh, Zündhütchen, 
Auerstrumpf und in vielen anderen. 
Reichte der menschliche Körper nicht mehr 
aus für die Bedürfnisse des technischen 
Wortschatzes, so kam die nähere Um- 
gebung des Menschen zur Entnahme von 
Vergleichsbildern in Frage: Rammbär, 
Laufkatze, Sägebock, Kran, Heiz- 
schlange, Schneckenwurm, Wasser- 
hahn usw. Auch auf Teile von Tieren 
werden die Vergleiche ausgedehnt: Kuh- 
fuß, Fuchsschwanz, Schwalben- 
schwanz; selbst das Pflanzenreich muß 
seinen Beitrag liefern. Es sei hierbei nur 
an die Glühbirne, an das Sägeblatt, 
an die Zweige eines Rohrnetzes, 
an das feine Korn einer Bruch- 
fläche erinnert. Es liegt auf der Hand, daß 
solche vom Volke beliebten Vergleiche sich 
vorzugsweise auf Gegenstände be- 
ziehen, denn Zustände und Tätigkei- 
ten zu vergleichen ist schon schwieriger. 
Daher sind übernommene Fachausdrücke 
dieser Art auch ziemlich selten in der 
Technik. Die Unruhe in der Uhr, der 
Trieb (kleines Zahnrad), die Seele des 
Geschützes sind solche Ausdrücke, bei 
denen man beiläufig auch noch bemerken 
kann, wie für abstrakte Begriffe der kon- 
krete eintritt. Eine recht junge Anleihe 
aus den abstrakten Begriffen der Umgangs- 
sprache liegt in dem „terminus technicus“ 
vor: das Eisen altert (in seinen magne- 
tischen Eigenschaften). 

Die zahlreich aus der Umgangssprache 
in die Technik übernommenen Ausdrücke 
werden von andern Völkern, die diese Aus- 
tauschfähigkeit nicht im gleichen Maße be- 
sitzen, gern als Beweis für die Armut un- 
serer Sprache angeführt, indem ein Wort 
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mehrere Begriffe decken müßte. Dem ist 
durchaus nicht so; einmal kann man sehr 
leicht einen solchen bildlichen Ausdruck 
durch einen (meist langweiligeren) rein 
technischen ersetzen, z. B.: Wolf durch 
Lumpenzerreißmaschine, oder Backen 
durch Druckflächen (eines Schraubstockes), 
anderseits beruht ja der Austausch von 
Vergleichen auf Gegenseitigkeit. Reichlich 
hat die technische Fachsprache der Um- 
gangssprache wiedergeschenkt, was sie ihr 
entnahm. Die in unserer Umgangssprache 
gebrauchten technischen Kunstausdrücke 
sind so zahlreich, daß man sie zum Gegen- 
stand einer Sonderforschung machen 
könnte, bei der außer dem sprachlich Be- 
merkenswerten manches psychologisch In- 
teressante sich ergeben würde. Der kleine 
Mann aus dem Volke, der große Dichter, 
der Diplomat, die Bibel und das Sprich- 
wort, alle brauchen den Vergleich mit Be- 
griffen aus Technik und Handwerk, eben- 
so häufig jetzt wie einst, so daß der ein- 
mal schon oben erwähnte, wenn auch häß- 
liche Ausdruck von der ‚„Ingenieurisierung“ 
unserer Sprache die Sachlage treffend kenn- 
zeichnet. Bei dem hier zur Verfügung 
stehenden beschränkten Raum können nur 
ein paar passende Beispiele aufgezählt wer- 
den: Goethe spricht vom sausenden 
Webstuhl der Zeit. Schiller singt: 
Freude, Freude treibt die Räder in 
der großen Weltenuhr. Seine Glocke ist 
ein einziger, großartiger Vergleich mit 
einem Vorgang aus der Technik. Viele 
Dichter schmieden Reime, die noch sehr 
der letzten Feile bedürfen. Die Staats- 


nänner ziehen die Steuerschraube 
nach Bedarf an. Soldaten werden ge- 
drillt. Beamte sind nur Räder in der 


großen Staatsmaschinerie, der Dienst 
bleibt für sie die ewig gleichgestellte 
Uhr. Ist jemand nicht ganz verbohrt 
oder verdreht, so wird er eine schwie- 
rige Sache doch gut einzufädeln suchen, 
wenn anders er nicht gleich den Nagel 
auf den Kopf trifft. Besonders liebt 
es unser Volk sich fachgemäß auszudrücken, 
wenn es derb wird. Einem ungehobel- 
ten Gesellen oder jemandem, dem eine 
Schraube los ist, steigt man aufs 
Dach. Nützt diese Vornahme nichts, so 
kann es sich ereignen, daß man jenen Men- 
schen durchwalkt oder versohlt. 
Man könnte diese kleine Sammlung von 
Redewendungen aus der Technik leicht ver- 
vielfältigen, auf Schritt und Tritt begegnen 
sie uns als lebhafter Beweis, daß die Tech- 
nik überall bei unserer Kulturentwicklung 
dabei war. 


Dem deutschen Sprachschatz, den 
Technik und Handwerk durch Bildung und 
Austausch von Wörtern und Redewendun- 
gen angesammelt haben, steht leider ein 
ebenso großes Heer von Eindringlingen 
gegenüber. Man kann geradezu von einem 
Fremdwörterunwesen in der Technik reden, 
denn reichlicher als nötig und als sonst 
irgendwo sind hier die Fremdwörter ver- 
treten. Selbst der Fachmann kann heutzu- 
tage nicht ohne weiteres alle technischen 
Fremdwörter beherrschen; daher ent- 
sprechen denn auch die mannigfaltigen tech- 
nischen Wörterbücher durchaus dem Be- 
dürfnis. Die meisten technischen Fremd- 
wörter sind lateinischen und griechischen 
Ursprungs, eben durch die nahe Berührung 
der Technik mit den Naturwissenschaften. 
An zweiter Stelle folgen französische und 
englische Wörter, schließlich jedoch ist jede 
Sprache vertreten, deren Volk irgendwie 
mit Technik zu tun hat, sogar chinesisch 
(Packfong) und malayisch (Tombak). 
Auch dauert das Eindringen von Fremd- 
wörtern bis in unsere Tage an, obgleich 
nationaler Stolz und ein gewisses Reinlich- 
keitsgefühl in Bezug auf unsere Mutter- 
sprache zugenommen haben. Solche neuen 
Proben von Ausländerei sind Wörter wie 
Chassis, Tonneau, Chauffeur, 
Aviatiker, Aerostat, Hangar usw. 
Es tut not, diese Eindringlinge zu be- 
kämpfen, indem wir uns auf die Fähigkei- 
ten unserer eigenen Sprache besinnen. Lei- 
der ist das bei der Vorliebe des Deut- 
schen für alles Fremde eine schwierige 
Aufgabe. Trotzdem kann man ohne Be- 
denken behaupten, daß bei weitem die 
größere Anzahl der technischen Fremd- 
wörter unnütz und entbehrlich ist, ganz 
abgesehen davon, daß viele von ihnen falsch 
gebildet bzw. nicht folgerichtig weiter- 
gebildet sind und oft eine Sprachwidrig- 
keit gegen ihre und unsere Muttersprache 
bedeuten. Es gibt nur verhältnismäßig 
wenige technische Fremdwörter, für die 
sich bislang noch kein einheitliches deut- 
sches Deckwort eingeführt hat. Ausdrück- 
lich sei hierbei betont, daß es nur eine 
Sache der Gewohnheit wäre, unter einem 
neuzuwählenden deutschen Deckwort das- 
selbe zu verstehen wie unter dem Fremd- 
wort, das ja vielfach gegenüber seiner wört- 
lichen Uebersetzung auch nur einen unter- 
geschobenen Begriff decken muß. Auf 
den einzig beachtenswerten Einwand für 
die Fremdwörter, nämlich ihre internatio- 
nale Verständlichkeit, soll weiter unten zu- 
rückgekommen werden. 

Zunächst sollen an 


einer Reihe von 
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Beispielen die oben angedeuteten Einwände 
gegen die technischen Fremdwörter dar- 
getan werden. Einen häßlichen Mischmasch 
aus Brocken verschiedener Sprachen be- 
deuten Wortbildungen wie: Vakuum- 
reiniger, Obermonteur, Com- 
poundmaschine, Telefunken, Di- 
plomingenieur, Automobil; Latei- 
nisch, Deutsch, Griechisch, Französisch, 
Englisch in beliebiger Reihenfolge und Ver- 
bindung. Auf gleicher Stufe stehen die 
hübschen Fremdwörter, die, obwohl aus 
deutschem Schrot und Korn stammend, 
doch erst des fremden Mäntelchens bedurf- 
ten, um bei uns wieder hoffähig zu wer- 
den. Waggon, Ballon sind ja bekannt- 
lich auf Umwegen über Frankreich zu uns 
zurückgekehrte stammdeutsche Wörter. Aus 
ebenso gut deutschen Wörtern wie Lack, 
matt, halb usw. macht man durch An- 


hängen der fremdländischen Endung 
„ieren“ die entsprechenden Tätigkeits- 
wörter, obwohl auch diese in gutem 
Deutsch vorhanden sind. Will man sich 


das Fremdwort Cementierung in der 
Bedeutung Cementbewurf noch gefallen 
lassen, so ist es aber vollkommen unnütz, 
in Anlehnung hieran für Lehmbewurf 
Lehmentierung zu bilden. Und doch 
ist dieses Wort sogar in behördlichen Bau- 
ausschreibungen zu finden. Am geschmack- 
losesten in dieser Sprachmengerei hat sich 


allerdings das Warenzeichenwesen ent- 
wickelt. Es ist schwer, sich über Be- 
zeichnungen wie: Backa, Krafton, 


Pneudichtol, Stahlonit, Daimo- 
lin, Blendol, Sanella u. dgl. nicht 
lustig zu machen. Vielleicht sind die Ge- 
pflogenheiten des Handels mehr schuld an 
dieser Verstümmelung deutscher Bestand- 
teile als die Technik selbst. Anlaß hierzu 
ist jedenfalls das deutsche Warenzeichen- 
gesetz, das für einen derartigen Wort- 
schutz verlangt, daß keinerlei Angaben über 
Art, Ort und Zeit der Herstellung sowie 
über Preis, Gewicht und Mengenverhält- 
nisse in dem Wort enthalten seien. Bei 
solchen schwierigen Bedingungen geht man 
freilich am sichersten, wenn man ein sinn- 
loses Wort erfindet. Doch lassen sich bei 
gutem Willen auch reindeutsche Wort- 
marken ersinnen, wie z. B.: „Putzdamit‘ 
und „Wegdamit‘“ für irgendwelche Ge- 
brauchsmittel. Ein weiterer Fehler mancher 
Fremdwörter, daß sie nämlich nach der 
Formenlehre ihrer Ursprungssprache falsch 
gebildet sind, wie z. B. Aviatiker, soll 
hier nicht weiter verfolgt werden. 

An einer andern Art von technischen 
Fremdwörtern kann man nachweisen, daß 


sie bei Verwendung der gleichen frem- 
den Bestandteile nicht die gleiche Bedeu- 
tung ergeben, ihre Ableitungen sind nicht 
folgerichtig. Häufig vorkommende tech- 
nische Fremdwörter sind die mit den grie- 
chischen Silben graph, gramm, phon, 
skop, meter zusammengesetzten. Be- 
deutet z. B. Telegraph den Apparat, 
so bezeichnet die silbengleiche Zusammen- 
setzung Photograph den Mann, der im 
ersten Falle Telegraphist heißen 
würde. Ist Telegramm das Ergebnis 
des Telegraphierens, so heißt es im andern 
Falle Photographie, während Photo- 
gramm nur für einzelne Sonderfälle ge- 
braucht wird. Ein ähnliches Schwanken in der. 
Bedeutung zeigt der griechische Bestandteil 
meter in den Zusammensetzungen Kilo- 
meter (Maß), Thermometer (Meß- 
apparat), Geometer (messender Mann), 
Gasometer (Behälter). Daß die beiden 
nur in der Silbenstellung verschiedenen 
Fremdwörter Phonograph und Gram- 
mophon zwei technisch grundsätzlich ver- 
schiedene Ausführungsformen (Walzen- und 
Plattensprechmaschine) bezeichnen, scheint, 
genau wie die oben erwähnten Zusammen- 
setzungen, cher die Dürftiekeit in der 
Ausdrucksweise durch Fremdwörter zu be- 
weisen, als die zur Verteidigung der Fremd- 
wörter oft gehörte Behauptung, diesc deck- 
ten den Begriff besser als das deutsche 
Wort. Sicher besitzt die deutsche Sprache 
genügend feine Unterschiede im Ausdruck, 
um jedem Begriff gerecht zu werden. Be- 
sonders deutlich wird das an Beispielen wie 
System und Material, zwei Ausdrücke, 
die in einer einzigen technischen Abhand- 
lung in den verschiedensten Bedeutungen 
vorkommen können. Hausding und 
Sarrazin geben in ihren  vortreff- 
lichen Fachwörterbüchern etwa 40 bis 
60 Verdeutschungen dafür an; für je- 
den Fall dürfte das passende Deck- 
wort darunter vorhanden sein. Tat- 
sächlich hat ja auch das verflossene Jahr- 
zehnt Verdeutschungen für eine Reihe bis 
dahin für unübersetzbar gcehaltener tech- 
nischer Fremdwörter gebracht, während 
man heutzutage den Neuerscheinungen 
gleich zu Leibe geht. Für das Fremdwort 
autogen findet man z. B. schon des öf- 
teren ın der Verbindung mit Schweißen 
und Schneiden die ganz deutschen Aus- 
drücke Zusammenschmelzen und 
Brennschneiden. 

Der Fälle, in denen das Fremdwort noch 
immer der Verdeutschung erfolgreich ge- 
trotzt hat, sind wenig genug. Technik, 
Ingenieur, Motor, Elektrizität, 
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Ventil, Cement, Beton, Minute, 
Sekunde, Monteur, Isolator, Cy- 
linder (Dampf-), Moment (Biege-) sind 
die bekanntesten derartigen Fremdwörter. 
Immerhin kann der Umstand, daß sich für 
diese Wörter passende deutsche Deck- 
wörter nicht eingeführt haben, als vor- 
übergehend betrachtet werden, und zwar 
auf Grund folgender Erwägung: Als vor 
15—20 Jahren das Fremdwort Bicycle 
oder Velociped durch Rad oder Fahrrad 
ersetzt werden sollte, gab es der Spötter 
gar viele. Und heute denkt kein Mensch 
mehr an Velociped oder Bicycle, unter 
Rad versteht jeder Mensch einzig und 
allein das Stahlroß, das Fahrrad, ohne da- 
bei noch Nebengedanken an Uhrrad, Steuer- 
rad, Schwungrad oder ähnliche Räder zu 
haben. Genau so gut ist es denkbar, für 
die letzterwähnten, bislang noch unüber- 
setzbaren Fremdwörter ein neues oder 
auch vorhandenes deutsches Wort als Deck- 
wort einzuführen. Man müßte nur den Mut 
haben, es ständig im Sinne des Fremd- 
wortes zu gebrauchen, die Gewöhnung wird 
dann das übrige tun, den Fremdkörper aus- 
zumerzen. Leicht werden wir Deutschen 
uns aber nicht vom Fremdwort trennen. 

Als Verteidigungsgrund für die techni- 
schen Fremdwörter scheint am bcachtens- 
wertesten derjenige der internatio- 
nalen Verständlichkeit. Vollends 
gilt das für die lateinischen und griechi- 
schen Fremdwörter aus den Naturwissen- 
schaften und wird daher aus Gelehrten- 
kreisen immer nachhaltig vertreten. Die 
Fachsprachen der Chemiker und Aerzte 
sind am meisten international, doch ist der 
Wert der internationalen Verständlichkeit 
vieler technischer Fremdwörter ein sehr 
unsicherer. Folgende Bezeichnungen lauten 
in ihrer Ursprungssprache und in anderen 
Kultursprachen ganz anders. Z. B. Ventil, 
franz. soupape, engl. valve, ital. valvola; 
Parterre, franz. rez de chaussee, engl. 
groundfloor, ital. pian terreno; clektri- 
sches Element, franz. pile, engl. cell, 
ital. pila. Umgekehrt gibt es Wörter, die 
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Berlin. In der Abteilung für Architektur hat 
Fri. Elisabeth von Knobelsdorff (Char- 
lottenburg) als erste Dame den Diplom-In- 
genieur-Grad mit dem Prüfungsergebnis „Gut“ 
erworben. 


in den drei erwähnten Kultursprachen 
durchaus international und gleich sind, 
z. B. feeder für elektrische Speiseleitung, 
nur der Deutsche kehrt sich nicht daran, 
da er dies Wort gar nicht verwendet. Man 
kann also nur bedingt von einer inter- 
nationalen Verständlichkeit der technischen 
Fremdwörter reden. Diesem Umstande tra- 
gen bekanntlich die vielsprachigen techni- 
schen Wörterbücher Rechnung, indem sie 
nicht alphabetisch nach Stichwörtern ord- 
nen, sondern nach zeichnerischen Darstel- 
lungen; die Zeichnung allein ist die wahre 
internationale Ausdrucksweise der Technik. 
Durchaus internationalen Wert haben 
selbstverständlich die in gemeinsamen Zu- 
sammenkünften von Technik und Wissen- 
schaft gewählten Bezeichnungen für Maße, 
Gewichte u. dgl, wie z. B.: Meter, 
Kilogramm, Ampere, Watt usw. 
Im allgemeinen wird von Fall zu Fall 
zu unterscheiden sein, ob internationale 
Verständlichkeit oder sonstige Zweck- 
mäßigkeit im Gebrauch des Fremdwortes 
für dessen Beibehaltung sprechen, andern- 
falls bedeutet es ja in unserer Zeit nicht 
mehr verfeinerte Bildung, unnütze Fremd- 
wörter zu gebrauchen. Stetig und erfolg- 
reich wird der Kampf gegen das Fremd- 


wörterunwesen geführt. Besonders viel 
verdanken wir in dieser Hinsicht den 
großen technischen Verwaltungen, wie 


Eisenbahn und Marine, aber auch die ein- 
zelnen Landesbaubehörden helfen kräftig 
mit. Verordnungen und Titel werden 
immermehr verdeutscht. Langsam be- 
sinnen sich auch die Fachzeitschriften und 
die Tagespresse auf Abstoßung technischer 


Fremdwörter, noch langsamer Groß- 
gewerbe und Geschäftsbetrieb; Muster- 
bücher und Preislisten enthalten noch 


manch entbehrliches Fremdwort. Besonders 
bemerkenswert auf dem Gebiet der Ver- 
deutschung von technischen Fachausdrücken 
sind natürlich die Arbeiten des Allge- 
meinen Deutschen Sprachver- 
eins, so z. B. für die Hausbautechnik 
und das deutsche Luftfahrwesen. 


Braunschweig. Dem o. Professor der Me- 
chanik an der Techn. Hochschule zu Darm- 
stadt, Dr. Lebrecht Henneberg, ist in An- 
erkennung seiner Arbeiten auf dem Gebiete der 
Mechanik, insbesondere auf dem Gebiete der 
Fachwerkstheorie, von Rektor und Senat die 
Würde eines Pr.-ug. h. c. verliehen worden. 


Dresden. Der Professor der Baukunst Hugo 
Hartung hat einen Ruf an die Techn. Hoch- 
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schule zu Berlin als Nachfolger von Prof. 
Chr. Hehl auf dem Lehrstuhl für mittelalter- 
liche Baukunst vom 1. April ab angenommen. 

Rektor und Senat haben dem Direktor Anton 
Hambroch in Andernach in Anerkennung 
seiner Verdienste um die Bauingenieur-W issen- 
schaften die Würde eines Tr.-\ng. h. c. ver- 
liehen. 


Hannover. Der Professor der höheren 
Mathematik und Mechanik Dr. Karl Wieg- 
hardt wurde als o. Professor der reinen 
Mathematik und graphischen Statik an die 
Techn. Hochschule zu Wien berufen. 

Tipl.-3ng. Dr. phil. P. Humanın habilitierte 
sich für das Gebiet der elektrischen Leitungen. 

Rektor und Senat haben dem Ingenieur 
Hermann Bering in Hamburg in Anerkennung 
seiner Verdienste um die Förderung großer 
deutscher Bauausführungen im In- und Aus- 
lande, insbesondere um die Entwicklung der 
mechanischen Einrichtungen für die Bewegung 
von Bodenmassen die Würde eines Tr.-Xng. h. c. 
verliehen. 

Karlsruhe. Die Privatdozenten Dr. W. Hell- 
pach (Psychologie), Dr. A. Skita (Chemie) 
und Dr. L. Ubbelohde (Chemie) sind zu 
a. 0. Professoren ernannt worden. 


Stuttgart. Der o. Professor der Elektro- 
chemie und Chemischen Technologie Dr. Erich 
Müller hat einen Ruf an die Techn. Hoch- 
schule zu Dresden erhalten. 


Zürich. Der Professor für theoretische Ma- 
schinenlehre Dr. Albert Fliegner tritt am 
Ende des Sommersemesters 1912 in den Ruhe- 
stand. 

Dem früheren Direktionspräsidenten der 
Gotthardbahn, Ingenieur H. Dietler, wurde 
in Anerkennung seiner hervorragenden Ver- 
dienste um das Eisenbahnwesen die Würde eines 
Trong. h. c. verliehen. 
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Buchbesprechung. 


Wolfram. Eine Monographie mit einem An- 
hang: Die Patentansprüche über Wolfram-Glüh- 
körper von Dr. phil. Heinrich Leiser. 8°., 
222 S. m. 17 Abb. Halle a. S., Wilhelm Knapp, 
1910. 12 M. 

Es war eine dankenswerte Aufgabe, die der 
Verfasser sich stellte, als er eine Monographie 
des Wolframs schrieb. Noch im Jahre 1887 
konnte C. Heppe erklären: „Die Verwendung 
des durch manche Eigentümlichkeiten ausge- 
zeichneten Wolframmetalls und seiner nicht 
minder interessanten Verbindungen in den ver- 


land 


schiedenen Zweigen der Industrie und der Ge- 
werbe ist seltsamerweise eine verhältnismäßig 
immer noch geringe, so daß es nicht über- 
flüssig sein dürfte, von Zeit zu Zeit die Auf- 
merksamkeit wieder auf diesen Gegenstand zu 
lenken und Anregung zu geben zu neuen Ver- 
suchen.‘ Seitdem hat die Verwendung des 
Wolframs zur Herstellung von Schnelldreh- 
stählen und Wolframglühlampen zur ‚Industri- 
alisierung‘‘ dieses interessanten Metalls wesent- 
lich beigetragen. So ist nun das 1781 von 
Scheele und 1785 unabhängig von diesem durch 
Jose und Fausto d’Elhuyar entdeckte Metall 
heute schon ein wichtiger Faktor in der Stahl- 
industrie geworden. 

Die von dem Verfasser mitgeteilten Vor- 
kommen von Wolframerzen sind nicht mehr alle 
heute bekannten, denn es wird häufig von neuen 
Lagern in der Presse berichtet, über deren 
Wichtigkeit und Ergiebigkeit man allerdings 
noch Näheres abwarten muß. Die Hauptfund- 
orte für Wolframerze liegen in Australien, und 
Leiser vertritt die Ansicht, daß Nord-Queens- 
allein bei genügendem Preise imstande 
sei, jede Nachfrage zu befriedigen. Es ist be- 
dauerlich, daß über die Förderungen dieses 
Erzes weder in Australien noch in dem nächst- 
größten Produktionsstaat, den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika, eine amtliche Statistik be- 
steht, sich mithin die betreffenden Zahlen des 
Verfassers nur der Wirklichkeit nähern dürften. 
Deutschlands Erzproduktion ist zu unbedeutend, 
als daß sie bei dem großen Bedarf unserer 
Industrie eine Rolle spielen könnte. Wir sind 
daher auf eine beträchtliche Einfuhr angewie- 
sen. Ueber Hamburg kommen etwa 2500 Ton- 
nen Erz ins Land, die allerdings teilweise nach 
Oesterreich und Frankreich weitergehen; immer- 
hin verbraucht Deutschland jährlich ungefähr 
2000 Tonnen, also doppelt so viel wie Groß- 
britannien, das nur 1000 Tonnen aufnehmen 
kann. Aus den beigegebenen graphischen Dar- 
stellungen ersieht man, daß Produktion und er- 
zielte Preise in engstem Zusammenhange stehen, 
insofern nämlich bei einem Höhepunkt der 
ersteren ein Tiefstand der letzteren sich zeigt. 
Im Jahre 1860 kostete das Kilogramm Metall 
noch 1400 M. während 1908 nur noch 3,80 
bis 7,50 M. gezahlt wurden. 


In dem Kapitel „Technische Gewinnung der 
Salze und des Metalls“ wäre für manchen viel- 
leicht eine größere Ausführlichkeit wünschens- 
wert. Recht umfangreich sind dafür aber die 
Angaben über die Analvse des Wolframs und 
vor allem über seine technische Verwendung. 


Hier dürfte wohl ziemlich lückenlos alles 
Wesentliche zusammengestellt sein, was die 
Literatur auf diesem Gebiete aufweist. Das 


Verlangen der Stahlindustrie nach einem Werk- 
zeugstahl, der grobe Späne abnehmen könnte, 
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ohne sich dabei soweit zu erwärmen, daß er 
weich wurde und in seiner Schneidkraft litt, 
konnte durch die Anwendung von Wolfram- 
stählen befriedigt werden. Die zahlreichen An- 
gaben über die Verfahren der Glühlampen-In- 
dustrie erfahren durch eine geordnete Zu- 
sammenstellung der von ihr entnommenen Pa- 
tente eine anerkennenswerte Ergänzung. Ein 
Ortsverzeichnis der Wolframerzfundstellen sowie 
ein gutes Namen- und Sachregister tragen noch 
dazu bei, daß man das Buch gern in die 
Hand nimmt. Dr. phil. Paul Reichard. 
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Neuendorff, R.: Praktische Mathematik. 1. Teil. Graphisches 
und numerisches Rechnen. (= Aus Natur und Qeisteswelt. 
341. Bdchen.) Leipzig, B. G. Teubner, 1911. geb. M. 1.25. 
Pöschl, Vikt.: Einführung i. d. Kolloidchemie. 3. verb. Aufl. 


Dresden, Th. Steinkopf, 1911. l M. 2.-. 
Trabert, Wilh.: Lehrbuch der kosmischen Physik. Leipzig, 
B. Q. Teubner, 1911. geb. M. 22.—. 


Wallenberg, Gg.: Theorie der linearen Differenzengleichungen. 
Unter Mitw. v. A. Guldberg. (=B. G. Teubners Sammlung v. 
Lehrbüchern auf d. Gebiete d. mathemat. Wissenschaften m. Ein- 
schluß ihrer Anwendungen, 35. Bd.) Leipzig, B. G. Teubner, 
1911. geb. M. 11.—. 


8. Technologie und Maschinentechnik. 


Dittmer, Lieckfeld, Romberg: Motoren u. Winden f. d. See- 
u. Küstenfischerei nach d. Preisausschreiben d. deutsch. See- 
fischerei-Vereins. 1. Teil. Hrsg. v. d. deutsch. Seefischerei- 
Verein zu Berlin. München, R. Oldenbourg, 1911. M. 5.—. 

Erdöl, Das, seine Physik, Chemie, Geologie, Technologie u. s. 
Wirtschaftsbetrieb. In 5 Bdn. Hrsg. v. C. Engler u. H. Höfer. 
Leipzig, S. Hirzel. 

3. Bd. Die Technologie d. Erdöls u. s. Produkte. Unter Mit- 
wirkung v. H. Kast, C. F. Lossen, R. A. Wischin bearb. v. 
Leopold Singer. 1911. geb. M. 60.—. 

Hanssel, Hub.: Versuche an einer Dreifach-Expansions-Dampf- 
maschine. (= Mitteilungen üb. Forschungsarbeiten auf d. Ge- 
biete d. Ingenieurwesens, insbes. aus d. Laboratorien d. Techn. 
Hochschulen, Nr. 101.) Berlin, J. Springer, 1911. M. 1.-. 

Haeder, H.: Der kranke Gas- u. Oelmotor. Aufstellung, Betrieb, 
Wartung, Untersuchung u. Reparatur d. Verbrennungsmotoren u. 
Lokomobilen. 2. bed. erweit. Aufl. Wiesbaden, O. Haeder, 1911. 

geb. M. 8.75. 


Hellenschmidt, G.: Gemischbildungen d. Gasmaschinen. Berlin, 
J. Springer, 1911. M. 1.60. 
Horn, Aug.: Die autogene Schweiß- u. Schneidetechnik, gemein- 
verständlich dargest. Halle, W. Knapp, 1911. geb. M. 9.—. 
Karpenko, W.: Die Entropietafel f. Gase u. ihre Verwendung 
zur Berechnung der Verbrennungsmaschinen. (S.-A. aus: „Die 
Gasmotorentechnik“.) Berlin, Boll & Pickardt, 1911. M. 1.50. 
Löw, Frhr. v.: Die neuesten Forderungen bei d. Bau u. d. Aus- 
rüstung v. Automobilen. Ein Leitfaden f. Automobilisten. Wies- 
baden, C. W. Kreidel, 1911. M. 1.30. 
Müller, Wilh.: Wasserkraft. Einführung in d. Bau u. d. An- 
wendung d. Wasserräder u. Turbinen. 2. verm. u. erw. Aufl. 
Hannover, Dr. M. Jänecke, 1911. geb. M. 3.40. 
Pohlhausen, A.: Die Dampfturbinen. II. Bd. des Werkes: Die 
Dampfmaschinen. Lehr- u. Handbuch f. Studierende, Techniker 
u. Ingenieure. (In 16 Heften.) 1. Heft. Mittweida, Polytechn. 
Buchh., 1911. M. -.60. 
Riedier, A.: Wissenschaftl. Automobil-Wertung. Berichte I—V 
d. Laboratoriums f. Kraftfahrzeuge a. d. Techn. Hochschule z. 
Berlin. München, R. Oldenbourg, 1911. M. 0.—. 
Schreber, K.: Explosionsmaschinen m. Wassereinspritzung. (S.-A. 
aus: „Die Gasmotorentechnik“.) Berlin, Boll & Pickardt, 1911. 
M. —.60. 

Stolzenberg, O.: Moderne Werkzeugmaschinen und Werkzeuge 


unter bes. Berücks. Ludw. Loewescher Erzeugnisse. Hannover, 
Dr. M. Jänecke, 1911. geb. M. 4.—. 
Stumpf, T.: Die Gleichstrom - Dampfmaschine. München, R. 
Oldenbourg, 1911. M. 10.—. 


Vogdt, Rud.: Pumpen, Druckwasser- u. Druckluftanlagen. Ein 
kurz. Überblick. 2 verb. Aufl. (= Sammlung Göschen, Nr. 290.) 
Leipzig, G. J. Göschen, 1911. ` geb. M. —.80. 

Ziehn, Gust.: Hydraulische Turbinen. Konstruktions- u. Rech- 
nungsbeispiele von Francis-, Schwamkrug- und Peltonturbinen. 
Strelitz, M. Hittenkofer, 1911. geb. M. 8.—. 


9. Schiffahrt und Luftfahrt. 
Führer auf d. deutsch. Schiffahrtsstraßen. Tabellar. Handbuch 


in 6 Tin. Bearb. im kgl. preuß. Ministerium d. öff. Arbeiten. 
Berlin, Gea. 
4. TI. Das Gebiet d. märk. Wasserstraßen. 3. Aufl., 1911. 


geb. M. 1.25. 
Hansen, Friedr.: Rotations-Flugmotoren m. spezieller Berücks. 
des Gnom-Motors. Berlin, C. I. E. Volckmann Nchf., 1911. 


M. 1.30. 
Jahrbuch des Nordd. Lioyd 1910/11. Hrsg. von Paul Neubaur. 
Berlin, Hobbing & Co., 1911. geb. M. 4.-. 


Kirchhoff, Arthur: Die Erschließung d.Luftmeers. Luftschiff- 
fahrt u. Flugtechnik in ihrer Entwicklg. u. ihrem heut. Stande, 
gemeinverst. dargestellt. 2. Aufl. Leipzig, O. Spamer, 1912. 

geb. M. 6.—. 

Lönholdt, Frz.: Betrachtungen über Fahrten und Havarien der 
Zeppelin-Luftkreuzer bei Weilburg a. L., Osnabrück u. Düssel- 
dorf. Neues Luftschiffgerüst, D. R. P. Nr. 237224. Vorschläge 
zum Bau u. Betrieb v. Motor-Luftschiffen starren Systems n. d. 
D. R. P. Nr. 237224 vom 4. 8. 1910. Frankfurt a. M., Gebr. 
Knauer, 1911. M. -.80. 

Mehl, Adolf: Der Freiballon i. Theorie u. Praxis, unter Mitarbeit 
von v. Abercron, Hans Adam, Bamler u. a. hrsg. 1. Bd. Stutt- 
gart, Franckh, 1911. geb. M. 4.80. 

Raum: Das Flug-Problem d. Zukunft. Ein neuer Weg z. Lösung. 
München, E. Stahl, 1911. M. —.50. 

Schecher, Kari Ludw.: Verkehrslehre der Binnenschiffahrt 
(= Sammlung wasserwirtsch. Schriften, 4. Bd.) Halle, W. Knapp, 
1911. M. 4.—. 


10. Elektrotechnik. 
Kapp, Gisb.: Elektr. Wechselströme. 4. Aufl. (= Leiners techn. 
Bibliothek, 6. Bd.) Leipzig, O. Leiner, 1911. geb. M. 3.50. 
Randhagen, Rich.: Gleichstrommessungen der Praxis, die zu 
ihrer Ausführg. erforderl. Instrumente, ihre zweckmäßige Auswahl 


u. Behandlung. Berlin, H. Meusser, 1911. geb. M. 6.-. 
Streeb, E.: Die Elektrizitätsversorgung Bayerns. Eine krit. Be- 
trachtung. Diessen, J. C. Huber, 1911. M. 1.50. 


Vieweger, H.: Aufgaben u. Lösungen aus d. Gleich- u. Wechsel- 
stromtechnik. E. Uebungsbuch f. d. Unterricht an Techn. Hoch- 
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u. Fachschulen sowie zum Selbststudium. 3. verb. Aufl. Berlin, 
J. Springer, 1911. geb. M. 7.—. 
Wolff, Th.: Elektromobile im kommunalen Transportwesen. (Aus: 
„Helios“.) Leipzig, Hachmeister & Thal, 1911. M. —.50. 


11. Bildungs- und Standesfragen. 


Arzt, Arth. u. Kurt Weckel: Die Arbeitsschule, e. Notwendig- 
keit unserer Zeit. Betrachtungen üb. d. Entwicklg. u. d. Wesen 
d. Arbeit-schule. Leipzig, E. Wunderlich, 1911. geb, M. 2.50. 

Braun, Otto: Zum Bildungspioblem. Zwei Vorträge (Philoso- 
phic u. Schule. Kunst u, Schule). Leipzig, F. Eckardt, 1911. 

M. —.75. 

Horn, Ewalds: Führer durch d. höh. Unterrichtswesen i. Deutsch- 
land m. bes. Berücks. der Alumnate. München, R. Oldenbourg, 
1911. M. 2.80. 

Lindt, Rich.: Mißstände im Unterricht u. im Prüfungswesen der 
Hochschulen u. ihre Beseitigung. Charlottenburg, Gust. Heiden- 
reich, 1911. M. —.65. 

Neudeck, Gg.: Das kleine Buch d. Technik. Ein Handb. üb. d. 
Entwicklg. u. d. Stand d. Technik, nebst Angaben üb. technische 
Schulen u. Laufbahnen. 11. Aufl. Stuttgart, Union, 1911. 

geb. M. 5.50. 

Ruska, Jul.: Schulelend und kein Ende, Fine Abwehr Ostwald- 
scher Angriffe. Leipzig, Quelle & Meyer, 1911. M. 1.60. 

Surmann: Staatsbürgerl. Erziehung, Vortrag. (= Pädagog. Ab- 
handlung. 123. Heft.) Bielefeld, A. Helmich, 1911. M. -.40. 


12. Verschiedenes. 


Cornelius, Hans: Einleitung i. d. Philosophie. 2. Aufl. Leipzig, 
B. G. Teubner, 1911. geb. M. 6.—. 
Haeckel, Ernst: Der Monismus als Band zwischen Religion u. 
Wissenschaft. Glaubensbekenntnis eines Naturforschers. 15. Aufl. 
Leipzig, A. Kröner, 1911. M. 1.—. 
Kinkel, Walt.: Idealismus u. Realismus. Eine Einführg. i. ihr 
Wesen u. i. ihre kulturgeschichtl. Entwicklung. (= Wege zur 
Philosophie. Schriften z. Finführg. i. d. philosoph. Denken. 3.) 
Göttingen, Vandenhoeck & Ruprecht, 1911. M. 1.50. 
Maeterlinck, Maurice: Von d. inneren Schönheit. Auszüge u. 
Essays. Hrsg.v. Maria Kühn. Düsseldorf, K. R. Langewiesche, 
1911. geb. M. 3.—. 
Quaatz, R.: Der nationale Gedanke u. d. Eisenbahnen. Berlin, 
G. Stilke, 1911. M. —.50. 
Rehmke, Johs.: Die Willensfreiheit. Leipzig, Quelle & Meyer, 
1911. "geb. M. 4.20. 
Rohrbach, Paul: Deutschland unter d. Weltvölkern. Materialien 
zur auswärt. Politik. 3. Aufl., 8-10. Taus. Berlin-Schöneberg, 
Verlag der „Hilfe“, 1911. geb. M. 5.50. 
Siegner, Theod.: Die Ausbeutung d. bayerischen Moorschätze 
durch Staats- und Privatbetriebe. Eine geschichtliche, kritische 
u, statistische Studie. München-Freising, Dr. F. P. Datterer & Co., 
1911. M. 4.50. 
Windelband, Wilh.: Präludien. Aufsätze u. Reden z. Einf. i. 
d. Philosophie. 4. verm. Aufl. i. 2 Bdn. Tübingen, I.C. B. Mohr, 
1911. geb. M. 14.—. 


Fortsetzung der Schulreform in den 


deutschen Einzelstaaten. Die Gleich- 
stellung der drei höheren Schularten in bezug 
auf die ihren Absolventen zustehenden Berechti- 
gungen ist durch die preußische Schulreform 
im wesentlichen erreicht worden; nur das Stu- 
dium der Theologie und die bibliothekarische 
Laufbahn an der Berliner Kgl. Bibliothek und 
den preußischen Universitätsbibliotheken ist auch 
heute noch ein Privilegium des Gymnasiums. 
In den übrigen deutschen Einzelstaaten da- 


gegen ragen noch mancherlei Reste der alten 
Monopolstellung des Gymnasiums in die heu- 
tige Zeit hinein, deren Beseitigung nicht allein 
im Interesse einer . größeren Einheitlichkeit 
notwendig und erwünscht ist. So ist der 
höhere Post- und Telegraphendienst den Abi- 
turienten der Oberrealschule in Württemberg 
noch verschlossen. In bezug auf das Studium 
der Theologie haben mit Ausnahme von Baden, 
das wenigstens für die evangelische Theologie 
die Gileichberechtigung der drei Schularten 
durchgeführt hat, alle Staaten das erwähnte 
preußische System der Monopolstellung des 
Gymnasiums. Das Studium der Jurisprudenz ist 
in Württemberg den Oberrealschülern, in den 
beiden Mecklenburg zugleich auch den Real- 
gymnasiasten unzugänglich. Das Lehrfach der 
Altphilologie und Geschichte ist noch in Bayern, 
Sachsen, Württemberg und den beiden Mecklen- 
burg allein den Gymnasialabsolventen vorbe- 
halten, dasjenige der neueren . Sprachen in 
Württemberg und den beiden Mecklenburg da- 
gegen merkwürdigerweise den Oberrealschülern 
verschlossen. Eine klassische Sonderstellung 
nimmt Mecklenburg-Schwerin hinsichtlich der 
Berechtigung für das Staatsbau- und Maschinen- 
baufach ein, indem es von dem Zugang zu 
diesem Beruf die mathematisch-naturwissen- 
schaftlich besonders gut vorgebildeten Absol- 
venten der Oberrealschule ausschließt. Schließ- 
lich teilen dieses Schicksal die Oberrealschüler 
desselben Mecklenburg mit denen Württembergs 
in bezug auf das Forstfach. In allen anderen 
Berechtigungen ist im wesentlichen die äußere 
Gleichstellung der drei höheren Lehranstalten 
erreicht. Daß damit noch nicht alles erzielt 
ist, was namentlich auch von technischen Kreisen 
in dieser wichtigen Frage erstrebt wird, ist be- 
kannt. Ende November sind auf Veranlassung 
der Vorstände des Vereins Deutscher In- 
genieure, des Allgemeinen Deut- 
schen Realschulmänner-Vereins und 
des VereinszurFörderungdeslatein- 
losen höheren Schulwesens im Ge- 
schäftshause des Vereins Deutscher Ingenieure 
in Berlin wiederum eine Reihe von Vertretern 
der schulreformfreundlichen Vereine zu einer 
gemeinsamen Beratung über die 
Fortsetzung der Schulreform in 
Preußen und die Durchführung der 
preußischen Schulreform in ganz 
Deutschland zusammengetreten. Zahlreiche 
Schulmänner, Universitäts- und Hochschulpro- 
fessoren, Männer der Wissenschaft und Technik 
nebst einigen Parlamentariern hatten der an sie 
ergangenen Einladung Folge geleistet. Der Vor- 
sitzende des Allgemeinen Deutschen Realschul- 
männer - Vereins, Geh.-Rat Dr. Steinbart 
(Duisburg), gab durch die Erstattung eines aus- 
führlichen Berichtes über die gegenwärtige Lage 
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der Dinge die Grundlage für die sich anschlie- 
Bende ausgiebige und interessante Diskussion, 
in der fast alle unter dem Namen der Schul- 
reform zusammengefaßten Fragen mehr oder 
weniger eingehend behandelt wurden. Die Er- 
gebnisse der Beratung wurden in nach- 
stehenden Beschlüssen zusammengefaßt: 


1. Die Gleichberechtigung der drei höheren 
Schularten ist vollständig durchzuführen. 


2. Im Interesse einer allgemein als not- 
wendig anerkannten größeren Berücksichti- 
gung der modernen Bildungsmitteı, der Natur- 
wissenschaften und der neueren Sprachen, ist 
folgendes. erforderlich: 
~ a) Es müssen an jedem Orte mit isoliertem 
Gymnasium alten Systems, sofern die direkte 
Umwandlung der Anstalt in eine Reformschule 
mit Gabelung in den oberen Klassen untunlich 
erscheint, zunächst griechischlose Nebenklassen 
eingerichtet werden, welche bei genügender 
Schülerzahl bis zur Reifeprüfung fortzuführen 
sind. 

b) Bei jeder Neugründung einer höheren 
Schule als einziger Anstalt an einem Orte 
ist nur eine Realschule zu genehmigen, der 
bei Bedarf Reformschulnebenklassen anzuglie- 
dern sind. 

c) Zur Aufnahme der Absolventen der in 
kleineren Orten befindlichen Realschulen und 
Proreformschulen müssen in jeder Provinz, so- 
weit sie nicht schon vorhanden sind, Ober- 
realschulen in planmäßiger örtlicher Verteilung 
eingerichtet werden. 


3. In der Vereinbarung der deutschen 
Bundesregierungen über die gegenseitige An- 
erkennung der Reifezeugnisse (veröffentlicht 
in Preußen durch Bekanntmachung vom 
22. Oktober 1909) ist an Stelle des Ab- 
schnitt 4 und unter Wegfall des Abschnitt 7 
zu setzen: „Die Reifezeugnisse, welche An- 
gehörige des Deutschen Reiches an öffentlichen 
deutschen Gymnasien, Realgymnasien und 
Oberrealschulen erworben haben, berechtigen 
zum Studium an allen deutschen Hochschulen 
in sämtlichen Berufszweigen und zur Zulassung” 
zu allen Prüfungen für den höheren Staats- 
und Kirchendienst in sämtlichen deutschen 
Bundesstaaten. Insofern es für manche Studien 
und Berufszweige noch besonderer Vorkennt- 
nisse bedarf, deren Vermittlung nicht oder 
doeh nicht in demselben Umfange zu den Auf- 
gaben jeder Anstalt gehört, und insofern da- 
her eine Ergänzung erforderlich ist, sind die 
Bestimmungen über den Nachweis dieser Er- 
gänzung für alle deutschen Bundesstaaten 
gleichmäßig zu gestalten. 


Die Versammlung beschloß ferner, die zur 
Erreichung der gesteckten Ziele erforderlichen 
Schritte bei den Behörden der deutschen Einzel- 
staaten und ihren Parlamenten zu tun und 
setzte zu dem Zweck einen Ausschuß ein, in 
den folgende Herren gewählt wurden: Geh.-Rat 
Dr. Steinbart (Vorsitzender); Direktor des Ver- 
eins Deutscher Ingenieure D. Meyer (stellvertr. 
Vorsitzender); Geh.-Rat Prof. Dr. Duisburg, 
Elberfeld; Abgeordn. Prof. Eickhoff; Universi- 
tätsprofessor Dr. Gutzmer, Halle; Abgeordn. 
Dr. Hintzmann und Abgeordn. Geh. Kom- 
merzienrat Julius Vorster, Köln. 


Von Vereinen und Kongressen. 


In der letzten Sitzung des von der Zentral- 
stelle für Volkswohlfahrt geschaffenen Aus- 
schusses für Bauberatungsstellen in Berlin, an 
der Vertreter der Reichs- und Staatsbehörden 
sowie zahlreicher städtischer Verwaltungen teil- 
nahmen, wurde mitgeteilt, daß die Veranstal- 
tung einer Ausstellung „Das deutsche 
Dorf‘ im Jahre 1913 in Berlin be- 
schlossen worden sei. Die Ausstellung soll der 
Propaganda für den Heimatschutz und die Bau- 
beratungsstellen dienen. Die Schönheiten unserer 
Dorfanlagen sollen durch Modelle oder auch 
durch in den natürlichen Maßen errichtete Bau- 
ten vorgeführt werden, an Beispielen und Gegen- 
beispielen soll gezeigt werden, daß ein richtig 
verstandener Heimatschutz den Dörfern nicht 
nur ihre Schönheit und natürliche Gestaltung, 
sondern auch ihre Zweckmäßigkeit bewahrt. 
Als Zeitpunkt der Ausstellung ist die Berliner 
landwirtschaftliche Woche vorgesehen. — In 
der Sitzung berichtete Oberbaurat Schmidt 
(Dresden) über die erfolgreiche Tätigkeit der 
Bauberatungsstelle des sächsischen Bundes für 
Heimatschutz, desgleichen Reg.-Baumeister Wag- 
ner (Stettin) über das Thema „Baupolizei 
und Bauberatung‘“; an der Diskussion 
über diesen Vortrag beteiligte sich u. a. auch 
der durch seine vorbildliche Tätigkeit auf dem 
Gebiete kommunaler Boden- und Wohnungs- 
politik bekannte Ulmer Oberbürgermeister Hein- 
rich von Wagner, der sehr warm für die weitere 
Ausgestaltung der Bauberatungsstellen im An- 
schluß an die Baupolizei eintrat. 


: Aus der Industrie. 


In der Nacht vom 3. auf den 4. Dezem- 
ber 1911 ist in Ludwigshafen a. Rh. unerwartet 
an den Folgen einer Lungenentzündung einer 
der bedeutendsten und um die Entwicklung der 
deutschen chemischen Industrie, insonderheit der 
Badischen Anilin- und Sodafabrik (Mannheim- 
Ludwigshafen a. Rh.), hochverdienten Indu- 
striellen, der Geh. Kommerzienrat Dr. phil. Dr.- 
3ng. h. c. Heinrich von Brunck verschieden. 

Geboren am 26. März 1847 in Winterborn 
(Bayr. Rheinpfalz), studierte er in Zürich, Tü- 
bingen und Gent und trat am 1. Oktober 1869 
in die Badische Anilin- und Sodafabrik ein; am 
1. Januar 1884 wurde er ihr Direktor. Von 
da ab ist sein Name mit der Entwicklung: 
dieses Weltunternehmens eng verknüpft. Von 
den glänzenden Erfolgen unter seiner Leitung 
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sei nur die Durchführung der Fabrikation des 
synthetischen Indigo genannt. Der technischen 
und organisatorischen Seite seines Wirkens 
parallel lief stets seine Sorge um die Schaffung 
mustergültiger Einrichtungen für die Wohlfahrt 
der Beamten und Arbeiter des Unternehmens. 
Nach seinem Ausscheiden aus der Direktion 1906 
übernahm er den Vorsitz im Aufsichtsrat. Reiche 
äußere Anerkennung ist ihm zuteil geworden; 
u. a. promovierte ihn die Techn. Hochschule 
zu Karlsruhe zum Ehren-Doktor. 


| Verschiedenes. ` | 


Oeffentliche Vorträge und volkstümliche 
Vortragsreihen im Institut für Meereskunde an 
der Universität Berlin, Georgenstr. 34-36: 


1. Ocffentliche Vorträge. 

16. Januar, Dienstag: Dr. Th. Krumbach, 
Kustos am Institut für Meereskunde und Leiter 
der Zoologischen Station in Rovigno: „Aus Ver- 
gangenheit und Gegenwart der Küste Istriens‘“. 
Mit Lichtbildern. 

19. Januar, Freitag: Dr. P. Hambruch, 
Hamburg: „Die Schiffahrt in den Karolinen 
und Marschallinseln“. Mit Lichtbildern. 

23. Januar, Dienstag: Professor Dr. Franz 
Heiderich, Wien: „Triest und die Tauern- 
bahn“. Mit Lichtbildern. 

26. Januar, Freitag: Freiherr v. Meer- 
scheidt-Hüllessem, Kapitän zur See a.D., 
Eberswalde: „Die Schutz- und Trutzwaffen un- 
serer modernen Schlachtschiffe und ihre Hand- 
habung im Gefecht“. 

30. Januar, Dienstag: Dr. G. Braun, Ab- 
teilungsvorstand am Institut für Meereskunde: 
„Im D-Wagen über die Meere“. Mit Licht- 
bildern. 

2. Februar, Freitag: Professor O. Baschin, 
Kustos am Geographischen Institut, Berlin: 
„Eine Sommerreise nach den Eisfjorden Grön- 
lands“. Mit Lichtbildern. 

6. Februar, Dienstag: Prof. Dr. M. Frie- 
derichsen, Greifswald: „Vorpommerns Küsten 
und Seebäder‘“. Mit Lichtbildern. 

9. Februar, Freitag: Prof. Dr. A. Manes, 
Berlin: „Aus der Geschichte der Seeversiche- 
rung“. | 

13. Februar, Dienstag: Dr. K. Wenke, 
Berlin: „Tierstudien auf Mellum, einem Sande 
vor der Wesermündung‘“. Mit Lichbildern. 

16. Februar, Freitag: Dr. A. Merz, Ab- 
teilungsvorstand am Institut für Meereskunde: 
„Auf einem Kabeldampfer durch die Tropen des 
Atlantischen Ozeans”. 

20. Februar, Dienstag: Korvetten-Kapitän 
H. Dominik, Berlin: ,„50 Jahre Mitarbeit 
der preußischen und deutschen Marine an der 


Entwicklung der deutschen Schiffahrtskunde“. 
Mit Lichtbildern. 

23. Februar, Freitag: Dr. H. Michaelsen, 
Assistent am Institut für Meereskunde: „Die 
niederländischen Welthäfen und Hamburgs Han- 
del‘. Mit Lichtbildern. 

27. Februar, Dienstag: Franz Graf La- 
risch, Wien: ,„Winterstürme auf den Scilly- 
inseln“. Mit Lichtbildern. 

1. März, Freitag: Prof. Dr. K. Hassert, 
Köln: „Eine wirtschaftlich-geographische Studien- 
fahrt durch die Vereinigten Staaten von 
Amerika“. Mit Lichtbildern. 

5. März, Dienstag: Dr. L. Brühl, Kustos 
am Institut für Meereskunde: „Moderne Fisch- 
konserven“. Mit Lichtbildern und Demon- 
strationen. 


2. Volkstümliche Vortragsreihe. 


P. Krainer, Profesor an der Tech- 
nischen Hochschule, Berlin: „Entwicklung, Kon- 
struktion und Bau der Schiffsmaschine“. Mit 
Demonstrationen und Lichtbildern. 1. Montag, 
den 22. Januar: Die Entwicklung der Schiffs- 
dampfmaschine bis zum Jahre 1900. 2. Mon- 
tag, den 29. Januar: Der Schiffsantrieb durch 
Dampfturbinen und Gasmaschinen. 3. Montag, 
den 5. Februar: Bau und Betrieb der Schiffs- 
maschinen. 

Tageskarten für den einzelnen Vortrag zum 
Preise von 0,25 M. Dauerkarten für den Be- 
such der „Oeffentlichen Vorträge‘ zum Preise 
von 6 M. Dauerkarten für die volkstümliche 
Vortragsreihe zum Preise von 050 M. Die 
Einlaßkarten werden in den Geschäftsräumen 
des Instituts wochentäglich von 12—3 Uhr und 
an den Vortragsabenden selbst von 6 Uhr ab 
verausgabt. 

Zu den Bestrebungen der Deutschen Gesell- 
schaft für Kaufmanns-Erholungsheime hat der 
Verein Deutscher Ingenieure wie 
folgt Stellung genommen: Es muß wunder- 
nehmen, daß dieses groß angelegte Werk, das 
rüstig vorwärts schreitet, nur für die kauf- 
männischen Angestellten bestimmt sein soll. 
Für das große Heer der technischen An- 
gestellten besteht sicherlich — mindestens in 
gleichem Maße — das Bedürfnis, jährlich einige 
Zeit auszuspannen und Geist und Körper zu 
erneuter Berufsarbeit zu stärken. Es wird des- 
halb nötig sein, den Kreis weiter zu ziehen 
und die Erholungsheime nicht nur für die kauf- 
männischen Angestellten, sondern für Ange- 
stellte jeder Art, ohne Unterschied der engeren 
Berufstätigkeit,” zu errichten. Die Industrie 
selbst wird sich sagen müssen, daß die von 
ihr für diesen Zweck aufgewendeten Mittel 
nicht nur einem — oft nur geringen — Bruch- 
teil ihrer Angestellten zugute kommen dürfen. 
Vielleicht bedarf es nur dieser Anregung, um 
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das segensreiche Werk auf eine breitere Basis 
zu stellen. | . 


Verbandsnachrichten. 


Vorstandsbericht. 
Als Mitglieder wurden: aufgenommen die 

Herren Dipl.-Ing.: 

Baer, Siegfried, Ingenieur im Gemeindebauamt 
Treptow b. Berlin, Charlottenburg, Goethe- 
straße 25 II. 

Berdelle, Josef, Renen bime a D., 

= Ingenieur der Maschinenbau-Akt.-Ges. Balcke, 

. Bochum, Humboldtstr. 34. 

Cahen, Hermann, Oberingenieur der Hart- 
mann & Braun A.-G., Frankfurt a. M., Fin- 
kenhofstr. 24. 

Doeleke, Max, Ingenieur im Bochumer Ver- 
ein, Bochum, Alleestr. 56. 

Dörnen, Albert, Dernen bei 
Brückenbauanstalt J. Dörnen. 

Dürkop, Cornelius, Frankfurt a. M., Rhön- 
straße 721. 

Fischer, Kurt, Hamburg, Schaarsteinwag 241. 

PLOG, Gustav, Chemiker, Danzig-Langfuhr, 
Hochschulweg 6 pt.r. 

Gaede, Franz C. R., Berlin W.57, An der 
Apostelkirche 13. 

Haßler, Siegfried, Ingenieur i. Fa. Carl 
Still, Recklinghausen, Recklinghausen, Kaiser- 

wall 14 II. 

Hauer, Robert, Wilmersdorf b. Berlin, Kaiser- 
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Kamerase, Siegfried, Assistent am physi- 
kalisch-elektrotechnischen Institut der Handels- 
Hochschule Cöln, Cöln, Alteburgerstr. 56. 

Kohlmann, Erwin, Assistent beim Geheim- 

: rat Genzmer, Dresden- A., Pragerstr. 46, 

= Technische Hochschule, Zimmer 93. 

Kölsch, Otto, Dr.-Ing., Assistent an der Tech- 
nischen Hochschule München, München, Agnes- 
straße 41 I. 

Lapp, Karl Ludwig, Assistent an der Tech- 
nischen Hochschule, Danzig Lang iur, Bruns- 
höferpark 46 a. O. r. 


Dortmund, 


Lobe, Max, Betriebsingenieur, Weitmar bei 
Bochum, Hattingerstr. 98. 
Marnitz, Rudolf, Technischer Hilfsarbeiter 


` im Reichemarineamt. Schiffbauingenieur, Char- 
lottenburg 4, Krummestr. 68 Ill. 


Mettgenberg, Paul, Ehrenbreitstein bei 
Coblenz a. Rh. | 
Meyer, : Curt, naro HERBATE: 


MBESBIEBN, 
Sybelstr. 66. 
Mittelhäuser, Richard, Charlottenburg 1, 

Röntgenstr. 12 IL. — 
Müller, Carl A. E, Braunschweig, March- 
straße 46 II. 


Müller, Fritz, Konstruktionsingenieur, Offen- 
burg (Baden), Luisenstr. 15. 

Müller, Wilhelm, Stuttgart, Hirschstr. 23 I. 

Müller, Willy, ®r.-Ing., Assistent an der 
Technischen Hochschule - Breslau, Breslau, 
Piastenstr. 14 Il. 

Muttray, Friedrich, 
Torgau, Wasserbauamt. 

Neumann, Kurt, Charlottenburg 4, 
straße 36 Gh. II. 

Orth, Wilhelm, Großh. hessischer Regierungs- 
bauführer, Mannheim, Rennerhofstr. 22 II. 
Philipp, Fritz, Betriebsingenieur der Westf. 
Stahlwerke, Weitmar b. Bochum, Kohlenstr. 41. 
Richter, Joseph, Ingenieur beim Dampfkessel- 
- Ueberwachungs-Verein Dortmund, Dortmund, 

Rosental 7. 
Roeser, Kurt, Schiffbauingenieur, Nakel a. N., 
Brombergerstr. 388 Il. 
Schmitt, Hermann, Regierungsbaumeister a. D., 
Paderborn, Husenerstr. 14 I.. 
Schöppe, Erich, Ingenieur der 
„Weser“, Bremen, Albersstr. 49. 
v. Schwarze, Kurt Horst, Betriebsingenieur 
des Höchofenwerkes der Georgs-Marien- ut 
Georgs-Marien-Hütte, Schulstr. 1a. 
Silomon, Hildebrand, Ingenieur. bei der Ham- 
. burger Baudeputation, Hamburg 24, Hohen- 
felderstr. 1111. 
Willenberg, Oskar, 
Bleibtreustr. 52 r. Stfl. HI. 
Wolff, Konrad, Bochum, Hattingerstr. 74. 


Regierungsbauführer, 


Kant- 


Akt.-Ges. 


Charlottenburg 2, 


In die Liste der Förderer wurde ein- 
getragen: 


Herr Dipl.-Sng. Emilio de ne Dos Ca- 
minos, Vizcoya, Spanien. 


Aenderungen im Mitgliederverzeichnis. 


Dr.»Sing. Fritz Jastrow (SW. 29), Steglitz, Südendestr. 55. 

Dipl.-Ing. Fritz Strauß (Schwerin i. M.), Bremen, Altonaerstr. 19. 
” „ Richard Winzer (Friedberg i. Hess.), Nienburg a. Weser. 

B. -V. Breslau, Dipl.»Sng. Frerich, Breslau, Lohestr. 66. 

Dipl.s 3ng. Georg Weldehoff, Hamburg, Mittelweg 180 1. 

F. Behr (Hameln), Hemfurth (Waldeck). ; 4 

Walther Lentz (Darmstadt), Bremen, Geeren 36 I. 

Martin- Kobmann (Darmstadt), Eschweiler bei N 

Uferstraße 1. 

Kari Euler, Dozent an der Kgl. Techn. Hochschule, 

Breslau 16, Lutherstr. 20. 

Max Fiebig, Breslau 2, Lehmgrubenstr. 3 I. 

Cari Heinel, Prof. a. d. Kgl. Techn. Hochschule zu 

Breslau, Breslau, Borsigstr. 54 II. 


Dr. s Ing. 


DipLloSng. 
Dr. s Jng. 


Dipl.»jng. Hugo Nauke, Ingenieur der Maschinenbau - Anstalt 
Breslau, Breslau X, Ottostr. 14 pt. 
» » D. Rauert, Oberhausen, Mühlheimerstr. 80. 


Willi Mühlens, Charlottenburg, Tegeler Bi 5 II. 
bei Köhn. 

P. Appel (Bremen-Vegesack), Kiel, Fleethörn 71. 

Paul opf? (Kiel), Straßburg i. Els., Alter vor. 
markt 25 IV. 

M. Galltebeau (Westend), Bern (Schweiz), ie 
graben 3, (Prof. am staatl. Technikum in Biel). 

Fritz Möller (Essen), Leiter des technischen Bureaus 
für die Rawasanierung, Kattowitz O.-S., Kreishaus. 


Dr. 


Dipl. Jng. 


s Jng. 


- R. Hack (Darmstadt), N. 


‘Carl Meixner (Niederschöneweide), 


. baugesellschaft Wanne i. W., 


. Vollrath (Kiel), Kiel, 


Aus den Bezirksvereinen 


. Person, Kiel, Eckernförder Allee 29. 


Böttcher, Aachen, Bendstraße. 

Joh. Eckolt (Diez), Leipzig, Schenkendorfstr. 17 I. 
65, Kamerunerstr. 54 1. 
Kurt Stein, W. 57, Cuimstr. 22 lI r. 

Rudolf Goetzke, Wilhelmshaven, Bismarckstr. 49 p. 
Ernst Lange, Bremen, Utbremerstr. 149. 

G. Vervuert (lmbach), Crefeld, Marktstr. 195. 

Pankow, Rettig- 
straße 17 II. 

Friedrich Kumpf (Charlottenburg), unbekannt verzogen. 
G. Riemer, „ » » 
Willy R. V. Forbes, $ n 
Bernhard Hartmann (Elberfeld), Eickel i. W., Kanal- 
Bauabtg. Eickel. 
Immerschitt (Friedberg), Pankow. Neue Schönholzer 
straße 7 1. 

Franz Follmann (Leipzig), Leipzig A. L. 13, Wald- 
straße 71 II. 


Richard Stich (Frankfuit a. M.), Hamburg 36, Neuer 
Wall 25-33, 
Otto Essich (Charlottenburg 2), Heilbronn, Staufen- 


bergerstr. 31., 

Anton Gold (Mainz), Undenheim, Kreis Oppenheim. 
Johann Gomoll (Essen), Essen-Ruhr, Julienstr. 20. 

K. Hartbaum (Fssen), Halle a. S., Goethestr. 3. 

W. Lesemann (Essen), Essen-Ruhr, Brunnenstr. 19 II. 
Haasler (Friedberg), Hamburg, Eimsbüttelerstr. 42 II. 
Steen (Aachen), Saarbrücken, Kaiserstr. 4 I. 
Birkenstock (Charlottenburg), Charlottenburg, Wieland- 
straße 31. 

Honenzollernring 48. 

Delanüit (Lichterfelde), Düsseldorf, Steinstr. 90. 

P. Toepffer (Emden), Frankfurt a. M., Mainkai 3. 

A. Pcucker (Saarbrücken), Saarbrücken III, Lessing- 
straße 22 1. 

Jasper (Fıankfurt a. M.), Frankfurt a. M. -Süd, Mör- 
felder Landstraße 121. 

E. Faller (Charlottenburg), Lenzkirch (Baden). 

Gustav Reichert (Vegesack), Bremen, Nordstr. 120 1. 
M. Kuhlmann (Roßlingen), Vorsteher des technischen 
Bureaus des Walzwerkes Jamailless der Firma Les 
Petits-Fils de Fois de Wendel & Cie, Roßlingen 
i. Lothringen. 

Fritz Rohde (Scheuerfeld), Darınstadt, Inselstr. 27. 
Friedrich Hepner, Katiowitz, Stahlwerk Baildonhütte. 
Hugo Ahrendt, Kattowitz, Ingenieur d. oberschl. Ueber- 
wachungs-Vereins, Kattowitz, Karlstr. 10 III. 

Emil Hoemke, Ingenieur d. oberschl. Ueberwachungs- 


© Vereins, Kattowitz, Andreasstr. 23. 


August Tolle, Kattowitz, Holtzestr. 21 1. 

Max Eggel, Kattowitz, Nicolaistr. 11 11. 

Budelmann (Breslau), Dietrichshof b. Kiel, Augusten- 
straße 10. 

L. Schaller (Danzig), Wyhlen i. 
Alb. Buss & Co. A.-G. 

Hugo Althoff (Danzig), Erfurt, Epinaystr. 7 III. 
Wenker (Rheine), Hemfurt (Waldeck). 

Otto Koenig (Frankfurt a. M.), Friedenau, Schmargen- 
dorferstr. 6 I. 

Gerh. Reye (Hamburg), Hamburg, Finkenaue 23 I. 
Franz Bartels (Berlin), Duisburg, Neudorfeistr. 196. 
Max Mayer (Neustadt), Mußbach, Rheinpfalz, Herrenhof. 
Friedrich Kölln (Hamburg), Kiel, Feldstr. 13. 

W. Bening (Freiburg), Hannover, Kaulbachstr. 25. 
Fried. Wegener (Duisburg), Leopoldshall - Staßfurt, 
Salinenstr. 2. 

Carl Ritter (Charlottenbg.), Charlottenburg 1, Spandauer 
Straße 17, Gth. 11. 

Albert Stamm (Fürth), Berlin W. 50, Passauer Str. 30. 
Ernst Albreeht (Darınstadı), Darmstadt, Inselstr. 19 II. 


Bad., Direktor der 


“anwalt, 
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Aus den Bezirksvereinen. . 


Aachen. Der neue Vorstand setzt sich wie 
folgt zusammen: 1. Vorsitzender: Tipf.-Jng. 
Crumbach, Robenstr. 71; 2. Vorsitzender: Tip!.- 
Sng. Müller, Oberlehrer; 1. Schriftführer: Dr.- 
Sung. Pirlet; 2. Schriftführer: Dipl. - Ing. 
Schmale; Kassenwart: Tipl.-Jng. Dillinger; 
l. Beisitzer: Dipl-3ng. Savelsberg, Direktor; 
2. Beisitzer: Tipl.-3ng. Scholz, Branddirektor. 


Barmen - Elberfeld. 
folgendes Ergebnis: 

l. Vorsitzender: Dipl.- Jng. Hegemann, Patent- 
Elberfeld, Herzogstrae 38; Stellvertreter: 
Dipl.. Jng. Weise, Oberlehrer, Barmen, Christbusch- 
straße 21; Schriftführer: Dipl.- Jng. Lange, Elberfeld, 
Erlenstraßße 41; Stellvertreter: Dipl.- Jng. Sturmfels, 
Vohwinkel, Bismarckstr. 105; Kassierer: Dipl. - Jng. 
Peltzer, Barmen, Hohensteinerstr. 28; Stellvertreter: 
Dipl.Ing. Platt, Barmen, Zeughausstraße 2; Beisitzer: 
Dipl.- Jng. Dresen, Barmen, Allee 40. 


Die Vorstandswahlen hatten 


Berlin. Jahresbericht 1911, erstattet vom 
Schriftführer Dipl.-Jng. Grimm in der Mit- 
gliederversammlung vom 12. Dezember 1911. 

Der Bezirksverein hat .sich auch im zwei- 
ten Jahre. seines Bestehens stetig weiter ent- 
wickelt. 

Während im Jahre 1910 und noch in der 
ersten Hälfte 1911 der B.V. Berlin zu seinen 
Mitgliederversammlungen sämtliche in Berlin be- 
findlichen Diplom-Ingenieure eingeladen hatte, 
hat er mit dem Winterhalbjahr 1911. seine Ver- 
sammlungen auf den Kreis der. Bezirksvereins- 
mitglieder beschränkt. 

Zur Aufgabe der Propagandatätigkeit in 
oben genannter Form veranlaßte ihn einmal 
die Tatsache, daß die Mitgliederzahl in erfreu- 
licher Weise zugenommen hat, anderseits aber 
auch die Notwendigkeit, die Verbandsaufgaben 
im eigentlichen Kreise der Mitglieder zu 


beraten. Selbstverständliich waren als Gäste 
eingeführte Diplom-Ingenieure nach wie vor 
willkommen. 


Um das Interesse an den Verbandsaufgaben 
wachzuhalten und es in immer weitere Kreise 
zu tragen, plant der Vorstand für die Zukunft 
die Bildung von Ausschüssen u. dgl, um auf 
diese Weise die Mitglieder zur Mitarbeit heran- 
zuziehen und sie mit den ständig wachsenden 
Aufgaben und Maßnahmen des Verbandes be- 
kannt zu machen. 

Einen weiteren günstigen Einfluß auf den 
Entwicklungsgang des B.V. Berlin wird man 
von der beabsichtigten Satzungsänderung des 
Verbandes erhoffen dürfen, nach der jedes Ver- 
bandsmitglied zugleich Mitglied eines Bezirks- 
vereins sein muß. 
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Bei den in der Königlich Technischen Hoch- 


schule veranltalteten größeren Vorträgen war, 


dem Kreise der Geladenen entsprechend, die 
Besucherzahl eine höhere, etwa 100 bis 300 
und mehr. Bei den Versammlungen, die sich nur 
auf die Bezirksvereinsmitglieder beschränkten, 
konnte man mit dem prozentualen Besuch wohl 
zufrieden sein, zumal neben einem Stamm stän- 
diger Besucher eine fluktuierende Zahl von 
Mitgliedern erschien. Ueber die eigentliche 
Tätigkeit ist zu berichten, daß der Bezirks- 
verein Berlin mit Beginn des neuen Geschäfts- 
jahres 1911 die Genugtuung hatte, bei einem 
stattlichen Kreis geladener Gäste und Mit- 
glieder zwei größere Vortragsabende veranstal- 
ten zu können. Die hierzu notwendigen 'Vor- 
arbeiten konnten unter der dankenswerten Mit- 
hilfe der Hauptverbandsgeschäftsstelle erledigt 
werden. 


In der ersten Versammlung sprach Herr Prof. 
Dr. Werner Sombart über „Die moderne Tech- 
nik in ihrer Bedeutung für das Wirtschafts- 
leben“, zu der zweiten Versammlung war es 
uns gelungen, den amerikanischen Austausch- 
professor Herrn Rudolf Tombo jun., New York, 
zu gewinnen, der über „Die amerikanischen 
Universitäten mit Berücksichtigung der Tech- 
nischen Hochschulen und des Studentenlebens‘“ 
sprach. 


Beide Vortragsabende waren zahlreich be- 
sucht, zumal zu dem letzteren auch die Studen- 
tenschaft der Technischen Hochschule geladen 
war. Die Vorträge gestalteten sich infolge der 
lebendigen Form des Vortrages und der Person 
der Vortragenden selbst zu einem schönen Er- 
folg, der allen Erwartungen entsprach. 


Außer diesen beiden Vorträgen wurden noch 
die folgenden Vorträge, Referate u. dgl. gehal- 
ten, die sich teils mit allgemeinen Fragen, teils 
im besonderen mit den Aufgaben des Verban- 
des beschäftigten. 


Rechtsanwalt Dr. Hermann Isay: „Die Frage 
der Erfindungen von Angesteiliene 

Se Barkow: „Reform der 
olizei“‘. ; 

Patentanwalt Dipl.-Ing. Caminer: „Die Patent- 
gesetznovelle‘‘ und ‚„Patentgesetzreform“. 

Dipl.-Ing. Berlowitz: „Der akademische Bund‘. 

Geh. Reg.-Rat Prof. Kammerer: „Die Kraft- 
versorgung Deutschlands (Ueberland - Zen- 
tralen)“. 

Prof. Dr.-3Jng. G. Schlesinger: „Die Stellung 
der deutschen Werkzeugmaschinen auf dem 
Weltmarkte“. - 

Dipl.-Ing. Thomas: „Die Außenorganisation in- 
dustrieller Unternehmungen“. 
Patentanwalt Pipl.-ng. Caminer: 
wir Diplomingenieurkammern ?“ 
Dipl.-Ing. Barkow: „Technische Notariate“. 
Tipl.-I3ng. Grimm: „Die Stellung des Ver- 
bandes zur Streikfrage mit Berücksichtigung 
des Streiks der Berliner Eisenkonstrukteure“. 
Dipl.-Ing. Wehl, Reg.-Baumeister: „Die Garten- 
stadtbewegung in Theorie und Praxis“. 


technischen 


„Brauchen 


Außerdem wurden in den Versammlungen 
noch die zur Hauptversammlung gestellten An- 
träge sowie die Satzungen der Hilfskasse und 
Schaffung eines Fonds. für sie, sowie die Schaf- 
fung eines wirtschaftlichen Ausschusses behan- 
delt. Von den größeren Versammlungen er- 
hielten die Berliner Tageszeitungen Berichte. 


Für eine vom Hauptverbande den Gerichten 
einzureichende Liste gerichtlicher Sachverstän- 
diger wurde vom B.V. Berlin eine Umfrage 
veranstaltet, deren Ergebnis dem Haupt- 
verband übermittelt wurde. Eine ebensolche 
Umfrage wurde für den deutschen Ausschuß 
für technisches Schulwesen veranlaßt, deren Er- 
gebnis, von einer besonderen, Kommission be- 
arbeitet, dem Verbande zur Weitergabe an 
Herrn Dr.-Ing. von Handorff zugesandt wurde. 
Eine beabsichtigte Umfrage bei den Zivil- 
ingenieuren betreffend „Technische Notariate“ 
wurde vor der Hand nicht ausgeführt, da die 
Frage noch nicht genügend geklärt erschien. 


Die Zahl der Mitgliederversammlungen belief 
sich auf 9 ordentliche und 1 außerordentliche. 
Zur Bearbeitung der laufenden Vereinsaufgaben 
tagte der Vorstand in 8 Sitzungen. Der stän- 
dig zunehmende Schriftverkehr gestattete es 
nicht mehr, bei der bisherigen einfachen Me- 
thode zu bleiben; es ist deshalb vom Vor- 
stande ins Auge gefaßt worden, zur Registrie- 
rung allmählich das Kartotheksystem einzu- 
führen. 


Von dem Gedanken ausgehend, daß die Pflege 
des gesellschaftlichen Lebens in den Bezirksver- 


einen zu den nicht außer acht zu lassenden 
Aufgaben eines Standesvereins gehört, veran- 
staltete der B.V. Berlin am 25. März im An- 


schluß an die zweite Hauptversammlung des 
Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure in den 
Räumen des Brudervereinshauses, Kurfürsten- 
straße 115/116, sein erstes Winterfest mit 
Damen. Wenn auch die Hoffnungen, soweit sie 
die Teilnehmerzahl betrafen, nicht recht erfüllt 
wurden, so verlief doch das Fest in anregen- 
der Weise, und der kleine Kreis von etwa 
120 Personen ließ eine sehr fröhliche Stim- 
mung aufkommen, die den Wunsch in sich barg, 
das Winterfest zu einer ständigen Einrichtung 
zu machen. Diese Absicht zu verwirklichen, 
wird sich der Vorstand trotz der besonderen 
schwierigen Berliner Verhältnisse angelegen sein 
lassen. Am 24. Juni wurde ein Ausflug nach 
Neubabelsberg unternommen, der ebentalls im 
kleinen Kreise trotz der Urlaubszeit und der 
ungünstigen Witterung recht gemütlich verlief. 


Die Mitgliederzahl des B.V. Berlin hob sich 
in erfreulicher Weise. Hatte sie Ende 1909 
122 und Ende 1910 170 Mitglieder betragen, 
so belief sich ihre Zahl Ende 1911 auf 203. 
Im Laufe des Geschäftsjahres traten ein 49 Mit- 
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glieder, infolge Fortzuges von Berlin schieden 
aus 14 Mitglieder. Durch. den Tod verloren 
wir die beiden Herren Tipl.-3ng. Werner und 
Dipl.-Ing. Würtz. Da Mitte 1911 die Mit- 
‚gliederzahl von 200 überschritten wurde, konnte 
der B.V. Berlin als erster Bezirksverein einen 
dritten Vertreter in den Ausschuß des Haupt- 
verbandes abordnen. 


Der Vorstand des B.-V. Berlin für das 
Geschäftsjahr 1912 besteht aus den Herren: 
Vorsitzender: Dipl.-Ing. Hans Caminer, Patent- 
anwalt, Berlin SW. 68, Lindenstr. 15, Tel. Mpl. 
3303; Stellvertreter: Sipl.-\ng. Richard Thomas, 
Zivilingenieur, Oberschöneweide, Spreestr. 2, 
Tel. Obersch. 954; Schriftführer: Dipl.-Ing. Max 
Grimm, Charlottenburg 5, Philippistr. 4, Tel. 
Ch. 12897 (ab Mai 1912: Wilhelm 2897); Stell- 
vertreter: Tipl.-Sng. Eelco Bisshop, Westend- 
'Chbg., Langobardenallee 6; Kassenführer: Dipl.” 
Sug. Alfred Berlowitz, Zivilingenieur, Berlin- 
‚Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17, Tel. Lzw. 
5504; Stellvertreter: Tr.-3ng. Willy Heine- 
mann, Berlin W. 30, Rosenheimerstraße 17, 
Tel. Lzw. 9100; Beisitzer: Tipl.-Sng. E. Wer- 
ner, Zivilingenieur, Berlin-Wilmersdorf, Trau- 
tenaustr. 9, Tel. Pfzb. 3463; Tipl.-Jng. Bern- 
hard Stiepeldey, Brandmeister, Berlin W. 30, 
Martin-Luther-Str. 12, Tel. Lzw, 2834; ®ipl- 
Qng. Gustav Häpke, Charlottenburg 4, Dahl- 
mannstr. 4. 

Ausschußvertreter des B.-V. Berlin: 
Tipl-3ng. Wilhelm Schwenke, Gemeindebau- 
meister, Steglitz, Belforterstr. 32, Tel. Steglitz 
Rathaus; Tipl.-$ng. Max Grimm, Charlotten- 
burg 5, Philippistr, 4; Dipl.-Ing. Walter Weigel, 
Kaiserl. Regierungsbaumeister, Post Friedenau, 
Lenbachstr. 10. 


Adresse des B.-V. Berlin: Charlotten- 
burg 5, Philippistr. 4. 

Das diesjährige Winterfest des Bezirks- 
vereins Berlin findet, wie an dieser Stelle 


bereits mehrfach erwähnt wurde, am Sonnabend, 
den 20. Januar, in den Räumen des Hotels 
„Prinz Albrecht‘, Berlin, Prinz-Albrecht-Str. 9, 
statt. Der Ball beginnt pünktlich 9 Uhr, das 
Abendessen wird später gemeinsam an kleinen 
Tischen eingenommen. | 
Alle an diesem Tage in Berlin weilenden 
Verbandsmitglieder sowie ihre Angehörigen wer- 
den hierdurch nochmals zur Teilnahme an dem 
Feste herzlichst eingeladen. Die Einführung wei- 
terer Gäste wird gern gestattet, doch ist deren 
vorherige rechtzeitige Anmeldung erforderlich 
bei Tipl.-Ing. Häpke, Charlottenburg, Dahlmann- 
straße 4. | 
Eintrittskarten zum Preise von 6 M. einschl. 
trockenem Gedeck - sind gegen Einsendung des 


Verantwortlich: Wilh. Franz, 
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Betrages ebenfalls dort erhältlich. ‘Auch ist zur 
Bequemlichkeit für unsere Mitglieder eine An- 
zahl von Karten auf der Verbands-Geschäfts- 
stelle, Meinekestr. 4, niedergelegt, wo sie wäh- 
rend der Geschäftsstunden von 9 bis 4 Uhr 
ausgegeben werden. u 


Braunschweig. Der bisherige Vorstand wurde 
wiedergewählt. Die Wahl ergab die Vertei- 
lung der Aemter wie folgt: Vorsitzender: Prof. 
Dr. Schlinck; Schriftführer (Korrespondenz): 
Tipl-Ang. Haase; Schriftführer (Protokoll): 
Tipl-Sng. Ströder; Rechner: Dipl.-Jng. Kerle. 


Darmstadt. Die Vorstandswahlen hatten fol- 


gendes Ergebnis: Vorsitzender: Dipl.» Ing. 
Kraemer, armstadt, Roßdörferstr. 18; Stell- 
vertr. Vorsitzender: Tipl..Sug. Hölzel, Darm- 


stadt, Eckhardstr. 7; 1. Schriftführer: Dipl.-Ing. 


Stein; 2. Schriftführer: STipl.-Ing. Albrecht; 
Kassenführer: Tipl.-Nng. Giovannini. 
Dortmund. Zum 1. Vorsitzenden wurde 
Patentanwalt Tipfl.-Jng. Guthknecht gewählt. 
Ferner wurden in .den Vorstand .gewählt 
die Dipl.-Ing. Nau, Böttcher, Sieger, Rie- 


chers, Titze, Bungenstock. Die Verteilung der 
Aemter wird dem neuen Vorstande überlassen. 

Essen (Ruhr). Die Vorstandswahlen für 1912 
hatten folgendes Ergebnis: : 1, Vorsitzender: 
Tipl.-Rıug. C. E. Böhm, Kgl. Oberlehrer, Archi- 
tekt, Essen, Korneliastr. 19; 2, Vorsitzender: 
TDr.-3ng. Schmitz, Oberingenieur der Friedrich 
np Akt.-Ges.; 1. Schriftführer: Dipl.-Jng. 
W. Sievers, in Friedr. Krupp A.-G., Bredeney, 
Bergstr. 16; 2. Schriftführer: Tipl.-Sng. Stern, 
Patentanwalt; 1. Kassenführer: Tipl.-3ng. Beyen- 
burg, Ingenieur der Emscher Genossenschaft; 
2. Kassenführer: Pipl.-Sng. Tillmann, Ingenieur 
der Zinnhütte von Goldschmidt; 1. Beisitzer: 
Dipl.-Sng. Höffer, Konstrukteur der Friedrich 
Krupp A.-G.; 2. Beisitzer: Dipl.-Ing. Dammann, 
Stadtingenieur, Vorsteher der städt. Tiefbau- 


inspektion; 3. Beisitzer: Tipl.-$ng. Reisner, In- 

genieur der Emscher Genossenschaft. 
Oberlehrer 2ipl.-Ing. C. E. Böhm, der 

Vorsitzende unseres Bezirksvereins, ist zum 


1. April 1912 nach Posen versetzt und mit der 
kommissarischen Leitung der dortigen Königl. 
Baugewerkschule betraut worden. 


Nürnberg. Die Neuwahlen für den Vorstand 
1912 hatten folgendes. Ergebnis: Vorsitzender: 
Dipl.-Ing. Ernst Walcher; Stellvertreter: ®ip!I.- 
Sng. Ernst Gebauer; Schriftführer: Dipl.-Ing. 
Albrecht Lebrecht; Stellvertreter: Dr.-Ing. Willy 
Bucher; Kassenführer: Dipl.-3Jng. Karl Nüßler; 
Stellvertreter: Tipl.-Ang. Friedr. Merkel; Bei- 
sitzer: Tr.-3ng. Erwin Hinlein, Nürnberg, Dr.- 
3ng. Walter Seeger, Nürnberg, Städt. Bauamt- 
mann Tipl.-3ng. Heinz Ludw. Kraus, Fürth i. B. 
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- Personalnachrichten. : 


Der Förderer unseres Verbandes, Kaiserlicher Ma- 
rine-Baurat für Hafenbau Ernst Troschel in Mainz, 
ist anläßlich seiner Versetzung in dep Ruhestand zum 
Kaiserlichen Marine-Oberbaurat ernannt worden. 


Charlottenburg, Kantstraße 10. 
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„Alt werden‘ bedeutet, die Anpassungs- 
fähigkeit an die ewig wechselnden Lebens- 
bedingungen verlieren. Das gilt für Indi- 
viduen und Völker wie für Institutionen. 
Auch diese veralten, wenn sie nicht recht- 
zeitig der veränderten Umwelt ent- 
sprechend umgebildet werden. 

Die Natur vollzieht ihre Anpassungen 
nie sprunghaft, sondern immer stetig. Alle 
stoßweise Entwicklung wirkt wie ein 
schlechter Regler, der mehrmals heftig auf 
und ab schwingt, ehe er die neue Einstel- 
lung gefunden hat. 

Wer die Studienpläne und Prüfungsord- 
nungen der Technischen Hochschulen auf- 
merl.::m durchsieht, wird finden, daß sie 
eine dauernde Entwicklung aufweisen. Ist 
es richtiger, diese stetige Ent- 


wicklung fortzusetzen oder sind. 


cic Hochschulen bereits so ver- 
altet — wie einige behaupten —, daß 
zine grundlegende Reform, also 
einesprunghafte Aenderung not- 
wendig ist? Es soll im folgenden ver- 


Hochschul- Reform. 
Von Prof. Kam merer- Berlin. 
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sucht werden, eine Antwort auf diese Frage 
zu finden. 


Das Ziel der Hochschul-Aus- 
bildung. 


Von hochstehenden Persönlichkeiten der 
Industrie wird seit einigen Jahren die An- 
sicht vertreten, daß die Ingenieure der In- 
dustrie von den technischen Mittelschulen 
und nur noch „die führenden 
Männer“ der Industrie von den 
Technischen Hochschulen ausge- 
bildet werden sollen. Es mag vorerst da- 
hingestellt sein, ob die Verwirklichung 
dieser Ansicht für die Industrie selbst vor- 
teilhaft wäre; zunächst soll nur untersucht 
werden, ob die Durchführung dieses Ge- 
dankens überhaupt möglich ist. 

Die Aufwendungen des preußischen 
Staates für die Technischen Hochschulen 
zu Berlin, Hannover, Aachen und Danzig 
betragen gegenwärtig rund 5!/a Millionen 
jährlich. Von den Ausgaben sind die Ein- 
nahmen durch Kolleggelder u. a. bereits in 
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Abzug gebracht; Zinsen und Tilgung sind 
nicht berücksichtigt. Diese Aufwendungen 
verteilen sich auf rund 5000 Studierende 
und Hörer; der Staat bezahlt für den ein- 
zelnen Studierenden also ungefähr 


nn © 1100 M. jährlich 


oder rund 4400 M. für ein vierjähri- 
ges Studium. 


Nimmt man an, daß von allen Studieren- 
den und Hörern gegenwärtig der fünfte 
Teil „führende Männer‘ wird — was reich- 
lich geschätzt sein dürfte — und setzt man 
voraus, daß hinfort nur dieser fünfte Teil 
die Technischen Hochschulen besuchen soll, 
dann würden die Aufwendungen des Staates 
sich auf insgesamt 1000 Studierende und 
Hörer verteilen. Die Höhe der Aufwen- 
dungen würde aber nur wenig 
sinken, weil diese Ausgaben durch die 
Zahl der Besucher nur wenig beeinflußt 
werden. Denn nur die Zahl der Assistenten 
ist von der Besucherzahl abhängig; die Be- 
triebskosten der Institute und die Zahl der 
Ordinariate werden durch die Besucherzahl 
kaum beeinflußt. Schätzt man die Ver- 
minderung auf eine halbe Million, so wür- 
den die Ausgaben hinfort rund 5 Millionen 
jährlich betragen. Der Staat hätte also 
dann ungefähr 


— ann. & 5000 M. jährlich 


für den einzelnen oder rund 20000 M. 
für ein vierjähriges Studium zu 
bezahlen. Es wird sich schwerlich ein 
_ Abgeordnetenhaus finden, das einzelnen 
wenigen Staatsbürgern ein kleines Ver- 
. mögen auf Kosten der Steuerzahler zu- 
wenden wird. Es bliebe also nur übrig, 
das Kolleggeld, das der einzelne Studierende 
entrichtet, zu erhöhen. Bei der gegen- 
wärtigen Besucherzahl stellen sich die Ge- 
samtkosten des vierjährigen Studiums auf 
5400 M., wovon der Staat 4400 M. und der 
Student 1000 M. deckt. Bei Verringerung 
der Besucherzahl würden die Gesamtkosten 
des vierjährigen Studiums 21000 M. be- 
tragen, wovon der Student 16600 M. zu 
tragen hätte, wenn der Staatszuschuß 
nicht mehr als jetzt, also nicht mehr als 
4400 M. betragen dürfte. Es würde dann das 
höhere technische Studium nur den Söhnen 
sehr begüterter Familien zugänglich wer- 
den. Ob das wünschenswert ist, muß recht 
zweifelhaft erscheinen, denn der Sohn 
reicher Eltern ist bekanntlich keineswegs 
immer begabt. 

Mit einer Beschränkung des Besuches 
der Technischen Hochschulen auf die zu- 


künftigen führenden Männer würde aber 
am allerwenigsten der Industrie selbst ge- 
dient sein: denn diese hätte dann keine 
Auslese mehr zur Verfügung. Nur eine 
ungeheure Ueberschätzung der Ausbildung 
kann zu der Meinung führen, daß man aus 
jedem Studierenden eine leitende Persön- 
lichkeit machen könne. Solche Eignung ist 
nur zum geringsten Teil Sache der Aus- 
bildung, sie ist vielmehr Ausfluß der Be- 
gabung, des Charakters, der persönlichen 
Eigenschaften überhaupt. 

Was sollte auch die Industrie zunächst 
mit einem Diplom-Ingenieur anfangen, der 
lediglich zur ‚Leitung‘ ausgebildet ist? Sie 
könnte ihn weder als Konstrukteur noch 
als Betriebsassistent verwenden, denn in 
diesen beiden Stellungen sind nur solche 
verwendbar, die konstruktive Einzelheiten 
verstehen und selbst schaffen können. Auch 
die spätere leitende Persönlichkeit muß auf 
der untersten Stufe beginnen und kann sich 
nur als geeignet bemerkbar machen und 
aufsteigen, wenn sie schon auf der 
untersten Stufe Besseres als Andere 
leistet. Auch der Generalstabsoffizier muß 
jahrelangen Frontdienst mit Erfolg aus- 
geübt haben, ehe er in den Generalstab 
eintreten kann. 

Eine Ingenieur-ÄAusbildung, die nicht auf 
nebelhaften Vorstellungen beruht, sondern 
auf der Wirklichkeit fußt, muß zwar jedem 
Studierenden die Möglichkeit tiefen Ein- 
dringens in technische Wissenschaften ge- 
währen, aber sie muß ihn zugleich brauch- 
bar machen für die ersten Jahre seiner 
Tätigkeit und ihm seinen Lebensunterhalt 
auch dann schaffen, wenn ihm aus irgend 
welchen Gründen der Aufstieg zu den 
Gipfeln versperrt bleibt. 


Werkstättenpraxis. 


Bei Aufstellung der Diplomprüfungsord- 
nung waren sich Industrie und Hochschule 
darüber einig geworden, daß eine einjäh- 


rige Werkstättentätigkeit die Voraus-, 


setzung für die Erteilung des akademischen 
Grades sein solle. Wie es mit der Ver- 
wirklichung dieses Gedankens tatsächlich 
bestellt ist, wird am besten durch Divl.-Xng. 
F. zur Nedden!) mit den Worten gekenn- 
zeichnet: „Das Deutsche Komitee von 1901 
ist in dem Gefühl, daß ein bloßer Appell 
an die Industrie und die Aufstellung noch 
so vernünftiger Regeln für die Volontäraus- 
bildung nichts fruchten werde, noch einen 
Schritt weiter gegangen als das englische 


1) Technik und Wirtschaft, November 1911, 
Se 770 u f. 
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von 1903, indem es eine Liste von etwa 
500 industriellen Werken, hauptsächlich Ma- 
schinenfabriken zusammenstellte, die sich 
unterschriftlich zur Beachtung der aufge- 
stellten Regeln und zur Aufnahme von Vo- 
lontären gegen Entgelt verpflichteten. Diese 
Liste wird noch heute auf Anfrage von den 
großen technischen Vereinen jungen Leuten 
oder deren Eltern ausgehändigt; man muß 
es jedoch offen aussprechen, daß sie kaum 
mehr bedeutet, als den greifbaren Beweis 
des Mißerfolges der Bestrebungen des Aus- 
schusses von 1901; denn weder wird es 
heute einem jungen Mann deshalb leichter, 
in irgend eine Fabrik als Volontär aufge- 
nommen zu werden, als früher, noch kann 
man behaupten, daß sich im allgemeinen 
— glänzende Ausnahmen ausgenommen! — 
die Volontärausbildung, wenn man 
einer solchen überhaupt sprechen kann, 
merkbar gehoben hätte.‘‘ Die von der 
Industrie zurückgewiesenen Volontäre such- 
ten schließlich in den Reparaturwerkstätten 
der Eisenbahnen Aufnahme, nur um der ein- 
mal bestehenden Diplomprüfungsordnung 
Genüge zu leisten. Wenn hierin 
nicht grundsätzlich Wandel ge- 
schaffen wird, dannist es besser, 
die Vorschrift der einjährigen 
Werkstättentätigkeit ganz fal- 
len zu lassen. 

Sollte aber die Industrie sich ent- 
schließen, den Volontären bereitwillig ihre 
`. Tore zu öffnen, dann wäre noch zu 
überlegen, ob die Werkstättentätigkeit 
besser zu Anfang oder zu Ende der Studien- 
zeit zu legen ist. Ersteres macht das Stu- 
dium fruchtbarer, letzteres die praktische 
Ausbildung. Die beste Förderung bildet 
die Vereinigung beider Möglichkeiten: eine 
halbjährige Praxis vor dem Studium gibt 
dem Studenten die notwendige Kenntnis der 
Arbeitsvorgänge, und eine zweite halb- 
jährige Werkstättentätigkeit nach der Vor- 
prüfung oder nach der Hauptprüfung er- 
schließt dem inzwischen sehend gewordenen 
Volontär das Verständnis für die Werk- 
stättenorganisation. 

Die Trennung in zwei Halbjahre fügt 
sich auch gut in die bestehenden Schul- 
termine ein: Maturum im Frühjahr, erstes 
Halbjahr praktischer Arbeit, Beginn des 
Studiums im Herbst. 


Zur Prüfungspsychologie. 


Die Abschlußprüfung der Technischen 
Hochschulen war stets aus zwei verschie- 
denartigen Bestandteilen zusammengesetzt: 
aus der Prüfung der von den Studierenden 
während ihres ganzen Studiums fertig ge- 


von 
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stellten Arbeiten und aus einer mündlichen 
Prüfung. Neuerdings erheben sich Stimmen, 
die die ganze Prüfung auf den münd- 
lichen Teil beschränken wollen. 

Zu einem Urteil über die Zweckmäßig- 
keit dieser Anregung gehört einige Erfah- 
rung in der Prüfungspsychologie. Jeder, 
der einmal geprüft worden ist und sich 
selbst dabei beobachtet hat, wird die 
eigentümliche Erfahrung gemacht haben, 
daß er in einem Fach, in dem er unsicher 
war, doch Erfolg hatte, während er in 
einem anderen Fach, das er sicher zu be- 


herrschen glaubte, vielleicht mehr oder 
weniger versagte. Er wird beobachtet 
haben, daß der Ausfall der mündlichen 


Prüfung zum guten Teil dem Zufall anheim- 
gegeben ist. Schon die Art der Frage- 
stellung ist von großem Einfluß: es ist 
sehr viel leichter, vor einem Examinator 
zu bestehen, dessen Gedankengang und 
Ausdrucksweise man kennt, als vor einem 
fremden Prüfer, der die gleichen Fragen 
in ganz andere Form kleidet. Jüngst er- 
eignete es sich, daß ein Examinand in der 
Chemie ein „Ungenügend‘‘ erhielt und zwei 
Wochen später vor einem anderen Exami- 
nator im gleichen Fach mit „Sehr gut“ 
beurteilt wurde. Dabei waren beide Exami- 
natoren als tüchtig und wohlwollend be- 
kannt; es war nur die besondere Art der 
Fragestellung, die den Kandidaten im ersten 
Fall in Verwirrung brachte. 

Es ist auch ein ander Ding, ob man eine 
Frage im Zeitraum von einigen Minuten 
beantworten muß oder ob man Zeit und 
Ruhe zur Ueberlegung hat. Junge Do- 
zenten wundern sich meist darüber, daß 
das Ergebnis einer mündlichen Prüfung auch 
fleißiger Studenten so weit hinter ihren 
Studienarbeiten zurückbleibt; dabei ver- 
gessen sie, daß sie selbst sich für jede 
einzelne Vorlesung sorgfältig vorbereiten 
und trotzdem ihr Manuskript vielleicht noch 
in das Auditorium mitbringen; der Kandidat 
aber muß sich nicht nur auf eine Vor- 
lesung eines Faches, sondern gewisser- 
maßen auf sämtliche Vorlesungen aller 
Fächer vorbereiten. Die weniger weit- 
gehenden Anforderungen werden dabei 
durch den Mangel an Erfahrung mehr als 
ausgeglichen. Das wirkliche Können 
liegt immer weit über dem 
Prüfungskönnen. 

Eine mündliche Prüfung darf nur als ein 
sehr grobes MeßBverfahren betrachtet wer- 
den; es werden in ihr weniger die Be- 
gabung und der Fleiß des Studierenden 
als vielmehr seine Nerven geprüft. Wer 
über gesunde Nerven und einen guten 
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Redefluß verfügt und die letzten Tage vor 
der Prüfung nicht nur zur Gedächtnisübung, 
sondern auch zur Erholung in frischer Luft 
benützt hat, wird einen guten Wirkungs- 
grad zwischen seinem Können und seinem 
Prüfungserfolg erzielen; bei dem Nerven- 
empfindlichen und dem Abgearbeiteten da- 
gegen wird das Prüfungsergebnis nur einen 
verschwindenden Bruchteil seines Könnens 
zeigen. Freilich zum Ingenieur taugt nur 
ein Mann mit untadelhaften Nerven, der 
auch den Stoßbeanspruchungen einer münd- 
lichen Prüfung gewachsen ist; aber es wäre 
verkehrt, dieses grobe Meßverfahren für 
mehr als eine rohe Annäherung zu halten. 

Die Erkenntnis der Unzulänglichkeit aller 
mündlichen Prüfungen ist keineswegs nur 
auf den Technischen Hochschulen gefunden 
worden. In der medizinischen Fakultät 
wird seit langem die Tätigkeit des Studie- 
renden in der Klinik als Maßstab mit her- 
angezogen, und in den anderen Fakultäten 
strebt man neuerdings nach Erweiterung 
des seminaristischen Unterrichts, der zum 
selbständigen Denken erzieht und zugleich 
eine gute Beobachtung des erzielten Fort- 
schritts gewährt. Mit Recht beobachtet 
man an den Technischen Hochschulen die 
Ergebnisse aller Uebungen — der experi- 
mentellen, rechnerischen und konstruktiven 
— als einen wertvollen Maßstab für das 
Können. Voraussetzung dabei ist natürlich, 
daß die Uebungen zweckmäßig geleitet 
werden. Unerläßlich ist es, daß jeder Stu- 
dierende eine besondere Aufgabe bear- 
beitet und eine neue erst erhält, wenn er 
die Bearbeitung der vorhergehenden vor- 
gelegt hat. Das Urteil darf nicht erst dann 
gefällt werden, wenn die Uebungsarbeiten 
in einer Mappe fein säuberlich geordnet 
vorliegen; der Dozent muß sich vielmehr 
während der Entstehung der Arbeiten sein 
Urteil bilden und darüber Buch führen 
etwa in Form einer Kartothek. Natur- 
gemäß greift eine solche Organisation in 
die Freiheit der Studierenden ein, aber doch 
nur bei denen, die geprüft werden sollen; 
jede Prüfung bedeutet aber einen Eingriff 
in die Freiheit des Lernens oder vielmehr 
des Nichtlernens. 


Die Diplomarbeit. 


Mit Ausnahme einer einzigen, weisen 
alle Technischen Hochschulen Deutschlands 
die sogenannte Diplomarbeit als Eigenart 
ihrer Diplomprüfungsordnung auf. Von 
einer der hervorragendsten Persönlich- 
keiten der deutschen Industrie ist jüngst 
diese Diplomarbeit überflüssig 
und wertlos genannt worden. 


Dieses Urteil gründet sich darauf, daß 
in einigen wenigen Fällen eine zu umfang- 
reiche oder zu schwierige Diplomarbeit ge- 
stellt wurde und daß infolgedessen eine 
übermäßige Selbstschätzung bei dem einen 
oder anderen Kandidaten hervorgerufen 
wurde. Entgleisungen kommen bekanntlich 
auch bei sorgfältigst geleitetem Bahn- 
betrieb vor, und nur der ganz außerhalb 
des Betriebes Stehende wird aus einer 
gelegentlichen Entgleisung den Schluß 
ziehen, daß dieser eingestellt wer- 
den muß. Die selbständig schaffen- 
den Studierenden empfinden die Diplom- 
arbeit nicht als etwas Drückendes wic 
die mündliche Prüfung; sie finden viel- 
mehr einen eigenen Reiz darin, einmal die 
ganze Zeit und Arbeitskraft auf ein ein- 


.ziges Problem zu verwenden, dessen Gebiet 


sie sich selbst gewählt haben. Der mehr- 
fache Gedankenaustauschh der zwischen 
dem Studierenden und dem Lehrer während 
der Durchführung der Diplomarbeit statt- 
findet, gibt letzterem erwünschte Gelegen- 
heit, über das Können des Studierenden 
ein weiteres Urteil zu gewinnen. Da die 
Diplomarbeit je nach Wunsch des Stu- 
dierenden experimenteller, konstruktiver 
oder in Sonderfällen auch literarischer Na- 
tur sein kann, so gewährt sie der Ent- 
faltung der Individualität freies Spiel. Sie 
ist den einzelnen Studienarbeiten überlegen 
wegen der größeren Vertiefung und 
größeren Selbständigkeit, und sie führt den 
Studierenden und den Lehrer näher zu- 
sammen als irgend etwas sonst. 


Die Vorlesungen. 


Jüngst ist der Ruf laut geworden, man 
möge die Vorlesungen ganz besei- 
tigen und durch einen rein semi- 
naristischen Unterricht er- 
setzen, der klassenweise von Hilfslehrern 
erteilt werden soll. Es mag wohl Vor- 
lesungen geben, die nur in den ersten 
Wochen des Semesters besucht werden, 
dann veröden und nur durch den Testier- 
zwang vor der völligen Entleerung be- 
wahrt bleiben. Solche Vorlesungen be- 
weisen alles gegen den betreffenden Do- 
zenten, nichts gegen das System. Vor- 
lesungen dürfen vor allem keine ,‚‚Vor- 
lesungen‘‘ sein; der Dozent soll mög- 
lichst gar kein Manuskript mitbringen. Sie 
müssen vielmehr Demonstrationen sein, die 
an Hand von Experimenten, Modellen oder 
graphischen Darstellungen, Zeichnungen 
und Photogrammen, je nach der Natur des 
Faches, die Aufmerksamkeit und das An- 
schauungsvermögen der Hörer wachrufen 
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und fesseln und durch das lebendige Wort 
eindringlich wirken. Ob der Dozent ver- 
standen wird oder nicht, das sieht er an 
den Blicken seiner Studenten sofort. Daß 
die projizierten Diagramme, Zeichnungen 
und Photogramme den Hörern auch nach 
den Vorlesungen zugänglich sein müssen, 
ist eine selbstverständliche Forderung 

Drucklegung der Vorlesungen ist er- 
wünscht; freilich nicht mit der Ausführ- 
lichkeit des gesprochenen Wortes, denn 
sonst entsteht eine Flut von Lehrbüchern, 
deren es ohnehin genug gibt und die rasch 
veralten. Zweckmäßig ist vielmehr ein 
ganz knapper Auszug, etwa in der Form 
des ‚„Taschenbuches der Hütte‘. 


Der konstruktive Unterricht. 


Es ist Mode geworden, von dem zu 
vielen „Zeichnen“ an der Hochschule zu 
reden. Ein Laie, der solche Aussprüche 
vernimmt, könnte meinen, es handle sich 
um eine manuelle Fertigkeit, ähnlich dem 
Freihandzeichnen oder bestenfalls um eine 
zeichnerische Auftragung von Rechnungs- 
ergebnissen. 

Die technische Geistestätigkeit umfaßt 
drei Stufen: Beobachten (experimen- 
telle Tätigkeit), Verknüpfen (rechne- 
-rische Tätigkeit), Erfinden (konstruk- 
tive Tätigkeit). Der akademische Unter- 
richt beginnt sogleich mit Laboratoriums- 
übungen und mit theoretischen Vorlesungen 
und setzt auf diesen Unterbau die konstruk- 
tiven Uebungen. Letztere müssen auch auf 
der untersten Stufe so organisiert sein, 
daß ein individuelles eigenes Ge- 
stalten angestrebt und erreicht wird, das 
mehr und mehr in ein selbständiges 
Suchenund Finden hinüberzuleiten ist. 
Die Diplomarbeit muß bereits so gestellt 
werden, daß sie der Erfindungskraft ein 
gewisses Spiel läßt. Wer einmal in dicse 
Kunst eingedrungen ist, der vermag sie 
auch auf alle Gebiete anzuwenden. Es wäre 
darum verkehrt, jeden Studierenden Ma- 
schinen verschiedenster Art konstruieren zu 
lassen: das würde nur zeitraubende Wieder- 
holung der gleichen Tätigkeit bedeuten. 


Spezialistentum. 


Dieses Schlagwort vernimmt man gegen- 
wärtig sogleich, sobald von Hochschul- 
reform die Rede ist. Schlagwörter haben 
das Bedenkliche, daß hinter der starken 
Wirkung des Wortes der Begriff allmählich 
unsicher wird. Wer ist denn Spezialist? 
Ist etwa ein Student, der in den konstruk- 
tiven Uebungen eine Gasmaschine oder als 
Diplomarbeit eine Dampfturbine berechnet 


und entworfen hat, ein Spezialist im Bau 
dieser oder jener Maschinengattung? Mög- 
licherweise in seiner Einbildung, wenn er 
ein zu stark ausgebildetes Selbstbewußt- 
sein hat; ganz sicher nicht in Wirklichkeit. 
Oder ist etwa derjenige, der eine Arbeit 
im Versuchsfeld für Maschinen-Elemente 
ausgeführt hat, ein Spezialist für den Bau 
von Transmissionen? Noch lange nicht. 

Vor zwei Jahrzehnten noch galt die so- 
genannte „universale“ Ausbildung 
den meisten als anzustrebendes Ideal. Jeder 
sollte von allem gehört haben und auf allen 
Gebieten gearbeitet haben, wenn auch nur 
wenig. Daß dieses System platte Ober- 
flächlichkeit großziehen mußte, ist nicht 
verwunderlich. Darum hat man es auch 
verlassen. Und jetzt erheben sich wieder 
Stimmen, und zwar von Führern der In- 
dustrie, die die Bearbeitung von vielen 
kleinen Aufgaben für das Wünschens- 
werteste halten. 

Wer ein Ingenieurbureau geleitet hat, 
hat immer wieder beobachten können, 
daß ein Ingenieur, der auf irgendeinem Ge- 
biet einmal gründlich und wissenschaftlich 
zu arbeiten gelernt hat, auch in ein ihm 
fremdes Gebiet sich rasch hineinfindet. Nur 
der Routinier mit seiner „praktischen Er- 
fahrung“, die er von Einzelfällen blind- 
lings auf andere Sonderfälle überträgt, 
klebt an seinem Spezialgebiet. Der wirk- 
liche Ingenieur ist nicht durch das zu- 
fällige Wissen gekennzeichnet, das sich in 
seinem Gehirn angesammelt hat, sondern 
durch das Können, das in seiner plan- 
mäßigen wissenschaftlichen Arbeitsmethode 
sich ausspricht. Jedes Ausbildungs- 
system,daseineÄnsammlungvon 
Wissen anstrebt, ist ebenso ver- 
fehlt wie jede Prüfung, die Ge- 
dächtnisstoff verlangt. Nicht den 
Stoff, sondern die wissenschaftliche Methode 
muß der Student sich aneignen, wenn er 
schwindcelfrei über den Grat vom Bekann- 
ten zum Neuen schreiten will. 

Die Technischen Hochschulen sind zu- 
meist aus Gewerbeschulen hervorgegangen. 
Aus diesem Ursprung haben sie den 
starrenStudienplan mitgebracht, der 
jedem Studierenden der Abteilung genau 
die gleiche Auswahl von Vorlesungen und 
Uebungen durch die Prüfungsordnung vor- 
schreibt. Vor einem Jahrzehnt hat man 
mit der Einführung von Wahlgebieten 
begonnen, um dem Einzelnen, je nach Ver- 
anlagung und Neigung, größere Freiheit 
zu gewähren. Und gerade die jungen Hoch- 
schullehrer der Gegenwart vertreten die 
Forderung nach einer freieren Gestaltung 
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des Studiums, wie sie an den Universi.äten 
von jcher herrscht. Wer in diesem sehr 
berechtigten Verlangen eine Neigung zum 
Spezialistentum sieht, der vergißt, daß man 
die Anwendung der technischen Mechanik 
und das konstruktive Können bei dem Ent- 
wurf einer Werkzeugmaschine genau cben- 
so üben muß wie bei dem Entwurf eines 
Kompressors oder eines Benzolmotors. 
Nicht auf das Was kommt es an, sondern 
auf das Wie. Spezialistentum er- 
wächst nicht aus einem bestimm- 
ten Lehrfach, sondern aus etwas 
ganz anderem; aus der vielver- 
breiteten Meinung, daßderInge- 
nieur sich und der Welt vollauf 
genüge, wenner ein „Ingenieur“- 
Fachmann sei. 


Fachschule und Hochschule. 


Die neue Erkenntnis, die durch die For- 
schungsarbeit der Technischen Hochschulen 
gewonnen wird, wird durch die Fachschul- 
lehrer, die wohl ausnahmslos aus den 
Hochschulen hervorgegangen sind oder sein 
werden, an die Fachschule weiter gereicht, 
wenn auch popularisiert und verdünnt. Im 
Lehrstoff liegt also wohl ein gradueller, 
aber kein grundsätzlicher Unterschied zwi- 
schen Fachschule und Hochschule. Daß 
der Hörer der Hochschule vielleicht mit 
Vektorenrechnung, mit statisch unbestimm- 
ten Fachwerken oder mit Resonanzerschs»i- 
nungen sich beschäftigt, der Fachschüler 
aber nicht, kann keinen abgrundtiefen 
Unterschied bilden. Von den Lehrern der 
Hochschulen verlangt man oder sollte man 
verlangen, daß sie neben ihrer Lehrtätigkeit 
irgendwie wissenschaftliche Pionierarbeit 
leisten. Das Hörermaterial der Hochschulen 
steht auf einer höheren Bildungswarte und 
ist reifer. Das sind aber Unterschiede, die 
nur auf dem Gebiete des Persönlichen 
ruhen, nicht auf dem Sachlichen. Wo liegt 
das endgültig Trennende? 

Für die arbeitsteilige Kleinarbeit der In- 
dustrie, die in so großem Umfang in Bureau 
und Betrieb alltäglich verrichtet werden 
muß, genügen Menschen, deren Gesichts- 
kreis da endet, wo das Fach aufhört. Je 
williger sie sich in die Arbeitsteilung ein- 
fügen und dem herrschenden Willen unter- 
ordnen, um so besser für sie und das Werk. 
Aber aus solchem Menschenmaterial zieht 
man keine leitenden Persönlichkeiten. 

Wer führen will, muß weiter sehen als 
bis an die Grenze des eigenen Gebiets; 
es genügt nicht, daß er experimentieren, 
rechnen und konstruieren kann, er muß die 
wirtschaftlichen Verknüpfungen seiner Ar- 


beit mit der des ganzen Volkes, die Zu- 
sammenhänge seine Tätigkeit mit der 
Lebensarbeit anderer Berufe, die kulturelle 
Bedeutung seines Tuns im Vergleich zu 
dem der Menschheit verstehen. Er muß 
um sich und voraus schauen können. 

Vor einem halben Jahrhundert bereits 
hat Max Maria von Weber die Forderung 
gestellt: „Es kann niemand ein ganzer 
Techniker werden, der nicht vorher 
schon ein ganzer Mensch war. Er- 
ziehtganze Menschen, die an all- 
gemeiner Bildung und Lebens- 
form auf der Höhe des Völker- 
lebens und der zivilisierten Ge- 
sellschaft stehen und macht aus 
diesen dann Techniker —, das ist 
das ganze Geheimnis und die alleinige 
Lösung des Problems.“ 

Noch immer aber ist diese Forderung 
nicht ganz verwirklicht. Noch immer gibt 
es unter den Ingenieuren viele, die kein Be- 
dürfnis empfinden, über ihre Alltagsarbeit 
hinaus den Anschluß an das Geistesleben 
der Gesamtheit zu suchen. Anders die 
junge Generation. In der Studentenschaft 
von heute zeigt sich eine rege Anteil- 
nahme an den geistigen Strömungen, die 
aus der Gegenwart heraus als Zukunfts- 
weiser in die Ferne zeigen. | 


Die Hochschulen aber haben hier noch 


viel zu erfüllen. Nicht hinsichtlich des 
Fachunterrichts: der ist nach allen Verzwei- 
gungen hin sorgfältig ausgestaltet. So 
sorgfältig, daß der Studienplan jede Stunde 
des Tages ausfüllt und dem Studenten keine 
Zeit laßt für Pflege von Bildungswerten, 
die außerhalb des Fachstudiums liegen. 
Wenn hier etwas erreicht werden soll, dann 
muß vor allem Zeit frei gemacht 
werden. Es muß darauf verzich- 
tet werden, jedem Studierenden 
den ganzen Umfang des Faches 
vorzutragen. Diese Zeit wird ge- 
wonnen, wenn man auf den Universal- 
Studienplan mit seiner starren Gleich- 
heitsschablone verzichtet, die in jeden 
Studierenden den ganzen Bereich des Fach- 
unterrichts hineinpressen will. Freie Wahl 
der Lehrfächer, je nach Neigung und Be- 
gabung, muß das Kennzeichen des freien 
akademischen Studiums sein im Gegensatz 
zu dem fest geregelten Lehrgang der straff 
disziplinierten Mittelschule. Nur dann wer- 
den aus der Hochschule nicht Nurfach- 
techniker, sondern freie Men- 
schen mit technischer Bildung 
hervorgehen, wie sie die deutsche Indu- 
strie braucht, wenn sie ihre führende 
Stellung erhalten will. 
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Fortbildung. 


Nur wer bald Philister werden will, 
schließt das Studium mit der Prüfung ab. 
Am allerwenigsten darf der Ingenieur sich 
an dem genügen lassen, was ihm das Stu- 
dium mitgegeben hat. Das unumgänglich 
Notwendigste zur Weiterbildung gewährt 
die umfangreiche technische Zeitschriften- 
literatur. Förderlicher noch als die Auf- 
nahme der Gedanken anderer ist eigene 
Forschungsarbeit. In den Werkstätten dir 
Industrie wird solche Arbeit nur soweit 
ausgeführt werden können, als dem augen- 
blicklichen Bedürfnis des Werkes damit 
gedient ist. Ein viel freieres Arbeitsfeld 
bilden die Forschungs-Laboratorien der 
Technischen Hochschulen. Aus ihnen sind 
in den letzten Jahren zahlreiche Arbeiten 
und Dissertationen hervorgegangen, die 
eine Fülle von wertvollen wissenschaft- 
lichen Ergebnissen gebracht haben. Nur 
ganz vereinzelt ist ein bedauerlicher Min- 
derwert zu verzeichnen. 


Wie eine Zusammenarbeitvonln- 
dustrieundHochschule hier möglich 
ist, mag aus einem Beispiel entnommen 
werden. In einem großen Werk waren bei 
Inangriffnahme des Turbomaschinenbaues 
Versuche über die Anwendbarkeit der 
Ringschmierung auf Lager mit 3000 Um- 
drehungen gemacht worden, die zwar zu 
cinem vorläufigen Ergebnis geführt hatten, 
aber doch den Wunsch nach einer weiteren 
Durchführung solcher Versuche wach- 
riefen. Der Leiter des Werks gab die 
Anregung an einen ihm bekannten Hoch- 
schullehrer weiter und dieser an einen 
Doktoranden. Das Werk stellte die Ma- 
schinenteile zur Verfügung, die zur Durch- 
führung der Versuche in einem Hochschul- 
laboratorium notwendig waren. Das Er- 
gebnis war eine Dissertation, die wertvolle 
Aufschlüsse brachte. In diesem Fall gab 
also die Industrie das Thema und 
die Versuchsmittel, die Hoch- 
schule die wissenschaftliche 
Kraft und das Laboratorium. 
Würde solches Verfahren planmäßig wieder- 
holt werden, so hätte die Industrie den 
Gewinn, daß gerade die Forschungen durch- 
geführt würden, die für die Industrie von 
besonderer Bedeutung sind; die Doktoran- 
den hingegen hätten den Vorteil, daß sie 
kostenlos die Versuchseinrichtungen er- 
hielten. Die Bereitstellung der letzteren 
bedeutet für die Industrie nur einen gering- 


fügigen Aufwand, da sie meist vorhan- 
denen Beständen entnommen werden 
können. 


Das Promotionsrccht, das in dem ersten 
Jahrzehnt seines Bestehens bereits eine 
gute Ernte gebracht hat, würde bei solch 
p!anmäßigem Zusammenarbeiten von Indu- 
strie und Hochschule besser als irgendein 
Fortbildungskurs seinen idealen Zweck er- 
füllen: die Weiterbildung der Ingenieure. 


Sachlichesund Menschliches. 


Die Technischen Hochschulen sind aus 
der Gebundenheit heraus der Freiheit ent- 
gegengegangen. Ursprünglich Mittelschulen 
mit starrem Lehrgang und straffer Diszi- 
plin, sind sie allmählich Hochschulen mit 
Lehr- und Lernfreiheit geworden. Aber 
immer noch hängt ihnen etwas von der 
ehemaligen Gebundenheit an. Der Tech- 
niker, dessen ganze Aufmerksamkeit stets 
auf das Sachliche gerichtet sein muß, ver- 
gißt allzu leicht, daß man in die Menschen 
niemals etwas hineinpressen kann, was 
nicht im Keim von vornherein in ihnen 
steckt. Der Unterricht kann vorhandene 
Anlagen zur Entfaltung bringen oder ver- 
kümmern lassen; aber er kann nicht eine 
Ernte aus einer Erde sprossen lassen, die 
keine Samenkörner enthält. Gar oft wird 
der Fehler gemacht, daß erst ein Lehrplan 
oder eine Prüfungsordnung aufgestellt und 
erst dann die Lehrer und Examinatoren 
dazu gesucht werden statt umgekehrt bei- 
des den Persönlichkeiten anzupassen, die 
vorher ausgesucht wurden oder vorhanden 
sind. Auch in der Industrie kann man 
zuweilen der irrigen Meinung begegnen, 
daß die Organisation alles sei und daß 


man in ein gutes Organisationsschema 
irgendwelche Menschen hineinstecken 
könne. Die großen Organisatoren haben 


es umgekehrt gemacht: sie haben erst die 
Menschen ausgesucht und diesen dann die 
Organisation angemessen. 

Dort, wo es nur darauf ankommt, Hilfs- 
kräfte für die arbeitsteilige Einzelarbeit der 
Industrie heranzuziehen, mag die streng 
geregelte Lehrschablone der technischen 
Mittelschule wohl gerechtfertigt sein; denn 
für solche Einzelarbeit genügen gewissen- 
hafte und fleißige Menschen mit normaler 
Sachkenntnis. Wo aber Persönlichkeiten 
verlangt werden, die nicht nur mitgehen, 
sondern voranschreiten, da muß der 
Unterricht den vorhandenen An- 
lagen sich anpassen, nicht umge- 
kehrt. Hervorragend begabte Menschen 
haben im Gymnasium oft versagt, weil sie 
eben in sein Normalformat nicht hinein- 
paßten. Den Fehler der Gleichmacherei, 
den die Mittelschule notgedrungen machen 
muß, kann die Hochschule vermeiden: sie 
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kann ihren Hörern freie Auswahl 
des Studiums innerhalb weiter 
Grenzen gewähren und wird es in Zu- 
kunft weit mehr tun müssen als gegen- 
wärtig, wenn sie das Beste aus ihren Stu- 


Betrachtet man die wirtschaftlichen Er- 
gebnisse des abgelaufenen Geschäftsjahres 
1911, so ist zunächst festzustellen, daß die 
nach der überwundenen Depression des 
Jahres 1907 in den letzten zwei Jahren 
eingetretene langsame Hebung der allge- 
meinen Wirtschaftslage auch in diesem 
Jahre im großen und ganzen angehalten 
hat. Es zeigt sich eine stetige Aufwärts- 
bewegung in den wichtigsten Gebieten der 
gewerblichen Tätigkeit, die dem verflosse- 
nen Jahre das Gepräge einer Besserung 
der allgemeinen Wirtschaftsverhältnisse 
verleiht. 

Die bereits Ende 1910 vorhandenen An- 
zeichen sprachen zwar dafür, daß das 
Jahr 1911 eine Hochkonjunktur mit sich 
bringen würde; nach dem Schema der 
periodischen Abwechslung zwischen Auf- 
und Niedergang des Wirtschaftslebens wäre 
nach dem Tiefstand von 1907 wieder eine 
Hochkonjunktur fällig gewesen. Ist aber 
in Wirklichkeit eine solche zu verzeichnen? 

Die erzielten Verkehrs- und Produk- 
tionsziffern sind in der Tat gewaltig: 


Einnahmen der Eisenbahnen ca. 2,9 Milliarden Mk. 


Außenhandel . . . . . ca. 17,6 " n 
Steinkohlenförderung. . . . 2... 162 Mill. 
Braunkohlenförderung . . x... 7l u 
Roheisenerzeugung . . . . 15!/g » 
Versand des Stahlwerksverbandes . . 112 » 
Kaliabsatz ca. 163 Mill. Mk. 


Dies bedeutet einen Rekord, einen Auf- 
schwung, und wenn es auf wachsende, im- 
posante Zahlen allein ankäme, sicherlich 
eine Hochkonjunktur. Prüft man jedoch 
das Zustandekommen dieser Riesenziffern 
und deren Bedeutung, so findet man, daß 
sie nicht auf alle, sondern nur auf einzelne 
bevorzugte Industriezweiere zurückzuführen 
sind. Ferner ist festzustellen, daß in letz- 
teren wiederum der Löwenanteil den ein- 
flußBreichen Großkonzernen zufällt. 
Diese können wohl von einer Hochkonjunk- 
tur in dem Sinne reden, daß der belebte Ge- 
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denten herausholen will. Der deutschen 
Industrie aber kann das Beste nur eben 
recht sein, wenn sie vorwärts will. Nicht 
in den Dingen, sondern in den Menschen 
ruhen die Keime aller Entwicklung. 


Rückblicke auf das Wirtschaftsjahr 1911. 
Von Dipl.-Ing. P. Bernstein und Dr.-Ing. L. Becker- Köln. = 


schäftsgang ihnen reichlichen Umsatz 
brachte, wenn auch zu mäßigen Preisen. 
Den führenden Industriegemeinschaften ge- 
währleisten diese verhältnismäßig niedrigen 
Preise infolge der vervollkommneten Ar- 
beitsmethoden und der damit verbundenen 
Verminderung der Gestehungskosten 
immerhin noch einen guten Nutzen. Die 
mittleren und kleinen, kapitalschwächeren 
Werke dagegen verlieren dauernd an Kon- 
kurrenzfähigkeit und arbeiten bei gleichen 
Preisen mit geringem Nutzen, teilweise so- 
gar mit Verlust. Dank des kapitalistischen 
Uebergewichtes der Riesenkonzerne können 
diese sich das zu einer Hochkonjunktur 
fehlende selbst verschaffen, indem sie sich 
das Auftragsquantum, das ihnen die Kon- 
junktur nicht bietet, auf Kosten der ande- 
ren, schwächeren Werke erkämpfen. An 
den Vorteilen und Monopolgewinnen der 
Großkonzerne, wie sie beispielsweise in der 
A. E. G., dem Phönix, der Gelsenkirchener 
Bergwerks A.-G. als kapitalistische Kon- 
zentrationen verkörpert sind, nehmen je- 
doch die zahlreichen mittleren und kleinen 
Werke der Verfeinerung und Fertigfabri- 
kation kaum oder nur in geringem Maße 
teil. 

Die Stärke der Belebung, die im ganzen 
zu verzeichnen ist, entspringt weniger 
einem intensiven Warenbedarf, der jede 
Hochkonjunktur kennzeichnet, als viel- 
mehr zu einem großen Teil dem Arbeits- 
hunger der Werke. Diese haben ilıre Pro- 
duktionsfähigkeit unter ausgiebiger Be- 
nutzung der sich überstürzenden techni- 
schen Errungenschaften rapide erweitert 
und müssen nun entsprechend mehr Arbeit 
suchen und finden, wenn nicht im Inlande, 
dann im Auslande, wenn nicht zu guten, 
dann zu schlechten Preisen; wenn es über- 
haupt nur Arbeit ist, um ihre Neueinrich- 
tungen auszunutzen. Es ist deshalb be- 
zeichnend, daß neben der hochentwickelten 
chemischen Großindustrie, deren 
internationale Ueberlegenheit auf dem 
Weltmarkte ihr auch diesmal ausgezeich- 
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nete Resultate (etwa 685 Millionen Mark 
Umsatz) zugeführt hat, als die meist- 
begünstigte Industrie für das letzte Jahr 
die Elektrizitätsindustrie zu 
nennen ist, während diejenigen Zweige, die 
von der Kaufkraft und dem Bedarfe der 


konsumierenden Massen abhängig sind, 
teilweise nur geringen Aufschwung ge- 
nommen haben. Die elcktrotechnischen 


Großfirmen fanden vor allem reiche Ar- 
beitsgelegenheit in der außerordentlich 
raschen, fieberhaften Errichtung von Ueber- 
landzentralen. Sie haben außerdem auf 
den mannigfaltigsten Gebieten ihrer um- 
fangreichen Betätigung große Aufträge 
auch aus dem Auslande sich zu sichern ver- 
standen. Der Auftragsbestand der A. E. G. 
hat am 30. September 1911 die Riesen- 
summe von 362 Millionen Mark erreicht. 
Bei den Siemens-Schuckert-Werken betrug 
diese Summe ca. !/, Milliarde, bei Berg- 
mann ca. 70 Millionen. Die Werke haben 
auch eine gute Dividende (10—12%) aus- 
geschüttet, die, selbst auf den hohen Kurs- 
wert umgerechnet, eine gute Rentabilität 
bedeutet. 


Ein Jahr starker Beschäftigung ver- 
zeichnete auch im allgemeinen die Ma- 
schinenindustrie. Der Eingang von 
Aufträgen war in den meisten Zweigen 
größer als im Vorjahre, mit Ausnahme des 
auf Staatslieferungen angewiesenen Eisen- 
bahnwaggonbaucs und einiger Spezialitäten 
des Textilmaschinenfaches. Es wurde je- 
doch noch vielfach über die niedrigen Ver- 
kaufspreise geklagt, sowie über die Er- 
schwerung der Geschäfte durch die leider 
immer weiter um sich greifende Unsitte 
der namentlich von den großen Hütten- 
werken geforderten Gegengeschäfte und 
der auferlegten schlechten Zahlungsbedin- 
gungen. 


Der für das abgelaufene Jahr charak- 
teristische Zug starker Ausdehnung der 
Produktion, die den einstweilen vorhan- 
denen Bedarf übertrifft, trat mit beson- 
derer Schärfe in der Montanindustrie 
hervor. Ebenso zeigte sich hier, daß die 
Erträgnisse der einzelnen Unternehmungen 
mit dieser Expansion nicht gleichen Schritt 
gehalten haben. Der Gewinnrückgang, der 
sch im Kohlenbergbau bemerkbar 
machte, ist zum großen Teile dadurch be- 
dingt, daß der Verkaufspreis der Kohle 
langsamer steigt als die Gestehungskosten. 
Während letztere mit zunehmenden Teufen, 
mit Verteuerung der im Bergbau überwie- 
genden menschlichen Arbeitskraft und den 
immer höher werdenden sozialen Lasten 


naturnotwendig wachsen müssen, unterliegt 
der Kohlenpreis in letzter Zeit weitgehen- 
den Schwankungen. Auf diese scheint die 
Organisation, die der Kohlenbergbau in 
dem oberschlesischen und rheinisch-west- 
lälischen Kohlensyndikate besitzt, nicht 
mehr von dem ausschlaggebenden Einflusse 
zu sein, wie früher. Denn einerseits wurde 
die Zahl und die Förderleistung der außer- 
halb des Syndikates stehenden Werke 
immer größer, anderseits erschwerte die 
Tarifpolitik der Eisenbahnverwaltung die 
Ausfuhr nach dem Auslande noch weiter 
und belastete dadurch den inländischen 
Markt mehr als in früheren Jahren mit 
Lagerbeständen. Die ständig steigende 
Förderung konnte daher unter diesen Um- 
ständen nur zu sinkenden Preisen abge- 
setzt werden, während die Zahl derer, die 
sich in den Gewinn zu teilen hatten, immer 
größer wurde Eine Verschärfung der 
Lage ergab sich durch den im Spätsommer 
und Herbst auftretenden geradezu unge- 
heuerlichen Wagenmangel. Bei der ver- 
größerten Produktion wurde der Mißstand 
noch verstärkt durch die infolge der außer- 
ordentlichen Dürre eingetretenen abnorm 
niedrigen Wasserstände der Flüsse, die zu 
einer tcilweisen Lahmlegung der Schiffahrt 
führten. Wie stark trotz alledem die Kohlen- 
förderung im vergangenen Jahre im Vergleich 
zu früheren Jahren gestiegen ist, ergibt 
sich aus der Tatsache, daß die Steinkohlen- 
gewinnung, die im Jahre 1909/10 nur um 
4,1 Mill. t gewachsen war, in den letzten 
11 Monaten des Vorjahres eine Steigerung 
von 139 auf 147,3 Mill. t, also um ca.6 Mill. t 
zeigte. 

Auch der Verbrauch ist, trotz der 
sparenden Verwendung der Hochofen- und 
Koksofengase und der rationelleren Kraft- 
wirtschaft in den Berg- und Hüttenwerken, 
um ca. 5 Mill. t gestiegen. Diese Er- 
höhung des Konsums ist, abgesehen von 
dem Mchrverbrauch, der durch die Zu- 
nahme der Bevölkerung bedingt wird, 
wesentlich der gesteigerten Produktion der 
Eisenindustrie zuzuschreiben. An der 
Lieferung dieses Mehrverbrauchs sind je- 
doch die Zechen sehr ungleichmäßig be- 
teiligt. Einen sehr großen Teil des Zu- 
wachses haben die Outsider mit Beschlag 
belegt. Sie haben schon 1910 6,15% der 
Ruhrförderung in Anspruch genommen, 
dehnten sich 1911 weiter stark aus, so 
daß das sog. unbestrittene Absatzgebiet des 
Kohlensyndikats wesentlich eingeschränkt 
wurde und auf dem süddeutschen Markte 
sich zeitweise ein regelrechter Kampf ab- 
spielte. 
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selbst haben sich die schon seit längerer 
Zeit fühlbaren Verschiebungen in der 
Förderung und Koksherstellung noch 
stärker bemerkbar gemacht und damit den 
Gegensatz zwischen den gemischten Wer- 
ken und den reinen Zechen noch weiter 
verschärft. So war der Anteil der Hütten- 
zechen an der Gesamtförderung des Syndi- 
kates von 26,17% im Jahre 1909 auf 
29,58% im Jahre 1910 gestiegen, während 
gleichzeitig der Anteil der reinen Zechen 
von 73,83% auf 70,42% zurückgegangen 
war. In den ersten 11 Monaten 1911 hat 
sich dieses Verhältnis noch weiter zu- 
gunsten der Hüttenzechen verschoben, so 
daß deren Förderung jetzt 31% gegen 69% 
der reinen Zechen beträgt. Das hat das 
Syndikat, trotz steigenden Kohlenver- 
brauches, zu Fördereinschränkungen ge- 
zwungen und hat zugleich eine starke, die 


reinen Zechen schwer drückende Steige- 
rung der Umlage, für welche bekanntlich 
der Eigenbedarf der Werke nicht in Frage 


kommt, zur Folge gehabt. 

Als weiterer Grund der abnehmenden 
Rentabilität des Steinkohlenbergbaues 
kommt noch die steigende Konkurrenz der 
Braunkohle hinzu, die als billiger Brenn- 
stoff für Hausbrand und Krafterzeugung 
fortwährend an Absatz gewinnt. Die 
Braunkohlenförderung ist für die Monate 
Januar bis November 1911 auf 70,08 Mill. t 
gestiegen gegenüber 62,70 Mill. t in der 
gleichen Zeit des Vorjahres. 

Zwei Erscheinungen: die zunehmende 
Bedeutung der Outsider, die teils aus staat- 
lichen, teils aus privaten Werken bestehen, 
und die gegensätzliche Entwicklung in der 
Förderung der Hüttenzechen und reinen 
Zechen sind es,. in denen, wie bekannt, 
die Schwierigkeiten wurzeln, die den Fort- 
bestand des Kohlensyndikates auf das ernst- 
lichste bedrohen, und die den Wunsch nach 
dessen vorzeitiger Erneuerung — das 
jetzige Abkommen läuft noch bis 1915 — 
haben laut werden lassen. Zurzeit scheinen 
die Verhandlungen, die mehrfach auf einem 
toten Punkt angelangt waren, einen günsti- 
gen Verlauf anzunehmen, indem der Berg- 
fiskus, nach den letzten Zeitungsnach- 
richten, unter gewissen einschränkenden Be- 
dingungen ein vorläufiges Abkommen bis 
zum 1. Nov. 1912 getroffen hat, dem sich 
die bedeutendsten außenstehenden Privat- 
firmen angeschlossen haben. Doch wird für 
die Erneuerung des Kohlensyndikates 
zweifellos die künftige Regelung der 
Hüttenzechenfrage von ausschlaggebender 
Bedeutung sein; in dieser Beziehung waren 


Rückblicke auf das Wirtschaftsjahr 1911 


bisher keinerlei Fortschritte zu erzielen, da 
die Hüttenzechen ebenso hartnäckig ihre 


Vorzugsstellung zu behaupten suchen, wie . 


diese anderseits von den reinen Zechen an- 
gegriffen wird. Ist so das Jahr 1911 für 
den Steinkohlenbergbau in mancher Hin- 
sicht nicht erfreulich gewesen, so schließt 
es doch mit einem hoffnungsvollen Aus- 
blick auf die Ausgestaltung seiner Organi- 
sation. 

Auch die Braunkohlenindustrie 
wird voraussichtlich, ebenso wie die Stein- 
kohlenindustrie, ihre Syndikate und Inter- 
essenvereinigungen zu erhalten bzw. weiter 
auszubauen suchen. 

Weniger aussichtsvoll sind die Bestre- 
bungen zur Erneuerung des Stahl- 
werksverbandes, zumal die einzelnen 
Unternehmungen der Eisenindustrie in der 
Zwischenzeit zu Riesenbetrieben ange- 
wachsen sind, die alle möglichen Zweige 
der Eisengewinnung und -verarbeitung in 
sich tragen. Das Drängen der einzelnen 
Werke nach immer weiterer Ausdehnung 
ihrer Erzeugnisse in den Produkten A und 
B:) — der Versand stieg von 10,07 auf 
11,17 Mill. t — spricht jedenfalls dafür, daß 
das besteliende Kartell für die modernen 
Riesenunternehmungen der Eisenindustrie 
an praktischer Bedeutung eingebüßt hat; 
dies zum Nachteil der schwächeren weniger 
kapitalkräftigen Werke. Die reinen Walz- 
werke beeilen sich daher, den Anschluß 
an Hochofenwerke zu finden, und diese 
suchen wiederum sich Werke der Fertig- 
industrie anzugliedern. So ist eine große 
Anzahl von neuen Fusionen und Interessen- 
gemeinschaften zustandegekommen, wie 
z. B. Aumsetz-Friede: Mannstaedt: Düssel- 
dorfer Drahtwerke; Funke: Mannesmann- 
röhren; Thyssen: Preß- und Walzwerk 
Düsseldorf; Felten Guilleaume: Hochofen- 
werk Collart; Buderus: Maasen usw. 

Neben der Verschmelzungsbewegung 
ging eine gewaltige Erweiterungstätigkeit 
der führenden Werke vor sich. Aus diesem 
Grunde sind die Verhandlungen über die 
Erneuerung des Stahlwerksverbandes sehr 
erschwert, da die beanspruchten Beteili- 
gungsquoten der Werke meistens über- 
trieben hochgeschraubt sind, um die über- 
mäßigen Erweiterungen voll ausnutzen zu 
können. In dieser Beziehung besteht die 
große Unsicherheit, ja die Gefahr, ob über- 
haupt der Markt in der Lage sein wird, 
die ins riesenhafte gestiegene Produktion, 


1) Produkte A: Halbzeug, Eisenbahnmaterial, Form- 
eisen. Produkte B: Stabeisen, Bleche, Walzdraht, 
Guß- und Schmiedestücke, Röhren. 
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auch nachdem der Eigenbedarf für die Er- 
weiterungen gedeckt sein wird, aufzu- 
nchmen. Dies gilt ebenfalls für die über- 
mäßig schnelle Zunahme der Roheisener- 
zceugung, die im Monat Dezember die Re- 
kordziffer von 1,37 Mill. t erreichte. Die 
gemischten Werke halten ihre Hochöfen 
vielfach unter Feuer, um ihre immens ge- 
wachsenen Kraftzentralen mit Gas zu ver- 
sorgen. Die Gaserzeugung ist hierbei 
Hauptzweck, während das Eisen gewisser- 
maßen als Nebenprodukt gewonnen wird, 
ohne Rücksicht auf Nachfrage und Preise. 

In den einschlägigen Kreisen dringt nach 
Zustandekommen des Roheisenverbandes 
immer mehr die Erkenntnis durch, daß die 
Weiterführung des Stahlwerksverbandes 
auf seiner seitherigen Grundlage, die eine 
Kontrolle der Produkte A und B in sich ein- 
schließt, kaum mehr möglich ist. Lie er- 


folgte Umgestaltung in der Eisenindustrie 


in Verbindung mit den herrschenden un- 
günstigen Verhältnissen des Stahlmarktes 
lassen deutlich erkennen, daß die Er- 
neuerung des Verbandes für die Pro- 
dukte B gerade für die ausschlag- 
gebenden Werke wertlos geworden ist. 
Dies trat besonders 
Quotenkommissioen vom 18 Dezember 
scharf zutage, in welcher der Vorsitzende, 
Kommerzienrat Röchling, ausdrücklich be- 
tonte, daß es als ausgeschlossen gelten 
müsse, die von der südwestdeutschen 
Gruppe — Großgelsenkirchen, Großthyssen 
und Burbach-Düdelingen — geforderten Be- 
teiligungsziffern zu bewilligen. Auch der 
Inlandabsatz an Halbzeug müßte sich be- 
trächtlich vermindern, da die früheren Halb- 
zeugabnehmer durch die Fusionen zum 
großen Teile jetzt selbst Halbzeughersteller 
geworden seien. Noch unzuverlässiger 
würde sich der Auslandsmarkt zeigen, da 
besonders in England die Errichtung von 


In seinen geistreichen Ausführungen in 
Heft 22 des Jahrganges 1911 dieser 
Zeitschrift gibt Dr.=-Qng. Otto Schaefer- 
Hamburg eine feine Psychologie des 
Ingenieurs, indem er die strenge Sach- 
lichkeit und die sich daraus ergebende 
Schlichtheit und Kürze im ‚Ausdruck, aber 
auch die oft damit gepaarte Unbeholfenheit 
und Steifheit des Ingenieurs auf Veran- 
lagung und Er: iehung zrrückzuführen sicht. 
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großen Stahlwerken bevorstehe, um sich 
von Deutschland unabhängig zu machen. 

Da anderseits kaum anzunehmen ist, 
daß die große südwestdeutsche Gruppe von 
ihren Forderungen Abstand nehmen wird, 
so ist die Hoffnung auf eine organische 
Weiterentwicklung des Stahlwerksverban- 
des sehr gering. Nachdem erst die einzel- 
nen Großkonzerne aus dem Verbande her- 
ausgewachsen sind, dürfte dieser überhaupt 
für die Zukunft kaum mehr den Voraus- 
setzungen entsprechen, die man an eine 
volkswirtschaftlich nützliche Organisation 
zu stellen hat. 

Wenn auch auf die Kartellfrage hier 
nicht näher eingegangen werden kann, so 
darf doch soviel als erwiesen gesagt wer- 
den, daß die Kartelle, die vor noch nicht 
allzu langer Zeit als volkswirtschaftlich 
schädliche Erscheinungen von verschiedenen 
Seiten angesehen wurden, manches Gute 
geleistet haben. Anerkannt muß werden, 
daß die großen Verbände die in früheren 
Jahrzehnten vorkommenden außerordent- 
lichen Preis- und Absatzschwankungen und 
die damit verbundenen Krisen wesentlich 
gemildert haben. Der sprunghafte Ent- 
wicklungsgang der sich ablösenden Wirt- 
schaftslagen zeigt mit Eintritt der nivel- 
lierenden Wirkung der Verbände einen 
stetigeren Verlauf. Inwieweit der deutsche 
Wirtschaftskörper in der Lage ist, weitere 
Neubildungen bzw. Umbildungen von Kar- 
tellen zu vertragen, muß die Zukunit leh- 
ren, besonders, wenn es sich hierbei um 
ähnliche Gebilde wie die amerikanischen 
Trusts handeln sollte. In dieser Hinsicht 
dürften die jetzigen Trustkämpfe in den 
Vereinigten Staaten von Amerika auch für 
Deutschland vom größten Interesse sein, 
da sie die guten und schlechten Seiten der 
Kartellpolitik im grellsten Lichte zeigen. 


Anknüpfend daran geht der Verfasser auch 
auf die Rückwirkung dieser Sachlichkeit auf 
den Charakter des Ingenieurs ein und zeigt, 
wie infolge des kurzfristigen Zusammen- 
hangs der Ingenieurwissenschaften mit der 
Korrektur durch den Erfolg oder Mißer- 
folg innere Unwahrhaftigkeit sich bei ihm 
nicht festsetzen kann. Schließlich wird auch 
die davon abhängige allgemeine Weltan- 
schauung des Ingenieurs, die naturgemäß 
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auf mechanistischer Grundlage aufgebaut 
ist, gestreift. Als Grund für alle diese 
Eigenschaften gibt der Verfasser die Be- 
schäftigung mit der angewandten Mechanik 
an, die er als den Typus der Ingenieur- 
` wissenschaften bezeichnet. 

Ich kann mich im großen und ganzen 
den Ausführungen Schaefers wohl anschlie- 
Ben, möchte aber doch zur Erklärung der 
Charakterbesonderheiten des Ingenieurs 
noch weiter zurückgreifen und die ganze 
Denkweise desselben dafür verantwortlich 
machen. Nicht nur die Beschäftigung mit 
Mechanik dürfte das Ausschlaggebende secin, 
sondern ganz allgemein die Veran- 
lagung zum anschaulichen, kon- 
kreten Denken und die durch das tech- 
nische Studium und später durch die Praxis 
geförderte Uebung in solchem Denken. 
Nach meiner Ansicht scheint es zwei ganz 
verschiedene Arten des Denkens zu geben, 
das anschauliche und das begriffliche, die 
grundsätzlich sich gegenseitig ausschließen, 
wenn auch in den meisten Fällen cine 
Mischung beider vorhanden ist. Diese 
Mischung ist aber fast stets so, daß bei 
dem einen Menschen das anschauliche Den- 
ken bei weitem überwiegt, während bei 
dem anderen Menschen das begriffliche 
Denken die Hauptrolle spielt; dagegen gibt 
es verhältnismäßig nur wenige hochbegabte 
Naturen, die sich beider Denkweisen gleich 
gut zu bedienen vermögen. 

Das anschauliche, konkrete oder 
vorstellende Denken klammert sich 
immer an bestimmte Gegenstände, die als 
Vorstellungsbild vor dem geistigen Auge 
des Denkenden reproduziert werden. Es 
fußt auf der Wirklichkeit, d. h. auf den 
Gegenständen der von uns als äußere be- 
zeichneten Welt, indem.cs in uns ein Spie- 
gelbild dieser Gegenstände entstehen läßt, 
welches mehr oder weniger mit den wirk- 
lichen Dingen übereinstimmt. Mit diesem 
Spiegelbild hantieren wir beim anschauli- 
chen Denken, wir verändern es, lassen 
seine einzelnen Teile sich bewegen, stellen 
es in Beziehung zu dem Spiegelbild an- 
derer Gegenstände, kurzum wir operieren 
mit ihm in unserer Vorstellung, wie wir 
es mit den wirklichen greifbaren Dingen 
vor unserem leiblichen Auge machen, und 
das ist es, was wir als anschauliche Denk- 
operation bezeichnen können. 

Man sicht sofort die unbedingte 
Genauigkeit und Zuverlässigkeit 
dieser Methode, aber auch ihre 
Schwerfälligkeit und Umständ- 
lichkeit. Genau ist die Methode, weil 
wir den Gegenstand des Denkens keinen 
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Augenblick aus der Vorstellung verlieren 
und somit jederzeit imstande sind, eine 
Kontrolle auszuüben, wenn unser Denken 
den Boden der Wirklichkeit verlassen sollte; 
schwerfällig aber ist sie, weil wir in ein 
und demselben Augenblick stets nur eine 
einzige anschauliche Vorstellung haben 
können und nachcinander Vorstellungsbilder 
reproduzieren müssen, wenn wir sie mit- 


cinander vergleichen wollen. 


Ganz anders arbeitet die zweite Me- 
thode, das begriffliche, abstrakte 
Denken. Nach ikr wird jedes der in B2- 
tracht kommenden Objekte in seine Eigen- 
schaften zerlegt, und von allen Objekten 
werden diejenigen Eigenschaften entnom- 
men, die ihnen gemeinsam sind. Für diese 
gemcinsamen Eirenschaften wird eine For- 
mel, ein Symbol, nämlich der Begriff ge- 
setzt, und dieser Begriff, der nur ein 
Scheinobjekt ist und von den wirklichen 
Objekten nur noch ein verwaschenes Schat- 
tenbild darstellt, wird mit anderen Begriffen 
in Beziehung gesetzt. Es werden Urteile, 
Schlüsse und Schlußreihen aus solchen Be- 
griffen zusammengestellt, ohne daß man 
dabei auf die wirklichen Dinge zurück- 
greift, und an den Schluß dieser Denk- 
operationen wird erst wieder der Vergleich 
mit der Wirklichkeit gestellt. Dieses Ver- 
fahren ist natürlich im Gegensatz zum an- 
schaulichen Denken ein viel leichter zu 
handhabendes. Mit den Begriffen kann 
man sehr schnell operieren, denn sie kleben 
an keiner Vorstellung und sind im wesent- 
lichen nur Worte. Daraus folgt aber ohne 
weiteres auch die Unzuverlässigkeit 
solchen Denkens; der Begriff, das Wort, 
gestattet natürlich ohne weiteres von den 
wahren Dingen abzuschweifen und Godan- 
kengebilde aufzustellen, die in der realen 
Welt keinen Vergleichsgegenstand haben. 
Man kann sich bei solchem Denken, ohne 
es zu merken, in ein Labyrinth verirren, 
aus dem kein Ariadnefaden den Rückweg 
zur Wirklichkeit finden läßt. 

Kurz gesagt führt uns das an- 
schauliche Denkenlangsam, aber 
sicher, das begeriffliche schnell 
aber unzuverlässig. Daß diese ge- 
gensätzlichen Eigenschaften beider Denk- 
arten auch ihren Einfluß auf Le- 
bensführung und Charakter des 
Menschen, der sich ihrer vorzugsweise 
bedient, haben müssen, dürfte ohne wei- 
teres klar sein. 

Der Ingenieur, der hauptsächlich wäh- 
rend seines Studiums und in der Praxis 
anschaulich denkt und dieses anschauliche 
Denken durch praktische Arbeit in der 
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Werkstatt und im Laboratorium, durch 
Zeichnen, Geometrie, Physik, Mechanik und 
Kinematik zur höchsten Ausbildung bringt, 
wird daher alle die Eigenschaften besitzen, 
die Schaefer in seinem Aufsatz aufzählt: 
strengste Sachlichkeit, Abneigung gegen 
jede Phrase, Schlichtheit und Kürze des 
Ausdrucks, Redlichkeit, aber auch anderer- 
seits eine gewisse Unbeholfenheit und 
Steifigkeit in der Menschenbehandlung. 
Diese Eigenschaften haften auch bis zu 
einem gewissen Grade jedem Naturwissen- 
schaftler schlechthin, auch dem Ärzte an, 
während sie sich in das Gegenteil um- 
kehren bei denen, die veranlagt und ge- 
wohnt sind, meistens in Begriffen zu 
denken, also in erster Linie beim Juristen 
und seinem Zwillingesbruder, dem Theolo- 
gen, sowie beim Philologen, Geschichisfor- 
scher und Politiker. Die Weltfremdheit, die 
man viclfach jetzt diesen Trägern der sog. 
Geisteswissenschaften vorwirft, ist danach 
nur zu leicht erklärlich: Unsere heutige 
Welt, in welcher der Kulturmensch lebt, 
ist eine solche, die zum allergrößten Teile 
auf der Nutzbarmachung der Naturkräfte 
fußt, d. h. eine technische, und man kann 
sie nur kennen und verstehen, wenn 
man technisch, d. h. anschaulich zu denken 
imstande ist. 

Aus diesen Betrachtungen erklärt sich 
auch die mechanistischeGrundlage 
für eine philosophische Weltan- 
schauung des Ingenieurs, auf die Schae- 
fer am Schlusse seiner Betrachtungen hin- 
weist. Ist man gewohnt stets in kon- 
kreten Vorstellungen zu denken, so wird 
man auch für eine Weltanschauung alles 
ablehnen, was aus überlieferten Abstrak- 
tionen, Worten ohne Inhalt, Begriffen olıne 
Vorstellung, resultiert, und man wird das 
exakte Wissen der Naturwissenschaft, das 
uns bis zu einem gewissen Grade als ein 
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Berlin. Rektor und Senat haben dem früheren 
etatsmäßigen Professor für Hüttenkunde an der 
Berliner Technischen Hochschule, Dr. Julius 
Weeren, und dem o. Professor und Direktor 


des Chemischen Instituts an der Karlsruher 
Techn. Hochschule, Dr. Karl Engler, die 
Würde eines Tr.-Syng. h. c. verliehen. 


Die Zahl der Studierenden hat auch im lau- 
fenden Wintersemester gegenüber dem Vorjalıre 


unumstößliches, von persönlichen Ansichten 
und Meinungen unabhängiges geworden ist, 
auch da anzuwenden versuchen, wo es sich 
um die Erklärung des Weltgeschehens han- 
delt. Schaefer hat mit Recht darauf hin- 
gewiesen, daß damit der, übrigens in der 
Philosophie längst erledigte Materialismus 
nichts zu tun hat. 

Wir Ingenieure wollen aber aus diesen 
psychologischen Untersuchungen auch gleich 
noch eine Lehre für uns ziehen. Sind 
sowohl das anschauliche als das begriff- 
liche Denken je mit Vorteilen und mit 
Nachteilen behaftet, so liegt es nahe, durch 
eine Synthese beider die Nachteile zu be- 
seitigen und die Vorteile zu addieren. Und 
tatsächlich wird schon seit einer Reihe von 
Jahren dem Ingenieur empfohlen, neben 
seinem technischen Wissen und Denken sich 
auch wirtschaftliches und juristisches an- 


zueignen, um ihn redegewandter und 
brauchbarer zum richtigen Umgang mit 
seinen Mitmenschen zu machen. Konkretes 


und abstraktes Denken müssen in harmo- 
nischem Zusammenspiel nebeneinander her- 
gehen, um auf kürzestem Wege fehlerfreie 
Resultate zu erzielen. Daß andererseits 
auch der moderne Jurist bereits Versuche 
macht — mit welchem Erfolg sei hier da- 
hin gestellt —, seinerseits sich anschauli- 
ches Denken zunutze zu machen, kann uns 
nur als Ansporn dienen. 

Diese kurzen Ausführungen mögen für 
heute genügen. Sie werden teilweise er- 
gänzt durch das, was ich in meinem in 
Heft 20 der Verbandszeitschrift abgedruck- 
ten Aufsatz über ,„Verwandtschaftliches in 
der Denkweise des Ingenicurs und Arthur 
Schopenhauers“ gesagt habe. Ich möchte 
mir vorbehalten, den Unterschied zwischen 
technischem und juristischem Denken dem- 
nächst noch des genaueren auseinanderzu- 
setzen. 


cine kleine Abnahme zu verzeichnen: sie be- 
trägt 2102 (i. Vorjahre 2197). Dazu kommen 
als Hörer und in anderer Eigenschaft 726 (i. V. 
855) Personen, unter ihnen 35 Damen, während 
sich unter den immatrikulierten Studierenden 
8 Damen befinden. Insgesamt ergibt sich also 
eine Besucherzahl von 2828 (i. V. 3052) Per- 
sonen. 


Breslau. Die Zahl der Studierenden im lau- 
fenden Wintersemester, dem zweiten seit Er- 
öffnung der Hochschule, beläuft sich auf 124 
(i. V. 57, im verflossenen Sommersemester 73). 
Davon studieren: Maschinenbau und Elektro- 
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technik 54, Chemie und Hüttenkunde 62 und 
Allgemeine Wissenschaften 8. Der Staatsange- 
hörigkeit nach befinden sich darunter: 105 
Preußen (davon 53 aus der Provinz Schlesien); 
7 aus anderen deutschen Einzelstaaten und 
12 Ausländer. Einschließlich 101 Hörern be- 
trägt die Gesamtfrequenz 225. 


Darmstadt. Rektor und Senat haben dem 
Tipl.=\ng. Samuel Eyde in Kristiania, General- 
direktor der Norsk Hydroelcktrisk Kvaelstof- 
aktieselskab, wegen seiner hervorragenden Ver- 
dienste um die Nutzbarmachung des atmo- 
sphärischen Stickstoffs für die Zwecke der 
Chemie und Landwirtschaft die Würde cines 
Treing. h. c. verliehen. 

Die Frequenz der Hochschule im laufenden 
Wintersemester beträgt 1218 Studierende, einschl. 
6 Damen (i. V. 1288 einschl. 8 Damen), 81 Hörer 
(keine Damen) und 401 Gäste (darunter 194 Da- 
men), insgesamt also 1730 Personen. Die Ver- 
teilung der Studierenden auf die einzelnen Ab- 
teilungen ist wie folgt: Architektur 276, In- 
genicurwesen 245, Maschinenbau 349, Papier- 
fabrikation 55, Elektrotechnik 1858, Chemie 108 
und Allvoemeine Wissenschaften 27. Gegenüber 
dem Vorjahre ist die Zahl der Elektrotechniker 
und Chemiker gestiegen. 


Dresden. Die Hochschule wird im laufen- 
den Wintersemester besucht voa 1011 Studie- 
renden (einschl. 8 Damen), 124 Hörern (einschl. 
2 Damen) und 350 Hospitanten (einschl. 220 Da- 
men), insgesamt also von 14835 Personen. Von 
den Studierenden entfallen auf die Abteilung für: 
Hochbau 282, Ingenieurwesen 205, Mechanik 321, 
Chemie 214 und Allgemeine Wissenschaften 113. 
Mit Bezug auf die Staatsangehörigkeit stam- 
men aus: Sachsen 608, den übrigen deutschen 
Einzelstaaten 277, dem europäischen Ausland 212, 
Amerika 8. 


Hannover. Der in den Jahren 1858—05 an 
der Techn. Hochschule als etatsmäßiger Pro- 
fessor der Chemie wirkende Dr. phil. et Tr.-Ing. 
h. c. Karl Kraut ist 33 Jahre alt in Han- 
nover gestorben. 

Stuttgart. Als Nachfolger von Professor 
G. Faber auf dem Lehrstuhl für Mathematik 
wurde der etatsmäßige Professor des gleichen 


Fachs an der Techn. Hochschule in Aachen, 
Dr. Wilhelm Kutta, berufen. 
Dissertationen. 
Berlin. 
Kyrieleis, Wilhelm: Ueber Grund- 


wasserabsenkungy bei Fundierungsarbeiten. Ber- 
lin, J. Springer, 1911. 
Danzig. 

Lambertin, G.: 


Gleichstrom von der 


Doppeltarifzähler für 
Zentrale umzuschalten 


durch übergelagerten Wechselstrom von 500 
Perioden. Nürnberg, Tümmel, 1911. 
Dresden. | 

Freund, Richard: Zur Kenntnis der 
Chinazoline. Borna-Leipzig, Rob. Noske, 1911. 

Kempf, Günther: Strömungsverlauf und 
einige Energieverluste in der Schiffsschraube. 
Berlin, M. Krayn, 1911. 

Mühlhaus, Hans: Untersuchungen über 


das Billiter-Verfahren zur Gewinnung von Al- 
kali und Chlor. Borna-Leipzig, Rob. Noske, 1911. 
München. 
Kieninger, Max: 
des Isosafroldibromids 


Ucber Umwandlungen 
und Derivate desselben. 


München, Akad. Buchdr. v. F. Straub, 1911. 
l.aszlö, Alexander: Kondensation von 
Phtalizil mit Phenylmethylpyrazolon. München, 


1011. 

Minnich, Carl: Die Fortschritte der 
(ioldaufbereitung und ihre Beziehungen zur 
Lagerstättenlehre. Berlin, Univers.-Buchdr. von 
Gust. Schade, 1911. 

Priester, Karl: Bremische Wohnhäuser 
um 1890. Beiträge zur Baugeschichte der Stadt 
Bremen. Bremen, Franz Leuwer, 1912. 

Schimon, Otto: Beiträge zur Kenntnis 
rot gefärbter niederer Pilze. München, 1911. 
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Buchbesprechungen. 


Die Statistik in Deutschland nach ihrem h^t- 
tigen Stand. Georg von Mayr bei der Feier 
seines 70. Geburtstages als Ehrengabe darge- 
bracht von F. Zahn (in Verbindung mit vielen 


anderen). 2 Bde. P, XXVI, 824 u. IX, 1921 S. 
München und Berlin, J. Schweitzer (Arthur 
Sellier), 1911. geb. 45,— M. 


„Die Statistik nimmt heute auf weiten Ue- 
bieten des öffentlichen Lebens eine achtunggebie- 
tende, einflußreiche Stellung ein. Reich, Staat, 
Komniune, Allgemeinhci;, Privatwirtschait, 
Wissenschaft bedienen sich ihrer Hiif2 in aus- 
gedehntenm Maße. Die Statistik ist selbst zu 
einer Wissenschaft geworden. Für den öffent- 
lichen Haushalt, für die Aufgaben und Ziele 
unserer Staats- und Volkswirtschaft erscheint 
jetzt die regelmäßige statistische Feststellung 
der heimischen Verhältnisse, die Vergleichung 
der neueren Ergebnisse mit den älteren ebenso 
selbstverständlich wie für den Privathaushalt 
die fortgesetzt wiederkehrenden [aventuren und 
Bilanzen. Was sonst nur vereinzelt.s Vorkomm- 
nis oder verworrene Mutmaßung blicb, erhebt 
die Statistik durch gtantitative Bestimmung und 
Vergleichung zu sicheren Tatsachen und ver- 
lässiger Einsicht. — Indem die Statistik ge- 


> 
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wissenhaft Buch führt über die wirtschaftlichen 
und sozialen Verhältnisse, über die Handlungen 
und Maßnahmen des Staates, ist sie zum treuen 
Spiegel des eigenen Landes, zum wirtschaft- 
lichen und ethischen Gewissen des Staates, zur 
Quelle seines Selbstbewußtseins geworden. Sie 
vermittelt zu einem wesentlichen Teil jene ein- 
gehende Kenntnis des Landes, die Voraussetzung 
ist, um es gut zu regieren. Für diesen In- 
formationsdienst gewinnt die Statistik fortge- 
setzt an Wichtigkeit. 
so mehr, je massenhafter die Erscheinungen 
unseres Volks- und Wirtschaftslebens werden, 
je komplizierter sich seine ursächlichen Zu- 
sammenhänge gestalten, je größer das Staats- 
gebiet ist, das nach einheitlichen Grundsätzen 
geleitet werden soll, je vielseitiger die öffent- 
liche Verwaltung ausgebildet ist, je mehr sie 
sich durch kräftiges, schöpferisches Vorgehen 
betätigen will, je lebhafter das ganze öffent- 
liche Leben pulsiert. — An der Hand der von 
der Statistik in Zahl und Maß festgestellten er- 
schöpfenden Massenbeobachtungen wird jetzt in 
weitem Umfange sowohl die Erhaltungswürdig- 
keit des Bestehenden geprüft, als auch die Re- 
formbedürftigkeit und deren Richtung erkannt. 
Der objektive Charakter der Statistik, der, wie 
die Arithmetik und Geometrie, rein sachlich, 
parteilos, bloßer Liebhaberei, Tendenz oder lei- 
denschaftlicher Phantasie gänzlich abgekehrt ist, 

bietet da eine willkommene Handhabe, 
unter sorgfältiger Abwägung der verschiedenen, 
vielfach im Widerstreit befindlichen Interessen 
die entsprechenden Verwaltungsmaßnahmen zu 
treffen und durchzuführen. Denn eine solche 
Grundlage verleiht ähnliche Kraft und Sicher- 
heit des Handelns, die der gut buchhaltende 
Kaufmann vor jenem voraus hat, der statt dem 
Wegweiser der Zahlen dem seiner Laune folgt. 
— Die Regierung handelt im wohlverstandenen 
Gesamtinteresse, wenn sie neben zahlenmäßiger 
Feststellung des Zustandes des Staates und der 
in ihm wirkenden Einzelkräfte mehr als früher 
bemüht ist, das durch die Statistik bereitge- 
stellte Wissen — gleich sonstigen staatsbürger- 
lichen Kenntnissen — zu verbreiten und durch 
Belehrung über die tatsächlichen Verhältnisse 
des Verfassungsstaates die Massen dahin zu 
lenken, daß sie ihre Tätigkeit durch Gestaltung 
nach mehr realen und weniger doktrinären Ge- 
sichtspunkten direkt oder indirekt in den Dienst 
der Gesamtheit stellt. Denn mit dem Tempo 
der Erweiterung der Volksrechte muß die poli- 
tische Einsicht der Bevölkerung, die Ausbildung 
eines entsprechenden Verantwortlichkeitsgefühls, 
eines starken Nationalbewußtseins gleichen 
Schritt halten, es muß sich der Staat bei seinen 
wachsenden Kulturaufgaben nicht nur auf Ge- 
horsam, sondern mehr noch auf eigene Einsicht 
und Bereitwilligkeit .s:iner Bürger verlassen 


In der Gegenwart um 
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können. Für diese Zwecke ist die Statistik 
mit ihrem bedeutsamen Erkenntnis- und Beweis- 
material von hervorragendem Wert. — Abge- 
sehen davon ist die Verbreitung der auf die 
Statistik begründeten Kenntnisse erforderlich, 
schon damit die vom Staat angestrebte stati- 
stische Erfassung der Massen und ihrer Lebens- 
äußerungen im Einzelfall wirklich gelingt. Denn 
die Durchführung der Massenerhebungen hat zur 
Voraussetzung, zuverlässige, kerrcekte Mitarbeit 
der unteren Verwaltungsorgane, entsprechendes 
Verständnis bei den breiten Volksschichten, die 
als Zähler oder Gezählte bei solchen Er- 
hebungen mit in Anspruch genommen werden. 
— Indessen, nicht allein im Interesse des Staa- 
tes und der Allgemeinheit li:zgt die vom Staat 
(und anderen öffentlichen Verwaltungen) aufge- 
machte Statistik. Sie dient gleicherweise dem 
Interesse der Privatwirtschaft. — Durch Fest- 
stellung der Grundlagen und Richtungsiinien un- 
serer wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse 
in geeigneter Detailgliederung setzt die amtliche 
Statistik die private Initiative in Stand, vom 
festen Boden der zahlenmäßig belegten Tat- 
sachen aus die weiteren Schritte im landwirt- 
schaftlichen, gewerblichen und kaufmännischen 
Betriebe zu unternehmen. Je zuverlässiger, vol- 
ständiger und prompter die Statistik arbeitet, 
um so nutzbringender ist sie für die Privat- 
wirtschaft. — Nicht minder entspricht die Sta- 
tistik in weiten Umfange den Bedürfnissen der 
Wissenschaften. Wie sehr dieselben von ihr be- 
fruchtet werden, ergibt sich aus dem grund- 
legenden Charakter, den die Statistik für die 
Versicherungswissenschaft, aus dem unterstützen- 
den Charakter, den sie namentlich als die auf 
den Erkenntnisstoff der empirischen Sozial- 
wissenschaften angewandte naturwissenschaft- 
liche Methode samt ihren Ergebnissen für die 
Nationalökonomie, Finanzwissenschaft, Soziologie 
und Sozialpolitik, Rechtswissenschaft, Geo- 
graphie, Medizin etc. besitzt. — So ist denn 
die heutige Statistik von umfassender Bedeu- 
tung für Politik, Praxis und Wissenschaft.‘ 
Mit diesen und anderen einleitenden Aus- 
führungen begründet der Direktor des Bayer. 
Statistischen Landesamts in München, Dr. 
Friedrich Zahn, die Herausgabe des vorliegen- 
den monumentalen Werkes, das dem Mitbe- 
gründer der Reichsstatistik und um den Ent- 
wicklungsgang der Statistik, insbesondere der 
deutschen, hochverdienten Unterstaatssekretär 
a. D. Universitätsprofessor Dr. Georg v. Mayr 
(München) als Ehrengabe zu seinem 70. Ge- 
burtstage von 52 Berufskollegen aus der Reichs-, 
Landes-, Kommunal- und Privatstatistik darge- 
bracht worden ist. In 52 einzelnen, in sich 
abgeschlossenen Artikeln behandelt es alle Ein- 
zelgebicte der Statistik; im ersten Band die 
Geschichte, Bedeutung, Organisation und Tech- 
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nik der deutschen Statistik (Art. 1—6), die Be- 
völkerungsstatistik (Art. 7—19) und die Kultur- 
statistix (Art. 20—27), im zweiten Band in den 
Art. 25—52 die Wirtschafts- und Sozialstatistik. 
Ueberall wird gezeirt, welche Bedeutung jedem 
Zweige der Statistik zukommt, was auf dem 
betreffenden Gebiete heute Reich, Staat, Kom- 
mune, Privatwirtschaft und Wissenschaft leisten 


und in welcher Richtung Fortschritte erstre- ` 


benswert sind. Das Methodische der Statistik 
ist allenthalben in den Vordergrund gestellt. 
Die materi:llen Ergebnisse dir Staiistik (Zahlen, 
Tabellen etc.) sind grundsätzlich nur nebenbei 
berücksichtigt worden. Reichlishe Literatur- 
nachweise zu der Mehrzahl der Artikel geben 
die Fingerzeire für eindringenderes Studium. 
Das in seiner Art einzige Werk, ein Muster 
deutschen Fleißes und deutscher Gründiichkeit, 
wird auch für jeden Nichtfachmann, der 
sich über eine methodische oder sachliche Frage 
im Gesamtgebiete der deutschen Statistik unter- 
richten möchte, ein unentbehrliches Hilfsmittel 
sein. W. 


„Karl Schäfer als genialer Mensch“, von 
Friedrich Seeßelberg. Rede, gehalten zur 
Uebergabe der Büste des Meisters in der König- 
lich Technischen Hochschule zu Berlin anı 
10. Januar 1912. 8, 22 S. (Als Manuskript 
gedruckt. Ernst Wasmuth, A.-G., Berlin.) 

Wohl wenige Baumeister und Lehrer der 
Baukunst haben einen so harten und oft er- 


bitterten Kampf um ihre Ideale führen müssen, . 


als es Karl Schäfer beschieden war, und es be- 
weist das Kraftbewußtsein dieser genialen Per- 
sönlichkeit, daß Kampf ihr Leben, Ringen Freude 
war. Sein Name wurde namentlich bei den 
Debatten über die Möglichkeit einer Wieder- 
herstellung des Heidelberger Schlosses vielfach 
in der härtesten Weise zum Symbol kultur- 
feindlichen Denkens mißbraucht, eine Härte, die 
seinen Lebensnerv nicht unberührt gelassen hat. 

Die Gedächtnisrede Friedrich Seeßelbergs hat 
den von seinen Schülern allverehrten Meister aus 
dem gewohnten Bilde des irdischen Kampfes, wie 
wir ihn alle streiten sahen, herausgelöst, ihn 
erhoben in eine Welt der Liebe, der Versöhnung 
und der Dankbarkeit. Der Redner hat es feinsinnig 
verstanden, in einer längeren Einleitung die Ent- 
wicklung der Kunst unserer Zeit nach ihren 
kulturellen und materialistischen Strömungen zu 
klären und zu zeigen, wie Schäfer gerade in 
seinen der Wahrheit in der Baukunst huldi- 
genden Bauidealen, die sich ihm vorwiegend im 
Romanischen und Gotischen aus seiner ganzen 
persönlichen Entwicklung ergaben, mit den 
ersten Anstoß zu der modernen Kunstauffassung, 
der Wahrheit in Material und Konstruktion, ge- 
geben hat. Wie er weiter mit der natürlichen, 
in ihm liegenden Einfachheit eine Schar von 


Jüngern erzog, die er — abhold einer schwülsti- 
gen Zierkunst — im Entwerfen großzügiger 
Massenwirkung dem Monumentalen näher zu 
kommen suchte. 

Besonders erfreulich aber ist es, daß der 
Redner auf die große Bedeutung Schäfers auch 
nach der kulturellen Seite hinwies; wie der 
geniale Lehrer in ihm gerade auch in der 
Heranbildung des künstlerischen Charakters am 
einheimischen Gescnichtswerk die heimatliche 
Kunst und die Sehnsucht nach bodenständirer 
Gestaltungskunst, die in einem Uebermaß klassi- 
zistischer Kunstbildung fast erstickt waren, wie- 
der zu neuem blühenden Leben zu erwecken 
wußte. 

Dank der von so hohen Gesichtspunkten 
getragenen weihcevollen Rede Sceeßelbergs durften 
sich die zahlreichen Verehrer Schäfers erfreuen 
an der Tatsache, daß Schäfers Wesen in seinen 
edelsten Zügen bereits Gemeingut starker jün- 
gerer Künstlerpersönlichkeiten geworden ist und 
daß sein Gedächtnis unvergeänglich verbunden sein 
wird mit den großen Strömungen kultureller 
Art, welche sich praktisch als Denkmalpflege 
und Heimatschutz betätigen, wie in dem Auf- 
blühen einer in Wahrhaftiskeit und Monumen- 
talität begründeten neuen Richtung der vater- 
ländischen Baukunst. 

Adolf Zeller. 


: Bildungs- und Standesfragen. 


Der Deutsche Ausschuß für Technisches 
Schulwesen beschäftigte sich auf seiner 4. Ge- 
samtsitzung Ende Dezember 1911 in Berlin mit 
Fragen des niederen Schulwesens 
(Werkschulen, Fortbildungsschulen, 
Meisterkurse usw.). Das reiche, gedruckt 
vorliegende Material wurde dabei ergänzt durch 
Berichte über die von der Industrie geschaffenen 
Werkschulen, über die an Fortbildungsschulen 
zu stellenden Anforderungen, über die Ausbil- 


dung von Lehrkräften für diese Schulen sowie * 


über die Heranbildung von Meistern. In der 
von etwa 100 Personen besuchten Sitzung waren 
alle beteiligten Kreise, auch verschiedene Meister 
aus der Industrie und zahlreiche Vertreter der 
interessierten einzelstaatlichen Behörden an- 
wesend. Das Ergebnis der Beratungen, die über 
die wesentlichsten Gesichtspunkte der behandel- 
ten Fragen volle Einigkeit der Versammelten 
ergaben, wird der Oeffentlichkeit in den vom 
Ausschuß herausgegebenen Schriften unterbreitet 
werden. 

Die vorausgegangenen drei Gesamtsitzungen 
des Ausschusses hatten sich mit den tech- 
nischenMittelschulenfür die mecha- 
nische Industrie (Maschinenbau, Elektro- 
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technik, Schiffbau, Holzbearbeitung und ver- 
wandte Betriebe) beschäftigt. Die dabei von 
dem Ausschuß auf Grund eingehender Vor- 


studien für ganz Deutschland aufgestellten Ge- 
sichtspunkte für die Ausgestaltung jener Schulen 
haben allgemeine Anerkennung gefunden, so daß 
sie heute in allen beteiligten Kreisen als durch- 
aus maßgebend gelten. 


Praktische Ausbildung von Verwaltungs-Inge- 
nieuren in Bayern. Den Bestrebungen, Diplom- 
Ingenieuren, die bereits auf der Hochschule rechts- 
und staatswissenschaftlichen Studien obgelegen haben, 
Gelegenheit zur praktischen Ausbildung im kommu- 
nalen Verwaltungsdienst zu geben, hat nunmehr auch 
das bayrische Ministerium des Innern zugestimmt und 
gestattet, daß solche Diplom-Ingenieure bei den un- 
mittelbaren Magistraten zur Einführung in die Ver- 
waltungsgeschäfte zwecks Ausbildung als Verwaltungs- 
Ingenieure zugelassen werden können. 


Zu unserer Mitteilung über die neue Aka- 
demie für kommunale Verwaltung in Düssel- 
dorf!) können wir nachtragen, daß die Zahl 
der eingeschriebenen Hörer des ersten Semesters 
185 beträgt und daß die neben den fortlaufen- 
den Vorlesungen stattfindenden Einzelvorträge 
300, bei einem Vortrage sogar 800 Hörer auf- 
wiesen, ein Erfolg, der für das Vorhandensein 
eines seitens der neuen Bildungsstätte zu befrie- 
digenden Bedürfnisses beredtes Zeugnis ablegt. 


: Aus der Industrie. 


Amerikanische Konkurrenzmanöver. Für die 
Mittel, zu denen Angestellte industrieller Unterneh- 
mungen durch Bestechung verleitet werden können, 
liefert ein Prozeß, der kürzlich nach sechsjähriger 
Verhandlung durch reichsgerichtliche Entscheidung 
beendet worden ist, ein charakteristisches Beispiel. 

Im Jahre 1905 hatte der Generaldirektor der Inter- 
nationalen Preßluft- und Elektrizitäts-Ge- 
sellschaft zu Berlin, welche amerikanische 
Preßluftwerkzeuge in Deutschland vertreibt, den Werk- 
meister einer größeren deutschen Werft aufgefordert, 
gegen Versprechung eines Entgelts von Mk. 50 dafür 
zu sorgen, daß die ihm unterstellten Arbeiter niclıt 
mit den deutschen Preßluftwerkzeugen der Po- 
korny & Wittekind Maschinenbau A.-G. arbeiten 
wollten. Der Meister sollte zu diesem Zwecke in 
den Mechanismus dieser Präzisionswerkzeuge, die s. 
Zt. noch einen durchschnittlichen Stückwert von et- 
wa Mark 300 bis Mark 400 repräsentierten, Feilspäne 
hineinbringen, um hierdurch die Werkzeuge unbrauch- 
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bar zu machen. Gegen diese verwerflichen Konkur- 
renz-Manöver der amerikanischen Gesellschaft richtete 
sich damals ein öffentlicher Protest einer Reihe nam- 
hafter deutscher Firmen. Die amerikanische Gesell- 
schaft bestritt den ihr gemachten Vorwurf und reichte 
zu ihrer vorläufigen Rehabilitierung eine Klage gegen 
die Firmen ein, die diesen Protest unterzeichnet hatten. 
Nachdem es der amerikanischen Gesellschaft durch 
Verschleppung des Prozesses gelungen ist, sechs Jahre 
lang ihrer Kundschaft einen für sie günstigen Ausgang 
der Klage vorzuspiegeln, ist nunmehr vor wenigen 
Wochen durch das Reichsgericht als letzter Instanz 
festgestellt worden, daß sich die Internationale 
Preßluft- und Elektrizitäts-Gesellschaft tat- 
sächlich des erwähnten unlauteren Mittels 
bediente, um die in Betracht kommenden 
deutschen Fabrikate vom deutschen Markte 
zu verdrängen. Es mußte daraufhin die Abweisung 
der von der Internationalen Preßluft- und Elektrizi- 
täts-Gesellschaft eingereichten Klage erfolgen. 

Angesichts derartiger unlauterer Konkurrenz- 
Manöver ist es eine betrübende Tatsache, daß es im 
vorliegenden Falle sechs Jahre bis zur Erreichung 
eines endgültigen Urteils gedauert hat. Es darf daher 
nicht Wunder nehmen, wenn infolge derartiger Ver- 
zögerungen die Furcht vor den Strafbestinnmungen 
des neuen Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
bei den Firmen, deren Geschäftspraktiken dieses Ge- 
setz treffen soll, wesentlich herabgemindert wird. 

Das vom Hansabund veranstaltete Werk 
über die Öffentlich-rechtlichen Be- 
lastungenvon Gewerbe, Handel und 
Industrie enthält u. a. auch Tabellen über 
die Belastung der Elektrizitätsindustrie, deren 
Ergebnis folgendes Bild ergibt: 


u 4 E ` E 
| Freiwillige 
Belastung | Wohlfahris- 
Bezahlte jin %o der| leistungen 
Dividende] bezahlten | in ®/, der 
— bezahlten 


‚ Eingezahltes 
Jahr | Nominal- 

‚Aktienkapital 
|i 
'l 


Dividende 


Mk. E N S E 
1900, 64300000 | 3,764 . 13,5 er 
1901 | 119 890 000 5,996 28 | 83 
1902. 120890000 ı 5,062 290 ; $0 
1903, 120890C00 6,164 20,8 | 6,0 
1904 . 120 890 000 8319 18,47 7,0 
1905 ı 144315000 | 12,604 144 | 72 
1906 , 144 350000 | 13,953 | 163 6,7 
1907 , 144 350 000 | 13,948 | 19,03 7,8 
1908, 153 850 000 , 13,353 | 25,4 10,2 
1909 154850000 , 13,093 | 30,41 8,9 

Danach wäre also die öÖffentlich-rechtliche 


Last der Elektrizitätsindustrie in der Zeit von 
1900-1909 von 135 auf 30,41%, die freiwilli- 
gen Wohlfahrtsleistungen im gleichen Zeitraum 
von 2,2 auf 8,9% der bezalılten Dividende ge- 
stiegen, was indessen nicht hinderte, daß diese 
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gleichzeitig sich von 5,8 auf 8,490 des Nominal- 
Aktienkapitals erhöhte. 


Sozialpolitik. 


Die staatliche Gewerbeaufsicht in Europa.!) 
Bis zur Berliner Internationalen Arbei:erschutz- 
konferenz im Jahre 1890 besıßen im ganzen 
12 europäische Staaten eigene staatliche Auf- 
sichtsbehörden für die Durchführung des Ar- 
beiterschutzes. Seitdem hat die Einführung der- 
artiger Behörden weitere Fortschritte gemacht, 
so daß gegenwärtig 22 europäische Länder über 
eine staatliche Gewerbeaufsicht verfügen. Nach 
dem Jahre der Einführung gruppieren sie sich 
folgendermaßen: 


l. 1833 Großbritannien | 13. 1892 Norwegen 


2. 1873 Dänemark 14. 1893 Portugal 
3. 1874 Frankreich 15. 1893 Ungarn 

4. 1877 Schweiz 16. 1902 Luxemburg 
5. 1878 Deutsches Reich 17. 1905 Bulgarien 
6 1882 Rußland | 18. 1906 Italien 

7. 1883 Oesterreich 19. 1906 Rumänien 
8. 1886 Liechtenstein ' 20. 1907 Spanien 


| 
9. 1889 Belgien | 21. 1907 Bosnien und 
10. 1889 Niederlande | Herzegowina 
11. 1889 Finnland 22. 1910 Serbien. 
12. 1859 Schweden | 


In einigen Schweizer Kantonen bestanden 
schon vor 1877 gewerbliche Aufsichtsbehörden 
(Zürich 1859, Aargau 1862, Glarus 1864, Basel- 
Stadt 1871), und ebenso hatten innerhalb des 
Deutschen Reichs Preußen 1853 und Sachsen 
1872 die staatliche Gewerbeaufsicht eingeführt. 

Ganz ohne einen solchen Aufsichtsdienst 
sind gegenwärtig in Europa nur noch die Türkei, 
Griechenland, Montenegro, Monaco und San 
Marino. Der Gedanke, die für Leben und Ge- 
sundheit der ‚arbeitenden Klassen“ als not- 
wendig erkannten Schutzmaßregeln hinsichtlich 
ihrer praktischen Verwirklichung unter die fort- 
laufende Kontrolle staatlicher Behörden zu 
stellen, hat also bereits weite Verbreitung ge- 
funden, wenn auch naturgemäß das Maß der 
Durchführung und die dafür vorhandenen Ga- 
rantien in den verschiedenen genannten Staaten 
eine sehr verschiedene Bewertung erfahren 
müssen. Die vorliegende Arbeit des Bureaus der 
Internationalen Vereinigung für gesetzlichen Ar- 
beiterschutz (Sitz Basel), die den ersten Versuch 
einer vergleichenden Uebersicht über die Einrich- 
tung und Wirksamkeit der Gewerbeaufsicht in 


1) Die Gewerbeaufsicht in Europa. Der Internationalen Ver- 
einigung für gesetzlichen Arbeiterschutz vorgelegt von ihrem 
Bureau. Jena, G. Fischer, 1911. (Eine gedrängte Uebersicht der 
Ergebnisse im „Reichs-Arbeitsblatt“, Sept. 1911. S. 675 ff.) 


den europäischen Industriestaaten macht, weist 
denn auch noch eine Anzahl von Lücken auf, 
die zum Teil in der Verschiedenartigkeit der Be- 
richterstattung der einzelnen Länder begründet 
ist. Nicht überall konnte die Zahl der der 
Aufsicht unterworfenen Betriebe und Arbeiter 
angegeben werden; ebenso sind die Angaben 
über die tatsächlich revidierten Betriebe und 
Arbeiter unvollständig. Die Vergleichbarkeit der 
Ziffern für die einzelnen Länder ist daher jeden- 
falls eine begrenzte, und weitergehende Schlüsse 
aus der zahlenmäßigen Gegenüberstellung er- 
scheinen mit Rücksicht auf die Verschieden- 
artigkeit des wirtschaftlichen Aufbaues, der Be- 
völkerungsdichte, der räumlichen Verteilung der 
Industrie der in Frage kommenden Länder un- 
zulässig. 

Hinsichtlich des verhältnismäßieen Anteils 
der industriell Erwerbstätigen an 
der Gesamtbevölkerung stehen voran 
Luxemburg (40—50%), Großbri:ann:en (45,8%), 
Schweiz (44,9 9%), Deutschland (41,9 90) und Bel- 
gien (41,6 %); in weitem Abstand folgen Frank- 
reich (35,5 %) und die Niederlande (33,7%). 
Berechnet man die auf je 1 qkm ent- 
fallende Zahl der in Industrie und 
Bergbau Erwerbstätigen, so ergibt 
sich ein ganz anderes Bild: weitaus an der 
Spitze steht Belgien (46,57); ihm folgen in wei- 
tem Abstand Großbritannien (26,79), Deutsch- 
land (20,82), die Niederlande (19,67) und die 
Schweiz (16,92). Der durchschnittliche 
Umfang der Aufsichtsbezirke ist am 
kleinsten in Dänemark (2024 qkm), Deutsch- 
land (2371,8 qkm), Luxemburg (2585,4 qkm), 
Belgien (2945,3 qkm), Niederlande (3575,4 qkm) 
und Frankreich (4257,7 qkm). Alle anderen Staa- 
ten haben erheblich größere Durchschnitte, 
z. B. Großbritannien (6010,1 qkm), Oesterreich 
(7894,9 qkm) und Ungarn (7923,2 qkm). 

Hinsichtlich der Zahl der Aufsichts- 
beamten steht Deutschland mit 543 Ge- 
werbeaufsichts- und 111 Bergrevierbeamten an 
der Spitze. Es folgen Rußland (268 u. 106), 
Großbritannien (200 u. 42), Frankreich (139 und 
170), Oesterreich (107 u. 72). Weibliche Ge- 
werbeaufsichtsbeamte hat Deutschland 29, Frank- 
reich 18, Großbritannien 18, Holland 7 und 
Oesterreich 5. 

Die Zahl der Revisionen (ausschl. 
der Bergwerke) im Jahre 1909 betrug in Groß- 
britannien 424 737 (die Zahl ist etwas zu hoch, 
da sie auch die amtlichen persönlichen Erkundi- 
gungen in nichtgeschützten Betrieben enthält), 
Deutschland 205 953, Frankreich 200 623, Ocster- 
reich 27500 und Rußland 24779. Einen Ver- 
gleichswert haben diese Zahlen jedoch wegen 
der Verschiedenheiten bezüglich Zahl und Um- 
fang der revisionspflichtigen Betriebe, Auf- 
gabenkreis der Behörden und Gründlichkeit der 
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Unt:rsuchung nicht. Ebensowenig ein Vergleich 
zwischen den Revisionen und den revisionspfiich- 
tigen Betrieben, für die folgende Verhältnis- 
zahlen angeführt werden: Deutschland 77,9%, 
Oesterreich 63,5%, Dänemark 15000, Frankreich 
3700, Großbritannien 191%, Norwegen 1300/0, 
Niederlande 320%, Rußland 168%, Schweiz 113%o. 

Die Zahl der auf einen Beamten 
durchschnittlich entfallenden Re- 
visionen beträgt für Rußland 92,5, Ungarn 
190,5, Luxemburg 212,5, Schweden 255, Nor- 
wegen, Spanien, B:lgien, Oesterreich und Nieder- 
lande zwischen 300 und 400, Deutschland 505,7, 
Dänemark 663,8, Schweiz 935,1, Frankreich 
1443,3 und Großbritannien 2123,7. In diesen 
Zahlen kommt der ungleiche Umfang der Auf- 
sichtspflicht sowie die verschiedene Gründlich- 
keit deutlich zum Ausdruck. 

Hinsichtlich ds Aufgabenkreises der 
Gewerbeaufsicht lassen sich die unter- 
suchten Länder in 4 Gruppen eintei'en: 

Die Gewerbeaufsicht erstreckt sich 

1. auf alle gewerblichen Betriebe mit Aus- 
nahme der reinen Familienbetriebe (Deutsch- 
land, Oesterreich, Finnland, Frankreich, 
Großbritannien, Liechtenstein, Bosnien un! 
Herzegowina, Luxemburg, Rumänien und 
Niederlande) ; 

2. auf motorische Betriebe sowie auf andere, 
die mehr als eine bestimmte Zahl von 
Arbeitern beschäftigen (Belgie.ı, Dinemark, 
Italien, Norwegen, Schweiz, Schw.den, Un- 
garn und Serbien); 

3. auf gewerbliche B.tri:be, die Kinder oder 
Frauen beschäftigen (Spanien, Portugal und 
Bulgarien); 

4. nur auf maschinell oder motorisch betrie- 
bene Gewerbebetriebe (Rußland). 


Innerhalb dieser Gruppen, die nur die ganz 
allgemeinen Grenzlinien des Umfanges der Ge- 
werbeaufsicht andeuten, finden sich mannigfache 
Verschiedenheiten hinsichtlich der Aufsichtsbe- 
fugnisse.. Während z. B. in Deutschland der 
Schutz gegen Gefahren für Leben, Gesundheit, 
Anstand und Sittlichkeit, die Aufsicht über die 
Sonntagsruhe, die Arbeitsordnungen, das Truck- 
verbot, die Dauer der Beschäftigung von Ar- 
beiterinnen und Jugendlichen usw. den Gewerbe- 
aufsichtsbeamten übertragen ist, gehört in 
Frankreich nur die Aufsicht über Sicherheit und 
Gesundheit der Arbeiter zu den Obliegenheiten 
der staatlichen Ueberwachung, während England 
über den Umfang der deutschen Aufsichtspflicht 
hinausgeht, insofern auch die Wohnräume der 
Arbeiter der Aufsicht unterliegen. 

Noch mehr verwischt werden die Grenzen 
der staatlichen Aufsicht in den einzelnen Län- 
dern durch die mehr oder weniger zahlreichen 
Ausnahmebestimmungen, die für gewisse Ge- 
werbe oder Arbeiterklassen vorgesehen sind. 


Die Heimarbeit (nicht reine Familien- 
betriebe) unterliegt der Aufsicht in vollem Maße 
nur in Deutschland, England, Dänemark, Luxem- 
burg und den Niederlanden, in Frankreich und 
Belgien nur, soweit es sich um gefährliche Be- 
triebe handelt. In England werden auch 
reine Familienbetriebe, sofern sie Maschinen 
verwenden und gesundheitsschädlich sind, in die 
Aufsicht einbezogen. 


Der Bericht gibt schließlich noch eine Ueber- 
sicht über die Organisation der Gewerbeauf- 
sicht, die Befugnisse der Aufsichtsbeamten, die 
Mitwirkung von anderen Staats- oder Lokal- 
behörden, die Haftung für Uebertretung:n der 
Arbeiterschutzgesetze, die Strafverfolgung und 
die Art der Bestrafung, die Regelung der An- 
zeigepflicht bei Unfällen und gewerblichen Er- 
krankungen, die Beteiligung von Acrzten an 
der Gewerbeaufsicht (nur England, Baden, Bel- 
gien und Rumänien kennen sie in der Weise, 
daß Aerzte mit besonderem Aufgabenkreis der 
Gewerbeinspektion angegliedert sind; in Preu- 
Ben, Baiern, Sachsen, Ocsterreich, Dänemark und 
Finnland werden Aerzte nur als Mitarbeiter 
oder Berater zu gutachtlicher Aeußerung her- 
angezogen), endlich über die Mitwirkung von 
Arbeitern und Arbeiterverbänden bei der Ge- 
werbeaufsicht. 


Im Reichsarbeitsblatt wird mit Recht darauf 
hingewiesen, daß die Darstellung des Berichts 
hinsichtlich der deutschen Verhältnisse insofern 
ein unvollständiges Bild gibt, als dabei nur die 
staatliche Gewerbeaufsicht, nicht abır die 
Tätigkeit der Berufsgenossenschaften, die fast 
alle zum Zweck der Unfallverhütung eine Ueber- 
wachung der ihnen angehörigen Betriebe durch 
besondere technische Aufsichtsbeamte ausüben, 
Berücksichtigung gefunden hat.?) Von den 66 
deutschen gewerblichen Berufsgenossenschaften 
hatten 1909 nur 3 keine Aufsichtsbeamten. Unter 


den übrigen hatten allein die Baugewerks- 
Berufsgenossenschaften und die Tiefbau - Ge- 
nossenschaft 111 Aufsichtsbeamte, die 138919 


172326 einzelnen Betrieben mit 
1198997 Arbeitern vornahmen. Der Rest der 
Berufsgenossenschaften beschäftigte 226 Auf- 
sichtsbeamte; die Zahl der in ihnen zusammen- 
geschlossenen Betricbe betrug 538867 mit 
6 300 363 Arbeitern, die der revidierten Betriebe 
87157 mit 2051 985 Arbeitern und di: der Be- 
triebsbesichtigungen 96 369. Nimmt man diese 
Zahlen zu denen der staatlichen Gewerbeauf- 
sicht hinzu, so ergibt sich fraglos für die 
deutschen Arbeiterschutzverhältnisse noch cın 
wesentlich günstigeres Bild. 


Revisionen in 


2) Vgl. hierüber das Referat über den Vortrag von Prof. Drs 
Sng. Schlesinger, Die Richtlinien der modernen Unfallverhütung, 
in Heft 4 dieses Jahrgangs unserer Zeitschrift, S. 111j13 u. ebenso 
„Reichs-Arbeitsblatt“ 1909, S. 109, 185 u. 366. 


68 Verschiedenes — Verbandsnachrichten 


Poo AD EREEES HER 
| Verschiedenes. | 
a — — 


Nach der Veröffentlichung des Preußischen 
Statistischen Landesamts zeigt die Dampfkraft 
in Preußen am 1. April 1911 gegenüber dem 
Stande des Vorjahres wieder eine starke Zu- 
nahme. Es stieg die Zahl der Dampf- 
maschinen von 66725 auf 74519 und die 
der von ihnen geleisteten PS von 68068 244 auf 
7185 870. Dazu kamen 1911 noch 577 
Dampfturbinen mit 787612 PS, so daß 
sich eine Gesamtleistung von 7973482 PS 
ergibt. Hins chtiich der Inbet:i:bsetzung heute 
laufender Dampfmaschinen und Dampfturbinen 
steht immer noch das Jahr 1907 mit Maschinen 
im Gesamtleistungsbetrage von 518319 PS weit- 
aus an der Spitze. 1908 betrug die Zahl der 
in Betrieb genommenen PS nur 380812, sie 
stieg 1909 auf 415768 und sank 1910 wieder 
auf 308554 PS. Ob zu diesem Rückgang in 
erster Linie die wirtschaftliche Depression oder 
eine stärkere Verwendung von Großgasma- 
schinen beigetragen hat, läßt sich zurzeit nicht 
einwandfrei feststellen; beachtenswert ist es 
immerhin, daß die Kolbendampfmaschinen auch 
heute noch keineswegs auf dem Aussterbeetat 
stehen, sondern immer weiter in stattlichen 
Mengen und Leistungsgrößen neu gebaut wer- 
den. Wie schon im Vorjahre (Heft 11, S. 335) 
erwähnt wurde, stammt die älteste, heute noch 
im Betrieb befindliche Dampfmaschine, eine 
Wasserhaltungsmaschine, aus dem Jahre 1793; 
vier weitere Maschinen gehören der Zeit von 
1821—1830, 15 derjenigen von 1831—1840, 189 
derjenigen von 1841—1850 und 1205 endlich der- 
jenigen von 1851—1860 an. 

Die vor und bei ihrer Einführung vielum- 
strittene Bibliotheksgebühr an der Berliner 
Königl. Bibliothek, die man gelegentlich 
wohl auch als „Bildungszoll“ bezeichnet hat 
(2,50 M. pro Halbjahr), hat beim Jahresab- 
schluß eine Mehreinnahme von 35705 M. ge- 
bracht. Die Zahl der ausgestellten Leihkarten 
ist gegen das Vorjahr um 4610 zurückgegangen, 
die der gebührenfreien Lesekarten dagegen um 
3403 gestiegen. 

Leipzig wird demnächst ein Medizinisch-histo- 
risches Museum erhalten. Den Grundstock hier- 
zu wird die Abteilung für Geschichte der Hy- 
giene von der Dresdener Internationalen Hy- 
giene-Ausstellung bilden, die von dem Leipziger 
Historiker der Medizin, Professor Sudhoff, 
bearbeitet und zusammengestellt worden ist. 


Die schwedische Akademie der Wissenschaf- 
ten in Stockholm hat den diesjährigen Nobel- 
preis für Physik dem Professor Wilhelm 


Wien (Würzburg) und den für Chemie 
Frau Curie (Paris) zuerkannt. Die Preise 
betragen je 194330 Francs. 


Auf der im Laufe dieses Jahres stattfindenden 
Städteausstellung in Düsseldorf sollen auch die 
Heimatschutzbestrebungen, soweit 
sıe die Erhaltung künstlerisch und historisch 
wertvoller Stadt- und Straßenbilder zum Ziele 
haben, eingehende Berücksichtigung finden. Es 
soll damit der erste größere Versuch einer 
„Heimatschutzausstellung“ gemacht und durch 
sie gezeigt werden, daß es sich bei diesen 
Bestrebungen nicht um Liebhabereien von Kunst- 
historikern und romantischen Schwärmern, son- 
dern um ernste und wichtige, unsere Gegen- 
wartskultur und die neuen architektonischen, 
städtebaulichen Probleme aufs engste berüh- 
rende Dinge handelt. Die Ausstellung soll den 
noch vorhandenen Besitz an alten Stadt- und 
Straßenbildern in Abbildungen, Stadtplänen und 
Modellen systematisch geordnet vorführen und 
gute lehrreiche Beispiele für die Anwendung 
des Gesetzes vom 15. Juni 1907 gegen die 
Verunstaltung wertvoller Stadt- und Straßen- 
bilder geben. Vom Rheinischen Verein für 
Denkmalspflege und der Westfälischen Kom- 
mission für Heimatschutz sind bereits nam- 
hafte Beiträge für die Errichtung der Aus- 
stellung zur Verfügung gestellt worden. Be- 
kannte Gelehrte werden auf ausgedehnten 
Reisen durch die in Frage kommenden Landes- 


teile, namentlich Rheinland und Westfalen, das 


Ausstellungsmaterial beschaffen. 
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Vorstandsbericht. 


In die Liste der Mitglieder wurden auf- 
genommen die Herren Dipl.-Xng.: 


La Baume, Heinrich, Charlottenburg, Eng- 
lischestr. 27 H. 

Berchtold, Hans, Ing. d. Kaiserl. Eisenbahn- 
bauabteilung, Mülhausen i. Els., Weidenbaum- 
straße 351. 

Bloch, Heinrich, Reg.-Bauf. a. d. örtl. Baul. 
bei dem Bau der Schleusengruppe IV, Gelsen- 


kirchen-Kanalbauamt Altenessen, Gelsenkirchen, 


Schalker Markt 10. 
Böcking, Ferdinand, Fabrikant, 
Schulstr. 38. | 
Brenske, Konrad, Ing. bei den Berl. städt. 
Gaswerken, Berlin N. 39, Sellerstr. 32 1. 
Buntzel,Fritz, Wasserwerks-Ingenieur, Halber- 
stadt, Gröperstr. 40. 
Dahlmann, Wilhelm, Kiel, Beseler Allee 53. 
Drescher, Walter, Schiffbau-Ingenieur bei 
Blohm & Voß, Hamburg, Uferstr. 17. 


Mainz, 
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Eitle, Emil, Oberingenieur, Vorstand der Gas- 
motorenfabrik Deutz, Zweigniederlassung Dan- 
zig, Danzig-Langfuhr, Ferberweg 3. 

Emmerling, Kurt, Architekt beim Kgl. Eisen- 
bahnbauamt, Stuttgart, Gänsheidestr. 56. 


Groedel, Ernst Emil, Darmstadt, Gutenberg- 
straße 17 Il. 


Gugenheim, Otto, Düsseldorf, Kirchfeld- 
straße 116 III. 
Hagemann, Ernst, Patentanwalt, Elberfeld, 


Herzogstr. 38. 

Hainz, Leo, Assistent für Wasserbau a. d. 
Techn. Hochschule Darmstadt, Darmstadt, 
Mollerstr. 33. 

Heddaeus, Ernst, Oberingenieur der Rhein. 
Schuckert-Ges., Mannheim, Stockstadt a. Rh. 
Helfrich, Otto, Regierungsbauführer des 
Wasser- und Straßenbaufaches, Spandau, Char- 
lottenstr. 28. 

Holl, Fritz, 
schinenbau - Gesellschaft Mülhausen i. 
Düsseldorf, Fischerstr. 83 11. 

Hollenhorst, Josef, Ing. b. d. Hochbau- 
verwaltung der Prov. Westfalen, Münster i. W., 
Coerdestr. 55 1. 

Janssen, Johannes, Düsseldorf, Karlstr. 134. 

Kobert, Ernst, stud. jur., Charlottenburg, 
Kuno-Fischer-Straße 14. 

Kornbusch, Werner, Abnahme-Beamter der 
Fa. J. L. Kruft (Inh. R. Wilms, Essen), Essen- 
Ruhr, Kaiserstr. 62 I. 

Kraft, Wilhelm, Technischer Hilfsarbeiter im 
Reichsmarineamt, Pankow, Schloßstr. 7. 


Vertreter der Elsässischen Ma- 
Els., 


Krug, Walter, Regierungsbauführer, Char- 
lottenburg, Leibnizstr. 28 II. 
Krüger, Walter, ®Dr.-3ng, Charlottenburg, 


Herderstr. 15. 
Lange, Otto, Charlottenburg, Berlinerstr. 164. 
Lindner, Christian, technischer Aufsichts- 
beamter, Dresden, Uhlandstr. 4 H. 
Ludwig, Bernhard, Betriebsingenieur, 
chen, Dachauerstr. 148. 
Manasse, Lothar, Ingenieur bei der AEG, 
Berlin NW., Luisenstr. 21 bei Schartau. 
Mermagen, Karl, Cöln-Kalk, Hauptstr. 891. 


Mün- 


Merkle, Erich, Schiffbauingenieur, Stettin, 
Logengarten 16. 
Meyer, Albert, städt. Ingenieur, München, 


Burgstr. 6 III. 

Müller, Hermann, städt. Ingenieur, München, 
Dachauerstr. 148. 

Müller, Paul, Betriebsassistent b. Georgs- 
Marien - Hütten - Verein Osnabrück, Möser- 
straße 39 part. 

Münster, C., Amtsbaumeister, Bochum, Wit- 
tenerstr. 36. 

Neumann, Richard, Chemnitz i. Sa., West- 
straße 52. 

Nolden, Wilhelm, Straßenbahn-Direktor, Duis- 
burg-Meiderich, Gartstrauchstr. 56. 


Pronnet, Friedrich, Ingenieur im städt. Gas- 
werk München - Moosach, München, Frunds- 
bergstr. 62 Hll. 

Rehder, Max, 
allee 43. 

Schaefer, Paul, staatl. geprüft. Bauführer, 
Oberingenieur der Kostheimer Cellulose- und 
Papierfabrik A.-G., Kostheim b. Mainz, Haupt- 
straße 81 part. 

Schiffer, Hermann Josef, Konstrukteur bei 
der Gelsenkirchener Bergwerks-A.-G., Abt. 
Aachener Hüttenverein, Aachen, Stefanstr. 10. 

Schmid, Friedr., Höfen a. Enz, Württemberg. 

Schmoll genannt Eisenwerth, Gustav, Archi- 
tekt im städt. Zentralhochbauamt, Königs- 
berg i. Pr., Friedrichstr. 15. 

Schützel, Walter, Dresden 8, Baumstr. 6. 

Schwager, Ottmar, Regierungsbaumeister am 
Stadtbauamt München, München, Drächsl- 
straße 1-2 1. 

Ziegler, Friedrich, techn. Hilfsarbeiter bei 
der Kaiserl. Werft Kiel, Kiel, Fährstr. 27. 

Zivi, Marcel, Eisenbahndirektor, Münster i. W., 
Münzstr. 49 II. 


Hamburg 6, Schäferkamps- 


In die Liste der Förderer wurden auf- 
genommen die Herren: 


Scheuer, Karl Friedrich, Hamburg, Back- 
hof I. 

Clesle, Carl, Schiffbauingenieur bei der Fa. 
Blohm & Voß, Hamburg, Bornstr. 34 II. 
Guthermuth, Geheimer Baurat, Professor 
a. d. Techn. Hochschule Darmstadt, Darm- 

stadt, Technische Hochschule. 
Brodsky, Alexander, Dipl.-\ng., Berlin W. 15, 
Fasanenstr. 32, Pension Ratzkowsky. 
Hambloch, Anton, Grubendircktor, Dr.-Ing. 
h. c., Andernach a. Rh. 


Aenderungen im Mitgliederverzeichnis. 


Dipl.»Yng. Muttray, Fr., Torgau, Bahnhofstr. 10 III. 

Behr F., Hemfurt, Waldeck (früher Hameln). 

» Haggenmüller, Kiel, Hohenzollernring 52 Ill. 

„n  Vervuert, Duisburg, Wallstr. 27 (früher Crefeld). 


Lad " 


Ernstes, F., Lyck, Ostpr., Mühlenstr. 9, 

Köhler, Franz, Nürnberg, Siemens-Schuckert-Werke 

(früher Münster). 

Kühn, Gottfried, Essen-Rüttenscheid, Julienstr. 125. 

Pauly, Erich, Hamborn-Bruckhausen, Hafen Schwel- 

gern (früher Duisburg). 

Hopp, Alfred, Peking, China, Bureau Siemens-Elektri- 

zitäts-Erzeugung. 

Rossmann, Gg., Darmstadt, Oötzestr. 8 I (früher 

Mannheim). 

Lang, A., Düsseldorf, Mülheimerstr. 46 I (früher Ober- 

hausen). 

Weil, Th., Dr. phil., Frankfurt a. M., Parkstr. 61. 

Ellingen, Karl, Bochum, Bülowstr. 38 (früher Mul- 

heim-Ruhr). 

Gollin, Willi, Neu-Isenburg (früher Frankfurt a. M.). 

»r Kemper, August, Leipzig, Härtelstr. 27 (früher Du- 
isburg). 

»  Teckener, Erich, Neunkirchen a. Saar, Stumm'sche 
Werke (früher Duisburg). 
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Dipl. Jng. Wurmbach, Moritz, Rombach i. Lothr. (füher Bruck- 
hausen). 

Otto, Paul, Frankfurt a. M., Güntersburgallee 67 (frü- 
her Duisburg). 

Grühn, Hugo, Stuttgart, Bopferstr. 32 (früher Duis- 
burg). 

Wegener, Friedrich, Leopoldshall, Salinenstr, 2 (frü- 
her Duisburg). 

Künlen, Gustav, Höchst a. M., Steinweg 15 (früher 
Bruckhausen). 

Dölling, Robert, Saarbrücken 3, Mainzerstr. 71 
(früher Duisburg). 

Poludniok, Namensänderung in Wilhelmi, Bruck- 
hausen a. Rh., Kronstr. 19. 

Marung, Charlottenburg, Kaiserdamm 102 (früher Kiel). 
Dunkel, F., Charlottenburg, Berlinerstr. 156 I. 

Du Bois, Charlottenburg, Waitzstr. 10. 

Markgraf, Henry, Dr.» 3ng., Oberingenieur, Düssel- 
dorf, Bremstr. 85 (früher Angerort b. Duisburg). 
Kettel, Anton, Monterey, Mexiko, Apartado 206 (frü- 
her Bruckhausen). 

Kuhlmann, Max, Rösslingen b. Metz (früher Duis- 
burg). 

Schwenke, Hermann, Hamm i. Westf., Zeche de 
Wendel, Kokerei (früher Bruckhausen). 

Wiegand, Paul., Köln a. Rh., Breuerstr. 21 (früher 
Duisburg). 

Ruprecht, Wilhelm, Hamburg 24, Lübecker Str. 39, 
„  Wieghardt, Dr. K., Wien, Hotel Tegelhof (früher 
Hannover). 

Helnen, Adolf, Esslingen, Maschinenfabrik Esslingen 
(früher Ravensburg). 

Steuer, Philipp, Niederschöneweide, Kölnischestr. 68 
(früher Berlin). 

Sonnabend, Georg, Stargard i. Pom., Bergstr. 4 
(früher Braunschweig). 


” „ Fest, Karl, Höxter, Rodewickstr. 26 (früher Kattowitz 
O.-S). 

n ‚ Römer, Paul, Berlin W. 57., Yorkstr. 44 IV. 1. (frü- 
her Moys). 

, „ Unger, Ernst, Chemnitz, Zwickauerstr. 38 (früher 
Karlsruhe). 


Hermann, Hugo, Obrighoven b. Wesel (Centrale 
Niederrhein), (früher Charlottenburg). 


Dölling, Robert, Saarbrücken 3, Mainzerstr. 71 (frü- 
her Duisburg). 

Bartenbach, Ludwig, Heilbronn, Pfuhlstr. 13 (frü- 
her Konstanz). 

Arendt, Erich, Saarbrücken 3, Großherzog-Friedrich- 
Straße 70. 

Grave, Otto, Aachen-Roteerde, Elsassstr. 33 (früher 
Duisburg). 

Droste, Oskar, Mülheim-Ruhr (früher Duisburg). 
Moldenhauer, E., Düsseldorf, Carlstr. 69 I (früher 
Köln). 

Dollmeyer, Adolf, Hagenau i. Els., Winterhäuser- 
straße 3 (früher Straßburg). 

Sternberg, Walther, Karlsruhe i. B. (früher Aschaf- 
fenburg). 

Kelling, Erich, Elbing i. Wpr. (früher Saarbrücken). 


Moll, Karl, A., Friemersheim, Niederrhein (früher 
Hochemnmierich). 

Pfleiderer, Carl, Braunschweig, Wilhelmstorstr. (frü- 
her Mülheim-Ruhr). 

Bastänier, Walter, Chemnitz, Ditzelstr. 35 (früher 
Dresden). 

Hahn, Walter, Charlottenburg 5, Pestalozzistr. 51 
(früher Südende). 

May, Waldemar, Groß-Häußlingen, Kreis Falling- 
borstel i. Hann. (früher Lindwedel bei Hope). 

Horn, Fritz, Danzig, Rickertstr. 15 (früher Kiel). 


Baumann, Wilhelmshaven, Roonstr. 85 II. 


Hüpeden, Wiener Neustadt, 
(früher Nürnberg). 
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m ” 


Dittmer, E., Berlin W. 50, Ansbacherstr. 46 I. 
Kugelmann, Bernh., Berlin SW. 68, Lindenstr. 3b. 
Beyer, F. C., Essen-Ruhr, Rüttenscheiderstr. 90, Kgl. 
Gewerbe-Inspektion. 
varı Bree, E., Fraulautern b. Saarlouis, Hotel Kaiser- 
hof (früher Charlottenburg). 
Stein, Martin, Berlin W. 30, Nollendorfstr. 26 0 
(früher München). 
Meyer, Alfred, Schöneberg (Post Friedenau 1), Stier- 
straße 15 III (früher Schwedt a. O.) 

Herr Prof. Hugo Behr, Stettin 1, Schinkelstr. 10, ist ver- 
storben. 

Herr Dipl.-Ing. Dr. Karl Schmidt, Karlsruhe, Karlstr. 16, 
ist verstorben. 

Die Burschenschaft „Cimbria“, Hannover, Parkstr. 6, hat 
sich aufgelöst. 
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Darmstadt. Am 17. Januar d. Js. fand im 
großen Hörsaal der Technischen Hochschule 
Darmstadt ein stark besuchter Vortragsabend 
der „Freien Studentenschaft“ statt, in welchem 
Patentanwalt Dipl.-Jug. Carl Weihe, Frank- 
furt a. M., über „Die soziale Lage des 
Ingenieurs und die Bedeutung des 
Verbandes Deutscher Diplom-Inge- 
nieure für den akademischen In- 
genieur‘ sprach. Ausgehend von der unge- 
heueren Entwicklung, welche die deutsche Tech- 
nik genommen hat, führte der Redner aus, daß 
die Bewertung der Person des Ingenieurs mit 
dieser Entwicklung nicht Schritt gehalten hat, 
und daß seine soziale Lage eine keines- 
wegs glänzende ist. Verglichen mit dem 
Ansehen, welches die anderen Akademiker fast 
ganz allgemein genießen, steht der akademische 
Ingenieur sowohl im Staatsdienste, als bei den 
Kommunen und selbst in der Privatindustrie 
noch ziemlich weit zurück. Für vergangene 
Zeiten hatte dies vielleicht eine gewisse Be- 
rechtigung, seitdem aber durch die bekannten 
landesherrlichen Erlasse von 1900 die Tech- 
nischen Hochschulen den Universitäten gleich- 
gestellt sind und ihnen das Recht der Ver- 
leihung akademischer Grade gegeben ist, seit- 
dem auch die Technik nur noch durch An- 
wendung wissenschaftlicher Methoden weiter 
entwickelt werden kann und die Zeiten des 
technischen Autodidakten vorüber sind, muß 
hierin eine Aenderung eintreten. 

Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure, 
der bereits etwa 3000 in 34 Bezirksvereinen 
des Reiches verteilte Mitglieder und Förderer 
umfaßt, hat es sich zur Aufgabe gestellt, das 
Ansehen und damit naturgemäß auch die ganze 
soziale Lage des akademischen Ingenieurs zu 
heben. Im einzelnen wurden dann die Ziele 
des Verbandes, die dahin strebenden Arbeiten 
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und die bereits in der kurzen Zeit des Be- 
stehens des Verbandes erreichten Erfolge be- 
sprochen und auf die zur ersprießlichen Weiter- 
arbeit überaus nötige Solidarität aller Diplom- 
Ingenieure sämtlicher Fachrichtungen hinge- 
wiesen, unabhängig davon, ob diese Diplom- 
Ingenieure selbständig sind oder im Angestell- 
ten- bzw. Beamtenverhältnis stehen. 


Mit einer Aufforderung an die deutsche 
Studentenschaft, die idealen Bestrebungen des 
Verbandes zu unterstützen und damit beitragen 
zu helfen, den akademischen Ingenieurstand in 
Deutschland zur allgemeinen Anerkennung zu 
bringen, schloß der Redner seine Ausfüh- 
rungen. 


Dresden. Die am 4. Januar vorgenommenen 
Vorstandswahlen hatten folgendes Ergebnis: 
1. Vorsitzender: Regierungsbaumeister Philipp; 
2. Vorsitzender: Dipl.-Jng. Schwaiger; 1. Schrift- 
führer: Dipl.-Ing. Pfaul, Zivilingenieur; 2. Schrift- 
führer: Dipl.-Ing. Fischer, Patentanwalt. 


Duisburg. Die Neuwahlen für den Vorstand 
hatten folgendes Ergebnis: 1. Vorsitzender: 
Dipl.-Ing. Weddige, Duisburg; 2. Vorsitzender: 
Dipl.-Ing. Ebertz, Ruhrort; Kassenführer: Dipl.- 
Sng. Montigel, Duisburg-Ruhrort; 1. Schrift- 
führer: Dipl.-Jng. Bansen, Hamborn-Bruck- 
hausen; Beisitzer: Dipl.-Ing. Lilge, Oberhausen; 
Dipl.-Sng. Berkes, Hamborn-Bruckhausen. 


Karlsruhe. Die Vorstandswahlen hatten fol- 
gendes Ergebnis: Vorsitzender: Dipl.-Jng. Hch. 
Haas; Schriftführer: Dipl.-Ing. E. Koch; Kassen- 
wart: Dipl.-$ng. E. Schilling; Beisitzer: Dipl.» 
Sng. K. Flügel. — Der vom seitherigen Vor- 
sitzenden auf der Hauptversammlung (14. De- 
zember 1911) erstattete Tätigkeitsbericht für 
1911 folgt auszugsweise in einer der nächsten 
Nummern. 


Leipzig. Die Vorstandswahlen hatten folgen- 
des Ergebnis: 1. Vorsitzender: ®Dipl.-ug. Hot- 
tenroth; 2. Vorsitzender: Dipl.-Jng. Hentschel; 
1. Schriftführer: Dipl.-Ing. Fichtner; 2. Schrift- 
führer: Dipl.-Sng. Grosse; Beisitzer: Dipl.-Ing. 
Kade; Kassenwart: Dipl.-Sng. Rudolf Enke; 
stellvertr. Kassenwart: PDipl.-$ng. Hainovici. 


Mainz. ®Dipl.-\ng. Mierisch hat die Wahl 
eines Vorstandsmitgliedes aus persönlichen Grün- 
den nicht angenommen; an seiner Stelle ist 
Zivilingenieur Dipl.-Jng. Ruppel gewählt worden. 


Mainz-Wiesbaden. In der Sitzung vom 2. De- 
zember v. J. hielt unser Förderer Herr Ober- 
baurat Troschel einen Vortrag über das 
Projekt einer Hafenanlage in EI 
Araisch. Aus den sehr interessanten Dar- 
legungen des Redners geben wir einen kurzen 
Auszug: 


Im Oktober 1910 wurde ich von einer Mün- 
chener Firma aufgefordert, nach EI Araisch in 
Marokko zu reisen, um mich dort über die 
topographischen, hydrographischen und meteoro- 
logischen Verhältnisse zu unterrichten und unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse eine Hafen- 
anlage für Schiffe von etwa 7 m Tiefgang zu 
entwerfen. 

In der kurzen Zeit, die mir in EI Araisch 
zur Verfügung stand — vom 26. November bis 
zum 14. Dezember — konnte ich aus eigener 
Beobachtung über Wind, Sceegang und Strö- 
mungen wohl einen Anhalt, aber kein abschlie- 
Bendes Urteil gewinnen. Ich mußte mich darauf 
beschränken, die mit den Hafenverhältnissen ver- 
trauten Leute, wie Schiffsführer und den Hafen- 
kapitän, zu befragen und einzelne Angaben nach- 
zuprüfen. Die Bodenbeschaffenheit und die topo- 
graphischen Verhältnisse dagegen, wie Gestal- 
tung der Küstenlinie und des Flußlaufes, Wasser- 
tiefen und Höhenkurven, konnten unter Be- 
nutzung der von der Firma bereits gemachten 
Vorarbeiten einwandfrei festgestellt werden. 


Die marokkanische Westküste ist im nörd-- 
lichen Teil etwa von N zu NO nach S zu 
SW gerichtet und zeigt vor EI Araisch eine 
kräftige Einbuchtung, die der hier mündende 
Lukus in zwei ungleiche Teile teilt. Der nörd- 
liche Teil, ein etwa 3 km langer Küstenstreifen, 
ist eine unbewachsene, leicht bewegliche Sand- 
düne. Der etwa 1,7 km lange Küstenstreifen süd- 
lich vom Lukus besteht aus festem Gestein: 
(Sandstein und Konglomerate). Dasselbe Ge- 
stein bildet auch das Südufer des Flusses im 
Mündungsgebiet und den Untergrund der sich 
am Südufer hinziehenden Stadt. Das Nordufer 
der Flußmündung besteht, entsprechend der dort 
endigenden Sanddüne, aus mittelfeinem Sand, 
den die Ebbe zurückgelassen und der Wind von 
der Düne hergewelit hat. Oberhalb der Stadt 
bestehen beide Flußufer aus festem Schlick, 
offenbar Ablagerungen des Lukus. Diese Ab- 
lagerungen sind in der Regenzeit nicht unbe- 
deutend. Ich habe nach dreitägigem Regen einen 
Schlickfall von 3 mm Stärke feststellen können. 
Die Sandablagerungen im Mündungsgebiet kom- 
men und schwinden oft von einer Tide zur 
anderen. Innerhalb von 24 Stunden wurde eine 
Sandablagerung von 20 cın beobachtet. 


An der marokkanischen Westküste läuft von 
S nach N ein Küstenstrom, der, wie durch 
Schwimmer beobachtet wurde, von den molen- 
artig am Südende der Bucht hervortretenden 
Felsmassen kräftig nach See zu abgelenkt wird. 
In der Bucht selbst habe ich nur Geschwindig- 
keiten bis 050 m m der Sekunde feststellen 
können. 

Etwa 2—300 m vom Strande bildet sich stän- 


' dig parallel der Küstenlinie eine Sandbarre mit 


starker Brandung, von deren Verhalten das 
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Ein- und Auslaufen der Schiffe abhängt. Schiffe 
von 3—3,50 m Tiefgang können nur bei Hoch- 
wasser, geringer Brandung und gutem Wetter 
einfahren. Vom Mai bis September ist die Barre 
im allgemeinen passierbar. Bei NW -Wind und 
starker Brandung müssen diese Schiffe gutes 
Wetter abwarten. Größere Schiffe bleiben auf 
der Reede außerhalb der Barre und müssen 
durch Leichter gelöscht werden. Da die Barre 
für Leichter nicht selten wochenlang unpassier- 
bar ist, so müssen die größeren Schiffe oft un- 
verrichteter Sache die Reede wieder verlassen. 
Die einlaufenden kleineren Schiffe gehen ober- 
halb der Stadt im Falırwasser des Lukus, der 
hier etwa 300 m breit ist, vor Anker und 
müssen ebenfalls durch Leichter gelöscht wer- 
den, da Anlegestellen nur für die etwa 1 m tief 
gehenden Leichter vorhanden sind. 


Der gewöhnliche Flutwechsel beträgt etwa 
2 m; der größte soll 3,36 m betragen haben, 
3 m sind bereits von mir beobachtet worden. 


Bei angeschwollenem Strom und ablaufendem 
Wasser habe ich Geschwindigkeiten im Lukus 
bis 3,85 m in der Sekunde beobachtet, die 
größte Geschwindigkeit soll etwa 5 m/sec. be- 
betragen haben. 


Von der neuen Hafenanlage muß erwartet 
werden, daB sie ein Ein- und Auslaufen der 
Schiffe bei jedem Wetter und zu jeder Zeit ge- 
stattet und größeren Wellengang vom Hafen- 
becken fernhält.e Zu diesem Zweck wird vom 
Nordufer des Lukus eine Mole etwa von O nach 
W durch die Brandung hindurchgeführt und 
dann in sanfter Krümmung nach SW zu W 
bis zur 8 m-Tiefe abgelenkt. Diese etwa 800 m 
lange Nordmole soll den Hafen gegen Winde 
und Seegang aus NW bis W schützen. An 
das felsige Südufer des Lukus schließt sich nur 
eine etwa 100 m lange, nach W gerichtete Mole 
an, die der Nordmole parallel ist und dem 
hier etwa 160 m breiten ausmündenden Strom 
eine konstante Führung und eine bestimmte Ge- 
schwindigkeit bei ablaufendem Wasser (1 bis 
2,50 m in der Sekunde) erteilen soll. 


An die Molen anschließend ist an beiden 
Flußufern in einer Länge von etwa 1500 m 
eine Uferbefestigung aus Bruchsteinen vorge- 
sehen. Hierdurch soll eine möglichst unver- 
änderliche Stromlinie erhalten und die Spülkraft 
des Flusses zum Offenhalten der Fahrrinne aus- 
genutzt werden. Mit Hilfe eines Saugebaggers 
(Leistung wenigstens 200 cbm/Std.) wird der Lu- 
kus auf eine Breite von 250 m und eine Tiefe von 
7m gebracht. Dicht vor den Molen erweitert sich 
der Lukus zu einem Hafenbecken von etwa 500 m 
Breite, das als Ankerplatz, Wendeplatz und Spül- 
becken dienen soll. Am Südrande dieses Hafen- 
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beckens, unmittelbar vor der Stadt, wo jetzt 
die Leichter anlegen, ist eine 300 m lange An- 
legestelle für größere Dampfer vorgesehen, so 
daß das Lösch- und Ladegeschäft vereinfacht 
und verbilligt werden wird. 

Ganz besondere Sorgfalt muß bei der Kon- 
struktion und der Bauausführung der Molen ver- 
wendet werden, weil von der Standfestigkeit 
der Molen die Güte und der Ruf des Hafens 
und damit auch der Ruf des deutschen In- 
genieurs abhängt. Für die Nordmole wurden 
Eisenbeton-Caissons auf Steinschüttung vorge- 
sehen. Als Länge der Caissons wurde 10 m 
gewählt, damit durch ungleichmäßiges Setzen der 
Steinschüttung etwa nötig werdende Bewegungen 
der Caissons ausgeführt werden, konnten. Die 
Grundfläche der geplanten Caissons ist quadra- 
tisch, die obere Breite 7 m, die Höhe ohne 
Brüstungsmauer 750 m. Die Steinschüttung 
wird in 3 m Stärke von 8—5 m unter Mittel- 
Niedrig-Wasser eingebracht. Der Wellenstoß 
wird 5 m unter dem Wasserspiegel nicht mehr 
für so bedeutend gehalten, daß er imstande 
wäre, die Steinschüttung zu gefährden. Die 
Caissons sollen schwimmend eingebracht, ver- 
senkt und ausbetoniert werden. Die Südmole, 
die im Schutz der Nordmole liegt, soll in Stein- 
schüttung ausgeführt werden. 


Für den Bau sind drei Jahre in Aussicht 
genommen. Im ersten Jahr soll mit der Bagge- 
rung begonnen und die Befestigung am Süd- 
ufer des Lukus, die sich zum großen Teil an 
den Fels anschließt, ausgeführt werden. Sie soll 
dem Fluß eine Führung geben und ihn ver- 
anlassen, eine konstante Stromrinne beizube- 
halten. Im zweiten Jahr, nach weiterer Beob- 
achtung des Stromes, namentlich während der 
Regenzeit, soll die nördliche Uferbefestigung 
endgültig festgelegt und ausgeführt werden. Die 
Caissons werden in den ersten beiden Jahren 
auf dem Bauplatz fertiggestellt und im dritten 
Jahre, in dem die Molen ausgeführt werden 
sollen, eingebracht und ausbetoniert. Mit Be- 
endigung des Molenbaues soll auch die Bagge- 
rung und die gesamte Hafenausrüstung voll- 
endet sein. 

Stettin. Die Vorstandswahlen hatten folgen- 
des Ergebnis: Vorsitzender: Tr.-S3ng. Wilhelm 
Schmidt, Stadtingenieur; Stellvertreter: Dipl- 
Sng. Felix Hammer, Schiffbauingenieur ,; Schrift- 
führer: Dipl.-Jng. Fritz Fregin, Schiffbauinge- 
nieur; Stellvertreter: Dipl.-Ing. Walter Kaeber, 
Schiffbauingenieur; Kassenführer: Dipl.-Ing. Ru- 
dot Uhlmann, Schiffbauingenieur; Stellver- 
treter: Dipl-Anq. Erich Kurgas, Schiffmaschinen- 
Konstrukteur; Beisitzer: Dipl.-Jng. Heinr. Barı- 
berger, Oberlehrer. 


Charlottenburg, Kantstraße 10. 
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Einladung zur Hauptversammlung. 


Hierdurch berufen wir gemäß $ 10 der Satzung die 


ordentliche Hauptversammlung 


auf Sonntag, den 17. März 1912, 9,30 Uhr vorm. ein. Ort: Motivhaus in Charlottenburg 2, Hardenbergstr. 6. 
(Untergrundbahn-Haltestelle: Knie, Stadtbahn-Station: Zoologischer Garten.) 


TAGESORDNUNG: 


l. Bericht des Vorstandes. von Bezirksvereinen: 5. B.-V. Leipzig: 
2. Kassenbericht u. Entlastung d. Vorstandes. 1. B.-V. Aachen: Ort der Ördentlichen Hauptver- 
3. Voranschlag für 1912. Aufklärung der Abiturienten vor sammlung im Jahre 1913 soll 
4. Referate: der Berufswahl über Ingenieur- Leipzig sein. 
a) Ueber den Stand der Arbeiten der Tätigkeit und technisches Studium, 6. B.-V. Mannheim- Ludwigs- 
Kommission für rechts- und staats- 2. B.-V. Braunschweig: hafen: 
wissenschaftlichen Unterricht an den a) Ausgestaltung der Verbands- Einsetzung einer Kommission zur 
Technischen Hochschulen. Zeitschrift, Prüfung der Frage der Ehren- 
b) Ueber die Arbeiten der Satzungs- b) Erweiterung des Geschäftsum- erichtsbarkeit. 
kommission, fanges des Verbandes und Er- 7. B.-V. Mainz-Wiesbaden: 
5. Anträge: höhung des Beitrages, Die Aufnahme der älteren Regie- 
I. zu den Satzungen: c) Mitteilung über Adressen-, Be- rungsbaumeister und Regierungs- 
von Bezirksvereinen: rufs- und Stellungs- Aenderungen bauführer in den Verband Deut- 
1. Barmen-Elberfeld 8. Karlsruhe (Baden) in jedem Heft der Zeitschrift, scher Diplom-Ingenieure. 
2. Bremen y. Königsberg/Pr. d) Mitglieder-Verzeichnis, 8. B.-V. Nürnberg: 
3. Breslau 10. Mainz-Wiesbaden e) Werbung für den Verband unter a) Mitteilungen über die Erlöschung 
4. Danzig 11. München den Studenten der Hochschulen. der Mitgliedschaft, 
5. Darmstadt 12. Münster 3. B.-V. Dresden: b) Mitgliederverzeichnis. 
6. Düsseldorf 13 Osnabrück a) Werbung für den Verband unter 9. B.-V. Osnabrück: 
7. Hannover 14. Stettin. den Studenten der Hochschulen. Bildung einer Werbekommission, 
„Herrn Dipl.s3ng. Heinrich Schwarz, b) Erleichterung des Eintritts junger Errichtung einer Vermittlungsstelle 
Düsseldorf. Diplom-Ingenieure ind.Verband. für Vorträge. 
il. zu anderen Angelegenheiten: 4. B.-V. Düsseldorf: 6. Wahlen: 
vom Vorstande: Ort der Ordentlichen Hauptver- a) des Vorsitzenden, 
l. Ausbau der Hilfskasse, sammlung im Jahre 1913 soll b) von 10 Ausschufßsmitgliedern. 
2. Schaffung der Stelle eines Redak- Düsseldorf sein. 7. Verschiedenes. 


tions-Assistenten. ; 


‘Verband Deutscher Diplom-Ingenieure (Eingetragener Verein). 


Der Vorstand. 
Vorsitzender: Schriftführer: 


gez.: Dr.s Jng. Walter Reichel, Professor. gez.: Dipl»Ing. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt. 


74 Koppitz, Vom Wirtschaftsbetrieb der Elektrizitätsversorgung 


Einladung zur 1. Ausschuss -Sitzung anlässlich der Hauptversammlung. 


Hierdurch berufe ich eine » Ausschuss-Sitzung 


auf Sonnabend, den 16. März 1912, 10 Uhr vorm. ein. Ort: Motivhaus in Charlottenburg 2, Hardenbergstr. 6. 
(Untergrundbahn-Haltestelle: Knie, Stadtbahn-Station: Zoologischer Oarten.) 


TAGESORDNUNG: 


1. Bericht des Vorstandes. 4. Anträge. 
2. Voranschlag. 


3. Berichte der Bezirksvereine. 


5. Hauptversammlung und Wahl von drei 
Mitgliedern zur Beurkundung des Proto- 


kolls der Hauptversammlung. 
6. Verschiedenes. 


Verband Deutscher Diplom-Ingenieure (Eingetragener Verein). 
Der Vorsitzende: gez.: Dr.» ng. Walter Reichel, Professor. 
Einladung zur 2. Ausschuss -Sitzung anlässlich der Hauptversammlung. 


Hierdurch berufe ich eine 2. Ausschuss-Sitzung 
ein, die im Anschluß an die Hauptversammlung aın Sonntag, den 17. März 1912, stattfindet. 
TAGESORDNUNG 


1. Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden. 


2. Wahl von fünf Vorstandsmitgliedern. 


Verband Deutscher Diplom-Ingenieure (Eingetragener Verein). 
Der Vorsitzende: gez.: Dr.»Sng. Walter Reichel, Professor. 


Einleitung. Man hat in den letzten 
Jahren wiederholt versucht, die Frage zu 
beantworten, ob die Elektrizitätsversorgung 
in das Gebiet der kommunalen Aufgaben 
gehöre oder ob sie dem Wirkungskreise 
privatwirtschaftlicher Tätigkeit zuzurechnen 
sei. Aber weder allgemeine Erörterungen, 
noch statistische Untersuchungen haben zu 
einem brauchbaren Resultate geführt. Man 
ist vielmehr zu den gegensätzlichsten Er- 
gebnissen gelangt, und dies scheint nur er- 
klärlich angesichts der außerordentlichen 
Mannigfaltigkeit der beim Vergleiche in Be- 
tracht kommenden Faktoren. 

Es ist daher anzunehmen, daß eine all- 
gemeine Beantwortung der Frage, ob 
für Elektrizitätswerke der Privat- oder 
Gemeindebetrieb vorzuziehen sei, überhaupt 
unmöglich ist. Man wird vielmehr von 
Fall zu Fall die Sachlage zu prüfen und 
danach seine Entscheidung zu treffen haben. 
Ein solches Verfahren setzt aber die Kennt- 
nis sowohl der zu berücksichticenden Ge- 
meindeinteressen als auch der Grundsätze 
einer rationellen Elektrizitätswirtschaft vor- 
aus. 
Im folgenden soll versucht werden, eine 
kurze Darstellung der letzteren zu geben. 

Il. Die technisch-wirtschaftli- 
chen Grundlagen. Zwei Aufgaben 
sind es vor allem, denen die Elektrizitäts- 
werke gerecht werden sollen, eine privat- 
wirtschaftliche und eine volkswirtschaft- 
liche. Die erste ist dann erfüllt, wenn das 
Unternehmen möglichst gut rentiert, die 
andere, wenn die Energie zu möglichst nie- 
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drigen Preisen zur Verfügung gestellt wird. 
Aufgabe der Verwaltung ist es, einen Aus- 
gleich dieser scheinbar entgegengesetzten 
Forderungen zu finden. Sind die Verkaufs- 
preise zu niedrig, dann ist der Gewinn 
schlecht, sind sie zu hoch, dann ist das 
Absatzgebiet beschränkt. Beide Erschein- 
ungen beeinträchtigen die Rentabilität. 
Weiter spielen die Preise der Licht-, Kraft- 
und Wärmeleistungen konkurrierender Ver- 
sorgungsmetlioden (Gas, Krafterzeugung im 
Eigenbetrieb) sowie der wirtschaftliche 
Charakter des Versorgungsgebietes eine 
wichtige Rolle. 


Von ausschlaggebender Bedeutung für 
die gesamte Elcktrizitätswirtschaft ist es 
ferner, daß die notwendigen Maschinen und 
Verteilungsanlagen, also die erforderlichen 
Anlagekapitalien, nach der nur einmal im 
Jahre (an einem Winterabend) auftretenden 
Maximalbelastung zu bemessen sind. 
Und diese beträgt ein Vielfaches (3- bis 
10-faches) des mittleren Jahresbedarfes. 
So kommt es denn, daß die Elcktrizitäts- 
werke vor allem mit einer schlechten Aus- 
nützung ihrer Anlagewerte zu rechnen 
haben, daß sie nur !/,, bis !/; der Energie- 
menge verkaufen, die sie bei täglicher 
24 stündiger Vollbelastung im Jahre zu er- 
zeugen vermögen. 

Man könnte vielleicht denken, daß dann 
ja auch nur der dritte bis zehnte Teil der 
Stromerzeugungskosten aufzuwenden wäre. 

I) Nach einem Referat im Volkswirtschaftlichen 
Seminar der Kgl. Techn. Hochschule zu Berlin. 
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Aber gerade das trifft nicht zu. Der 
größte Teil des jährlichen Kostenaufwandes 
ist ganz unabhängig von der Produktion. 
Mögen nun viel oder wenig Kilowattstunden 
erzeugt und verkauft werden, der Betrag 
der jährlichen Selbstkosten bleibt dadurch 
im wesentlichen unbeeinflußt und muß auf- 
gebracht werden. (Fig. 3.) Diese festen 
Kosten betragen etwa 70—90% der Gesamt- 
kosten, und ihr Anteil ist bei Wasserkraft- 
werken größer als bei Dampfkraftwerken. 

In welchem Maße die Belastung eines 
Elektrizitätswerkes schwankt, veranschau- 
lichen die Figuren 1 und 2. Fig. 1 gibt 
den Charakter der Tagesbelastung einer 
Zentrale mit vorwiegendem Lichtstromkon- 


Delastung in lo wan. 


Fie. 1 


sum wieder, während in Figur 2 der un- 
gefähre Verlauf der mittleren monatlichen 
Belastung dargestellt ist. Die Diagramme 
lassen erkennen, wie es vor allem darauf 
ankommen muß, die Ausnützung der Werke 
zu verbessern, d. h. die Tages- (Tag im 
Gegensatz zum Abend), Nacht- und Som- 
mer-Belastung zu heben. 

Um den Grad der Ausnützung zu kenn- 
zeichnen, bedient man sich zweier Zahlen- 
werte, des ‚„Ausnützungsfaktors‘“ (auch 
„Belastungsfaktor‘“ genannt) und der ide- 
ellen „Benutzungsdauer des Jahresmaxi- 
mums“. Der „Ausnützungsfaktor“ 
ist definiert durch den Quotienten 

_ jährlich nutzbar abgegebene Kilowattstunden 

~ jährlich maximal erzeugbare Kilowattstunden 


__ jährlich nutzbar abgegebene Kilowattstunden 
Belastungsmaximum X m X 87603 - 


Sein größter Wert, der aber nur theo- 
retisch erreichbar ist, wäre gleich Eins. 


D 8760 (Stunden) — 365 (Tage) X 24 (Stunden.) 
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Die ideelle „Benützungsdauer des 
Jahresmaximums“ ergibt sich aus dem 
Quotienten 


jährlich nutzbar abgegebene Kilowattstunden 


b= 
Belastungsmaximum 


und sagt aus, wieviel Stunden die Zentrale 
mit dem Maximum belastet sein müßte, um 
die jährlich nutzbar abgegebenen Kwst. zu 


erzeugen. Beide Maßzahlen stehen in der 
Beziehung: b=8760a, beide sagen das 


Gleiche über den Grad der Zentralenaus- 
nützung aus und man bedient sich bald der 
einen, bald der andern Zahl. Dem Aus- 
nützungsfaktor a=1 entspricht die Benüt- 
zungsdauer b=8760. Gegenwärtig sind die 
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Fig. 2. 


Aus- 
nützung noch ziemlich entfernt. Wie nach- 
folgende Tabelle erkennen läßt, schwanken 
die mittleren Werte für Stadtzentralen zwi- 
schen 9,1 und 23%. 


Elektrizitätswerke von einer guten 


Tabelle 1. 
Mittlere Ausnützung von Stadtzentralen. 3) 


Städte öße Belastungs- Benutzungs- 

ni Be dauer des 

" . Belastg.-Max. 

Einwohnern in °/o in Stunden 
bis 1000 | 9,1 | 797 
1001- 5000 ' 11,5 | 1010 
5001— 10000 14,4 | 1265 
10001— 20000 16,6 | 1450 
20001— 50000 | 16,5 1440 
50001 — 100000 19,6 1716 
über 100000 | 22,7 1984 


8 Nach Dettmar, Die wirtschaftl. Bedeutung 
der öffentl. Elektrizitätswerke Deutschlands, in: Elektr. 
Kraftbetriebe u. Bahnen 1910, S. 326. 
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Was nun die jährlich aufzubringenden 
Kosten anlangt, so können wir sie in 
Kapital- und Betriebskosten einteilen. Diese 
zerfallen wieder in die nachstehenden, ta- 
bellarisch zusammengefaßten Positionen. 


Tabelle 2. 
Gesanmıtherstellungs - Selbstkosten. 
o i Betriebskosten p | = Kapital- 
Material ! Personal ' Verwaltung |© kosten 
Brennstoff | Leitung Mieten Zinsen 
od. dergl. Techn. und| Bureau- Tilgung 
Schmier- und kaufm. | materialien | Ab- 


Putzmaterial | Bureaupers. | Diverses, wie ‚schreibungen 
Reparaturen, |Betriebspers.' Versicherg., | 


Unterhaltung | Steuern etc. | 


Es wäre leicht, diese Unterteilung noch 
weiter fortzusetzen. Das führt aber nicht 
auf den Kern der Sache. Hier handelt es 
sich vielmehr darum, die Kosten danach 
zu unterscheiden, ob sie unabhängig oder 
ob sie abhängig von der jährlich erzeugten 
Kwst.-Zahl sind. Es kommt also auf die 
Trennung der „festen“ und „zusätz- 
lichen“ Kosten an. 

Zu den ersteren rechnet man vor allem 
die Kapitalkosten. Ferner gehört ein ge- 
wisser Teil der Betriebskosten dazu, wel- 
cher nach einem (in der Zeitschrift ‚Elek- 
trische Kraftbetriebe und Bahnen‘ 1911, S. 
484 angegebenen) graphischen Verfahren 
ermittelt werden kann. In diesen festen 
Betriebskosten sind vor allem Teile der 
Personal- und Verwaltungskosten enthalten, 
während die Materialkosten, also die Aus- 
gaben für Brennmaterial, Schmieröl usw. 
von der jährlich erzeugten Kwst.-Zahl ab- 
hängen und demnach als zusätzliche Kosten 
zu betrachten sind. 

In welchem Zusammenhang stehen nun 
die jährlichen Gesamtselbstkosten und die 
Ausnützung des Werkes? Darüber gibt die 
graphische Darstellung (Fig. 3) Auskunft, 
welche besonders den wesentlichen von der 
Ausnützung unabhängigen Bestandteil der 
Gesamtkosten erkennen läßt. 

Deutlicher noch tritt der Einfluß der 
Benutzungsdauer hervor bei Betrachtung 
des mittleren Selbstkostenpreises pro abge- 
gebene Kwst.*) (Fig. 4). Diese Kurve, 
welche für jedes Elektrizitätswerk ermittelt 
werden kann, stellt die Grundlage für die 


4) Berichtigend sei noch bemerkt, daß die „zusätzl. 
Kosten pro Kwstd.“ nicht wie hier dargestellt ganz 
unabhängig vom Ausnutzungsfaktor sind, sondern mit 
steigenden Werten desselben etwas abnehmen. 


Bildung eines gerechten Tarifes 
dar und läßt erkennen, wie ungerecht der 
feste Kilowattstundenpreis ist. Denn bei 
ihm müssen die Konsumenten mit hoher Be- 
nützungsdauer das zuviel bezahlen, was 
diejenigen mit geringer Benützungsdauer zu 
wenig bezahlt haben. 

Durch Berücksichtigung der Benutz- 
ungsdauer bekommen wir allerdings den 
paradoxen Fall, daß ein und dieselbe Lei- 
stung, nämlich ein bestimmtes Energicequan- 
tum, die verschiedensten Geldwerte anneh- 
men kann. Aber dieser Widerspruch be- 
steht nur scheinbar. Es kann z. B. vor- 
kommen, daß von zwei Konsumenten, deren 
jeder 10000 Kwst. im Jahr verbraucht, der 
eine etwa sechsmal soviel als der andere 


- jahr! Gesamte Ais host en ri Mark. 
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bezahlt. Grund dafür: die ungleiche Be- 
nutzungsdauer. Man kann eben 10000 Kwst. 
verbrauchen durch 5000 stündige Benutzung 
von 2 Kw. oder 500 stündige Benutzung 
von 20 Kw. Welche großen Verschieden- 
heiten aber tatsächlich bei den einzelnen 
Kategorien von Stromverbrauchern vorhan- 
den sind, ist aus folgender Tabelle er- 


sichtlich: 

Tabelle 3. Benutzungsdauer pro angeschl. 
Kilowatt. 5) 

Kraft: Landwirtschaftl. Betriebe ca. 90 Std. 
Handwerker. . . . . » 150—400 „ 
Fabriken mit durchgehd. 

Betriebe . . . . © n 1400 , 
Pumpen . . . 2.2. 2500 „ 
Straßenbahnen. . . . » 950 » 
Licht: Wohnungsbeleuchtung . „ 300-1500 „ 


Diese Bewertung nach der Benutzungs- 
dauer ist, wenn auch die wichtigste, so 
doch nicht die einzige. Es kommt in zweiter 
Linie die Bewertung nach Höhe des Um- 
satzes hinzu, indem von zwei Ver- 
brauchern mit gleicher Benutzungsdauer 
derjenige mit höherem Konsum einen nic- 
drigeren Einheitspreis bewilligt erhalten 
kann. Denn je mehr Großabnehmer ein 
Elektrizitätswerk hat, um so mehr kann es 
sich auch die allgemeinen Vorteile des 
Großbetriebes zunutze machen, als da sind: 
niedrigeres Anlagekapital pro Leistungsein- 
heit des Werkes, besserer Wirkungsgrad 
der großen Maschinen, Ersparnis an Per- 
sonal und Verwaltungskosten. Der Einfluß 
dieser Faktoren ist ziemlich bedeutend. 
Während die Betriebskosten) für kleinere 
Dampfkraftwerke 20 Pfennig pro abge- 
gebene Kwst. und mehr betragen, gehen 
diese Werte für mittlere Zentralen auf 10 
und 5 Pfennig, bei unseren leistungsfähig- 
sten Groß-Elektrizitätswerken sogar auf 
3,47) und 2,658 Pfennig herunter. Aller- 
dings ist in diesen Zahlen auch noch der 
Einfluß günstiger Kohlenpreise enthalten. 

An dritter Stelle ist die Energiebewer- 
tung nach dem Zeitpunkt der Ent- 
nahme bzw. nach dem Anteil am Zen- 
tralenmaximum zu nennen. Setzen wir den 
Fall, es seien zwei Abnehmer A und B 
in bezug auf Benutzungsdauer und Um- 
satz durchaus gleichartig, aber A ent- 
nimmt seine Energie ausschließlich wäh- 


5) Zusammengestellt nach Eswein, Elektrizitäts- 
versorgung. 

6) d. h. Gesamtselbstkosten minus Kapitalkosten, 
vergl. Tab. 2 und Fig. 3 und 4. 

1) Rhein. Westfäl. EW 1907. 

8) Oberschl. EW 1908. 


rend der Periode niederer Werkbelastung, 
während der Bedarf des B zeitlich in das 
Gebiet des Zentralenmaximums hineinfällt. - 
Zweifelsohne wird dann A die Energie zu 
einem niedrigeren Preise als B erhalten 
können, denn der Bedarf des ersteren 
kann gedeckt werden ohne Erhöhung des 
Anlagekapitals, was bei letzterem nicht der 
Fall ist, da er ja das Maximum erhöht. 
Es würde zu weit führen, auf Grund 
dieser Betrachtungen in eine Kritik der 
bestehenden Tarife einzugehen. Es sei nur 
festgestellt, daß eine Tarifbildung, welche 
die genannten 3 Bewertungsgrundsätze be- 
rücksichtigt und dabei frei von Komplika- 
tionen bleibt, durchaus im Bereiche der 
Möglichkeit liegt und auch bei einzelnen 
Werken mit großem Erfolg angewendet 
wird?). Allerdings sind über Tariffragen 
die Ansichten noch sehr geteilt. Nur die 
Tendenz zur Herabsetzung der Strompreise 
scheint allgemein zu sein. Dazu sei jedoch 
bemerkt, daß eine Tarifermäßigung nur 
dann in vollem Umfange für die Zentralen 
von Nutzen sein wird, wenn man dabei die 
durch den Charakter der Selbstkosten ge- 
wiesenen Wege einschlägt. Dann werden, 
wie es bei den vorzüglich rentierenden 
Oberschlesischen Elektrizitätswerken der 
Fall ist, die Vorteile der Elektrizität den 
minderbemittelten Schichten der Bevölke- 
rung, dem Handwerk und der Großindu- 
strie in gleicher Weise zugute kommen. 


Il. Mittel zur Verbesserung des 
finanziellen Erfolges. Wir hatten 
bereits gesehen, von welch tiefgreifendem 
Einfluß die Ausnutzung eines Wer- 
kes auf die Selbstkosten ist. Damit er- 
gibt sich, daB man vor allem auf eine 
Vergrößerung des Ausnützungsfaktors hin- 
arbeiten wird. Wie verschiedenartig die 
hierbei erzielten Erfolge sind, läßt die Ta- 
belle 1 (s. oben) erkennen. 

Es fragt sich nun, welche Mittel zur 
Erreichung des Zieles zu Gebote stehen. 
Vor allem natürlich eine gesunde Ta- 
rifpolitik, welche dem Werke Ver- 
braucher mit großer Benutzungsdauer zu- 
führt. Ist es doch durchaus nicht einerlei, 
ob die Lichtkonsumenten ihren Anschluß 
durchschnittlich 300 oder 1500 Stunden be- 
nutzen. Immerhin ist die Stromabgabe aus- 


9) Bergmann, Die Kosten der elektr. Energie 
an der Verbrauchsstelle u. die Bestimmung des Ver- 
kaufspreises der elektr. Energie, siehe „Elektr. Kraftbetr. 
u. Bahnen“ 1911, ferner Siegel, Die Preisstellung 
elektr. Energie, Berlin, J. Springer, 1909 u. Eswein, 
Elektrizitätsversorgung u. ihre Kosten, Berlin, F. Siemen- 
roth, 1911. 
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schließlich für Lichtzwecke für eine an- 
nehmbare Maschinenausnutzung nicht be- 
sonders günstig, weil dann ja im’ Sommer so 
gut wie kein Strombedarf vorhanden ist. 
Das besagen auch die aus der Statistik er- 
mittelten Ausnützungsfaktoren, die bis zu 
200 herabgehen. 

Es lag deshalb nahe, eine Ergänzung in 
der Kraftstromabgabe zu suchen, ein 
Mittel, dessen man sich in steigendem ‘Maße 
bedient. Während nach der Statistik !°) 
der Anteil der Motoranschlüsse am Qe- 
samtanschlußwert der deutschen Elektri- 
zitätswerke im Jahre 1895 nur 140% be- 
trug, war er 1909 bereits auf 52", ge- 
stiegen. 

Allerdings erreichte man hierbei neben 
Auffüllung der Tages- und Sommer-Be- 
lastungstäler auch noch die unerwünschte 
Erhöhung des Abend- und Wintermaxi- 
mums, da sich zu dieser Zeit Licht- und 
Kraftkonsum überlagern. 

Hiergegen sucht man z. B. Abhilfe zu 
schaffen durch Einführung von Doppeltarif- 
zählern, welche den Abendbedarf, der dann 
zu einem höheren Satze berechnet wird, ge- 
trennt registrieren, oder von Sperrschaltern, 
welche die Stromzufuhr innerhalb der 
Lichtzeit automatisch absperren. Speziell 
über die Wirkung des Doppeltarifzählers 
liegen interessante Zahlenangaben der Stadt 
Köln vor. Nach Einführung dieser Zähler 
soll eine Steigerung des Stromverbrauchs 
um 30% eine Erhöhung der „Spitze“ um 
nur 50%% herbeigeführt haben. 

In diesem Zusammenhang sind auch noch 
die Spitzenzähler zu erwähnen, welche 
den, eine bestimmte Belastungsgrenze 
überschreitenden Stromverbrauch (die 
„Spitzen‘) gesondert registrieren, und zwar 
unabhängig davon, zu welchem Zeitpunkt 
die „Spitzen“ eintreten. Dieser Verbrauch 
wird dann wieder zu höherem Satze be- 
rechnet, was ebenfalls eine nivellierende 
Tendenz auf das Verbraucherdiagramm 
ausüben wird, bzw. einen, der kurzen Be- 
nützungsdauer der Spitzen entsprechenden 
höheren Erlös bringt. 

Ein wesentliches Verbesserungsmittel der 
Werkausnützung ist ferner im Anschluß 
der Straßenbahnen zu erblicken. 
Wenngleich auch deren Kraftverbrauch die 
Belastungsspitze erhöht (Fig. 5), also grö- 
Bere Kapitalinvestierungen nötig macht, so 
ist doch das Gesamtergebnis von einer ge- 
wissen Städtegröße ab durchaus günstig. 
Es haben, wie dies aus Fig. 6 ersichtlich 


10) Hrsg. von G. Dettinar iv A. des Verbandes 
Deutscher Elektrotechniker, Berlin, J. Springer. 


ist, Werke in Orten mit Bahnanschluß 
wesentlich bessere Bruttoüberschüsse als 
solche, wo keiner vorhanden ist. l 

Wenn auch zum Belastungsausgleich 
innerhalb einer Stadtzentrale viele Möglich- 
keiten bestehen, so wird man doch über 
eine gewisse Grenze in der Ausnutzung. des 
Werkes nicht hinwegkommen. Sie wird im 
allgemeinen in kleinen Städten tiefer liegen 
als in großen, und bei Orten gleicher Größe 
dort, wo es an Gewerbe, Handel und In- 
dustrie mangelt, niedriger sein, als wo diese 
vorhanden sind. 

Wie weit selbst große Stadtzentralen 
noch ausnutzungsfähig sind, zeigen z. B. 
die Kurven der jährlichen Tagesbelastung 
für Cassel und Danzig (Fig. 7 u. 8). Sie 
sind entstanden, indem man jeweils die 
Tagesspitzen für den Verlauf eines Jahres 
zusammengestellt hat. Man sieht hieraus, 
wie z. B. in Danzig rund 900 KW, das sind 
ca. 70% der Gesamtleistung das ganze Jahr 
hindurch während der Tagesstunden un- 
benutzt bleiben. 

Sind aber innerhalb des Stadtgebietes 
keine Absatzmöglichkeiten mehr vorhan- 
den, so ergibt sich von selbst die Ueber- 
schreitung der Stadtgrenze, die 
Versorgung umliegender Ort- 
schaften mit Strom. Zumal dank der 
hohen Entwicklung unserer Hochspannungs- 


Fig.5. Belastung der Städt. Elektrizitätswerke Breslau am 21. 3, 04 
(aus ETZ, S. 322). 


— 


Momo m m m — nn o 


Koppitz, Vom Wirtschaftsbetrieb der Elektrizitätsversorgung 79 


PERBRBRIRBREENER 
gFNEREEBEGEEREERE 
BR SIERERE 


bene = 
= mit © mass: SESEEBENEZ 
apma 
Spon- JMRNEENERN 
sA e paniek 

HH 
HEr 


OE E “as T 
HH HEHE 


S In %. 
ei 


ns 
TE 
er 
ad 
17 
N- 


A 
7 


Re 
IHnsunzEunR 


Brulo- Lrird 


| | | 


VERLEGER EHE, 


EB ’7 BERN, 


am 
AB. 20. 22. 24. 26, X000. 


Fig. 6. Bruttoerträgnis von Elektrizitätswerken in Funktion der Städtegröße 
(nach G. Dettmar, die wirtschaftl. Bedeutung der öffentlichen Elektrizitätswerke Deutschlands, E. K. B. 1910). 


technik die elektrische Energie noch auf 
große Strecken wirtschaftlich übertragen 
werden kann. 

Günstige lokale Bedingungen hatten nun 
verhältnismäßig früh dazu geführt, einträg- 
liche Orte an benachbarte Elektrizitäts- 
werke anzuschließen. Aber zu großzügigen 
Plänen, zum Bau von Ueberlandzentralen, 
bzw. zur entsprechenden Ausgestaltung von 
Stadtzentralen ist es erst in den letzten 
Jahren gekommen. Freilich sind die An- 
schauungen über die Wirtschaftlichkeit 
solcher Werke sehr geteilt. Neben Ueber- 
landwerken mit sehr günstiger oder wenig- 
stens guter Rentabilität gibt es eine ganze 
Anzahl solcher, die von dem Ideal einer. 
guten Ausnutzung weit entfernt ein küm- 
merliches finanzielles Dasein fristen, und 
auch solche, die an dem Zwiespalt zwischen 
Ideal und Wirklichkeit zugrunde gegangen 
sind. 

Die Ursache für dieses verschiedene Ver- 
halten ist im Charakter des Versorgungs- 
gebietes zu suchen. Man unterscheidet Zen- 
tralen mit rein industriellem, solche mit 
rein landwirtschaftlichem und endlich solche 
mit gemischtem Versorgungsgebiet. Diese 
sind in bezug auf den für die Wirtschaft- 
lichkeit maßgeblichen Ausnutzungsfaktor 
wesentlich verschieden. Er ist bei: den rein 
landwirtschaftlichen Zentralen am schlech- 
testen, bei den Industrie-Zentralen am 
besten. 

Aber nicht allein die Ausnutzung des in- 
vestierten Kapitals ist bei den landwirt- 
schaftlichen Ueberlandzentralen schlecht, 


sondern das Anlagekapital selbst ist auch 
noch unverhältnismäßig hoch (siehe Ta- 
belle 411). Das sind zwei Nachteile, die 


Tabelle 4. 
Anlagekosten in Mark. 


| Versorgungsgebiet 
Industrie li. le £ | Landwirtsch. 


pro KW- | | 

Zentralenleistg. 1039 1340 2543 
pro nutzbar abge- 

gebene KW-Std. 0,67 1,64 | 3,95 


sich gegenseitig verschärfen, wie das auch 
zahlenmäßig aus Zeile 2 der Tabelle 4 zu 
ersehen ist. 

Hieraus folgt, daß sich der Bau 
rein landwirtschaftlicher Ueberlandzentralen 
nicht empfiehlt, daß es aber je nach Lage 
der Dinge von Vorteil sein kann, wenn 
Stadtzentralen Landkreise mit Energie ver- 
sorgen. Zumal, weil sich im Zeitpunkt des 
Verbrauchs Stadt und Land sehr gut 
ergänzen. Stellt doch der Konsum für 
landwirtschaftliche Zwecke im wesentlichen 
eine Tagesbelastung dar, die von früh 5 
bis abends 6 oder 7 Uhr, im Winter sogar 
nur bis 5 oder 6 Uhr dauert, und ist außer- 
dem der Bedarf in den Hauptlichtmonaten 
Dezember, Januar (Fig. 9) verschwindend 
gering. Der durch das Vorhandensein billi- 
ger elektrischer Energie mögliche maschi- 


11) Aus Eswein, Elektrizitätsversorgung. 
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Fig.7. Max. Tagesbelastungın des Elcktrizitätswerkes Cassel i.J. 1909 
(nach H. Wallem, ETZ 1910, S. 759). 


nelle Betrieb in der Landwirtschaft würde 
eine wesentliche Steigerung ihres Rein- 
gewinnes bewirken, und zwar infolge der 
Ersparnis an Arbeitslöhnen und der Steige- 
rung des Rohertrages durch intensivere 
Bodenkultur. Nach Berechnungen von 
H. Wallem!?2) wären in der Landwirt- 
schaft innerhalb der nächsten 25 Jahre etwa 
4000000 PS. unterzubringen, welche dann 
einen jährlichen Stromverbrauch von etwa 
1 Milliarde Kwst. verursachen würden. Ver- 
gleichsweise sei bemerkt, daß die Jahres- 
produktion der deutschen Elektrizitäts- 
werke für die Zeit vom 1. 4. 08—1. 4. 09 
1,25 Milliarden Kwst. betrug. Gegenwärtig 
bestehen in Deutschland etwa 260 Ueber- 
landzentralen, die ein Gebiet von 160% 
(= 85000 qkm) seiner Fläche umspannen. 
Außerdem schwebt noch eine große Zahl 
von Projekten. 

„Aber,‘‘ so bemerkt Wallem, „die aller- 
wenigsten der vorhandenen Ueberland- 
zentralen haben rein landwirtschaftlichen 
Charakter, sondern fast stets sind mehrere 
Städte, industrielle Werke, Bahnen oder 
wenigstens eine Anzahl Ortschaften mit an- 
geschlossen.‘ 


13) Die Elektrizität in der Landwirtschaft, ETZ 1910. 


Ferner sei noch erwähnt, daß die in den 
deutschen Kleinbahnen angelegten Kapi- 
talien bei billigem Strombezug aus Groß- 
kraftwerken sich ebenfalls besser ver- 
zinsen würden, und daß ferner gewisse In- 
dustrien, z. B. die künstliche Stickstoff-Er- 
zeugung, erst bei niedrigen Energiepreisen 
lebensfähig werden. 

Auch die beginnende Elektrifizierung 
der Vollbalınen, der aber aus strategischen 
Rücksichten gewisse Grenzen gezogen sind, 
wird für die Elektrizitätswirtschaft von 
Vorteil sein. 

Ob auch die Stromabgabe für Heiz- und 
Kochzwecke13) zur Verbesserung des Be- 
lastungsausgleiches empfehlenswert ist, 
bleibt noch sehr dahingestellt. Müßten 
doch, um den Energieabsatz in dieser Rich- 
tung zu heben, sehr niedrige Ausnahme- 
tarife geschaffen werden, die keineswegs 
geeignet sind, die Rentabilität der Werke 
sehr zu heben. Solange dies der Fall ist, 
scheint es vorteilhafter, die Wärmeversor- 
gung den Gasanstalten nicht zu entreißen. 

Mit der Verbreiterung und Vertiefung 
des Absatzgebietes sind wir noch nicht am 
Ende der Möglichkeiten zur Verbesserung 
des Ausnutzungsfaktors. Es tritt als wei- 
teres Mittel die Verbindung der Pro- 
duktionszentren durch Abschluß 
von Gegenseitigkeitsverträgen 
hinzu. Dieses Verfahren ist z. B. in aus- 
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Fig.8. Max. Tagesbelastungen des Elektrizitätswerkes Danzig i. J. 1909 
(nach H. Wallem, ETZ 1910, S. 759). 
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18) eher, Zur Frage des Heizens u. Kochens 
mit Elektrizität, ETZ 1911. 
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gedehntem Maße bei dem Rhein.-Westt. 
Elektrizitätswerk. in Anwendung, einem 
Elektrizitätsunternehmen, das die Industrie- 
bezirke um Essen und Bochum mit Strom 
versorgt. Von dem R.EW. beziehen eine 
Anzahl großer industrieller Werke ihren 
„Spitzenbedarf‘, den sie nicht mehr selbst 
zu decken imstande sind, und geben ihrer- 
seits die eigenen überschüssigen Energie- 
mengen an das R.EW. ab. Diese Werke 
sparen dabei die Anlage kostspieliger, 
schlecht ausgenutzter Reserveaggregate, da 
sie im R.EW. eine völlige Reserve besitzen, 
und können auch in Zeiten geringen 
Eigenbedarfes ihre Maschinen voll belastet 
laufen lassen, da ihnen ja das R.EW. die 
überschüssige Energie abnimmt. 

Aehnliche Fälle gibt es bei 
bindung von Wasserkraft- und Dampf- 
kraft-Elektrizitätswerken. Hier wird das 
erstere in wasserarmen Zeiten unterstützt, 
während es evtl. bei Wasserreichtum große 
Mengen billiger Energie zurückgeben kann. 

Auch werden viele, in Nachbarschaft von 
Großzentralen liegende mittlere Werke bei 
etwa bevorstehenden Erweiterungen vor 
die Frage gestellt sein: Ausbau der eigenen 
Stromerzeugungsanlagen oder Bezug des 
fehlenden Energiequantums als Großabneh- 
mer vom Nachbarwerk. Diese Frage wird 
sich unter genauer, sachgemäßer Berück- 
sichtigung aller maßgebenden Faktoren rein 
rechnerisch lösen lassen und je nach den 
Verhältnissen verschieden ausfallen. Veral!- 
gemeinerungen sind hier durchaus richt am 
Platze, da es sich in jedem Einzelfall um 
ganz spezielle wirtschaftliche Verhältnisse 
handelt, die genau gegeneinander abgewo- 
gen werden müssen. 

Außer durch Verbesserung des Be- 
lastungsfaktors sucht man die Oekonomie 
der Werke noch durch Anwendung 
möglichst rationeller Energie- 
Gewinnungsmethoden zu erhöhen. 

Neben dem planmäßigen Ausbau der 
Wasserkräfte verdienen in dieser Hinsicht 
zwei Wege Beachtung. Zunächst die Ge- 
winnung der Elektrizität im Nebenbetricb 
bei Hütten und Zechen, und zwar aus den 
Ueberschußgasen der Koks- und Eisenpro- 
duktion oder aus Abfallkohle, die man 
gleich am Gewinnungsort in Elektrizität 
umsetzt („Verfrachtung der Kohle auf dem 
Draht“); sodann die Elektrizitätserzeugung 
mit Nebenbetrieb, und zwar durch Ver- 
gasung des Torfs unter Gewinnung von 
künstlichem Dünger !4) (schwefelsaures Am- 


der Ver- 


4) N. Caro, 
ETZ 1910, S. 1129. 


Moorkultur u. Torfverwertung, 
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(nach H. Wallem, ETZ 1910, S. 730.) 


moniak) oder durch rationelle Auswertung 
der Kohle 15) bei Gewinnung von Teer und 
Ammoniak als Nebenprodukten. Gerade die 
beiden letzteren, noch ganz im Anfange 
der Entwicklung stehenden Methoden ver- 
dienen besondere Beachtung, nicht nur 
wegen des hierbei angewandten Prinzipes, 
die Brennstoffkosten durch Einnahmen aus 
Nebenprodukten zu decken, sondern auch 
deshalb, weil die enttorften Strecken der 
Besiedelung zugänglich werden und die 
rationelle Kohlenauswertung einer ganz er- 
heblichen Steigerung des in den Kohlen- 
schätzen vorhandenen Nationalvermögens 
gleichkommt. 


III. Wirtschaftsformen. Es ist 
naheliegend, daß für diese großzügi- 
gen Unternehmungen der modernen Elek- 
trizitätswirtschaft mit ihrem enormen 
Kapitalbedarf in erster Linie die Gesell- 
schaftsform in Frage kommt. Das Rhein.- 
Westfäl. Elcktrizitätswerk z. B. arbeitet mit 
einem Aktienkapital von 76 Millionen Mark. 
So viel Vorzüge aber diese Riesenunter- 
nehmungen in technischer und wirtschaft- 
licher Beziehung besitzen, so viel Bedenken 
lassen sich doch in volkswirtschaftlicher 
Beziehung gegen sie geltend machen. 

Nur zu leicht könnten sich hier ähnliche 
Gefahren einstellen, wie sie Kohlen- und 
Eisensyndikate zeitigten. Und man ist 
einigermaßen um die wirtschaftliche Exi- 
stenz der kleinen und mittleren Elek- 
trizitätswerke besorgt, die in Versorgungs- 
gebiete der Großzentralen eingeschlossen 
sind und wegen höherer Selbstkosten nicht 
die niedrigen Strompreise einführen können, 
wie sie zum erfolgreichen Wettbewerb 


15) E. Rathenau, Aufgaben der Elektrizitäts- 
industrie u. F. E. Junge, Die rationelle Auswertung 
der Kohle, Berlin, Springer 1900. 
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nötig wären. Nimmt man hinzu, daß diese 
Werke zum großen Teil kommunaler Be- 
sitz sind und mit ihren Ueberschüssen den 
städtischen Etat ausbalanzieren bzw. die 
Steuern entlasten helfen, so wird man ver- 
stehen, daß den Expansionsbestrebungen 
der Großzentralen erheblicher Widerstand 
entgegengesetzt wurde. Das Rhein.-Westf. 
Elektrizitätswerk hatte in dieser Hinsicht 
mit vielen Schwierigkeiten zu kämpfen !t), 
bis endlich ein Umschwung in den Anschau- 
ungen eintrat, demzufolge Staat und Ge- 
meinden 55% Aktienbeteililgung an dem 
Unternehmen annahmen. 

Damit entstand eine 
typische Wirtschaftsform, die 
gemeinwirtschaftliche“ Unter- 
nehmung, welche seitdem viel An- 
klang und häufige Nachahmung gefunden 
hat. Die gemischte Aktiengesellschaft ge- 
währt die zur Leitung so großer indu- 
strieller Unternehmungen notwendige Frei- 
heit und Schnelligkeit in der Geschäfts- 
führung. Sie bewahrt aber auch vor ein- 
seitig privatwirtschaftlicher Betriebsweisce, 
die ohne Rücksicht auf allgemeine, kom- 
munale Interessen nur die Erzielung mög- 
lichst hoher Dividenden erstrebt. Und sie 
sichert endlich den kommunalen und fis- 
kalischen Kassen eine schr brauchbare Ein- 
nahmequelle. 

Fragt man, warum die gemischte Unter- 
nehmungsform (es gibt auch gemischte 
Genossenschaften) gerade auf dem Gebiet 
der Elektrizitätswirtschaft entstand, so ist 
darauf hinzuweisen, daß Staat und Ge- 
meinden ja Besitzer der Straßen und 
Chausseen sind, auf deren Benutzung die 
Elektrizitätsverteilung angewiesen ist. 

Endlich muß noch eine wirtschaftliche 
Neubildung erwähnt werden, die in stei- 
gendem Maße zur Anwendung kommt; es 


ganz neue 
„privat- 


Im Juniheft 1911 der Monatsschrift 
„Technik und Wirtschaft‘ hat Professor 
W. Franz seine gewichtige Stimme zu der 
oben bezeichneten, in einer Denkschrift 
des Verbandes Deutscher Architekten- und 
Ingenieurvereine aufgeworfenen Frage er- 


16) P. Gilles, Die Elektrizität als Triebkraft in der 
Großindustrie, Berlin, R. Trenkel, 1910. 


Die drei Grundelemente. 
Von Prof. Dr. Max Kraft-Wien. 


ist de Trennung von Energie- 
Gewinnung und Verteilung, die 
Bildung von Energie-Wiederver- 
kaufsgesellschaften. Je mehr sich 
unsere Elektrizitätswirtschaft entwickelt, 
desto mehr Körperschaften werden ent- 
stehen, die keine eigene Zentrale besitzen 
und sich nur die Verteilung der Elektri- 
zität zur Aufgabe machen. 

Schluß. Las Ende dieser Entwicklung 
wäre die Konzentration der Elektrizitäts- 
gewinnung auf die wirtschafflichsten Er- 
zeugungsstätten, von denen aus ein ge- 
meinsames, das ganze Land durchziehendes 
Hochspannungsnetz gespeist würde, an das 
sich die Niederspannungsnetze der Wieder- 
verkäufer anschließen. 

Die geschilderte Entwicklung zum Groß- 
betrieb ist eine natürliche Konsequenz un- 
seres Wirtschaftslebens. Der einheitlichen 
Organisation des Verkehrs soll eine ein- 
heitliche Energieversorgung an die Seite 
gestellt werden. Dazu kommt, daß der 
Großbetrieb in der Elektrizitätswirtschaft 
aus mehreren Gründen gercchtfertigt 
erscheint. Er arbeitet nicht nur an sich 
wirtschaftlicher, sondern er bietet über- 
haupt erst die Möglichkeit der Verwer- 
tung von Abfallprodukten und der ratio- 
nellen Auswertung von Torf und Kohle. 
Vor allem aber gibt er die Möglichkeit 
eines weitgehenden Belastungsausgleiches 
und damit die denkbar beste Ausnutzung 
der investierten Kapitalien. 


Es ist leicht, diese Vorteile einzusehen. 
Man erkennt ohne weiteres, daß die 
meisten kleineren und mittleren Betriebe 
mit wesentlich höheren Selbstkosten ar- 
beiten müssen. Die Schwierigkeit liegt nur 


darin, ohne wirtschaftliche Schädigung 
dieser Werke zum Großbetrieb überzu- 
gehen. 


hoben und dieselbe von verschiedenen Sei- 
ten gründlich zu beleuchten gesucht. Als 
Ergänzung dieser bemerkenswerten Aeuße- 
rung möge es mir gestattet sein, diese 
Frage auch noch von einem anderen Stand- 
punkte zu betrachten. 

Da müßte ich nun vor allem darauf hin- 
weisen, daß man die Begriffe Techniker und 
Kaufmann voneinander zu trennen vermag, 
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nicht aber die Begriffe Technik und Wirt- 
schaft. Diese letzteren Begriffe sind nur 
in der Theorie trennbar, niemals in der 
Praxis, denn jeder Bleistiftstrich des im 
technischen Leben stehenden Konstrukteurs 
und Projekteurs, jede noch so geringe oder 
noch so umfangreiche Handlung oder An- 
ordnung des in der Werkstätte leitenden 
Ingenieurs ist gleichzeitig vom technischen 
und wirtschaftlichen Moment vollkommen 
beherrscht. Es wäre ganz leicht nachzu- 
weisen, daß die wichtigsten Hilfsmittel der 
Technik, wie z. B. die Motoren, ihre Ent- 
wicklung hauptsächlich wirtschaftlichen Er- 
wägungen verdanken, ja daß selbst die 
Theorie dieser Motoren, die ganze Festig- 
keitslehre, das technische Versuchswesen 
bis in ihre innersten Atome vom wirtschaft- 
lichen Geiste beherrscht sind. Der prak- 
tische Ingenieur ist daher gleichzeitig Wirt- 
schaftler allerersten Ranges, und was er auf 
diesem Gebiete der heutigen Volkswirt- 
schaft geleistet hat und auch noch leistet, 
habe ich in meinem „Güterherstellung und 
Ingenieur in der Volkswirtschaft‘ betitel- 
ten Buch, und zwar bei der Besprechung 
der technisch-wirtschaftlichen Prinzipien 
nachzuweisen versucht. Es sind geradezu 
gigantische Leistungen. Man kann daher 
nach meiner Ansicht die drei Grundele- 
mente subjektivierend nennen: Techniker, 
Kaufmann, Jurist; nicht aber objektivie- 
rend: Technik, Wirtschaft, Recht; son- 
dern höchstens: Technik, Handel, Recht. 
Schon dieser Umstand, daß der praktische 
Ingenieur zwei wichtige Momente in sich 
ohne weiteres vereinigt, stellt ihn in die 
erste Reihe bei aller Verwaltungstätigkeit, 
die sich auf das technische Volksleben be- 
zieht. 

Dann möchte ich weiter noch hervor- 
heben, wie dies ja auch schon Prof. Franz 
getan, daß es sich bei der Behandlung die- 
ser Frage nur in zweiter Linie um die Be- 
rufsgattungen Techniker, Kaufmann, Jurist 
handeln kann. Die Hauptfrage geht doch 
offenbar dahin: Welche dieser Berufsgat- 
tungen ist diejenige, unter deren oberster 
Leitung die Verwaltung der technischen 
Volkstätigkeit das frischest pulsierende 
Leben, den höchsten Grad der jeweils mög- 
lichen Entwicklung zu erreichen vermag? 
Ist dies der Jurist, dann wäre es doch ganz 
unsinnig, bloß aus überflüssiger Sorge für 
das Vorwärtskommen des Technikers die- 
sen als den richtigen zu bezeichnen. Um 
das wirtschaftliche Wohl des Volkes und 
nicht um das irgendeiner Berufsgattung 
handelt es sich hier. 

Wenn ich nun, und zwar schon, ich weiß 


nicht zum wievielten Male, behaupte, daß 
die technische Tätigkeit eines Kulturvol- 
kes nur dann bei einem frisch pulsieren- 
den Leben erhalten, auf den höchsten Grad 
ihrer Entwicklung gebracht werden kann, 
wenn die oberste Verwaltung dieser Tätig- 
keit einem Techniker, besser Ingenieur an- 
vertraut wird, so scheint dies ja eigentlich 
schon dadurch beweisbar zu sein, daß zu 
einer solchen Verwaltung doch natur- 


und technisch - wissenschaft- 
liches Denken und Urteilen un- 
bedingt notwendig, das nur beim 


Ingenieur vorhanden ist; aber es erfordert 
doch noch eine eingehendere Begründung, 
und zwar deshalb, weil, wie ebenfalls Prof. 
Franz schon angedeutet hat, die verwal- 
tungstechnische Beeinflussung der techni- 
schen Tätigkeit des Volkes oder einer klei- 
neren Gemeinschaft sich oft von derjenigen 


der anderen Tätigkeiten nicht trennen 
läßt. 
Bei den mit dem umfangreichsten 


Agendenkreis belasteten höchsten Zentral- 
stellen (Ministerien) ist diese Trennung 
immerhin leicht durchführbar, nicht aber 
bei den verschieden großen Stadt- und 
Ortsgemeinden, Landrats-, Bezirks- usw. 
Aemtern, wo die oberste leitende Persön- 
lichkeit alle Tätigkeiten zu übersehen, zu 
beeinflussen hat. Zur Leitung solcher Aem- 
ter würde ohne Zweifel dasjenige Subjekt 
das geeignetste sein, das gleichzeitig Tech- 
niker, Kaufmann und Jurist wäre Da 
solche Subjekte wohl nur selten zu finden 
sind, handelt es sich nun um die Erkenntnis, 
welche der drei Berufsgattungen wohl die 
geeignetsten Subjekte bieten könne. 

Da mindestens zwei Drittcile eines Kul- 
turvolkes sich technischer Tätigkeit hin- 
geben, da diese zweifellos heute die mei- 
sten Erwerbsmöglichkeiten bietet, über- 
wiegen, wie allgemein bekannt, in den oben 
erwähnten Aemtern, namentlich in Stadt- 
gemeinden, die technischen und technisch- 
wirtschaftlichen Agenden. Zur richtigen, 
tunlichst fehlerlosen Ordnung dieser Agen- 
den, zur Erhaltung eines frisch pulsieren- 
den Lebens und einer hochgradigen Ent- 
wicklung dieser Tätigkeit ist aber natur- 
und technisch-wissenschaftlichess Denken 
und Urteilen die erste und wichtigste Be- 
dingung. 

Dem Juristen und Kaufmann bleibt die- 
ses auf Mathematik, Physik und Chemie 


aufgebaute Denken und Urteilen für 
immer fremd, denn Technik kann 
nur an den Hochschulen, nur in Kon- 


struktionssälen und Laboratorien, nicht auf 
privatem Wege, daher nicht nachstu- 
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diert werden. Der Güterherstellung ge- 
nannte Abschnitt in der Volkswirtschafts- 
lehre ist bisher, wie ich im oben erwähnten 
Buche nachgewiesen habe, so dürftig und 
teilweise so unrichtig dargestellt, daß er 
nicht gezählt werden kann. Juristen und 
Kaufleute können daher auf diesem Qe- 
biete die außerordentlich wichtige Pflicht 


der Kontrolle und Initiative, ohne welche 


eine segensreiche Verwaltungstätigkeit ein- 
fach ausgeschlossen ist, nicht ausüben, da 
diese tiefgehende Sachkenntnis erfor- 
dern und da die anderen Berufsgattungen 
gleich nach Vollendung ihrer Studien in 
das Bureau eingeschlossen, den Strom des 
technischen Lebens meist nur durch die 
Fenster ihrer Amtsstube zu beobachten 
Sinn und Gelegenheit haben, und dem 
oben erwähnten Denken überhaupt ferne 
stehen, sind sie höchstens zur Ord- 
nung der außerhalb der technischen lie- 
genden Angelegenheiten befähigt, welch 
letztere, dem allgemein menschlichen Den- 
ken viel näher liegend als das technische, 
von anderen Berufssubjekten jedenfalls 
leichter zu bewältigen sind. 

Dem Kaufmann und Juristen gegen- 
über befindet sich der Techniker nicht 
nur im vollen Besitze dieser ganz spezi- 
fischen technischen Denkfähigkeit, er 
kann auch nach Abschluß seiner Studien, 
welch letztere schon die Volkswirtschafts- 
lehre umfassen, sich das Denken auf den 
anderen Gebieten der Verwaltungstätigkeit 
durch privates Studium aneignen; ja er 
muß dies sogar, wenn er leitende Stellun- 
gen in der Technik einnehmen will. Der 
Betriebsleiter irgendeiner technischen 
Unternehmung muB nicht nur praktischer 
Volkswirt sein, er muß auch alle auf seine 
leitende Tätigkeit bezüglichen Gesetze, die 
Gewerbe- und Bauordnung, die Kessel- und 
Dampfmaschinen-, die Kranken- und Un- 
fallversicherungsgesetze, die Steuer- und 
Zollgesetze usw. genau kennen, wenn er 
nicht jeden Tag mit irgendeinem Paragra- 
phen dieser Gesetze in Widerspruch geraten 
soll. Ein im Leben stehender, prak- 
tischer Ingenieur an leitender 
Stelle ist daher nicht nur im vollen Be- 
sitze des natur- und technisch-wissenschaft- 
lichen Denkens, nicht nur ein Wirtschaftler 
ersten Ranges, es ist ihm auch das Den- 
ken und die Erfahrung auf kaufmänni- 
schem und Rechtsgebiete nicht fremd; er 
ist daher in der Lage, auf all diesen Ge- 
bieten Kontrolle und Initiative zu üben, und 
daher, wenn sich all dies mit hoher 
allgemeiner Bildung paart, die ein- 
zigrichtige Persönlichkeit für die 


oberste Leitung aller jener Aemter. Nur 
die traditionelle Mißachtung desselben in 
Staat und Gesellschaft kann diese Wahr- 
heit verschleiern. 

Wenn die allgemeine Meinung noch 
immer den Juristen für den Geeignetsten 
hält, so liegt dies daran, daß die Verwal- 
tungstätigkeit mit der Anwendung von Ge- 
setzen und Verordnungen in unmitielbarer 
Verbindung steht undsie glaubt, daß das nur 
ein Jurist zu vollbringen vermag. Ein Gesetz 
besteht aber aus einem Wesensinhalt und 
einer Form, von welchen doch ohne Zweifel 
der erstere der wichtigere, das Wesens- 
moment ist. Jener Inhalt ist aber aus der- 
jenigen Lebenssphäre gezogen, auf die sich 
das Gesetz bezieht, ist von demjeni- 
gen Geist beherrscht, der in dieser 
Lebenssphäre waltet. Der Wesensinhalt 
der auf das technische Leben bezüglichen 
Gesetze kann daher nur ein spezifisch 
technischer sein. Ein Gesetz richtig 
anwenden kann daher nur derjenige, der 
diese Lebenssphäre und ihren Geist kennt, 
ja intensiv kennt, daher auf technischem 
Gebiete ausschließlich der Ingenieur, und 
diese sachverständige Gesetzesanwendung 
ist um so wichtiger, als Fehler im Wesens- 
moment sehr schwer, oft erst nach vielen 
Jahren auffindbar und dann nicht melır 
gutzumachen, während Formfehler sehr 
leicht auffindbar und daher auch leicht 
zu tilgen sind. Bei der Anwendung 
der auf die technische Volkstätigkeit be- 
züplichen Gesetze steht daher der das 
Wesensmoment beherrschende Ingenieur 
an erster Stelle, und erst an zweiter Stelle 
der das Formmoment beherrschende Jurist. 

Wenn jemand gegen diese Beweisfüh- 
rung die richterliche Tätigkeit ins Feld 
führt, so ist damit kein Gegenbeweis er- 
bracht, denn die Verwaltungstätigkeit, die 
belebend, weckend, richtunggebend, initia- 
tiv auf das Volksleben wirken soll, ist von 
der richterlichen, bei der all dies fehlt, 
vollkommen verschieden. 

Wenn in dem bekannten Königsberger 
Fall die Meinung geäußert wurde, der 
Techniker würde sich bei der Anwendung 
der Gesetze zu strenge an den Wortlaut 
des Paragraphen binden und die Tragweite 
seiner Entscheidung nicht kennen, so kann 
sich das eben nur auf das weit weniger 
wichtige Formmoment beziehen. Die 
Tragweite der Wesensentscheidung kann, 
so weit es sich um technische Angelegen- 
heiten handelt, ausschließlich nur 
der Techniker beurteilen Die 
Meinung, daß sich die für eine leitende, 
zusammenfassende Tätigkeit erforderlichen 
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Kenntnisse bisher immer noch der Jurist 
am besten angeeignet habe, ist insofern 
eine irrige, als sich derselbe das natur- 
und technisch-wissenschaftliche Denken ab - 
solut nicht anzueignen, daher die 
Tragweite seiner das technische Leben be- 
treffenden Wesensentscheidungen ebenso 
absolut nicht zu erkennen vermag, daher 
dem nächstbesten, oft geringe allgemeine 
und auch technische Bildung und Erfahrung 
aufweisenden, jungen technischen Sachver- 
ständigen auf Gnade und Ungnade ausge- 
liefert ist, woraus sich die Unsicherheit, 
die Zeitversäumnis und die schwer auszu- 
gleichenden Fehler in diesen Entscheidun- 
gen ergeben, denen ganz ohne Zweifel die 
heutigen, gewiß bedenklichen wirtschaft- 
lichen Zustände entsprossen, die sich im- 
mer schwieriger gestalten werden, wenn 
auf dem Gebiete der technischen Volks- 
tätigkeit mit diesem Systeme der juristi- 
schen Oberherrschaft nicht gebrochen wird. 


Der Ingenieur ist cines der hervor- 
ragendsten Organisations- und Verwal- 
tungssubjekte, er hat die durchweg als 


eine Großtat angestaunte heutige Industrie 
organisiert, ihre mustergültige Verwal- 
tung geschaffen, denn die Industrie besteht 
aus bis ins Innerste von den Prinzipien der 
technischen Wissenschaftlichkcit und Wirt- 
schaftlichkeit beherrschten technischen 
Prozessen von unglaublicher Mannig- 
faltigkeit, die sich auch noch in ununter- 
brochener Umbildung und Entwicklung be- 
finden, während die finanzielle Organisa- 
tion der Industrie etwa fünf bis sechs For- 
men kennt, die sich im letzten Jahrl:un- 
dert kaum geändert haben. 


Daß nicht jeder Ingenieur ein solcher 
Organisator und Verwalter ist, ist ebenso 
begreiflich, wie daß sich nicht jeder Jurist 
für die obersten leitenden Stellen eignet. Es 
kommt hier, wie überall, auf die richtige 
Wahl an. 


Wenn es sich daher um die Erkenntnis 
handelt, welches der subjektivierten Grund- 
elemente zur Leitung der Verwaltungs- 
ämter am geeignetsten ist, so können in 


Das den Verwaltungsbeamten unmittelbar 
berührende öffentliche Recht wird in dem 
juristischen Lehrplan bekanntlich sehr stief- 
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logischer Folgerung nur folgende Grund- 
sätze zur Geltung kommen: 


1. Bei der Leitung solcher Aemter, 
bei denen es sich auch um tun- 
lichst fehlerlose Wesensentscheidung tech- 
nischer und technisch - wirtschaftlicher 
Angelegenheiten handelt, müssen die 
zwei letzteren Elemente (Kaufmann und 
Jurist) ausgeschlossen werden, weil sie dem 
natur- und technisch - wissenschaftlichen 
Denken für immer fern stehen, ohne die- 
sem aber ein frisch pulsierendes Leben, ein 
höchster Grad der Entwicklung auf diesen 
Gebieten nicht zu erreichen ist. 

2. Wenn dieser erwähnte höchste Grad 
der Entwicklung angestrebt wird, muß 
die Leitung derjenigen Zentralstellen (Mini- 
sterien), denen die richtunggebende Beein- 
flussung des technischen Volkslebens an- 
vertraut ist, dem ersterwähnten Grundele- 
mente, dem Ingenieur zufallen. Unter der 
Leitung der anderen Elemente ist dieser 
höchste Grad einfach unerreichbar, 
weil die sachverständige Kontrolle und Ini- 
tiative fehlt. 

3. Bei der Leitung von Stadt- und Orts- 
gemeinden und niedrigeren Aemtern mit 
zusammenfassender Verwaltungstätigkeit 
steht der Ingenieur ebenfalls an erster 
Stelle, weil er sich die für die nicht tech- 
nischen Angelegenheiten nötigen Kennt- 
nisse durch Privatstudium anzucignen ver- 
mag, während das natur- und technisch- 
wissenschaftliche Denken durch ein solches 
Studium nicht erreichbar ist. 

4. Das geeignetste Grundelement für 
solche Verwaltungstätigkeit ist ein mit 
hoher allgemeiner Bildung ausgestattcter, 
mindestens ein Jahrzehnt im praktischen 
technischen Leben gestandener, mit leiten- 
der Tätigkeit betrauter, daher auch den 
kaufmännischen und Rechtsangelegenheiten 
nicht fremder, tüchtiger Ingenieur. 

5. Speziell Stadt- und Ortsgemeinden, 
in welchen heute die technischen Ange- 
legenheiten alle anderen weit überwiegen, 
können nur unter der obersten Leitung 
eines solchen Ingenieurs den höchsten Grad 
ihrer Entwicklung erreichen. 


mütterlich behandelt. Das Privilegium 
der Juristen für Öffentliche und private 
Verwaltungsstellungen ließe sich daher nicht 
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erklären, wenn nicht zwischen juristischer 
und verwaltender Tätigkeit eine innere 
Verwandtschaft bestände, vermöge deren 
das juristische Studium als die gege- 
bene Vorbereitung für den Verwaltungs- 
beamten angesehen werden mußte. 


Alle Verwaltung besteht als organisato- 
rische Tätigkeit in der Gruppierung von 
Personen und Aufgaben nach einem be- 
stimmten System und als leitende Tätig- 
keit in der Sorge, daß innerhalb des 
Systems nach einheitlichem Prinzip gear- 
beitet wird. Je höher der Verwaltungs- 
beamte steht, um so mehr wird man bei 
ihm allerdings auch eigene Ideen voraus- 
setzen, aber über das Verwalten im enge- 
ren Sinne geht diese schöpferische Tätig- 
keit hinaus. Von den allerhöchsten Stellun- 
gen abgesehen, erschöpft sich insbesondere 
die Tätigkeit des staatlichen Verwaltungs- 
beamten in der Durchführung gegebener 
Grundsätze auf vorgezeichnetem Wege. 


Wie man nun unter einem System eine 
Form versteht, in welche Dinge oder Be- 
griffe gruppiert sind, so läuft auch die 
systematisierende Tätigkeit des Verwal- 
tungsbeamten darauf hinaus, Tatsachen in 
Formen zu zwingen. Je mehr aber nament- 
lich das Staatsinteresse durch eine mög- 
lichst peinliche Respektierung des überlie- 
ferten Systems bedingt erschien, um so 
weniger konnte man hier auf die Heran- 
ziehung von Persönlichkeiten verfallen, die 
wie die Techniker von vornherein auf mög- 
lichste Berücksichtigung der tatsächlichen 
Verhältnisse erzogen sind und für die die 
Form immer etwas Sekundäres bleibt, das 
sich den tatsächlichen Vorgängen anzu- 
passen hat. Ebensowenig konnte für eine 
Staatsverwaltung, die in eine einzige Spitze 
auslief und die in dem Beamten ein mög- 
lichst mechanisch arbeitendes Werkzeug 
dieser Spitze zu besitzen wünschte, eine 
Wissenschaft eine geeignete Erzieherin sein, 
die in ihrem induktiven Aufbau ihre ober- 
sten Prinzipien fortgesetzt an dem Kon- 


kreten und Erfahrungsmäßigen kontrol- 
liert. 
Die Rechtswissenschaft lebt hier in 


ganz anderen Anschauungen. Die Form ist 
für sie in aristotelischem Sinne dem Stoffe 
überlegen. Der Gedanke, tatsächliche Ver- 
hältnisse zum Maßstabe für die Daseins- 
berechtigung einer Formvorschrift oder 
eines festgelegten Begriffes zu nehmen oder 
Form und Begriff gar fallen zu lassen, weil 
sie im Einzelfalle praktisch unbrauchbar 
sind, liegt ihr meilenfern, wie auch die 
Nachprüfung des Allgemeinen und Abstrak- 


ten an dem Einzelnen und Konkreten außer- 
halb jeder juristischen Denkweise liegt. 
Die Jurisprudenz ist vielmehr neben der 
Theologie die einzige Wissenschaft, die 
ihren deduktiven Aufbau durch die Jahr- 
hunderte bewahrt hat, wie denn auch der 
Jurist vor allem darin geschult wird, das 
Einzelne aus dem Allgemeinen abzuleiten 
und seine Daseinsberechtigung an ihm zu 
bewerten. Durch den Autoritätsglauben, 
der sich damit bei ihm entwickelt und die 
daraus resultierende Bereitwilligkeit, das 
praktische Ergebnis jeden Augenblick der 
vorgeschriebenen Form und dem Prinzip 
zu opfern, mußte der Jurist einer mehr 
oder weniger autokratischen Verwaltungs- 
behörde besonders empfohlen sein, wäh- 
rend das Volk darin, daß die Autorität des 
Juristen nicht eine Autorität vor einzelnen 
Personen, sondern eine Autorität vor Be- 
griffen und Prinzipien war, einen Schutz 
gegen Beamtenwillkür zu finden glaubte. 


Mit der fundamentalen Aenderung un- 
serer staatlichen und wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse mußten allerdings andere Anfor- 
derungen an die Verwaltungsbeamten ge- 
stellt werden. Von diesen wurde, nach- 
dem das Verhältnis vom Regierenden zum 
Regierten einer wechselseitigen Beein- 
flussung gewichen war, wenn auch nicht 
übermäßige Initiative, so doch die Fähigkeit 
gefordert, die Leitung soweit der Eigen- 
art der tatsächlichen Verhältnisse anzu- 
passen, daß Konflikte möglichst vermieden 
wurden. So kam es, daß die Prädestination 
der Juristen für die Verwaltung einer Nach- 
prüfung unterzogen wurde, mit dem Er- 
gebnisse, daß die Schranken, durch welche 
die Techniker von den leitenden Stellungen 
ausgeschlossen wurden, fallen mußten. 
Während insbesondere in den staatlichen 
Betriebsverwaltungen die Techniker mit 
den Juristen in erfolgreichen Wettbewerb 
traten, bildeten sich unsere Privatbetriebe 
mehr und mehr zu großen Verwaltungs- 
körpern unter technischer Leitung aus. 


Mit der Zurückdrängung lediglich juristisch 
vorgebildeter Verwaltungsbeamten ist aber 
der Bildungswert des juristischen Denkens 
für die verwaltende Tätigkeit nicht ver- 
neint. Der Mangel unserer spezifisch 
juristisch geschulten Beamten an Beweg- 
lichkeit und Anpassungsfähigkeit erklärt 
sich zum Teil jedenfalls daraus, daß die 
juristische Lehrmethode sich den veränder- 
ten Verhältnissen nicht angepaßt hat. 

Hierher gehört zunächst die der juristi- 
schen Wissenschaft eigentümliche Trennung 
von Theorie und Praxis in ihren Vertretern. 
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Die Tatsache, daß unsere juristischen Lehr- 
meister mit der Praxis keinerlei Fühlung 
haben, daß sie in ihrer Mehrzahl überhaupt 
noch niemals einen Prozeß entschieden oder 
plädiert haben, erklärt es, daß unsere 
Rechtsbeflissenen zwar mit einem gewissen 
Rüstzeug versehen, aber ohne jede Uebung 
in seiner Anwendung in die Praxis treten. 
Der Gesichtspunkt, aus dem dies zu be- 
klagen ist, ist nicht etwa die Verschiebung 
der praktischen Unterweisung in ein späte- 
res Vorbereitungsstadium, sondern es han- 
delt sich darum, daß mit dieser künstlichen 
Trennung von Theorie und Praxis den Ju- 
risten die ungesunde Vorstellung einer 
Lebensfähigkeit rein theoretischer Gebilde 
eingeimpft wird. 


Damit im Einklang steht die Loslösung 
der Form von dem Stoffe in dem juristi- 
schen Lehrplan. Ein Dozent der Physik, 
der seinen Hörern in dem einen Vortrage 
die hydrostatische Wage erklären, ihnen in 
einem anderen vielleicht die Tabelle der 
spezifischen Gewichte geben, ihnen aber in 
keinem zeigen würde, wie man die letz- 
teren mittels der ersteren feststellt, würde 
kein Verständnis finden. Daran aber, daß 
im Rechtsunterrichte der Prozeß zu einem 
selbständigen, vom materiellen Rechte ge- 
trenntem Unterrichtsgegenstande gemacht 
wird, nimmt niemand Anstoß. 


Während endlich der realistische Unter- 
richt, von dem Konkreten und Faßlichen 
ausgehend, zum Allgemeinen und Abstrak- 
ten aufsteigt, steigt der Rcechtslehrer vom 
Allgemeinen zu dem Besonderen herab. Es 
ist hervorgehoben, daß die Abhängigkeit 
des Besonderen von dem Allgemeinen in dem 
Wesen der zeitigen Rechtswissenschaft als 
einer deduktiven Wissenschaft begründet ist; 
aber damit ist noch nicht gesagt, daß dieser 
für das Fassungsvermögen geradezu wider- 
sinnige Weg auch in dem Rechtsunter- 
richte beschritten werden muß. 


Daß die Rechtskandidaten ihr Wissen im 
wesentlichen aus dem Repstitorium schöp- 
fen, ist eine bekannte Tatsache. Statt nun 
dieser Erscheinung auf den G:und zu gehen 
und sich darüber klar zu werden, daß es 
die Unterrichtsmethode ist, die eben einen 
denkenden Menschen zurückstößt, sinnt 
man über neue Examina und Erschwerung 
der vorhandenen nach, indem man, echt 
juristisch, die Methode schon durch ihre 
Ueberlieferung jeder Kritik enthoben er- 
achtet. 


Unter diesen Umständen können die 
Technischen Hochschulen ihrer Aufgabe, 


unsern privaten und staatlichen Betrieben 
neben Betriebsingenieuren technische Ver- 
waltungsbeamte vorzubilden, nicht dadurch 
gerecht werden, daß sie ihre Schüler auf 
einzelne Lehrvorträge juristischer Fakul- 
täten verweisen oder daß sie einen oder 
den anderen dieser Lehrvorträge zu sich 
herüberziehen, sondern nur dadurch, daß 
sie die juristische Schulung nach einer ihren 
Sonderzwecken angepaßten Methode in 
ihren Lehrplan aufnehmen. 

Der spätere Verwaltungsingenieur soll 
sich in verhältnismäßig beschränkter Zeit 
in die eigentümliche Anschuung und Denk- 
weise der Rechtswissenschaft hineinarbei- 


ten. Deshalb müssen ihm vor allem 
solche Rechtsgebiete vorgeführt wer- 
den, in denen die Vorherrschaft des 
Formalen und Begrifflichen einen mög- 


lichst plastischen Ausdruck findet. Da- 
hin gehört in erster Linie der Prozeß. Es 
ist völlig ausgeschlossen, daß jemand olıne 
den Prozeß nach dieser formalen Seite 
juristisch geschult werden kann und damit 
auch, daß er ohne ihn den spezifischen Bil- 
dungswert der Rechtswissenschaft ausnutzt. 
Der Strafprozeß kommt hier weniger in Be- 
tracht. Durch den Zivilprozeß wird der 
Techniker aber bald in die eigentümliche 
juristische Gedankenwelt eingeführt wer- 
den, wenn er sicht, wie die Feststellung des 
Sachverhältnisses durch die Beobachtung 
bestimmter Formen bedingt ist, wie die 
Partei unterliegt oder ihre Beweismittel 
verliert, weil sie die Frist versäumt hat, 
und wie das alles unter bestimmten Vor- 
aussetzungen und in ganz bestimmten For- 
men wieder ausgeglichen werden kann. Es 
kommt hier noch weniger wie bei dem ma- 
teriellen Rechte darauf an, daß die Hörer 
sich den Stoff in seinen Einzelheiten ein- 
prägen, und deshalb wird man auch Ge- 
biete, bei denen die formale Seite zurück- 
tritt, wie den Amtsgerichtsprozeß, Ehe- 
sachen, Entmündigung und Zwangsvoll- 
streckung ausschalten. Andererscits wird 
man aber im Interesse der Anschaulichkeit 
nicht umhin können, den Hörer sporadisch 
auch in Einzelheiten des Prozeßganges ein- 
zuführen. 

An dem materiellen Rechte kann gezeigt 
werden, wie der Begriff den Maßstab für 
die Gestaltung der Wirklichkeit bildet und 
wie aus den Begriffen ein nach allen Rich- 
tungen geschlossenes System formuliert 
wird. Dazu bedarf es aber wieder nicht 
einer das ganze Bürgerliche Recht erschöp- 
fenden Vorlesung, sondern es genügt, wenn 
die allgemeinen Rechtsbegriffe und Einzel- 
heiten aus dem Vertragsrechte vorgeführt 
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und damit ein Ueberblick über das Ganze 
verbunden wird. Den unmittelbar prakti- 
schen Interessen der Hörer wird dabei da- 
durch Rechnung getragen werden können, 
daß aus dem Bürgerlichen Rechte und dem 
Handelsrechte ein einheitlicher Vortrags- 
gepgenstand gestaltet wird, in dem bei Ab- 
weichungen immer die handelsrechtliche 
Vorschrift an die Stelle. der bürgerlich- 
rechtlichen tritt. Teile des Bürgerlichen 
Rechts, die weder für das juristische Den- 
ken charakteristisch sind, noch für den Ver- 
waltungsingenieur unmittelbar praktische 
Bedeutung haben, wie beispielsweise Erb- 
recht und der größte Teil des Familien- 
rechtes, wären auszuschalten. 

Als Dozenten sollten unter allen Umstän- 
den nur praktisch tätige Juristen berufen 
werden. Des weiteren führe man den 
Studierenden die Rechtsbegriife zunächst in 
konkreten Rechtsfällen vor und leite sie 
aus diesen ab. Es geschehe das auch nicht 
in cinem lehrhaften Vortrage, sondern man 
lasse es die Studenten selbst tun, indem 
man sie zu eigenen Versuchen auffordert. 
Das Kollegienheft, im günstigsten Falle ein 
auf einem Umwege beschafftes Lehrbuch, 
dessen Niederschrift die Aufmerksamkeit von 
der Sache abzieht, sei endgültig beseitigt. 
Dagegen gebe man dem Studierenden von 
Anfang an das Gesetzbuch in die Hand und 
lasse ihn damit praktisch arbeiten. Man 
lasse ihn Verträge und Gesuche an 


Il. 


Auf dem Gebiete der Kaliindustrie 
brachte das verflossene Jahr als Folge des 
Kaligesetzes zu guter Letzt noch die Erfül- 
lung eines lang ersehnten Wunsches, der 
lückenlosen Schließung des Kalisyndikates, 
indem sich im letzten Momente die wenigen 
noch vorhandenen Outsider dem Syndikat 
angeschlossen haben. Daß aber das alte 
Leiden der Kaliindustrie, die Ueberproduk- 
tion und Ueberkapitalisierung, beseitigt 
wird, ist schwerlich anzunehmen; hat man 
sich doch zu vergegenwärtigen, daß die 
in Kali investierten Kapitalien ca. 800 Mill. 
Mark betragen, während man nach fach- 
männischem Urteil die Produktion mit ein 
Viertel dieser Summe reichlich erzielen 
könnte. Die Kaliförderung könnte von 
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Behörden entwerfen. Endlich verbinde 
man in dem Vortrage das materielle 


Recht mit dem Prozesse, lasse die 


Studierenden aus tatsächlichen Vorgängen 
die rechtlich erheblichen Tatsachen heraus- 
finden, sie als streitige einander gegenüber- 
stellen und in den Formen des Prozesses 
entscheiden. Auf diese Weise ziehe der Do- 
zent den Hörer überall zu selbständiger 
Mitarbeit heran und hebe ihn dadurch aus 
der Passivität heraus. Auch führe man 
ihm in Gerichtsverhandlungen das lebende 
Recht vor Augen. Im übrigen aber hüte 
man sich davor, den Lehrer zu reglemen- 
tieren und dadurch seine Bewegungsfrei- 
heit einzuschränken. 

Ein realistisch vorgebildeter technischer 
Hochschüler, der zwei Semester lang 
zweimal wöchentlich eine solche Vorlesung 
besucht hat, wird sich weitere positive 
Rechtskenntnisse, deren er in seiner verwal- 
tenden Tätigkeit bedarf, leicht aneignen. 
Er wird insbesondere dem Gutachten des 
Fachjuristen, das ihm in leitender Stellung 
stets zur Verfügung steht, nicht kritiklos 
gegenüberstehen. Er wird aber auch an 
juristischer Schulung unsern zeitigen 
Rechtskandidaten überlegen sein. Mit 
einem derartigen Ausbau ihres Lehrplans 
werden die Technischen Hochschulen die 
glücklichste Verbindung empirischer und 
rationeller Bildung erzielen. 


einem Dutzend Unternehmungen geleistet 
werden, während sich zurzeit annähernd 
80 darin teilen. Da überdies der Grün- 
dungsdrang immer noch weiter um sich 
greift, muß das Syndikat alle Kraft auf- 
bieten, um den Absatz in ganz anderer 
Weise zu steigern. Nur dann ist es in der 
Lage, der Unmenge von Teilnehmern einen 
Gewinn zu bringen. 


Außerordentliche Bedeutung hat für 
Deutschland im letzten Jahre die Her- 
stellung vonkünstlichem Dünger 
gewonnen. Vergegenwärtigt man sich, daß 
Deutschland der größte Verbraucher von 
Salpeter auf dem Weltmarkte ist — es 
bezieht jährlich für ca. 110 Mill. M. Sal- 
peter —, so verdienen alle Bestrebungen, 
die darauf hinzielen, Düngemittel auf 
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künstlichem Wege herzustellen, die größte 
Beachtung. Bemcerkenswerte Fortschritte 
sind auf dem Gebiete der elektrochemi- 
schen Verfahren gemacht worden. Beson- 
ders ist es hier Siemens & Halske gelun- 
gen, die bestehenden Schwierigkeiten zu 
überwinden und ein brauchbares Verfahren 
auszubilden. Zurzeit ist man in der Haupt- 
sache auf das Ammoniumsulfat angewiesen, 
das als Nebenprodukt der Kokereien ge- 
wonnen wird, ohne Rücksicht auf den je- 
weiligen Bedarf der Landwirtschaft. Welche 
Summen hierbei schon in Frage kommen, 
ergibt sich daraus, daß im Jahre 1910 etwa 
337000 t schwefelsaures Ammonium abge- 
setzt wurden, entsprechend einem Markt- 
preise von rund 90 Mill. M. Mit dieser 
Zahl überflügelte Deutschland seinen 
Hauptrivalen auf diesem Gebiete, England. 
Man sieht hieraus, wie wichtig die weitere 
Vervollkommnung der elektrochemischen 
bzw. synthetischen Verfahren ist, und es 
steht zu hoffen, daß diese in nicht allzu 
ferner Zeit Deutschland von dem Auslande 
unabhängig machen und daß die Millionen, 
die heute noch für Salpeter ins Ausland 
wandern, dem Inlande erhalten bleiben. 

Unerfreulich, wie schon seit Jalıren, ist 
die Lage auch weiterhin in der Zement- 
industrie geblieben, eine Folge der 
übermäßigen Gründungen, der dadurch bce- 
dingten Ueberproduktion und der sinken- 
den Preise. Eine Reihe von Firmen hat 
ihre Betriebe stark vergrößert bzw. ganz 
neue Betriebe eingerichtet. Mit Einführung 
der amerikanischen Drehöfen haben diese 
Werke ihre Betriebskosten an Kohle und Be- 
dienung wesentlich herabgesetzt und gleich- 
zeitig ihre Leistungsfähigkeit um ein Mehr- 
faches gesteigert, während die zurück- 
gebliebenen Werke mit ihren alten Schacht- 
und Ringöfen außerstande sind, den Wett- 
bewerb aufzunehmen. Die Schutzkraft des 
Syndikates ist daher bei der großen An- 
zahl der Outsider nicht in der Lage, die 
Folgen der großen Ueberproduktion zu be- 
seitigen, so daß es ganz ungewiß ist, ob 
eine Erneuerung des Zementsyndikates 
überhaupt möglich ist. 

Wenig günstig war auch die Lage der 
‚Textilindustrie Zu den enormen 
Baumwollpreisen am Jahresanfang standen 
die niedrigen Garn- und Gespinstpreise in 
keinem Verhältnis. Dies führte zu großen 
Betriebseinschränkungen und Geldschwie- 
rigkeiten. Dazu kam Mitte des Jahres eine 
Preisrevolution auf dem Rohbaumwoll- 
markte infolge der überaus günstigen 
amerikanischen Ernte, welche den deut- 
schen Fabrikanten, die sich noch zu den 


alten hohen Preisen schr reich eingedeckt 
hatten, ungeheure Verluste brachte. Eine 
Reihe von Unternehmungen wurde durch 
diese Umstände gezwungen, ihre Zahlun- 
gen einzustellen. 

Etwas besser als im Jahre 1910 schnitt 
im letzten Jahre das Brauereigewerbe 
ab, trotzdem es neben hohen Rohstoff- 
kosten mit einer beträchtlichen Belastung 
durch die neuen Steuern zu rechnen hatte. 
Allerdings konnte es mit Hilfe seiner Or- 
ganisation in den meisten Fällen die 
höheren Selbstkosten auf die Verbraucher 
abwälzen. Außerdem ermöglichte der 
sehr heiße Sommer und Herbst eine be- 
deutende Steigerung des Bierabsatzes, der 
der Entwicklung der Brauercien sehr zu- 
statten kam. Für die kommende Zeit sind 
weniger .günstire Aussichten vorhanden, 
da neben einer ungewöhnlich starken Preis- 
steigerung der wichtigsten Rohstoffe der 
Bierbereitung die scitheriee Geschlossen- 
heit in der Organisation der Brauereien 
mancherlei Einbußen erlitten hat. 

Der Geldmarkt hatte unter der un- 
ruhigen äußeren politischen Lave zu leiden 
gehabt. Marokko, Tripolis, China, Persien 
waren die Hauptfaktoren, die den inter- 
nationalen Frieden bedrohten. Trotzdem 
sie nicht dazu angetan waren, unserem 
Geldmarkte, unserem Außenhandel und 
unserer Schiffahrt ruhige Stunden zu be- 
reiten, haben sie es nicht vermocht, diesen 
Hauptwirtschaftsfaktoren besonderen Ab- 
bruch zu tun. Gingen auch die Wogen der 
Erregung manchmal hoch, mußten auch 
eine Reihe von Sparkassen heftigen Runs 
standhalten, die Grundlagen unseres Geld- 
marktes und der Börse wurden nicht er- 
schüttert. Ungeachtet der stellenweise auf- 
getretenen, vorübergehenden Panik waren 
wir weit entfernt von einer „catastrophe 
incalculable“, die uns von verschiedenen 
französischen Zeitungen prophezeit wurde. 

Wie schwer oder wie leicht ein Volk 
eine Geldpanik überwindet, hängt in erster 
Linie von der Liquidität des Geldmarktes, 
der Geldorganisation ab. Im verflossenen 
Jahre hat der Geldmarkt die Probe gut 
überstanden, trotzdem, außer der eben er- 
wähnten Panik, der innere normale Verkehr 
und das Kreditbedürfnis große Anforderun- 
gen an ihn stellten. Verkehr und Kredit- 
bedürfnis stehen im engen Zusammenhang 
mit der Arbeitsintensität eines Landes. Den 
Umfang der Betätigung erkennt man be- 
sonders an den Eisenbahneinnahmen und 
den Ziffern des Außenhandels. 

Die Eisenbahneinnahmen sind ge- 
waltig gestiegen. DerGesamtbetrag erreichte 
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die Höhe von ca. 2,93 Milliarden Mark, bei 
einer Steigerung von 192 Millionen oder 
ca. 6!1/,%/0o gegen das Vorjahr. Die Fracht- 
einnahmen überschritten bereits die zweite 
Milliarde, während die Einnahmen aus 
dem Personenverkehr bald eine Milliarde 
erreichten. Desgleichen hat der Außen- 
handel einen großartigen Aufschwung 
genommen. Der Auslandsverkehr umfaßte 
im vergangenen Jahr eine Warenmenge von 
reichlich 17,6 Milliarden Mark, wovon etwa 
91/, Milliarden auf die Einfuhr und etwa 
8,1 Milliarden auf die Ausfuhr entfallen. 
Hier hat die schon 1910 eingesetzte Be- 
lebung eine weitere Ausdehnung des deut- 
schen Wirtschaftslebens im Gefolge gehabt. 
Steinkohle- und Koksausfuhr haben be- 
trächtliche Erhöhungen aufzuweisen (etwa 
10%). Für den Eisenerzmarkt, für den die 
Einfuhrziffer charakteristisch ist, weist 
diese eine Zunahme von 85 auf rund 
10 Millionen Tonnen auf. Hierbei ist be- 
merkenswert, daß die schwedische Einfuhr 
an Qualitätserzen in Abnahme begriffen 
ist. Diese Erscheinung beruht auf der 
erfolgreichen Entwicklung der Elektro- 
stahlindustrie, bei der wie bekannt als 
Zusatz geringe Erze Verwendung finden 
und bei welcher man nicht wie bei den 
seitherigen Prozessen auf hochwertige 
Erze angewiesen ist. Der Versand des 
Stahlwerksverbandes in Halbzeug, Form- 
eisen und Eisenbahnschienen ergibt eben- 
falls eine beträchtliche Steigerung. Da- 
gegen hat die Ausfuhr von Eisenbahn- 
schwellen, Eisenbahnlaschen einen Rück- 
gang erfahren. Ein Plus von ca. 20% 
brachte der Versand von Stahl und Fasson- 
eisen sowie von Grobblechen. Auch der 
Blei-, Kupfer-, Zink- und Zinnmarkt wies 
eine wesentliche Umsatzerhöhung auf. Als 
letztes sei noch die Goldbewegung in 
Deutschland erwähnt, die 1911 einen Ein- 
fuhrüberschuß von ca. 440 Doppelzentnern 
im Werte von rund 122 Millionen Mark 
brachte. Für die fortschreitende Industriali- 
sierung Deutschlands ist es sehr bezeich- 
nend, daß die Wareneinfuhr sich wesent- 
lich auf Rohstoffe bezieht, wälırend bei 
der Ausfuhr die Halb- und Fertigfabrikate 
eine bedeutende Rolle spielen, ein Zeichen 
der zunehmenden Qualitätsindustrien. 

In enger wechselseitiger Beziehung mit 
dem Außenhandel steht die Beschäftigung 
und Ausdehnung der Schiffahrt. Für 
diese sind die besten Gradmesser die großen 
Schiffahrtsgesellschaften und an deren 
Spitze die Hamburg-Amerika-Linie. Der be- 
reits vorliegende Jahresabschluß der Hapag 
für 1911 bestätigt, daß das Resultat außer- 
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ordentlich günstig ist. Der Betriebsgewinn 
erreichte die Höhe von 43700000 M. bei 
einem Aktienkapital von 125 Millionen. 
Besonders beachtenswert ist hierbei, daß 
das Frachtengeschäft den Hauptanteil an 
dem erzielten Mehrgewinn hat, während 
der Passagierverkehr gegen den des Jahres 
1910 etwas zurückgeblieben ist. Ganz be- 
deutend sind die zurzeit in Arbeit befind- 
lichen und projektierten Schiffsneubauten. 
Durch diese ist die Gesellschaft in der Lage, 
der starken ausländischen, speziell engli- 
schen und amerikanischen Konkurrenz gut 
gerüstet zu begegnen. Auch die anderen 
großen und kleineren Schiffahrtslinien 
weisen gute Abschlüsse auf. Lediglich die 
Binnenschiffahrt hatte infolge der durch die 
Dürre verursachten niedrigen Wasserstände 
des Sommers zu leiden. Doch hat der Spät- 
herbst mit seinen ergicbigen Niederschlägen 
eine geringe Besserung gebracht. 

Daß man, wie eingangs erwähnt, aus den 
einzelnen glänzenden Jahresabschlüssen 
nicht auf die Gesamtbilanz der deutschen 
Wirtschaft ohne weiteres schließen darf, 
geht aus einer Gegenüberstellung des Ar- 
beitsmarktes und der Warenpreise 
hervor. Nach den Statistiken des Arbeits- 
marktes hatsich das Arbeitsangcebot zwar im 
Jahresdurchschnitt von 139 Bewerbern auf 
129 bei je 100 offenen Stellen verringert. 
Dieser verhältnismäßigen geringen Ab- 
nahme des Arbeitsangebotes gegenüber 
zeigt die Warenpreisbewegung eine viel 
raschere Zunahme. Schon im Oktober hat 
das Warenpreisniveau das Maximum der 
Hochkonjunktur von 1907 überschritten. 
Daraus geht zwar hervor, daß wir es eher 
mit einer Abschwächung der Konsumkraft 
der Massen zu tun haben und die Besse- 
rung der Geschäftslage nicht für alle Kreise 
der Bevölkerung Geltung hat. Allerdings 
darf nicht außer acht gelassen werden, daß 
wir in Deutschland in den letzten Jahren 
mit einer Verfeinerung der Lebenshaltung 
zu rechnen haben, die ihren Ausdruck in 
den höher gestellten Lebensansprüchen der 
Volksmassen findet. 

Wohl die schwersten Folgen brachte das 
abgelaufene Jahr für die Landwirt- 
schaft. Unter der Hitze und Trockenheit 
des Sommers und Herbstes verschlechterte 
sich der Saatenstand fortwährend und ergab 
für eine Reihe der wichtigsten Produkte eine 
direkte Mißernte. Trotz einer geringen 
Besserung im Spätherbst ist das Durch- 
schnittsergebnis sehr ungünstig. Lediglich 
der Getreidemarkt kann als gut bezeichnet 
werden; der Ertrag stellte sich für Weizen, 
Roggen, Gerste etwas besser als 1910. Als 
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ganz ungenügend muß die Ernte an Kar- 
toffeln, Rüben, Gemüse und Viehfutter be- 
zeichnet werden. Die nach langen Miß- 
jahren qualitativ und quantitativ günstige 
Weinernte bringt nur für wenige Gegen- 
den einen Ausgleich. Mit welcher Härte die 
Landwirtschaft getroffen worden ist, zeigt 
am deutlichsten der Schaden in der Provinz 
Sachsen, der sich allein auf ca. 300 Mil- 
lionen beziffert. Diese außerordentlich 
schlechte Lage unserer ländlichen Bevölkc- 
rung kann nicht ohne Rückwirkung auf die 
Zweige der Industrie bleiben, die beson- 
ders von der Kaufkraft des platten Landes 
abhängen. Aber auch die übrige kon- 
sumierende Bevölkerung verspürte bereits 
diese Tatsachen in einer schweren Teuerung 
aller wichtigsten Lebensmittel. Beispiels- 
weise hat sich der Preis des Zuckers infolge 
der gegen 1910 um ca. 45% schlechteren 
Rübenernte (6 Millionen Tonnen gegen 
10,59 Millionen) fast verdoppelt. Selbst der 
Roggenpreis ist trotz der guten Ernte noch 
um ca. 20% in die Höhe gegangen. 

Diese traurigeLage wurde durch unsere 
Wirtschaftspolitik noch verschlim- 
mert. Außer einigen Frachtermäßigungen für 
Futtermittel ist so gut wie nichts von seiten 
des Staates zur Besserung dieser Mißstände 
geschehen. Ungeachtet der Mißernte blie- 
ben die hohen Gemüsezölle bestehen. Ja 
mit Hilfe der Ausfuhrprämien war es sogar 
möglich, daß trotzdem der Brotpreis stieg, 
gutes Getreide nach Holland als billiges 
Viehfutter wanderte. Ohne Rücksicht dar- 
auf, daß die Ueberwinterung der Vieh- 
bestände durch Futtermangel gefährdet ist, 
wurden keinerlei Schritte unternommen, um 
durch wenigstens zeitweise Aufhebung der 
Futtermittelzölle eine Linderung herbeizu- 
führen, um so einer immer mehr drohenden 
Fleischnot vorzubeugen. 

Ohne zu der verwickelten Frage von 
Freihandel und Schutzzoll Stellung zu 
nehmen, läßt die ungünstige Wirtschafts- 
lage erkennen, daß das gegenwärtige 


laufenden Wintersemester sind 


Hannover. Im 
865 Studierende (darunter 1 Dame) immatrikuliert 


(i. Vorj. 870, darunter 2 Damen). Dazu kommen 
104 Hörer und 739 Gäste (darunter 549 Damen), 
so daß sich eine Gesamtfrequenz von 1708 Personen 
ergibt. Von den Studierenden entfallen auf die Ab- 
teilung für: Architektur 166, Bauingenieurwesen 340, 


System unserer Hochschutzzollpolitik in 
volkswirtschaftlicher Beziehung nicht als 
dem Wohle der Allgemeinheit entsprechend 
bezeichnet werden kann, da dieses System 
auf der einseitigen Interessenpolitik des 
landwirtschaftlichen Großgrundbesitztumes 
aufgebaut ist, ohne den Handel und die In- 
dustrie in der ihnen gebührenden Weise zu 
berücksichtigen. Die hochbedeutsame Auf- 
klärungsarbeit des Hansabundes kann da- 
her nicht hoch genug eingeschätzt werden. 
Die sich immer mehr Bahn brechende Er- 
kenntnis, daß der deutsche Kaufmann, der 
deutsche Industrielle ebenfalls dazu berufen 
ist, nicht nur am finanziellen Wohle, son- 
dern auch am politischen Wohlergehen des 
Vaterlandes mitzuarbeiten, ist wohl die 
wertvollste Frucht unserer Wirtschaftspoli- 
tik im letzten Jahre. Nachdem die Kreise 
von Handel und Industrie aus ihrer politi- 
schen Gleichgültigkeit aufgerüttelt sind, ist 
zu erwarten, daß ein ausgleichender Ein- 
fluß auf die Gestaltung unseres Wirtschafts- 
systems eintreten wird, in welchem sämt- 
liche Kräfte aller schaffenden Volksschich- 
ten zur Geltung gebracht werden. 

Das erwachte Interesse von Handel und 
Industrie an politischer Betätigung und an 
der Beeinflussung der gesetzgebenden Fak- 
toren berechtigt im Zusammenhange mit 
einer großen Arbeitsintensität, einer hoch- 
entwickelten Technik, die nicht zuletzt von 
der zur Jahreswende herrschenden Liqui- 
dität des Geldmarktes unterstützt wurden, 
zu der Hoffnung, daß das kommende Jahr 
auf sämtlichen Gebieten eine Belebung 
der gewerblichen Tätigkeit mit sich bringt 
und daß unsere Volkswirtschaft sich auf 
gesunder Grundlage weiter fortentwickeln 
wird. Denn nur in einer ruhigen, stetigen 
Weiterentwicklung einer hohen Konjunk- 
tur und nicht in einer ausgesprochenen 
Hochkonjunktur, der fast stets der plötz- 
liche Sturz auf dem Fuße folgt, ist ein für 
das Volkswohl gesunder Fortschritt zu er- 
blicken. 


Maschineningenieurwesen 218, Chemie und Elektro- 
technik 126 und Allgemeine Wissenschaften 15. 


Karlsruhe. Die Zahl der Studierenden des lau- 
fenden Wintersemesters beträgt 1165 (darunter 5 weib- 
liche) gegen 1228 (darunter 7 weibliche) im Vorjahre. 
Mit 167 Hörern (darunter 61 Damen) ergibt sich 
eine Gesamtfrequenz von 1332 Personen. Es stu- 
dieren: Architektur 164, Ingenieurwesen 272, Ma- 
schinenwesen 278, Elektrotechnik 210, Chemie 201 
Forstwesen 17 und allgemein bildende Fächer 23. 
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Zurückgepangen ist die Zahl der Studierenden der 
Architektur und Chemie. 


München. Die Technische Hochschule wird im 
laufenden Wintersemester von 2889 Personen besucht, 
und zwar von 2346 Studierenden, 190 Hörern und 353 
Hospitanten. Davon entfallen auf die Allgemeine 
Abteilung 452, auf die Abteilung für: Architektur 523, 
Bauingenieurwesen 559, Maschinen- und Elektro-In- 
genieurwesen 855, Chemie 295, Landwirtschaft 205. 
Der Staatsangehörigkeit nach sind aus: Bayern 1370, 
dem übrigen Deutschland 82] und dem Ausland 698. 
Dem weiblichen Geschlecht gehören an 7 Studierende 
und 21 Hospitantinnen, und zwar besuchen 25 (darunter 
4 Studierende) die Allgemeine und 3 (Studierende) 
die Architektur- Abteilung. 


Stuitzart. Die Gesamtfrequenz der Technischen 
Hochschule im laufenden Wintersemester beträgt 1128 
Personen, davon sind 763 Studierende (darunter 3 
Damen) und 365 Hospitanten (darunter 273 Damen). 
Von den Studierenden gehören an der Abteilung für: 
Architektur 198, Bauingenieurwesen 1'0, Geodäsie 6, 
Maschineningenieurwesen 158, Elektrotechnik 39, Che- 
mie 68, Pharmacie 20 (1 Dame), Hüttenwesen 14, 
Mathematik und Naturwissenschaften 65 (2 Damen), 
allgemein bildende Fächer 7. Der Staatsangehörig- 


keit nach stammen aus: Württemberg 560, Preußen 80, 
Bayern 24, Baden 22, Schweiz 34. 
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Buchbesprechungen. 

Schriften der Deutschen Gesellschaft für 
Soziologie. I. Serie: Verhandlungen der deut- 
schen Soziologentage. I. Band. 1911, Verlag 
J. C. Mohr, Tübingen. 335 S. 


Es sind im vorliegenden I. Band die Reden 
und Vorträge von G. Simmel, F. Tönnies, Max 
Weber, W. Sombart, A. Ploetz, E. Troeltsch, 
E. Gothein, A. Voigt und H. Kantorowicz und 
die Debatten niedergelegt, welche am 19. bis 
22. Oktober 1910 in Frankfurt gehalten wurden. 

Die im Jahre 1909 begründete, rechtsfähire 
Vereinigung mit dem Sitz in Berlin (Jahres- 
beitrag für Mitglieder mindestens 10 M. jähr- 
lich) hat gemäß $ 1 der Satzung zum Zweck: 
die Förderung der soziologischen Erkenntnis 
durch Veranstaltung rein wissenschaftlicher 
Untersuchungen und Erhebungen durch Veröffent- 
lichung und Unterstützung rein wissenschaftlicher 
Arbeiten und durch Organisation von periodisch 
stattfindenden deutschen Soziologentagen. Der 
Verein gibt allen wissenschaftlichen Richtungen 
und Methoden der Soziologie gleichmäßig Raum 
und lehnt die Vertretung irgendwelcher prak- 
tischer (ethischer, religiöser, politischer, ästheti- 
scher usw.) Ziele ab. 


Simmel sprach am Soziologentag über die 
Soziologie der Geselligkeit; Tönnies über die 
Wege und Ziele der Soziologie; Gothein über 
die Soziologie der Panik; Weber erstattete den 
Geschäftsbericht. An die Vorträge von Som- 
bart über Technik und Kultur, von 
Ploetz über die Begriffe Rasse und Gesell- 


schaft, von Troeltsch über das stoisch-christ- 
liche Naturrecht und das moderne profane 
Naturrecht,. von Voigt über Wirtschaft und 


Recht und von Kantorowicz über Rechtswissen- 
schaft und Soziologie knüpften sich umfang- 
reiche Debattierungen. 

Gegen den Vortrag von Sombart erfolgten 
von allen Seiten kritische Acußerungen. Som- 
bart selbst erwiderte im Schlußwort: „Die 
systematische Vernichtung, der ich hier unter- 
zogen worden bin, ist in drei Angriffen er- 
folet. Es handelt sich erstens um Beanstan- 
dungen einzelner Punkte, sodann um metho- 
dische Kritik und endlich um die Feststellung 
oder Erörterung dessen, was ich alles nicht ge- 
sagt habe.“ Die Diskussion über seinen Vor- 
trag habe erwiesen, sagt er im Zusatz zum 
Stenogramm, daß sein wesentlicher Inhalt nicht 
verstanden worden sei: offenbar weil er unklar 
gesprochen habe. Er will deshalb das Thema 
im Archiv für Sozialwissenschaft noch einmal 
behandeln und bittet nur gegen diesen Auf- 
satz zu polemisieren. Der Vortrag von Kan- 
torowicz, dem Theoretiker der Freirechtsbewe- 
gung, welcher in erweiterter Form selbständig 
erschienen ist, soll später besprochen werden. 
In der Debatte sprach der uns wohlbekannte 
Rechtsanwalt Fuchs beim Oberlandesgericht 
Karlsruhe, der Praktiker der Freirechtler. 

Es sei noch bemerkt, daß, wie aus § I der 
Satzung zu entnehmen ist, Werturteile bei diesen 
Verhandlungen nicht gefällt werden dürfen, 
daß also immer wertfrei zu diskutieren war, 
was öfters Unterbrechungen der Vorträge zur 
Folge hatte. Es sollen nach Weber nicht nur 
politische Werturteile, sondern auch solche über 
ein Kunstwerk, über eine Rechtsnorin, eine 
Rechtsnorm der Vergangenheit usw. vermieden 
werden. Es darf nur erörtert werden, welche 
Wirkung Kunstwerke, Rechtsnormen usw. ge- 
habt haben. Die Deutsche Gesellschaft für So- 
ziologie will also nicht wertend Stellung neh- 
men, sondern nur Tatsachen feststellen und 
erklären und überläßt die Wertungen ander 
Gesellschaften. | 


Dipl.-Ing. Schleicher, Reg.-Baumeister. 


Die sächsischen Terraingesellschaften und ihr 
Einfluß auf die Stadterweiterung. Von Tr.-Jng. 
Herbert Conert. (= Abhandlungen aus dem 
volkswirtschaftlichen Seminar der Techn. Hoch- 
schule zu Dresden, hrsg. v. Rob. Wuttke, 
2. Heft.) Leipzig, Duncker & Humblot, 1911. 
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Vorliegende Arbeit ist die Doktordisser- 
tation eines Architekten, man kann aus ihr 
ersehen, daß die Beschäftigung eines solchen 
mit nationalökonomischen Problemen, wie sie 
der Verband ja auch anstrebt, erfolgreich sein 
kann. Der Verfasser schildert zunächst die Ent- 
wicklung der wirtschaftlichen Zustände in den 
Großstädten Sachsens vom letzten Kriege ab. 
Er beschreibt das langsame Emporkommen der 
Spekulation in Bauland, im Gegensatz zur vor- 
her üblichen Bebauung, die nur entsprechend 
dem augenblicklichen Bedarf Gelände aufschloß. 
Nach dieser Einleitung gibt der Verfasser eine 
genaue Aufstellung und Uebersicht über die 
sächsischen Terrain-Aktien-Gesellschaften und ihre 
Tätigkeit, wobei die finanziellen Operationen 
besonders berücksichtigt werden. Man ersieht 
aus der Darstellung, daß speziell in den beiden 
sächsischen Großstädten das Terraingeschäft in 
erster Linie mit dem jeweiligen industriellen 
Wohlstand eng zusammenhängt. Infolgedessen 
leiden die sächsischen Terraingesellschaften aus 
den Gründerjahren, soweit sie heute noch be- 
stehen, immer noch unter den Nachwirkungen 
der Krise der siebziger Jahre. Am Malßistabe 
Berlins gemessen, ist die spekulative Tätigkeit 
freilich gering. Bedenkt man jedoch, daß in 
Sachsen die Kommunen und Privaten so gut 
wie gar keine Leistungen im Erschließen von 
Bauland zu verzeichnen haben, so stellt sich die 
Tätigkeit der Terrain-Gesellschaften in wesent- 
lich günstigerem Licht dar. Dem Buche bei- 
gegeben ist eine Uebersicht der sächsischen 
Terrain-Gesellschaften m. b. H. die sich in 
den letzten beiden Jahren, hauptsächlich zum 
Zwecke der Steuerumgehung, gebildet haben. 
Eine kurze Betrachtung über Nutzen und 
Schaden der Terrain-Gesellschaften in bezug auf 
die Stadterweiterung beschließt das Buch. Die 
Darstellung, unterstützt von zwei guten Karten, 
gibt cin anschauliches Bild von der Entwicklung 
der Bodenspekulation in den beiden sächsischen 
Großstädten. Entgegen der etwas akademischen 
Auffassung, die in den Terraingescellschaften nur 
Schädliches sieht, wird in dem vorliegenden 
Buche bündig der Beweis dafür erbracht, daß 
die Terrain-Gcsellschaften speziell in Sachsen 
einen günstigen Einfluß auf die Städteerweite- 
rung ausgeübt und in den weitaus meisten 
Fällen günstigeren Boden für eine bauliche Ent- 
wicklung geschaffen haben. Von seiten der 
Nationalökonomen und Architekten wird ihnen 
oft der Vorwurf gemacht, daß ihre Bebauungs- 
Pläne allen modernen Forderungen Hohn 
sprechen; man vergißt dabei aber vollkommen, 
daß die Lehren des modernen Städtebaues noch 
sehr jung sind, daß vor dem Auftreten Ca- 
millo Sittes die Grundregeln des modernen 
Städtebaues vor allem den maßgebenden Kreisen 
unbekannt waren. Bedenkt man ferner, daß die 


Bebauungspläne speziell der sächsischen Terrain- 
Gesellschaften lange Jahre voraus festgelegt 
waren, so ergibt sich hieraus, daß etwaige 
Sünden gegen die Lehren des modernen Städte- 
baues keineswegs nur den Terrain-Gesellschaf- 
ten zur Last zu legen sind, sondern vielmehr 
den maßgebenden Fachkreisen, die derartige 
Anlagen dem Ingenieur in die Hand gegeben 
haben, anstatt sie von den allein dazu be- 
fähigten Architekten bearbeiten zu lassen. 


Dr.-Ing. Willy Heinemann. 


Unter dem Titel: „Die Forderung des 
Tages“ hat Wilhelm Ostwald bei der 
Akademischen Verlagsgesellschaft 
m. b. H. Leipzig eine Sammlung von Auf- 
sätzen und Vorträgen erscheinen lassen, in 
denen er Tagesfragen behandelt, die im Sinne 
des Verfassers Forderungen im Interesse kul- 
tureller Entwicklung enthalten. Was uns das 
Werk sachlich bietet, zeigt am besten folgende 
Wiedergabe des Inhalts: 


IL Die Forderung des Tages. 
I. Allgemeine Energetik: Zur mo- 


dernen Energetik; Energetik und Kultur- 
geschichte; Die Grenzen der Welt; Moderne 
Mystik. 


Il. Methodik: Zur Theorie der Wissen- 


schaft; Das System der Wissenschaften; 
Theorie und Praxis; Die Technik des Erfin- 
dens; Elemente und Verbindungen; Die 


stöchiometrischen Grundgesetze und die Atom- 
theorie; Die Schicksale des Atoms; Perspek- 
tiven der modernen Naturw'ssenschaft. 

IV. Psychologie und Biographie: 
Theorie des Glücks; Persönlichkeit und Un- 


sterblichkeit; Zum Fall Wangel; Das Problem 
des Glücks; Zwei Seelen wohnen, ach, in 
meiner Brust; Zur Biologie des Forschers, 


I. u. Hl; Ein österreichischer J. B. Richter; 
Svante August Arrhenius. 

V. Allgemeine Kulturprobleme: 
Kunst und Wissenschaft; Entwicklung und 
Renaissance; Die energeiischen Elemente des 
Rechtsbegriffes; Weihnachtsgedanken; Der fiie- 
gende Mensch; Werdende Wissenschaften; Kul- 
tur und Duell. 

VI. Die internationale Hilfs- 
sprache: Die Weltsprache; Die internationale 
Hilfssprache und das Esperanto; Der Kultur- 
wert der Hilfssprache; Ein Friedenswerk; 
Die internationale Hilfssprache; Nachwort. 

VI. Unterrichtswesen: Naturwissen- 
schaftliche Forderungen zur Mittelschulreforim ; 
Zwischenbericht; Deutsche und amerikanische 
Universitäten; Uhniversitätsfragen; Das fünf- 
undzwanzigjährige Jubiläum der Universität 
Liverpool; Moderner Universitätsunterricht; 
Chemische Lehrbücher; Alte Zeitschriften; 
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Berzelius’ Jahresbericht und die Organisation 
der Chemiker. 
VII. Schluß: Nach Stockholm. 


Alle diese Fragen, so verschiedenen Ge- 
bieten sie eigentlich angehören, sind im Geiste 
naturwissenschaftlichen Denkens und Erkennens 
behandelt und weisen nicht nur an sich, son- 
dern auch durch die Art der Behandlung neue 
Wege der Untersuchung und wissenschaftlichen 
Forschung. Die Gesetze der Energetik !) bilden 
die Grundlage der Behandlung der Probleme 
aller _ Wissensgebiete. „Diese Gesetze 
regeln unsere Existenz“, und „nichts 
in der Welt kann vorgehen, ohne 
daß dabei Energie in verschiedenen 
Formen beteiligt ist“. Die Energictrans- 
formationen zu verfolgen und vorauszusagen ist 
der Kern aller wissenschaftlichen Tätigkeit. 

Verstehen wir Ostwald recht, so will er uns 
ein neues Feld der Anwendung der Naturwissen- 
schaft zeigen. Wir haben im Laufe des vorigen 
Jahrhunderts gesehen, wie die Naturwissenschaft 
die Technik an toten Körpern, die „anorga- 


nische Technik“, belebte. Die dadurch 
hervorgerufene Umgestaltung unseres Kul- 
tur- und Wirtschaftslebens ist allgemein be- 
kannt. Nun soll uns der Weg von der 


anorganischen Technik zur organischen Technik 
gezeigt werden; wir sollen lernen, die Natur- 
wissenschaften auch auf die seither empirisch- 
handwerksmäßig gehandhabten Gebiete der 
Staats- und Gesellschafts-Wissenschaften anwen- 
den; Unterricht, Recht und Wirtschaft sollen 
von naturwissenschaftlichem Geist durchdrungen 
und geleitet werden. So haben wir den Weg 
zur Eroberung der organischen Kultur (nach- 
dem die anorganische schon gewonnen ist) durch 
die Naturwissenschaften vor uns. — 

Das Buch atmet schaffensfrohen, zuver- 
sichtlichen Geist und wendet sich an alle Gebil- 
deten. Trotz der klaren Darstellungsweise ist 
aber doch ein gewisses Maß von Vertrautsein 
mit der mathematisch - naturwissenschaftlichen 
Denkweise erforderlich, um Ostwalds Ge- 
dankengang zu erfassen. So wird es noch 
manches Dolmetschers bedürfen, um diese Ge- 
danken in die Lagerkreise hineinzutragen, 
deren Besitzstand durchdrungen, erobert wer- 
den soll, dies sind hauptsächlich: Unterricht, 
Recht und Wirtschaft. 

Allen Diplom-Ingenieuren ist das Buch nur 
zu empfehlen. Die praktische Ausarbeitung 
Ostwaldscher Gedanken könnte sogar eine zu- 
künftige, wissenschaftliche Aufgabe unseres 
Verbandes werden. 

Dipl.-Ing. v. Pasinski. 


1) Vergl. Wilh. Ostwald „Energie“ bei J. A. Barth, Leipzig. 
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Verschiedenes. 


Ucber den „Stand der Wasserkraftausnutzung 
und Elektrizitätsversorgung in Bayern in den 
Jahren 1910 und 1911“ hat die bayrische Re- 
gierung in Fortsetzung früherer diesbezüglicher 
Veröffentlichungen kürzlich einen Bericht heraus- 
gegeben, der sich über die Durchführung der 
vom Minister des Innern, v. Brettreich, 
am 3. Mai 1910 bekanntgegebenen Richt- 
punkte hinsichtlich des Vorgehens 
der Regierung bei der Vergebung 
von Wasserkräften und der Ge- 
nehmigung von Ueberlandzentralen 
ausspricht und einen Gesamtplan für die 
Versorgung des rechtsrheinischen 
Bayern mit Elektrizität aufstellt. Die 
genannten Richtpunkte gehen darauf aus, 

wirklich leistungsfähige und wirtschaftlich ar- 
beitende Ueberlandwerke ins Leben zu rufen, 
den beteiligten öffentlichen Körperschaften den 
nötigen Einfluß auf diese Unternehmungen, 
namentlich hinsichtlich der Preisgestaltung und 
des Gewinnanteils zu sichern, die Interessen 
der Konsumenten mittels des Vorbehaltes der 
staatlichen Genehmigung der Stromlieferungs- 
verträge zum Zweck der Sicherung ange- 
messener Strompreise u. dgl. wahrzunehmen 
und schließlich dafür zu sorgen, daß die Aus- 
nutzung der Wasserkräfte nicht durch einen 
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Handel mit Konzessionen verteuert wird bzw. 

daß Monopolb:strebungen ausgeschlossen sind. 

Die Regierung ist, wie sie in dem Bericht 
betont, bemüht, diese Richtpunkte mit allem 
Nachdruck zur Durchführung zu bringen und 
der Zersplitterung der Versorgungsgebiete in- 
folge der Errichtung kleiner unwirtschaftlicher 
Ueberland- bzw. Ortszentralen, d. h. also einer 
ungesunden Entwicklung der Elektrizitätsversor- 
gung, entgegenzuarbciten. Demzufolge wur- 
den zahlreiche Verträge bestehender Ueberland- 
werke geprüft und gemäß den Interessen der 


beteiligten Gemeinden und Privaten vielfach 
wesentlich abgeändert. Als maximale Vertrags- 
dauer wurden 25 Jahre festgesetzt. Für die 


Beleuchtung öffentlicher Gebäude und Straßen 
wurden Vorzugspreise erwirkt. Installations- 
und Materiallieferungsmonopole wurden ausge- 
schlossen. Solchen Unternehmungen, die in 
einem Gemeindegebicte selbst keinen Strom ab- 
geben, wurde das Durchleitungsrecht durch das 
betreffende Gebiet gewährt. Allen Werken 
wurde für den Fall, daß es der Strombedarf 
erforderlich macht, die Verpflichtung zur Er- 
weiterung ihrer Einrichtungen auferlegt. Zur 
Ermöglichung der Kontrolle darüber, ob die 
Werke in der Lage sind, ihren Vertragspflich- 
ten auf die Dauer nachzukommen, wurde die 
Vorlage eingehender Rentabilitätsberechnungen 
verlangt. 

Durch dieses Vorgehen der staatlichen Ver- 
waltung wurden zahlreiche Mißstände, die sich 
bei der Entstehung der Ueberlandzentralen be- 
merklich machten, allmählich beseitigt. Auf 
Grund der bisherigen Erfahrungen ist die Re- 
gierung zu dem Ergebnis gelangt, daß ein Aus- 
gleich der vielfach gegensätzlichen Interessen der 
Beteiligten (Städte, Landgemeinden, Mittelstand, 
Großindustrie) vom Staate nur dann ge- 
währleistet werden kann, wenn die Elcktrizitäts- 
versorgung des rechtsrheinischen Bayern nach 
einheitlichem Plane erfolgt. Zur möglichst 
raschen und billigen Durchführung dieser um- 
fangreichen Arbeit ist die Abteilung der 
Obersten Baubehörde für Wasserkraftausnutzung 
und Elektrizitätsversorgung beauftragt worden, 
in Gemeinschaft mit einem auf diesem Gebiet 
besonders erfahrenen Sachverständigen und unter 
Beteiligung derjenigen Firmen der Großindu- 
strie, die mit den Vorarbeiten für Ueber- 
landzentralen in Bayern begonnen haben oder 
beginnen wollen, spätestens innerhalb zwei Jah- 
ren einen Gesamtplan für die Elektri- 
zitätsversorgung desrechtsrheini- 
schen Bayern, ähnlich demjenigen für die 
bayrische Pfalz, auszuarbeiten. Dieser Gesamt- 
plan soll die Grundlagen für eine einheitliche 
Verteilung der Elektrizität im rechtsrheinischen 
Bayern unter Ausnutzung der staatlichen, kom- 
munalen und privaten Wasserkräfte sowie die 


zur Ergänzung derselben etwa erforderlichen 
Wärmekraftanlagen der gleichen Kreise schaffen. 
Er soll erkennen lassen, welche Energiemeize 
zur Deckung des bereits vorhandenen und des 
in nächster Zeit zu erwartenden Strombedarfs 
erforderlich ist und in welcher Weise ihre Ver- 
größerung für die weitere Zukunft etwa vor 
sich gehen dürfte. Daraus wird sicn dann auch 
ein Urteil darüber gewinnen lassen, in welchem 
Maße neben den vorhandenen Wasserkräften zu- 
sätzliche Wärmekraftanlagen für die Stromver- 
sorgung heranzuziehen sind. 

Die Regierung glaubt durch dieses Vorgehen 
allen Gefahren einer etwaigen monopolistischen 
Stellung einiger wenigen großen Elektrizitäts- 
firmen begegnen zu können. Sie hat überdies 
ein eigenes Verfahren ausgearbeitet, wonach die 
Bezirksämter die geschäftlichen Abmachungen 
zwischen den Stromabnehmern und den Elektri- 
zitätsfirmen nach genauen Vorschriften zu prüfen 
und zu regeln haben. Sie hält es ferner für 
notwendig, daß künftig sowohl bei der Ver- 
gebung von Wasserkräften als auch der Errich- 
tung von Ueberlandzentralen von vornherein Be- 
stimmungen über den späteren Rückkauf der 
Werke getroffen werden, einerlei ob Staat, Kreis, 
Distrikt oder Gemeinde einmal den Betrieb über- 
nehmen werden. Auch mit den schon bestehen- 
den größeren Anlagen sollen diesbezügliche Ver- 
handlungen gepflogen werden. Wenn hierbei 
auch ein direkter gesetzlicher Zwang auf die 
betreffenden Firmen nicht ausgeübt werden 
kann, so ist doch ein indirekter Zwang da- 
durch möglich, daß den Firmen die Benutzung 
öffentlichen Eigentums zur Führung der Lei- 
tungen des Verteilungsnetzes nur auf Widerruf 
gestattet ist. Die Regierung empfiehlt, solche 
Ablösungsbedingungen auf einer Grundlage ab- 
zuschließen, die einerseits den privaten Unter- 
nehmern die Ueberwindung der Schwierigkeiten 
der ersten Betriebsjahre sowie die Erzielung 
einer angemessenen Rente und andererseits der 
übernehmenden öffentlichen Körperschaft den 
Erwerb des Betriebes nach einer bestimmten 
Zeit ohne übermäßigen Kostenaufwand ge- 
stattet. 


Im Anschluß an die bereits in Heft 21, 
Ss. 608, des Jahrganges 1911 unserer Zeitschrift 
gebrachte Mitteilung von der auf dem Wünschel- 
rutenkongreß in Hannover (27.—30. Sept. 1911) 
erfolgten Gründung des „Verbandes zur KIä- 
rung der Wünschelrutenfrage‘‘ seien auf Grund 
eines von dem Verbandsleiter, Prof. Tr..Jng. 
R. Weyrauch (Stuttgart), in der „Rundschau 
für Technik und Wirtschaft“ (Prag—Wien, 4. 
Jahrg. 1911, Nr. 24) veröffentlichten Aufsatzes 
einige weitere Mitteilungen gemacht. Prof. Wey- 
rauch weist eingangs seiner Ausführungen darauf 
hin, daß die schon dem Altertum und Mittel- 
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alter bekannte Frage nach dem Wesen des 
Wünschelrutenphänomens auch in neuerer und 
neuester Zeit nichts von ihrer Aktualität ein- 
gebüßt hat. Zwei extreme Anschauungen stehen 
sich dabei gegenüber: auf der einen Seite die 
Männer, welche, wie der Landrat v. Uslar, 
als Rutengänger von ihrer eigenen Fähigkeit 
fest überzeugt sind, auf der anderen Seite 


namentlich viele Gelehrte, denen das Phä- 
nomen mit seiner unerklärlichen Beziehung 
zwischen Wasserströmen und menschlicher 


Muskeltätigkeit anstößig ist. Wenn auch für 
eine Klärung der Frage das Bedürfnis vieler 
Menschen nach Mystik und Okkultismus, nach 
einem Schwelgen in unklaren Gefühlen an Stelle 
nüchterner, klarer Naturerkenntnis von dauern- 
dem Schaden gewesen ist, so wurden doch 
alle Bemühungen, die Sache als Schwindel, 
Selbsttäuschung oder Zufall hinzustellen, immer 
wieder vereitelt durch Behauptungen solcher 
Zeugen, die, an scharfes Beobachten gewöhnt, 
das Phänomen und seine Ergebnisse bestä- 
tigten. 

Um nun in die bisher unter den ver- 
schiedensten Gesichtspunkten versuchte Deutung 
der Erscheinung System und Klarheit zu bringen, 
schlossen sich die Teilnehmer des erwähnten 
Kongresses zu einem Verbande zusammen und 
setzten einen aus folgenden Herren bestehen- 
den geschäftsführenden Ausschuß 
nieder: Dr. med. Aigner (München), Amts- 
gerichtsrat Dr. Behme (Hannover), Wirkl. 
Geh. Admiralitätsrat Franzius (Kiel) und 
Prof. Dr.-Ing. R. Weyrauch (Stuttgart), letz- 
terer als Verbandsleiter!). 

Der Verband erstrebt ausschließlich einen 
wissenschaftlichen Zweck: Forschung 
ohne Voreingenommenheit und ohne ein anderes 
Endziel als dasjenige der Wahrheit. Demzufolge 
lautete sein Programm: 

1. Verbreitung der Anerkenntnis, daß über- 
haupt ein Problem vorliegt. 

2. Anstellung möglichst zahlreicher Versuche 
unter strengsten, aber (möglichst) genau be- 
kannten Bedingungen. 

3. Sammlung, evtl. Nachprüfung und Veröffent- 
lichung des von den einzelnen Rutengängern 
beigebrachten Materials. 

4. Anlegung einer Literatursammlung bei der 
Verbandsleitung. 

3. Neben diesen direkten Zwecken hofft der 
Verband das Interesse von Fachleuten für 
die Wünschelrutenfrage zu gewinnen, den 


!) Anfragen und Beitrittserklärungen sind an ihn, Techn. Hoch- 
Schule Stuttgart, zu richten. Der Jahresbeitrag ist vorläufig auf 
5 Mk, festgesetzt, das erste Verbandsjahr hat am 1. Januar 1912 
begonnen. Die Mitgliedsbeiträge dienen zur Bestreitung der not- 
wendigen Verbandsauslagen (Korrespondenz, Literatur usw.). Jedes 
Mitglied erhält je ein Exemplar der Veröffentlichungen des Ver- 
bandes und soll außerdem über wichtige Neuerscheinungen unter- 
richtet werden. 


Nachrichtenaustausch zu fördern, um so 

den bisher rätselhaften Kräften, die im 

Wünschelrutenphänomen den menschlichen 

Organismus beeinflussen, auf die Spur zu 

kommen und allmählich eine Gesetzmäßig- 

keit der Erscheinungen ausfindig machen 
zu können. 

Nach den bisherigen Versuchen erscheint es 
keineswegs a!s ausgeschlossen, daß der mensch- 
liche Organismus bei entsprechender individueller 
Beanlagung die Fähigkeit besitzt, auf Zustände, 
wie sie in der Umgebung von Wasserläufen 
oder chemisch und physikalisch besonders ge- 
arteten Objekten zu bestehen scheinen, zu 
reagieren. Diesen physikalischen und phvsio- 
logischen Vorgängen gilt es ohne jede Vor- 
eingenommenheit nachzugehen und die Bedin- 
gungen kennen zu lernen, welche die Empfin- 
dungen der Rutengänger und die Tätigkeit ihrer 
Werkzeuge beeinflussen, und dadurch viel- 
leicht einmal zu erreichen, daß an Stelle des 
oft durch mangelhafte Selbstbeobachtungsgabe 
und mancherlei körperliche und geistige Zu- 
stände beeinflußten Menschen wissenschaftliche 
Apparate treten können. 

Seinen Zielen entsprechend, hat der Verband 
bis jetzt zwei Veröffentlichungen ver- 
anstaltet: eine Statistik der Arbeiten des Land- 
rats v. Uslar in Südwestafrika, aus der hervor- 
geht, daß dort bisher in 83% der auf Grund 
der Uslarschen Angaben gemachten Bohrungen 
tatsächlich Wasser gefunden wurde, und einen 
Bericht über die am 29. Sept. 1911 im Kali- 
bergwerk Riedel bei Hannover mit vier Ruten- 
gängern getrennt vorgenommenen Versuche. Aus 
diesem Bericht sei erwähnt, „daß keiner der 
Rutengänger ein Kalilager durchquert hat, ohne 
dabei die stärksten Reaktionen zu empfinden‘, 
und daß „nach den vorliegenden Versuchen da- 
bei hauptsächlich der Uebergang vom Steinsalz 
zum Anhydrit von der Wünschelrute markiert 
wurde.“ Diese Tatsache scheint für die Klä- 
rung der Wünschelrutenfrage eine Reihe wich- 
tiger Schlußfolgerungen zuzulassen, denen sich 


zweifellos durch weitere exakte Versuche 
andere zugesellen werden. 
Nach den vom Kaiserlichen Statistischen 


Amt nunmehr mitgeteilten endgültigen Er- 
gebnissen der Volkszählung vom 1. Dezem- 
ber 1910 betrug die ortsanwesende Bevölke- 
rung Deutschlands insgesamt 64925993 Per- 
sonen gegen 60641 489 am 1. Dezember 1905. 
Es hat sonach eine Zunahme um 4234504 Per- 
sonen oder 7,06% stattgefunden. Im Jahrfünft 
1900—1905 betrug die Zunahme absolut etwas 
weniger, nämlich 4274311 Personen, relativ da- 
gegen etwas mehr, 7,58 %. Im Jahre 1910 
kamen, da 32040166 männlichen Personen 
32885827 weibliche gegenüberstanden, auf je 
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100 männliche Personen 102,6 weibliche. Der 
absolute Ueberschuß der Personen weiblichen 
über diejenigen männlichen Geschlechts betrug 
845 661. 


Berechnet auf die mittlere Einwohnerzahl 
ergab sich für die Jahre 1905—1910 eine 
durchschnittliche jährliche Zu- 


nahme von 13,6 °/,, gegenüber 14,6 °/,, für den 
Zeitraum von 1900—1905 und 15,1°/,, für den- 
jenigen von 1895—1900. Es ist also ein steti- 
ges Sinken der durchschnittlichen jährlichen Be- 
völkerungszunahme zu verzeichnen. An der 
Zunahme des letzten Jahrfünfts waren alle 
Teile des Reiches, wenn auch in sehr verschie- 
denem Maße, beteiligt. Am stärksten war die 
durchschnittliche Jahreszunahme im Reg.-Bez. 
Potsdam (40,82 %/,, der mittleren Bevölkerung), 
im Staate Hamburg (29,53 %/,,), im Reg.-Bez. 
Düsseldorf (26,79 0/5) und im Staate Bremen 
(25,64 °/,,), am geringsten das Wachstum im 
ostpreußischen Reg.-Bez. Gumbinnen (0,79 0/50), 
in Anhalt (1,88 °/%), im Oberelsaß (2,25 0/90), 
in der Stadt Berlin (3,03°’,,), im Reg.-Bez. 
Stettin (3,28°/,0), in Braunschweig (3,42 0/0) 
und im Reg.-Bez. Magdeburg (3,74 °/,,). 

Auf 1 qkm der Fläche des Reiches kamen durch- 
schnittlich 120,4 Einwohner, gegen 112,14 am 1.Dez. 
1905. Die größte Volksdichte weist naturgemäß 
Berlin auf mit 32665 Bewohnern eines qkm; 
ihm folgen die Staaten Hamburg (2447,63), 
Bremen (110824) und Lübeck (391,65), das 
Kgr. Sachsen (320,59), die Provinz Rheinland 
(203,74), Reuß ä. L. (230,07), Westfalen (204,01), 
Reuß j. L. (184,77), Hessen (166,75), Sachsen- 
Altenburg (163,30), Anhalt (144,01), Baden 
(142,19), Hessen-Nassau (141,45) usw. Am 
dünnsten bevölkert sind die beiden Mecklenburg, 
Waldeck, Ostpreußen und Pommern. 
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Aenderungen im Mitgliederverzeichnis. 


Dipl. 3ng. Ritter, Karl, Maschinen-Ingenieur bei den Siemens- 
Schuckert-Werken, Charlottenburg, Lohmeyerstr. 16. 
Günther, Paul, Charlottenburg, Spandauer Str. 17, 
Ciartenhaus I, 2. Etage. 

Barnitzke, Dr. phil., Mavis Bank, 91, Sherwell Str., 
Doornfontein, Johannesburg, S. A. 

Papsdorf, Paul, Potsdam, Am Bassin 6 pt. 1. 
Kugelmann, Bernhard, Patentanwalt, Berlin SW. 63, 
Lindenstr. 68. 

Boeck, Carl, Hannover, Calenberger Str. 1a. 
Gessner, Bockenheim bei Frankfurt a. M., Moltke- 
allee 78 pt. 

- -~ Sieh, W., Düsseldorf, Prinz-Georg-Str. 34. 


Verantwortlich: Dipl.-Zng. A. Berlowitz, 


Dipl»Ing. Neufeld, Martin W., Charlottenburg 2, Mommsen- 
straße 67. 

Hopp, Alfred, Ingenieur der Siemens China Electr. 
Engineering Co., Peking. 

Richter, Paul, Hamburg, Isequai 17. 

Baumgarten, F., Coblenz, Mainzer Str. 88. 

Glaser, Eduard, Dr., Hannover, Callinstr. 12. 
Appel, P., Kiel, Fährstr. 1611. 

Meyer, Josef, Halensee, Hektorstr. 2. 

Lange, Hans, Bruch, Böhmen, Moritz-Schächte. 
Merkle, Otto, Bauleiter, Luxemburg, Adolf-Avenue3 II. 
Former, Kgl. Reg.-Baumstr., Halle a. S., Sophien- ` 
straße 1911. 

Szymansky, Breslau, Dessauer Str. 511. 

Haase, Richard, Betriebs-Ingenieur des Herzoglichen 
Hofbräuhauses Carl Wolters & Co., Braunschweig, 
Friedrich-Wilhelms-Platz 6. 


B.-V. Hamburg-Altona: ®Dipl.»Ing. Dewitz, Altona-Bahrenfeld, 
Julienstr. 51. 

Dipl.s Jng. Schulz, Willy, Offenbach a. M., Wasserhofstr. 291. 

Professor Dr. K. Thiess, Danzig-Langfuhr, Große Allee 23c. 

Dipl.»Ing. Kern, Jost, Oberingenieur der Siemens - Schuckert- 
Werke G. m. b. H. Chemnitz, Aeußere Klosterstr. 27, Privat- 
wohnung: Eulitzstr. 13 pt., bisher Adolfstraße genannt. 

Dipl.» 3ng. Dransfeld, E., Hamburg-Eimsbütlel, Schäferstr. 30 pt. 

Fischer, Kurt, Hamburg, Rentzelstr. 3 Ir. 

Helsingfors (Finland), 
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Professor Dr.»A\ng. E. Tuckermann, 
Mauritsgatan 4. 
Dipl.Ing. Knörlein, Hamburg. Holstenplatz. 14. 


Der akademisch-techn. Verein „Skizze“, Darmstadt, Groß- 
herzogl. Technische Hochschule (bisher Förderer), hat sich auf» 
gelöst. 


: Aus den Bezirksvereinen. : 


Kiel. Die Vorstandswahlen für 1912 hatten fol- 
gendes Ergebnis: 1. Vorsitzender: Dipl.-$ng. Ulrici; 
Schriftführer: Dipl.-na. Vollrath; Kassenwart: Dipt.- 
ng. Knipping; Beisitzer: Dipl.-Ing. Budelmann und 
Dipl.-Ing. Kölln. 


Köln am Rhein. Die Vorstandswahlen hatten 
folgendes Ergebnis: Vorsitzender: Dr.-$ng. L. Becker; 
Stellvertreter: Dipl.-Ing. Wohlleben; Schriftführer: 
Dipt.-Sng. Hartmann; Stellvertreter: Dipl.-Ang. Liebert; 
Kassenführer: Dipl.-3ng. Heuser; Stellvertreter: Dipl.- 
Qng. Marquardt; 1. Beisitzer: Dr.-Zug. Rülf; Stell- 
vertreter: Dr.-ng. Hörner. 


Strassburg i. E. Die Vorstandswahlen für 1912 
hatten folgendes Ergebnis: 1. Vorsitzender: Dipl.-Jng. 
Lammers; 2. Vorsitzender: Dipf.-Jng. Lang; 1. Schrift- 
führer: Dipl.-$ng. Brück; 2. Schriftführer: Dipl.-|ng. 
Engelmann; Kassierer: Dipl.-Jng. Lang; Beisitzer: 
Dipl.-Ing. Crombach. 


Berlin-Schöneberg, Apostel- Paulus-Str. 17. 
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Neuere Vorgänge!) in der Brüsseler 
Zuckerkonvention, die auch schon zu einer 
Interpellation Bassermann im Deutschen 
Reichstag geführt haben, zeigen erncut, 
wie sehr heute im Kampf der Völker die 
wirtschaftlichen Interessen die ausschlag- 
gebende Rolle spielen. In welch wenig be- 
neidenswerter Lage in diesem Ringen um 
die bestmöglichen Erfolge auf dem Welt- 

I) Die russische Zuckerausfuhr ist kon- 
tingentiert. Nun sind durch eine reiche Ernte 
im letzten Jahre in Rußland erhebliche Vorräte 
Zucker angesammelt. Deshalb stellte Rußland 
an die Konvention das Verlangen, ein Ueber- 
kontingent von 300 000 t ausführen zu dürfen. 
England und Frankreich unterstützten diese 
Forderung, so daß Deutschland klug tut, dasselbe 
zu tun, zum Schaden seiner Zuckerproduktion, 
obgleich nicht verkannt werden darf, daß unser 


inländischer Konsum einen Vorteil davon haben 
wird. 


Zum Schiffahrtsabgabengesetz. 


Aus einem Vortrag „Die Schiffahrtsabgaben“, 
gehalten im Bezirksverein Darmstadt des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure am 9. Februar 1912 
von Dipl.-Ing. Georg Hölzel- Darmstadt. 


markt sich manche Industrien befinden, da- 
für Beispiele zu finden, dürfte nicht schwer 
fallen, um so weniger, als oft auch das Aus- 
land durch eine bevorzugte Lage und 
günstige Zollverhältnisse mit dem größten 
Erfolg mit uns konkurrieren kann. Dazu 
kommt noch die immer mehr steigende Er- 
schwerung, die ausländischen Märkte für 
uns zu halten. Länder mit gegenwärtig 
noch überwiegend agrarischem Charakter 
schaffen sich nach und nach eine eigene In- 
dustrie. Wir rechnen heute mit kleinen und 
kleinsten Gewinnen, die oft nur in einem 
Frachtgeschäft bestehen, nur um unsere 
Absatzgebiete zu erhalten, die, wenn sie 
einmal verloren sind, nicht wieder einzu- 
bringen sein werden. 

Das Gesetz der Schiffahrtsabgaben, wel- 
ches die Wiedereinführung von Abgaben für 
jede Tonne auch der auf unseren natür- 
lichen Wasserstraßen beförderten Waren 
vorsieht, ist hier eine erneute Erschwerung, 
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sehr wohl dazu geeignet, manche der im 
Zeitalter der Abgabenfreiheit der Ströme 
so mächtig aufgeblühten Industrien haupt- 
sächlich in Süddeutschland in bezug auf 
vorher sichere Absatzgebiete lahm zu 
legen. 

Die Frage der Schiffahrtsabgaben kam 
ins Rollen durch das Preußische Wasser- 
straßengesetz vom Jahre 1905. In seinem 
$ 19 wurden Abgaben auf natürlichen 
Wasserstraßen im Interesse ihrer techni- 
schen Verbesserungen vorgesehen. Dem 
stand Artikel 54 der Reichsverfassung ent- 
gegen. Nach ihm durften „auf allen natür- 
lichen Wasserstraßen Abgaben nur für die 
Benutzung besonderer Anstalten, die zur 
Erleichterung des Verkehrs bestimmt sind, 
erhoben werden. Diese Abgaben, sowie die 
Abgaben für die Befahrung solcher künst- 
lichen Wasserstraßen, welche Staatseigen- 
tum sind, dürfen die zur Unterhaltung und 
gewöhnlichen Herstellung der Anlagen und 
Anstalten erforderlichen Kosten nicht über- 
steigen“. Gegen die Einführung der Schiff- 
fahrtsabgaben auf dem Rhein spricht 
weiter die revidierte Rheinschiffahrtsakte 
vom Jahre 1868, abgeschlossen zwischen 
Frankreich, Baden, Bayern, Hessen, Preu- 
Ben und Holland. Für die freie Schiffahrt 
auf der Elbe ist ein wichtiges Bollwerk 
der zwischen dem norddeutschen Bund und 
Oesterreich am 22. Juni 1870 vereinbarte 
Vertrag, dessen Artikel 1 lautet: „Vom 
1. Juli 1870 ab sollen auf der Elbe von den 
Schiffen und deren Ladungen sowie von 
den Flößen Abgaben nur für die Benutzung 
besonderer Anstalten, welche zur Erleichte- 
rung des Verkehrs bestimmt sind, erhoben 
werden dürfen.“ © Meinungsverschiecden- 
heiten über die Auslegung des Artikels 54 
der Reichsverfassung bestanden früher 
nicht. Erst seit den Beratungen über das 
Kanalgesetz im preußischen Abgeordneten- 
haus entstand ein Streit der Meinungen 
darüber, ob nach der bestehenden Ver- 
fassung Abgaben auch auf den natürlichen 
Wasserstraßen erhoben werden könnten, 
die ja durch die vielen Wasserbauwerke 
den Namen ‚natürlich‘ gar nicht mehr ver- 
dienten, oder ob dafür eine Verfassungs- 
änderung vorzunehmen sei. Die ganze 
Frage fand in den letzten Sitzungen des 
vorigen Reichstages in einer Verfassungs- 
änderung, welche die Einführung von Ab- 
gaben auch auf den natürlichen Wasser- 
straßen vorsieht, ihre Erledigung. 

Der Grundgedanke des Gesetzes ist fol- 
gender: Die am Rhein, der Weser und der 
Elbe liegenden Bundesstaaten bilden einen 
Strombauverband, der sich selbst verwaltet 
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und Abgaben auf den regulierten Fluß- 


strecken erhebt. Die Vertreter der 
anliegenden Uferstaaten bilden einen 
Ausschuß, das Organ des Verbandes. 


Dem Ausschuß zur Seite steht ein Strom- 
beirat, dessen Mitglieder aus berufenen 
Vertretern von Handel, Industrie und Land- 
wirtschaft bestehen. Ausschuß und Strom- 
beirat setzen die Höhe der Abgaben fest. 
Gesetzlich wird ein Höchstmaß der Ab- 
gaben festgelegt, das nur durch Reichs- 
gesetz überschritten werden darf. Die 
Abgaben fließen in eine Stromkasse und 
werden gemäß der gemachten Aufwendun- 
gen an die einzelnen Verbandsstaaten ver- 
teilt. Ein Anspruch auf vollen Ersatz der 
im Interesse der Schiffahrt aufgewandten 
Kosten haben die beteiligten Staaten nicht. 

Ursprünglich waren sämtliche süd- 
deutschen Staaten mit Einschluß Sachsens 
energische Gegner des Gesetzes. Diese 
Staaten wollten sich für Pläne nicht her- 
geben, durch welche sie zum Nutzen 
Preußens schwer geschädigt würden. Es 
begannen gegenseitige Verhandlungen. 
Bayern wurde 1906 durch das Zugeständ- 
nis der Mainkanalisierung bis Aschaffen- 
burg gewonnen, Württemberg durch Zuge- 
ständnisse im Projekt der Neckarkanali- 
sierung. Sachsen, Baden und Hessen gaben 
ihren Widerstand auf, nachdem der Gesetz- 
entwurf einige wesentliche Aenderungen 
im Sinne dieser Bundesstaaten erfahren 
hatte. So ging der Gesetzentwurf am 
21. Oktober 1910 mit einmütiger Zustim- 
mung des Bundesrates an den Reichstag. 

Um in eine Kritik des Gesetzes einzu- 
treten, ist zunächst darauf hinzuweisen, 
daß die Schiffahrt die Beförderung vieler 
Massengüter überhaupt erst möglich macht, 
besonders wenn es sich um die Beförderung 
von Massengütern auf weite Strecken han- 
delt. Viele Artikel ertragen die teuere 
Eisenbahnfracht nicht, können aber durch 
eine Schiffsbeförderung sehr wohl kon- 
kurrenzfähig gegenüber gleichartigen oder 
auch denselben Artikeln gemacht werden. 
Aber auch sonst ist die Eisenbahn durch- 
aus nicht ohne weiteres überlegen, sogar 
hinsichtlich der Schnelligkeit der Beförde- 
rung unter gewissen Umständen nicht. Das 
hängt natürlich von den technischen Hilfs- 
mitteln beider Konkurrenten ab, aber auch 
sehr von den klimatischen Verhältnissen. 
Dann haben wir in Deutschland eine für 
die Binnenschiffahrt vorzüglich geeignete 
geographische Lage unserer Ströme. Sie 
sind geradezu prädestinierte Ausfuhr- 
straßen für im Inland erzeugte Massen- 
artikel und ungeheuer wichtig als Einfuhr- 
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straßen für Erze, Getreide usw. Gerade 
die Möglichkeit der wirksamen Getreide- 
einfuhr auf dem Rhein muß im volkswirt- 
schaftlichen Interesse so weit wie irgend 
angängig offen gehalten werden. Außer 
unseren großen bekannten Strömen be- 
sitzen wir eine Unmenge kleinerer und 
größerer Kanäle. Diese sind wieder für 
den lokalen Verkehr von großer Bedeutung, 
wie wir an Berlin und Hamburg sehen. 
Die Binnenschiffahrtsstraßen Deutschlands 
besitzen eine Länge von ca. 16000 km. 
Die weitaus größte Schiffahrt hat der 
Rhein. Im Jahre 1909 stellte sich der 
Güterumschlag auf den deutschen Binnen- 
wasserstraßen auf 118!/, Mill. t. Davon 
entfallen auf das Rheingebiet allein 58!/, 
Millionen Tonnen. Trotz dieser gewaltigen, 
Zahlen liefert das Frachtgeschäft keine 
günstigen Ergebnisse, besonders für den 
Einzelschiffer nicht. Das gewinnt eine er- 
höhte Bedeutung, wenn man sich vergegen- 
wärtigt, daß /, der Rheinflotte auf Einzel- 
schiffer entfällt und nur !/, auf das Groß- 
unternehmertum. Oft hat man ganz falsche 
Vorstellungen von der wirtschaftlichen Be- 
deutung unserer Binnenschiffahrt im Ver- 
hältnis zur Seeschiffahrt. Die Gesamtzahl 
der Fahrzeuge unserer Binnenschiffahrt be- 
trug 1905 30000, davon waren 2000 Per- 
sonenschiffe.. Ihre Ladefähigkeit betrug 
4,75 Mill. t gegen 3,3 Mill. t Ladefähigkeit 
unserer deutschen Seeschiffe. Im gleichen 
Jahre beschäftigte die Seeschiffahrt an 
Beamten und Arbeitern 71036 Personen, 
die Binnenschiffahrt 63417 Personen. 

Es unterliegt für mich gar keinem 
Zweifel, daß es Gründe gibt, die für die 
Wiedereinführung der Abgaben auf un- 
seren deutschen Strömen sprechen. Für 
manche Bezirke und Erwerbszweige 
Deutschlands bedeutet dieses Gesetz einen 
nicht zu unterschätzenden Nutzen, für an- 
dere aber einen Schaden, der uneinbringlich 
ist. Man darf nicht vergessen, daß es un- 
möglich ist, all die verschiedenen diver- 
gierenden Interessen in dieser schwierigen 
Frage unter einen Hut zu bringen, und 
daß auch die Stellungnahme des einzelnen 
zu diesem Gesetz mit davon abhängt, 
welcher wirtschaftspolitischen Ideenrich- 
tung er huldigt. 

Verschiedentlich schon sprach ich von 
Wiedereinführung der Schiffahrtsabgaben. 
Es müssen also schon einmal Abgaben er- 
hoben worden sein, wenn auch nicht in 
dem Sinne, wie sie das neue Gesetz vor- 
sieht. Das ist tatsächlich der Fall. Es ist 
bekannt, daß beispielsweise am Rhein die 
anliegenden Grundherren, Städte und 
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Staaten in früheren Jahrhunderten Zölle 
erhoben. Das waren nun den Verkehr 
äußerst hemmende und belästigende Ver- 
hältnisse. 1794 gab es auf dem Rhein 
von Germersheim abwärts 53 Zollstellen. 
1803 wurde bestimmt, daß „nur noch“ an 
15 Stellen Zölle erhoben werden dürften. 
Erst 1861 bis 1870 wurde auf allen deut- 
schen Strömen die Schiffahrt frei. Das ist 
also verhältnismäßig noch gar nicht so 
lange her. Das Erringen der Abgabenfrei- 
heit war hauptsächlich ein Verdienst des 
Liberalismus und der Zollvereinsbestrebun- 
gen, welche die Beseitigung des deutschen 
Partikularismus erstrebten. Es ist das zu 
betonen, daß der Hauptsache nach poli- 
tische Gründe, nicht wirtschaftliche zur 
Aufhebung der Flußzölle führten. Die Ver- 
hältnisse haben sich unverkennbar seitdem 
geändert. Heute, bei unserem geeinten, 
starken Reiche können hauptsächlich nur 
noch wirtschaftliche Gründe bei Beurteilung 
der ganzen Frage eine Rolle spielen. Ein 
wichtiger wirtschaftlicher Punkt, der in 
den sechziger Jahren für die Aufhebung 
sprach, ist die Konkurrenz zwischen Fluß- 
schiffahrt und Eisenbahn gewesen. Beide 
waren privat. Ende der sechziger Jahre 
hatte nur Baden Staatsbahnen in nennens- 
werter Ausdehnung. Die Eisenbahn war 
früher ein überlegener Gegner der Schiff- 
fahrt und die Abgabenfreiheit sollte der 
Schiffahrt auf die Beine helfen. In Frank- 
reich und den Vereinigten Staaten sieht 
man heute noch in der Abgabenfreiheit der 
Ströme ein wichtiges Regulativ für die 
drohende monopolistische Ausbeutung der 
Bahnen durch Privatgesellschaften. Bei 
uns besitzt der Staat die Bahnen, und es ist 
gewiß ein Unterschied, ob wir ein privates 
oder ein Öffentliches Monopol haben. De: 
Staat macht bedeutende Aufwendu.pgen 
für die Wasserstraßen, und es liegt nahe, 
diese durch eine tonnenkilometrische Steuer 
einzubringen. Die Begünstigung der 
Wasserstraßen führt auch dazu, eine wirk- 
same Konkurrenz gegen die Staatsbahnen 
zu schaffen, und das liegt wiederum nicht, 
im engeren Sinne betrachtet, im Interesse 
des Staates. In den fünfziger und sechziger 
Jahren wurde, dem schwachen Verkehr der 
Wasserstraßen entsprechend, nicht viel 
eingenommen. Es wurde aber auch nichts 
ausgegeben. In der Eisenbahn sah man da- 
mals die Zukunft. Man hatte keine 
Ahnung, welche riesigen Ausgaben später 


einmal die Wasserstraßen verschlingen 
würden. 

Manche Freunde des Schiffahrts- 
abgabengesetzes wollen auch Wasser- 
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straßen und Eisenbahnen gemeinsam zur 
Entwicklung größter Leistungsfähigkeit 
bringen. Es ist ja auch richtig: die Bahnen 
werfen Gewinne ab, die Wasserstraßen er- 
fordern Zuschüsse. Man will nun durch 
eine Zusammenfassung von Wasserstraßen- 
und Eisenbahnpolitik die Tarifsätze auf den 
Bahnen erniedrigen, um gleichzeitig der 
Schiffahrt eine kleine tonnenkilometrische 
Abgabe aufzuerlegen. Im Endzweck soll 
so eine Verbilligung unseres Gesamtver- 
kehrs erreicht werden. Der niedrig zu be- 
messende Satz könne, so argumentiert 
man, auch wegen einer natürlichen Ueber- 
legenheit der Schiffahrt nicht hemmend auf 
ihre Entwicklung einwirken. In diesem Ge- 
dankengang liegt eine logische Inkon- 
sequenz. Werden nämlich heute die Eisen- 
bahntarife herabgesetzt, was übrigens 
dem Staate niemals einfallen wird, dann 
vergrößert sich naturgemäß der Umsatz 
auf den Bahnen, und das kann doch nur 
auf Kosten der Schiffahrt geschehen. Das 
Schiffahrtsabgabengesetz hat uns nun nicht 
eine Zusammenfassung von Wasserstraßen- 
und Eisenbahnpolitik gebracht, wohl aber 
eine finanzpolitische Vereinheitlichung der 
wirtschaftspolitisch zusammengehörenden 
Stromgebiete. Wie wir schon gesehen 
haben, sollen nämlich die für den Ausbau 
der Wasserstraßen nötigen Summen durch 
eine über das ganze zugehörige Strom- 
gebiet verteilte Abgabe aufgebracht 
werden. 

Aber auch der Grundsatz, möglichst zu 
vereinfachen, spricht für die Einführung 
der Abgaben. Neben den verschiedenen 
Arten von Kanälen haben wir kanalisierte 
Flüsse und rcegulierte Flüsse. Auf einem 
regulierten Fluß, das ist ein Fluß, dessen 
natürlicher Wasserlauf, abgesehen von 
zweckmäßigen Durchstichen, belassen wor- 
den ist, dessen Fahrrinne durch Baggerun- 
gen vertieft wurde, dem man überhaupt 
durch allerhand Wasserbauwerke ein ein- 
heitlicheres Bett gegeben hat — auf einem 
solchen Fluß wurden Abgaben seither nicht 
erhoben. Dagegen wurden auf kanali- 
sierten Flüssen — Flüssen, die zur Vertie- 
fung der Fahrrinne einzelne Staustufen 
mit eingebauten Schleusen enthalten — und 
auf Kanälen selbst Abgaben erhoben. Ob- 
gleich nun für den Wasserbauingenieur 
stets eine klare Grenze sein wird zwischen 
natürlichen und künstlichen Wasserstraßen, 
sagt der Einwurf, die natürlichen Wasser- 
straßen seien durch die vielen Uferbau- 
werke, Parallelwerke und dergleichen der- 
art geändert, daß sie nicht mehr als ‚‚natür- 
lich“ anzusprechen seien, und deshalb sei 
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auch für sie eine Abgabe nach dem Kosten- 
deckungsprinzip einzuführen. Dem ist eine 
gewisse Beachtung nicht zu versagen, um 
so mehr als die regulierten Ströme doch 
staatlich subventionierte Verkehrswege sind. 

Mit dem neuen Gesetz wird auch der 
Ausbau der deutschen Wasserstraßen vor- 
gesehen. Es ist in technischer, wirtschaft- 
licher und nationaler Hinsicht nun nicht zu 
verstehen, wie man trotzdem die Mosel- 
und Saarkanalisierung ablehnte, ein Pro- 
jekt, das für unsere größten und wichtig- 
sten Wirtschaftsgebiete (Rheinland - West- 
falen, Lothringen-Luxemburg) und auch für 
Frankreich von einer ungeheueren Bedeu- 
tung ist. Main und Neckar, Flüsse, deren 
Bedeutung in wirtschaftlicher Hinsicht bei 
weiten nicht an Saar und Mosel heran- 
reicht, werden doch in das Bauprogramm 
mit einbezogen! Wie wir wissen, sind mit 
letzteren Projekten bundesstaatliche Zuge- 
ständnisse erreicht worden. 

Die Kanalisierung von Mosel und Saar 
ist nicht nur rentabel, sondern auch von 
großer volks- und weltwirtschaftlichen Be- 
deutung. Handel, Industrie, Schiffahrt und 
Landwirtschaft haben großen Nutzen von 
der Ausführung dieses Projektes. Der 
Hauptzweck einer Mosel- und Saarkanali- 
sierung wäre ohne Zweifel die Möglichkeit 
einer rentablen Erschließung der Saarkohle. 
Zwischen unseren größten Kohlenlagern am 
Niederrhein und den reichen Erzlagern in 
Luxemburg, Lothringen und Frankreich 
wäre eine innigere Berührung geschaffen, 
von der größeren Wettbewerbsfähigkeit 
unserer deutschen Eisen- und Kohlen- 
industrie durch die Näherlegung des 
Meeres gar nicht zu sprechen. Die Aus- 
führung des Projektes der Schweizer 
Splügenbahn würde gegebenenfalls dann 
auch unsere Saarkohle wettbewerbsfähig 
gegenüber der englischen Kohle in Ober- 
italien machen. Wie man trotz allem dazu 
kam, das vorliegende wichtige Projekt ab- 
zulehnen, kann ich mir nur in einem ge- 
wissen Interessengegensatz zwischen den 
niederrheinischen und lothringischen Eisen- 
werken erklären, der aber für ein solches 
die Allgemeinheit in so hohem Maße inter- 
essierendes Unternehmen nicht ausschlag- 
gebend sein dürfte. Dabei ist doch kaum 
eine Beschränkung der Ausdehnungsfähig- 
keit der niederrheinischen Eisenwerke 
durch die Ausführung des mehrfach er- 
wähnten Projektes gegeben, vielmehr wäre 
die nur wünschenswerte größere Ver- 
schmelzung unserer wichtigsten Montan- 
bezirke angebahnt, wozu ja heute zum Teil 
schon Anfänge gemacht sind. Und welcher 
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Wert liegt in der Mosel- und Saarkanali- 
sierung für die Annäherung unscres Reichs- 
landes ElIsaß-Lothringen an das übrige 
Deutschland! 

Wenn man sämtliche natürlichen Wasser- 
läufe in die Abgaben mit einbeziehen will, 
muß auch ein großzügiger Ausbau des 
deutschen Wasserstraßennetzes gewälır- 
leistet sein. Die Rentabilität der Wasser- 
fracht kann leicht durch ungünstiges oder 
gar Öfteres Umschlagen in Frage gestellt 
werden. Es ist nun nicht nur die abgelehnte 
Mosel-, Saar- und Lahnkanalisierung, an die 
zu erinnern ist. Der Mittellandkanal, die 
geplante Verbindung von Rhein und Oder, 
der beiden Wasseradern, um welche sich 
unser westliches und östliches Wasser- 
straßennetz gruppiert, endet in Hannover. 
Bis zu einem gewissen Grad kann man ja 
die Erschwerung der Konkurrenz der 
Wasserstraßen gegenüber den Eisenbahnen, 
wie sie durch das Gesetz in die Wege ge- 
leitet wird, gut heißen, denn die Eisenbahn- 
einnahmen dienen auch zur Deckung der 
Staatsausgaben. Aber schon allein die 
Verkennung der wichtigsten Aufgabe un- 
serer Wasserstraßenpolitik, die Nichtdurch- 
führung des Mittellandkanals bis zur Elbe, 
zeigt, daß hier die zulässige Grenze über- 
schritten wird. Es fehlt durchaus ein groß- 
zügiges Wasserbauprogramm mit genauen 
Finanzierungsplänen und einer ins Einzelne 
gehenden Darstellung der Interessen von 
Schiffahrt und Landwirtschaft an unseren 
Flußregulierungen. Wie das Nachstehende 
zeigen wird, fehlen aber auch noch in 
mancher anderen Hinsicht vollständig die 
Voraussetzungen zur Durchführung des 
Gesetzes, und das auf den gegebenen 
Grundlagen durchgeführte muß um so mehr 
ein Flickwerk sein, als es im Interesse ein- 
zelner Wirtschaftsgebiete und Erwerbs- 
stände erfolgte. 

Soeben habe ich einen Punkt berührt, 
der für die Beurteilung der ganzen Frage 
von großer Wichtigkeit ist. Das ist das 
Interesse der Landwirtschaft an Flußkor- 
rektionen und -regulierungen. Die Land- 
wirtschaft war es, die die Korrektion der 
Ströme forderte, besonders in Ostdeutsch- 
land wegen der Ueberschwemmungs- 
gefahren. Dieser Nutzen, den die Landwirt- 
schaft an der Bändigung der Flußläufe und 
an Regulierungen hat, man denke auch an 
die Bewässerung von Ländereien, ist ein 
sehr großer, wie ohne weiteres einleuchtet. 
Wenn nun die Schiffahrt allein belastet 
werden soll mit den Ausgaben für auszu- 
führende Flußbauten, und die Landwirt- 
schaft, die übrigens auch im Strombeirat 
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vertreten sein wird, als vollständig gleich- 
wertiger Interessent einen Nutzen von 
Staats wegen genießt ohne Gegenleistung, 
dann kann man das doch mit dem besten 
Willen nicht Gerechtigkeit nennen, und was 
Steuern und Abgaben anbelangt, sollte 
dieses Prinzip doch das oberste sein. Wir 
brauchten auf der Weichsel und noch vielen 
anderen Flüssen überhaupt keine Schiff- 
fahrt, und doch müßten alle diese Flüsse 
so verbaut sein, wie sie es tatsächlich sind, 
nur um Schaden von der Landwirtschaft 
abzuwenden. Und wie denkt man sich in 
diesem Zusammenhang die finanzielle Be- 
handlung der im Interesse von Ueber- 
schwemmungsgebieten erbauten Talsper- 
ren, die sehr leicht im Sommer dazu be- 
nutzt werden können, mit ihren überfüllten 
Becken die wasserarmen Flüsse zu speisen, 
sehr zum Vorteil der Schiffahrt! Wer soll 
hier wohl die Lasten tragen? Tatsächlich 
ist ursprünglich in Regierungskreisen die 
Ansicht vertreten gewesen, die Schiffahrt 
könne nur zur Hälfte zur Deckung der 
Kosten herangezogen werden. 

Durch die Schiffahrtsabgaben wird im 
Laufe der Zeit erreicht werden: eine zu 
weit gehende Ausschaltung der Konkurrenz 
der Wasserstraßen gegenüber den Eisen- 
bahnen, eine Verminderung der Frachtdiffe- 
renz zwischen Eisenbahnfracht und Wasser- 
fracht, die es dem Staate in die Hand gibt, 
seine Monopolstellung bezüglich der Eisen- 
bahnen, der Schiffahrtsabgaben und even- 
tuell auch noch des staatlichen Schlepp- 
monopols auf den Wasserstraßen einseitig 
auszunutzen. Das wird deshalb nicht ver- 


mieden werden können, weil die Regie- 


rungsmaßnahmen in dieser Hinsicht das 
Gepräge der jeweiligen Majorität des 
Parlamentes tragen werden, und diese letz- 
tere ist oft an so eigenartige Bedingungen 
geknüpft, daß meine Bedenken wegen eines 
einseitigen Ausbaues dieses für unsere 
ganze Volkswirtschaft so wichtigen Ge- 
setzes nicht von der Hand zu weisen sind. 

Eine sehr große Rolle spielt das Ver- 
hältnıs von Deutschland zu den an den 
Schiffahrtsabgaben interessierten außer- 
deutschen Staaten Holland und Oesterreich, 
ohne deren Einwilligung Abgaben auf 
Rhein und Elbe nicht erhoben werden kön- 
nen. Am 7. Dezember 1911 gab der Bundes- 
rat seine Zustimmung zum Schiffahrts- 
abgabengesetz. Damit war die Grundlage 
gegeben für diplomatische Verhandlungen 
mit den Regierungen von Holland und 
Oesterreich zur Aenderung der eingangs 
erwähnten Rhein- und Elbverträge aus den 
Jahren 68 und 70. Es ist zu erwarten, 
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daß es gelingt, den bis heute noch ableh- 
nenden Standpunkt beider Regierungen zu 
überwinden. Für das damit erlangte Ent- 
gegenkommen müssen wir selbstverständ- 
lich Zugeständnisse machen. Welcher Art 
die sein werden, wollen wir kurz an Hol- 
land sehen. 

Holland ist eines der wenigen Länder, 
mit dem unsere Handelsbilanz eine aktive 
ist. 1909 waren wir mit 56 Mill. M. in der 
Aktivität. Eingeführt werden meist land- 
wirtschaftliche Produkte und Fische, auch 
Obst; ausgeführt werden Fertigfabrikate 
der elektrischen Industrie, der Textil- und 
Eisenindustrie. Dann haben wir einen be- 
deutenden Durchgangsverkehr durch Hol- 
land sowohl nach Deutschland wie auch 
von Deutschland weg. Eine Welle hoch- 
schutzzöllnerischer Bestrebungen geht zur- 
zeit durch die Welt. Auch Holland ist da- 
von ergriffen worden. Nach seinen neuzu- 
regelnden auswärtigen Handelsbeziehungen 
werden die in Holland eingeführten Er- 
zeugnisse der deutschen Gewerbe höhere 
Zölle tragen müssen; für die Anerkennung 
des Schiffahrtsabgabengesetzes werden die 
von Holland eingeführten Produkte billi- 
ger in unser Land hereingelassen werden 
müssen, und außerdem wird Holland dazu 
übergehen, von den deutschen Schiffen auf 
dem holländischen Teil des Rheinstromes 
seinerseits Abgaben zu erheben. Das be- 
dünken mir sehr harte Zugeständnisse zu 
sein! Dann haben wir nach dem alten Han- 
delsvertrag mit Holland vom Jahre 1851 
die Meistbegünstigung nicht nur mit Hol- 
land, sondern auch mit seinen Kolonien. 
Unsere Waren werden also in niederländi- 
schen Kolonien genau so behandelt wie hol- 
ländische Waren selbst. Die heute herr- 
schenden wirtschaftspolitischen Tendenzen 
lassen eine Erneuerung dieses wertvollen 
Zugeständnisses sehr fraglich erscheinen. 
Holländische Waren haben die Meist- 
begünstigung in unseren Kolonien nicht. 
Alle Kolonialstaaten haben und erstreben 
Vorzugsbegünstigungen für ihre Waren in 
ihren Kolonien. Holland wird hier nicht 
zurückbleiben. Wir sehen, trotzdem Hol- 
land Deutschland gegenüber eine passive 
Handelsbilanz hat und große Einnahmen 
aus seinen Verkehrsmitteln als Durchfuhr- 
land für nach Deutschland bestimmte Güter 
bezieht, befinden wir uns ihm gegenüber 
in der Frage der Schiffahrtsabgaben in 
einer alles weniger als angenehmen Lage. 

Jeder Ausbau eines Verkehrsnetzes be- 
dingt Verschiebungen. Welche Bedeutung 
in dieser Hinsicht das Schiffahrtsabgaben- 
gesetz hat, sehen wir besonders deutlich 
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an Sachsen. Dort sind alle Behörden, Städte 
und Handelskammern, aber auch alle poli- 
tischen Parteien von den Konservativen bis 
zu den Sozialdemokraten einmütig gegen 
die Abgaben. Die Existenz der schwer dar- 
niederliegenden Elbsandsteinindustrie wird 
einfach in Frage gestellt. Die bedeutenden 
Mengen Rohstoffe, die Sachsen für seine 
Industrie braucht und auf dem Wasserweg 
der Elbe seither billig beziehen konnte, 
werden zu sehr verteuert. Nach Einführung 
der Schiffahrtsabgaben wird es für die öst- 
lichen Teile von Sachsen vorteilhaft sein, 
den mit Abgaben belasteten Elbstrom zu 
vermeiden und die im Umschlagverkehr 
über Dresden nach der Lausitz bezogenen 
bedeutenden Mengen Spinnstoffe, Ma- 
schinen, Farbhölzer für die Textilindustrie, 
Oele und alle Kolonialwaren über Triest auf 
den Oesterreichischen Bahnen zu beziehen. 
Die österreichische Regierung war 1905 
bereit, für die neue Bahnlinie Triest-Linz 
große Zugeständnisse zu machen. Das ist 
gleichbedeutend mit einer Schwächung der 
Stellung Hamburgs. Die Blüte unserer See- 
häfen hängt viel mit der Abgabenfreiheit 
der Wasserstraßen zusammen. 

Der Transit erleidet einen großen Scha- 
den. Italien, Frankreich und zum Teil auch 
die Schweiz haben ein Interesse daran, den 
Aktionsradius unserer Seehäfen zu beein- 
trächtigen. Die Belastung unserer Ströme 
mit Abgaben leistet dieser Politik großen 
Vorschub. Deshalb der einmütige, ener- 
gische Widerstand Sachsens und Badens, 
der beiden, besonders auch durch die 
Art der Abgaben als tonnenkilometrische 
Steuer, am meisten geschädigten Länder. 
In einem Protest süddeutscher Handelskam- 
mern gegen die Einführung der Schiffahrts- 
abgaben wurde als jährliche Mehrbelastung 
für eine Reihe größerer Betriebe Süd- 
deutschlands die hübsche Summe von 
70000 M. errechnet. Der Aktionsradius der 
Schiffahrt wird, wie wir sehen, bedeutend 
vermindert. Neu zu gründende Industrien 
werden sich doch nicht am Oberrhein fest- 
setzen, wenn ihr Rohstoffbezug durch die 
Schiffahrtsabgaben derart verteuert wird. 

Dann bleibt die Verteuerung zum 
größten Teil doch nicht an der Schiffahrt 
hängen. 4000 sämtlicher auf dem Rhein 
beförderter Güter sind Kohlen, und hier 
werden die Abgaben sofort auf die 
Konsumtion abgewälzt. Erfreulicherweise 
sollen Erze und Kohlen in der untersten 
Tarifklasse belassen werden. Warum läßt 
man nun die Futter- und Nahrungsmittel 
nicht auch in der untersten Tarif- 
klasse? Der Einfuhr des ausländischen Ge- 
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treides soll im Interesse unseres Groß- 
grundbesitzes in Gestalt der Schiffahrts- 
abgaben ein kräftiger Damm entgegen- 
gesetzt werden, was nur auf Kosten der 
Konsumtion erfolgen kann. Die jetzt schon 
bestehende Spannung der Getreidepreise 
zwischen Oberdeutschland und Nieder- 
deutschland wird durch dieses Gesetz be- 
trächtlich vergrößert. Auf eisenbahn- 
tarifarischem Wege wird nichts zu er- 
reichen sein. 

Die Art der Besteuerung kann auch 
meinen Beifall nicht finden. Ganz recht, 
wer einen Nutzen hat, soll auch bezahlen. 
Aber es ist nicht gut, die Quellen der 
Einkommens- und Vermögensbildung der 
an der Freiheit der Ströme interessierten 
Erwerbszweige zu verstopfen. Lassen wir 
diese Quellen neidlos üppig fließen! Sie 
speisen Ströme, deren Abgaben unser Ge- 


meinwesen viel reichlicher für die ge- 
machten Aufwendungen entschädigen 
würden. 


Das Gesetz läßt die Rücksichtnahme auf 
weite, wichtige Wirtschaftsgebiete, die 
schon vom nationalen Standpunkt aus nötig 
wäre, vermissen und wälzt den größten 
Teil der Abgaben auf breitere Massen un- 
seres Volkes ab. Ich stehe auf dem Stand- 
punkt, daß es sehr wohl angängig ist, den 
Unterschied in der finanziellen Behandlung 
von künstlichen und natürlichen Wasser- 
straßen im Interesse unserer Volkswirt- 
schaft aufrecht zu erhalten. Unsere natür- 
lichen Wasserläufe sind so ungeheuer 
wichtig für unsere Einfuhr und Ausfuhr 
und damit für die Versorgung breiterer 
Volksschichten, daß die Allgemeinheit ein 
großes Interesse an der Unterhaltung 
dieser Ströme hat. Würden uns die Schiff- 
fahrtsabgaben dem Ziele der von vielen 
ersehnten Vereinheitlichung und Zusam- 
menfassung von Wasserstraßen- und Eisen- 
bahnpolitik näher bringen, dann wären sie 
zu begrüßen. Aber das, was sie bringen, 
ist noch himmelweit von dem Ideal eines 
einheitlichen Verkehrsnetzes mit dem best- 
möglichen und billigsten Umschlagverkehr, 
der unsere Konkurrenzfähigkeit gegenüber 
anderen Nationen bedeutend erhöhen 
würde, entfernt. Die Abgaben bedeuten 
eine Verteuerung des Verkehrs und demzu- 
folge eine Mehrbelastung unserer Volks- 
wirtschaft in ihren Produktionskosten, die 
größer sein wird, als der Nutzen, den der 
Staat von dem neuen Gesetz hat. Das 
isteinnicht zuunterschätzender 
Nachteil für uns: Die Beschrän- 
kung unserer Wettbewerbsfähig- 
keit auf dem Weltmarkt. Um uns 
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unsere Absatzgebiete zu erhalten, kann bei 
dem raschen Emporblühen ausländischer 
Industrien letzten Endes nur eine Ver- 
besserung unserer Produktionstechnik hel- 
fen, d. h. eine Verminderung unserer Pro- 
duktionskosten. Das Schiffahrtsabgaben- 
gesetz führt hier eine Belastung herbei, 
die nicht gerechtfertigt ist. 

Wir Ingenieure haben ein großes Inter- 
esse daran, die von uns geschaffenen tech- 
nischen Vervollkommnungen in ihrer End- 
wirkung auf dem Weltmarkt nicht zu- 
nichte gemacht zu sehen. Wir haben viel- 
leicht viele Arbeit, Mühe und Liebe in ein 
Werk hinein gelegt und freuen uns schon 
auf die Erfolge, die es unserer nationalen 
Wirtschaft bringen muß. Da kommt der 
Gesetzgeber und raubt uns die Freude, 
manchem vielleicht auch den Mut, nach 
neuen Verbesserungen überhaupt zu suchen. 
Wir dürfen nicht einfach konstruieren und 
rechnen und uns zufrieden geben, wenn 
unser Werk funktioniert; wir müssen auch 
bestrebt sein, die Endziele unseres Schaf- 
fens zu erfassen und seine Einfügung in das 
Ganze zu einem harmonischen Gefüge an- 
streben. Eine Harmonie der Interessen gibt 
es nicht. Dennoch erstreben wir diescs 
Ideal, mag man es Utopie nennen, der 
Name tut nichts zur Sache. Durch die Ver- 
hältnisse geschaffene Gegensätze dürfen 
wir nicht vermehren, wir müssen heilen, lin- 
dern. Wir im Diplom-Ingenieur-Verband 
wissen das ganz genau. Unsere paritätische 
Zusammensetzung zeigt ja unser Streben. 
Jeder Mensch hat ein Recht, er hat sogar 
die Pflicht, einen gesunden Egoismus zu 
haben, aber darüber hinaus dürfen wir 
nicht vergessen, daß es auch höhere Ziele 
gibt als unser eigenes Selbst. Und nutzen 
wir nicht durch Verfolgung der dem Allge- 
meinwohl nützenden Ziele uns selbst am 
besten ? 

Wir wissen, wie sehr die Arbeitslöhne 
in den letzten Jahren gestiegen sind und 
noch weiter die in der Lage der ganzen 
wirtschaftlichen Verhältnisse begründete 
Tendenz haben zu steigen. Nun bringt uns 
das Schiffahrtsabgabengesetz eine Verteue- 
rung der Transportkosten. Die Erhöhung 
unserer Arbeitslöhne muß aber um so 
kleiner ausfallen, je teuerer die Transport- 
kosten werden, und damit ist eine Ver- 
schärfung der Reibungsflächen zwischen 
Unternehmern und Arbeitern gegeben, die 
unsere Volkswirtschaft Millionen kosten 
kann! In der Zeit der modernen Verkehrs- 
und Produktionsorganisation sind und blei- 
ben die Schiffahrtsabgaben eine verkehrte 
Spekulation. 
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Die Organisation der Wirtschaftsarchive 


. Die Organisation der Wirtschaftsarchive. ') . 


Die vor etwa 20 Jahren erstmals verwirklichte 
Idee der Schaffung von Wirtschaftsarchiven hat 
scit dieser Zeit Schule gemacht. Heute zählen 
wir schon eine stattliche Zahl solcher Einrich- 
tungen, die sich ständig mehren. Wirtschafts- 
archive sind eine wertvolle Ergänzung staats- 
wissenschaftlicher Bibliotheken mit ihrer Buch- 
und Zeitschriftenliteratur. Sie dienen der 
Sammlung von Materialien für die Erkenntnis 
und Beurteilung wirtschaftlicher Tatsachen und 
Zusammenhänge, an denen die anderen Samm- 
lungsstätten bisher achtlos vorübergegangen 
sind, deren Erkenntniswert für die Klarlegung 
wichtiger Entwicklungsreihen innerhalb unseres 
Staats- und Wirtschaftslebens jedoch außer- 
ordentlich groß ist. „Seit 1!/ Jahrhunderten 
hat das deutsche Bürgertum auf den Gebieten 
der Literatur, des Rechts und der Politik, der 
Heeresreform und der Schußwaffentechnik, des 
Verkehrs, der Kreditorganisation, des Bank- und 


Versicherungswesens der Industrie und des 
Handels, des Schiffahrts-, Eisenbahn- und 
Bergbauwesens nahezu alles geleistet, was 


brauchbar und zukunftsstark war und ist. Und 
doch kennt es diese große Geschichte kaum 
als die seinige, da sie ihm stets in Abstraktionen, 
als Geschichte der Musik, der Literatur, der 
Philosophie usw. beigebracht wurde, nicht aber 
als die Geschichte seiner Angehörigen und seines 
Geistes. Die falsch oder doch einseitig pointierte 
Geschichtsschreibung, die fast noch ganz aus 
dem Geiste der Aristokratie, der Bürokratie 
und des Klerikalismus geschrieben wurde, hat 
auch vielfach im Bürgertum selbst etwas von 
der Anschauung verbreitet, die in jenen stän- 
disch abgeschlossenen Kreisen gang und gäbe 
war und vielfach heute noch ist: Das Bürger- 
tum repräsentiere wohl einen höheren Grad des 
Vermögens und der Bildung, aber ohne Aus- 
zeichnung der Geburt und geschichtliche Be- 
deutung, ohne eine erhabene und glänzende 
Institution zu vertreten ?).“ 

Hier sollen u. a. auch die Wirtschaftsarchive 
eingreifen unter Ueberwindung all der Un- 
kenntnis und Verständnislosigkeit, die ihrer Bil- 
dung und dauernden Versorgung gerade oft 
noch in den am nächsten interessierten Kreisen 
entgegenstehen. Ihre Aufgabe ist eine mühe- 
volle, aber dafür auch große und lohnende. 
Denn „hinter all den Notizen des Kaufmanns 
und Unternehmers“, wie sie in Hauptbüchern, 


1) Vgl. Rundschau für Technik und Wirtschaft (Prag-Wien), 
4. Jahrg. 1911 Nr. 17. 

2) M. Schwann, Vom Frankfurter Wirtschaftsarchiv. Frankf. 
Ztg. 1911 Nr. 285, 1. Morgenbl. 


Korrespondenzen usw. des Geschäfts nieder- 
gelegt sind, „steht etwas, was dem Besitzer 
selber manchmal nicht groß und bedeutend er- 
scheinen mag, wcil er ja diesen Besitz fast 
unbemerkt errang und sich längst daran ge- 
wölnte, was aber wiederum etwas ganz Großes 
und Bedeutendes wird, rückt es unter der Be- 
handlung eines wirtschaftswissenschaftlich ge- 
bildeten Historikers für alle sichtbar in jene 
inneren und weiten Zusammenhänge, von denen 
sich der „Praktiker“ noch lange nicht immer 
bewußt Rechenschaft gibt: es ist dies die per- 
sönliche fachmännische Bildung des Kauf- 
manns und Unternehmers selbst, die ihn auf 
Grund einer langen Erfahrung fähig gemacht 
hat, an der ungeheueren Organisation, die das 
Wirtschaftsleben sich schuf, nicht nur _ teilzu- 
nehmen, sondern selbst aktiv an dieser Or- 
ganisation weiterzubauen, einer Organisation, 
die mit ihren Börsen und Banken, ihren An- 
stalten des Verkehrs, des Nachrichtendienstes, 
der Presse, der technischen Untersuchung, der 
wissenschaftlichen Erforschung usw. die Welt 
umspannt. Die historischen Urdokumente dieses 
Werdens aber liegen zum Teil in den Schränken 
cer Kaufleute und Unternehmer. Und diese 
Dokumente einmal zum Sprechen zu bringen 
— das wollen die Wirtschaftsarchive. Sie wollen 
sammeln, um die Kunde von dieser Entwick- 
lung zu erhalten; sie wollen mehr: sie wollen 
einmal den Beweis liefern, daß das Werk, das 
aus solcher Tätigkeit durch den Zusammenstrom 
so vieler unternehmenden Kräfte geschaffen 
wurde, der „Auszeichnung durch geschichtliche 
Bedeutung“ so wenig entbehrt, wie es an Er- 
habenheit und Glanz hinter irgendeiner an- 
deren menschlichen Institution zurückzustehen 
braucht 3).* 


Man unterscheidet heute zwei Haupt- 
typen von Wirtschaftsarchiven. Die 
einen sammeln aus Gründen privatwissenschaft- 
licher und historischer Forschung das Akten- 


material von Handelskammern, industriellen 
Unternehmungen und Handelsgesellschaften: 
(ieschäftsbücher, Korrespondenzen, Fest- und 


Denkschriften, Jahresberichte und ähnliche Ver- 
öffentlichungen, die nach Ablauf der zehnjährigen 
gesetzlichen Aufbewahrungsfrist dem Archiv zur 
Sammlung und Sichtung übergeben werden. Als 
bedeutendstes Archiv dieser Art ist in Deutschland 
das Archiv für rheinisch- west- 
fälische Wirtschaftsgeschichte in 
Köln zu nennen. Es hat bereits begonnen, 


3) ibid, 


Dipl.-\ng. Günther, Aufklärende Vorträge über Berufswahl 


seine Bestände wissenschaftlich zu bearbeiten 
und die Ergebnisse zu veröffentlichen. 

Die zweite Hauptgruppe wird von den aus 
praktischen Bedürfnissen zunächst von den 
Großbanken geschaffenen Wirtschaftsarchi- 
ven gebildet. Als Vorbild dienten hier die fran- 
zösischen Institute, vornehmlich der Credit 
Lyonnais. In Deutschland besitzt die Diskonto- 
Gesellschaft in Berlin das älteste und beste 
Archiv dieser Art. Diese Archive sammeln in 
systematischer Weise grundsätzlich diejenigen 
Materialien, die für die Beurteilung des Wirt- 
schaftslebens der Gegenwart Handhaben bieten. 
Demzufolge umfaßt das Sammlungsgebiet haupt- 
sächlich die Statuten, Geschäftsberichte, Pro- 
spekte, Zirkulare, Wochenberichte und Denk- 
schriften möglichst sämtlicher Erwerbsgesell- 
schaften des Inlandes und der größeren des 
Auslandes, die Voranschläge für den Haushalt 
der öffentlichen Körper, die wegen ihrer An- 
leihen besonderes Interesse für die Bank haben. 
Als Ergänzung dieser meist nur in längeren 
Zwischenräumen erscheinenden Veröffentlichun- 
gen dient die Zeitung mit ihren Mitteilungen 
über Geschäftsgang, Beschlüsse der Aufsichts- 


Dieses Thema ist bekanntlich von dem 
Direktor des Lüneburger Gymnasiums und Real- 
gymnasiums zuerst aufgegriffen worden, indem 
er seinen Primanern und ihren Eltern belchrende 
Vorträge von Vertretern aller Berufsarten über 
ihre Berufe halten ließ. Den einleitenden Vor- 
trag hierzu hielt der Direktor selbst und stellte 
dabei eine Reihe allgemeiner Gesichtspunkte in 
den Vordergrund. So wandte er sich z.B. 
gegen den weitverbreiteten Bildungsdünkel und 
das Vorurteil, daß es eines freien gebildeten 
Mannes unwert sei, körperliche mechanische 
Tätigkeit zu verrichten. Er geißelte die Torheit 
dieser Abiturienten, die sich für zu gut halten, 
eine andere Laufbahn als die des Studenten ein- 
zuschlagen, die über die Tätigkeit eines Lehr- 
lings, der Briefe abschreibt und zur Post trägt, 
Briefe registriert und die Portokasse führt, 
mit Ueberhebung hinwegsehen oder gar einen 
Abscheu vor dem technischen Berut haben. 
Anderseits wandte er sich gegen die eben- 
řalls verbreitete Anschauung, daß der Erwerb 


umfassender wissenschaftlicher Bildung die 
Gewöhnung, sich mit geistigen Dingen zu 
beschäftigen, unfähig mache zu praktischer 
Betätigung. Es müßten Mittellose reiflich mit 


sich zu Rate gehen. Alle Studien seien heut- 


i Aufklärende Vorträge über Berufswahl. 
= Referat, gehalten im Bezirksverein Berlin am 13. Februar 1912 
: von Dipl.-Ing. P. G ün ther- Charlottenburg. 
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räte, Emissionen, Verlauf der Generalversamm- 
lungen, Anleiheprojekte der öffentlichen Körper- 
schaften u. a. m. Aus ihr werden möglichst 
zahlreiche Ausschnitte gemacht und weiterhin 
durch evti. Aufbewahrung eines vollständigen 
Exemplars der wichtigsten Zeitungen ein vor- 
zügliches Hilfsmittel der Orientierung geschaffen. 

Den Bankarchiven verwandt sind die Wirt- 
schaftsarchive der Handelshochschulen, 
die gleichfalls in erster Linie dem Kauf- 
mann dienen sollen. Bis jetzt besitzen die 
Handelshochschulen von Köln und Mannheim 
solche Archive. Den Studierenden der Berliner 
Handelshochschule steht das von der Korpo- 
ration der Kaufmannschaft ursprünglich für die 
Besucher der Börse eingerichtete Archiv für 
Wertpapiere zur Verfügung. Mustergültig ein- 
gerichtet ist besonders das Kölner Wirtschafts- 


archiv 4). Dieses ist 1908 auch dazu über- 
gegangen, seine Sammlungen der breiten 
Oeffentlichkeit zu erschließen. Das jüngste 


Archiv ist das Anfang 1911 an der Handels- 
hochschule Mannheim errichtete. Es ist der 
Bibliothek der Hochschule angegliedert 5). 


zutage kostspielig, und ein Studium auf Schulden 


hin zu beginnen, sei schr bedenklich. Die 
soziale Stellung des Eliternhauses dürfe nicht 
entscheiden, die Trennung zwischen mehr oder 
weniger vornehmen Studien sei verwerfenswert. 
Damit werde nicht der Mann und seine Leistung 
gewertet, sondern das Drum und Dran. Auch 
dürften günstige materielle Aussichten nicht, wie 
es leider so häufig geschehe, allein den Aus- 
schlag geben. 

Auf Grund dieses Vorschlages reifte in mir 
die Idee, solche Pläne für unsern Verband aus- 
zunutzen und weiter auszubauen. Als ich mit 
meinem Vorschlage an unseren Bezirks-Verein 
herantrat, traf es sich zufällig, daß gleichzeitig 
damit ein Antrag des Aachener Bezirks-Vereins 
zur Hauptversammlung unseres Verbandes ein- 
lief, der sich mit demselben Gegenstande befaßte. 


Antrag des Bezirks-Vereins Aachen. 
Für die Abiturienten der höheren Schulen 
sind rechtzeitig vor der Abschlußprüfung durch 
die Bezirks-Vereine belehrende Vorträge zu ver- 


4) Ueber seine Anlage unterrichtet ein vor kurzem von seinem 
Leiter herausgegebener Führer: W. Morgenroth, Führer durch 
das Archiv für Volkswirtschaft und Handelstechnik an der Handels- 
hochschule zu Köln, 1911. 

6) Bezüglich seiner Einrichtung vergleiche man die in An- 
merkg. 1 genannte Quelle. 
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anstalten, in denen die jungen Leute vor der 
Berufswahl über die verschiedenen Zweige der 
Ingenieurtätigkeit, über Wege und Ziele des 
technischen Studiums, über staatliche und private 
Anstellungsverhältnisse der Di:p:om -Ingenieure 
und über die wirtschaftlichen und sozialen Aus- 
sichten des Ingenieurstandes aufgeklärt werden. 


Begründung: Ueber das technische 
Studium, seine verschiedenen Zweige, seine Ziele 
und Aussichten sind in weiten Kreisen recht 
mangelhafte und oft falsche Ansichten verbreitet, 
und es läßt sich nicht verkennen, daß dadurch 
mancher junge Mann in eine Laufbahn geführt 
wird, die nach seiner Veranlagung Keine guten 
Aussichten für ihn bietet, und ihn, wenn der 
Fehler nicht rechtzeitig erkannt wird, zu einem 
recht ungeeigneten Mitglied unseres Standes 
werden läßt. Hat der Primaner jedoch vor der 
Entscheidung über die Wahl seines Berufes Ge- 
legenheit, sich über diese Fragen zu unter- 
richten, so werden derartige verhängnisvolle Irr- 
tümer leichter vermieden. Wer ausgesprochene 
Neigung und Begabung für technische Geistes- 
arbeit besitzt, wird durch sachverständige Rat- 
schläge über den Gang des Studiums usw. in 
seinem Entschluß gefestigt und gefördert. 

Die objektive Darlegung auch der Schatten- 
seiten des Berufes wird ihn nicht von seinem 
Entschlusse abbringen, worauf besonders hin- 
gewiesen werden muß, um dem Bedenken 
entgepenzutreten, es könnte die Aufklärung den 
Charakter einer Warnung gewinnen und somit 
einen Rückgang des Angebotes an technischer 
Intelligenz zur Folge haben. Es ist vielmehr 
anzunehmen, daß mancher, der sich aus Un- 
kenntnis der idealen Seiten unseres Berufes 
einem der nach landläufigen Begriffen an- 
gescheneren Berufe zuwenden wollte, sich durch 
die Aufklärung bestimmen läßt, ein technisches 
Studium vorzuziehen. Der Erfolg der Arbeit 
würde demnach voraussichtlich ein an Zahl nicht 
geringerer, aber an Qualität besonders ge- 
eieneter Nachwuchs sein. 

Der Gedanke einer derartigen planmäßigen 
Raterteilung in Fragen der Berufswahı ist nicht 
neu. In manchen Städten ist die Anregung dazu 
von den Direktoren der Schulen selbst ausge- 
gangen und von den Vertretern der verschiedenen 
Berufskreise tatkräftig aufgegriffen worden. Un- 
zweifelhaft wird also ein wohlorganisiertes Vor- 
gehen unseres Verbandes von allen in Betracht 
kommenden Faktoren, der Schule und ihrer 
vorgesetzten Behörde, den Eltern der Abiturienten 
und von diesen selbst lebhaft begrüßt und unter- 
stützt werden. 

Vorschläge zur Organisation: Der 
Verband stellt das nötige Material zusammen, 
an Hand dessen es den Beauftragten des Bezirks- 
Vereins möglich wird, sich auch über beruflich 
ihm fernliegende Zweige der Ingenieurtätigkeit 


Dipl.-Ing. Günther, Aufklärende Vorträge über Berufswahl 


zu unterrichten und über dieselben Rat und 
Auskunft zu geben. Es muß demnach eine 
Statistik aufgestellt und ständig weitergeführt 
werden, über Nachfrage nach technischer In- 
telligenz, Kosten des Studiums, Anstellungs- 
verhältnisse und Anstellungsbedingungen usw. 
Die Schaffung einer zentralen Auskunftsstelle 
ist zu erwägen, um Sonderfragen in kürzester 
Zeit beantworten und zur allgemeinen Kenntnis 
bringen zu können. Die Verbandszeitschrift 
kann den Austausch der Erfahrungen sear be- 
fördern. Die Verbandsleitung setzt sich mit den 
maßgebenden Behörden in Verbindung und bittet 
sie um ihre Unterstützung, besonders die aka- 
demischen Behörden sind in taktvoller Weise 
von der Absicht des Verbandes in Kenntnis zu 
setzen und um ihre Ansichten und Wünsche zu 
befragen, so daß einer mißverständlichen Auf- 
fassung von vornherein vorgebeugt wird. 

Der Bezirks-Verein setzt sich alsdann zur 
geeigneten Zeit mit den Leitern der höheren 
Lehranstalten in Verbindung, weckt durch eine 
geeignete Flugschrift das Interesse für die Sache- 
und veranstaltet alsdann einen für mehrere oder 
alle Schulen gemeinsamen Vortrag, zu dem die 
Schüler und die Eltern seitens der Schule ein- 
geladen werden. 

Eventuell empfiehlt es sich auch, ein Hleft 
der Zeitschrift so auszustatten, daß es die wich- 
tigsten Darlegungen enthält und an Interessenten 
als Sonderabdruck abgegeben werden kann. Für 
die höheren Schulen der Landstädte ist die 
Veranstaltung eines Sondervortrages wohl kaum 
möglich. Der Bezirks-Verein wird sich dort 
bemühen müssen, eine geeignete Persönlichkeit, 
am besten den Leiter der Anstalt, zu gewinnen, 
dem alsdann die nötigen Unterlagen zur Ver- 
fügung zu stellen sind. Auf jeden Fall muß 
allen Schülern Gelegenheit gegeben werden, sich 
schriftlich oder besser noch mündlich zu einem 
bestimmten Termin bei dem Beauftragten des 
nächsten Bzzirks-Vereins Rat zu holen. 

Die Abgrenzung des Wirkungsbereiches der 
einzelnen Bezirks-Vereine ergibt sich aus der 
angestrebten Organisation des Verbandes, wo- 
nach jedes Mitglied einem Bezirks-Verein an- 
gehören muß. Höheren Schulen, zu denen kein 
Bezirks-Verein Beziehungen hat, sind vom Ver- 
bande geeignete Persönlichkeiten zu empfehlen. 

Die Frage der Reisekosten muß von Fall zu 
Fall entschieden werden. Die Aufklärungsarbeit 
ist Pflicht des Bezirks-Vereins. In der Aus- 
führung behalten sie jedoch völlig freie Hand. 
Ueber die getroffenen Maßnahmen und die deut- 
lich erkennbaren Erfolge ist im Jahresbericht 
des Bezirks-Vereins und des Verbandes ein Ver- 
merk aufzunehmen. 

In diesem Antrag heißt es also: rechtzeitig 
vor der Abschlußprüfung. Meiner Ansicht nach 
muß dieser Termin mindestens ein halbes Jahr 


Bildungs- und Standesfragen 


vor jedem Abiturientenexamen und nicht nur in 
einem Jahr, sondern in jedem Jahre stattfinden. 
Weiter ist es eben eine dankbare Aufgabe, die 
hiermit die Bezirks-Vereine übernehmen. Sie 
werden sicher in ihren Kreisen Herren genug 
finden, die imstande sind, über alle technischen 
Berufe, jeder für sein Fach, einen solchen Vor- 
trag zu übernehmen. Nach dem Aachener Antrag 
sollen sich diese Vorträge bezichen auf: 


1. die verschiedenen Zweige der Ingenieur- 
tätigkeit, 

2. über Wege und Ziele des technischen 
Studiums, 


a) Vorbereitung dazu, 
b) Gang desselben, 
c) Kosten desselben 
Wechsel), 
d) Dauer des Studiums, 
e) Ziele des Studiums, 
3, über staatliche und private Anstellungs- 
verhältnisse der Diplom-Ingenieure, 
4. über die wirtschaftlichen und sozialen Aus- 
sichten des Ingenieurstandes. 
Ich möchte hierzu noch 2 Punkte aufnehmen: 
I. die zu diesem Berufe nötige Vorbildung 
(welche Art Schule), 
2. die dazu ` nötigen 
bedingungen. 


(ohne persönlichen 


körperlichen Vor- 


l Bildungs- und Standesfragen. : 


Zur Oecsterrzichischen Beamtenfrage. Hierzu 
schreibt die Oesterreich. Polytechn. Zeitschrift: 
„Neben seinen vielen inneren Fragen hat 
Oesterreich seit langem schon eine Beamtenfrage, 
auf die niemand die rechte Antwort weiß. Auch 
die Beamten selbst noch nicht. Seit einigen 
Jahren beschäftigen sie sich intensiv mit ihrem 
eigenen sozialen Problem. Welche Erfolge sie 
erzielen werden, ist ungewiß. Aber das eine 
beginnt man allseits einzusehen, daß der Zulauf 
zu den öffentlichen Beamtenstellen ins Unge- 
sunde und Unhaltbare hineinwächst! 

Ganz besonders ungesunde Symptome zeigt 
in den letzten Jahren die Besetzung der Beamten- 
stellen des öffentlichen technischen Dienstes. Zu 
dem starken Zulauf tritt noch der Umstand, daß 
alle Stellen mit absolvierten Hochschülern be- 
setzt werden, ohne Rücksicht auf die Art der 
Arbeit. So kommt es, daß überall ein Ueberfluß 
an Technikern herrscht, die jahrelang als „Hilfs- 
techniker‘ im Tagelohn stehen und dann endlich 
irgendwo hineingesteckt werden, wo gerade ein 
Sessel frei ist. Man wird bald „Sitzschichten“ 
einführen müssen. Unter diesen unnötigen und 
um so traurigeren Verhältnissen leiden die Tech- 


IC) 


Zu letzteren möchte ich bemerken, daß cs 
doch wohl für die Schüler und deren Eltern sehr 
wichtig ist, zu wissen, welche körperlichen An- 
forderungen an den betreffenden Beruf gestellt 
werden und wie weit die Gesundheit des ein- 
zelnen dabei beansprucht wird. Zum Punkte 
„Vorschläge zur Organisation“ hätte ich nichts 
weiter hinzuzufügen. Ich möchte nur noch den 
Vorschlag machen, daß von seiten der Bezirks- 
Vereine ein kleines Heft herausgegeben wird, 
das kurz nach obiger Disposition das Wissens- 
werteste für alle Berufe zusammen enthält und 
kostenlos in beliebiger Anzahl den höheren Lehr- 
anstalten zur Verfügung gestellt werde. Wenn 
dies auch schon von anderer Seite beabsichtigt 
ist (Deutscher Ausschuß fürs technische Schul- 
wesen) und bereits dazu die nötigen Schritte 
getan sind, so wollen wir doch daran mitarbeiten. 
Ich halte es für wünschenswert, daß in jedem 
Bezirks-Verein und beim Vorstand des Verbandes 


selbst ein besonderer Ausschuß gebildet wird, 
der einmal hierfür die Vorbereitungen über- 
nimmt und anderseits Jahr für Jahr diese 


Sache bearbeitet. Auf diese Weise können wir 
bei uns Auskunftsstellen für Berufswahl schaffen, 
wie es bereits Professor Presler-Hannover in 
der Zeitschrift: Technik und Wirtschaft (März 
1911) vorgeschlagen hat. 


niker selbst: sie füllen die niederen Rangsklassen 
und kommen nicht vom Fleck. 

Allmählich beginnen sich alle Beteiligten mit 
dem Problem einzig zu beschäftiren, zunächst 
nur mit dem ungeheuren Zulauf.“ 


Unter den Belegen, die hierzu aufgeführt 
werden, sind folgende der Wiener Allgem. 
Zeitung vom 24. Oktober 1911 entnommenen 
Ausführungen: „das ist ja die merkwürdige und 
unerfreuliche Erscheinung unserer Zeit, daß di. 
jungen Leute, die auf die Hochschule veien, 
nicht studieren, um Juristen, Philosophen, In- 
genieure usw. zu werden, sondern ausschließlich, 
um Beamte zu werden, daß das Fachstudium 
nicht mehr um des Faches willen, sondern wegen 
der „gesicherten Existenz‘ getrieben wird, daß 
die Freude an der Erprobung der eigenen Kraft 
und des eigenen Könnens in einem freien Beruf 
immer mehr ausstirbt, daß die automatische, von 
den Leistungen unabhängige Vorrückung das 
höchste Ziel einer Generation ist, die unempfäng- 
lich zu sein scheint für die stolze Genugtuung, 
die das durch die eigene Kraft und die eigene 
Leistung im freien Wettbewerb Erreichte ge- 
währt. Man drängt hin zur Staatskrippe und 
findet für den lahmen Ehrgeiz Genüge in der 
Rangsklasse und der sichergestellten Pension, und 
ginge es nach dem Kopf der ungeheuren Masse 
der Bewerber, dann müßte die Zahl der Staats- 
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beamtenposten verdoppelt und verdreifacht 
werden. Der Gagenetat des Staates ist ins Un- 


gemessene angeschwollen, ohne daß das Massen- 
beamtentum den Bedürfnissen der Staatsver- 
waltung Rechnung tragen würde. Abgeordneter 
Dr. Redlich hat die Folgen der Hypertrophie der 
Beamtenschaft treffend gekennzeichnet und uns 
das Ideal vor Augen geführt, den kleinen Status 
fleißiger, gut bezahlter Beamter. Das gleiche 
Ideal, das vor 70 bis 80 Jahren Balzac für 
das schon damals von der Krankheit des Massen- 
beamtentums geplagte Frankreich propagiert hat, 
freilich ohne Erfolg. Und ob die ausgezeichnete 
Rede Dr. Redlichs besseren Erfolg haben wird 
als die Propaganda Balzacs, das ist auch noch die 
Frage 1.3.03 


Hochschulnachrichten. 


Doktor-Dissertationen. 
Berlin. 

Ein Schiffbautechnisch-Kritischer 
Beitrag zur Vermessungsfrage von Dipl- 
Qng. Reinhold Schmidt aus Halle a. S. 

Anker und Ankerketten im Seeschiff- 
betrieb. (Arbeitsvorgänge und Grössenbestimmung) 
von Dipl.-$ng. Max Tillmann aus Essen (Ruhr). 


Danzig. 
Ueber reines Vanadin. Von Dipl.-Ing. 
Walter Martin aus Reichenberg (Böhmen). 


Darmstadt. 

Der Betriebskoeffizient der Eisen- 
bahnenund seineÄbhängigkeitvonder 
Wirtschaftskonjunktur. Von Regierungs- 
baumeister Kurt Tecklenburg. 

Ausbildung der Straßenbahınanlagen. Mit 
Rücksicht aut die Bodenbewegungen im Senkungs- 
gebiete des Rheinisch-Westfälischen Kohlenbergbaıs. 
Von ®ipl.-Jng. Franz Goetz. 

Das Kreisdiagramm der Induktions- 
motoren. Von Dipl.-Äng. Karl Krug aus Moskau. 

GlimmverlusteparallelerLeiter. Von 
Dipl.-Ing. Johannes Harbich aus Wien. 

Fin:ge Reaktionen und Derivatedes 
Hyuroperoxyds. Von Dipl.-Sng. Walter Friedrich 
aus Biebesheim. 


Hannover. 

Christian Wilhelm Tischbein. Maler 
und Architekt 1751—1824. Von Konrad Nonn, 
Regierungsbaumeister. 

Zur Geschichte der Erfindung des 
Portlandzementes. Von Friedrich Quietmeyer, 
Regierungsbaumeister a. D. 

Ueber Nitrosodimethyl-uracilnitrol- 
oxyd. Von Dipl. «Jng. Rudolf Beythien aus 
Quakenbrück. 


Hochschulnachrichten — Verschiedenes 


Karlsruhe. 

Beitrag zur Wirkung des Ozons auf 
das Jod und den Schwefel. Von Dipf.-$ng. 
Max Beger. 

UeberdieDarstellungunddieEigene® 
schaften von Ferrobikarbonat. Von Dipl.» 
Ang. Jakob Glinzburg. 

Zur Theorie der Desinfektion. 
Dipl.-Jng. Richard Betzel. 


Von 


München. 

Ueber die Darstellung von reinem, 
wasserfreiem Rhodanwasserstoff. Von 
gepr. Lehramtskandidat Ulrich Rück aus Nürnberg. 

Ueber Dimethyl- und Diaethylanilin- 
Meta-Sulfosäuren. Von Dipl.-$ng. Max Siegler. 


| Verschiedenes. | 


Vertragsbruch bei Aerztestreiks. In einem 
bemerkenswerten Rechtsstreit über den Ver- 
tragsbruch eines Arztes, in dem Kampfe des 
Leipziger Aerzteverbandes gegen die Kranken- 
kassen, hat nunmehr das Reichsgericht im Sinne 
der Krankenkassen entschieden. Ein Kölner Arzt 
Dr.B. war auf sein Angebot hin von den Kölner 
Krankenkassen als Kassenarzt angestellt worden. 
Der Leipziger Verband bewog ihn, den Vertrag 
zu brechen und die Erfüllung seiner Vertrags- 
pflichten zu verweigern. Die Krankenkassen 
strengten hierauf gegen Dr. B. Klage an. Das 
Landgericht verurteilte den Arzt auf Erfüllung 
des Vertrages und zur Uebernahme allen 
Schadens, der den Kassen aus dem Vertragsbruch 
entstanden ist. Das Gericht stellte fest, daß 
die Ansicht des Aerzteverbandes, es verstoßBe 
gegen die Standeschre, wenn ein Arzt mit einer 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft in ein Ver- 
tragsverhältnis eintrete, zurückgewiesen werden 
müsse. Auch darin könne nichts Unehrenhaftes 
erblickt werden, daß der Arzt die Vereinbarung 
allein und nicht durch Vermittelung der Aerzte- 
organisation getroffen habe. Auch die gesell- 
schaftliche und kollegiale Aechtung durch den 
Leipziger Verband könne den Vertragsbruch 
nicht rechtfertigen. Bei den Krankenkassen seien 
wegen ihrer Öffentlich-rechtlichen Stellung weit 
erheblichere ideelle Interessen im Spiele als für 
den Arzt; die Krankenkassen erfüllten im 
weitesten Sinne Aufgaben der Allgemeinheit. Der 
Leipziger Verband habe unstreitig für den Fall 
des Vertragsbruchs volle Schadloshaltung ver- 
sprochen, und bei dieser Sachlage könnten alle 
Kassenärzte, wenn das Gericht den Vertrags- 
bruch billige, die Kassen im Stich lassen. 

Das Oberlandesgericht schloß sich dieser Be- 
gründung in allen Teilen an und erklärte, daß 
die angeblichen Gründe des vertragsbrüchigen 
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Arztes gegenüber den öffentlichen Interessen, 
welche bei der Erfüllung der dem Arzte zu- 
gewiesenen, die Allgemeinheit berührenden Auf- 
gaben der Krankenkassen bestehen, nicht erheb- 
lich ins Gewicht fallen und nicht als ein wichtiger 
Grund zur Kündigung des Vertrages angesehen 
werden können. Wollte man jene Angaben als 
Kündigungsgrund gelten lassen, so würde damit 
dem Vertragsbruch Tor und Tür geöffnet sein, 
während das allgemeine öffentliche Interesse an 
Rechtssicherheit und Wohlfahrt gerade im wirt- 
schaftlichen Kampfe, wie im vorliegenden Falle, 
mehr noch als an irgend einer anderen Stelle die 
unverbrüchliche Wahrung der Vertragstreue er- 
heischt. Das Reichsgericht hat die Revision 
zurückgewiesen und in seinem Urteil, das den 
Beteiligten in diesen Tagen zugestellt worden 
ist, festgestellt, daß die zugunsten des ver- 
tragsbrüchigen Arztes zu berücksichtigenden 
Umstände nicht erheblich ins Gewicht fallen. 
Mit Recht habe das Berufungsgericht bei seiner 
Beurteilung auf die Notwendigkeit der Wahrung 
der Vertragstreue entscheidendes Gewicht gelegt. 
Es sei deshalb im Sinne der Krankenkassen zu 
erkennen. 

Diese Entscheidung ist insofern bemerkens- 
wert, als der oberste Gerichtshof die ideellen In- 
teressen des Arztes in den Vordergrund rückt 
und ausdrücklich betont, daß zuerst die Pflichten 
gegen die Allgemeinheit zu erfüllen seien. Diese 
Auffassung deckt sich durchaus mit derjenigen 
der akademischen Berufsstände, die lediglich be- 
müht sind, ihre persönlichen Interessen mit 
denen der Allgemeinheit in Einklang zu bringen 
und niemals um rein persönlicher Vorteile willen 
zu Mitteln greifen, die der Allgemeinheit Schaden 
zufügen. Dieses erhöhte Verantwortlichkeits- 
bewußtscin ergibt zwar weitergehende Pflichten, 
doch läßt sich hieraus wieder der berechtigte 
Anspruch auf eine Sonderstellung innerhalb der 
bürgerlichen Gesellschaft herleiten. 
Ferien-Kursus über Volkswirtschaft, staatsbürger- 
732% liche Fortbildung und Redekunst. 


In der Osterwoche vom 9. bis 14. April d. Js. ver- 
anstaltet der Bund Deutscher Bodenreforiıner seinen 
zweiten Ferienkurs über Volkswirtschaft und Staats- 
bürgerliche Fortbildung. Neben Vorträgen sind Be- 
Sichtigungen unter sachkundiger Führung sowie zwang- 
lose gesellschaftliche Veranstaltungen vorgesehen. 

Die Hörerkarte für den ganzen Kursus kostet Mk. 10, 
Anmeldungen beim Bunde deutscher Bodenreformer 
werden möglichst frühzeitig, spätestens bis Ende März 
im Bureau, Berlin NW. 23., Lessingstr. 11, erbeten. 

Nachstehend sei noch der vorgesehene Studienplan 
angegeben. 

A. Vorträge. 
I. Die Bedeutung der staatsbürgerlichen Bildung 
für unser Volk. 
Dozent: Exzellenz Prof. Dr. Adolph Wagner. 
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ll. Einführung ı„ die sozialen Probleme der 
Gegenwart. 
Dozent: Adolf Danıaschke, Vorsitzender 
des Bundes Deutscher Bodenreformer, 
1. Die liberale Schule: Adam Smith und Robert 
Malthus. — Das Manchestertum. — Der 
Freihandel in England und Deutschland, 
. Das nationale System: Friedrich List. 
. Die historische Schule: G. Schmoller. 
. Die Kathedersozialisten: Adolph Wagner. 
. Der Kommunismus: Karl Marx. — Das 
kommunistische Manifest. — Ferdinand 
Lasalle. — Die deutsche Sozialdemokratie. 
— Das Gesetz der kapitalistischen Akku- 
mulation. — Am Tage nach der Revolution. 
7. Die Bodenreform: Henry George und sein 
Werk. — Der gegenwärtige Kampf in Eng- 
land. — Geschichte und Aufgaben der 
deutschen Bewegung. 


SA U N 


HI. Die Grundlagen der Volkswirtschaft. 
Dozent: A. Pohlman-Holienaspe. 

1. Von der Arbeit, Arbeitsteilung und Kapital- 
bildung. 

2. Die Bedeutung des Tausches im Wirtschafts- 
leben mit besonderer Berücksichtigung des 
Güteraustausches. 

3. Das Lohnproblem als Tausch einer Sache 
gegen Arbeit. u 

4. Das Grundrentenproblem als Tausch einer 
Sache gegen Rechte. 

5. Der Einfluß gesetzgeberischer Maßnahmen 
auf, die Grundrente und Schlußfolgerungen. 


i IV. Aufgaben einer modernen Gemeindeverwaltung. 
Dozent: Oberbürgermeister Heinrich von 


Wagner-Ulm. 


V. Die konstitutionelle Fabrik. 
Dozent: Heinrich Freese. 

Heinrich Freese hat durch die sozialen Ein- 
richtungen in seiner Fabrik die Aufmerksamkeit 
aller] sozialpolitisch interessierten Kreise auf 
sich gezogen. Er wird über seine eigenen Er- 
fahrungen mit der Gewinnbeteiligung, dem 
Achtstundentag usw. sprechen. 


IVI. ‘Die Agrarfrage der Gegenwart. 
Dozent: Legationsrat Dr. von Schwerin- 
Obersteinbach. 
Der !deutsche Handel und die Monopole in 
unseren Kolonien. 
Dozent: Großkaufmann I. K. Vietor, 


' VIL 


Mitglied des Kolonialrats und der 
Handelskammer in Bremen. 
VHI. Richtlinien und Ergebnisse der bisherigen 


öffentlichen Agitation für staatsbürgerliche Er- 
ziehung. 
Als Dozent vorgesehen: Dr. Friedrich 
Lange, Herausgeber der „Deutschen 

Zeitung“. 
IX. Moderne Kolonialfragen unter besonderer Berück- 
sichtigung unseres Schutzgebietes in Kiautschou. 
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Als Dozent vorgesehen: Dr. W. Schra- 
meier-Halensee, Wirkl. Adniiralitätsrat, 
ehem. Kais. Kommissar des Kiautschou- 
Gebietes. 


X. Einführung in die Gesetze der Redekunst. 
Dozent: Adolf Damaschke. 


B. Besichtigungen. 


l. Jalousien- und Holzpflasterfabrik von Heinrich 
Freese. Führung: Heinrich Freese. 

2. Werke der Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft. 

Kgl. Porzellan-Manufaktur. 

4. Auguste-Viktoria-Krankenhaus der Stadt Schöne- 

berg. Führung und Erklärung durch die 

Herren Sanitätsrat und Stadtrat Dr. Rabnow 

und Verwaltungsdirektor Korbacher. 

Ständige Ausstellung für Arbeiterwohltahrt. 

6. Genossenschaftshäuser des Vaterländischen Bau- 
vereins und des Erbbauvereins Moabit. Führung 
du:ch den 1. Vorsitzenden Herrn Laux. 


P 


P 


Am Sonntag, den 14. April, findet ein Ausflug 
nach der Bodelschwinghschen Arbeiterkolonie Hoff- 
nungsthal bei Bernau (Vorort von Berlin) statt. Die 
Anstalt ist ein großzügiger Versuch, obdachs- und 
arbeitslosen Personen in ciner umfangreichen Obst- 
und Gartenkolonie anstatt Almosen Arbeit zu geben 
und ihnen eine Heimat zu verschaffen. Der Leiter 
der Kolonie, Herr Pastor Onnasch, wird einen Vortrag 
über „Geschichte un. Probleme Hoffnungstals und 
seiner Arbeit“ halten und die Führung übernehmen. 


Die Erziehung des Architekten. Der Direk- 
tor der Düsseldorfer Kunstgewerbeschule, Prof. 
Wilh. Kreis, beschäftigt sich in Nr. 93 der 
„Deutschen Bauzeitung“ mit der Frage der Er- 
ziehung des Architekten in bezug auf seine 
künstlerischen Fähigkeiten. 

Wie allgemein bekannt, tritt die künstle- 
rische Ausbildung auf den Hochschulen in den 
Hintergrund, da naturgemäß hier die techni- 
schen und wissenschaftlichen Lehrfächer für den 
späteren Kommunal- und Staatsbaubeamten 
überwiegen. Auf diese Weise fehlt dem Stu- 
dierenden auf der Hochschule eine gründliche 
künstlerische Ausbildung im Anschluß an ein 
gründliches Studium der überlieferten Bauweise 
und ihrer Formensprache, die der entwerfende 
Architekt heutzutage braucht. 

Kreis zeigt nun, daß der Besuch einer 
Kunstgewerbeschule, der für die einzelnen Fach- 
klassen besondere Ateliers angegliedert sind, 
der architektonischen Ausbildung gerechter wird. 
Kreis hält durch fünfsemestrigen Besuch einer 
Baugewerksschule einen Studierenden der Archi- 
tektur technisch und wissenschaftlich genügend 
vorgebildet, um den dann beginnenden rein 
künstlerischen Unterricht in Angriff nehmen zu 
können. In einer solchen Anstalt soll der 
Schüler unter steter Anleitung eines Lehrers 
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lernen, architektonischen Aufgaben gerecht zu 
werden, wobei ihm gleichzeitig Gelegenheit ge- 
boten wird, die der Architektur verwandten 
Gebiete zu studieren und deren Technik sich 
zu eigen zu machen. Hierunter sind namentlich 
dekorative Skulptur und Malerei sowie Garten- 
architektur und Raumkunst zu verstehen. Wie 
Kreis mitteilt, ist ein umfassender Ausbildungsgang, 
nach diesem Schema an der Kunstgewerbeschule 
in Düsseldorf, die in der Fachabteilung für 
Architektur Unterabteilungen für Gartenarchi- 
tektur und Raumkunst besitzt, ermöglicht. Kreis 
glaubt, daß auf diese Weise bei geringer 
Schülerzahl und strengen Aufnahmebedingungen 
der Nachwuchs am besten künstlerisch ausge- 
bildet werden kann. 

Es ist nicht unwahrscheinlich, daß auf 
Grund der von Kreis gemachten Vorschläge ein 
von den Architekten seit lange erstrebtes Ziel 
erreicht wird, ein Ziel, das die Architektur- 
abteilungen unserer Technischen Hochschulen 
bisher nicht verwirklichen konnten, weil sie in 
ihren Lehrplänen aus historischen, mit der von 
ihnen vornehmlich auch erwarteten Ausbildung 
der Staatsbaubeamten zusammenhängenden Grün- 
den die künstlerische Ausbildung zugunsten der 
technischen und wissenschaftlichen gar zu sehr 
zurücktreten ließen. Vielleicht ergibt sich dar- 
aus überhaupt die praktische Forderung, die 
Ausbildung der Staatsbaubeamten von derjenigen 
der Künstler ganz zu trennen, jene den Hoch- 
schulen zu belassen, diese aber auf anderen, 
neuen Wegen etwa im Kreis’schen Sinne zu 
erstreben. 


Das deutsche Dorf. 


In Brandenburg a. H. wird auf einem 
von der Stadtverwaltung zur Verfügung ge- 
stellten, am Gördensee gelegenen Wald- und 
Wiesengelände von 30 Morgen Flächengehalt 
die Schaffung eines Freilichtmuseums 
„Das deutsche Dorf“ geplant. Es soll, wie die 
„Kunstwelt‘ mitteilt, die Entwicklung des deut- 
schen Bauernhauses und die alten dörflichen 
Baustile aller deutschen Stämme und Gaue in 
ihren Haupttypen darstellen. In malerischer 
Schönheit und Lebenswahrheit soll ein Bild 
vergangener Kulturperioden entrollt, die Um- 
gebung jedes Gebäudes der Eigenart seiner Zeit 
angepaßt und das Innere mit den jeweiligen 
typischen Einrichtungen, Trachten, dem Schmuck, 
Hausrat und den Erzeugnissen der Volkskunst 
ausgestattet werden. Hoffentlich gelingt dies- 
mal die Durchführung der Idee, die schon ein- 
mal früher an der Platzfrage im Grunewald 
bei Berlin infolge zu hoher Forderungen des 
preußischen Forstfiskus gescheitert ist. 
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Buchbesprechungen. 


Volkswirtschaftliches Jahrbuch der 
Stahl- und Eisenindustrie einschließlich der 
verwandten Industriezweige. I. Ausgabe 1912. Heraus- 
gegeben von Dr. H. E. Krueger, Syndikus des 
Deutschen Volkswirtschaftlichen Verbandes. 
Berlin SW., Verlags-Industrie-Gesellschaft 
m. b. H. Preis geb. M. 3, -. 


Es ist noch nicht allzulange her, daß die „wirt- 
schaftlichen Daten“ der verschiedenen Industriezweige 
in den einschlägigen fachtechnischen Werken unter- 
gebracht werden konnten; die bekannten „Ingenieur- 
kalender“ gaben vielfach einen recht anschaulichen 
Ueberblick über die ökonomischen und sozialen Fol- 
gen der technischen Pionierarbeit. Heute ist der Stoff 
zu groß geworden; die Arbeitsteilune mußte auch 
hier einsetzen. Das vorliegende Werk ist eine Folge 
dieser Arbeitsteilung. Der auf dem Gebiete der volks- 
wirtschaftlichen Publizistik bestens bekannte Verfasser 
gibt im vorstehend genannten Buche einen groß an- 
gelegten und doch geschlossenen Ueberblick über 
das Gebiet der Stahl- und Eisenindustrie nicht unter 
technischem, sondern unter volkswirtschaftlichem 
Gesichtspunkt. Mit besonderem Nachdruck kann 
konstatiert werden, daß der Verfasser, obwohl nicht 
Techniker, doch überall das technische Moment in 
der Entwicklung erkannt und gewürdigt hat. Nament- 
lich im I. Teil des Buches, der die volkswirtschaftliche 
Bedeutung der Stahl- und Eisenindustrie Deutschlands 
gegenüber dem Auslande enthält, finden die technischen 
Voraussetzungen der einzelnen Epochen in dır Industrie- 
entwicklung richtige und gebührende Berücksichtigung. 
Bemerkenswert an diesem Kapitel ist insbesondere 
das, was der Verfasser über das Verhältnis Deutsch- 
lands zu England und Amerika an Hand der Eisen- 
und Stahlstatistik sagt. Das II. Kapitel behandelt die 
Eisenvorräte und ihren Verbrauch, das III. Kapitel 
Erzeugung, Verarbeitung und den Verbrauch von 
Eisen und Stahl in wirtschaftsstatistischer Beleuchtung, 
und das IV. Kapitel ist dem Stahlwerksverband ge- 
widmet, dessen Aufgaben, Zusammensetzung und 
Leistungen kurz und doch hinreichend vorgeführt 
werden. Im Anschluß daran werden in Kapitel V 
die Fachverbände, Arbeitgeberverbände und Berufs- 
genossenschaften in der deutschen Esen- und Stahl- 
industrie dargestellt; dann folgt eine Uebersicht über das 
allgemeine Vereinswesen, soweit die einschlägigen 
Vereine auf berufsstandspolitischer Grundlage aufge- 
baut sind, d. h. nicht im Kampf um den Futter- 
platz und Futteranteil einzelner klassenpolitischer 
Gruppen den Anfang und das Ende ihrer Tätigkeit 
erblicken. In besonderen Abhandlungen sind hier 
u. a. vorgeführt die ständige Ausstellungskommission 
für die Deutsche Industrie, der Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure, der Verband deutscher Elektro- 
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techniker und der Verein deutscher Ingenieure. Die 
weiteren Kapitel behandeln die deutschem Handels- 
kammern nebst einer umfassenden Uebersicht über 
deren Literatur entsprechend den Veröffentlichungen 
in den „Volkswirtschaftlichen Blättern“, die Vorbe- 
lastung der deutschen Industrie, in welchen die durch 
die Sozialversicherung hervorgerufenen erschwerten 
Konkurenzbedingungen Deutschlands gegenüber dem 
Auslande, das diese Einrichtungen nicht nachmacht, 
dargestellt wird. Es folgen drei wertvolle Abhand- 
lungen, die in letzter Zeit erschienen sind, so die 
Abhandlung von Dipi.-$ug. Ernst Werner über die 
Rentabilitätsfeststellung der Maschinenbau - Aktienge- 
sellschaften, die von Dr. Zalinbrecher über Lohnsta- 
tistik in Unternehmerverbänden und die von Dr. 
Müller-Ludwigshafen über zentrale statistische Bure- 
aus in gewerblichen Betrieben; die letztere Arbeit 
dürfte für die Diplom-Ingenieure ganz besonders 
wichtig erscheinen, denn sie führt ein Gebiet vor, das 
geeignet erscheint, in Zukunft zur Domäne volkswirt- 
schaftlich und statistisch vorgebildeter Diplom -Ingeni- 
eure zu werden. Den Abschluß des Werkes bildet 
eine Chronologische Zusammenstellung der wichtigsten 
Daten aus der Geschichte der Stahl- und Eisenindustrie. 
Das Buch wird infolge seiner einfachen Gruppierung, 
der übersichtlichen Zusammenstellung des einschlä- 
gigen statistischen Materials, der leichverständlichen 
Darstellung und der Heranziehung alles Wissenswerien 
aus industriellen Nachbargebieten nicht nur dem 
hüttenmännischen Fachmann ein vorzügliches Hand- 
buch sein, sondern es ist in gleicher Weise geeignet, 
jedermann, der sich über die Eisen- und Stahlindustrie 
und deren volkswirtschaftliche Nachbargebiete unter- 
richten will, als Leitfaden zu dienen. 


Charlottenburg, Februar 1912. 
Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt, 


Der Kampf um die Magistratsmitgliedschaft 
für die Stadtbauräte in Schleswig-Holstein 1900 
bis 1910. Als Manuskript gedruckt 1910, Druck 
von C. Schaidt, Kiel. 58 S. 

In Schleswig-Holstein war mehrfach Gelegen- 
heit, bei Neubesetzungen die Mapistratsmitglied- 
schaft für die Stadtbauräte zu fordern, so 1901 
in Kiel, 1909 in Flensburg und Altona. Erfolge 
sind nur dort erzielt worden, wo die Stadt 
unter dem Druck der Forderungen der Be- 
werber oder ihres Stadtbaurats stand. 

Um die aus dieser Sachlage sich ergebende 
Folgerung, daß sämtliche Bewerber bei einer 
Neuwahl Sitz und Stimme im Magistrat for- 
dern, zu verwirklichen, erfolgte ein engerer Zu- 
sammenschluß der Standesgenossen in Standes- 
fragen durch den „Gemeinsamen Standesfragen- 
Ausschuß“ der drei Fachvereine Kieler höherer 
Techniker. 

Die Broschüre schildert die Städteordnunr, 
die Stellung des Stadtbaurats als Unterbeamter 
ohne Magistratsmitgliedschaft, die Gründe für 
die Mitgliedschaft und die Einwendungen gegen 
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sie, sowie die geschichtliche Entwicklung in den 
einzelnen Städten. 

Für die einzelnen Fälle sind S. 24—58 inter- 
essante Aktenauszüge mitgeteilt. 

In der Schlußbetrachtung wird noch ausge- 
führt, daß die Bewerber die Magistratsmitglied- 
schaft gelegentlich einer Neuwahl des Stadt- 
baurats gemeinsam fordern müssen. Dazu 
sei ein Zusammenschluß aller Standesrenossen, 
ähnlich wie in Schleswiz-Holstein, dringend er- 
wünscht, damit deren Vertretung die Bewer- 
ber beeinflussen kann. Es wäre erfreulich, wenn 
ihre bewährte Kampfesweise Nachahmungen tin- 
den würde. Nur Einigkeit führe zum Ziele. 

Die Veröffentlichung ist wärmstens zu be- 
grüßen. Es kann nicht Material genug gesam- 
melt werden, um unsern Standesrenossen, welche 
diesen Standeskämpfen ferner stehen, und Un- 
parteiischen zu zeigen, wo ces fehlt und wie 
die laufenden Techniker gestellt sind. In Würt- 
temberg, Baden, Elsaß-Lothringen und der 
Pfalz müssen diese Kämpfe noch größtenteils 
durchgefochten werden. 


Dipl.-Ing. Schleicher, Reg.-Baumeister. 


Verbandsnachrichten. : 


Vorstandsbericht. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 

Herren Dipl.-Ing.: 

Bauer, Hans, Kabelingenieur am St. E. W. 
Chemnitz, Chemnitz, Hohenzollernstr. 31 III 1. 

Beck, Max, Technischer Filialleiter, Kattowitz, 
Dürerstraße 1. 

Deibert, Wilhelm, Entwurfsingenieur, Bres- 
lau Il, Nachodstraße 24. 

Ebel, Friedrich, Essen-Ruhr, Huttropstraße 56. 

Erbach, Rudolf, Bureauchef des Handelsschiff- 
bau-Bureaus der Germaniawerft, Kiel, Geibel- 
platz 10. 

Eymann, Karl, Assistent an der Technischen 
Hochschule, Breslau, Lutherstraße 27,0. 


Freundlich, Erich F. Architekt, Braun- 
© schweig, Hagenring 15 1. 
Froitzheim, Carl, Düsseldorf, Elisabeth- 


straße 52. ; 
Gaebel, Friedrich, Völlinghausen (Kr. Soest), 
Gasthaus Schnetten. 


Herbst, Jacob, Zivilingenieur, Darmstadt, 
Neckarstraße 22. 

Hettner, Hermann, Frankfurt a/M. Nie- 
denau 52. 


Hirsch, Otto, Ingenieur der Siemens-Schuk- 
kert-Werke, Münster i/W., Heisstraße 42. 

Holtmann, Walter, Betriebsassistent, Katto- 
witz O/S., Stillerstraße 4. 


Meienreis, 
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Hopfmüller, Friedrich, Nürnberg, Heideloff- 
straße 22. 


Jobst, Erich, Bergdirektor, Gersdorf Bez. 
Chemnitz. 

Kästner, Curt, Bergingenieur, Zwickau, Schul- 
graben 11. 


Kierzek, Johann, Charlottenburg, Longo- 
bardenallee 6 IV. 

Kleemann, Franz, Betriebsinspektor des Gas- 
werkes Dresden-Reick, Dresden-A. 26. 

Koch, Carl, Regierungsbauführer, Braunschweig, 
Gördelingerstraße 2. 

Kreglewski, Adanı, Konstrukteur, Bremen, 
Am Wall 99. 

Linscheidt, Karl, Steglitz, Schützenstr. 33. 

Lürken, Adolf, Vorsteher des Brückenbau- 
bureaus der Kgl. Kanalbaudircktion, Essen-Ruhr, 
Sachsenstraße 22. 

Walther, Technischer Hilfs- 
arbeiter im Reichs-Marine-Amt, Berlin W.15, 
Ludwigkirchstraße 3. 

Meles, C., Barmen, Winklerstraße 12 1. 

Nadolny, Bruno, Stettin, König - Albert- 
Straße 37. 

Prange, Paul, Prinzenthal b. Bromberg, Wran- 
gelstraße 1. 

Queck, Willy, Bergverwalter, Zwickau, inn. 
Schneebergallee 20. ee 

Rosenbaum, Armin, Betriebsingenieur, Duis- 
bure-Wanheim, Metallhütte. 

Schmolke, Aloys, Assistent an der Tech- 
nischen Hochschule, Breslau, Garvestraße 27 Il. 

Seltmann, Edwin, Bureauchef, Charlottenburg, 
Droysenstraße 14. 

Seyboth, Friedrich Wilhelm, Vorstand und Mit- 
inhaber der Firma Seyboth & Co., Zwickau i’Sa. 


Stoß, Walter, Hamburg, Bleichenbrücke 17, 
Baudeputation. 
Stütz, Albert, Kattowitz, Friedrichstraße 4. 


Theiß, Fritz, Wittenberg Bez. Halle, Luther- 
straße 43 1. 

Uber, Konrad, Privatbeamter, 
Soest. 

Ulrich, Fritz, Dresden-N., Leipziger Str. 80 H. 

Wegner, Ludwig, Regierungsbaumeister, Be- 
triebsleiter, Ludwirshafen a./Rh., Maxstraße 66. 

Weichbrodt, Kurt, Technischer Hilfsarbeiter 
im Reichs - Marine - Amt, Charlottenburg 5, 
Schloßstraße 68. 

Wittlinger, Richard, Regierungsbauführer, 
Nürnberg, Hainstraße 16 Ill. 

Zahn, Walter, ®Dr.-$ng., Montageingenieur, 
Charlottenburg, Horstweg 20. 


Delecke Kr. 


In die Liste der Förderer wurden ein- 
getragen die Herren: 
Mast, Paul, Regierungsbaumeister, Gleiwitz, 
Neudorfer Straße 2a. 
Schreier, Oskar, Oberingenieur, 
Schlüterstraße 12. 


Hamburg, 
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Satzungskommission. 


Der Vorstand nimmt Kenntnis von den Mit- 
teilungen über die Arbeiten der Satzungskom- 
mission, insbesondere davon, daß die Satzungs- 
kommission alle Anträge der Bezirksvereine und 
Einzelpersonen, die bis zum 10. Februar ein- 
gegangen waren, in ihren Sitzungen verarbeitet 
hat; einer Verarbeitung der weiterhin noch ein- 
gehenden Anträge bzw. Wünsche, konnte die 
Satzungskommission nicht mehr entsprechen, da 
eine Garantie für die rechtzeitige Fertigstellung 
des Druckes sonst nicht mehr übernommen 
werden konnte. 


Mitgliederbeiträge. 


Der Vorstand nimmt Kenntnis davon, 
noch eine außerordentlich große Zahl von 
trägen rückständig ist, und beauftragt den 
Kassenführer, die ihm zur Einziehung der Bei- 
träge geeignet erscheinenden Schritte zu tun. 


daß 
Bei- 


Auslegung der Verbandszeitschrift. 


Die Anrcgung verschiedener Bezirksvereine 
und Einzelmitglieder, die Verbandszeitschrift in 
noch weiteren öffentlichen Bibliotheken zur Aus- 
legung zu bringen, wird mit Rücksicht auf die 
hieraus erwachsende Belastung des Etats einst- 
weilen abgelehnt. 


Kraftfahr- Sachverständige. 


Auf die Eingabe des Verbandes an die Minister 
der öffentlichen Arbeiten und des Innern, die Be- 
lassung der bisher als Kraftfahr-Sachverständige 
bestellten Diplom-Ingenieure in ihrem Amte be- 
treffend, ist folgendes Antwortschreiben einge- 
gangen: 
Abschrift. 9 Berlin W. 66, den 28. November 1911. 

Wilhelmstraße 79. 


Der Minister # 
der öffentlichen Arbeiten. 


III. B. 12. 585 D. M. d. ō. A. 
Ild. 2934 M. d. I. 


Dem Vorstand erwidern wir auf die Eingabe 
vom 25. v. Mts. ergebenst, daß die Prüfungen 
der Kraftfahrzeuge und der Führer von solchen 
seinerzeit den Dampfkessel-Ueberwachungs-Ver- 
einen mangels Vorhandenseins einer genügenden 
Zahl anderer geeigneten Sachverständigen über- 
tragen worden sind. Zu einer Aenderung der 
jetzt bestehenden Einrichtung sind wir nicht 
in der Lage. Daß der Stand der Diplom-In- 
genieure durch die Uebertragung der Prüfungen 
auf die Dampfkessel-Ueberwachungs-Vereine ge- 
schädigt wird, können wir nicht anerkennen, da 
es den Diplom-Ingenieuren unbenommen ist, sich 
bei diesen Vereinen um Verwendung als Sach- 
verständige für die Prüfungen zu bewerben. 

Der 
Minister des Innern. 
I. A.: gez. (Unterschrift). 


rn m t- m 


Der Minister 
der öffentlichen Arbeiten. 
gez. von Breitenbach. 
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Es wird in Aussicht genommen, in dieser 
Angelegenheit mit den in Betracht kommenden 
Mitgliedern des Verbandes weiter zu verhandeln 
und mit befreundeten Mitgliedern des preußischen 
Abgeordneten- und Herrenhauses Fühlung zu 
nehmen. 


„Diplom-Brauerei-Ingenieure.‘‘ 


Auf die Eingabe des Verbandes an den Herrn 
Minister für Landwirtschaft, Domänen und 
Forsten, betr. Institut für Gärungsgewerbe, ging 
folgendes Antwortschreiben ein: 

Abschrift. Berlin W. 9, den 5. Oktober 1911. 
Leipziger Platz 10. 


Ministerium 
für Landwirtschaft, Domänen u. Forsten. 


Journal-No. TI. A. IT. c. 5386. 

Dem Vorstand erwidere ich auf die Eingabe 
von 22. Juli d. Js. ergebenst, daß das darin 
erwähnte „Programm der Unterrichtsanstalten 
der Versuchs- und Lehranstalt für Brauerei in 
Berlin 1910“ nach der Anzeige des Instituts für 
Gärungsgewerbe neuerdings nicht mehr ver- 
trieben wird. In der im Druck befindlichen neuen 
Auflage soll den Wünschen des Verbandes Rech- 
nung getragen werden. Nach den weiteren An- 
gaben des Instituts ist der „Vercin Deutscher 
Diplom-Brauerei-Ingenieure“ weder auf Veran- 
lassung des Instituts gebildet worden, noch steht 
er zu ihm in irgend einem Abhängigkeitsver- 
hältnis. Das Institut hat somit keinen Einfluß 
auf die Wahl der von dem Verein geführten 
Bezeichnung. 

Unter diesen Umständen bedauere ich weiteres 
nicht veranlassen zu können. 

I. A. 
gez. Schroeter. 


Der Vorstand beschließt, gegen den genannten 
Verein das Verfahren auf Unterlassung seines 
Titels anzustrengen. 


Versicherungsamtmänner. 


Der Vorstand nimmt Kenntnis von den Ant- 
wortschreiben der verschiedenen Ministerien auf 
die Eingaben des Verbandes. Aus diesen Ant- 
wortschreiben ergibt sich, daß in vielen Fällen 
die betreffenden Posten an juristisch vorgebil- 
dete Beamte des betreffenden Bundesstaates 
übertragen werden, daß in anderen Fällen aber 
die Bereitwilligkeit ausgesprochen wird, Diplom- 
Ingenieure bei Besetzung dieser Stellen zu be- 
rücksichtigen. 


Ausbau des Stellennachweises. 


Eine Zuschrift des Bezirks-Vereins Mainz- 
Wiesbaden gibt dem Vorstand Veranlassung, sich 
mit dem weiteren Ausbau des Stellennachweises 
zu beschäftigen. Es werden von der Geschäfts- 
stelle dementsprechende Vorschläge gemacht und 
auch die Arbeiten der Satzungskommission vor- 
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gelegt. Es wird beschlossen, dem Bezirks-Ver- 
ein Mainz-Wiesbaden entsprechend Mitteilung zu- 
kommen zu lassen. 


Hilfsarbeiter beim Reichsmarineamt. 


Der Vorstand ließ folgende Eingabe an den 
Staatssekretär des Reichsmarineamtes betr. Hilfs- 
arbeiter gelangen: 


Berlin, den 27. Oktober 1911. 
Ew. Exzellenz! 

Die in der Kaiserlichen Marineverwaltung 
durch Verfügung und Diensteid als technische 
Hilfsarbeiter angesiellten Diolom-Ingenieure sind 
nach §§ 1, 2, 3 und 4 des Reichsbeamtengesetzes 
Reichsbeamte. 

Dieser Rechtsstellung entspringen alle Rechte 
der Reichsbeamten in bezug auf Erholungsurlaub, 
Krankheitsurlaub, Tagegelder, Fahrkosten usw., 
insbesondere aber: Beamtensteuerprivileg (teils 
das alte, teils das 1908 abgeänderte) gemäß 
8 19 RBG.; Kirchensteuerfreiheit, weil zugleich 
Militärbeamte; Pensionsfähigkeit gemäß & 37 
RBG.; Anwartschaft auf Witwen- und Waisen- 
versorgung gemäß § 7 und § 69 RBG. und Be- 
amtenhinterblicbenengesetz; schließlich Anrech- 
nung des Dienstalters gemäß § 46 Abs. 2 RBG. bei 
Uebergang zu anderen Reichs- oder Staats- 
behörden. 

Es ist nun seitens Ew. Exzellenz damit be- 
gonnen worden, diese beamteten Hilfsarbciter 
in das Privatdienstverhältnis überzuführen, und 
die bisherigen Verhandlungen in di:ser Richtung 
haben unter den in Betracht kommenden Beamten 
die Besorgnis erweckt, daß sie bei Weigerung 
nach und nach entlassen und durch neue, auf 
Privasdienstvertrag anzustellende Hilisarbeiter 
ersetzt werden sollen. 

Da die beamteten Hilfsarbeiter bei einer 
solchen Aenderung des Dienstverhältnisses er- 
worbene Rechte preisgeben müßten, deren sie 
sich lange Jahre hindurch erfreuten, in der von 
Ew. Exzellenz als Abfindung angesetzten Ent- 
schädigung ein Aequivalent nicht erblickt werden 
kann, so bittet der Verband Deutscher Diplom- 
ingenieure Ew. Exzellenz ganz ergebenst, von 
einem Vorgehen in der erwähnten Weise gütigst 
Abstand nehmen zu wollen. Sollten jodoch ge- 
wichtige Gründe vorliegen, die cine Aenderung 
des bestehenden Rechtszustandes unbedingt er- 
forderlich machen, so gestattet sich der unter- 
 Zeichnete Verband ganz ergebenst vorzuschlagen, 
Ew. Exzellenz wolle diese beamteten, akademisch 
gebildeten Hilfsarbeiter nach Klasse 51 der Be- 
soldungsordnung in etatsmäßige, ständige Mit- 
arbeiter überführen. 

Der Verband gestattet sich dabei zu betonen, 
daß eine neue Beamtenklasse dadurch weder 
im Reichsbeamtenkörper, noch in der Kaiserlichen 
‘ Marineverwaltung geschaffen würde, da die ge- 
nannte Beamtenkategorie schon seit 20 Jahren 
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unter dem Namen Hilfsarbeiter tatsächlich be- 
reits vorhanden ist. 

Der ergebenst unterzeichnete Verband braucht 
nicht hervorzuheben, daß er in keiner Weise 
beabsichtigt, sich in die Regelung der Dienst- 
verhältnisse einzumischen, gemäß denen neue 
technische Hilfsarbeiter eingestellt werden; er 
möchte jedoch nicht verfehlen, Ew. Exzellenz ehr- 
erbietigst zu bitten, nur solche Vertragsbedin- 
gungen zu stellen, wie sie sich aus der sinn- 
gemäßen Uebertragung der den bereits beamteten 
Hilfsarbeitern zustehenden Rechte und Vergünsti- 
gungen ergeben. 

Sollte Ew. Exzellenz die Schaffung etats- 
mäßiger Stellen als einen Weg zur Regelung der 
bisherigen Dienstverhältnisse wählen, so würde 
dies dem Vorgehen aller anderen Reichsämter 
entsprechen; denn es bestehen schon seit längerer 
Zeit ständige Mitarbeiterstellen bei dem Reiclıs- 
schatzamt, Kaiserlichen Patentamt, Reichs- 
gesundheitsamt, Kaiserlichen Schiffs - Vermes- 
sungsamt, Kaiserlichen Statistischen Amt und 
einigen anderen. 

Ew. Exzellenz gütigem B.scheide entgegen- 
schend, 

ehrerbictigst 


4 + 
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Daraufhin ging dem Verband folgendes Ant- 
wortschreiben zu: 
Berlin, den 15. November 1911. 
Auf die gefäillige Eingabe vom 27. Oktober 1911 
bechre ich mich ergebenst zu erwidern, daß ich 
es den im Bereich der Marineverwaltung an- 
gestellten Diplom-Ingenieuren anheimstelien muß, 
ihre — nebenbei irrtümlichen — Bedenken hin- 
sichtlich ihrer weiteren Verwendung mit Beamten- 
eigenschaft im Einzelfall selbst bei ihrer vor- 
gesetzten Dienststelle zur Sprache zu bringen. 
Eine Vermittelung in dienstlichen Angelegen- 
heiten zwischen den Angestellten der Marine- 
verwaltung und letzterer durch Interessenten- 
verbände lehne ich grundsätzlich ab. 
In Vertretung 
gez. Unterschrift. 


s è 
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Der Vorstand beschloß daraufhin, folgende 
Eingabe an die Budget-Kommission des deut- 
schen Reichstages gelangen zu lassen: 


Berlin W. 15, Februar 1912. 


Der unterzeichnete Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure, Eingetragener Verein, als 
Standesvertretung der akademisch gebildeten In- 
genieure, bittet die verehrlichen Herren Mit- 
glieder der Marine - Budget -Kommission des 
deutschen Reichstages ganz ergebenst, bei dem 
Herrn Reichskanzler und dem Herrn Staats- 
sekretär des Reichsmarineamtes dahin wirken 
zu wollen: 
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daß — bei Feststellung des Kreises der Ver- 
sicherungspflichtigen nach § 9 Abs. 3 des An- 
gestellten-Versicherungsgesetzes — den in der 
Kaiserlichen Marine-Verwaltung (Reichs-Marine- 
Amt, Inspektion des Torpedowesens, Kaiser- 
liche Werften Wilhelmshaven, Kiel, Danzig) be- 
reits durch Urkunde und Diensteid beamteten 
Diplom-Ingenieuren ihre Beamteneigenschaft 
und erworbenen Beamtenrechte belassen wer- 
den und ihnen durch ihre Ernennung zu 
etatsmäßigen ständigen Mitarbeitern gemäß 
Klasse 51 der Besoldungsordnung Pension, Wit- 
wen- und Waisenversorgung von Reichs 
wegengewährleistet wird. 

Anliegend eine Denkschrift nebst Uebersicht 
der zur Zeit beschäftigten Hilfskräfte. 

Ehrerbietigst 


Denkschrift. 
Berlin W. 15, Februar 1912. 


Die in der Kaiserlichen Marine-Verwaltung 
durch Urkunde und Diensteid als technische 
und wissenschaftliche Hilfsarbeiter angestellten 
Diplom-Ingenieure sind nach §§ 1, 2, 3 und 4 
des Reichsbeamtengesetzes Reichsbeamte. 


Dieser Rechtsstellung entspringen alle Rechte 
der Reichsbeamten in bezug auf Erholungs- 
urlaub, Krankheitsurlaub, Tagegelder, Fuhr- 
kosten usw., insbesondere aber Beamtensteuer- 
privileg (teils das alte, teils das 1908 abgeän- 
derte) gemäß § 19 RBG.; Kirchensteuerfreciheit, 
wenn sie in einer Garnisonsgemeinde wohnen; 
Pensionsfähigkeit gemäß § 37 RBG.; Anwart- 
schaft auf Witwen- und Waisenversorgung ge- 
mäß § 7 und § 69 RBG. und Beamtenhinter- 
bliebenengesetz; schließlich Anrechnung des 
Dienstalters gemäß § 46 Abs. 2 RBG. beim 
Uebergang zu anderen Reichs- und Staats- 
behörden. 

Das neue Angestellten - Versicherungsgesetz 
müßte, sofern nach § 9 Abs. 3 eine anderwei- 
tige Entscheidung durch den Herrn Reichs- 
kanzler nicht erfolgt, für diese Reichsbeamten 
zur Anwendung kommen, da ihnen Anwartschaft 
auf Ruhegeld, Witwen- und Waisenrente nach 
obigen Gesetzen zwar zuerkannt werden kann, 
nicht aber im Sinne des § 9 Abs. 1 des 
Angestellten-Versicherungsgesetzes gewähr- 
leistet ist. Dies verträgt sich aber nicht mit 
ihrer Beamteneigenschaft. 


Nach der Erklärung des amtlichen Referen- 
ten (Ministerialdirektor Caspar) im Plenum des 
Reichstages soll das Gesetz praktisch so ge- 
handhabt werden, daß derjenige, welcher Be- 
amter wird, aus dem Kreise der Personen aus- 
scheidet, die unter das Angestellten-Versiche- 
rungsgesetz fallen. „Er gibt die eine Sicher- 
heit auf und erhält dafür die andere“ (Caspar). 
Das heißt: es kann künftig, soweit Reichs- und 
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Staatsbehörden in Frage kommen, nur Beamte 
geben, welche ohne eigene Zuschüsse später 
Pension usw. aus Staatsmitteln erhalten, und an- 
derseits Angestellte, welche bei eigenen 
Beiträgen die durch das neue Gesetz geschaffe- 
nen Sicherheiten des Alters und der Familie 
erlangen. 

Schon bei Vorbereitung des neuen Gesetzes 
haben die beteiligten Behörden erkannt, daß die 
beamteten Hilfsarbeiter künftighin in ihrer un- 
klaren Rechtsstellung nicht verbleiben können. 

Der Herr Staatssekretär des Reichs-Marine- 
Amtes hat daher gesucht, sie in das Privatdienst- 
verhältnis überzuführen. Die Vorgänge sind in 
der Presse bekannt geworden. 

Da die Hilfsarbeiter bei einer solchen Aende- 
rung des Dienstverhältnisses erworbene Rechte 
hätten preisgeben müssen, deren sie sich lange 
Zeit (zum Teil bis zu 15 Jahren) hindurch er- 
freuten, so hat der unterzeichnete Verband, als 
Standesvertretung der akademisch gebildeten In- 
genieure, dem Herrn Staatssekretär ehrerbie- 
tigst vorgeschlagen, diese Beamten nach Klasse 51 
der Besoldungsordnung zu etatsmäßigen stän- 
digen Mitarbeitern zu ernennen. Der Verband 
hat dabei betont, daß dadurch eine neue Be- 
amtenklasse weder im Reichsbeamtenkörper, noch 
in der Kaiserlichen Marine geschaffen würde, da 
die genannte Beamtenkategorie seit 20 Jahren 
unter dem Titel „Technische Hilfsarbeiter‘ tat- 
sächlich bereits vorhanden und zu einem Be- 
dürfnis geworden ist. | 

Die technischen Hilfsarbeiter sind entweder 
mit den laufenden verwaltungsmäßigen Dienst- 
leistungen höherer Baubeamter, zum Teil auch 
älterer Geheimer Konstruktionssekretäre be- 
traut, oder sie erledigen spezielle technisch- 
wissenschäftliche Arbeiten, für die langjährige 
Einarbeitung Bedingung ist, und mit deren Aus- 
führung die höheren Baubeaniten nicht gut be- 
schäftigt werden können, weil ihre vielseitige 
Ausbildung als technische Verwaltungsbeamte 
darunter leiden würde. Die vorgeschlagene 
Regelung würde dem Vorgehen aller anderen 
Reichsämter entsprechen, die schon seit län- 
gerer Zeit ständige Mitarbeiterstellen in gleicher 
Weise für die Absolventen der Technischen 
Hochschulen und Universitäten geschaffen haben 
(Reichs - Schatz - Amt, Schiffs - Vermessungsamt, 
Statis:isches Aınt, Normal-Eichungskommission, 
Reichs-Gesundheitsamt, Patentamt und die dem 
Reichs-Marine-Amt unterstehende Seewarte). 

In seiner Antwort an den Verband hat der 
Herr Staatssekretär des Reichs-Marine-Amtes 
die in der Petition ausgesprochenen Bedenken 
der Hilfsarbeiter „hinsichtlich ihrer weiteren 
Verwendung mit Beamteneigenschaft‘ zwar als 
„irrtümlich“ bezeichnet, die Antwort war jedoch 
nicht erschöpfend genug, um die in den Kreisen 
der Hilfsarbeiter bestehende Besorgnis zu beseiti- 
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gen, daß ihnen gelegentlich Herren, die auf Be- 
amteneigenschaft verzichten, vorgezogen wer- 
den, denn Neueinstellungen erfolgen nur noch 
auf Privatdienstvertrag. 

Der unterzeichnete Verband kennt wohl die 
Schwierigkeiten, welche der Etatisierung der 
genannten Stellen entgegenstehen; aber auch 
gegen die Einführung des Privatdienstvertrages 
sprechen abgesehen von militärischen 
große praktische Bedenken. 

Die Remunerationen der Hilfsarbeiter be- 
wegen sich durchweg so nahe an der oberen 
Grenze des versicherungspflichtigen Gehaltes, 
daß diese Beamten, bei einer Abfindung, die 


Beamte und 
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man ihnen allein schon für den Wegfall der 
Steuerprivilegien und für das Hinzutreten der 
Versicherungsbeiträge bewilligen müßte, ent- 
weder sofort oder doch in wenigen Jahren der 
Versicherung verlustig gehen würden; sie 
hätten also keine der beiden Sicherheiten mehr, 
weder die des Beamten, noch die des Ange- 
stellten. 

Der unterzeichnete Verband bittet aus diesen 
Gründen, bei Bewilligung neuer Steller zunächst 
diese Hilfsbeamten zu berücksichtigen und für 
sie etatsmäßige Stellen zu schaffen. 


Ehrerbietigst 


Hilfsbeamte 


in den nachgenannten technischen Abteilungen 
der Kaiserlichen Marineverwaltung (Februar 1912). 


I. Gesamtzahl. 


Ministerialbeamte und Marinebaubeamte (einschl. Anwärter) 


Hilfsbeamte 


1. Reichsmarineanıt . 

2. Torpedoinspektion 

3. Kais. Werft Kiel. . ; 
4. Kais. Werft Wilhelmshaven 
5. Kais. Werft Danzig . 


Summe 


= 488 — 48°), 
ee 528 == 52 0o 
Summe = 1016 = 100°/, 


Verteilung der Hilfsarbeiter auf die Behörden. 


davon sind seit 1910 etwa 


30 neueingestellte Herren 


2 bereits auf Privatdienstver- 
40 ) 

6 trag verpflichtet. 
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III. Verteilung der Beamten und Hilfsbeamten auf die einzelnen technischen 
Abteilungen. 


1. Reichsmarineamt. 
(Abt. für Schiffbau und Schiffsmaschinenbau). 


Beamte mit akademischer 


Beamte mit Fachschul- 
vorbildung 


Vorbildung 


Ministerialbeamte (vortragende Räte) 4 6,7 


7 Ministerialbeamte (Geh. Konstr.- 
Höhere Marinebaubeamte (von den Sekretäre) en 31,2 
Kais. Werften abkommandierte Bau- Mitti. Marinebaubeamte (von den Kais. 
meister, Bauräte etc.) . 26 43,3 Werften abkommandierte techn. 
Techn. Hilfsarbeiter 30 50,0 Sekretäre, Konstr.-Sekretäre) 20,8 
(Diplom-Ingenieure) Hilfstechniker 48,0 
Zusammen 60 | 100,0| Zusammen | 96 | 100,0 
Ministerialbeamte . (A+B) = 34 = 21,8), 
Abkommandierte Marinebaubeamte „ = 46 = 295°, 
Hilfsbeamte . „ = 76 = 487% 
Summe = 156 —= 100,09, 


Verbandsnachrichten 


119 


2. Torpedoinspektion Kiel. 


(Torpedobootsbau, Unterseebootsbau, Torpedolab oratorium). 


Beamte mit akademischer 
Vorbildung 


Zahl |“ |. *" 


A. 


Höhere Marinebeamte einschl. 


An- 


Mittl. Marinebaubeamte einschl. 


Beamte mit Fachschul- 
_vorbildung _ 


An- 


wärter (Bauführer, Baumeister etc.) 9 45,0 wärter (Werfttechniker, techn. Se- 
Hilfsarbeiter . , 11 55,0 kretäre, Konstr.-Sekretäre) 8 18,5 
(Diplom-Ingenieure u. Dr. phil.) Hilfstechniker 35 81,5 


Zusammen | 20 | 100,0 | 


Marinebaubeamte (A + B) 
Hilfsbeamte . „ 


Summe 


ee 43 | 100,0 


= 17 = 270%, 
— 46 == 73,0°io 
= 63 = 100,00), 


3. Kaiserliche Werft Kiel. 
(Artillerie-, Schiffbau-, Maschinenbau-, Hafenbau-, Torpedo-Ressort). 


Beamte mit akademischer 


Vorbildung za 


A. 


Höhere Marinebaubeamte einschl. An- 
wärter (Bauführer, Baumeister etc.) 


Techn. Hilfsarbeiter 
(Diplom-Ingenieure) 
Zusammen | 80 | 100,0 | 


Marinebaubeamte (A -+ B) 
Hilfsbeamte . » 


Summe 


68,5 
31,5 


Beamte mit Fachschul- | | i 
B, _____vorbildung cani lo 


Mitti. 1: Marinebaubeanle einschl. An- 
wärter (Werfttechniker, techn. Se- 
kretäre, Konstr.-Sekretäre) 


Hilfstechniker 


111 43,0 
147 | 57,0 


Zusammen | 258 | 100,0 


165 = 49,0%, 
— 173 — 51,0% 
338 = 100,0% 


4. Kaiserliche Werft Wilhelmshaven. 
(Artillerie-, Schiffbau-, Maschinenbau-, Hafenbau-, Torpedo-Ressort). 


Beamte mit akademischer Zahl | o Beamte mit Fachschul- Zahl 
A. Vorbildung ° | B. vorbildung 
Höhere Marinebaubeamte einschl. An- Mitti. Marinebaubeamte einschl. An- 
wärter (Bauführer, Baumeister etc.) 50 55,5 wärter (Werfttechniker, techn. Se- 
Techn. Hilfsarbeiter 40 44,5 kretäre, Konstr.-Sekretäre) 113 | 46,5 
(Diplom-Ingenieure) Hilfstechniker 130 | 53,5 
Zusammen | 90 | 100,0 | Zusammen | 243 | 100,0 
Marinebaubeamte (A -+ B) = 163 = 49,0%, 
Hilfsbeamte . ,» — 170 — 51,0% 
Summe = 333 = 100,0), 


5. Kaiserliche Werft Danzig. 


(Schiffbau-, Maschinenbauressort). 


Beamte mit akademischer 


l 
Vorbildung ean 


o 


A. 


Höhere Marinebaubeamte einschl. An- 
wärter (Bauführer, Baumeister etc.) 


Techn. Hilfsarbeiter 


B. 


Beamte mit Fachschul- 
vorbildung 


Mitti. Marinebaubeamte einschl. An- 
wärter (Werfttechniker, techn. Se- 


kretäre, Konstr.-Sekretäre) 44 43,5 
(Diplom- Ingenieure) Hilfstechniker . u 57 56,5 
Zusammen | 25 | 100,0] a] 101 | 100,0 į 
Marinebaubeamte (A + B) = 63 = 50,00% 
Hilfsbeamte . „» = 63 = 50,0% 
Summe = 126 = 100,0 %/, 
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Die vorstehende Eingabe wurde auch dem 
Staatssekretär des Reichsmarineamtes, dem 
Staatssekretär des Reichsschatzamtes und dem 
Reichskanzler übersandt. 


Neuregelung der Beamtenverhältnisse bei der 
Stadt München. 


Im Hinblick auf die Neuregelung der Verhält- 
nisse der technischen Beamten bei der Stadt 
München richtete der Vorstand folgende Ein- 
gabe an den Magistrat der Stadt München: 


Berlin, den 22. Dezember 1911. 


Der ergebenst unterfertigte Verband ge- 
stattet sich, an den Stadtmagistrat München 
mit nachstehender Vorstellung heranzutreten. 

Nach vielen Jahren angestrengten Bemühens 
ist es gelungen, dem akademisch gebildeten 
Techniker doch auch jene Titelverleihung zu 
erringen, welche seiner langjährigen Hochschul- 
bildung entspricht. 

Mit dem Titel Diplom-Ingenieur ist die An- 
erkennung erfolgreich zurückgelegter Studien 
verknüpft, und wie bei anderen akademischen 
Berufen, so ist auch hier dem Techniker jene 
Stellung gegeben, die eben im Vorrecht des 
Studienganges ihre Begründung findet. 

Um so mehr muß es peinlich berühren, wenn 
anderseits dieser geschaffene Unterschied wie- 
der aufgehoben erscheint durch Maßnahmen, 
wie solche namentlich seitens des Staates oder 
der Gemeindebehörden nicht selten moch immer 
geübt werden. 

In dieser Hinsicht erscheint es nicht gerecht- 
fertigt und nicht zulässig, den Technikern mitt- 
leren und niederen Grades, also jenen Techni- 
kern, die auf technischen Mittelschulen, Bau- 
gewerkschulen und selbst Privatschulen ihr 
Wissen erworben haben, dieselbe Bezeichnung 
zu geben, wie solche durch Technische Hoch- 
schulen verlichen wird. 

Es ist nicht Titelsucht, welche hier zur Ver- 
tretung der Standesinteressen führt, sondern es 
ist die Vertretung berechtigter und vitalster 
Interessen eines Standes, der allzu lange ge- 
säumt hat, seine Interessenvertretung selbst in 
die Hand zu nehmen. 

Lediglich von diesem Gesichtspunkte aus 
bitten wir es zu beurteilen, wenn wir an den 
verehrl;chen Stadtmagistrat die Bitte richten: 


Verehrlicher Stadtmagistrat wolle Vor- 
sorge dahingehend treffen, daß innerhalb des 
städtischen technischen Dienstes in allen 
Teilen den Diplom-Ingenieuren der ihnen auf 
Grund ihrer Studien gebührende Vorrang 
allenthalben und ungekürzt zuteil werde; 

der verehrliche Stadtmagistrat wolle ins- 
besondere die Verleihung der Bezeichnung 
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„Ingenieur“ und „funkt. Ing.“ oder „funkt. 
Oberingenieur‘“ ausschließl:ch für „Diplom-In- 
genieure‘‘ reservieren, 

und verehrlicher Stadtmagistrat wolle auch 
bei Stellenbesetzung darauf Bedacht nehmen, 
daß den Dipluom-Ingenieuren der Vorrang vor 
Technikern mit nicht akademischer Bildung 
verbleibe und auch in der Klasseneinreihung 
innerhalb des Gehaltsregulators zum Aus- 
druck komme. 


Im Vertrauen darauf, daß unser Gesuch als 
ein solches erkannt werden wolle, das rein 
sachlichen Gründen entspricht und lediglich ein 
Gebot der Selbstachtung und Standesehre ist, 
harren wir eines gütigen Bescheides als 


eines verehrlichen Stadtmagistrates 
ergebenster 


Wahrnehmung der Baupolizei. 


In der Frage der Wahrnehmung baupolizei- 
licher Funktionen ließ der Vorstand folgende 
Eingabe an den Kgl. Preußischen Minister der 
öffentlichen Arbeiten gelangen: 


17. Februar 1912. 
Ew. Exzellenz! 


Durch eine Verordnung des Königlichen Re- 
gierungspräsidenten in Düsseldorf vom 4. Sep- 
tember 1901 — 1C5316 — ist dem ergebenst 
Unterzeichneten bekannt, daß das Ministerium 
der öffentlichen Arbeiten bezüglich der Prüfung 
besonders bedeutender Bauten gewisse Anforde- 
rungen an die Vorbildung der Prüfenden bzw. 
Abnehmenden stellt. 

Namentlich ist bestimmt, daß die Ablegung 
der zweiten staatlichen Hauptprüfung ohne 
weiteres zu derartigen Funktionen berechtigt, 
während bei anderer Vor- bzw. Ausbildung die 
Genehmigung des Regierungspräsidenten zu 
diesen Geschäften nötig ist. 

Durch einen weiteren Erlaß der gleichen Be- 
hörde vom 24. März 1911 — J. No. I. O. 560 — 
sind diese Bestimmungen auf alle Bauten aus- 
gedehnt, bei denen belastete Teile aus Eisen- 
beton hergestellt werden. Ob diese Verordnung 
auf die Initiative des Herrn Ministers zurück- 
zuführen ist, geht aus dem Wortla:: nicht her- 
vor. 

Zu den Bestimmungen beide: Erlasse er- 
laubt sich der Verband Deutscher Diplom-In- 
genieure E. V. folgende Ausführungen zu unter- 
breiten: 

Die Einführung der Diplom-Ingenieur-Prü- 
fungen im Jahre 1900 hat einschneidende Aende- 
rungen in der Zusammensetzung der höher ge- 
bildeten Techniker angebahnt, die sich im- 
zwischen vollzogen haben. Durch Erlaß der 
Landesherren der Bundesstaaten wurde näm- 
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lich bestimmt, daß die Technischen Hochschulen 
fortan berechtigt sind, akademische Grade zu 
verleihen, den Grad Diplom-Ingenieur und Dok- 
tor-Ingenieur, und zwar erfolgt die Verleihung 
auf Grund einer größeren selbständigen Arbeit, 
die die Befähigung des betreffenden Kandidaten 
für den Eintritt in die Praxis beweist. 


Diese Titel sollen gleichzeitig den Inhaber 
als Vollakademiker kenntlich machen, ebenso 
wie die Bezeichnung „approbierter Arzt“ den 
Akademiker der Heilkunde. Es ist also von 
fachautoritativer Seite anerkannt, daß das be- 
standene Diplom-Ingenieur-Examen den Ab- 
schluß der technischen wissenschaftlichen Vor- 
bildung bedeutet. Von dieser Grundlage aus 
spaltet sich die Tätigkeit der Diplom-Ingenieure 
in eine gleichwertige staatliche, kommunale und 
private. 

Daß die nach den neueren Bestimmungen 
geprüften Diplom - Ingenieure bereits in die 
Praxis übergetreten sind und sich dort bewährt 
haben, wollen Ew. Exzellenz durch einen Blick 
in die technische Literatur, namentlich im die des 
Eisenbetons, wo die privaten Diplom-Ingenieure 
unverkennbar die führende Rolle übernommen 
haben, ersehen. 


Die oben genannten Verordnungen tragen 
diesen neueren Verhältnissen nicht Rechnung. 
Sie sind vielmehr geeignet, diz Zustände vor dem 
Jahre 1900, gemäß denen das akademische Studium 
durch eine erste staatliche Prüfung beendigt und 
die technische Vorbildung durch eine zweite 
staatliche Prüfung abgeschlossen wurde, zu ver- 
ewigen. Die Verordnungen schädigen die Inter- 
essen des von höchster Stelle geschaffenen Stan- 
des der Diplom-Ingenieure unmittelbar dadurch, 
daß gewisse wichtige Stellungen bei der Bau- 
polizei und damit in manchen kommunalen Bau- 
verwaltungen überhaupt vorzugsweise den Re- 
gierungsbaumeistern a. D. vorbehalten sind; 
mittelbar, indem sie nicht anerkennen, daß 
durch die Diplom-Ingenieur-Prüfung eine abge- 
schlossene wissenschaftlich-technische Vorbildung 
bewiesen wird. 

Nicht nur für unseren Stand, sondern auch 
für die Allgemeinheit sind die angezogenen Ver- 
ordnungen von weittragender Bedeutung. 


Ew. Exzellenz dürfte es bekannt sein, daß 
aus dem Stande der Diplom-Ingenieure vorzugs- 
weise die leitenden technischen Persönlichkeiten 
in Industrie und Kommunalverwaltung sowie die 
Forscher auf dem Gebiete der technischen 
Wissenschaften hervorgehen. 


Wie wichtig daher die Heranziehung der 
besten Kräfte zu den höheren technischen Be- 
rufen für das gesamte öffentliche und private 
Wirtschaftsleben ist, bedarf wohl keiner wei- 
teren Darlegung. Die oben genannte Verord- 
nung ist aber geeignet, gerade bei den Ange- 


hörigen der höheren Gesellschaftsklassen die 
Lust zum Ergreifen eines technischen Berufes 
im Keime zu ersticken. Jeder Absolvent einer 
Mittelschule, der ein akademisches Studium ein- 
schlägt, erwartet, bei tüchtigen Leisti:ngen der- 
einst als vollwertiges Mitglied seines Berufes 
angesehen zu werden. 


Durch die angezogene Verordnung wird diese 
Anerkennung versagt. Gibt doch darin die 
Königliche Regierung von vornherein den weni- 
gen Herren, die vom Staate ausgebildet sind, 
selbst bei Uebertritt in das ihnen fremde Ge- 
biet der kommunalen Praxis den Vorzug vor 
den zahlreichen Diplom-Ingenieuren, die nach 
vollendeten Studium eine langjährige Praxis auf 
dem in Betracht kommenden Gebiete selbst 
nachweisen können. 


Die Regierung erkennt somit die auf der 
Technischen Hochschule erworbene abge- 
schlossene wissenschaftliche Vorbildung über- 
haupt nicht an. Sie behandelt vielmehr den 
Diplom-Ingenieur genau wie den Mittelschultech- 
niker und den früheren Hospitanten der Tech- 
nischen Hochschulen. 


Da im vorliegenden Falle noch viele Bestim- 
mungen des Staates und der Kommunen zu be- 
achten sind, mit denen jedoch auch der staatlich 
ausgebildete Techniker in keiner Weise ver- 
traut gemacht wird, so würde es sich emp- 
fehlen, die Berechtigung zur baupolizeilichen 
Prüfung und Abnahme bedeutender Bauten bzw. 
von Eisenbetonkonstruktionen an eine längere, 
zeitlich fest normierte (etwa 3jährige) Tätig- 
keit bei Kommunen zu knüpfen. 

Bei der großen Bedeutung, die wir den be- 
stehenden Bestimmungen sowohl für die Allge- 
meinheit als auch für unseren Stand beimessen, 
bitten wir dringend, Ew. Exzellenz wolle die 
nachgeordneten Behörden anweisen, die auf die 
oben behandelte Frage bezüglichen Verordnun- 
gen dahin abzuändern, daß solchen Diplom-In- 
genieuren, die mindestens drei Jahre im kom- 
munalen Dienste tätig waren, bei der Baupolizei 
die gleichen Rechte eingeräumt werden wie den 
Technikern mit der zweiten staatlichen Haupt- 
prüfung. 

Ehrerbietigst 

2 Beilagen. 


Anlage 1. 
Düsseldorf, den 4. September 1900. 


Auf Veranlassung des Herrn Ministers der 
öffentlichen Arbeiten bestimme ich bezüglich der 
Prüfung der Bauerlaubnisgesuche und der Ab- 
nahme der Bauten folgendes: 


1. Bei allen besonders bedeutenden Bauten 
— zu denen Kranken- und Siechenhäuser, 
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Theater, welche mehr als 800, Zirkusgebäude, 
welche mehr als 1000 Zuschauer, und Versamm- 
lungsräume, welche mehr als 1200 Personen 
aufzunehmen vermögen (ohne daß die für 
Theater pp. durch den Min.-Erlaß vom 12. Ok- 
an 1118289 M.d 6. A. 
ee I Eh 
ordnungen berührt werden), ferner Versamm- 
lungsräume für religiöse Zwecke von besonderer 
Bauart (Kirchen, Kapellen, Synagogen und ähn- 
liche Anlagen), Hotels mit mehr als 50 Logier- 
zimmern, Geschäftshäuser mit mehr als 400 qm 
bebauter Grundfläche, in denen Waren in 
mehreren Stockwerken lagern sollen, mehr- 
geschossige Fabrik- und Lagergebäude (soweit 
für diese nicht das durch die Gewerbeordnung 
vorgesehene Verfahren Platz greift) und Bauten 
mit umfangreichen Eisenkonstruktionen, insbe- 
sondere mit übereinanderstehenden Stützen in 
mehreren Geschossen zu rechnen sind — muß 
die Prüfung der Baugesuche und die Abnahme 
der Bauten entweder durch Techniker, die die 
zweite Hauptprüfung für den Staatsdienst im 
Baufache bestanden haben oder durch solche 
technische Kommunalbeamte bewirkt werden, 
welche durch längere amtliche Tätigkeit den 
Nachweis ihrer Befähigung zu diesen Geschäften 
erbracht haben. Ob dicse letztere Voraus- 
setzung zutrifft, unterliegt meiner — vor der 
Uebertragung dieser Geschäfte an die gedachten 
Beamten einzuholenden — Entscheidung. 


2. Bei bedeutenderen Bauten — zu denen 
u. a. Wohngebäude mit mehr als zwei vollen 
Wohngeschossen, gewerbliche und Fabrikanlagen 
(soweit bei diesen die baupolizeiliche Prüfung 
nicht zugleich in dem durch die Gewerbeord- 
nung angeordneten Verfahren erfolgt) und Bau- 
ten, deren Konstruktion eine besondere statische 
Berechnung notwendig macht oder Decken- 
spannen von mehr als 6 mı aufweist, zu rechnen 
sind — muß die Prüfung der Baugesuche und 
Abnahme der Bauten durch einen Techniker 


getroffene An- 


(Kreisbauinspektor, Kreiskommunalbeamte, Ge- 
meindebaubeamte, Absolventen einer Bau- 
gewerkschule) erfolgen. 

3. Bei geringeren Bauten — soweit solche 


nach den geltenden baupolizeilichen Bestimmun- 
gen überhaupt der Genehmigung bedürfen — 
kann die Prüfung der Bauerlaubnisgesuche durch 
die Polizeiverwalter oder deren Stellvertreter 
selbst bewirkt und die Abnahme dieser Bauten 
auf dem glatten Lande durch die Gemeinde- 
vorsteher, in Städten durch sonstige geeignete 
Personen vorgenommen werden. 


PP- 
In Vertretung 
gez. Unterschrift. 


* s 


Verbandsnachrichten 


Anlage 2. 
Düsseldorf, den 24. März 1911. 


In Ergänzung meiner Verfügung vom 4. Sep- 
tember 1900 — J. No. I E5316 —, betreffend die 
Prüfung und Abnahme von Bauten, bestimme 
ich hierdurch, daß alle Bauten, bei denen be- 
lastete Teile (Decken, Stützen, Treppen usw.) 
aus Eisenbeton hergestellt werden, in der 
gleichen Weise wie „besonders bedeutende Bau- 
ten‘ im Sinne vorgenannter Verfügung zu be- 
handeln sind. 


Demgemäß muß die Prüfung dieser Bau- 
gesuche und die Abnahme der Bauten entweder 
durch Techniker erfolgen, welche die zweite 
Hauptprüfung für den Staatsdienst im Baufache 
bestanden haben, oder durch solche technische 
Kommunalbeamte, die durch längere amtliche 
Tätigkeit den Nachweis ihrer Befähigung zu 
diesen Geschäften erlangt haben und hierzu von 
mir ausdrücklich zugelassen worden sind. Bei 
diesen Eisenbetonbauten ist außerdem auch eine 
fortlaufende Zwischenkontrolle der Bauausfüh- 
rung durch diese Person während des Baues er- 
forderlich, die sie jedoch ausnahmsweise und nur 
teilweise geeigneten Unterbeamten nach näherer 
Anweisung in jedem einzelnen Falle übertragen 
können. 


Soweit ich technischen Kommunalbeamten 
die Befähigung zur Prüfung besonders bedeuten- 
der Bauten bereits erteilt habe, erstreckt sich 
diese auch auf die Prüfung der genannten Eisen- 
betonbauten. Ich behalte mir aber vor, die Zu- 
lassung zur Prüfung und Abnahme dieser Bau- 
ten zu widerrufen, falls die betreffenden Tech- 
niker sich dieser Aufgabe nicht gewachsen 
zeigen sollten. 

gez. Unterschrift 


Neubesetzung einer Stadtbauinspektorstelle in 
Danzig. 


Die Neubesetzung der Stelle eines Stadtbau- 
inspektors bei der Stadtverwaltung in Danzig 
gab dem Vorstand Veranlassung, folgende Ein- 
gabe an den Magistrat der Stadt Danzig gelangen 
zu lassen: 


Berlin, den 17. Februar 1912. 

Einen verchrlichen Magistrat der Stadt Danzig 
bittet unterzeichneter Vorstand des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenicure, die nachfolgenden 
kurzen Ausführungen vortragen zu dürfen: 

In der Ausschreibung des Magistrats Danzig, 
betreffend Neubesetzung einer Stadtb:uirspektor- 
stelle für das städtische Tiefbauamt, wurde von 
den Bewerbern die Qualifikation eines Re- 
gierungsbaumeisters verlangt. 

Wir gestatten uns, hierzu folgendes zu be- 
merken: Ohne in Abrede stellen zu wollen, 
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daß die, nach abgeschlossenem akademischen Stu- 
dium im Staatsdienste erworbene Ausbildung 
auch eine geeignete Schule für den Dienst in 
einer Kommunal-Verwaltung sein kann, ist wohl 
zu erwägen, daß auch aus den Reihen derjenigen 


Fachleute gleich geeignete Kräfte gefunden 
werden könnten, die nach gleichfalls abge- 


schlossenem akademischen Studium sich aus- 
schließlich, oder doch längere Zeit, in einer 
Kommunal-Verwaltung betätigt haben oder in 
längerer Tätigkeit bei namhaften industriellen 
Unternehmungen einschläriger Art die prak- 
tischen Fragen des Städtebaus gründlich kennen 
gelernt haben. In dem speziellen Fall des 
städtischen Tiefbaues kann außerdem wohl be- 
hauptet werden, daß für die bei diesem Amt 
vornehmlich in Betracht kommenden Arbeiten, 
als Straßenbau, Kanalisation, Abwässerbeseitigung 
u. dgl., eine direkte Erfahrung im Staatsdienst 
überhaupt nicht gesammelt werden kann, da 
zwischen den Tiefbauarbeiten, wie sie der 
Staat ausführt, und denjenigen, die einer Kom- 
munal-Verwaltung obliegen, doch nur recht 
wenig Aehnlichkeit besteht. 

Wir halten es daher als im Interesse der 
Stadtverwaltungen liegend, wenn für die Be- 
setzung derartiger Stellen der Kreis der Be- 
werber nicht durch die Forderung der Qualifi- 
kation als Regierungsbaumeister übermäßig eng 
gezogen wird, und bitten daher ergebenst, der 
verehrliche Magistrat Danzig wolle in Zukunft 
von der Stellung obiger Forderung grundsätzlich 
Abstand nehmen, vielmehr auch solche Diplom- 
Ingenieure als Bewerber zulassen, die eine Aus- 
bildung im Staatsdienste nicht gesucht haben. 

Ehrerbicetigst 


Technikum Riesa. 


Der Vorstand nimmt Kenntnis von einem 
seitens dieser Anstalt ausgestellten „Diplom“. 
Es wird beschlossen, dieses Dokument dem Deut- 
schen Ausschuß für technisches Schulwesen zu 
überweisen. 


Zur Stellung der Diplom-Ingenieure bei den 
technischen Instituten der Militärverwaltung. 


Die Behandlung der Diplom-Ingenieure der 
technischen Institute der Militärverwaltung einer- 
seits und die Behandlung von Militärpersonen 
und Personen mit abgeschlossener Universitäts- 
ausbildung anderseits gab dem Vorstand Veran- 
lassung, folgende Eingabe an Se. Exzellenz, den 
Königlichen Kriegsminister, General der In- 
fanterie von Heeringen zu richten: 


Berlin, den 22. Februar 12. 


Ew. Exzellenz! 
Seit der im Jahre 1905 durchgeführten Neu- 
Organisation der technischen Institute der 
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Militärverwaltung (Pulverfabriken, Gewehr- 
fabriken, Artilleriewerkstätten usw.) ist hier eine 
große Zahl höherer technischen Beamten mit 
maschinentechnischer, hüttenmännischer oder 
chemischer Vorbildung tätig, die auf Technischen 
Hochschulen oder Universitäten erworben ist. 
In den Annahmevorschriften ist von den Che- 
mikern die Vorbedingung, entweder der auf 
einer Universität erworbene Doktor-Grad oder 
gleichwertig mit diesem der an einer Technischen 
Hochschule erteilte Grad eines Diplom-Ingenieurs 
verlangt. 

Während sich in allen Listen, Nachweisungen, 
dienstlichen und außerdienstlichen Schriftstücken 
wohl stets als Zusatz zum Namen der Dr. findet, 
istes den Diplom-Ingenieuren ver- 
wehrt, sich als Dipl.-Ing. zu be- 
zeichnen. So hat eine aus dem August 
1911 datierte Verfügung der Feldzeugmeisterei 
(Inspektion der technischen Institute der In- 
fanterie) angeordnet, daß zur Verminderung des 
Schreibwerks bei der am Kopf von Berichten er- 
folgenden Angabe des Bearbeiters die Bezeich- 
nung Diplom-Ingenieur fortzulassen ist. Da nach 
einer vorhergehenden Verfügung auch nicht der 
Diensttitel „Militärbaumeister‘, sondern die 
dienstliche Stellung (Betriebsleiter, Betriebsassi- 
stent, Betriebsanwärter) hierbei anzugeben ist, 
ergibt sich eine verschiedenartige Behandlung 
des Betriebsassistenten Militärbaumeisters Dipl- 
Ing. A. und des Betriebsassistenten Militärche- 
mikers Dr. B., da der eine als Betriebsassistent 
A. und der andere als Betriebsassistent Dr. B. 


erscheint. 

Diese Unterdrückung des Dipl.-Ing. ist 
nicht vereinzelt, sondern erfolgt ziemlich 
allgemein. So lautet z. B. der Schlußsatz eines 


von der Königlichen Feldzeugmeisterei-Prüfungs- 
behörde für höhere technische Beamte aus- 
gestellten Zeugnisses, auf Grund dessen Dipl.” 
3ng. A. zum Militärbaumeister ernannt wird: 
„Demnach wird dem Betriebsanwärter Herrn A. 
hierdurch das Zeugnis erteilt, daß er die zweite 
Hauptprüfung mit — gut — bestanden hat.“ 


Ferner erfolgen die Veröffentlichungen über 
Versetzungen (vergl. z. B. Militärwochenblatt 
Nr. 52 vom 23. 4. 11) nach denselben Grund- 
sätzen: Alleiniger Angabe der Dienststellung 
ohne Zusatz des von der Militärbehörde selbst 
verliehenen Titels Militärbaumeister und ohne 
den akademischen Grad Dipl.-Ing. Eine Ver- 
öffentlichung der Versetzung des „Betriebs- 
anwärters A.“ läßt daher niemand vermuten, 
daß dieser ein akademisch gebildeter höherer 
technischer Beamter ist. Der „Betriebsanwärter“ 
scheint sich hiernach einer größeren Beliebt- 
heit bei der Militärverwaltung zu erfreuen als 
der „Dipl.-Ing“, obwohl es einen „Be- 
triebsanwärter‘“ nach den maßgebenden dienst- 
lichen Vorschriften gar nicht gibt und die die 
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Dienststellung allein regelnde „Dienstordnung für 
die technischen Institute‘ nur einen „Anwärter 
für die höheren technischen Beamtenstellen‘“ 
kennt. 


Nahe liegt es, sich über die authentischen 
Dienstbezeichnungen, Titel und Grade dieser 
Militär-Beamten in der Rangliste Auskunft zu 
holen. Hier aber fehlen sie ganz, obwohl nicht 
nur alle sonstigen Militärbeamten (z. B. Kriegs- 
gerichtsräte, Intendantur- und Bauräte, Inten- 
danturassessoren, Geistliche, Apotheker, Zahl- 
meister) bei ihren Dienststellen, sondern unter 
dem Abschnitt „Feldzeugmeisterei“ bei jedem 
einzelnen Institut auch die nur vorübergehend 
zur Dienstleistung kommandierenden Leutnants 
vollzählig aufgeführt sind. 


Erwägt man schließlich, daß der Bezeichnung 
„Betriebsassistent A.“ nicht eine sinngemäße Be- 
zeichnung des Hauptmanns C. als „Verwaltungs- 
mitglied C.‘ vorgeschrieben oder üblich ist, so 
scheint diese verschiedenartige Behandlung der 
aus wirtschaftlichen und sozialen Gründen als 
notwendig anerkannten Techniker den Offizieren 
gegenüber und die Unterdrückung ihres mili- 
tärıschen Titels und akademischen Grades, der 
doch den Universitäts -Chemikern zugestanden 
wird, im Interesse des gesamten akademischen 
Technikerstandes auffallend. 


Der unterzeichnete Vorstand gestattet sich 
deshalb zu beantragen, Ew. Exzellenz möchten 
verfügen, daß die Diplom-Ingenieure fortab nicht 
anders behandelt werden, wie die Offiziere einer- 
seits und die Träger akademischer Universitäts- 
grade anderseits. Hält man daran fest, den 
in Betracht kommenden Personen neben der 
Bezeichnung ihrer dienstlichen Stellung auch ihre 
Diensttitel bzw. Doktortitel beizulegen, so sollte 
in gleichen Fällen auch den wissenschaftlich ge- 
bildeten Technikern sowohl ihr von der Militär- 
behörde selbst verliehener Titel, als auch ihr 
akademischer Titel Dipl.-Ing. amtlich zugestanden 
werden. 

Ehrerbietigst 


Gesetzentwurf betr. Landtagswahlrecht in 
Braunschweig. 


Die Neuregelung des Landtagswahlrechts in 
Braunschweig und die Veröffentlichung des betr. 
Entwurfs gab dem Vorstand Veranlassung, fol- 
gende Eingabe an das Herzog]. Staatsministerium 
in Braunschweig zu richten: 


Berlin, den 13. Februar 1912. 


Der unterzeichnete Vorstand des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure, Eingetragener Ver- 
ein, gestattet sich ganz ergebenst, dem Herzog- 
lichen Staatsministerium folgende Angelegenheit 
zu unterbreiten: 
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Gemäß dem unterm 20. Januar 1912 der 
Landesversammlung vorgelegten Entwurf zu 
einem „Gesetz über die Zusammensetzung der 
Landesversammlung‘“ gehen nach § 1 18 Ab- 
geordnete aus besonderen Wahlen der Berufs- 
stände hervor. Nach § 13 desselben Gesetzes 
bilden die wissenschaftlichen Berufsstände eine 
besondere Gruppe, und $ 22 bestimmt diejenigen 
Personen, die zu dem Wahlkörper der wissen- 
schaftlichen Berufe gehören. Bei dem Doppel- 
charakter der Diplom - Ingenieur - Prüfung als 
akademische Prüfung und Staatsprüfung zugleich 
könnten vielleicht Zweifel auftreten, ob die 
Diplom-Ingenieure ohne weiteres zu den wissen- 
schaftlichen Berufsständen im Sinne des Satzes 1 
Absatz 1 des § 22 gehören. 


Der unterzeichnete Vorstand gestattet sich 
deshalb ganz ergebenst, das Herzogliche Staats- 
ministerium um eine authentische Interpretation 
des § 22 dahingehend zu bitten, daß Diplom- 
Ingenieure, d. h. diejenigen Techniker, die ihren 
Beruf auf Grund abgeschlossener Hochschul- 
bildung mindestens 3 Jahre lang ausüben, zu 
denjenigen Personen gehören, welche auf Grund 
eines Hochschulstudiums die vorgeschriebenen 
Staatsprüfungen bestanden haben und nach Ab- 
schluß der letzten Prüfung den Beruf, für dessen 
Ausübung das Hochschulstudium und die Staats- 
prüfung die Voraussetzung bilden, seit min- 
destens drei Jahren ausüben. 

Zur Begründung dieses Antrages gestattet 
sich der unterzeichnete Vorstand ergebenst zu 
erwähnen, daß die Vorbildung der Angehörigen 
dieses Berufsstandes heute genau dieselbe ist 
wie die der anderen akademischen Beruts- 
treibenden, und daß, im Reichsdurchschnitt ge- 
rechnet, die Zahl derselben in Zukunft kaum 
hinter der Zahl der Aerzte zurückstehen dürfte. 
Es ist weiterhin hervorzuheben, daß die Diplom- 
Ingenieure, die durch ihre Berufstätigkeit mitten 
im Wirtschaftsleben stehen, an wichtiger Stelle 
in Landwirtschaft, Handel und Industrie, sei es 
als Selbständige oder im Dienstverhältnis 
stehende, wie kaum andere Akademiker einen 
Einblick besitzen in die sozialen Kämpfe unserer 
Zeit und die berechtigten und unberechtigten 
Ansprüche der verschiedenen Interessengruppen. 
Aus Gründen der Billigkeit und Gerechtigkeit, 
wie auch im Interesse der Allgemeinheit erscheint 
es sonach gerechtfertigt, die Diplom-Ingenieure 
als zu denjenigen Personen gehörig zu betrach- 
ten, die die Voraussetzung des Satzes 1 des 
Absatzes 1 des $ 22 des Gesetzentwurfes er- 
füllen. 

Ehrerbietigst 


Zweckverband Groß-Berlin. 


Der Beschluß der Kommission betr. Verbands- 
direktor des Zweckverbands Groß-Berlin, die 
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Stellung des Verbandsdirektors auszuschreiben, 
veranlaßte den Verband, sich mit einer Ein- 
gabe an den Herrn Oberbürgermeister Kirschner 
in Berlin zu wenden dahingehend, die Aus- 
schreibung so wählen zu wollen, daß auch 
wissenschaftlich gebildeten Technikern die Mög- 
lichkeit gegeben sei, sich um den Posten des 
Verbandsdirektors bewerben zu können. In dem 
Antwortschreiben an den Verband erklärte Herr 
Oberbürgermeister Kirschner seine Bereitwillig- 
keit hierzu. 


Die Anstellung von Nichtakademikern bei der 
Stadt Dresden. 


Die Ausschreibung einer Stelle bei der Stadt 
Dresden führte zu folgender Eingabe an den 
Rat der Stadt Dresden: 

Berlin, den 30. November 11. 

Der unterzeichnete Verband Deutscher Diplom- 
Ingenieure gestattet sich, zu der in der Deutschen 
Bauzeitung Nr. 93 vom 22. November 1911 (Seite 
1618) erfolgten Bekanntmachung, die Besetzung 
einer Beamtenstelle beim Dresdner Baupolizei- 
amte betreffend, wie folgt Stellung zu nehmen: 


Wie aus der angezogenen Bekanntmachung 
hervorgeht, beabsichtigt der geehrte Rat, die 
Stelle eines Baurevisors beim Baupolizeiamte 
neu zu besetzen. Den vermehrten Anforderungen, 
die das Amt an seinen Inhaber stellt und sicher- 
lich auch den gerechten Wünschen des bauenden 
Publikums Rechnung tragend, beabsichtigt der 
sehr geehrte Rat, einer etwaigen Besetzung der 
Stelle mit einem Diplom-Ingenieur stattzugeben. 
Um so bedauerlicher ist es, daß sich der sehr 
geehrte Rat hat trotzdem nicht entschließen 
können, von einem Wettbewerb zwischen Mittel- 
schultechnikern (Baumeistern und Absolventen 
der Chemnitzer Gewerbeakademie) und aka- 
demisch gebildeten Ingenieuren abzusehen; denn 
das Zugeständnis, daß Diplom-Ingenieure nur 
den Vorzug erhalten sollen, ändert an der Sach- 
lage an sich nichts. Hierdurch werden Mittel- 
schul- und akademische Bildung auf gleiche Stufe 
gestellt, wogegen der unterzeichnete Verband 
als berufene Vertretung des Diplom-Ingenieur- 
standes entschieden Verwahrung einlegen muß, 
da er in Erkenntnis der hohen Anforderungen, 
welche eine Technische Hochschule in bezug auf 
Vor- und Ausbildung an ihre Studierenden stellt, 
eine Gleichbewertung der akade- 
misch gebildeten Ingenieure mit 
Mittelschultechnikern nicht zuge- 
stehenkann. Eine solche Absicht liegt auch 
dem Gesetzgeber fern, der die Stellung der Di- 
plom-Ingenieure bei den sächsischen Baupolizei- 
ämtern durch das allgemeine Baugesetz für das 
Königreich Sachsen vom 1. Juli 1900 gekenn- 
zeichnet hat. Nach § 3 Absatz 2 der Ausführungs- 
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verordnung dieses Gesetzes sollen die Stellungen, 
in denen es sich vorwiegend um Prüfung und 
Beaufsichtigung von einfachen Bauten handelt, 
mit staatlich geprüften Baumeistern besetzt wer- 
den, während nach Absatz 1 desselben Para- 
graphen der Bausachverständige in der Regel 
an einer deutschen Hochschule die Diplomprü- 
fung oder die erste Staatsprüfung bestanden 
haben soll. Da die neuzeitliche Bauweise, ins- 
besondere der Eisenbetonbau, höhere Anfor- 
derungen an die wissenschaftliche Ausbildung 
des Baupolizeibeamten stellt und, wie auch aus 
Ihrer Ausschreibung hervorgeht, von dem Neu- 
anzustellenden besondere Kenntnisse in der Sta- 
tik verlangt werden, die eben nur durch ein 
volles Studium, und zwar als Bauingenieur, an 
einer Technischen Hochschule erlangt werden 
können, so glaubt der unterzeichnete Verband, 
daß es nur dieses aufklärenden Hinweises be- 
darf, um den sehr geehrten Rat zu bewegen, 
das ausgeschriebene Amt im Sinne des Gesetzes 
mit einem akademisch gebildeten Ingenieur zu 
besetzen. 


Der unterzeichnete Verband gestattet sich 
ferner noch darauf hinzuweisen, daß der 
für die ausgeschriebene Stelle vorgesehene 
Amtstitel und das Gehalt kaum einen geeig- 
neten Diplom-Ingenieur zu einer Bewer- 
bung veranlassen dürfte, zumal die in der 
Staatsbauverwaltung und bei städtischen Be- 
hörden tätigen Diplom-Ingenieure mit drei- 
jähriger Praxis als Beamte ranglich und gehalt- 
lich bedeutend höher stehen, als Ihre Bekannt- 
machung vorsieht. 


Vielleicht entschließt sich der sehr geehrte 
Rat unter Anerkennung der geschilderten Sach- 
lage, nochmals das in Frage kommende Amt mit 
Zubilligung eines dem Akademikegstande ent- 
sprechenden höheren Ranges und höheren Ge- 


haltes lediglich für Diplom-Ingenieure auszu- 
schreiben. 

Einem gütigen Bescheide entgegensehend,, 
zeichnet 


in größter Ehrerbietung 


Diplom-Ingenieure als Bibliothekare. 


Auf die Eingabe des Verbandes an den Herrn 
Minister der geistlichen und Unterricht-Ange- 
legenheiten um Gleichstellung der Diplom-In- 
genieure mit den übrigen akademischen Berufen 
hinsichtlich der Zulassung zum Bibliothekar- 
dienst ging dem Verband folgende Antwort ein: 


Berlin W. 8, den 13. Januar 1912. 


Unter Bezugnahme auf mein Schreiben vom 
5. Mai vor. Js. — UIK 7180 UIT II — über- 
sende ich dem Verbande einen Abdruck des Er- 
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lasses vom heutigen Tage betr. die Befähigung 
zum wissenschaftlichen Bibliotheksdienst bei 
der Königlichen Bibliothek zu Berlin und den 
Königlichen Universitätsbibliotheken zur gefl. 
Kenntnisnahme. 


gez. Unterschrift. 


Erlaß 


betreffend die Befähigung zum wissenschaft- 
lichen Bibliotheksdienst bei der Königlichen 
Bibliothek zu Berlin und den Königlichen Uni- 
versitätsbibliotheken. 


§ 1. 

Die Fähigkeit für die Anstellung im wissen- 
schaftlichen Bibliotheksdienst wird durch zwei- 
jährigen Volontärdienst bei der Königlichen 
Bibliothek zu Berlin oder einer der Königlichen 
Universitätsbibliotheken und durch die erfolg- 
reiche Ablegung der bibliothekarischen Fach- 
prüfung erlangt. 


8 2. 


Für die Zulassung zum Volontärdienst sind 
folgende Nachweise erforderlich: 


a) das Reifezeugnis eines deutschen huma- 
nistischen Gymnasiums oder eines Real- 
gymnasiums oder einer Oberrealschule 
(vergl. unten); 


b) der Nachweis, daß der Bewerber die erste 
theologische Prüfung, 


die erste jurische Prüfung, 

die ärztliche Prüfung, 

die Prüfung für das Lehramt an höheren 
Schulen oder 

die Diplom-Ingenieurprüfung mit gutem 
Erfolge bestanden hat oder 

an einer deutschen Universität oder Tech- 
nischen Hochschule den vorgeschriebenen 
Habilitationsleistungen genügt hat; 


c) der Nachweis, daß der Bewerber von 
einer deutschen Universität auf Grund 
einer gedruckten, dem Gesuch beizufügen- 
den Dissertation und mündlichen Prüfung 
zum Doktor oder Lizentiaten oder an 
einer Technischen Hochschule zum Doktor- 
Ingenieur promoviert worden ist; 


d) ein Zeugnis über die bisherige Führung; 

e) eine amtsärztliche Gesundheitsbescheini- 
gung; 

f) der Nachweis, daß dem Bewerber min- 


destens diejenigen Mittel gesichert sind, 
welche für seinen standesgemäßen Unter- 


halt während der nächsten Jahre erforder- 
lich erscheinen. i 


Abiturienten des Realgymnasiums haben vor 
der Zulassung in einer Prüfung, die unter Auf- 
sicht des Vorsitzenden des Beirats für Biblio- 
theksangelegenheiten an der Königlichen Biblio- 
thek in Berlin stattfindet, Kenntnisse des 
Griechischen, wie sie zur Reife für Ober- 
sekunda des Gymnasiums gefordert werden, 
Abiturienten der Oberrealschule außerdem 
Kenntnisse im Lateinischen, wie sie das Real- 
gymnasium für das Reifezeugnis verlangt, nach- 
zuweisen. 


8 3. 


Das Gesuch um Zulassung als Volontär ist 
an den Vorsteher einer der in § 1 bezeichneten 
Bibliotheken zu richten. 


Dem Gesuch sind əußer den nach § 2 er- 
forderlichen Nachweisen beizufügen: ein eigen- 
händig geschriebener Lebenslauf, das Zeugnis 
über die Militärverhältnisse und die Zeugnisse 
über das Hochschulstudium sowie über eine 
etwaige spätere wissenschaftliche Beschäftigung 
oder Berufstätigkeit. Das Gesuch wird vom 
Vorsteher mit einer entsprechenden Aeuße- 
rung an den Beirat für Bibliotheksangelegern- 
heiten eingereicht. Der Beirat sammelt die ein- 
gegangenen Gesuche und reicht sie den 15. Fe- 
bruar bzw. 15. August mit Vorschlägen für die 
Auswahl der am 1. April bzw. 1. Oktober ein- 
zustellenden Volontäre an den Minister der 
geistlichen und Unterrichtsangelegenheiten ein, 
der über die Annahme der Bewerber entscheidet 
und die angenommenen Volontäre bestimmten 
Bibliotheken überweist. 


$4. 


Der Volontär wird bei seinem Eintritt durch 
Handschlag an Eidesstatt verpflichtet. 


§ 5. 


Die Beschäftigung des Volontärs ist so einzu- 
richten, daß er mit sämtlichen bibliothekarischen 
Geschäftszweigen praktisch bekannt wird. 


Behufs theoretischer Ausbildung im Biblio- 
thekswesen hat jeder Volontär entweder ein 
Jahr an den bei der Universität Göttingen ge- 
haltenen bibliothekarischen Vorlesungen und 
Uebungen oder an den Bibliothekskursen teil- 
zunehmen, welche in Abständen von zwei Jahren 
je ein Winterhalbjahr hindurch an der König- 
lichen Bibliothek in Berlin stattfinden. 

Zu diesem Zwecke wird der Volontär für die 
erforderliche Zeit an die Universitätsbibliothek 
Göttingen oder an die Königl. Bibliothek Berlin 
überwiesen. 

Falls sich herausstellt, daß der Volontär für 
den Bibliotheksdienst nicht brauchbar ist, ist 
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dies vom Vorsteher möglichst frühzeitig zu be- 
richten und seine Entlassung zu beantragen. 


8 6. 

Die bibliothekarische Fachprüfung erfolgt 
bei der vom Minister der geistlichen und Unter- 
richtsangelegenheiten eingesetzten Prüfungskom- 
mission, welche aus dem Vorsitzenden und zwei 
Mitgliedern besteht. 


Das Gesuch um Zulassung ist durch den 
Vorsteher der Bibliothek, an der der Volontär 
arbeitet, an den Vorsitzenden des Beirats für 
Bibliotheksangelegenheiten zu richten. Die Zu- 
lassung ist bedingt durch den Nachweis, daß der 
Bewerber sich im Volontärdienst als praktisch 
brauchbar bewährt hat, und daß er an einer 
der Veranstaltungen zur theoretischen Ausbil- 
dung (§ 5, Abs. 2) teilgenommen hat. Außer 
diesen Nachweisen sind die nach $ 2a bis c und 
in $ 3 geforderten Schriftstücke dem Gesuche 
beizufügen. 


$ 7. 

Die Prüfung ist mündlich und hauptsächlich 
darauf zu richten, ob der Bewerber sich die 
für den wissenschaftlichen Bibliotheksdienst er- 
forderlichen gründlichen Kenntnisse in folgenden 
Gebieten erworben hat: 


1. In der Bibliotheksverwaltung, 
und zwar im Gebiete des Verwaltungswesens 
und der technischen Einrichtungen der Biblio- 
theken des In- und Auslandes sowie der Or- 
ganisation des Buchhandels und der Technik des 
Bucheinbandes. 


2. In der Bibliographie und Lite- 
rärgeschichte. Gefordert wird insbesondere 
Vertrautheit mit den wichtigen Hand- und Nach- 
schlagebüchern, Bibliographie und Enziklo- 
pädien, ferner Kenntnis des Entwicklungsganges 
des höheren Bildungswesens und der National- 
literatur bei den europäischen Kulturvölkern, 
sowie der Hauptmomente der Wissenschafts- 
geschichte. 


3. Im Schrift- und Buchwesen. Es 
wird verlangt Uebersicht über den Ent- 
wicklungsgang und die geschichtlichen Zusam- 
menhänge der Schrift-, Buch- und Bibliotheks- 
wesen. Hierzu gehört auch die Kenntnis der 
wichtigsten Tatsachen des Handschriftenwesens 
und der älteren Druckergeschichte; für diese 
können jedoch bei einzelnen Bewerbern be- 
sondere für den wissenschaftlichen Bibliotheks- 
dienst wertvolle Fachkenntnisse kompensierend 
eintreten, z. B. außergewöhnliche Sprachkennt- 
nisse, Kenntnisse im den exakten und den Natur- 
wissenschaften oder der Technik. 


4. In den Sprachen: Gute Kenntnisse 
in einer der modernen Sprachen, englisch, 
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französisch und italienisch und die zum Ver- 
ständnis wissenschaftlicher Werke nötigen 
Kenntnisse in den beiden anderen. 


8 8. 


Die Frage, ob die Prüfung überhaupt und 
ob sie „ausreichend“, „gut“ oder „mit Auszeich- 
nung‘ bestanden sei, wird durch Stimmenmehr- 
heit der Mitglieder der Kommission entschieden. 


8 9. 


Die Prüfungskommission hat über den Ver- 
lauf und das Gesamtergebnis der Prüfung durch 
die Hand des Beirats für Bibliotheksangelegen- 
heiten an den Minister für geistliche und Unter- 
richts-Angelegenheiten zu berichten. 


§ 10. 


Wer die Prüfung nicht bestanden hat, kann 
auf seinen Antrag frühestens mach Ablauf eines 
halben Jahres zur Wiederholung der Prüfung 
zugelassen werden. In der Zwischenzeit hat er 
den Volontärdienst fortzusetzen. Eine mehr als 
einmalige Wiederholung der Prüfung ist nicht 
gestattet. 


8 11. 


Wer die Prüfung bestanden hat, erhält über 
das Ergebnis ein Zeugnis des Vorsitzenden der 
Prüfungskommission. Er hat bis auf weiteres 
den Dienst bei der Königlichen Bibliothek oder 
einer der Universitäts-Bibliotheken unentgeltlich 
fortzusetzen und ist alsbald zu vereidigen. Er 
führt den Titel Bibliotheksassistent. 


8 12. 


Dieser Erlaß tritt an Stelle des Erlasses 
vom 15. Dezember 1893. 


Berlin, den 13. Januar 1912. 


Der Minister 
der geistlichen und Unterrichts-Angelegenheiten. 


gez. Trott zu Solz. 
Der Vorstand. 


Aenderungen im Mitgliederverzeichnis. 
Dipl.Ing. Krauss, Fr., Straßburg ijEls., 
(Düsseldorf). 

Högg, E., Dresden, Strehlener Platz 2 (Bremen). 
Motz, A., Budapest, Visegradi utcza No. 4 Il. Et. N. 18. 
Dransteld, Hamburg-Eimsbüttel, Schäferstr. 30(Berlin). 
Dunkel, F., Charlottenburg, Wilhelmplatz 12 II 1. 
Eisenhart, Weiler (Berlin). 

Leek, M., Halle a/S., Merseburger Str. 4 (Berlin). 


Wanzenauerstr. 1I 
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Dipl.Ing. Ressler, Anton, Berlin NW. 21, Pritzwalker Str. 14 


(Pforzheim). 
» » Rosenthal, Siegfried, Berlin, Albrechtstr. 17. 


Herr ipl s Jng. Emil Krause, Rreslau, Oabitzstr. 32 ist 
verstorben. 


Folgende Verbandsmitglieder werden um 
Angabe ihrer jetzigen Adresse gebeten: 


Dipl.-Ing. R. Bouché, Berlin-Friedenau. 
Otto Hüfner, Berlin-Friedenau. 
Rudolf Tobias, Dresden. 
Peter Hoffmann, Cassel. 
Wiihelm Schrader, Magdeburg. 
Erich Mangold, Regierungsbauführer, Stuttgart. 
Alfred Kirmis, Frankfurt a,M. 
willi Frühling, Leipzig. 
Franz Kruckenberg, Heidelberg. 
Gerbothe, Neustadt (Haardt), Volksbadstr. 13. 
Adolf Rodde, Frankfurt a/M., Höchsterstraße. 
Otto Ludwig Haer, Frankfurt a/M., Kettenhofweg 170. 
Kar! Berthold, Betriebsingenieur, Berlin W. 8, 
Krausenstr. 6. 
Henne, Charlottenburg, Goethestr. 58. 
Koch, Charlottenburg, Cauerstr. 30 1. 
Albert Engel, Beılın-Friedenau, Varzinerstr. 1 III. 
Alfred Möller, Direktor der Moore-Licht-Akt.-Ges., 
Berlin W. 62, B.yreutherstr. 29. 
Max Mändel, Architekt, Frankfurt a/M., Gutleut- 
straße 137 II. 
„ Arthur Thoiss, Hamburg 31, Apostelkirche 10. 
Richard Goeldner, Kgl. Preuss. Gewerbe-Referendar, 
Charlottenburg 4, Leibnizstr. 27. 
Heinrich Schmidt, Architekt, Schlebusch Manfort, 
Manforterstr. 80. 

» »  BronislawBrukwicki, Charlottenburg 2,Ooethestr. 85. 
Dr.» ng. J. Puppe, Charlottenburg, Herderstr. 14 pt. 
Dipl. Jng. Reinhold Schmidt, Hamburg 27, Billhörner Deich 257. 
Smidt, Hannover-Linden, Dieckbornstr. 
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Essen (Ruhr). 


Infolge Versetzung des bisherigen 
l. Vorsitzenden, Herrn Königl. Oberlehrers Dipl.-ng. 
C.E. Böhm, hat am 9. Februar 1912 eine Neuwahl des 


Vorstandes stattfinden müssen. Das Ergebnis ist: 
1. Vorsitzender: Dr.-3ng. Heilemann, Oberingenieur 
der Fa. Fried. Krupp, Akt.-Ges.; Schriftführer: Dipl. 
Qng. Stern, Patentanwalt, Essen (Ruhr), Hansahaus; 


‚bericht. 


Aus den Bezirksvereinen 


2. Schriftführer: Dipt.-Zng. W. Sievers, ab 1. April 1912 
Essen (Ruhr), Virchowstr. 18 1. Die übrigen Aemter 
behalten die bisherige Besetzung. 


Königsberg i. Pr. Bericht über die beiden letzten 
Bezirksvereins-Versammlungen. 

l. Sitzung. Der Vorsitzende erteilt den Jahres- 
Derselbe wird ohne Debatte zur Kenntnis 
genommen. Der Kassenführer erteilt Bericht über 
die verwaltete Kasse. Es folgt eine neue Vorstands- 
wahl. Dieselbe hat das Ergebnis: Vorsitzender: Dipl.» 
Ing. Dr. Wagner; Schriftführer: Dipl.-Yng. Klammt; 
Kassenführer: Dipl.-Ing. Lüder; Beisitzer: Dipl.-ng. 
Dr. Niemann. Dipl.-Ing. Gühlke scheidet wegen Fort- 
zugs nach dem Westen aus dem Bezirksverein und 
aus dem Vorstande desselben aus. 

Fachlich angesehene Herren sollen in Zukunft als 
ständige Gäste zu den Veranstaltungen herangezogen 
werden. 

Zwei Vorträge werden in Aussicht gestellt. 

II. Sitzung. Die vom Vorstande des Verbandes 
eingegangenen Satzungsänderungsvorschläge werden 
verlesen und eingehend besprochen. Es werden dazu 
verschiedene Abänderungsanträge gestellt, die durch 
Schreiben vom 13. Januar an den Vorstand eingesandt 
wurden. 

1. Die ständigen Versammlungen finden an jedem 
zweiten Mittwoch des Monaıs im „Berliner Hof“ statt. 

2. Abendschoppen von 6,30 bis 7,30 Uhr jeden vor- 
letzten Mittwoch im Monat. 


Mannheim-Ludwigshafen. Die in der Mitglieder- 
versammlung vom 15. Dezember 1911 vorgenommenen 
Neuwahlen für 1912 hatten felgendes Ergebnis: Vor- 
sitzender: Dipl.-$ng. Münch, Patentanwalt, Mann- 
heim L 11/27; Stellvertreter: Dipl.-Ing. Lorinser, 
Betriebsingenieur der Bad. Anilin- und Sodafabriken, 
Ludwigshafen, Prinzregentenstr. 17; Schriftführer: Dipt.- 
Ing. Weigele, Ingenieur der Oberrheinischen Eisen- 
bahn-Gesellschaft, Mannheim, Uhlandstr. 2; Stell- 
vertreter: Dipl.-Sng. Dr. phil. Mayer, Handels- 
chemiker, Mannheim C 4/20; Kassenführer: Dipl.-Ing. 
Roesch, Betriebsingenieur der Bad. Anilin- und Soda- 
fabriken, Mannheim H 7/24; Stellvertreter: Dipl.-Ing. 
Held, in Firma Harry Held, Ludwigshafen, Jäger- 
straße 20; Beisitzer: Dipl.-Ing. Hoffmann, Re- 
gierungsbaumeister, in Firma Hoffmann & Söhne, 
Mannheim C 8/16, Dipl.-$ng. Hanser, Betriebs- 
ingenieur der Bad. Anilin- und Sodafabriken, Mann- 
heim, Parkring 2a; Ausschußvertreicı: Dipl. - Jng. 
Lorinser; Stellvertreter: Dipl.-ing. Weigele. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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der Zeitschrift betreffend, sind direkt an die Expedition der Zeitschrift, Verlag 
urfürstenstraße 11, zu richten, 


nicht an die Geschäftsstelle des Verbandes. 


I. 


Die Feuerlöschtechnik erfreut sich in 
letzter Zeit in Ingenieurkreisen eines stän- 
dig wachsenden Interesses. Es gibt wohl 
kaum ein Gebiet der Technik, auf dem eine 
so überaus vielseitige und für die Allge- 
meinheit segenbringende Ingenieurtätigkeit 
entfaltet werden kann, wie gerade das 
Feuerlöschwesen. Die verschiedensten tech- 
nischen Wissenschaften hat der Brandinge- 
nieur in den Dienst seiner Sache gestellt. 
Großzügige, auf planmäßigen Versuchen 
aufgebaute Ingenieurarbeit, den wirtschaft- 
lichen Grenzen geschickt angepaßt, hat 
auch hier in kurzer Zeit bedeutungsvolle 
Fortschritte gezeitigt und volkswirtschaft- 
liche Werte geschaffen. Bemerkenswert ist 


dabei der anregende Einfluß des internatio- 


nalen Gedankenaustausches, der mit der 
Internationalen Ausstellung für Feuer- 
schutz- und Rettungswesen in Berlin im 


Ingenieurarbeit im Feuerlöschwesen. ') 
Von Dipl.-Ing. Hüpeden, Wiener-Neustadt. 


Jahre 1901 seinen Anfang nahm, und dem 
es zu verdanken ist, daß viele Errungen- 
schaften des Auslandes auf die deutsche 
Feuerlöschtechnik befruchtend einwirkten. 

Im folgenden soll nun ein kurzer Blick 
auf das reiche Arbeitsfelddes Feuer- 
wehringenieurs geworfen werden, wo- 
bei in erster Linie die Berufsfeuerwehren 
Berücksichtigung finden sollen, die in der 
Feuerlöschtechnik die Pionierarbeit leisten 
und deren aufklärender Tätigkeit an der 
Spitze des deutschen Feuerlöschwesens 
hohe volkswirtschaftliche Bedeutung zu- 
kommt. 

Berufsfeuerwehrengibt es bei uns 
seit 1851; in diesem Jahr wurde die Ber- 
liner Feuerwehr gegründet, die für die Or- 
ganisation der meisten anderen deutschen 
Berufsfeuerwehren vorbildlich wurde. 


= 1) Nach einem im Fränkisch-Oberpfälzischen Be- 
zirksverein deutscher Ingenieure gehaltenen Vortrage. 
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Heute bestehen in etwa 62 deutschen 


Städten Berufsfeuerwehren. 


Die Grundsteine für die Organisation der 
Berufsfeuerwehren sind die Feuer- 
wachen, deren ständige Wachbesetzung 
jederzeit in kürzester Frist mit ihren den 
„Löschzug‘“ bildenden Fahrzeugen zur Hilfe- 
leistung ausrücken kann. Die Wachen sind 
so über die Stadtgebiete verteilt, daß jeder 
Punkt der Stadt in kürzester Zeit, höch- 
stens in etwa 5—8 Minuten, von einem 
Löschzug erreicht werden kann. Die 
Wachen selbst sind je nach der Feuer- 
gefährlichkeit ihres Deckungsgebietes mit 
einem normalen Zug von 3 oder 4 Fahr- 
zeugen, mit mehreren Zügen oder nur mit 
einer kleinen Bereitschaft von 1 oder 
2 Fahrzeugen besetzt. In der Regel wird 
eine der Wachen als Hauptwache be- 


zeichnet, auf der die technische Verwal- 
tung zentralisiert ist und auf der auch 
etwaige Reservezüge untergebracht sind. 

Das Personal der Berufsfeuerwehren 
setzt sich zusammen aus Offizieren, Mann- 
schaften und Beamten. Die letzteren fin- 
den im inneren Bureaudienst und auch im 
Telegraphendienst Verwendung. Alle im 
äußeren Dienst stehenden Angehörigen 
der Berufsfeuerwehren sind uniformiert, 
stehen in militärischer Disziplin und müssen 
demgemäß Soldat gewesen sein. Die Offi- 
ziere sind meist akademisch gebildete In- 
genieurec, die außerdem Reserveoffizierc 
sein müssen. Im allgemeinen steht jede 
größere Wache unter Leitung eines Offi- 
ziers, des „Wachvorstehers‘‘, der den Titel 
„Brandmeister‘‘ führt und auf der Wache 
wohnt. Die gesamte Feuerwehr steht unter 
der Leitung eines „Branddirektors‘‘, der 
meist auf der Hauptwache wohnt. Außer 
dem täglichen technischen Bureaudienst, 
der teils nach Wachbezirken, teils nach den 
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verschiedenen technischen Dienstzweigen 
verteilt ist, haben die Offiziere noch ab- 
wechselnd Feuerbereitschaftsdienst, wäh- 
rend dessen sie ihre Wache nicht verlassen 
dürfen. Die Mannschaften sind nach 
Dienstgraden eingeteilt, und zwar gibt es 
meist Feldwebel, Oberfeuermänner und 
Feuermänner. Die Mannschaften wohnen 
in der Regel nicht auf der Wache, höchstens 
die Feldwebel, die beim Feuer Offizier- 
dienste tun. Oberfeuermänner und Feuer- 
männer haben bei den meisten deutschen 
Feuerwehren 48 Stunden Dienst und dar- 
auf folgend 24 Stunden Ruhe. 


Da ein normaler Löschzug eine Be- 
satzung von ungefähr 20 Mann erfordert, 
so sind für eine solche Wache 30 Mann 
und meist ein Offizier im Etat vorzusehen. 
Um einen ungefähren Begriff von den 


Kosteneiner Berufsfeuerwehr zu 
geben, sei erwähnt, daß eine Stadt von 
150000 Einwohnern etwa zwei solcher 
Wachen braucht und dafür etwa 175000 M. 
jährlich aufwenden muß. Im einzelnen 
schwanken die Kosten natürlich je nach 
Bauweise und Feuergefährlichkeit. 

Die modernen Feuerwehren arbeiten im 
wesentlichen mit drei Fahrzeuggattungen, 
der Gasspritze, der Leiter und der Dampf- 
spritze, die zusammen, manchmal noch er- 
gänzt durch einen Gerätewagen oder Ten- 
der, den normalen Löschzug bilden. 
Die Abb. 1—3 zeigen Beispiele solcher 
Fahrzeuge, wie sie in automobiler Aus- 
führung von den Vereinigten Feuerwehr- 
gerätefabriken Ulm geliefert wurden. 

Abb. 1 stellt eine Gasspritze der 
Crefelder Berufsfeuerwehr dar. Die Gas- 
spritze ist ein Fahrzeug für den ersten 
Angriff. Das hauptsächlichste Löschmittel, 
das Wasser, wird im allgemeinen auf der 
Brandstelle der Wasserleitung entnommen ; 
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diese besitzt zu diesem Zweck Anschluß- 
stellen, sogenannte Feuerhähne oder 
Hydranten, die in 80—100 m Entfernung 
über das ganze Stadtnetz verteilt sind. 
Von diesen Hydranten aus wird das 
Wasser der Brandstelle durch Schlauch- 
leitungen zugeführt. Das Aufsuchen der 
Hydranten und das Auslegen der Schlauch- 
leitungen- erfordert naturgemäß viel Zeit, 
die gerade im ersten Augenblick der Be- 
kämpfung eines Schadenfeuers sehr kostbar 
ist. Zur Beschleunigung des ersten Angriffs 
führen daher die Gasspritzen einen Wasser- 
vorrat mit sich, der ausreicht, eine Schlauch- 
leitung zu speisen, bis der Anschluß vom 
nächsten Hydranten hergestellt ist. Der 
Wasservorrat, etwa 400 l, ist in einem auf 
Druck geprüften Kessel untergebracht und 
wird durch den Druck von Kohlensäure, 


sind ferner: das Sprungtuch, das als ultima 
ratio bei Rettung von Menschenleben an- 
gewendet wird, und der Rauchschutz- 
apparat, der das Eindringen in verqualmte 
Räume ermöglicht. 

Abb. 2 zeigt eine mechanische 
Drehleiter der Pariser Feuerwehr. 
Drehleitern bestehen im allgemeinen aus 
einem System von ineinanderschiebbaren 
Einzelleitern, die auf einem drehbaren Turm 
in einem wagerechten Zapfen gelagert sind 
und sich um diesen durch einen besonderen 
Mechanismus aufrichten lassen. Es können 
mit einer Drehleiter somit beliebige Punkte 
eines Gebäudes angeleitert werden, ohne 
daß Wendungen oder sonstige Manöver mit 
dem ganzen Fahrzeug vorgenommen zu 
werden brauchen. Derartige Leitern haben 
in der Regel eine Höhe von 22—27 Metern 


die in flüssiger Form in Flaschen mitgeführt 
wird, verspritzt. Bei der abgebildeten Gas- 
spritze ist. der Wasserkessel über der 
Hinterachse unter dem Aufbau versteckt 
untergebracht. Die beiden über den Hinter- 
rädern liegenden Schlauchhaspel dienen 
zur Aufnahme des Schlauches für die Lei- 
tungen nach der Brandstelle, während mit- 
tels des hinten aufgeprotzten fahrbaren 
Schlauchhaspels die Verbindung mit den 
Hydranten hergestellt wird. Das Fahrzeug 
ietet. ferner Platz zum Mitführen von 
Mannschaften sowie kleinen Angriffs- und 
Rettungsgeräten. Dies sind zunächst die 
auf dem Gerüst über dem Fahrzeug unter- 
gebrachten Leitern, und zwar eine auszieh- 
bare Anstelleiter und zwei Hakenleitern, 
die dort zur Herstellung eines Angriffs- 
weges benutzt werden, wo ihre Höhe aus- 
reicht, bzw., wo die mechanischen Leitern 
wegen Raumbeschränkung nicht verwendet 
werden können. Wichtige kleinere Geräte 


und sind so gebaut, daß sie auch durch 
die Toreinfahrten auf die Höfe gefahren wer- 
den können. Die in Deutschland gebauten 
Leitern sind so stabil, daß sie auch frei- 
stehend bestiegen werden können. Eine in 
erster Linie aus Festigkeitsrücksichten an- 
geordnete Verspannung bildet bei den 
meisten Systemen gleichzeitig ein Geländer. 
Diese Leitern eignen sich daher besonders 
zur Menschenrettung. Zum Vornehmen von 
Schlauchleitungen finden sie vornehmlich 
bei Dachstuhlbränden Verwendung. 

Abb. 3 führt eine Dampfspritze der 
Crefelder Feuerwehr vor Augen. Wenn der 
Druck der Wasserleitung bei großer 
Wasserentnahme oder in höhergelegenen 
Stadtteilen nicht mehr ausreicht, oder 
wenn zur Entlastung der Wasserleitung 
Löschwasser aus offenen Gewässern ent- 
nommen werden soll, findet die Dampf- 
spritze. mit Vorteil Verwendung. Nur 
wenige deutsche Städte verfügen über so 
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vorzügliche Wasserleitungen, daß sie die 
Dampfspritze in den Angriffs-Löschzügen 
entbehren können. Die Abbildung zeigt 
eine moderne 3-Zylindermaschine. Die drei 
mit einstufiger Dampfdehnung arbeitenden 
Dampfzylinder sind doppeltwirkend, liegen 
in einer Reihe nebeneinander und haben 
drei getrennte Flachschieber-Steuerungen 
ohne Füllungsveränderung. Die senkrecht 
darunter in der gleichen Achse liegenden 
Pumpenzylinder bilden mitsamt den Ventil- 
kästen sowie den Saug- und Druckräumen 
ein Gußstück aus Phosphorbronze. Saug- 


und Druckräume haben je ihren eigenen 


Windkessel. Die abgebildete Maschine ar- 
beitet mit Kurbeltrieb und Kleinschem Ma- 
schinenelement. Andere Fabriken verwen- 
den auch die Kurbelschleife.. Der Dampf- 
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Einführung der Motorspritzen spricht, da 
die Dampfspritzeneinrichtung viel mehr Ge- 
wicht und Raum erfordert, als eine ent- 
sprechende Motorspritzeneinrichtung. 

Die Tätigkeit der Feuerwehr ist mit 
der Bekämpfung der Schadenfeuer noch 
nicht erschöpft. Außer der Feuerhilfe, die 
stets kostenlos geleistet wird, sind wohl 
alle Berufsfeuerwehren bereit, Hilfe bei Un- 
glücksfällen, Verkehrsstörungen und der- 
artigen Vorkommnissen zu leisten. Auch 
diese Hilfe wird, wenn eine wirkliche Ge- 
fahr vorliegt oder ein öffentliches Interesse 
in Betracht kommt, kostenlos geleistet, 
während für Hilfeleistungen mehr privater 
Natur, wie für das Aufheben gestürzter 
Pferde u. dgl., bestimmte Gebühren er- 
hoben werden, 


Abb. 3. 


kessel ist ein stehender Quersiederohrkessel 
mit kleinem Wasserraum und großer Heiz- 
fläche. Der übliche Druck ist 8—12 Atmo- 
sphären. Die Betriebsbereitschaft der 
Dampfspritze ist nicht sehr groß, da die 
Dampferzeugung vom kalten Wasser bis 
zum Betriebsdruck immerhin 12 Minuten 
erfordert. Viele Feuerwehren wärmen ihre 
Dampfspritzen daher auf 90—100 Grad vor, 
wodurch die Anheizdauer auf etwa 5—8 Mi- 
nuten herabgesetzt wird. Da diese Zeit 
auch noch reichlich lang ist, und die stän- 
dige Vorwärmung besonders wegen der 
häufigen Siederohranfressungen sehr kost- 
spielig wird, ersetzt man die Dampfspritzen 
heutzutage mehr und mehr durch Motor- 
spritzen, von denen weiter unten die Rede 
sein wird. Auch auf Leiter und Dampf- 
spritze werden Mannschaften, Schlauch- 
material und kleine Geräte mitgeführt. 
Vielfach sind die Fahrzeuge so ausgerüstet, 
daß zur Not jedes einzelne Fahrzeug selb- 
ständig einen Angriff eröffnen kann. Es ist 
dieses auch noch ein Punkt, der für die 


Einen bedeutenden Zweig der Tätigkeit 
der Feuerwehren bildet aber auch der vor- 
beugende Feuerschutz. Es ist jetzt wohl 
überall üblich, daß die Feuerwehren beim 
Erla der ortspolizeilichen Vorschriften 
über feuergefährliche Betriebe, Lagerung 
feuergefährlicher Flüssigkeiten, Betrieb von 
Warenhäusern, Kinematographentheatern 
usw. zur Mitwirkung herangezogen wer- 
den. Desgleichen unterliegen die Neubau- 
pläne derartiger Betriebe meist der Begut- 
achtung durch die Feuerwehr, die auch die 
laufende Betriebskontrolle, die sogenannte 
Feuerschau, ausführt, die sich in ein- 
zelnen Städten zweckmäßigerweise sogar 
auf alle Gebäude, also auch auf Privat- 
wohnungen, erstreckt. 

Ein besonders wichtiges und inter- 
essantes Gebiet ist der Reuerschutz 
der Theater. Solange es Theater un- 
serer heutigen Bauweise gibt, rechnet man. 
schon mit der Möglichkeit ihrer Vernich- 
tung durch Feuer, und die zum Schutz des: 
Theaterpublikums erlassenen Verordnun- 
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gen würden eine stattliche Bibliothek bil- 
den. Mochten nun die getroffenen Maß- 
nahmen falsch sein oder zu lässig durch- 
geführt werden, immer wieder traten 
grausige Katastrophen ein. So gaben be- 
sonders der zu trauriger Berühmtheit ge- 
langte Brand des Wiener Ringtheaters im 
Jahre 1881 und zuletzt der Brand des Iro- 
quoistheaters in Chicago am 30. Dezember 
1903 erneuten Anlaß zu immer umfassen- 


deren Schutzvorkehrungen und Betriebs- 


vorschriften. Besonders der letztgenannte 
Brand war in vieler Hinsicht lehrreich, denn 
das Iroquoistheater galt in Chicago als un- 
vergleichlich feuersicher, und tatsächlich 
verbrannte auch von dem großen Theater 
außer den Dekorationen eigentlich nichts. 
Die Entwicklung des Feuers war aber eine 
derart heftige, daß bereits innerhalb einer 
Zeit von 1—2 Minuten der größte Teil der 
Bühne in Flammen stand. Gerade diese 
explosionsartige Entwicklung der Theater- 
brände ist es, welche sie so außerordent- 
lich gefährlich macht. Wohlbemerkt sind 
nur die Bühnenbrände die gefährlichen, 
aber gerade diese sind auch die bei weitem 
häufigsten. Zur schnellen Entwicklung 
eines Feuers sind auf der Bühne alle Vor- 
aussetzungen gegeben. Die zu einer Vor- 
stellung gehörenden Prospekte und Deko- 
rationen hängen alle an Schnüren über der 
Bühne. Sie bestehen aus einem leichtbrenn- 
baren Material, dessen feuersichere Im- 
prägnierung bisher noch praktisch wenig 
Anwendung gefunden hat, weil eine zu- 
verlässige Kontrolle der Entflammbarkeit 
schwer möglich ist und weil teilweise auch 
das Aussehen der Dekorationen leidet. Die 
Stücke hängen nun mit kurzen Luft- 
zwischenräumen in dem, durch die Bühnen- 
heizung ausgetrockneten, meist recht stau- 
bigen Schnürboden, so daß die bei den 
meisten Thceaterbränden beobachtete rapide 
Verbreitung des Feuers nicht zu verwun- 
dern ist. 

Die wichtigste Sorge bei einem Theater- 
brande ist der Schutz des Publikums vor 
den Feuergasen und den giftigen Rauch- 
schwaden, denn durch diese waren bei den 
folgenschweren Theaterbränden die aller- 
meisten Opfer bereits erstickt, ehe sie vom 
Feuer erreicht wurden. Die beste bau- 
liche Maßnahme zu diesem Zweck ist 
natürlich die Schaffung von reichlichen und 
bequemen Ausgängen, die eine schnelle 
Entleerung des Theaters ermöglichen. Als 
fernere wichtige Schutzmittel, die das 
Publikum unmittelbar vor Feuer und Rauch 
Schützen sollen, werden heute bei uns gc- 
fordert: ein Schutzvorhang, Löschvorrich- 


blechvorhang ausgeführt, 
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tungen und Rauchabzugsklappen. Der 
Schutzvorhang, meist als eiserner Well- 
soll den :Zu- 
schauerraum solange vor dem Uebersprin- 
gen des Feuers bewahren, bis das Publikum 
das Haus verlassen hat. Die Löschvorrich- 
tung soll einen sofortigen ausgiebigen An- 
griff auf das Feuer ermöglichen und wird 
meist als sogenannte Regenvorrichtung mit 
einem über die ganze Bühne verteilten 
Löschbrausensystem ausgeführt. Neuer- 
dings werden statt dessen auch nach dem 
Prinzip der Wenderohre gebaute, schnell- 
stens betriebsbereite Hydranten ange- 
ordnet. Um den bei einem Bühnenbrand 
unter starkem Ueberdruck sich entwickeln- 
den Rauchmengen und Feuergasen einen 
andern Ausweg als durch die Prosceniums- 
öffnung nach dem Zuschauerraum zu bie- 
ten, werden über dem Bühnenhaus Lüf- 
tungsklappen von außerordentlich großem 
Querschnitt angeordnet, die durch einen 
Griff von der Bühne aus geöffnet werden 
können. 

Alle diese Vorrichtungen werden von der 
Theaterfeuerwache bedient, die grund- 
sätzlich von der Ortsfeuerwehr, meist also 
einer Berufsfeuerwehr, gestellt wird, wo- 
durch die sichere und kaltblütige Hand- 
habung aller Einrichtungen gewährleistet 
ist. Der Schutzvorhang wird stets sofort 
herabzulassen sein, wenn nur eine einiger- 
maßen nennenswerte Gefahr vorhanden 
ist. Löschvorrichtungen und besonders 
Rauchklappen sind dagegen sehr mit Ver- 
stand anzuwenden, da ihre unzeitgemäße 
Bedienung mehr schaden als nützen kann. 
So wird mit Inbetriebsetzen der Regen- 
vorrichtung fast immer die ganze Bühnen- 
dekoration und die Unterbühnenmaschinerie 
durch Wasserschaden vernichtet wer- 
den, während das Ziehen der Rauch- 
klappen bei nur einigermaßen entwickeltem 
Feuer gleichbedeutend mit der Preisgabe 
des ganzen Bühnenhauses ist. 

Ueber die Bewährung dieser 
Schutzvorrichtungen im Feuer lie- 


gen fast gar keine praktischen Erfahrun- 


gen vor. Man ist daher auf theoretische 
Erwägungen angewiesen. Um hier einige 
Klarheit zu schaffen, veranstaltete die 


Niederösterreichische Theater - Baukom- 
mission unter Mitwirkung des Oesterreichi- 
schen Ingenieur- und Architektenvereins im 
Jahre 1905 umfassende Versuche an einem 
eigens zu diesem Zweck erbauten Modell- 
theater, dessen lineare Abmessungen in 
einem Maßstab von 1:3 bis 1:4 gehalten 
waren, bei einem Kubikverhältnis von 1:30 


bis 1:40. Die’ Ergebnisse waren zwar sehr 


* bemühen 
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wertvoll und interessant, die Versuche 
konnten aber doch die Verhältnisse bei 
einem wirklichen Bühnenbrande nicht genau 
genug zur Darstellung bringen. Seitdem 
sich maßgebende Persönlich- 
keiten, bisher leider vergeblich, darum, in 
einem dem Abbruch geweihten oder im 


Dipl.-Ing. Hüpeden, Ingenieurarbeit im Feuerlöschwesen 


Fahrzeug hat in Deutschland sein eigenes 
Ausfahrtstor. Dies ist für deutsche Feuer- 
wachen charakteristisch, während auslän- 
dische, besonders amerikanische Wachen 
vielfach so gebaut sind, daß die Fahrzeuge 
hintereinander stehen und alle aus ein und 
demselben Tor ausfahren. Wegen der Ge- 
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Rohbau fertigen neuen Theater Brandver- 
suche zu veranstalten. 

Statten wir nun der Berufsfeuer- 
wehrinihrem Heim, der Feuerwache, 
einen Besuch ab. Der Raum, um den sich 
jede Feuerwache gruppiert und der die 
Grundrißgestaltung und die 
nische Formgebung bestimmt, ist die 
Fahrzeughalle. Sie ist je nach der 
Größe der Wache für 2—5 Alarmfahrzeuge 
eingerichtet. Die Ausfahrt liegt neuerdings 
immer unmittelbar an der Straße. Jedes 


architekto- 


fahr, daß das erste Fahrzeug durch irgend- 

einen Betriebsunfall die Ausfahrt für die 
nachfolgenden Fahrzeuge sperrt, wird 
diese Anordnung bei uns mit Recht ver- 
mieden. Für die alten Wachen mit pferde- 
bespannten Löschzügen spielte dann ferner 
die Lage der Pferdeställe eine wichtige und 
für die Alarmgeschwindigkeit ausschlag- 
gebende Rolle. Hier haben wir von den 
Amerikanern gelernt. Während bei uns 
früher die Pferdeställe von der Fahrzeug- 
halle ganz getrennt waren und die Pferde 
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beim Alarm erst über den Hof oder über 


liefen, nachdem die Schlagbäume bzw. die 
die Straße vor die inzwischen aus der Halle 


Stallboxentüren von einer Stelle aus durch 
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gezogenen werden 


Fahrzeuge 
mußten, stellten die Amerikaner ihre Pferde 
in unmittelbarer Nähe der Fahrzeuge auf 
und dressierten sie so, daß sie auf das 
Alarmzeichen hin von selbst auf ihre Plätze 


geführt 


TREE 


Abb. 5. 


einen Griff geöffnet waren. Diese Anord- 
nung wird jetzt auch in Deutschland bei 
Wachen mit Pierdebetrieb allgemein aus- 
geführt. 

Neuerdings werden jedoch alle Neubau- 
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Automobilhetrieb eingerichtet. 
Dann fällt .natürlich die Sorge für die 
Unterbringung der Pferde weg, die Räume 
und Einrichtungen für Futtervorrat und 
Hufbeschlag werden gespart und beson- 
dere Fahrerstuben, die bei den Pferde- 
betriebwachen neben den Pferdeställen vor- 
gesehen werden müssen, sind überflüssig. 
Abb. 4 zeigt als Beispiel einer solchen 
Automobilwache den Grundriß "der 
Berliner Zugwache 23. Die an der Edin- 
burgerstraße im Norden Berlins neuerbaute 
Wache ist die erste von vornherein für 
den Automobilbetrieb projektiert gewesene 
Berliner Wache und als solche besonders 
interessant. Da beim Automobilbetrieb 
laufende Untersuchungen der Fahrzeuge 
eine größere. Rolle spielen, als beim Pferde- 
betrieb, wurde besonderer Wert darauf ge- 
legt, die - Fahrzeughalle durch direktes 
Tageslicht ausgiebig zu erleuchten. Die 
Fahrzeughalle wurde daher nicht überbaut, 
sondern mit- vier Oberlichtern versehen 
und darüber ein Dachgarten, eingerichtet. 


wachen für 


Die vier Ausfahrtstore öffnen sich nach der 


Straße. Die beiden. mittleren Fahrzeuge 
können durch eine Einfahrt vom Hof aus 
auf ihren Platz gelangen. Am besten isf es 
natürlich, wenn für 
fahrten vom Hof aus. vorgesehen werden 


können, da dann die Rückkehr des Lösch- 


zuges sich glatt ohne. Rangieren abwickelt. 
Doch beanspruchen. solche ‚Durchfahrten 
kostbare Grundfläche, die nicht immer für 
diesen Zweck zur ‘Verfügung steht. 

Im Hauptgebäude unmittelbar an der 
Fahrzeughalle liegen im Erdgeschoß die 
Schlafräume für die Mannschaften, während 
sich die Räume für den Tagesaufenthalt im 
ersten Stock darüber befinden. Für die 
Alarmgeschwindigkeit ist- es von beson- 
derer Bedeutung, ' daß. die beim Alarm 
zurückzulegenden ‘Wege möglichst kurz 
sind. Die Leute sollen besonders bei Nacht, 
ohne Treppen passieren zu müssen, zu den 


l. l 

Mehr als in früheren Zeiten hat man 
heutigen Tages das Bedürfnis, auch auf dem 
Gcbiete der Technik dem Werdegang der 
Dinge nachzuspüren, die zu der erstaun- 
lichen Entwicklung der Industrie und des 
Gewerbewesens beigetragen oder die 
Grundlage dafür geschaffen haben. 


alle Fahrzeuge Ein- 


Wache mit alarmiertem Löschzug. 


heute mit Recht großer Wert gelegt. 


.sehen zu vermeiden, 
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Fahrzeugen gelangen können. Aus ‚den Im? 
ersten Stock gelegenen Räumen. “führen | 
Rutschstangen in das Erdgeschoß, so daß 
von den Tagesräumen aus die Fahrzeuge 
unter Vermeidung von Treppen auf dem 
kürzesten Wege erreicht werden können. 

Im Erdgeschoß liegt ferner unmittelbar 
neben der Fahrzeughalle das Telegraphen- 
zimmer, das anderseits auch direkt neben 
dem Hauseingang liegt, so daß der Verkehr 
in der Wache von dem Telegraphenposten 
bequem überwacht werden kann und der 
früher übliche Posten vor dem Tor erspart. 
wird. Für Wasch-, Bade- und Kochgelegen- 
heit ist ebenfalls gesorgt. Im übrigen ent- 
hält das erste Stockwerk die Wohnung für 
den Wachvorsteher, das zweite Stockwerk 
vier Chargiertenwohnungen. 

Das an dem geräumigen Uebungshof ge- 
legene Nebengebäude enthält außer der 
Reservefahrzeughalle den für jede Auto- 
mobilwache wichtigen Revisionsstand mit 
Grube. Unmittelbar daneben liegen Werk- 
stätten für. Tischlerei und Schlosserei. Die 
Werkstätteneinrichtungen gehören zu jeder 
modernen Wache, da die laufenden Instand- 
haltungsarbeiten und auch kleine Neuan- 
fertigungen von den Feuerwehren stets im. 
eigenen Betriebe erledigt werden. Ueber 
der Schlosserwerkstatt erhebt sich der 
Steigerturm. 

Abb. 5 der 
Man 
sieht, daß die gewählte Grundrißanordnung: 
eine sehr gefällige architektonische Aus- 
gestaltung erfahren hat. Auf diese wird 
Um 
z. B. bei Wachen in Vororten mit villen- 
artiger Bebauung das kasernenmäßige Aus- 
werden in solchen 
Fällen oft Offizier- und Feldwebelwohnun- 
gen mit den dazugehörigen Diensträumen 
vom Hauptgebäude getrennt in einem 


zeigt die Vorderansicht 


: villenartigen Nebengebäude untergebracht. 


(Fortsetzung folgt.) 


` Aus der Geschichte des Eisens. 
Ein Vortrag vom Geheimen Rat Professor E. v. H o yer- München. !) . 


Dieser Zeitrichtung entsprechend zieht 
die Geschichte der Technik eine stetig im 
Steigen begriffene Aufmerksamkeit auf 

1) Mit diesem Vortrag verfolgte ich die Ab- 
sicht, aus dem überaus reichen und weitverzweig- 
ten Gebiete der Geschichte des Eisens einige 
wichtige Richtpunkte zu geben, von denen aus. 
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sich, wenn es auch noch nicht gelungen ist, 
eine „allgemeine Geschichte der Technik“ 
zu schaffen, weil es ungemein schwierig 
erscheint, die zeitlich maßgebenden Tat- 
sachen und: "Umstände in ihrer Wechsel- 
wirkung und in ihrem Zusammenwirken zu 
einem übersichtlichen Gesamtbilde zu schil- 
dern, das die Fortschritte genügend deut- 
lich erkennen ließe. Man hat sich vielmehr 
darauf beschränken müssen, einzelne Ge- 
genstände aus besagtem Gebiete unter An- 
lehnung an bestimmte Ereignisse und Be- 
gebenheiten in ihrer Entwicklung geschicht- 
lich zu verfolgen und somit Einzelbilder zu 
gewinnen, welche auch für sich .allein hoch 
bedeutungsvoll sind. 

Unter diesen Einzelbildern steht die Ge- 
schichte des Eisens in erster Linie, 
da das Eisen zweifellos die Grundlage un- 
serer heutigen Technik bildet und in her- 
vorragender Weise eine geschichtliche Be- 
handlung beanspruchen kann, zumal die 
Gewinnung, die Bearbeitung und Verwen- 
dung des Eisens in einer eigentümlichen Be- 
ziehung zu den Entdeckungen und Auf- 
klärungen auf dem Gebiete der Natur- 
wissenschaften sowie zu den Erfindungen 
und Fortschritten in fast allen Zweigen des 
Gewerbewesens stehen. 

Bei den Nachforschungen über die ein- 
zelnen Gegenstände der Kulturgeschichte 
ist es allgemein mit Recht gebräuchlich, als 
Ausgangspunkt die Länder der alten Kul- 
turvölker zu wählen, soweit ihre Geschichte 
überhaupt hierfür Anhaltspunkte bietet und 
enit einem hohen Grade von Sicherheit fest- 
steht. Diese Voraussetzungen sind beson- 
ders für das alte Aegypten infolge der Ent- 
zifferung der Hieroglyphen, der zahlreichen 
Funde, namentlich in den Gräbern, sowie 
der Ueberlieferungen als gegeben zu erach- 
ten, so daß es nicht auffallen kann, wenn 
man den Nachforschungen in diesem Lande 
eine große Bedeutung beilegt. Die In- 
schriften enthalten zweifellos eine Bezeich- 
nung für Eisen; unter den Funden befindet 
sich ein Stück Eisen, das 1837 in der 
Cheopspyramide gefunden ist und ein Stück 
eines Werkzeuges bildet, das beim Bau die- 
ser Pyramide zurückgeblieben war und den 
Beweis dafür erbringt, daß bereits 2600 


man sich nach den verschiedensten Seiten weiter 
orientieren kann. Für eine solche Vertiefung 
besitzt die deutsche Literatur ein wahrhaft 
klassisches Werk: „Die Geschichte des 
Eisens von Professor.Dr. Ludwig 
Beck ‘in6 Bänden, 1884 bis 1903, Braun- 
schweig, Vieweg“, auf welches bei dieser 
Gelegenheit hingewiesen sei. 
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Jahre vor unserer Zeitrechnung Eisen in 
Gebrauch war, wie überhaupt wohl ange- 
nommen werden darf, daß zur Bearbeitung 
des harten Gesteins zu den Pharaonengrä- 
bern und den gewaltigen Bauten und Denk- 
mälern Werkzeuge von stahlartiger Be- 
schaffenheit angewendet worden sind, da 
die damals allerdings schon bekannte 
Bronze dazu, selbst in besonderer Zusam- 
mensetzung, wenig geeignet ist und. Stein- 
werkzeuge schon verdrängt waren. Unter 
den Aufzeichnungen ist hervorzuheben, daß 
Herodot unter den Waffen der alten Aegyp- 
ter eisenbeschlagene Keulen und eiserne 
Streitäxte, unter den Werkzeugen Schlägel 
und Hämmer erwähnt. 

Bei der Frage nach dem Ursprung des 
Eisens in Aegypten ist in erster Linie. zu 
berücksichtigen, daß das Eisen in der Natur 
gediegen nicht vorkommt — das Meteor- 
eisen kann hier ganz außer Betracht blei- 


‘ben —, sondern daß es aus seinen Erzen 


abgeschieden werden muß. In den Erzen 
befindet sich das Eisen an Sauerstoff ge- 
bunden, weshalb zur Gewinnung desselben 
ein ReduktionsprozeßB vorzunehmen ist. 
Hierzu bedient man sich der Kohle und der 
entsprechenden Erwärmung. Allein . auch 
reines Eisen ist technisch wertlos, denn das 
Eisen erhält erst die technisch verwert- 
baren Eigenschaften, wenn es Kohlenstoff 
aufnimmt, und zwar richten sich die Eigen- 
schaften in erster Linie nach dem Kohlen- 
stoffgehalt ; — bei kleinem Kohlenstoffgehalt 
ist das Eisen schmiedbar bzw. .härtbar, bei 
großem Kohlenstoffgehalt dahingegen nicht 
schmiedbar aber schmelzbar (Schmiede- 
eisen, Stahl, Gußeisen). Nun stellt sich hier 
die Tatsache ein, daß die Aufnahme von 


Fig. 1. 


Kohlenstoff mit der Temperatur zusammen- 
hängt, bei welcher die Reduktion vorge- 
nommen wird, und zwar so, daß bei etwa 
700° C nur soviel Kohlenstoff. an, das Eisen 
tritt, als zur Bildung von Schmiedeeisen 
oder Stahl erforderlich ist; erst bei viel 
höherer Temperatur (1200 °) wird Gußeisen 
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gebildet. Da nun die Temperatur von 700° 
leicht hervorgebracht werden kann, so ergibt 
sich ohne weiteres, daß die Gewinnung von 
Schmiedeeisen unmittelbar aus den Erzen 
mit einfachen Mitteln möglich ist. 

Demnach erklärt sich das von den 
Aegyptern geübte, in Fig. 1 vor Augen ge- 
führte Verfahren der Reduktion und Koh- 
lung in einer Erdgrube (Fig. 2) mit einem 
Blaswerkzeug aus der Haut eines Tieres 
(Schaf, Ziege), mittels Holzkoblen als voll- 
ständig ausreichend. Allerdings gewann 
man bei diesem Prozeß nur kleine Mengen 
schmiedbares Eisen, auch Stahl, vielleicht 
7 bis 10 kg in einer Tagesarbeit. Die ge- 
wonnenen Klumpen wurden zum Austreiben 
der Schlacken und Zusammenschweißen 
der Eisenteilchen auf einem Ambos von 
Stein mittels eines schweren Steines (Fig. 3) 
zu einer festen Masse zusammengeschmie- 
det und auf gleiche Weise im glühenden 
Zustande weiter verarbeitet. 

Von Aegypten führt der Weg nach 
Europa gewissermaßen über Griechenland, 
auch in bezug auf‘ die Geschichte des 
Eisens; denn nicht nur Funde (Mykenä und 
Troja). und bildliche Darstellungen auf 
Skulpturen, Vasen usw., sondern namentlich 
die Berichte Homers (800 v. Chr.) liefern 
den Nachweis, daß in dem alten Griechen- 
land neben Gold, Silber, Kupfer und Zinn 
auch Eisen ein sehr wichtiges Material war 
besonders zur Anfertigung von Waffen, 
Werkzeugen und Geräten, und geben Aus- 
kunft über die Gewinnung und Bearbeitung. 


So hatte u. a. der Vater des Redners 
pD 
E 


Geheimer Rat Professor v. Hoyer, Aus der Geschichte des Eisens 


Demosthenes eine Waffenfabrik, in der 
20 Sklaven Eisen und Stahl verarbeiteten. 

Es ist anzunehmen, daß die Qriechen 
durch die Phönizier mit der ägyptischen 
Art, Eisen zu gewinnen und zu bearbeiten, 
bekannt geworden sind. Das Vorkommen 
von Schlackenhalden und Ueberreste von 
Oefen deuten auf dieselbe Gewinnungs- 
methoden hin, während zahlreiche Funde 
erkennen lassen, daß die alten Griechen 
vorzügliche Schmiedearbeiten lieferten, 
wenn sie auch wahrscheinlich das bessere 
Eisen und den Stahl von auswärts, nament- 
lich von Chalybern und aus Indien bezogen. 
— Fig. 4 zeigt einen Teil eines größeren 
Bildes und zwar einen Ofen, der zum Eisen- 
schmieden gedient haben soll und von 
einem Jüngling bedient wird, der den 


Fig. 4. 


Blasebalg tritt und dem an einem Helm 
arbeitenden Schmied die den Phönizier 
kennzeichnende Zipfelmütze wegzieht. — In 
Fig.5 lassen sich oben in a, b, c, d, e ver- 
schiedene Ambosse und unten in a, b, c, d 
verschiedene Hämmer der Griechen er- 
kennen. 

Zu der Zeit, als aller Wahrscheinlichkeit 
nach die Griechen von der Gewinnung und 
Bearbeitung des Eisens durch die Phöni- 
zier Kenntnis erhielten, hatten letztere auch 
bereits an der Ostküste Italiens Kolonien 
gegründet und dadurch mit der Haupt- 
bevölkerung Italiens, mit den Etruskern, 
lebhafte Beziehungen gewonnen, namentlich 
in bezug auf Handel. Aus diesen Beziehun- 
gen hat man den Schluß gezogen, daß die 
Etrusker ebenfalls durch die Phönizier die 
Bekanntschaft mit der ägyptischen Eisen- 
gewinnung gemacht hätten. Zahlreiche 
Funde, z. B. bei Bologna, beweisen ander- 
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Fig. 5. 


seits, daß die Etrusker bereits im 10. Jahr- 
hundert v. Chr. Waffen und Geräte aus 
Eisen anfertigten, und lassen vermuten, 
daß sie, ohne Kenntnis des ägyptischen Ver- 
fahrens, das vortreffliche Eisenerz der 
Insel Elba verarbeiteten. Jedenfalls standen 
die Etrusker in dem Rufe vorzüglicher 
Eisenschmiede. — Die berühmten Gräber- 
funde von Hallstatt in Oberösterreich haben 
den Nachweis erbracht, daß in den Alpen- 
ländern, die man mit dem Namen Nori- 
kum zusammenfaßte, bereits in prähisto- 
rischer Zeit Eisen zu Waffen und anderen 
Gebrauchsgegenständen mit großer Ge- 
schicklichkeit und Gewandtheit verarbeitet 
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wurde, woraus sich die Tatsache erklärt, 
daß die Römer sehr viel Eisen von den 
Norikern bezogen. 

Der große Bedarf an Waffen veranlaßte 
später die römischen Kaiser zur Anlage 
von Eisenschmelzen und Werkstätten in 
allen Gegenden, zugleich mit der Bestim- 
mung, daß bei Eroberungen die wichtig- 
sten Bergwerke als Beute dienen mußten. 
— Dabei hatten begreiflicherweise die Erz- 
schmelzer und Eisenschmiede im Laufe der 
Zeit viele Erfahrungen in den verschieden- 
sten Zweigen erworben, und deshalb 
dürfen wir uns nicht darüber wundern, daß 
sie bei der Auswahl der Eisenerze, der An- 
lage der Schmelzherde, der Anfertigung von 
Schmiedeeisen und Stahl, der Herstellung 
von Waffen, Rüstungen, Werkzeugen und 
sonstigen Gebrauchsgegenständen, im Zu- 
sammenschweißen und Härten eine erstaun- 
liche Sicherheit erhielten, wie die Funde 
beweisen, die unsere Bewunderung erregen. 

Naturgemäß dehnten die Römer auf 
ihren Kriegszügen auch die Stätten zur Ge- 
winnung und Bearbeitung des unentbehr- 
lichen Waffenmaterials über das andere 
Europa, namentlich Germanien, Gallien 
und Hispanien, aus, in welchen Ländern 


zahlreiche Funde von Schlackenhalden und 


Ueberresten von Oefen gemacht sind. Hier- 
bei hat sich nun allerdings ergeben, daß 
diese Funde zum Teil der prähistorischen 
Zeit angehören (Hallstattperiode, La Têne, 
Pfahlbauten) und daß die Römer demnach 
vielfach Eisenschmelzstätten bereits vor- 
fanden. (Fortsetzung folgt.) 


Das praktische Jahr. 


Von ®ipl.-Sng. M. Reishaus- Charlottenburg. | 


Die Verbandsleitung beabsichtigt demnächst unter den 
Mitgliedern eine Rundfrage zu veranstalten über die Er- 
fahrungen, welche ein jeder während seiner praktischen 
Tätigkeit gemacht hat und über etwaige Vorschläge zur Ver- 
besserung der in dieser Zeit zu erlangenden Ausbildung. Die 
eingehende Beantwortung dieses Fragebogens ist die Pflicht 
jedes Verbandskollegen. Eine sich mit dieser Frage be- 
schäftigende Zuschrift eines unserer Mitglieder bringen wir 
nachstehend zum Abdruck. D. Schriftl. 


Die Ansichten darüber, in welcher Weise am 
zweckmäßigsten die praktische Ausbildung des jun- 
gen Hochschülers erfolgen soll, mögen verschieden 
sein; darin sind sich jedoch alle einig, daß 
der praktischen Ausbildung, weil sie die Grund- 
lage für das technische Studium und die spätere 
Berufstätigkeit des Ingenieurs bildet, eine große 
Bedeutung beigelegt werden muß. 


Die Technischen Hochschulen schreiben für 
die. Maschinenbauer, die Schiffs- und Schiffs- 
maschinenbauer, die Elektrotechniker und die 
Berg- und Hütteningenieure meistenteils eine ein- 
jährige praktische Ausbildung als Vorbedingung 
für die Ablegung der Examina vor. Für die 
Fachrichtungen der Architekten, Bauingenieure 
und Chemiker ist dagegen diese Forderung bis- 
her nicht gestellt. Es mag dieses darin seinen 
Grund haben, daß für diese Gruppe die Er- 
langung einer Fertigkeit, handwerksmäßige Ar- 
beiten zu beurteilen, nicht von gleicher Bedeu- 
tung ist, als für die dem eigentlichen Ma- 
schinenbau sich widmenden Ingenieure. Außer- 
dem ist es aber auch für Architekten, Bau- 
ingenieure und Chemiker noch weit schwieriger 
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als für die Maschinenbauer, ein für die prak- 


tische Ausbildung geeignetes Unternehmen zu 
finden. 


Im allgemeinen wird von der praktischen 
Ausbildung verlangt, daß sie dem angehenden 
Maschineningenieur bis zu eineın gewissen 
Grade eine Handfertirkeit in den einzelnen 
Zweigen des Maschinenbaues, Schlosserei, 
Dreherei, Schmiede, Formerei, Gießerei und 
Montage vermittelt, wenn natürlich dabei auch 
nicht verlangt werden kann, daß der Praktikant 
es an Schnelligkeit und Güte der Ausführung 
den professionierten Arbeitern gleich tut. Es 
genügt ein gutes Verständnis des Arbeitsvor- 
ganges und die Kenntnis der betreffenden Ma- 
schinen, Werkzeuge, Vorrichtungen und Hand- 
griffe. 


Außerdem verlangt man aber auch von dem 
Eleven, daß er einen Einblick in die ganze Or- 
ganisation des Fabrikbetriebes erhält und Er- 
fahrungen sammelt über den Gang des ein- 
zelnen Arbeitsstückes vom Rohmaterial bis zur 
fertigen Maschine, über die Entlohnung der Ar- 
beiter, die Bestimmungen der Fabrikordnung 
und sich schließlich auch über die Denkweise 
der Arbeiter und ihre sozialen Anschauungen 
unterrichtet. 


Als letzte Aufgabe 
wird vielfach noch verlangt, daß der Eleve einen 
Einblick in die Kosten der einzelnen Roh- 
materialien und deren Bearbeitung und die sich 
daraus ergebende Möglichkeit der Vorkalku- 
lation und Preisberechnung erlangt. Auch soll 
ihm das genaue Verständnis der technischen 
Zeichnungen und die für die Bearbeitung zweck- 
mäßigste Formgebung der einzelnen Maschinen- 
teile schon während der Elevenzeit vermittelt 
werden. Da jedoch bei der ohnehin schon lan- 
gen Zeit, welche das technische Studium er- 
fordert, die Zeit der praktischen Tätigkeit nicht 
gut über ein Jahr ausgedehnt werden kann, 
und die während dieser Dauer von dem Prakti- 
kanten zu erlangenden Handfertigkeiten und 
Kenntnisse schon eine Anspannung aller körper- 
lichen und geistigen Kräfte auf einem Gebiete 
verlangen, welches dem gerade von der Schule 
kommenden Abiturienten ein vollkommen neues 
ist, sollte man mit den Anforderungen nicht zu 
weit. gehen, da sonst die Gefahr vorliegt, daß 
die einzelnen Fächer mit allzu großer Flüch- 
tigkeit behandelt werden. 


Ob nun die einjährige Tätigkeit ganz vor 
dem Beginn, ganz während des Studiums oder 
getrennt zur Hälfte vor und zur Hälfte wäh- 
rend des Studiums erfolgen solle, darüber gehen 
die Meinungen sehr weit auseinander. Jede 
Art der praktischen Vorbildung hat ihre Vor- 
und Nachteile.. Das praktische Jahr vor dem 
Beginn des Studiums gelegt, erleichtert dem 


des praktischen Jahres 


Dipt.-Zng. M. Reishaus, Das praktische Jahr 


Hochschüler ganz außerordentlich die Auf- 
fassung der ihm in den Vorlesungen und 
Uebungen gebotenen Uhnterrichtsgegenstände, 


während die in der Studienzeit verlegte prak- 
tische Tätigkeit mehr dem späteren Ingenieur 
zugute kommt, der nach Absolvierung eines 
Teiles seiner wissenschaftlichen Ausbildung den 
in der Werkstätte sich abspielenden Vorgängen 
ein weit größeres Interesse und Verständnis ent- 
gegenbringt. Obwohl hier eine Trennung des 
praktischen Jahres und damit eine Zerreißung 
des Lehrganges während dieser Zeit nicht un- 
bedingt befürwortet werden soll, so ist es doch 
wenigstens für die Osterabiturienten von Vorteil, 
wegen des im Herbst beginnenden Jahreskursus 
der Hochschule 6 Monate der praktischen Tätig- 
keit vor dem Beginn des Studiums zu verlegen 
und den Rest in den großen Ferien in wei- 
teren 3X2 oder 2X3 Monaten abzumachen. 

Damit der seitens des Praktikanten geforderte 
Aufwand an Zeit und Geld auch tatsächlich 
Früchte trägt und ihm eine gediegene Grund- 
lage für das technische Studium bietet, ist es 
notwendig, daß sowohl er selbst als auch die 
Firma, bei der seine praktische Ausbildung er- 
folgt, die Sache mit dem erforderlichen Inter- 
esse anfaßt. Der Eleve selbst wird, sofern er 
überhaupt guten Willen und Neigung zu seinem 
künftigen Beruf mitbringt, mit dem nötigen 
Ernst und Eifer seine praktische Tätig- 
keit aufnehmen. Wenn man aber bedenkt, daß 
demselben zunächst alles, was er sieht, hört und 
tut, vollkommen neu ist und das ganze Werk- 
stattgetriebe mit der Menge der schaffenden Ar- 
beiter und der Unzahl in Bewegung befindlicher 
Maschinen auf den Neuling zuerst sinnver- 
wirrend wirken muß, so wird man anerkennen, 
daß es notwendig ist, dem Praktikanten gewisse 
Fingerzeige zu geben, wie er seine Arbeit an- 
fangen und worauf er bei dem Gang durch 
die Werkstätten und der Betrachtung der arbei- 
tenden Maschinen vor allem achten muß. Es 
mag dahingestellt bleiben, ob in diesem Punkte 
besser eine Aufklärung durch vorbereitende Vor- 
träge oder durch die Lektüre hierfür geeigneter 
Broschüren erfolgt !). 

Eine besonders schwierige Frage ist die, auf 
die Fabriken in dem Sinne zu wirken, daß sie 
die praktische Ausbildung für den Eleven mög- 
lichst erfolgreich gestalten. In den Werkstätten 
ist der Praktikant ein nicht immer gern ge- 
sehener, häufig nur geduldeter Gast. Dieses ist 
sehr erklärlich, da die Tätigkeit des Volontärs 
in den weitaus größten Fällen keine produk- 
tive ist und, falls seine Ausbildung ihm von 
Nutzen sein soll, auch nicht einmal sein darf. 
Der Eleve soll etwas lernen, die Fabrik aber 


1) Das praktische Jahr des Maschinenbau-Volontärs von Dtpl.= 
Ing. E. Nedden, Verlag von Julius Springer. 
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Zur Hochschulreform 


soll vor allen Dingen durch Arbeit Geldeswert 
erzeugen. Dies sind zwei Grundsätze, welche 
sich sehr häufig widersprechen. Es kann einen 
daher nicht Wunder nehmen, wenn viele Werke 
überhaupt keine Eleven oder doch nur in be- 
schränkter Zahl annehmen. In vielen renom- 
mierten und daher stark bevorzugten Werk- 
stätten ist die Zulassung nur auf besondere Für- 
sprache einfiußreicher Persönlichkeiten möglich. 
Ist es schon schwer, die Fabriken überhaupt zur 
Aufnahme von Eleven zu bewegen’), so ist 
es noch weit schwieriger, einen Einfluß in der 
Richtung auszuüben, daß sie das Interesse des 
Eleven in jeder Weise wahrnehmen. Wenn auch 
seitens der Praktikanten an die Fabrik eine 
Entschädigung (meistens in den Grenzen von 
200 bis 1000 Mark) gezahlt wird, so ist doch die 
Summe für das Werk nicht von solcher Be- 
deutung, daß man mit bestimmten Forderungen 
über den Gang und den Grad der Ausbildung 
an das Werk herantreten kann. Häufig über- 
steigt der dem Werk von dem Eleven durch 
übermäßigen Verschleiß der Werkzeuge und Un- 
brauchbarmachung von Maschinen zugefügte 
Schaden bei weitem den gezahlten Betrag. Ein 
höheres Lehrgeld kann man aber auch nicht gut 
verlangen, da das technische Studium große 
Geldopfer erfordert. Man wird also immer mehr 
oder weniger auf den guten Willen der Fabrik- 
leitung angewiesen sein, sowohl was die Ein- 
stellung als auch die praktische Ausbildung der 
Eleven betrifft. Es wird einem daher selten eine 
große Auswahl von Fabriken, in denen man 
arbeiten kann, zur Verfügung stehen. Sollte das 
aber der Fall sein, so ist eine gut und modern 
eingerichtete mittelgroße Maschinenfabrik einem 
Riesenunternehmen oder einer kleinen Werk- 
stätte vorzuziehen. 


l Zur Hochschulreform. 


. Auf den Aufsatz von Prof. Kammerer über „Hochschul- 
reform“ in Nr. 3 d. Z. haben wir eine Reihe von Zuschriften 
erhalten, von denen die nachstehende ihrer grundsätzlichen Be- 
deutung wegen wiedergegeben sei. D. Schriftl. 


Herr Prof. Kammerer hat an dieser Stelle 
beachrenswerie Gedanken über Hochschulreform 
veröffentlicht. Sie zeigen das Problem, vom 
Standpunkt des akademischen Lehrers aus ge- 
sehen. Die folgenden kritischen Bemerkungen 
dazu sollen es von andrer Seite her beleuchten. 
Kammerer rühmt den Technischen Hochschulen 
nach, sie seien „allmählich Hochschulen mit Lehr- 


2) Der V.d. I. führt eine Liste derjenigen deutschen Maschinen- 
fabriken, welche sich bereit erklärt haben, jungen Leuten Gelegen- 
heit zur Werkstattsausbildung zu geben. 
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Die Art des Fabrikates, welches das Werk 
herstellt, und die Reihenfolge, in welcher die 
einzelnen Werkstätten durchlaufen werden, ist 
nicht von so großer Bedeutung. Viel wesent- 
licher ist, daß die Fabrikation. auf rationellen 
modernen Grundlagen erfolgt und daß dem 
Eleven Gelegenheit geboten wird, alle einzelnen 
Betriebe kennen zu lernen. Es ist auch vor- 
geschlagen worden, den Eleven ganz als Ar- 
beiter zu behandeln, von ihm keine Zahlung 
zu verlangen, ihm vielmehr eine Entlohnung 
für die von ihm geleistete Arbeit zu gewähren. 
Damit ist aber auch die Forderung zu ver- 
binden, daß der Eleve gleich einem gewöhn- 
lichen Arbeiter produktive Arbeit leistet und 
an seinen Arbeitsplatz gebunden bleibt, wodurch 
ihm die Möglichkeit, sich im Werk zu seiner 
Unterrichtung frei zu bewegen, genommen wird, 
Umstände, die seiner gründlichen Ausbildung 
nicht gerade sehr förderlich sind. 

Aus dem vorstehenden wird man ersehen 
können, daß die Hauptschwierigkeit in der er- 
folgreichen Ausgestaltung der Praktikantenzeit 
darin liegt, daß sich die Interessen der Werk- 
stätte häufig mit den Interessen des Eleven 
widersprechen. Es wird daher immer eine ge- 
wisse ideale Auffassung seitens der Werkleitung 
nötig sein, die in der Ausbildung künftiger tüch- 
tiger Ingenieure einen Gewinn für das eigene 
Unternehmen erblicken muß. 

Dem Vorschlag, besondere Lehrwerkstätten 
für die Ausbildung der Maschinenbauingenieure 
im Anschluß an die Hochschullaboratorien ein- 
zurichten, kann nicht zugestimmt werden, da der 
Ingenieur hier niemals das lernen kann, was 
ihm in einer wirklichen Fabrikationswerkstätte 
geboten wird, nämlich die rationelle, billige und 
doch zweckmäßige Güterherstellung. 


und Lernfreiheit geworden.“ Dem widersprechen 
zwei trockene Sätze, die wir der „Diplom- 
prüfungsordnung der Abteilung für Bauingenieur- 
wesen der Kgl. Techn. Hochschule zu Berlin‘ 
entnehmen!): „Der Meldung (zur Prüfung) sind 
beizufügen die Ergebnisse der Uebungen in 
Zeichensälen und Laboratorien, an denen der 
Bewerber teilgenommen hat. Die Uebungser- 
gebnisse müssen aus dem Unterricht an einer 
Technischen Hochschule hervorgegangen und mit 
einer. Angabe über den Zeitpunkt ihrer Voll- 
endung, sowie mit einer Bescheinigung des 
Lehrers, in dessen Uebungsstunden sie anges 
fertigt worden sind, versehen sein.“ 

Diese Bestimmungen wirken folgendermaßen: 

1. DerStudent muß in die Uebungen gehen; 
diese aber können nicht ohne die Vorlesungen 


1) Sie finden sich fast gleichlautend auch bei allen anderen 
Abteilungen. 
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belegt werden; er muß also auch diese, wenn 
nicht immer besuchen, so doch stets bezahlen. 
Er findet vielleicht, daß das Gelernte in keinem 
Verhältnis zum Zeit- und Geldaufwand steht 
und traut sich die Fähigkeit zu, die Sache 
schneller und billiger in der Bibliothek zu 
lernen oder in einer Fabrik. Das hilft ihm aber 
nichts; er würde an der Schwelle des Prüfungs- 
zimmers zurückgewiesen werden und gar keine 
Gelegenheit erhalten, seine aus eigner Kraft ge- 
wonnenen Kenntnisse zu zeigen. „Lernfreiheit‘ 
ist doch wohl nicht das rechte Wort für diesen 
Zustand. 


2. Zahlreiche Ingenieure der Praxis, die für die 
Erlangung einer gehobenen Stellung einen aka- 
demischen Grad brauchen, werden in ihrem Fort- 
kommen geschädigt, weil sie zur Teilnahme an 
Hochschulübungen keine Zeit und zur Bezahlung 
von Vorlesungen, die für sie überflüssig sind, 
kein Geld haben, sondern „nur“ ein großes 
technisches Wissen und Können. Gerade die 
besten Kräfte der Technik, nämlich die 
Autodidakten werden von der Erwerbung aka- 
demischer Würden ausgeschlossen; der wohl- 
habenden Mittelmäßigkeit werden die Wege ge- 
ebnet. Weder Krupp noch Siemens, die vor 
der Tür der Hochschule stehen, noch auch Graf 
Zeppelin würden ins Prüfungszimmer hineinge- 
lassen! Große geistige Kräfte, die jetzt im 
deutschen Technikerstande schlummern, würden 
zum Segen für die Industrie regsam werden, wenn 
die Möglichkeit geschaffen würde, akademische 
Grade zu erwerben, ohne sich dem gegenwärtig 
herrschenden Zwangsübungs- und Vorlesungs- 
system unterwerfen zu müssen, denn viele längst 
in der Praxis stehende Techniker würden dann 
ganz anders als bisher an ihrer Fortbildung 
arbeiten. Das Correlat zu dieser neuen Freiheit 
wären natürlich höchst sorgfältig organisierte 
Prüfungen. 

Kammerer hält nicht viel von mündlichen 
Prüfungen, und die geistreichen Worte, die er 
darüber sagt, kann man durchaus unterschreiben ; 
aber seine Folgerungen fordern die Kritik heraus. 
Er will noch mehr als bisher die Ergebnisse der 
Hochschulübungen als Maßstab für die Be- 
urteilung der Reife heranziehen. „Der Dozent 
muß sich während der Entstehung der Arbeiten 
sein Urteil bilden und darüber Buch führen, etwa 
in Form einer Kartothek.‘“ Darin liegt ein sehr 
berechtigter Kern, aber erträglich wäre eine 
derartig strenge Beaufsichtigung der Studenten 
nur nach -Durchführung zweier Vorschläge, die 
ich in meiner Schrift „Mißstände im Unterricht 
und im Prüfungswesen der Hochschulen und ihre 
Beseitigung‘) gemacht habe. 


1. Es dürfte niemand, der Diplom-Ingenieur 
werden will, zur Teilnahme an diesen Uebungen 


2) Charlottenburg 1911 bei Heydenreich. 
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genötigt werden, sondern es müßte jedem frei- 
stehen, sein Wissen oder Können statt dessen 
durch Vorlegung von Arbeiten aus der Praxis. 
und durch Ablegung einer (sehr sorgfältig or- 
ganisierten, gar nicht etwa nur mündlichen) Prü- 
fung zu beweisen. 

2. Diese Uebungen müßten, wie Kammerer 
selbst voraussetzt, zweckmäßig geleitet werden. 
Sie müßten vor allem, gerade wie der Unter- 
richt auf unsern höheren Schulen, klassenweise 
von selbständigen, verantwortlichen Persönlich- 
keiten abgehalten werden, die schon Lehrtalent 
bewiesen haben, nicht wie jetzt von Assistenten, 
die, vom Zufall ausgewählt, schlecht bezahlt und 
ganz vom Professor abhängig sind. Gegenwärtig 
kann sich der Professor trotz Kartothek kein 
zutreffendes Urteil über seine 200 bis 300 Horer 
bilden. 

Vorlesungen, welche im Laufe des Semesters 
veröden, sagt Kammerer, „beweisen alles gegen 
den betreffenden Dozenten, nichts gegen das. 
System‘. Sie beweisen aber sehr viel gegen 
das System, nach dem die Dozenten ausgesucht 
werden. Lehrtalent ist die Hauptsache für 
diejenigen, welche die Einführung in die 
Technik oder in irgend eine Wissenschaft be- 
sorgen sollen; „wissenschaftliche Pionierarbeit“, 
die Kammerer von den Lehrern der Hochschule 
verlangt, ist nur von denen zu fordern, denen 
die Fortbildung der reifen Techniker ob- 
liegt. Neunzehntel aller Hochschulstudenten be- 
finden sich aber im Stadium des Eingeführt- 
werdens, und darum müßten die Lehrer 
hier die Hauptrolle spielen. Diese und die 
Spezialisten der Praxis sind es, die von den 
Pionieren zu lernen haben, aber nicht die Stu- 
denten. 

Wir brauchen beide, Lehrer und Forscher, 
aber jeden am rechten Platz. 


Dr. Richard Lindt. 


s s 
L 
Die vorstehenden Ausführungen sind ein 
Protest gegen die Einschränkung der Lern- 


freiheit, wie sie bei allen denjenigen entsteht, 
die den akademischen Diplom-Ingenieur-Grad er- 
reichen wollen. U. E. geht dieser Widerspruch 
aber von Voraussetzungen aus, die selbst alle 
mehr oder weniger unrichtig sind. So ist es 
zunächst ganz unrichtig, wenn angenommen 
wird, das Kriterion akademischer Bildung sei 
nur darin zu finden, daß der Ingenieur „Wissen 
und Können“ besitzt — es sei gleichgültig, unter 
welchen Umständen und in welcher Umgebung 
das Wissen erworben sei. Es sei auch gleich- 
gültig, so meint man vielfach, von welcher Vor- 
bildung und von welcher Allgemeinbildung dieses 
Ingenieurwissen getragen ist und mit welchen 
Charaktereigenschaften sein Träger erfüllt ist. 
Nun übt aber die Hochschule durchaus nicht 


Bildungs- und Standesfragen — Hochschulnachrichten 


allein in den Hörsälen ihren Einfluß aus; das 
Akademische ist auch gar nicht auf geistig wissen- 
schaftliche Betätigung beschränkt. Die aka- 
demische Bildung ist deshalb etwas, was doch 
immerhin einige Verschiedenheiten bedingt ge- 
genüber derjenigen Bildung, die nur auf „Wissen 
und Können“ beruht. Ingenieurwissen kann man 
auf verschiedene Weise erwerben, auch außer- 
halb der Hochschulen. Akademische Bildung ist 
aber doch nur unter der eigenartigen aka- 
demischen Einwirkung, nur in einem Milieu mög- 
lich, das außerhalb der Hochschulen 
nicht existiert. 


Deshalb ist es auch kaum richtig, für Nicht- 
akademiker akademische Würden zu verlangen. 
Jedenfalls kann das nur als seltene Ausnahme 
berechtigt sein und danach wird ja auch bei 
der Verleihung der höchsten akademischen Würde 
verfahren. Wir würden es als einen Widerspruch 
in sich empfinden, wollte man Nichtakademikern 
— nur weil sie ein bestimmtes Wissen durch 


Prüfungen nachweisen können — einen aka- 
demischen Grad verleihen. 
Man kann vielleicht darüber verschiedener 


Meinung sein, ob es gut oder zweckmäßig ist, 
den Akademiker als solchen zu kennzeichnen; 
jeden Techniker aber, der bisher ganz außerhalb 
der Hochschule und ihres Einflusses gestanden, 
nur deshalb als akademisch gebildet zu bezeichnen, 
weil er einmal einige Tage in einem Prüfungs- 
zimmer gesessen hat, ist doch kaum zu ver- 
antworten. Und dies um so weniger, als die 
Industrie. ja selbst, wie Herr Dr. Lindt sagt, 
so großes Gewicht darauf legt, Akademiker 
in ihren Betrieben und ihren Bureaus zu haben. 
Auf innerlich unberechtigte und nur äußerlich 
wirkende Firmierung wird die Industrie keinen 
Wert legen. Wenn sie Diplom-Ingenieure en- 
gagiert, will sie wirkliche Akademiker mit den 
Eigenschaften, die, wie oben dargelegt, sich nicht 
im Wissen erschöpfen. Denn auch in der Industrie 
gibt es Wirkungskreise, die mehr als Wissen er- 
fordern. Da wo sie nur Wissen und Können 
verlangt, braucht die Industrie kein Merkmal 
anderer Fähigkeiten und noch weniger brauchen 
es die Autodidakten, wenn in ihnen ‚wirklich 
die „besten Kräfte der Technik“ stecken. 


Gegen die Behauptung, daß das wertvollste 
Personal gerade unter den Autodidakten zu 
finden ist, sind wir skeptisch; wir würden jedoch 
nichts dagegen einzuwenden haben, wenn neben 
den zahlreichen Prüfungen — außerhalb der Hoch- 
schulen — für die angeblich so wertvolle Gruppe 
von Technikern, denen Herr Dr. Lindt helfen 
will, neue Prüfungen eingerichtet werden. 


Wir sind dabei überzeugt, daß auch diese, 
wie alle Prüfungen, eine Einengung der Lern- 
freiheit bedeuten würden. Uneingeschränkte Lern- 
freiheit gibt es nur für solche Lernende, die 


143: 


niemandem Rechenschaft abzulegen haben, was. 
sie gelernt haben. 

Bei alledem will es uns übrigens scheinen, als. 
ob unter allen Betätigungsgebieten der mensch- 
lichen Gesellschaft gerade das der Technik es. 
ist, das seinen Jüngern die größte Freiheit in 
bezug auf den Befähigungsnachweis gibt. Der 
Techniker, in allen Stufen vom Schlosserlehrling 
aufwärts, kann sich ja überall selbst graduieren. 
Er kann sich Ingenieur, Architekt und Baumeister 
nennen, ohne jemals eine Prüfung gemacht zu 
haben. Die Arbeitgeber, Unternehmer, Zivil- 
ingenieure, Genossenschaften, Kommunen usw.. 
können in ihre Dienste nehmen, wen sie wollen. 
Sie können ihre Beamte zu Ingenieuren, ihre 
Monteure zu Oberingenieuren und ihre Maurer- 
poliere zu Baumeistern ernennen, ohne jemals. 
nach Prüfungszeugnissen zu fragen. Wir glauben 
deshalb auch, daß ein zwingendes Bedürfnis zu 
neuen Prüfungsämtern gar nicht besteht und daß 
es kaum berechtigt ist, für eine neue Gruppe 
von Nichtakademikern neue Einrichtungen zu: 
treffen. 

Unter Festhaltung an dem Prinzip der aka- 
demischen Bildung sind wir aber mit Dr. Lindt 
der Meinung, die auch Prof. Kammerer vertreten 
hat, daß an der Vervollkommnung der Tech- 
nischen Hochschulen weitergearbeitet werden 
muß. Die Verbesserungen müssen aber Vorteile 
nicht für die außerhalb, sondern für die inner- 
halb der Hochschule Stehenden bringen. 


Franz. 


Bildungs- und Standesfragen. 
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Diplom-Berg-Ingenieure. 


Neben den Technischen Hochschulen ist nunmehr 
auch den preußischen Bergakademien das Recht ge- 
geben, den akademischen Grad Diplom-Ingenieur zu 
erteilen. Damit ist der Mangel, auf den Herr Dipl.- 
Ing. Schwarz bereits in Heft 5 unserer Mitteilungen 
vom 1. Dezember 1909 hingewiesen hat, beseitigt. 


Hochschulnachrichten. a} 


Ehrendoktoren Technischer Hochschulen. Der 
Rat der Technischen Hochschule zu Stuttgart 
hat den Titel eines Doktor-Ingenieur ehren- 
halber verliehen: dem Prof. E. Mörsch, 
technischen Direktor der Wayß & Freytag 
A.-G. in Neustadt a. H., in Anerkennung seiner 
Verdienste um Theorie und Praxis des Eisen- 
betonbaues; ferner dem Geh. Komm.-Rat 
Hägele in Geislingen in Anerkennung seiner 
hervorragenden Verdienste um die Entwicklung 
der württembergischen Metallwarenindustrie und. 
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der von ihm angebahnten neuen Wege zur Er- 
zeugung von Metallwaren unter Anwendung 
mechanischer, chemischer und galvanischer Ver- 
fahren, sowie in Anerkennnung der von ihm 
ins Leben gerufenen mustergültigen sozialen Ein- 
richtungen. 

Ferner wurde aus Anlaß seines 70. Geburts- 
tages der Architekt Geh. Baurat Pro- 
fessor Heinrich Kayser in Berlin von 
der Technischen Hochschule in Karlsruhe zum 
Doktor-Ingenieur ehrenhalber ernannt „in An- 
erkennnung seiner Verdienste um das deutsche 
Bauwesen, insbesondere durch tatkräftige För- 
derung der fachlichen Bestrebungen der deut- 
schen Architekten“. 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Berlin. 

Zur Kritik der Lohntarifverträge 
auf Basis der Stücklöhnung in Groß- 
betrieben des Maschinenbaues und 
verwandter Industrien mit differen- 
zierter Fabrikation. Von Regierungsrat 
Fritz Selter aus Berlin. 

Gleitgeschwindigkeit und Wider- 
stand von Schleppkähnen. Nach Ver- 
suchen auf dem Rheinstrom. Von ®ipl.-3ng. 
Walter Asthöwer. 


Technische Hochschule Darmstadt. 

Der radiotelegraphische Gleich- 
strom-Tonsender. Von ?®Pipl.-$ng. Hans 
Rein aus Eisenach. 


Technische Hochschule Karlsruhe. 

Ueber die Abgabe von elektrisch 
geladenen Teilchen durch einen 
glühenden Platindraht während der 
Katalyse von Knallgas. Von Dipl.-Ing. 
Leon Weißmann. 

Ueber das Verhalten einiger 
Pilze zu Aminosäuren und Oxy- 
säuren. Von Tipl.Sng. Otto Saladin. 


Technische Hochschule München. 

Ueber die Einwirkung der Schwef- 
ligen-Säure auf aromatische Hydr- 
oxylamine. Von ®ipl.-Sng. Bernhard Fürst. 


| Verschiedenes. 


Ein technischer Senatspräsident. Die Reichs- 
versicherungsordnung bestimmt, daß die Entschei- 
dungen des Reichsversicherungsamts in Spruch- 
und. Beschluß-Senaten erfolgen, deren Vorsitz der 
Präsident, ein Direktor oder ein Senatspräsident 
führt. Auf Grund dieser Bestimmung ($ 86 der 
Reichsversicherungsordnung) hat S. M. der Kaiser 
durch Erlaß vom 14. Dezember 1911 die Senats- 
vorsitzenden. des Reichsversicherungsamts zu 
Senatspräsidenten ernannt, darunter auch den Ge- 
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heimen Regierungsrat Professor Tr.-Sıg. Konrad 
Hartmann (Mitglied des V. D. D. I.). Es ist 
von besonderem Interesse für die Bestrebungen, 
im Verwaltungsdienst dem Techniker auch die 
leitende Stellung bei der Erledigung technischer 
Arbeiten zuzuwcisen, daß die kaiserliche Ver- 
ordnung über Geschäftsgang und Verfahren des 
Reichsversicherungsamts (Reichs-Gesetzblatt 1911, 
Nr. 70) für die Leitung der Beschlußsenate be- 
stimmt: „Soweit. es sich um technische Ange- 
legenheiten handelt, hat vor den übrigen Senats- 
präsidenten der technisch vorgebildete Senats- 
präsident den Vorsitz zu führen.“ 


Luftschiffahrt und Technische Hochschulen. 
Nach vorläufigen Mitteilungen der Presse sollen 
im nächsten preußischen Etat Mittel zur För- 
derung der Luftschiffahrt angefordert werden. 
Es handelt sich dabei um eine weitere Aus- 
gestaltung der wissenschaftlichen Veranstaltun- 
gen derjenigen Hochschulen, an denen bereits 
Vorlesungen, Modellversuche u. dergl. stattfin- 
den. U. a. sollen an der Berliner Hochschule 
neue Einrichtungen geschaffen werden, die es 
dem Privatdozenten für aerodynamische Trieb- 
werke, Tr.-Qng. h. c. von Parseval, ermög- 
lichen, Versuche größeren Umfangs anzustellen. 
Unabhängig hiervon sind bei den zuständigen 
Reichsämtern Erwägungen im Gange, die auf 
die Schaffung einer Reichsversuchsanstalt für 
Luftschiffahrt abzielen. 


Internationaler Kongreß für gewerblichen 
Rechtschutz. Vom 4.—7. Juni d. J. wird in 


London der XVI., von der internationalen Ver- 
einigung für Rechtschutz veranstaltete Kongreß 
tagen und über die Fragen des internationalen 
Patentrechtes und Markenschutzes und über die 
internationale Bekämpfung des unlauteren Wett- 
bewerbes wichtige Entscheidungen bringen. Vor 
allen Dingen wird der Kongreß prüfen, auf 
welchem Wege und mit welchen Mitteln die 
Schwierigkeiten zu beseitigen sind, die sich nach 
den Erklärungen der Regierungsvertreter noch 
der Verwirklichung der von der Vereinigung 
gemachten Vorschläge in den einzelnen Ländern 
entgegenstellen. 


x | _ Literatur. E : 


Buchbesprechungen. 

Enzyklopädie des Eisenbahnwesens. Die be- 
kannte Röllsche Enzyklopädie, welche 1890—1895 
entstanden und vergriffen ist, erscheint jetzt 
im Verlag Urban und Schwarzenberg, Berlin 
und Wien, in Il.,. vollständig neubearbeiteter 
Auflage. Es sollen sowohl die Verhältnisse 
Deutschlands und Oesterreichs, als auch jene 
anderer Länder gebührend berücksichtigt werden. 


. Literatur . 


Das Werk soll: 8 Bände, jeder Band 10 Lie- 
ferungen umfassen. Der Preis pro Lieferung 
ist 1,60 M.,:pro Band gebunden 18,50 M. Heraus- 
geber ist der Sektionschef im österreichischen 
Eisenbahnministerium Dr. v. Röll. ER 

Der I. Band mit 480 Seiten, rund 300 Text- 
abbildungen und 6 teilweise farbigen Tafeln, soll 
bis zum Stichwort Bauführer reichen. Die vor- 
liegenden zwei ersten Lieferungen behandeln die 
Artikel Abdeckung bis Achsproben. Die größeren 
Artikel sind mit dem Autornamen gezeichnet. In 
der I. Lieferung wird Zweck und Umfang des 
großen Werkes erläutert. Wir haben ja im Hand- 
buch der Ingenieurwissenschaften, in der Eisen- 
bahntechnik und in dem Eisenbahnmaschinen- 
wesen der Gegenwart usw. ganz hervorragende 
Werke, aber es fehlt offensichtlich an einem Nach- 
schlagewerk, das ein rasches Zurechtfinden ermög- 
licht und auch über das Technisch-Wirtschaftliche 
hinaus Gründung, Finanzierung, Verkehr und Ver- 
waltung, Recht, Politik und Oekonomie der 
Eisenbahnen behandelt, da die I. Auflage von 
Röll doch veraltet ist. Wenn dann noch Ge- 
schichte, Geographie und Statistik, sowie Bio- 
graphien hervorragender Eisenbahnfachmänner 
zur Darstellung gelangen, so erreicht die Enzy- 
klopädie eine innere Geschlossenheit, welche sie 
jedem, der mit dem Eisenbahnwesen zu tun hat, 
dem Staats- und Kommunalbeamten, dem Parla- 
mentarier und Industriellen unentbehrlich macht. 


Die Namen der 210 Mitarbeiter: Professoren 
an Technischen Hochschulen, Fachleute ersten 
Ranges, Beamte in bedeutenden Wirkungskreisen, 
bieten volle Gewähr für eine sachgemäße Be- 
arbeitung. Es seien nur einige Namen genannt: 
Barkhausen, Birk, Cauer, Dolezalek, Launhardt, 
Melan, v. Stockert usw., Blum, Baltzer, Breu- 
sing, Kemman usw., Hoff, von der Leyen, 
v. Mühlenfels, Ulrich usw., die Generaldirektoren 
der Staatsbahnen Bianchi (Italien), v. Marx 
(Ungarn), Weißenbach (Schweiz), Stieler (Würt- 
temberg), Karakacheft (Bulgarien), die Minister 
Ritter v. Wittek, Marek. 

Was nun den Inhalt der zwei ersten Liefe- 
rungen anbetrifft, so sind darin nachstehende 
größere technische Artikel enthalten: Abdeckung 
von Bauwerken, Ablaufberg, Abort, Abkoch- 
anstalt, Abschlußvorrichtungen (mit mehr als 
45 Abbildungen), Absperrschieber, Absteckungen, 
Abstellbahnhöfe, Abzweigung, Abnahme der Bahn, 
Achsanbrüche, Achsbelastung, Achsbrüche (mit 
rund 15 Abbildungen), Achslager (mit 26 Ab- 
bildungen).. Ueber den Verkehr und Betrieb 
handeln die Artikel: Abfahrt, Abfahrts- und 
Ankunftsanzeiger (mit 26, größtenteils vorzüg- 
lichen Abbildunsen), Abfertigungsdienst, Ab- 
fertigungsvorschri:'ten, Abkürzungen, Abrech- 
nungen (Kommerzi:ller Dienst), Abnutzung der 
Bahnanlage, Abschreibungen (Finanzwesen). Ar- 
tikel über die technische Abnutzung, z. B. der 
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Schienen, Radreifen usw., wie im alten Röll, 
fehlen, es wird wohl über diese bei den Stich- 
wörtern Schienen, Radreifen abgehandelt werden. 

Die größeren Artikel stellen hübsche Mono- 
graphien dar, sie sind so geschrieben, daß man 
glauben könnte, sie seien aus einer Feder ge- 
flossen. Die österreichischen Mitarbeiter wenden 
jedoch manchmal noch häufig leicht ersetzbare 
Fremdwörter an. Im Artikel Abonnementtarif 
kommen z. B. unmittelbar hintereinander die 
Wörter Relationen, Quantum, Route, Konkurrenz. 


Den Stichwörtern sind die englischen, fran- 
italienischen Fachausdrücke bei- 
gefügt. Die einzelnen Artikel sind durch Unter- 
teilung in Abschnitte, durch Fettdruck von 
wesentlichen Satzteilen, durch Anwendung von 
kleinerem Druck bei weniger wichtigen Mit- 
teilungen übersichtlich gemacht. Die Lagepläne 
für die Bahnhöfe im Maßstab 1:4000 bis 1: 5300: 
mit schematischen Uebersichtsplänen sind vor- 
züglich ausgeführt. 

Was die weiteren beigefügten Illustrations- 
proben: Karte der Berliner Hoch- und Unter- 
grundbahn, der Badischen Eisenbahnen, der Bag- 
dadbahn anbetrifft, so vermissen wir hier den 
Maßstab. Bei Eisenbahnkarten für Einzel- 
staaten hätte eventuell eine Unterscheidung der 
verschiedenen Bauperioden durch verschiedene 
Farben in Betracht kommen können. 

Wünschenswert wäre die Angabe des Maß- 
stabs oder von einzelnen Maßen, bei den Ab- 
bildungen 50 bis 60 und 113 bis 115, 121 usw., 
welche zum großen Teil dem alten Röll ent- 
nommen sind. Auf der Karte der Bagdadbahn 
fehlt die Gradbenennung und die wichtige Stich- 
bahn von Mersina nach Adana (das alte Tarsus), 
am Golf von Alexandrette, welche ja durch eine 
Transaktion von der Bagdadbahngesellschaft er- 
worben wurde. Wünschenswert wäre auch die 
Angabe des syrischen Bahnsystems und der Hed- 
schasbahn gewesen. Der in der Bagdadbalın- 
frage eine große Rolle spielende Endpunkt der 
Bahn, am Golf von EI Kuweit, befindet sich 
nicht mehr auf der Karte. 

Zum Artikel „Abonnementkarten‘“ sei noch 
bemerkt, daß cs seit 1907 in Württemberg 
Landeskarten, wie dort angeführt, leider nicht 
mehr gibt. Der finanzpolitische Artikel ,„Ab- 
schreibungen“ ist im Verhältnis zu den andern 
Artikeln und zu der Bedeutung der Sache ziem- 
lich kurz ausgefallen. Es wurde vermieden, auf 
das heikle Thema der Größe der Abschreibung 
(Erneuerung) bei den verschiedenen deutschen 
Staatsbahnen hinsichtlich der Erhaltung der Sub- 
stanz näher einzugehen und empfohlen, zwei 
Begriffe der Abschreibung zu unterscheiden: 
a) für Aktiven, b) von Schulden. Das mag für 
den Staatsbetrieb zweckmäßig sein. ' Für private 
Betriebe ist es jedoch zweckmäßiger, die Be- 
griffe Tilgung (Amortisation) und Erneuerung. 
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(Abschreibung) zu trennen, vergleiche Hilse, 
Handbuch der Straßenbahnkunde 1892, Band Il, 
S. 404ff. und 412ff,, Hoppe, Projekte, Kosten- 
anschläge, Betriebskostenberechnungen für elek- 
trische Licht- und Kraftanlagen, 4. Auflage 1907, 
.S. 222f., Handbuch der Ingenieurwissenschaften 
1908, Band XIII, der Ausbau von Wasserkräften 
.S. 266 f. und vor allem E. Schiff, Wertminde- 
rungen an Betriebsanlagen, Berlin 1909. 

Literatur, wie z. B. das letztgenannte treff- 
liche Werk, ist leider nicht angegeben. Zu dem 
‚Ergänzungsartikel: „Abnutzung der Bahnanlage‘“, 
ist zu sagen, daß bezüglich der durch die Ab- 
handlung des oldenburgischen Finanzrats Stein: 
„Rentabilität und Betriebskoeffizient‘“ (Archiv 
für Eisenbahnwesen 1908, S.1 ff.) hervorgerufenen 
Streitfragen bezüglich der Größe des Unter- 
haltungs- und Erneuerungsaufwands der Gleis- 
anlagen bei den verschiedenen deutschen Staats- 
‚bahnen, und bezüglich des Systems der Unter- 
haltung und Erneuerung der Fahrzeuge — ob 
amerikanisches System, wie in Preußen, mit 
:starker Ausnutzung und kurzer Lebensdauer 
(10—12 Jahre) oder Flicksystem, wie in Bayern, 
mit teuren Ausbesserungsarbeiten und langer 
Lebensdauer (30 und mehr Jahre) — auch her- 
vorragende Fachtechniker im neuen Röll Stellung 
nehmen sollten. Mag der von Finanzrat Stein 
angewandte Vergleichsmaßstab grundfalsch sein, 
wie von bayrischer Seite erklärt wurde, oder 
nicht, das eine ist sicher, daß die Steinsche 
Vergleichung das Ergebnis hatte, daß jetzt ge- 
naue Untersuchungen von bayrischer Seite be- 
züglich der Entwertung der Bahnanlagen vor- 
handen und im Röll von bayrischen Fachleuten 
verwertet sind. 

Zusammenfassend müssen wir sagen, daß uns 
eine I. Auflage der Enzyklopädie von Röll un- 
bedingt nötig erscheint, und daß wir überzeugt 
sind, daß dieses Nachschlagewerk eine Zierde 
unserer Fachliteratur, ein neuer Beweis von 
‚deutschem Fleiß und deutscher Gründlichkeit 
werden wird. 


Dipl.-Jng. Schleicher, Reg.-Baumeister. 


Bücherschau. 


Bei der Redaktion eingegangene Bücher. 
(Besprechung vorbehalten.) 


Die Wasserturbinen von Otpl.»Ing. P. Holl in Berlin. 2 Bänd- 
chen. I: Allgemeines. Die Freistrahlturbinen. Mit 113 Ab- 
bildungen. II: Die Ueberdruckturbinen. Die Wasserkraft- 
anlagen. Mit 102 Abbildungen. (Sammlung Göschen Nr. 541/42.) 
G. J. Oöschensche Verlagshandlung in Leipzig. Preis in 
Leinwand gebunden jeder Band M. —.80. 


Industrielle und gewerbliche Bauten (Speicher, Lagerhäuser 
und Fabriken) von Architekt Heinrich Salzmann in 
Düsseldorf. 3 Bändchen. I: Bauplatzfrage, Bauentwurf, Bau- 
ausführung, Baukonstruktionen, Schutzvorrichtungen. IT: 
Speicher und Lagerhäuser. Mit 123 Figuren. HI (noch in 
Vorbereitung): Fabrikanlagen. (Sammlung Göschen Nr. 511/13.) 
G. J. Göschen’sche Verlagshandlung in Leipzig. Preis jeder 
Band in Leinwand gebunden M. —.80. 


Verbandsnachrichten 


Gießereimaschinen von Dtpl.»Ing. Emil Treiber in Heiden- 
heim a. d. B. Mit 51 Figuren. (Sammlung Göschen Nr. 548.) 
Q. J. Oöschensche Verlagshandlung in Leipzig. Preis in 
Leinwand gebunden M. — .80. | 

Die Entwicklung des modernen Eisenbahnbaues. Von 
Dipl. Jng. Alfred Birk, Eisenbahn-Oberingenieur a. D., o. ö. 
Professor an der k. k. deutschen technischen Hochschule in 
Prag. Mit 27 Abbildungen. (Sammlung Göschen Nr. 553.) 
Q. J. Göschensche Verlagshandiung in Leipzig. Preis in Lein- 
wand gebunden M. —.80. 

Die landwirtschaftlichen Maschinen von Dipl.Ing. Karl 
Walther in Mannheim. Dritter Teil. Mit 91 Abbildungen. 
(Sammlung Göschen Nr. 409.) GQ. J. Göschensche Verlags- 
handlung in Leipzig. Preis in Leinwand gebunden M. —.80. 

Straßenbahnen von Dipl.s Jng. August Boshart in Nürnberg. 
Mit 72 Abbildungen. (Sammlung Göschen Nr. 559.) Leipzig, 
G. J. Göschensche Verlagshandlung. Preis in Leinwand ge- 
bunden M. —.80. s 

Schaitlehre von Richard Lischkce. 
lung von Schaltungen elcktrischer Einrichtungen. 
VIH 15} S. Mit 87 Figuren und 56 Schalttabellen. 
von Hachmeister & Thal in Leipzig. Preis M. 5.-. 

Kondenswasser-Abieiter, deutsche, englische, amerikanische. 
Von Robert Wagner. Ein Vergleich der verschiedenen 
Systeme unter Angabe ihrer Konstruktion, Wirkungsweise und 
Behandlung. Praktische Ratschläge für Dampfkesselbesitzer 
zur Verhütung, Abscheidung, Reinigung und Wiederverwendung 
von Kondenswässern. Or. 8° XVIII und 424 Seiten mit 484 Ab- 
bildungen. Leipzig 1911. Verlag von Hachmeister & Thal. 
Preis M. 10.—. 

Der Maschinenflug von Regierungsrat a. D. Hofmann (2 Bände.) 
Franz Benjamin Auffarth, Verlagsbuchhandlung, Frankfurt 
a.M. Preis geb. M. 6.—. 


Anleitung zur Ausmitt- 
Or. 8°. 
Verlag 


: Verbandsnachrichten. 


Vorstandsbericht. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 
Herren Dipl.-Ing.: 


Achenbach, Albert, Oberingenieur, Roßlau 
a. Elbe. 
Bauer, Karl, Pankow, Cavalierstr. 23. 


Baum, William, Oberingenieur, Wilmersdorf, 
Konstanzer Str. 50. 

Bußmeyer, Hans, Dessau, Leopoldstr. 2011. 

Daumert, Walther, Hannover, Marienstr. 27. 

Goebel, Hermann, Nürnberg, Hallerstr. 31. 

Helfferich, Wilhelm, Oliva bei Danzig, 
Heinstätten 1. 

Herberger, Adolf, Reg.-Baumstr., Ludwigs- 
hafen a. Rh., Bismarckstr. 921, 

Kleinmann, Georg, Darmstadt, Bleichstr. 36. 

Kloß, Max, Professor ®r.-3ng., Hochschul- 
lehrer, Berlin W. 15, Konstanzer S:r. 4H. 

Lell, Jacob, Darmstadt, Martins.r. 281. 

Mangold, Georg, Trung, Maschinening,., 
Augsburg, Alexanderstr. 21/o I. 

Meitinger, Karl, Architekt, München, Sand- 
straße 381. 

Modersohn, Fritz, Konstrukteur, Augsburg, 
Stadtjägerstr. 11. 

Rüdiger, Willy, Ludwigshafen a. Rh., Prinz- 
regentenstr. 33. 

Schilling, Paul, Bremen, Erwinstr. 7. 


Verbandsnachrichten 


v. Schleinitz, Hans, Freiherr, Hannover, 
Callinstr. 12. 
Seiffert, Curt Rudolf, Reg.-Bauf. a. D., 


Königsberg i. Pr., Hoffmannstr. 18. 
Uber, Ernst, Proj.-Ing., Bochum, Wrangel- 
straße 25. 
Wasmus, Adolf, Dr.-Jng., Kaufmann, Ham- 
burg, Speersort 17. 

Wenz, Hermann, Praktikant, Haßloch, Pfalz. 

Wiegand, Ernst, Siegen i. W., Tiergarten- 
straße 8. 

Zoch, Marcel, Patentanwalt, Düsseldorf, Bis- 
marckstraße 82. 


In die Liste der Förderer wurde auf- 
genommen: 
Herr Ernst Salfeld, Oberingenieur, 
schweig, Wilhelmstr. 681. 


Braun- 


Der Vorstand nimmt Kenntnis von einem 
Schreiben des Bezirksvereins Mainz-Wiesbaden, 
aus dem sich ergibt, daß dieser Bezirksverein 
alljährlich ein Verzeichnis von Sachverständigen 
mit Angabe der betr. Spezialgebiete an die Ge- 
richte und die Rechtsanwälte seines Gebietes 
übersendet. Der Vorstand begrüßt dieses Vor- 
gehen des Bezirksvereins Mainz-Wiesbaden und 
lädt die übrigen Bezirksvereine ein, sich diesem 
Vorgehen anzuschließen. 


Baumeistertitel. 


Es wird Kenntnis genommen von den Be- 
strebungen, die darauf hinausgehen, die Bezeich- 
nung „Baumeister“ durch bundesratliche Ver- 
ordnung im ganzen Reiche zu schützen. Der 
Vorstand vertritt die Auffassung, mit allen Mit- 
teln dahin zu wirken, daß Personen mit ab- 
geschlossener akademischer Bildung (Diplom- 
Ingenieure) nach wie vor das Recht haben 
müssen, diesen Titel zu führen, und in diesem 
Sinne ist bei den maßgebenden Instanzen vor- 
zugehen. Der Bezirksverein Mainz-Wiesbaden 


soll gebeten werden, die Vorarbeiten zu er- - 


ledigen. 


Jahresbericht für die Hauptversammlung. 

Die Verbandsleitung war in letzter Zeit nicht 
in der Lage, die schwebenden Arbeiten zu er- 
ledigen, und ist deshalb auf zahlreichen Ge- 
bieten in Rückstand gekommen. Es wird des- 
halb beschlossen, den diesjährigen Jahres- 
bericht kurz zu halten und ihn in seinen Einzel- 
heiten erst nach der Hauptversammlung zu ver- 
vollständigen. 


Kassenbericht. 
Der Bericht des Kassenführers wird vorgelegt, 
eingehend diskutiert und genehmigt. 
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Satzung. 


Der Vorstand ist nicht in der Lage ge- 
wesen, den von der Satzungskommission vor- 
gelegten definitiven Entwurf der Satzung durch- 
zuarbeiten, weil er durch anderweitige Ange- 
legenheiten in letzter Zeit zu sehr in Anspruch 
genommen war. Der Vorstand nimmt infolge- 
dessen zu diesem Entwurf keine Stellung; die 
früher bereits geäußerten Grundsätze bezüglich 
der neuen Satzung hält der Vorstand in vollem 
Umfang aufrecht. 


Gebrauch der Bezeichnung Dipl.-Ing. 


Auf die früheren Eingaben des Verbandes 
an die Ministerien der Bundesstaaten bezüglich 
der richtigen Anwendung der Bezeichnung 
Dipl.-Ing. hat nunmehr neben dem Herrn 
Minister der geistlichen und Uhnterrichtsange- 
legenheiten auch der Herr Minister des Innern 
unterm 8. Januar 1912 einen entsprechenden 
Erlaß ergehen lassen. Dieser Erlaß lautet: 


Berlin, den 8. Januar 1912. 


Nachdem der Herr Minister der geistlichen, 
Unterrichts- und Medizinal - Angelegenheiten 
durch Erlaß vom 23. Januar 1909 die Rektoren 
der Technischen Hochschulen ersucht hat, An- 
ordnung dahin zu treffen, daß der Titel „Diplom- 
Ingenieur“ und „Doktor-Ingenieur‘“, die nach 
dem Allerhöchsten Erlasse vom 11. Oktober 1899 
abgekürzt „Dipl.-Ing.“ und „Dr.-Ing.“ (in deut- 
scher Schrift) zu schreiben sind, in den Pro- 
grammen und Personalverzeichnissen der Tech- 
nischen Hochschulen stets vor dem Namen der 
Inhaber gesetzt werden, wird hiernach, einem 
Antrage des Verbandes Deutscher Diplom-In- 
genieure entsprechend, auch in unserem Ge- 
schäftsbereich zu verfahren sein. Es wird z. B. 
im amtlichen Verkehr künftig nicht „An den 
Diplom-Ingenieur Herrn N.“, sondern 

„An Herrn PDipl.-Jng. N.“ oder 
„An Herrn Dr.-Ing. N.“ 


zu schreiben sein. 


Eure Hochwohlgeboren ersuchen wir er- 
gebenst, hiernach das Erforderliche gefälligst zu 
verfügen. 


Der Minister des Innern Der Finanzminister 


Bayerisches Gemeindegesetz. 

Im Hinblick auf die Beratung des Bayerischen 
Gemeindegesetzes beschließt der Vorstand, an 
den bayerischen Landtag, an das bayerische 
Ministerium des Innern und an den bayerischen 
Städtetag Eingaben zu richten, in denen in ähn- 
licher Weise wie bei der Eingabe des Ver- 
bandes an den Magistrat der Stadt München 
verlangt wird, daß die akademisch gebildeten 
Techniker der bayerischen Kommunalverwaltun- 
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gen Beamtenbezeichnungen erhalten, durch die 
sie als solche gegenüber den unteren und mitt- 
leren Technikern gekennzeichnet sind. 


Rechts- und staatswissenschaftliche Kommission. 


Der Vorstand nimmt Kenntnis von dem 
Referat des Vorsitzenden der Kommission für 
den rechts- und staatswissenschaftlichen Unter- 
richt an den Technischen Hochschulen, des 
Herrn Tipl.-Jng. von Pasinski- Düsseldorf, 
und beschließt, Herrn von Pasinski den Dank 
des Vorstandes für seine tüchtige Mitarbeit aus- 
zudrücken. 


Hilfsarbeiter im Reichsmarineamt. 

. Der Vorstand beschließt, die an die Budget- 
Kommission des Deutschen Reichstags gerich- 
tete Petition nebst Denkschrift auch an den 
Herrn Reichskanzler, den Staatssekretär des 
Reichsschatzamtes und den Staatssckretär des 
Reichsmarineamtes gehen zu lassen. 

Pressebureau. 

Der Vorstand beschäftigt sich auf Grund 
einer Anregung des Bezirksvereins Mainz-W ies- 
baden des längeren mit der Frage der Er- 
richtung cines Pressebureaus für den Verband, 
lehnt aber die Errichtung eines solchen aus 
verschiedenen Gründen zurzeit ab. 


| Der Vorstand. 


: Aus den Bezirksvereinen. 


Mainz-Wiesbaden. Gerichtliche Sach- 
verständige. Zum zweiten Male seit dem 
Bestehen unseres Verbandes hat der Bezirks-Ver- 
ein Mainz-Wiesbaden in diesem Jahre die Ein- 
richtung getroffen, den innerhalb seines In- 
teressengebietes wohnenden Rechtsanwälten und 
daselbst bestehenden Amts- und Landgerichten 
ein Verzeichnis derjenigen seiner Mitglieder zu 
übersenden, die bereit sind, ein Mandat als Sach- 
verständiger vor Gericht zu übernehmen. Der 
Bezirks-Vercin erhofft mit dieser Einrichtung, 
wenn sie Janrelang und zwar regelmäßig 
etwa Anfang Februar eines jeden Jahres (da 
die Verzeichnisse der Rechtsanwälte Ende Januar 
erscheinen) gehandhabt wird, für seine Mit- 
glieder nicht allein einen materiellen, sondern 
vielmenr noch einen das ganze Ansehen 
unseres Standes fördernden Vorteil, der 
dem Gesamtverband zu Gute kommen wird, 
sofern nun eine größere Anzahl Bezirks- 
Vereine seinem Beispiele folgen würde. 

Wie im vorigen Jahre, so hat der Bezirks- 
Verein auch jetzt wieder Anfang Februar das 
diesjährige, gegen voriges Jahr um mehrere Mit- 
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glieder vermehrte Verzeichnis von Sachver- 
ständigen mit Angabe der von ihnen beherrschten 
Spezialgebiete der Technik an ca. 170 Rechts- 
anwälte und Gerichte innerhalb seiner Interessen- 
sphähre versandt. 

Die Adressen der Rechtsanwälte sind am 
leichtesten aus einer kleinen, im Verlage von 
Carl Heymann in Berlin als Beilage zum „Termin- 
kalender für deutsche Rechtsanwälte und Notare“ 
erschienenen Broschüre, betitelt: „Verzeichnis der 
deutschen Gerichtsbehörden, sowie der Rechts- 
anwälte, Notare und Gerichtsvollzieher‘, zu ent- 
nehmen. | | 

Nachstehend das Rundschreiben nebst Anlage 
an die Rechtsanwälte und Gerichte, sowie ein 
Rundschreiben nebst Anlage an die einzelnen 
Verbandskollegen. 


+ s 
s 


l Mainz, im Februar 1912. 
Herrn Rechtsanwalt Dr. X. Y. in Z... 


Wie bereits im Jahre 1911, so beehrt sich 
auch in diesem Jahre der Vorstand des Bezirks- 
Vereins „Mainz - Wiesbaden“ des Verbandes. 
Deutscher Diplom-Ingenieure beifolgend ein Ver- 
zeichnis derjenigen Mitglieder und Förderer des 
Vereins zu überreichen, welche sich für die in 
diesem Verzeichnis genannten Spezialfächer be- 
sonders als Sachverständige bei Gericht eignen 
und auch bereit wären, im gegebenen Falle ein 
solches Mandat zu übernehmen. 

Der Verein zählt zu seinen Mitgliedern und 
Förderern nur akademische Techniker mit ab- 
geschlossener Hochschulbildung,die 
alle, manche seit vielen Jahren, im praktischen 
Leben stehen und daher in Verbindung mit ihrer 
wissenschaftlichen Ausbildung genügendes Wissen 
und ausreichende Erfahrung besitzen, um Fragen 
aus den benannten Spezialfächern mit Sicherh:it 
beurteilen und sachverständige Gutachten dar- 
über abgeben zu können. 

Wir wären daher sehr zu Dank verpflichtet, 
wenn in vorkommenden Fällen bei Benennung 
von Sachverständigen bei Gericht die im mit- 
folgenden Verzeichnis aufgeführten Mitglieder 
bzw. Förderer unseres Vereins gewählt werden 
würden. 

-Auch ist der Vorstand auf Wunsch bereit, in 
Fällen der hier nicht genannten Spezialgebiete 
geeignete Sachverständige in Vorschlag zu 
bringen. 

Von großem Werte wäre für uns auch die 
geschätzte Mitteilung, ob vorstehende Einrichtung 
als: zweckentsprechend zu bezeichnen ist, oder 
ob und welche Gegenvorschläge zu mache 
wären. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
der Vorstand des B.-V. Mainz-Wiesbaden 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenicure: 
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Verzeichnis 
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derjenigen Mitglieder und Förderer des Bezirksvereins Mainz-Wiesbaden des Verbandes Deutscher 
Diplom-Ingenieure, die bereit sind, ein Mandat als Gerichtliche Sachverständige zu übernehmen: 


u Name 


l 


~] 


13 


Dipl.-Ing. Wilhelm Dollinger, 
Lehrer am Rhein. Technikum 

Dıpl.»Gng. Franz Elbert, Ma- 
schineningenieur 

Dipl.: Jng.Joh.Goldmann, Stadt- 
ingenieur und Betriebs-Assi- 
stent der Elektrizitätswerke 

Dipl.-Ing. Josef Haug, Stadt- 
ingenieur 

Dipl -Zng. Karl Kraetzinger, 
Ingenieur der Firma C. Theo- 
dor Wagner 

Dipl.-3Jng. Martin Kronebach, 
Zivilingenieur 

Dipl.- Jng. Karl Küpper, Tech- 
nischer Aufsichtsbeamter der 
Steinbruch - Berufsgenossen- 
schaft 

Dipl.-Ing.Wilhelm Luft, Direk- 
tor d. Fa. Dyckerhoff & Wid- 
mann A.-G u. Mitglied d. 
Zentraldirektion in Biebrichh 
a. Rh. 

Tipl.=ng. Philipp Markloff, 
Architekt 


Dipl.. Jug. Alfred Micrisch, 
Stadtbauingenieur, Vorstand 
der Bauabteilung bei der 
städt. Kanalverwaltung 

Dipl.-Jng. Antonio Moder, 
Zivilingenieur 


Dipl -3ng. Karl Reith, Vorstand 
des A. E.G. Ingenieurbureaus 
Mainz 

Dipl.-Jng.Edmund Urfey,Stadt- 
oberingenieur und Amts- 
vorstand des städt. Gaswerkes 

Dipl.-Ing. Jean Weber, Stadt- 
bauingenieur 

Dipl.-Ing. Josef Weiß, Architekt, 
Großh. Hauptlehrer 

Otto Spithaler, Direktor d. Fa. 
Dyckerhoff&Widmann A.-G. 

Ernst Troschel, Kaiserl. Marine- 
Oberbaurat 

Dr. phil. Alwin Vietor, Ober- 
ingenieur und technischer 
Anwalt 


Ort 


Bingen a. Rh., Schloßberg- 
straße 55 Il 


Mainz, Rheinstraße 46, 
F. A. 539 


Mainz, Josefstraße 69 IV 


Wiesbaden, Kleiststr. 15 II, 
F. A. 1003—1008 

Wiesbaden, 
straße 2 lI 


Luxemburg - 


Mainz, Verl. Weintorstr. 28, 
F. A. 1155 | 
Mainz, Raimundistraße 3, 


Bureau: Parkusstraße 6, 
F. A. 84 


Biebrich a. Rh., Nassauer- 
straße 2, F. A. 6335 Amt 
Wiesbaden 


Wiesbaden u.Biebricha.Rh., 
Wielandstraße 15, Wies- 
badener Allee 86, F. A.941 

Frankfurt a. M., Rhönstr. 27, 
F. A. 349 Stadtamt 


Wiesbaden, Luisenstr. 26 I1 


Mainz, Schulstraße 47111, 
F. A. A. E. G. 603 


Wiesbaden, Mainzer Str.142, 
F. A. 1003 


Wiesbaden, Wielandstr. 11 1I 


Bingen a. Rh., Mainzer 
Straße 88 

Biebrich a.Rh., Nibelungen- 
straße 4, F. A. 83 

Mainz, Große Bleiche 43, 
F. A. 2794 

Wiebaden, Neudorferstr. 4, 
F. A. 667 


Spezialfächer 


Elektrotechnik, elektrische Maschinen und 
Apparate und drahtlose Telegraphie 
Allgemeiner Maschinenbau, 
maschinen und Pumpen 
Elektrotechnik, Bau- und Betriebsführung 

von Starkstromanlagen 


Dampf- 


Wasserversorgung für Städte und Land- 
gemeinden 


Elektrotechnik, Schwachstromtechnik 


Maschinenbau und Fabrikanlagen, Gas- 
und Wasserwerke 


Allgemeiner Maschinenbau, Zentralheiz- 
anlagen 


G:samter Tiefbau, Wasserbau und Beton- 
und Eisenbetonbau 


Architektur und Hochbau 


Ent- und Bewässerung von Städten, Ge- 
meinden und einzelnen Gebäuden, 
Kläranlagen aller Systeme, Wasserkraft- 
anlagen 


Wasserversorgung, Kanalisation, Ab- 
wasserreinigung der Städte, Gemeinden 
und Industriellen 

Elektrotechnik, elektrische Licht- 
Kraftanlagen 


und 


Gasfach 


Bauingenieurwesen, Materialienkunde 


Hochbau, Statik und 
Hochbauten 


Betonbau und Tietbau 


Fisenbeton für 


Wasserbau und Hafenbaı 


Verkehrstechnik, 
bahnoberbau. 


Patentsachen, Eisen- 
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Mainz, im Februar 1912. 
Sehr geehrter Herr Kollege! 


Vergangene Woche sind nun 170 Briefe nebst 
je einem Verzeichnis derjenigen Herren Mit- 
glieder und Förderer des unterzeichneten Be- 
zirksvereins, welche sich als gerichtliche Sach- 
verständige gemeldet haben, an die sämtlichen 
Rechtsanwälte und Gerichte im Bereiche unseres 
Bezirks abgegangen. Wir lassen hier noch eine 
Abschrift des Rundschreibens des preußischen 
Justizministers vom 11. X. 1907 folgen mit der 
Weisung, daß es sich jedesmal bei der Beeidigung 


empfehlen wird, im Falle schwieriger Begut- 
achtungen, mit den Parteien die Höhe des 
Honorars vorher festzustellen, andernfalls die 


Gerichte nur M. 2.— pro Stunde zu vergüten 
in der Lage sind. 


Hochachtungsvoll 


Bezirks-Verein: „Mainz-Wiesbaden“ 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 


Der Vorstand 
I. A. Wagner. 


Rundschreiben 
des preuß. Justizministers vom 11. Oktober 1907. 

Eine Hauptschwierigkeit für di: Auffindung 
und Vernehmung geeigneter Sachverständiger 
bildet die Gebührenfrage. 

Wegen der Revision der Gebührenordnung 
für Zeugen und Sachverständige vom 30. Juni 
1878 in der Fassung vom 20. Mai 1898 schweben 
zwar zurzeit Erwägungen, indessen dürfte es 
sich empfehlen, daß die Gerichte auch schon jetzt 
mehr als bisher die Mittel anwenden, die ihnen 
das geltende Recht an die Hand gibt, um be- 
rechtigten Wünschen der Interessenten entgegen 
zu kommen. Es käme in Frage, ob nicht die 
Gerichte — unter voller Wahrung der finan- 
ziellen Rücksichten —, soweit eine Vereinbarung 
über die Gebühren nicht stattfinden kann, Anlaß 
finden möchten, häufiger von der Bestimmung 
des $ 4 des Gesetzes Gebrauch zu machen und 
namentlich auch die auf das Aktenstudium ver- 
wendete Zeit den Sachverständigen zu vergüten. 

Da nach der Bestimmung des $ 4 den Sach- 
verständigen bei schwierigen Untersuchungen 
und Sachprüfungen eine Vergütung nach dem üb- 
lichen Preise auf Verlangen zugebilligt werden 
kann, dürfte es möglich sein, in Zivilsachen 
nach Anhörung der Parteien das Honorar des 
Sachverständigen festzustellen, ohne von ihm 
eine, bis ins einzelne gehende Berechnung zu 
verlangen, wie sie mit Rücksicht auf die wissen- 
schaftliche und soziale Stellung der Sachver- 
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ständigen meist als ebenso lästig wie unan- 


genehm empfunden wird, so geht z. B. auch der 


Beschluß des Oberlandsgerichtes Hamburg vom 
24. X. 1905 (Rechtsprechung der Oberlandsge- 
richte Bd. 2, S. 345) von dem Satze aus, daß 
es bei Anwendung des $ 4 darauf ankommt, 
wie hoch nach den verkehrsüblichen Anschau- 
ungen die Zeit des Sachverständigen in Geld 
zu bewerten ist. 

Vergl. auch Deutscher Baukalender 1910, 1911 
und 1912, Seite 28—30. 


Köln. Infolge Uebersiedelung des Herrn Kollegen 
Hartmann nach Frankfurt ist eine Aenderung in der 
Zusammensetzung des Vorstandes eingetreten. Auf 
der letzten Versammlung wurde zum ersten Schrift- 
führer Herr Dipl.-Ing. Liebert und Schriftführer-Stell- 
vertreter Herr Dipl.-$ng. Hülsemann gewählt. Die 
Adresse des Herrn Dipl.-Ing. Liebert ist: Köln-Kletten- 
berg, Hardtstrasse 21 II. 


Stuttgart. Daß Stuttgart bisher — als letzte 
deutsche Hochschulstadt — ohne Bezirks-Verein 
war, lag an den besonderen Verhältnissen: bis 
1909 machten hier die Diplomprüfung stets nur 
vereinzelte Ausländer, die zu keinem Staats- 
examen zugelassen wurden; sonst erwarb sich 
jedermann durch Erstehen der 1. Staatsprüfung 
den Titel „Regierungsbauführer‘, der 1909 durch 
die neue Diplomordnung abgeschafft wurde — 
auch als Amtsbezeichnung im Staats-(Aus- 
bildungs)dienst. So gibt es in Württemberg nur 
2 Jahrgänge junger württembergischer Diplom- 
Ingenieure und dazu einige Herren aus dem 
„Ausland“ — dem Reich. 

Am 9. Februar wurde nun unser Bezirks- 
Verein mit 11 Mitgliedern gegründet, einige 
weitere an dem Tage verhinderte Herren haben 
ihren Eintritt schon zugesagt; im übrigen gilt 
es nun zunächst eine intensive Werbearbeit unter 
den Diplom-Ingenieuren des Landes, die vom 
Verband zumeist noch gar nichts wissen. Die 
Wahlen ergaben: 1. Vorsitzender Pipl.-Ing. 
Kurt Jacoby, 2. Vorsitzender ®ipY.-Sng. Maier, 
1. Schriftführer Dipl.-Sng. Emmerling, 2. Schrift- 
führer Tipl.-Jng. Oßwald, 1. Kassenführer Dipl.» 
Sug. Autenrieth, 2. Kassenführer Dipl.-Ing. 
Hubert, Beisitzer Dipl.-Ing. Strelin. 


Aenderungen im Mitgliederverzeichnis. 


Dipl.»Jng. J. Cybichowski, Charlottenburg, Horstweg 4. 
n » Becker, Darmstadt, Roßdorferstr. 78. 
Tr. s Sng. J. Puppe, Breslau XVI, Auenstr. 43 (Charlottenburg). 
Dipl.»Sng. H. H. Keil, Frankfurt a. M. (S.), Textorstr. 53 I. 
S. Stamm, Frankfurt a. M., Schweizerstr. 10. 


lad ” 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Ingenieurarbeit im. Feuerlöschwesen. 
Von Dipl.-Ing. Hüpeden, Wiener-Neustadt (Fortsetzung). 


H. | 

Der erste Grundsatz bei der Organi- 
sation der Feuerwehren ist der, die Zeit 
vom Ausbruch eines Brandes bis zum Ein- 
treifen der Feuerwehr so weit als möglich 
abzukürzen. Wir sahen, daß man durch 
geschickte Bauweise die Alarmdauer herab- 
zudrücken bemüht ist, wir werden auch 
noch sehen, daß die Abkürzung der Fahr- 
zeit zur Brandstelle ein wichtiger Grund 
für die Einführung des Automobilbetriebs 
war, Eine verhältnismäßig bedeutende Zeit 
nimmt aber auch das Melden des Feuers in 
Anspruch. Alle Berufsfeuerwehren widmen 
daher dem telegraphischen Melde- 
wesen ihre ganz besondere Aufmerksam- 

eit. 

Das Publikum hat in vielen Fällen eine 
gewisse Neigung zur Verheimlichung eines 
ausgebrochenen Feuers, und ganz beson- 
ders dann, wenn in dem vom Feuer be- 
troffenen Betriebe eigene, wenn auch noch 


so dürftige Löscheinrichtungen vorhanden 
sind, kommt es häufig vor, daß die Feuer- 
wehr erst gerufen wird, wenn das Feuer 


mit den vorhandenen Mitteln nicht mehr 


unterdrückt werden kann. Dann sind 
meistens die kostbarsten Minuten bereits 
verloren. Es ist daher das Bestreben der 
Feuerwehr, dem Publikum möglichst reich- 
liche Oelegenheit zur Feuermeldung zu 
bieten und auffällig auf diese hinzuweisen. 
Anlagen, bei denen die Meldestellen im 
Innern der Häuser untergebracht sind, von 
außen höchstens durch ein kleines unauf- 
fälliges Schild gekennzeichnet, entsprechen 
natürlich diesen Anforderungen nicht. Von 
einer modernen Feuertelegraphenanlage 
verlangt man, daß jeder beliebige Ein- 
wöhner imstande seiñ soll, bei Tag oder 
bei Nacht schnellstens Feuer zu melden. 
Auf der Feuerwache müssen ohne fremdes 
Zutun Zeichen einlaufen, die den Ort der 
Meldung unzweideutig >, erkennen lassen. 
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Der dazu nötige Apparat muß einfach zu 
unterhalten und zu bedienen sein und jeden 
Fehler im Betriebszustand der Anlage so- 
fort anzeigen.. 


Dieser Bedingung entsprechend, ver- 


fügen jetzt alle Berufsfeuerwehren über 
ein eigenes Telegraphennetz, an das in der 
Stadt verteilte öffentliche Feuermelder an- 
geschlossen sind. Einen solchen Feuer- 
melder der Siemens & Halske A.-O., wie 
er in Charlottenburg und Wilmersdorf im 


Gebrauch ist, zeigt Abb. 6. Es ist dies ein 
Säulenmelder mit eigener Beleuchtung durch 
rotes Licht, der an Straßenkreuzungen und 
auf Plätzen so aufgestellt wird, daß er 
möglichst weit zu sehen ist. Die Benutzung 
roten Lichtes zu andern Zwecken ist in 
diesen Orten durch Polizeiverordnung ver- 
boten. Die Melder erfüllen daher die Be- 
dingung der Auffälligkeit in ganz vorzüg- 
licher Weise. Das Auffinden der Melder 
wird noch unterstützt durch Hinweisschil- 
der, die an Straßenecken und womöglich 
in jedem Hauseingang angebracht sind und 
die Lage des nächsten Feuermelders an- 
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geben. Die Bedienung der Melder ist die 
denkbar einfachste. Man schlägt eine zum 
Schutz gegen Unfug vorgesehene Glas- 
scheibe ein und zieht an dem dahinter- 
liegenden Griff. Hierdurch läuft auf der 
Feuerwache die Meldung ein, worauf der 
Löschzug nach dem Melder ausrückt. Dort 
muß natürlich die meldende Person die 
Feuerwehr erwarten und ihr die Brandstelle 
angeben. Zum Schutz gegen böswillige 
Alarmierung werden die Melder mit einem 
kräftigen Rasselwecker versehen, der 
gleichzeitig mit dem Melder in Tätigkeit 
gesetzt wird und die Straßenpassanten und 
Anwohner aufmerksam macht. Die Ergrei- 
fung von Unfugstiftern wird hierdurch sehr 
erleichtert, ihre strenge gerichtliche Be- 
strafung (meist mehrere Wochen Gefäng- 
nis) übt dann sehr bald eine abschreckende 
Wirkung aus. 

Der technische Grundgedanke derartiger 
Feuermelderanlagen ist kurz folgender: 
Eine größere Zahl Melder liegt hinterein- 
ander geschaltet in einer von Ruhestrom 
durchflossenen Kreisleitung, die auf der 
Wache durch einen Morseschreibapparat 
läuft. Wenn ein Melder gezogen wird, so 
wird dadurch ein Uhrwerk ausgelöst, das 
ein Kontakträdchen mehrere Male herum- 
dreht. Beim Ablaufen sendet der Melder 
die auf seinem Rädchen eingeschnittenen 
Zeichen als Stromunterbrechungen und 
Stromschlüsse durch die Leitung zur Feuer- 
wache, wo sie der beim ersten Zeichen 
anlaufende Morseapparat als Striche und 
Punkte auf seinem Papierstreifen nieder- 
schreibt. Bei den alten Anlagen mußte nun 
der diensttuende Telegraphist, sobald er 
an den charakteristischen Zeichen eine 
Feuermeldung erkannte, mit einem hand- 
lich liegenden Hebel die Alarmglocken ein- 
schalten. Er mußte ferner, um den Stand- 
ort des gezogenen Melders festzustellen, 
das einlaufende Zeichen richtig erkennen 
und es auf einer Tafel aufsuchen, wo neben 
dem Zeichen der Standort des betr. Melders 
verzeichnet war, beispielsweise: 


— - — Kaiserstraße 64. 


Diese Melder - Adresse übermittelte er 
dann als Feuerdepesche dem inzwischen 
zur Abfahrt fertigen Löschzug. Man 
sieht sofort, der Telegraphist spielte 
hier eine sehr wesentliche Rolle und konnte 
leicht die Ursache von Alarmverzögerungen 
und Irrtümern werden. Es war daher 
ein Hauptziel der Feuertelegraphentech- 
nik, ihn an dieser Stelle auszuschalten, 
und hier haben uns die ,„ Amerikaner 
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den Weg gezeigt. Sie waren bei Ausbil- 
dung ihrer Feuermeldeanlagen so vorge- 
gangen, daß sie als Empfangsapparat eine 
einzige große Glocke auf der Wache auf- 
hingen. Jeder Melder war numeriert. 
Lief nun z. B. eine Meldung ein vom Mel- 
der 25, so schlug die Glocke mit kräftigen 
Schlägen erst zweimal, dann fünfmal an, 
jeder Mann zählte mit und wußte nun so- 
fort, was die Glocke geschlagen hatte, d. h. 


welcher Melder gezogen war. Die Glocken . 


waren natürlich im Gegensatz zu den ge- 
wöhnlichen Rasselweckern Einschlag- 
glocken, woher die ganze Anlage den 
Namen Einschlagsystem erhielt. Das 
System war so originell, daß es bei seinem 
ersten Erscheinen in Deutschland auf der 
Internationalen Ausstellung für Feuer- 
schutz- und Rettungswesen in Berlin im 
Jahre 1901 berechtigtes Aufsehen erregte. 
Die Anregung fiel auf fruchtbaren Boden, 
und bald war unter Anpassung an deutsche 
Verhältnisse ein deutsches Einschlagsystem 
geschaffen, das dem amerikanischen in 
manchen Punkten noch überlegen war. 

Die hohe Vollkommenheit dieses neuen 
Systems mußte allerdings durch kompli- 
zierte Konstruktionen teuer erkauft wer- 
den. In Anbetracht dieses und ‚anderer 
Nachteile wandte die Technik ihre Auf- 
merksamkeit wieder dem schon überwun- 
den geglaubten Morsesystem zu und 
. suchte es unter Wahrung seiner Einfachheit 
zu vervollkommnen. Da galt es zunächst 
von dem Vorsprung, den das amerikanische 
System durch seinen selbsttätigen Alarm 
hatte, möglichst viel einzuholen. So kam 
man auf den Gedanken, beim Einlaufen 
einer Meldung die Alarmwecker anstatt 
durch den Telegraphisten von einem ent- 
sprechenden Apparat einschalten zu lassen. 
Das bietet an sich keine Schwierigkeit, nur 
darf, um unnötige Alarmierungen zu ver- 
meiden, der Schalter nicht gleich beim 
ersten einlaufenden Morsezeichen betätigt 
werden, denn das kann z. B. auch von 
einem Drahtbruch herrühren. Auch für ein 
Anrufzeichen von der Strecke aus, wenn 
telegraphiert oder ein Melder zur Probe 
gezogen werden soll, muß ein Spielraum 
gelassen werden. Der Alarmschalter ist 
daher so eingerichtet, daß er erst beim 
4. Zeichen die Alarmwecker einschaltet, 
immerhin aber doch schon zwei Sekunden 
nachdem der Melder gezogen ist, was be- 
sonders nachts eine erhebliche Beschleuni- 
gung gegenüber der Bedienung von Hand 
bedeutet. Nach amerikanischem Vorbild 
werden nun auch alle Melder fortlaufend 
numeriertt und die Melderzeichen aus 
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lauter Punkten so zusammengesetzt, daß 
sich die Nummer des Melders unmittelbar 
abzählen läßt. Der Telegraphist hat also 
beim Einlaufen einer Meldung weiter nichts 
zu tun, als die Punkte auf dem Morse- 
streifen abzuzählen und dem Löschzug die 
Zahl zu übermitteln, was nun auch nicht 
mehr schriftlich, sondern am einfachsten 
durch ein Lichttableau geschieht. In der 
Nähe des Morse-Apparates ist eine Reihe 
Druckknöpfe angebracht. Der Telegraphist 
drückt auf den mit 25 bezeichneten Knopf 
und sofort erscheint auf einer Tafel in der 


-Fahrzeughalle (und zur Kontrolle auch im 


Telegraphenzimmer) cine große helleuch- 
tende 25, die dem ausrückenden Löschzug 
die Nummer des gezogenen Melders angibt. 
Der Telegraphist ist also gegen früher 
wesentlich entlastet, er braucht nicht mehr 
zu alarmieren, nicht mehr auf der Tafel 
nach der Meldeadresse zu suchen und keine 
Feuerdepesche mehr zu schreiben, kann 
vielmehr seine ganze Aufmerksamkeit dem 
Morsestreifen schenken. Aber gerade 
darin, daß er aufmerken muß und beim 
Alarm nicht ganz überflüssig ist, liegt im 
Gegensatz zum amerikanischen System eine 
gewisse Sicherheit für den doch immerhin 
möglichen Fall des Versagens der automa- 
tischen Einrichtungen. 

Auch für den telegraphischen bzw. tele- 
phonischen Verkehr von der Brandstelle 
zur Wache sind Einrichtungen vorge- 
sehen, so daß von der Brandstelle aus Ver- 
stärkungen herbeigerufen oder dem aus- 
gerückten Zuge nachträglich Meldungen 
übermittelt werden können. Besondere 
Morseleitungen und ein meist sehr umfang- 
reiches Telephonnetz für den Verkehr der 
verschiedenen Dienststellen untereinander 
vervollständigen die Feuertelegraphen- 
anlage. | 

Eine bedeutende Umwälzung im Feuer- 
wehrbetrieb rief in den letzten Jahren die 
Einführung von Automobilfahrzeugen her- 
vor. Der Automobilbetrieb bringt 
für das Feuerlöschwesen mancherlei Vor- 
teile mit sich. Ganz besonders sind es 
wirtschaftliche Gründe, die seine Ein- 
führung begünstigen und die schon viele 
Städte zur planmäßigen vollständigen 
Automobilisierung ihres Fahrzeugparkes 
veranlaßt haben. Nach dem Grundsatz, daß 
von der Entdeckung eines Brandes bis zum 
Eintreffen der Feuerwehr höchstens 10 Mi- 
nuten vergehen sollen, wurde schon im 
Jahre 1877 durch den damaligen Berliner 
Branddirektor Witte die Verteilung der 
Feuerwachen so vorgenommen, daß das 
Deckungsgebiet einer jeden Wache ein 
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Kreis von nicht mehr als 2000 Meter Durch- 
messer war. Bei den in den letzten Jahren 
von den meisten Großstädten vorgenom- 
menen großen Eingemeindungen und der 
in den Vororten jetzt üblichen weitläufigen 
Bebauung würde ein nach diesen Grund- 
sätzen ausgebildeter Feuerschutz heutzu- 
tage eine sehr große Zahl von Feuerwachen 
erfordern. Um den Deckungskreis der diese 
verhältnismäßig wenig feuergefährlichen 
Stadtteile schützenden Wachen größer 
wählen zu können, mußte innerhalb der 
angenommenen Frist von 10 Minuten die 
Fahrleistung verbessert werden. Wir sahen 
bereits, daB eine schnellere Feuermeldung 
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durch Dampf betrieben. Dies erklärt sich 
wohl daraus, daß die Dampfspritzen schon 
an und für sich mit einen Dampferzeuger 
ausgerüstet waren und es nahe lag, durch 
einfachen Einbau einer Antriebsmaschine 
das Fahrzeug zu automobilisieren. Solche 
Versuche wurden schon im Jahre 1854 in 
Amerika gemacht. Die erste dauernd in 
Alarmbereitschaft stehende Automobil- 
dampfspritze wurde jedoch erst im Jahre 
1902 in Hannover in Betrieb genommen. Die 
vorzügliche Entwicklung der Elektromobile 
und Benzinautomobile bereitete aber dem 
Dampfbetrieb bei den Feuerwehren ein 
schnelles Ende. 
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Abb. 7. 


und die Beschleunigung des Alarms auf der 
Wache durch entsprechende Einrichtungen 
und Verbesserungen erreicht werden 
konnte. Die in dem dann noch für die 
Fahrt zur Brandstelle zur Verfügung 
stehenden Zeitabschnitt zu bewältigende 
Fahrstrecke ist nach Einführung des Auto- 
mobilbetriebs so groß, daß der Deckungs- 
kreis heutiger Außenwachen bereits mit 
einem Durchmesser von 4000 Metern an- 
genommen werden kann. Ein weiterer 
wirtschaftlicher Vorteil ergibt sich durch 
den Fortfall der hohen laufenden Ausgaben 
für Unterhalt und Pflege der Pferde, Huf- 
beschlag usw., die selbst, wenn die Auto- 
mobilfahrzeuge regelrecht verzinst und 
amortisiert werden, die Kosten des Auto- 
mobilbetriebes noch übertreffen. 

Die ersten Feuerwehrautomobile wurden 


Die Benzinmotoren, die sich bereits bei 
allen Sport- und Luxuswagen bewährt und 
auch bei den Nutzfahrzeugen schon An- 
wendung gefunden hatten, vermochten sich 
anfangs bei den Feuerwehren nicht einzu- 
bürgern. Die Betriebssicherheit und die 
Alarmbereitschaft war auch tatsächlich bei 
den zur Blütezeit des Dampfbetriebes 
gebauten Benzinautomobilen noch keines- 
wegs hervorragend, und das äußerst feuer- 
gefährliche Betriebsmittel war nur allzu oft 
die Ursache von Bränden, bei denen gerade 
die Feuerwehren Gelegenheit hatten, hilf- 
reich einzugreifen. Dagegen hatten die 
elektrisch betriebenen Fahrzeuge schon 
frühzeitig eine sehr große Betriebssicher- 
heit erlangt. Sofortige Bereitschaft und 
einfachste Bedienung waren dem Elektro- 
mobil von Haus aus eigen, so daß es die ge- 
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gebene Antriebsart für Feuerwehrautomo- 
bile zu sein schien. Elektromobile wurden 
denn auch bereits zu derselben Zeit wie 
Dampfautomobile in Deutschland in Dienst 
gestellt. Die außerordentliche Einfachheit 
des elektrischen Antriebes verführte an- 
fangs zu dem Fehler, den Antrieb unter 
Beibehaltung der bisherigen Wagenform 
den bestehenden Fahrzeugtypen schlecht 
und recht einzufügen. So entstanden jene 
Fahrzeuge, die wie die Pferdefahrzeuge mit 
einem ganz durchienkbaren Vordergestell 
arbeiteten und in ihrer vorn kurz abge- 
schnittenen Form nichts von der bereits 
typisch gewordenen Linienführung des Auto- 
mobils zeigten. Während solche Fahrzeuge 
in Deutschland noch 1906 gebaut wurden, 
hatte die Wiener Feuerwehr bereits 1905 
einen Autolöschzug eingestellt, bei des- 
sen Konstruktion ganz neue Gesichtspunkte 
maßgebend gewesen waren. Abb. 7 ver- 
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anschaulicht ein Fahrzeug dieser Bauart. 
Die Untergestelle sind für alle Fahrzeuge 
im wesentlichen gleich, schlank und niedrig 
gebaut, und der feuerwehrtechnische Auf- 
bau paßt sich dem verfügbaren Raum an. 
Die Lenkung entspricht der bei Automo- 
bilen allgemein üblichen. Die Batterie ist 
unter einer Haube vor dem Fahrersitz un- 
tergebracht, die das Aussehen der bei Ben- 
zinwagen üblichen Motorhaube hat. Der 
Antrieb erfolgt bei diesen Fahrzeugen 
durch sogenannte Radnabenmotore, welche 
direkt in die Vorderräder eingebaut sind. 
Diese Motore waren seinerzeit eine Spezi- 
alität der Wiener Hofwagen-Fabrik Jakob 
Lohner, welche die Fahrzeuge im Vercin 
mit der Feuerlöschgerätefabrik von Knaust 
baute. Das unter dem Namen Lohner-Por- 
sche bekannte Patent wurde später von den 
österreichischen Daimler-Werken in Wiener- 
Neustadt erworben. 

Die klassische Form der Wiener Feuer- 
wehrautomobile diente der Berliner Feuer- 
wehr bei Ausarbeitung ihrer Fahrzeuge als 
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Vorbild. Unter Berücksichtigung der durch 
die besonderen Verhältnisse bedingten ab- 
weichenden Forderungen und auf Grund 
eingehender Versuche sind diese Fahrzeu- 
ge nach Angaben des Berliner Branddirek- 
tors Reichel unter Mitwirkung von Auto- 
mobilfachleuten in geradezu musterhafter 
Weise durchgebildet worden. Die Berliner 
Automobillöschzüge bestehen aus 4 Fahr- 
zeugen. Die Untergestelle sind im wesent- 
lichen alle gleich. Nur der Rahmen der 
Leiter mußte mit Rücksicht auf die geringe 
Höhe der Berliner Toreinfahrten teilweise 
nach unten abgekröpft werden. Abb. 8 
zeigt die Gasspritze der Berliner 
Löschzüge. Wie bei den Wiener Fahr- 
zeugen liegt auch hier die Batterie unter 
einer Haube vor dem Fahrersitz. Der An- 
trieb geschieht ebenfalls durch Radnaben- 
motoren in den Vorderrädern, Der außer- 
ordentlich geringe Raumbedarf des elektri- 
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schen Antriebs ermöglichte es hier, die Ha- 
ken- und Steckleitern, die wir bisher auf 
Gerüsten über den Fahrzeugen unterge- 
bracht sahen, in einem verschlossenen Ka- 
sten unter dem Rahmen zu lagern. Der 
Wasservorrat wird in zwei länglichen Kes- 
seln mitgeführt, die unter dem Mannschafts- 
sitzaufbau verdeckt liegen, so daß außer der 
günstigen tiefen Schwerpunktlage auch ein 
schlankes und gefälliges Aussehen der Fahr- 
zeuge erreicht worden ist. 

Bei den elektrischen Löschzügen wird 
auch die Dampfspritze elektrisch fortbe- 
wegt. Es lag nun nahe, die für den Fahr- 
betrieb vorhandene Kraftquelle auch zum 
Pumpen auszunutzen. - Der elektrische Be- 
trieb mit Akkumulatoren eignet sich aller- 
‚dings nicht dazu, da die für verhältnismäßig 
kurze Fahrstrecken bemessenen Batte- 
rien für einen mehrstündigen Pumpenbe- 
trieb nicht ausreichen. Dieser Umstand 
sowie die bei weiten Strecken und größeren 
Steigungen gelegentlich erwünschte größere 
Leistungsfähigkeit begünstigten nun in neu- 
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erer Zeit die Einführung der inzwischen 
genügend betriebssicher ausgebildeten 
Benzinautomobile. In dem Benzin- 


motor hatte man eine vorzügliche Pumpen- 
antriebsmaschine, welche den Dampfspritzen 
gegenüber erhebliche Vorteile aufwies. So 
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man nun auf der einen Seite bestrebt war, 
die Zentrifugalpumpe durch Anfügen beson- 
derer Evacuirvorrichtungen oder durch Mit- 
führen von Wasser zum Abfüllen der Sauge- 
leitung saugfähig zu machen, suchte und 
fand man auf der andern Seite eine andere 
ohne weiteres ansaugende Pumpe in der 
Universalrundlaufmaschine.e Eine solche 
nach dem System des verstorbenen In- 
genieurs W. v. Pittler gebaute Rundlauf- 
pumpe der Vereinigten Feuerwehrgeräte- 
fabriken-Ulm zeigt Abb. 9. Es ist dies eine 


ı mit Schiebern und Kurvenscheiben arbeiten- 


Er tä de Kapselpumpe, die in ihrer Wirkungs- 
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Abb. 9. 


fiel vor allen Dingen das lästige und teuere 
Vorwärmen fort und man konnte ohne wei- 
teres nach Ankunft auf der Brandstelle mit 
dem Pumpenbetrieb beginnen. Zahlreiche 
Konstruktionen von Benzin-Motorspritzen 
waren die Folge dieser Erkenntnis. Be- 


sonders war es die Feuerwehr in Frankfurt 


weise der Kolbenpumpe vollständig gleich 
kommt. Die Schieber liegen in Längsnuten 


' des sich drehenden Kolbens (a) und werden 


zwischen zwei an den Deckeln liegenden 
Kurvenscheiben (c) geführt. Die zwischen 
den Kolben und den Kurvenscheiben frei- 
bleibenden Räume sind die Förderräume 
der Pumpe, in denen die Schieber wie Kol- 
ben wirken. 

Motorspritzen mit Zentrifugal- sowie 
Rundlaufpumpen sind heute schon vielfach 
bei den Feuerwehren im Gebrauch. Für die 
Gesamtanordnung der Motorspritzen ist be- 
sonders die Art der Uebertragung der An- 
triebskraft auf die Pumpen ausschlaggebend. 
Eine ganz vorzügliche Lösung hat die 
Frage des Pumpenantriebs in der Motor- 
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a. M., die in anerkennenswerter Weise die 
Entwicklung der Motorspritzen durch um- 
fassende Versuche förderte. Die Pumpen- 
frage machte zuerst einige Schwierigkeit. 
Es war klar, daß die gute alte Kolben- 
pumpe durch rundlaufende Pumpen hoher 
Drehzahl ersetzt werden mußte. Wohl er- 
kannte man bald die Hochdruckzentrifugal- 
pumpe als geeignet für diesen Zweck. Doch 
zeigte diese Pumpe den Mangel, daß sie 
nicht ohne weiteres ansaugte. Während 


spritzenkonstruktion der Adler- 
werke in Frankfurt a. M. gefunden, die in 
Abb. 10 dargestellt ist. In richtiger Er- 
kenntnis der Tatsache, daß für den Fahr- 
betrieb eine Motorleistung von etwa 30 
Pferdestärken genügend, während für den 
Pumpenbetrieb möglichst das Doppelte er- 
wünscht ist, und auf Orund der ferneren 
Ueberlegung, daß ein Benzinmotor, der im 
Fahrbetrieb mit 800 Umdrehungen arbeitet, 
bei 1600 Umdrehungen allen Ansprüchen 
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des Pumpenbetriebs genügen würde, ver- 
wendeten die Adlerwerke einen derartig 
elastischen Motor und kuppelten ihn direkt 
ohne Zahnradvorgelege mit einer Sulzer- 
Zentrifugalpumpe. Während des Fahrbe- 
triebes wird die Drehzahl des Motors und 
damit die Fahrgeschwindigkeit durch einen 
Regulator begrenzt, der bei Einschaltung 
des Pumpenantriebes selbsttätig außer 
Wirksamkeit tritt. Die von der Motorkonus- 
kupplung kommende Antriebswelle geht 
durch die hohl ausgeführte Pumpenwelle 
hindurch nach einer vor dem Getriebekasten 
liegenden Klauenkupplung, die entweder 
mit der Pumpenwelle oder der Getriebe- 
welle verbunden wird. Diese Konstruk- 
tion ist nicht nur eine technisch hervor- 
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anderen Berliner Fahrzeuge. Der Benzin- 
motor ist mit einer Punipe der Rundlauf- 
pumpen-Aktiengesellschaft von 2000 I Mi- 
nutenleistung direkt gekuppelt. Bei glei- 
cher Leistung beansprucht diese Pumpen- 
einrichtung weniger Raum und weniger Ge- 
wicht als die alte Dampfspritzeneinrich- 
tung. Man hat daher noch eine Dynamo- 
maschine auf dem Fahrzeug aufstellen kön- 
nen, die mit dem Benzinmotor in geeigneter 
Weise gekuppelt ist und zu den verschie- 
densten Zwecken Verwendung finden kann. 
Zunächst dient die Dynamo, als Motor ge- 
schaltet und vom Batteriestrom gespeist, 
zum Anwerfen des Benzinmotors. Dann 
kann der Strom der Dynamomaschine zur 
Beleuchtung der Brandstelle, zum Aufladen 
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Abb. 11. 


ragende Lösung, sondern bietet auch noch 
den Vorteil größter Raumausnutzung, da 
die Pumpe an einer Stelle liegt, die beim 
Benzinwagenuntergestell doch nicht ander- 
weitig ausgenutzt werden kann, während 
der ganze Raum über dem Rahmen für den 
feuerwehrtechnischen Aufbau freibleibt. 
Um die Vorteile der Motorspritzen auch 
den elektrisch betriebenenLösch- 
zügen zugute kommen zu lassen, ohne die 
Einheitlichkeit des Antriebssystems zu 
durchbrechen, haben mehrere Feuerwehren 
bereits elektromobile Motorspritzen be- 
schafft, auf denen ein nur zum Pumpen- 
antrieb dienender Benzinmotor angeordnet 
ist. Ein solches Fahrzeug, wie es bei den 
Berliner Zügen neuerdings als Ersatz für 
die Dampfspritze eingeführt wird, zeigt 
Abb. 11. Das Automobiluntergestell ent- 
spricht ganz dem der bereits besprochenen 


der Batterien etc. benutzt werden. Ferner 
kann der Dynamostrom auch zur Fortbe- 
wegung des Fahrzeuges verwendet werden, 
wobei die Batterie als Puffer geschaltet 
ist. Schließlich kann beim Versagen des 
Benzinmotors auch eine Zeitlang von der 
Batterie aus der Pumpenbetrieb aufrecht 
erhalten werden, wobei die Dynamo als 
Motor arbeitet. 

Bei diesem Fahrzeug, das wegen seiner 
Vielseitigkeit besonders interessant ist, fällt 
die Antriebsmöglichkeit des Wagens durch 
den Benzinmotor mittels der elektrischen 
Kraftübertragung sozusagen als Nebenpro- 
dukt ab. Man hat aber auch, und zwar 
schon seit vielen Jahren, Automobile ge- 
baut, die eigentlich Benzinfahrzeuge sind. 
bei denen aber die mechanische Kraftüber- 
tragung planmäßig durch die elektrische 
ersetzt worden ist DieseBenziniElek- 
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tromobile, die sich im allgemeinen 
Automobilismus nicht einbürgern konnten, 
beginnen nun in jüngster Zeit als Feuer- 
wehrautomobile wieder eine Rolle zu spie- 
len. Der benzin-elektrische Betrieb hat in 
der Tat eine Reihe von Vorzügen, die nur 
im Feuerwehrbetrieb zu Tage treten. So 
ist die außerordentliche Einfachheit der Be- 
dienung auf der Fahrt, die sich durch den 
Fortfall des Getriebes im Vergleich zum 
Benzinwagen ergibt, eine große Erleichte- 
rung für die Feuerwehrfahrer, die unter 
schwierigsten Verhältnissen, oft bei Nacht 
unmittelbar aus dem Schlaf kommend, die 
schweren Fahrzeuge im dichten Straßen- 
verkehr der Großstadt führen müssen und 
nur verhältnismäßig wenig Uebungsgele- 
genheit haben. Die elektrische Kraftüber- 
tragung beansprucht ferner nicht so viel 
Raum als die mechanische, der Benzinmo- 
tor kann durch die Dynamomaschine von 
einer kleinen mitgeführten Batterie aus 
elektrisch angeworfen werden, mechani- 
sche Leitern können ohne Schwierigkeit 
mittels Elektromotor maschinell aufgerich- 
tet werden, alles Vorzüge, die erneute Ver- 
suche mit dem benzin-elektrischen Antrieb 
immerhin gerechtfertigt erscheinen lassen. 
Man sieht hieraus besonders, daß man nicht 
ohne weiteres die Erfahrungen mit Nutz- 
fahrzeugen auf den Feuerwehrbetrieb über- 
tragen kann. Für Nutzwagen wird wohl 
der benzin-elektrische Antrieb wegen seines 
schlechten Wirkungsgrades auf Steigungen 
und anderer wirtschaftlicher Nachteile nach 
wie vor nicht in Betracht kommen. 

Ganz neue Aussichten eröffnen sich aus 
der Verwendung automobiler Motorspritzen 
für die planmäßige Feuerlöschhilfe 
aufdem Lande. Bereits im Jahre 1904 
regte Branddirektor Reichel (damals in 
Hannover) an, über die Provinzen mit etwa 
50 km Abstand Automobildampfspritzen- 
züge gleichmäßig zu verteilen, so daß selbst 
im ungünstigsten Falle eine Stunde nach 
dem Ausbruch eines großen Brandes ein 
nachhaltiger Angriff eröffnet werden könn- 
te. Wenn auch die sofortige Ausführung 
dieses Planes zunächst an den hohen Kosten 
scheitern mußte, so erregte doch der Ge- 


H. 
Aus den zahlreich gefundenen Resten 
von Schmelzstätten ist zu erkennen, daß 
neben den zum Ausbringen dienenden ein- 
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danke überall Aufsehen und Interesse. In- 
zwischen ist durch die ausgezeichnete 
Durchbildung der billigeren und zweckmä- 
Bigeren Motorspritzen der Gedanke seiner 
Verwirklichung um ein gutes Stück näher 
gekommen. Die Stadt Berlin hat in dan- 
kenswerter Weise die Bemühungen des 
Branddirektors Reichel unterstützt und 
zunächst die Mittel zur Durchführung 
von Versuchen mit einem Dampfwagen und 
später zur Beschaffung einer benzin-auto- 
mobilen Motorspritze und zu Versuchs- 
fahrten mit derselben bewilligt. Ueber die 
planmäßig durchgeführten Versuchsfahrten, 
die, zuerst nurüber kurze Strecken führend, 
später immer weiter ausgedehnt wurden 
und die noch fortgesetzt werden, liegen be- 
reits sehr interessante Berichte vor. Be- 
sonders bemerkenswert erscheint es, daß die 
Anforderungen an die Motorenleistung von 
Fahrt zu Fahrt erhöht werden mußten, weil 
sich zeigte, daß mit schwachen Motoren in 
gebirgigem Gelände eine nennenswerte 
Durchschnittsgeschwindigkeit nicht erreicht 
werden konnte. Eine tatsächliche Reisege- 
schwindigkeit von 30 km/Std. muß aber 
mindestens gefordert werden. Ferner wur- 
de auf den Versuchsfahrten festgestellt, daß 
die Mannschaften gegen die Unbilden der 
Witterung auf den verhältnismäßig langen 
Fahrten bedeutend mehr geschützt werden 
müssen, als bei den kurzen Entfernungen im 
Stadtgebiet, so daß die Ueberlandfahrzeuge 
ein ganz anderes Aussehen erhalten werden, 
als die für den inneren Stadtbezirk. Ein 
weiterer Gegenstand des Versuches ist die 
Bereifungsfrage, die bisher noch nicht voll- 
ständig gelöst werden konnte. Um auch 
die Industrie zur Mitarbeit heranzuziehen 


‚und das allgemeine Interesse zu wecken, ist 


für das Jahr 1913 eine große Prüfungsfahrt 
von Ueberlandfeuerwehrfahrzeugen in Aus- 
sicht genommen, deren Ergebnis man mit 
Spannung erwarten darf. Jedenfalls er- 
scheint das Ueberlandfahrzeug noch beru- 
fen, eine ungeahnte Verbesserung im länd- 
lichen Feuerlöschwesen herbeizuführen, die 
besonders mit Rücksicht auf ihre hohe 
volkswirtschaftliche Bedeutung sehr zu be- 
grüßen wäre. 


Aus der Geschichte des Eisens. 
Ein Vortrag vom Geheimen Rat Professor E. v. H o y er- München. 


(Forlsetzung.) 


fachen Gruben in der Erde auch ähnliche. 
Anlagen aus Steinen dienten (Herde), 
unter welchen der in Fig. 6 dargestellte 
Katalonische Herd aus der Provinz Kata- 
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lonien wegen seiner vollkommenen Anord- 
nung besonders bemerkenswert ist, Ferner 
errichtete man, zunächst wohl zum Schutz 
gegen starke Abkühlung, auf den Herd- 
kanten Mauerwerk und gelangte damit zu 
Schachtöfen, welche die in Fig. 7 dar- 


gestellte Form hatten, etwa 0,5 m weit und 
15 m hoch waren und zwei Schlitze be- 
saßen, durch welche die Luft eingeblasen 
wurde (Gebläseofen). Daneben waren 
auch Oefen (Fig. 8) von ähnlichen Ab- 
messungen in Gebrauch, mit einem 
Schacht a, der mit Erz und Holzkohle be- 
schickt wurde und bei dem die Luft durch 
den natürlichen Zug zugeführt sein soll 
(Windöfen). Hierzu gehört auch der in 
Norden (Skandinavien) allgemein gebräuch- 
liche Bauernofen oder Osmundofen 


(Fig. 9), dessen Namen von Osmund her- 


rührt, womit die gewonnene Eisenmasse be- 
zeichnet wurde. Dem Wesen nach war 
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Fig. 7. 


dieser Ofen ein niedriger Schachtofen, mit 
starkem Mauerwerk eingefaßt und mit 
einer Wand aus Baumstämmen umkleidet. 
Derselbe wurde mit Erz und rohem Holz 
beschickt und durch Blasebälge betätigt. 

Mit der Vermehrung der Schmelzstätten, 
der zunehmenden Geschicklichkeit in der 
Bearbeitung des Eisens sowie der Behand- 


lung des Stahles steigerte sich der Ver- 
brauch des Eisens, der sich nicht mehr 
auf Waffen und Werkzeuge beschränkte, 
sondern sich allmählich, aber stetig auf die 
verschiedensten Gegenstände des täglichen 
Gebrauchs, Wirtschaftsgeräte, Bauteile und 
dergl. ausdehnte. Damit wuchs wieder die 
Produktion, welche dann derart in Deutsch- 
land zunahm, daß im Mittelalter Deutsch- 
land als eisenerzeugendes Land eine her- 
vorragende Stellung einnahm. 

Trotz des wachsenden Bedarfs blieb im 
Grunde genommen die Eisengewinnung und 
Bearbeitung bis weit ins Mittelalter hinein 
dieselbe; nur in dem Aufbau der Herde 
und Oefen und deren Bedienung sind einige, 
aber unbedeutende Abweichungen zu be- 
merken. Das Verfahren bestand nach wie 
vor in dem Ausbringen von schmiedbarem 
Eisen unmittelbar aus Erz mittels Holz- 
kohlen. — Da bei diesem Prozeß stets 


Fig. 8. 


Schlacke gebildet wurde, die durch eine 
Rinne abfloß, so bekam das Verfahren den 
Namen Rennarbeit, von dem die Be- 
zeichnungen Rennfeuer, Rennherd, 
Rennofen abzuleiten sind, während die 
Rohblöcke Luppe, Stück, Deul oder 
Wolf genannt wurden. Diese Blöcke sam- 
melten sich im unteren Teil der Herde, 
wurden mit Brechstangen herausgehoben 
(Aufbrechen), auf einem Ambos durci 
Schmieden von der Schlacke befreit und 
zusammengeschweißt sowie durch wieüer- 
holtes Ausschmieden in den erwünsc.’en 
gleichmäßigen Zustand gebracht. 

Indem nach und nach die Oefen grüßer 
wurden, mußte auch die zum Rennen :-st- 
wendige Luftmenge gesteigert werder In 
einzelnen Fällen beschränkte man sich auf 
den natürlichen Zug. Gewöhnlich bediente 
man sich nach wie vor der Blasebälge, und 
zwar wahrscheinlich zu Beginn des 15. !ahr- 
hunderts durch Wasserräder angetrieben. 
In Wechselwirkung hiermit genügte nun 
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auch der gewöhnliche Hammer nicht 
mehr zum Durchkneten und Zusammen- 
schweißen; man erfand die Einrichtung, 
schwere Hämmer (150 kg) von Wasser- 
rädern antreiben zu lassen, so daß zu Be- 
ginn des 15. Jahrhunderts ein Wendepunkt 
eintritt, der sich ganz besonders noch in 
anderer Weise geltend macht. 

Mit der Einführung der Wasserradgebläse 
steigerte sich die Wirkung im Ofen auch 
insofern, als durch eine kräftigere Luftzu- 
fuhr die Verbrennung intensiver, also die 
Wärme derart gesteigert wurde, daß das 
Eisen mehr Kohlenstoff aufnahm, ins 
Schmelzen kam und nun zum Schrecken 
der Schmelzer nach dem Erstarren einen 
Klumpen Eisen bildete von so großer Härte, 
daß ein Ausschmieden nicht stattfinden 
konnte. Man gewann mit einem 
Worte GußBeisen oder Roheisen. 
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letzten Hälfte des 15. Jahrhunderts und 
nimmt namentlich in Deutschland einen 
großen Umfang an, wie zahlreiche Nach- 
richten in Archiven, Rechnungen und aus 
der Zeit erhaltene Gußstücke: Ofenplatten, 
Gewichtsstücke u. dgl. bekunden. Zuerst 
erfolgte der Guß unmittelbar aus dem Ofen, 
und zwar in Formen von Sand und Lehm. 
Daneben bestand aber wahrscheinlich schon 
1450 auch der Umschmelzbetrieb in kleinen 
Schachtöfen, Vorgängern der Kupolöfen. 

Der außerordentliche große Verbrauch 
von Eisen für Gießereizwecke hatte in 
erster Linie wieder eine Vergrößerung der 
Schmelzöfen zur Folge und zwar um so 
mehr, als man die Wahrnehmung gemacht 
hatte, daB mit dieser Vergrößerung ein 
geringerer Aufwand von Kohlen Hand in 
Hand ging. So entstanden dann auch in der 
ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts aus den 


Fig. 9. 


Schon früher hatte man öfter solches 
Eisen in geringen Mengen erhalten und 
durch wiederholtes Umschmieden brauch- 
bar gemacht. Dieselbe Arbeit wurde auch 
hier angewendet, anfangs mit wenig, bald 
aber mit solchem Erfolg, daß diese Ge- 
winnung des Schmiedeeisens und Stahls 
mittelbar aus Roheisen auf dem Wege des 
Entkohlens durch das sogenannte 
Frischen in Frischherden die Regel 
wurde, zumal die Frischherde sich nur sehr 
wenig von den Rennherden, z. B. dem Kata- 
lonischen, unterschieden. 

Ein ganz neuer Zweig der Eisenverarbei- 


tung entstand nun aber in der Eisen- 


gießerei, deren Einführungszeit nicht 


genau feststeht. Nur ist sicher, daß Beham 


in Memmingen 1388 schon eiserne Kugeln 
statt der Steinkugeln als Geschosse in Ge- 
brauch gebracht und 1422 gußeiserne Ka- 
nonen verwendet hat. Die eigentliche 
Eisengießerei beginnt aber wohl erst in der 


niedrigen Rennöfen die bis 4m hohen 
Schachtöfen für Roheisengewinnung, welche 
den Namen Hochofen und Hohofen 
erhielten und sich allmählich zu der in 
Fig. 10 gezeichneten, noch jetzt allgemein. 
bestehenden Form und zu Höhen bis 20 m 
ausbildeten. 

Im 16. und 17. Jahrhundert traten weder 
bei der Gewinnung noch Verarbeitung 
wesentliche Aenderungen ein. Man be- 
schränkte sich auf die Vervollkommnung 
der Oefen, der Gebläse und der Bearbei- 
tung zur Verbesserung des Materials. Da- 
hingegen entwickelte sich vom Mittelalter 
an in hervorragender Weise durch diese 
Jahrhunderte hindurch die Schmiede- 
kunst zu einer erstaunlichen Höhe sowohl 
nach künstlerischer als technischer Rich- 
tung, so daß heutigen Tages die Arbeiten 
dieser Periode noch vielfach vorbildlich 
sind (Beschläge, Gitterwerke, Schwerter, 
Schlösser usw.). 
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 Dahingegen wurde im 18. Jahrhundert 
die Grundlage für die moderne Eisenindu- 
strie ge und zwar sowohl in wissen- 
schaftlicher als praktischer Hinsicht. In 
erster Beziehung beginnt die Chemie Ein- 
fluß zu üben. Insofern die für die Metal- 
lurgie bedeutungsvollen Experimente zu Be- 
ginn dieses Jahrhunderts namentlich von 
Réaumur den Weg gezeigt, den man ein- 
schlagen müsse, um mit größerer Sicher- 
heit die beim Hüttenprozeß sowohl zur Ge- 
winnung von Roheisen, als bei der Um- 
wandlung dieses in Schmiedeeisen und Stahl 
notwendigen Arbeiten durchzuführen, kann 
man von den Anfängen der Hüttenkunde 
sprechen. Die wissenschaftliche Begrün- 
dung konnte jedoch erst erfolgen, nachdem 
die Phlogistontheorie 1783 durch Lavoisier 
verdrängt war, der den richtigen Sachver- 
halt, die noch heute geltende Erklärung 
von der Verbrennung erkannte. Besonderen 
Einfluß gewann aber die Chemie erst in- 
folge der Lehre von der Zerlegung der 
Körper nach Stoff und Gewicht (Analyse). 
Damit erst beginnt die Möglichkeit, Kennt- 
nis zu gewinnen über den Einfluß des 
Kohlenstoffs und dessen verschiedenes Auf- 
treten, die Wirkung von Schwefel, Silizium, 
Phosphor, Mangan usw. auf die Eigen- 
schaften des Eisens, sowie über die Rolle, 
welche die Zuschläge, die Schlacken usw. 
bei den verschiedenen Prozessen spielen. 

Es hatte sich im Mittelalter schon ein 
eigenartiges Verfahren ausgebildet, weiches 
Schmiedeeisen durch Behandeln mit glühen- 
den Kohlen, also durch Aufnahme von 
Kohlenstoff in Stahl zu verwandeln, wäh- 
rend auch andererseits umgekehrt die Um- 
wandlung von Roheisen in schmiedbares 
Eisen durch Glühen in Eisenerz bekannt 
war. Diese Umwandlungen bildeten auch 
den Gegenstand der erwähnten Experi- 
mente, welche zu Behandlungen und Ein- 
richtungen führten, die geeignet waren, 
die Gewinnung des Stahls aus Schmiede- 
eisen (Zementation, Zementstahl) 
sowie die Herstellung des schmied- 
baren Gusses regelrecht zu betreiben. 

In praktischer Richtung ist zunächst zu 
bemerken, daß nach zahlreichen mißlun- 
genen Versuchen, die Hüttenprozesse mit 
Steinkohlen durchzuführen — weil die Be- 
schaffung von Holzkohlen immer schwie- 
riger wurde —, es gelang, in England die 
Steinkohle durch Verkokung für den Hoch- 
ofenbetrieb geeignet zu machen, so daß 
von etwa 1750 an in England Kokshoch- 
öfen allgemein eingeführt wurden. Die- 


selben verdrängten allmählich vollständig. _ 


die Holzkohlenhochöfen. Desgleichen ge- 


‚eines kräftigen Umrührens 


161 


lang es 1785 den Engländern, die Flammen 
der Steinkohle zum Frischen zu benutzen, 
indem sie diese Flamme in einem eigens 
hierzu errichteten Ofen (Flammofen) 
über das Roheisen hinwegführten, um den 
Kohlenstoff zu verbrennen (Ofen- 
frischen), und zwar unter Benutzung 
(Puddeln; 
Puddelofen) des zunächst flüssig wer- 
denden Eisens. Der Erfolg bestand in der 
Möglichkeit, viel größere Massen Schmiede- 
eisen mit geringerem Zeitaufwand als durch 
Herdfrischen hervorzubringen. 

Der auf dem Wege des Frischens oder 
Zementierens gewonnene Stahl ist von 
großer Ungleichmäßigkeit; um die er- 
forderliche Gleichmäßigkeit zu gewinnen, 


Fig. 10. 


mußte derselbe vielfach umgeschmiedet 
werden. Es war daher eine wichtige Er- 
findung von dem Engländer Huntsmann 
(1740), den Stahl zu schmelzen und in Stäbe 
zu gießen (Gußstahl), weil nur auf 
diesem Wege die vollständige Gleichmäßig- 
keit erreicht werden kann. Als ein weiteres 
wichtiges Hilfsmittel muß das Zylinderge- 
bläse (1750) gelten, wodurch es möglich 
wurde, Wind mit großer Pressung in die 
Hochöfen zu blasen, die immer größer und 
höher (12 m hoch) werden konnten. Dazu 
kam die Erfindung der Dampfmaschine, 
welche von etwa 1775 an Verbreitung fand 
für den Betrieb von Gebläsen und anderen 
Hüttenbetriebsmaschinen (Walzen, Schneid- 
werke, Scheren, Hämmer usw.) und unab- 
hängig von Wasserkraftquellen machte. 
Infolge dieser fast ausschließlich. zuerst 
in England zur Verwendung, gelangten Ver- 
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besserungen und Neuerungen, hauptsäch- 
lich hervorgerufen durch den Sieg der 
Steinkohle über die Holzkohle, nahm die 
Eisenindustrie in diesem Lande einen sol- 
chen Aufschwung, daß es unbestritten am 
Schlusse des 18. und zu Beginn des 19. 
Jahrhunderts alle andern Länder bei weitem 
überragte. Es entstanden großartige Eisen- 
gießereien, Maschinenfabriken und zahl- 
reiche kleinere Anlagen bezw. Gewerbe- 
betriebe für die Anfertigung von Eisen- 
und namentlich Stahlwaren, die dann auch 
wegen ihrer Vorzüglichkeit den Ruf Eng- 
lands auf diesem Gebiete über die ganze 
Erde verbreiteten. 

Auf dem Festlande Europas, namentlich 
in Deutschland, lag ein Bedürfnis, Holz- 
kohle durch Steinkohle zu ersetzen, bei dem 
vorhandenen Waldreichtum nicht in dem 
Maße vor als in England, zumal das im 
Kokshochofen erblasene Roheisen in der 
Qualität hinter dem Holzkohlenroheisen zu- 
rückblieb. Dazu kam hier die Nachwirkung 
der französischen Revolution mit den napo- 
leonischen Kriegen, welche eine Großindu- 
strie nicht entstehen ließ. Der erste Koks- 
hochofen nach englischem Vorbild wurde 
auf dem Festlande daher erst 1796 in Glei- 
witz in Betrieb gesetzt und diente als 
Muster für Hochofenanlagen, die von nun 
an unter Beibehaltung der in Fig. 10 darge- 
stellten Form sich langsam verbreiteten. 
Eine wesentliche Erhöhung ihrer Leistung 
erreichte man durch die 1829 in England 
gemachte Erfindung der Winderhitzung, die 
wieder in Deutschland zur großen Voll- 
endung gelangte, namentlich durch Be- 
nutzung der Oichtgase zum Erhitzen des 
Windes, und Winderhitzungsapparate aus 
Stein, die eine Erwärmung bis 800° ge- 
statten. 

Erst viel später fand in Deutschland das 
Puddeln Eingang, nämlich 1825 auf dem 
Eisenwerk Rasselsteiner Hütte, um sich 
dann allerdings schnell zu verbreiten. Mit 
der Einführung des Puddelprozesses beginnt 
in Deutschland die Periode des Auf- 
schwungs, der Deutschland auf dem Konti- 
nent die führende Rolle allmählich wieder 
zuwendet, da es auf allen Gebieten der 
Eisenindustrie große Leistungen aufweist, 
namentlich durch hervorragende Verbesse- 
rungen aller Betriebsmittel beim Hochofen- 
prozeß, beim Puddeln und der Weiterver- 
arbeitung des Eisens durch Gießen, Schmie- 
den, Walzen usw. — An dieser Entwicklung 
war in erster Linie ein deutscher Hütten- 
mann und Industrieller, Krupp in Essen, 
beteiligt, der durch Herstellung von Ouß- 
stahl sich bald einen Namen machte, da 
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dieses Fabrikat sich durch seine Vorzüg- 
lichkeit Anerkennung und große Verwen- 
dung, namentlich in Anfertigung von Ge- 
schützen und sonstigem Kriegsmaterial, ver- 
schaffte. Im Jahre 1851 erregte auf der 
internationalen Ausstellung in London ein 
von Krupp gegossener Stahlblock im Ge- 
wichte von zirka 2000 kg großes Auf- 
sehen. Im Jahre 1902 befand sich auf der 
Düsseldorfer Ausstellung von Krupp eine. 
geschmiedete Welle von 60705 kg, und im 
Panzerplattenwerk werden heute Platten im 
Einzelgewicht von 150000 kg gewalzt. 
Besonders tief eingreifend in die Stahl- 
gewinnung aber war das von dem Eng- 
länder Bessemer (1856) erfundene Ver- 
fahren des sogenannten Windfrischens, wel- 
ches bekanntlich darin besteht, daß man 
Luft durch flüssiges Roheisen treibt. Hier- 
bei verbrennt der im Roheisen vorhandene 
Kohlenstoff und ein Teil des Eisens usw. 
mit solcher Heftigkeit, daß eine Tempe- 
ratur entsteht, bei welcher die Entkohlung 
sehr schnell erfolgt und das entkohlte Eisen 
flüssig bleibt und ausgegossen werden kann 
(Elußeisen). Den Erfolg erkennt man 
deutlich daran, daß man zur Herstellung 
von 10000 kg Schmiedeeisen oder Stahl 


nach der alten Frischmethode 
im Jahre 1800 . . . . . noch 3 Wochen 
nach der Puddelmethode im 
Jahre 1830 . . n a a 
nach der Bessemermeth ode jetzt 


gebraucht. 


Mit veranlaßt wurde die weitere Ent- 
wicklung der Eisenindustrie hauptsächlich 
durch die Einführung der Eisenbahnen, 
die bekanntlich ihren Anfang in Deutsch- 
land in Bayern mit der Ludwigsbahn Nürn- 
berg— Fürth (1835) nahmen und unge- 
heure Mengen von Eisen nötig machten. 

Schon in den dreißiger Jahren verbrei- 
tete sich in England unter dem Namen 
Stirlingmetall ein stahlartiges Gußeisen, das 
durch Einmischen von Schmiedeeisen — 
und Stahlspänen in das flüssige Gußeisen 
gewonnen und in Deutschland später als 
verstärktes Gußeisen in Anwendung ge- 
bracht wurde. Man erreicht durch diese 
Beimischung eine Herabsetzung des Kohlen- 
stoffs, und zwar je nach dem Mischungs- 
verhältnis bis zu dem Grade, daß ein Pro- 
dukt gewonnen wird, das dem schmied- 
baren Eisen nahe steht oder gleicht. Das 
Verfahren selbst aber bildet ein außer-. 
ordentlich erwünschtes Mittel zur Ver- 
wertung der bei der Schmiedeeisenver- 
arbeitung entstehenden Abfälle sowie des 
sog. Alteisens. Es konnte, aber. erst mit 
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Erfolg in Anwendung kommen durch be- 
sonders konstruierte Flammöfen, in wel- 
chen mit Hilfe der. sog. Regeneratoren sehr 
hohe Temperaturen zu erzielen sind. Da 
die Durchführung des Prozesses zuerst 
den Brüdern Martin in Frankreich mit 
den Regeneratoren von Siemens in Eng- 
land unter Benutzung von Gasfeuerung ge- 
lang, so erkielt das Verfahren den Namen 
Martin-Siemens- oder kurzweg Martinpro- 
zeß und das Produkt den Namen Martin- 
stahl, der wegen seiner Gewinnung im 
flüssigen Zustande zum Flußeisen gehört 
und seiner homogenen Beschaffenheit 
wegen nunmehr in außerordentlich großen 
Mengen auch besonders im Eisenbahnbau 
verbraucht wird. 


Gleichzeitig mit der Einführung des 
Martinprozesses erfolgte die ebenfalls nur 
im Flammofen mit Vorteil mögliche Ver- 
wandlung des Roheisens in Stahl durch Zu- 
sammenschmelzen des letzteren mit Eisen- 
erz (Erzstahlprozeß) unter Mitwir- 
kung der Regeneratoren. — Wenn auch 
dieser Prozeß in seinem Erfolg hinter dem 
Martinprozeß zurückblieb, so durfte er 
doch wohl Anstoß gegeben haben zu dem 
neuesten Stahlgewinnungsverfahren, bei 
welchem dies Zusammenschmelzen von Erz 
und Roheisen auf elektrothermischem Wege 
erfolgt.. Endlich sei noch der Methode ge- 
dacht, welche in neuester Zeit darauf zielt, 
wieder unmittelbar aus Erz Stahl unter. 
Benutzung des elektrischen Stromes zu ge- 
winnen, also zu der ursprünglichen Erzeu- 
gungsart zurückzukehren. 


Wirft man einen Blick auf die neuesten 
Vorgänge auf dem Gebiete der Eisenindu- 
strie, so gelangt man zu der Ueberzeugung, 
daß mit dem Aufkommen der Bessemer- 
und Martinprozesse das Flußeisen immer 
mehr und mehr die Ueberhand gewinnt, 
namentlich wegen seiner zweifellos großen 
Homogenität und gleichmäßigen Festig- 
keit, wodurch der Gebrauchswert und der 
Gebrauchskreis stetig wächst. Dieser 
Eigenschaften halber, die in früheren 
Zeiten nur dem härtbaren Stahl eigentüm- 
lich waren, trägt nunmehr auch das nicht 
härtbare schmiedbare Eisen den Namen 
Stahl, wenn es eine bestimmte Festigkeit 
(mindestens eine Zugfestigkeit von +50 kg 
auf 1 qmm) besitzt. 

Den Ausgangspunkt der jetzigen ge- 
waltig angewachsenen Eisenindustrie bildet 
das Roheisen, weshalb die Menge des ge- 
wonnenen Roheisens als Unterlage für die 
Beurteilung der Größe dieser Industrie 
gelten kann. Diese Menge betrug in der 
ganzen Welt 

4401 415 t im Jahre 1850, 
40088000 t „ „ 1900, 

| 60 506 000 t „ „ 1909. 

Im Jahre 1909 nahmen an dieser Pro- 
duktion teil: 
die Vereinigten Staaten von 

Nordamerika X mit 26 208 199 t 
Deutschland . . . . . . „12918511 t 
Großbritannien . . . . . „ 9818916 t 
so daß Deutschland jetzt in Europa an 
erster Stelle steht und England um 25 v. H. 
überragt. = 
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und zu den Pandekten. 
Von Dipl.-Ing. Schleicher, Reg.-Baumeister, Heilbronn. 


Der soziologische Rechtslehrer Menger- 
Wien bezeichnet die Rechtswissenschaft als 
die zurückgebliebenste aller Disziplinent). 
Sie werde von den Zeitströmungen, sagt er, 
am spätesten erreicht und gleiche einer 
entlegenen Provinzstadt, in welcher die ab- 
gelegten Moden der Residenz noch als 
Neuigkeiten getragen werden. 

In seiner an der Wiener Universität im 
Jahre 1895 gehaltenen Rektoratsrede:) 


ı) Das Bürgerliche Recht und die besitzlosen 
. Klassen von A. Menger, 4. Aufl. Tübingen 1908, 
Verlag Laupp. | 

3 Die sozialen Aufgaben der Rechtswissenschaft, 
2. Aufl. Wien 1905, Verlag Braumiller. 


nennt Menger den Entwurf des Deutschen 
Bürgerlichen Gesetzbuches vom Jahre 1888 
ein in Paragraphen gebrachtes Pandekten- 
kompendium. Was die deutsche Rechts- 
wissenschaft anbetrifft, so sei diese infolge 
der so weit getriebenen Differenzierung der 
Rechtsbegriffe und der Zerfaserung des 
Rechtsstoffes in der juristischen Literatur 
mit ihrer ungeheuren Ausdehnung. treffend 
mit einem Messer zu vergleichen, welches 
so dünn und scharf geschliffen ist, daß 
es nicht mehr schneidet. 

Unter dem Banne dieser juristischen 
Scholastik haben dann die in der grausamen 
Schule des römischen Rechts aufgezogenen 
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Verfasser des BGB. ein Werk geliefert, 
dessen abstrakte und - unpopuläre Aus- 
drucksweise kaum mehr überboten werden 
kann. 

Auch die neuere Zivilprozeßgesetzgebung 
steht noch ganz unter der Herrschaft jener 
überlebten Weltanschauung, der von Bozi 
sogenannten „Weltanschauung der Juris- 
prudenz‘‘:), so daß auch hier die Tyranneı 
des Begriffes und daher der Formalismus 
herrscht. 

Für das Verständnis der heutigen Evo- 
lution in der Jurisprudenz, des so rasch 
aufkommenden „Juristischen Modernismus‘‘, 
ist es von großer Bedeutung, die Stellung 
bahnbrechender Geister des 19. Jahrhun- 
derts, wie Friedrich List einer ist, zur 
Pandektenjurisprudenz kennen zu lernen. 

Der Württemberger Dr. jur. h. c. F.List 
(1789—1846), der Bismarck des deutschen 
Wirtschaitslebens, wurde als Bürger der 
früheren freien Reichsstadt Reutlingen ge- 
boren. Nachdem er Inzipient in einer 
Stadtschreiberei gewesen war und das Sub- 
stitutenexamen bestanden hatte, wurde er 
mit 20 Jahren Steuer- und Güterbuchkom- 
missär. Es ist eine große Ironie des Schick- 
sals, daß er, der große Bekämpfer des 
bureauxratischen Schreiberregiments, seine 
Laufbahn in der Schreibstube beginnen 
mußte. 1813 benutzte er in seiner Stellung 
in Tübingen die Gelegenheit, an der Uni- 
versität zu studieren und sich eine höhere 
Laufbahn zu erschließen. Nach Ablegung 
der höheren Prüfung im Regiminalfach (Ver- 
waltungsfach} wurde er Sekretär im 
württembergischen Ministerium und 1816 
Oberrevisor und Rechnungsrat in Stuttgart. 

Der damalige Reformminister von 
Wangenheim, welcher mit List in näheren 
Verkehr trat und ihn schätzen lernte, 
stimmte mit ihm ganz in der Abneigung 
gegen die Bureaukratie und ihre Mißgriffe 
überein. Beide wollten aus Württemberg 
einen modernen Verfassungsstaat machen. 
Nicht nur durch seine amtlichen, sondern 
auch durch seine privaten Erfahrungen kam 
List zur klaren Ueberzeugung von der Ver- 
derblichkeit der Schreiberwirtschaft. 

Die Biographen Listst) stimmen darüber 
überein, daß sein tiefer Haß gegen die 


8) Die Weitanschauung der Jurisprudenz, 2. Aufl. 
-Harmover 1911, Verlag Heiwing. 


% Friedrich Lists gesammelte Schriften, ed. von 
Prof. Häusser, I. Teil (3 Teile), Stuttgart 1850. III, Teil, 
Das nationale System der politischen Oekonomie, 
ed. Ehcberg, 7. Aufl., 1883. Bibliothek: Geistes- 
helden, eine Sammlung von Biographien, Band 41, 
von K. Jenisch. Verlag E. Hoffmann, Berlin 1901. 
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Bureaukratie zweien Ereignissen entsprang, 
deren einem seine Mutter und deren anderm 
sein Bruder zum Opfer fiel. Beide Er- 
eignisse — kennzeichnend für die despo- 
tisch-juristische Bureaukratie — seien hier 
kurz mitgeteilt. 

Als 1813 nach dem Tode seines Vaters 
der Beistand seiner Mutter sich gegen eine 
ganz unbedeutende polizeiliche Anordnung 
verstieß, wurde seine Mutter vor das Amt 
geschleppt und von dem Beamten vor einer 
großen Menschenmenge brutal beschimpft. 
Sie nahm sich die Sache so zu Herzen, daß 
sie nach Hause getragen werden mußte 
und wenige Wochen darauf starb (1815). 

Sein Bruder brauchte wegen seiner 
Militärverhältnisse der obrigkeitlichen Er- 
laubnis zum Heiraten. Wegen dieser Sache 
wurde er aus bureaukratischer Chikane von 
Stuttgart nach Reutlingen gehetzt. Er ritt 
im schärfsten Galopp, stürzte mit dem 
Pferde, verletzte sich tötlich und starb nach 
48 Stunden. 

Professor Häusser, Lists Biograph, 
schreibt hierüber: „Die Erinnerung daran, 
daß zwei teure Menschenleben durch bureau- 
kratische Chikanen vor der Zeit abgekürzt 
worden waren, verließ List nie; noch in den 
letzten Zeiten seines Lebens erzählte er 
im Tone der tiefsten Entrüstung die trau- 
rigen Vorfälle und verhehlte nicht, daß 
sein Widerwille gegen bureaukratisches Be- 
amtentum und Schreiberwesen durch diese 
bitteren Erfahrungen im eigenen Hause 
schon früh genährt worden sei.“ 

Weiter übte eine Kommission nach dem 
Städtchen Weinsberg (Weibertreu) in der 
unteren Neckargegend eine sehr nachhaltige 
Wirkung auf ihn aus, sie war nach Häusser 
von entscheidender Wichtigkeit für dr 
ganze Richtung seines Lebens. Es ent- 
schlossen sich nämlich im dortigen Bezirk 
700 zum. größten Teil kräftige Landleute 
zur Auswanderung nach Amerika und 
gaben als Orund an: den Steuerdruck, das 
Schreiberwesen und die Beamtenwillkür. Die 
Leute erklärten offen: „sie wollten keine 
Unterstützung, sie seien Männer, die arbei- 
ten könnten, man solle ihnen nur Arbeit 
geben, daß sie Brot verdienen könnten“. 
Das Protokoll, welches List aufnahm, ist 
voll von den stärksten und bezeichnendsten 
Fällen jenes bureaukratischen Drucks. Alle. 
Vorstellungen Lists, die Leute zurückzu- 
halten, waren vergeblich. Einzelne er- 
klärten unumwunden: „in Amerika lieber 
Sklaven, als im Amt Weinsberg Bürger sein 
zu wollen‘, 

Um nun die zukünftigen Staatsbeamten 
in guten Verwaltungsgrundsätzen zu er- 


zum Berufsetudium der Verwaltung und zu den Pandekten 


ziehen, wurde durch den ‚Minister von 
Wangenheim auf Anregung von List eine 


staats- und finanzwissenschaftliche Fakultät 


an der Universität Tübingen errichtet. List 
übernahm im Herbst 1817 diese Professur 
der Staatspraxis auf Wangenheims Wunsch. 

Die durch Wangenheim in Angriff ge- 
nommenen Reformen: Ablösung der Feudal- 
lasten, Trennung der Rechtspflege von der 
Verwaltung usw. riefen seitens der Privi- 
legierten Ende 1817 einen solchen Wider- 
stand hervor, daß ihm der Minister weichen 
mußte. List verlor dadurch seine Stütze und 
wurde 1819 wegen seiner agitatorischen 
Tätigkeit für den von ihm gegründeten 
Handelsverein, aus dem sich später der 
Zollverein und damit die wirtschaftliche 
Einheit Deutschlands entwickelte, von der 
Regierung seines Postens als Professör ent- 
hoben. 

Nach List war die neugegründete staats- 
wissenschaftliche Fakultät dazu berufen, 
eine Erzieherin der künftigen Staatsdiener 
zu sein. Er begründete die Notwendig- 
keit dieses Unterrichts in einem Gut- 
achten), das an der bestehenden Verwal- 
tung scharfe Kritik übte. 

Auf der Universität Tübingen kannte 
man von der Staatswissenschaft nur deut- 
sche Reichsgeschichte, .den Reichsprozeß 
und deutsches Staatsrecht. Von wissen- 
schaftlicher Staatslehre hatte man noch 
keine Ahnung. Es fehlte an einem Lehr- 
stuhl, von dem herab der Geist der Oesetz- 
gebung entwickelt worden wäre; die wirk- 
liche Gesetzgebung blieb daher. geistlos. 
Alle die weiten Fächer, welche man unter 
der Staatspolizei (Wohlfahrtspflege) be- 
greift, sowie die Fächer des Finanzwesens 
wurden keiner wissenschaftlichen Behand- 
lung für wert geachtet. Diese Zweige 
sowie die sämtlichen Fächer der Staats- 
praxis konnten daher nur in Schreibstuben 
und Kanzleien erlernt werden, und ein unbe- 
schreiblicher Schlendrian war nach List die 
Folge davon. Von Nationalwirtschaft hatte 
man keinen Begriff, niemand lehrte die 
Philosophie der Landwirtschaft, der Forst- 
wirtschaft, der Bergwerkskunde, der Indu- 
strie und des Handels. Die Spuren hier- 
von, sagt List, lassen sich in der württem- 
bergischen Gesetzgebung nur zu deutlich 
nachweisen. 
` Der Staatsbeamte lernte aiso auf der 
Universität, die Rechtswissenschaft ausge- 
nommen, nichts, was auf die Staatsverwal- 
tung Bezug hatte, alles übrige lernte er 


6) Mitgeteilt in dem Werk von Häusser, Note 4, 
Tell H, S. 1-14. - 
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bloß durch die. Praxis bei den Aemtern 
und in der Kanzlei. Die Rechtswissenschaft 
bestand in der Hauptsache im Studium des 
römischen Rechts. 

Was List zu den dadurch hervorgerute- 
nen Zuständen sagt, gilt auch heute noch, 
da wir ja bis heute noch kein Berufsstudium 
für die Verwaltung haben: „So geht denn 
nicht nur die schönste kraftvoliste Zeit seines 
Lebens (des Beamten) nutzlos vorüber, 
sondern er weiß sich auch nie in seinem 
Leben auf einen wissenschaftlichen Stand- 
punkt zu stellen; der Vorgang wird sein 
Stützpunkt, und jede Aenderung scheint ihm 
gefährlich, weil ihm der Kompaß, das Prin- 
zip fehlt; und nie wird er auch eine klare 
Anschauung des ganzen Staatsgebäudes 
nach allen seinen Beziehungen erhalten. 
Der Rechtsgelehrte hat hierin vor dem 
Schreiber, das Justizfach ausgenommen, 
keinen Vorzug. Solche Routiniers sind das 
wahre Verderben des Staats, wenn sie nicht 
ganz untergeordnete Rollen spielen.‘ 

Die ganze Staatsregierungslehre, 
mit Ausnahme der Rechtsgesetzkunde, war 
also damals rein in den Händen der Prak- 
tiker und daher zum größten Nachteil des 
Staats von aller Wissenschaftlichkeit ent- 
fernt. Daher die allen Aufschwung der Ge- 
werde und des Handels hemmenden Regi- 
minalgesetze, daher Finanzgesetze, welche 
die Landwirtschaft auf unglaubliche Weise 
in Fesseln hielten (besonderes Verbot der 
Kulturveränderung). Nirgends mehr als in 
diesem Fach hatte man nach List Gelegen- 
heit, den Mangel an Wissenschaftlichkeit 
in der Verwaltung zu bedauern. Der Empi- 
riker lernt eben alles durch bloßes Nach- 


ahmen; er muß überall einen Vorgang 
haben, alles muß er probieren und wieder 


probieren. 

Nach List, der ja, wie aus unseren An- 
gaben über seine Bildungslaufbahn heryor, 
geht, aus eigener Erfahrung spricht und 
der ja alles ist, nur kein Theoretiker, ist 
nichts mühseliger, als die Praxis in der 
Staatsverwaltung empirisch zu. erlernen; 
nichts müßte nach ihm leichter sein, als den 
Geist dieser Praxis durch wissenschaftlichen 
Vortrag aufzufassen. | 

Weiter spricht er die Ansicht aus, daß 
die beste Gesetzgebung notwendig an dem 
schlechten Formenwesen scheitern muß und 
dieses schlechte Formenwesen notwendig 
auf die Gesetzgebung wieder zurückwirken 
muß. Die Verwaltungsformen seien nun 
im Regiminal- und Finanzfach ohne alle 
Wissenschaft in einem solch barbarischen 
Zustand, daß ein Beamter aus dem 17. 
Jahrhundert, der aus dem Grabe >aufer- 
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stände, ohne weiteres wieder in Funktion 
treten könnte. Daher müsse auch die Form 
einer beständigen wissenschaftlichen Kritik 
durch eine staatswissenschaftliche Fakultät 
unterworfen werden. Also nicht nur der 
Staatsbeamte müsse für die Form, sondern 
die Form selbst müsse gebildet werden. 


Dafür, daß die Gesetze nichts helfen, 
wenn die Anwendung fehlt, daß die Form 
so sehr zum Prinzip geworden ist, daß man 
nach ihrer Mangelhaftigkeit die Gesetze be- 
stimmen zu müssen glaubte, wird folgendes 
typische Beispiel genannt: Die Forderung, 
ein Jahresdefizit zu decken, werde von den 
Juristen, die den Staat regierten, für uner- 
füllbar erklärt, weil die Staatsrechnungen 
erst zehri Jahre nach Abschluß „abgehört‘‘ 
würden; daß die Rechnungen sofort revi- 
diert werden könnten, falle den Herren 
nicht ein. Welche: grenzenlose Verstockt- 
heit! welche Rohheit! meint dazu List, die 
schlichtesten Grundsätze der Wissenschaft 
verwerfen, weil das württembergische 
Rechnungswesen im Schlendrian versunken 
ist. Seinen Vorlesungen legte List eine 
Ausarbeitung zugrunde, welche er 1818 
unter dem Titel: „Die Staatskunde und 
Staatspraxis Württembergs‘ veröffent- 
lichte. 


Als List nach seinem 5 jährigen Aufent- 
halt in Amerika wieder nach Deutschland 
zurückgekehrt war, beteiligte er sich 
wesentlich an der Gründung des bekannten 
Staatslexikons von Rotteck und Welcker. 
Dieses Lexikon sollte, wie Rotteck in einem 
kangen Vorwort ausführt, eine politische 
Tendenz verfolgen. Es sollte das Vernunft- 
recht (Naturrecht) gegen das historische 
Recht, sowie der echte Konstitutionalismus 
gegen seine Widersacher verteidigt werden. 
List lieferte zu dem seit 1835 erschienenen 
Werke eine größere Anzahl von Artikeln: 
Advokat, Aegypten, Afrika, Arabien®), Ar- 
beit und solche über den Verkehr. 


Im Artikel Advokat schilderte er die an- 
gesehene Stellung der Advokaten in 
Amerika, England und die mäßige 
Schätzung in Deutschland, und er entwarf 
hier ein Programm für Justizreform. Ihre 
Hauptpunkte, 1. Oeffentlichkeit der Rechts- 
pflege, 2. Geschworenengerichte, 3. Unab- 
hängigkeit der richterlichen Gewalt, 4. 
selbständige Fortbildung des Rechts durch 


6% In seinen geographischen Artikeln bekundete 
List einen genialen weitausschauenden Blick für die 
zukünftigen Orientverhältnisse. Das hat der Orient- 
politiker Dr. Jäkh in einer Abhandlung im Jahrbuch 
Patria 1909 (Verlag Hilfe-Berlin) nachgewiesen. 
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den Richterspruch, stellte er ausführlich mit 
Begründung dar. 

Es sei hier noch erwähnt, daß List mit 
dem bekannten Staatsgelehrten R. v. Mohl’), 
seinem späteren Nachfolger als Professor 
in Tübingen, um 1845 in freundschaftlicher 
Korrespondenz war. Mohl hatte sich damals, 
wie früher der Landtagsabgeordnete List, 
als Kandidat für den Landtag mit den 
württembergischen Bureaukraten wegen 
Kritik der Staatsverwaltung verfeindet, 
wurde seines Amtes enthoben und folgte 
1847 einem Ruf an die Universität Heidel- 
berg. Beide waren der Ansicht, daß es 
infolge des Unverstands der Regierungen 
zu einer Revolution kommen müsse. 

im Jahre 1841 erschien das epoche- 
machende Hauptwerk von List: „Das natio- 
nale System der politischen Oekonomie, der 
internationale Handel, die Handelspolitik 
und der deutsche Zollverein‘, in welchem 
er der kosmopolitischen Oekonomie des 
großen englischen Volkswirtschaftlers A. 
Smith mit ihrem Prinzip laisser faire, laisser 
passer entgegentritt und dessen Wissen- 
schaft der Tauschwerte eine nationale 
Wissenschaft der produktiven Kräfte, d.h. 
der individuellen und gesellschaftlichen Per- 
sönlichkeiten gegenüberstellte.e Er wies 
darauf hin, daß unmöglich in den Tausch- 
werten, die eine Nation auf den Markt 
bringen kann, ihr wahrer Reichtum liegen 
könne. Wichtiger als der Reichtum selbst 
sei die Kraft, Reichtümer zu schaffen. Pro- 
fessor Schmoller urteilt in seinem Grund- 
riß der „Allgemeinen Volkswirtschafts- 
lehre‘, Teil I (1908), S. 117: „Der erste 
Nationalökonom, der europäische mit 
amerikanischen Wirtschaftserfahrungen, 
historische Kenntnisse mit praktischer Be- 

?) Bekanntlich hat sich Mohl, ebenso wie List, ein- 
gehend mit der Notwendigkeit eines Berufsstudiums- 
für die Verwaltung und der Bekämpfung der Bureau- 
kratie befaßt. Es sei nur hingewiesen auf die Ab- 
schnitte in seinem Werk: Staatsrecht, Völkerrecht und 
Politik, 1860, 1862—1869. 

1. Bd. II, Ueber Bureaukratie, S. 99—130. 

2. Die verschiedenen Besetzungsarten der öffent- 
lichen Aemter und deren Folgen, Bd. III, S. 347—393. 

3. Der Einfluß des parlamentarischen Systems auf 
das Staatsdienerverhältnis, ebenda S. 394—404. 

4. Die Bildung der berufsmäßigen Verwaltungs- 
beamten, ebenda S. 405—448. 

5, Ueber die Bildung höherer Staatsdiener, ebenda 
S. 449—472. i 

6. Ueber die Errichtung eigener staatswissenschaft- 
licher Fakultäten, Bd. III, S. 220-241. 

7. Das Prüfungswesen in seinem Verhältnis zur 
Bildung, Bd. Il, 242—267. 
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obachtung des Lebens in großem Stil ver- 
band und daraus eine bedeutsame Theorie 
der volkswirtschaftlichen Entwicklung ab- 
leitete, war der deutsche Prof. Friedr. List. 
Hätte er mit seiner genialen Begabung die 
nötige Nüchternheit und die Ruhe eines 
Gelehrtenlebens verbunden, so wäre er der 
Ueberwinder der Smithschen Schule ge- 
worden. Aber obwohl er mehr ein großer 
geistvoller Agitator blieb, bildet sein Auf- 
treten doch einen Wendepunkt für unsere 
Wissenschaft.‘ 

Der Philosoph und Nationalökonom 
Eugen Dühring pries List, der ja der mora- 
lische Gründer des deutschen Zollvereins 
und der deutschen Eisenbahnen ist, ‚als 
den einzigen großen deutschen National- 
ökonomen“. (Kritische Geschichte der 
Nationalökonomie und des Sozialismus von 
Dr. E. Dühring; 3. Aufl. 1879, über List 
S. 322 ff.) Zu diesem Urteil sagt sein Bio- 
graph K. Jentsch®) mit Recht: „Oroße Na- 
tionalökonomen hat das deutsche Volk 
mehr als einen hervorgebracht, aber nicht 
mehr als einen Bismarck des deutschen 
Wirtschaftslebens: unseren Friedrich List.‘ 

Im ersten Buch seines ‚Nationalen 


Systems“ hat nun List seine Anschauungen . 


über die Bedeutung der Pandekten, d. h. 
der Rezeption des römischen Rechts in 
Deutschland in den Abschnitten über die 
Entwicklung von England und Deutschland 
in eindeutiger Weise niedergelegt. (I. Aufl. 
1841, S. 96ff u. S. 134f.) Schon bei Be- 
sprechung der Entwicklung des Handels 
und der Industrie der Italiener, bei der 
Schilderung des Uebergangs der Seeherr- 
schaft von Amalfi (8. bis 11. Jahrhundert) 
an die Seemacht von Pisa, wird in einer 
Fußnote bemerkt, daß bei der Plünderung 
von Amalfi durch die Pisaner (1135—1137) 
jenes alte Buch — die Pandekten — 
gefunden wurde, „das der Freiheit und 
Energie Deutschlands später so verderblich 
geworden ist‘. 

Im 7. Kapitel, welches die Deutschen 
behandelt, führt List nach’ Schilderung der 
Verheerungen des Dreißigjährigen Krieges 
über die Rezeption des römischen Rechts 
folgendes aus: „Die Einführung des römi- 
schen Rechts wirkte auf keine Nation so 
schwächend wie auf die deutsche. Die un- 
säglichen Konfusionen, die sie in den privat- 
rechtlichen Verhältnissen verursachte, 
waren nicht die schlimmsten ihrer 
schlimmen Wirkungen. Noch unheilbrin- 
gender war, daß sie eine von dem Volke 
durch Geist und Sprache verschiedene Ge- 


®©) Siehe das Note 4 angegebene Buch, S. 213. 


lehrten- und Rechtskaste schuf, die das 
Volk als Rechtsunkundige, als Unmündige 
behandelte, die dem gesunden Menschen- 
verstand alle Geltung absprach, welche 
überall Heimlichkeit an die Stelle der 
Oeffentlichkeit setzte, die, in der strengsten 
Abhängigkeit von der Gewalt lebend, über- 
all ihr das Wort führte und ihre Interessen 
vertrat, überall die Wurzeln der Freiheit 
benagte.“ Daher rührte nach Ansicht von 
List noch zu Anfang des 18. Jahrhunderts 
in Deutschland die Barbarei in der Literatur 
und Sprache, die Barbarei in der Gesetz- 
gebung, Verwaltung und Justiz, die Bar- 
barei in der Landwirtschaft, der Verfall der 
Industrie und alles großartigen Handels, 
der Mangel an Einheit und Kraft des Natio- 
nalverbands, die Ohnmacht und Schwäche 
überall dem Ausland gegenüber. 

Im vierten Kapitel, bei Besprechung der 
Entwicklung .des englischen Handels- und 
Industriestaates, führt List aus, daß die 
Grundursachen des Emporkommens von 
England nicht allein in der Mischung des 
angelsächsischen mit dem normannischen 
Blute zu suchen seien. Das zeige ein Blick 
auf den Zustand des Landes vor Eduard IIl., 
wo wenig Fleiß und Wirtschaftlichkeit in 
der Nation vorhanden war. Auch in der 
konstitutionellen Freiheit des Landes sei er 
nicht zu suchen, man möge bedenken, wie 
noch Heinrich VIII. und Elisabeth ihre Par- 
lamente behandelten. Wo sei da konstitu- 
tionelle Freiheit gewesen? Im Gegensatz 
hierzu besaßen damals Deutschland und 
Italien in ihren Städten eine unendlich 
größere Summe von individueller Freiheit 


- als England. 


Worin war nun die Grundursache der 
verschiedenen Entwicklung zu suchen? List 
führt hierüber wörtlich folgendes aus: „Nur 
ein Kleinod der Freiheit hatte der angel- 
sächsisch-normannische Stamm vor andern 
Völkern germanischer Abkunft bewahrt — 
es war der Kern, dem aller Freiheits- und 
Rechtssinn der Engländer entsprossen ist — 
das Geschworenengericht. — — Als man in 
Italien die Pandekten aus dem Grabe holte 
und der Leichnam (allerdings ein großer 
Toter, ein Weiser bei Lebzeiten) die 
Rechtspest über die Völker des Konti- 
nents brachte, taten die englischen Barone 
den Ausspruch: — keine Aenderung 
in den englischen Gesetzen!“ 

Die Fragen: Welche Summe von geisti- 
ger Kraft sicherten sie dadurch den künf- 
tigen Oenerationen? Wie wirkte später 
diese geistige Kraft auf die Kräfte der 
materiellen Produktion? Wie wirkte die 
frühzeitige Verbannung der lateinischen 
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Sprache aus dem gesellschaftlichen und lite- 
rarischen Verkehr, aus der Staats- und 


Rechtsverwaltung Englands auf die Ent- 


wicklung der Nation, auf ihre Gesetzgebung 
und Rechtsverwaltung ? auf ihre Literatur 
und Industrie? usw. beantwortet List mit 
einer Gegenüberstellung der großartigen 
englischen Kultur mit den barbarischen Zu- 
ständen in Deutschland und Frankreich mit 
ihrem rezipierten Pandektenrecht. 

Also auch Friedrich List, der Bismarck 


Das praktische Jahr 


des Wirtschaftslebens Deutschlands, der 
energisch Bekämpfer der juristischen 


. Bureaukratie, ist der Ansicht, welche der 


Staatsgelehrte Lorenz von Stein 1865 in 
dem Vorwort zu seiner Verwaltungslehre 
treffend in dem Satze zusammenfaßte: So 
lange die Pandekten zu viel be- 
deuten an unsern Universitäten, 


werden wir zu wenig bedeutenin 


Europa! 


Das praktische Jahr. : 


Zu diesem Artikel von Herrn DiplL-Jus. M. Reishaus in 
der vorigen Nummer d. Ztschr. teilt uns Herr Dr. Bosenick 
von der Oesellschaft für wirtschaftliche Ausbildung e. V. mit, 
daß die unter Mitwirkung dieser Oesellschaft alljährlich ver- 
ansialteten Zusammenkünfte der volkswirtschaftlichen Dzenten 
an den deutschen Technischen Hochschulen dem praktischen 
Jahr der Ingenieure ebenfalls ihre Aufmerksamkeit zuwenden. 
Auch dieses Jahr sollte im April wieder eine derarlige Zu- 
sammenkunft stattfinden, die jedoch auf das nächste Jahr ver- 
schoben werden mußte. Da nun die Frage des praktischen 
Jahres, besonders soweit Elektsotechniker in Betracht kommen, 
in der nächsten Sitzung des Deutschen Ausschusses für 
Technisches Schulwesen behandelt werden wird, hat Herr 
Dr. Bosenick einige der Nalionalökonomen an den Technischen 
Hochschulen gebeten, sich schriftlich zu diesem Punkte zu 
äußern. Von den eingelaufenen Antworten ist die des Herm 
Prof. Dr. K. Thieß von der Technischen Hochschule Danzig 
wegen der darin angeführten völlig neuen Gesichtspunkte be- 
sonders bemerkenswert, und wir machen von dem freundlichen 
Anerbieten des Herrn Dr. Bosenick gern Oebrauch, die Aus- 
lassungen des Herrn Prof. Dr. K. Thieß nachstehend. in 
unserer Zeitschrift zum Abdruck zu bringen. D. Schriftl. 


Sehr geehrter Herr Doktor! 


Auf Ihre Rundfrage vom 5. d. wegen des 


„praktischen Jahres‘ möchte ich meinen 
in. unseren Konferenzen schon mehrfach vorge- 
tragenen Wunsch wiederholen, daß dieses Jahr 
auch dazu benutzt werden möge, eine allge- 
meinste praktische Anschauung von wirt- 
schaftlichen Dingen zu gewinnen. 

‘Von vornherein betone ich, daß ich nicht 
eine Mehrbelastung dieses Jahres wünsche, etwa 
Vorträge, Vorkollegs volkswirtschaftlicher Art 
oder die Durcharbeitung eines Lehrbuchs. Nur 
was die jungen Leute bei ihrer praktischen 
Tätigkeit ohnehin sehen und sehen müssen, 
worüber sie stolpern, worüber sie sich auch 
gern selber orientieren möchten, wenn sie 
wüßten, wie das anzufangen ist, nur das möchte 
ich ihnen in bequemster Form näher gebracht 
sehen. Das scheint mir eher eine Erleichterung 
als eine Erschwerung des praktischen Jahres. 

Dazu sollte man ihnen nach meiner Mei- 
nung ein kurzes primitives Auskunftsbuch an 
die Hand geben, entweder lediglich wirtschaft- 
licher Natur, oder, wenn auch für technische 


Zwecke ein sölcher „Führer durch das praktische 
Jahr“ hergestellt werden kann und soll, einen 
wirtschaftlichen Abschnitt in diesem Führer. 
Darin würde beispielsweise stehen: 

Mit welcher Form von Unternehmung habe 
ich es in meinem Betriebe zu tun? Welchen An- 
halt dafür finde ich in der Firma? Was besagt 
das „& Co.“, „A.G.“ „G.m.b.H.“ usw. nach 
dieser Richtung? .. . 

Wenn ich die Rechtsform der Unternehmung 
herausgebracht habe, was kann ich daraus 
wissen für die Leitung des Betriebs? Wer führt 


die Geschäfte? Wer trägt die Verantwortung? 


Wer bildet den Vorstand, den Aufsichtsrat? 
Welche Berufe sind darin vertreten (Juristen, 
Kaufleute, Ingenieure)? Wie steht die höhere 
technische Arbeit in der Leitung da? 

Welche Rechtsformen sind zu öffentlicher 


Rechnungslegung verpflichtet? Kann ich also für 


die Firma, in der ich arbeite, gedruckte Bilanzen 
und Jahresberichte erwarten? Was lese ich in 
der Bilanz auf den ersten Blick über das Be- 
triebskapital und dessen Zusammensetzung, was 
über den Besitz der Gesellschaft, den Ertrag 
und seine Verteilung? Wo muß das alles stehen? 


Weiß man etwas über die Geschichte meines 
Betriebes oder gibt es darüber etwas Gedruck- 
tes? Ist der Betrieb aus kleinen Anfängen, aus 
dem Handwerk herausgewachsen? Oder welcher 
Fall ist sonst möglich? Gegründet durch Kauf- 
leute, durch Ingenieure? Von vornherein als 
Aktiengesellschaft ins Leben gerufen? In welchen 
Formen geschieht das? 

Was wird produziert: Rohstoffe, Halbfabri- 
kate, Fertigfabrikate? Für Weiterverarbeiter ? 
Für direkten Verkauf an das Publikum? Für 
Lieferung an Fabriken, an Kaufleute oder an 
wen? Inlands- oder Auslandsabsatz? Nach wel- 
chen Ländern? 

Wieviel Arbeiter sind bei. mir im gleichen 
Betriebe beschäftigt? Bin ich daher in einem 
Oroßbetriebe, in einem mittleren (oder in einem 
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Kleinbetriebe? An der oberen oder unteren 
Grenze dieser Betriebsgrößen? Wonach be- 
urteilt man das? Wie sind die Hauptzahlen in 
Deutschland ? 

Wie werden meine Mit-Arbeiter bezahlt? 
Wann? Also für welche Perioden? Wie wird 
der Lohn berechnet? Warum mag das in dieser 
Weise geschehen? Welche Vorzüge sagt man 
den einzelnen Lohnberechnungsmethoden im all- 
gemeinen nach und für welche Verhältnisse? 


Welche Lohnhöhe kommt dabei heraus? Wie 


hat sich das nach der Erinnerung der Mit- 
Arbeiter geändert oder verschoben? Wie ist 
der Lohnunterschied zwischen der gelernten Ar- 
beit meiner Branche und den Tagelöhnen ge- 
wöhnlicher, ungelernter Arbeiter ? 

In welchen sozialen Kassen sind die Arbei- 
ter? Wogegen sind sie versichert? Welche Be- 
träge haben sie dafür zu zahlen und was zu 
beanspruchen? ‚In welchen Versicherungen 
müssen alle sein? Welche Kassen sind sonst 
möglich ? 

In einer unseren früheren Konferenzen war 
die Rede davon, daß die Berliner Freie Studen- 
tenschaft die Herausgabe eines derartigen primi- 
tiven Führers und Ratgebers für das praktische 
Jahr plane. Das würde nach meiner Meinung 
auch die richtige Instanz für die Ausarbeitung 
eines wirtschaftlichen Abschnittes sein. Denn 
da sind Mitarbeiter verfügbar, die aus eigener 
frischer Praxis wissen, was von diesen Dingen 
schon dem Verständnis und Interesse des jungen 
Abiturienten naheliegt, was er gern während seiner 
praktischen Arbeit gewußt hätte, und worin es 
ihm schwer geworden ist, richtig zu fragen 
und nachzuschlagen und sich ein Bild von der 
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An der Kgl. Technischen Hochschule Danzig 
habilitierte sich jüngst Dr.-Ing. Ernst Wald- 
mann mit einer Probevorlesung über „Das 
Schutzdeckschiff“ für das Lehrgebiet: „Ent- 
werfen von Schiffen“ bei der Abteilung für 
Schiff- und Schiffsmaschinenbau. Dr.-Ing. Ernst 
Waldmann ist Konstruktionsingenieur bei Prof. 
Dipl.-Ing. Joh. Schütte. 

Dr. phil. Friedrich Pfeiffer aus Augs- 
burg habilitierte sich für Mathematik bei der 
Abteilung für Allgemeine Wissenschaften der 
Kgl. Technischen Hochschule Danzig im März 
1912. 


Doktor-Dissertationen. 
Technische Hochschule Aachen. 
Studien und Versuche über das Ge- 
frierverfahren. Von Dip!om-Bergingenieur 


Sache zu machen. Die Schwierigkeit scheint 
mir in diesem Punkte lediglich die richtige Aus- 
wahl und Formulierung der wichtigsten Fragen 
zu sein, und jedenfalls muß man wohl das Er- 
gebnis der Rundfrage bei solchen Herren, die 
selbst in den verschiedensten Verhältnissen ein 
praktisches Jahr durchgemacht haben, den wei- 
teren Angaben zugrunde legen. Die rasch orien- 
tierenden Antworten für die prinzipiellen Dinge 
und die Winke, wo und wie man die Verhält- 
nisse im einzelnen Fall am leichtesten erfragen 
oder nachschlagen kann, zwischen welchen 
Grenzen und Möglichkeiten die Antwort liegt 


und wie man das Erfragte mit allgemeinen. 


Durchschnitten und Uebersichten vergleichen 
kann, das wird dann leichter sein. 


Wir würden nachher in den volkswirtschaft- 
lichen Vorlesungen mit Hörern, die auf die be- 
schriebene Weise sich einen Grundstock von 
eigener, wirtschaftlicher und sozialer Anschau- 
ung gesammelt haben, viel besser fahren. Unser 
Gegenstand würde sie von Anfang an viel mehr 


interessieren, und ihr Verständnis würde ge- 


reifter sein, wie es jetzt in jungen Semestern 
nach den übereinstimmenden Erfahrungen aller 
Hochschulen nur bei einer Minderheit der Fall 
ist. Wenn Sie Gelegenheit haben, diese Gesichts- 
punkte zur Geltung zu bringen und ihnen in 
irgendeiner, ganz gleich welcher Form zur Ver- 
wirklichung zu verhelfen, dann nutzen Sie nach 
meiner Ueberzeugung der wirtschaftlichen Durch- 
bildung der studierenden Ingenieure wesentlich. 


Mit besten Grüßen 
Ihr ergebener 
K. Thieß. 


Walther Walbrecker, Elberfeld. W. Girardet, 
Essen-Ruhr 1910. 

Wirtschaftliche Schachtförde- 
rung aus großen Teufen. Von Dipl.-Ing. 
Erich Moldenhauer, Nieder-Schönhausen. W. Gi- 
rardet, Essen-Ruhr 1911. 

Einfluß der thermischen Be- 
handlung auf die Korngröße und 


die Festigkeitseigenschaften des. 


Eisens. Von Dipl.-Ing. Anton Joisten, Aachen. 
Wilhelm Knapp, Halle a. S. 1911. 
Bestimmung derLöslichkeitslinie 
des Eisencarbids (FeC) in y Eisen. 
Untersuchungen über die Polyeder- 
struktur in Eisen-Kohlenstofflegie- 
rungen. Von ®ipl-Sng. N. J. Wark, Bavigne 
(Luxemburg). Wilhelm Knapp, Halle a. S. 1911. 


Technische Hochschule Berlin. 


Ueber das Gleichgewicht des 
Generatorgases. Von ®Dipl.-Ang. Gustav 
Schraube, Magdeburg. Gutenberg, Magdeburg 1911. 
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Die Arbeitsweise und Berechnung 
der Mammutpumpen (Druckluft- 
flüssigkeitsheber). Von ®2ipl.-Ing. Wer- 
ner Karbe, Breslau. R. Oldenbourg, München 
1912. 


Technische Hochschule Karlsruhe. 


Ueber das Aussalzen von Seifen. 
Von ®ipf.-Ing. Theodor Richert. Straßburger 
Druckerei und Verlagsanstalt vorm. R. Schultz 
& Co., Straßburg 1911. 


Der Diplom-Ingenieur in Oesterreich. 


= in Prag beschäftigte sich eine große Ver- 
sammlung von Ingenieuren und Studierenden mit 
der Einführung des Titels Diplom-Ingenieur. Es 
wurde von den Rednern darauf hingewiesen, 
daß seit einigen Jahrzehnten in der Techniker- 
schaft um die Festlegung des Titels „Ingenieur“ 
für die Absolventen einer Technischen Hochschule 
ein heftiger Kampf geführt wird. Alle diesbezüg- 
lichen Bemühungen haben sich bisher als erfolg- 
los erwiesen, und auch in der nächsten Zeit 
sei wenig Aussicht auf Erfolg. Es wurde auf 
die vom österreichischen Ingenieur- und Archi- 
tektenverein eingeleiteten Schritte und auf den 
Schutz, den der Ingenieurtitel im Ausland ge- 
nießt, in Deutschland unter der Form „Diplom- 
Ingenieur“, in Frankreich als „Ingenieur des 


ponts et chaussés“ hingewiesen. Auch die 
österreichischen Techniker wollen ihren Titel 
„Diplom-Ingenieur‘‘ geschützt wissen, Der 


Deutsche polytechnische Verein in Prag hat sich 
mit dieser Frage befaßt, und der Verband der 
Studierenden soll ebenfalls dazu Stellung nehmen. 
Der Verbandsausschuß wurde beauftragt, in der 
Frage des Titels „Diplom-Ingenieur“ mit den 
deutschen Technischen Hochschulen in Wien, 
Prag, Brünn, Graz sowie den tschechischen in 
Prag und Brünn gemeinsam vorzugehen, um 
unterstützt von den Professorenkollegien und 
den Fachkörperschaften sobald als möglich das 
Ziel zu erreichen. Die alte Diplomprüfung aus 
der Zeit, da die Technische Hochschule in 
Landesverwaltung stand, sei aufzulassen, und 
jeder Absolvent der Technik, der die zweite 
Staatsprüfung mit Erfolg abgelegt hat, soll den 
gesetzlich geschützten Titel „Diplom-Ingenieur“ 
führen dürfen. 


Te zz 
| Verschiedenes. | 
SIRSER. sur: 


Einkommensteuergesetz und Privileg der Be- 
amten. In dem vom preußischen Finanzminister 
dem Landtage vorgelegten Entwurf zum Ein- 


Bildungs- und Standesfragen — Verschiedenes 


kommensteuergesetz ist eine Bestimmung ent- 
halten, die für Beamte von besonderer Wich- 
tigkeit ist, da sie dringenden Wünschen der 
Beamtenschaft Rechnung trägt. Das Oberver- 
waltungsgericht hatte seit dem Jahre 1908 ver- 
schiedentlich entschieden, daß Zinsen von Hypo- 
thekenschulden, auch wenn sie mit dem Grund- 
besitz wirtschaftlich zusammenhängen, nicht als 
Werbungskosten zu gelten hätten und darum 
bei der Gemeindesteuerveranlagung nicht von 
dem Einkommen aus Grundbesitz, sondern vom 
Gesamteinkommen abzuziehen seien. Diese Ent- 
scheidung widerspricht den Absichten des Ein- 
kommensteuergesetzes, da sie diejenigen Be- 
amten, die nach dem Gesetz von 1909 noch das 
Steuerprivileg haben, schädigte. Es ergäbe sich 
so, daß ein Beamter, dessen niedriges Einkom- 
men frei von Gemeindesteuer ist, der aber ein 
Haus besitzt, das mit Hypotheken so hoch be- 
lastet ist, daß der Mietsertrag völlig durch 
Hypothekenzinsen aufgezehrt wird, und der 
darum nicht zur Gemeindesteuer herangezogen 
würde, nun doch gemeindesteuerpflichtig wäre, 
denn die Zinsen dürften nur zu 2/, vom Haus- 
ertrage abgesetzt werden. Diese Entscheidung 
war ja wiederholt Gegenstand von Interpella- 
tionen im Landtag, und im vorigen Jahre haben 
beide Häuser des Landtages die Regierung er- 
sucht, bei der Neugestaltung des Einkommen- 
steuergesetzes die darauf bezüglih in Petitionen 
zu berücksichtigen. Die Regierung hat den 
Wünschen Rechnung getragen, und der Entwurf 
sieht die Bestimmung vor, daß die auf dring- 
licher Belastung der Einkommenquelle oder ihrer 
Bestandteile beruhenden Jahresleistungen, inso- 
weit die dringliche Belastung in wirtschaftlicher 
Beziehung zu der Einkommensquelle steht, als 
Werbungskosten gelten. 

Die Aussichten für deutsches Großkapital in 
Argentinien. Ueber dieses Thema hielt Herr 
Major von Colditz-Düsseldorf, der lange Jahre 
in Argentinien weilte, am 5. März im Deutsch- 
Argentinischen Zentralverband einen Vortrag. 
Nach Erwähnung der Ursachen der vor- 
herrschenden Stellung des englischen und fran- 
zösischen Kapitals und des in letzter Zeit außer- 
ordentlich wachsenden finanziellen Einflusses 
Nordamerikas in Argentinien sprach Redner 
über die Tätigkeit des deutschen Groß-Kapitals 
daselbst, unter besonderer Berücksichtigung der 
Zeit nach dem Ausstellungsjahr 1910. Die Aus- 
stellung war der Anlaß, daß zahlreiche promi- 
nente Personen des deutschen öffentlichen 
und wirtschaftlichen Lebens nach drüben kamen. 
Von dieser Zeit ab datiert der Umschwung 
zum Besseren, denn vor 1910 gab es nur ein 
wirklich großes deutsches Gesellschaftsunter- 
nehmen in Argentinien, die „Deutsche Ueber- 
seeische Elektrizitäts-Gesellschaft‘, die -heute 
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über ein Grundkapital von 100 Millionen verfügt 
und 10% Dividende ausschüttet. Die Folgen 
seien dann sehr erfreulich gewesen. Auf manchen 
Gebieten des wirtschaftlichen Lebens spiele das 
deutsche Kapital heute eine vervorragende Rolle, 
namentlich auf dem der Tief- und Hochbauten. 

Nachdem Herr von Colditz für die über 
Argentinien weniger unterrichteten Zuhörer eine 
kurze Beschreibung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse gegeben hatte, sprach er zunächst über die 
Aussichten des Großkapitals in der Land- 
wirtschaft. Als Beispiel für die Rentabilität 
wurde der Geschäftsbericht der Südamerikani- 
schen Land- und Hypotheken-Gesellschaft in 
Berlin herangezogen, die trotz der andauern- 
den Trockenheit der Jahre 1910-11 !/, Million 
Reingewinn erzielt habe. Sodann wurde der 
großzügigen Unternehmung der Gebr. Goedt- 
hart-Düsseldorf auf den Paranä-Inszln anerken- 
nend. gedacht. Auch wurden die Grundbedin- 
gungen für das Gelingen von Unternehmungen 
auf landwirtschaftlichem Gebiet präzisiert. Nach- 
dem ‘der steigenden Bodenpreise und der Vieh- 
verwertung, auch der Weinkulturen, der Wald- 
ausnutzung, des Baumwollbaues, der Zucker- 
rüben- und der Reiskultur gedacht war, sprach 
Redner eingehend über die Möglichkeit, mit 
deutschem Kapital eine Eisenbahn in Argen- 
tinien zu bauen. Er erörterte die Gründe, die 
bisher auf diesem Gebiete alle Bemühungen 
zum Scheitern gebracht hatten, und gedachte be- 
sonders der Westbahn, die seinerzeit für 160 Mil- 
lionen deutschen Kapitalisten angeboten, aber 
abgelehnt wurde und gleich darauf in den Be- 
sitz einer englischen Gesellschaft überging. Siz 
repräsentiere heute einen Wert von fast 500 Mil- 
lionen. Dampfer-, Kolonisations- und Eisenbahn- 
gesellschaften sollten zusammen arbeiten und 
den Bau eines Seehafens und einer Eisenbahn 
zu erlangen suchen, ein Vorschlag, den auch 
Feldmarschall v. d. Goltz seinerzeit gemacht 
habe. 

Es wurde der mächtigen bestehenden und im 
Entstehen begriffenen Bverieselungsanlagen ge- 
dacht, die die größten der Welt seien, aber 
ausschließlich mit einheimischem, französischem 
und nordamerikanischem Kapital gebaut würden. 
Auf Kanalisationsarbeiten, Kanäle, Asphaltierun- 
gen, Chausseebau, Wasserwerke, Bohrarbeiten 
und Hochbauten wurde eingegangen, ebenso 
auf die Errichtung von Zementfabriken im In- 
nern und auf Kalidüngung. Auch des MINEN: 
wesens wurde gedacht. 

Herr von Colditz gelangte zu dem Schluß, 
daß Argentinien trotz der beiden schlechten 
letzten Erntejahre, Folgen der Trockenheit von 
1910-11 und des infolge der ganz. unerwarteten 
Regenperiode von 1911-12 verringerten Ernte- 
ergebnisses, eine glänzende Zukunft vor sich 
habe. s5 
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Vorstandsbericht. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 

Herren Dipl.-Ing.: 

Borgstedt, Fritz, Ingenieur im Eisen- 
bahnsicherungswesen, Berlin - Wilmersdorf, 
Sächsische Str. 38. 

Eitel, Hans, Oberingenieur, Walzwerkschef, 
Baildonhütte, Kattowitz O.-S. 

Heydemann, Alfred, Regierungsbauführer 
a. D., Brühl, Rheinstr. 15. 

Heyder, Carl, Dessau, Stiftsstr. 17/181. 

Hütter, Heinrich, Mannheim, Stolzestr. 8. 

Kaiser, Eugen, Ingenieur der Badischen 
Anilin- und Sodafabrik, Ludwigshafen, Pfalz- 
straße 41l. 

Paland, Karl, Frankfurt a. M., Neue Mainzer 
Straße 781. 

Prahl, Georg, Braunschweig, Casparistr. 7 Ill. 

Römheld, Wilhelm Th., Fabrikant, Mainz, 
Frauenlobstr. 9711. 

Stumpf, Reinhold, Essen-Ruhr, Dreilinden- 

“ straße 71. 

Ehrlicher, Paul, erster Ing. des städt. Elek- 
trizitätswerks Bonn, Bonn a. Rh., Münster- 
platz 3a. 

Eisenhofer, E., Bangkok, Siam, Royal Rail- 
way Department. 

Ftender, Heinrich, Weitmar bei Bochum, Hat- 
- tingerstr. 25. 

Holly, Ludwig, Frankfurt a. M., Ludwig- 
straße 161. 

Neeff, Fritz, Kiel, Hospitalstr. 7. 

Richter, Willy, Betriebschemiker, Pforzheim, 

- Holzgartenstr. 118. 


Roßberg, Adolf, konz. Markscheider, Zwickau _ 


i. Sa., Reichsstr. 541. 


In die Liste der Förderer wurde einge- 
tragen: 


Herr Dipl.-Ing. Ernst Kugel, Konstrukteur 
(Ungar), Köln a. Rh., Burgmauer 681. 


nalen e gm un 


Hauptversammlung. 


Am 17. März hielt der Verband in Charlotten- 
burg (Motivhaus) seine dritte ordentliche Haupt- 
versammlung ab, der am 16. März die übliche 
Ausschußsitzung vorausgegangen war. Ausschuß- 
sitzung und Hauptversammlung nahmen einen 
äußerst erfreulichen Verlauf. Es waren mit Aus- 
nahme eines einzigen alle Bezirksvereine durch 
Delegierte vertreten. Die Verhandlungen nahmen 
sowohl im Ausschuß als auf der Hauptver- 


172 


sammlung beide Tage vollauf in Anspruch, und 
es zeigte sich bei der Behandlung aller Fragen 
nicht nur ein reger Eifer und großes Inter- 
esse, sondern auch das Bestreben zu einer har- 
monischen Vereinigung aller Auffassungen. 

Im einzelnen ist aus den Tagungen folgendes 
zu berichten: 

Die Verhandlungen wurden von Herrn Direk- 
tor Professor Dr.-Ing. Walter Reichel, Berlin, 
an beiden Tagen eröffnet. Die Hauptversamm- 
lung mußte gegen Schluß von Herrn Professor 
Dipl.-Ing. Dr. W. Schlink, Braunschweig, 
geleitet werden, da Herr Professor Reichel durch 
eine unaufschiebbare Dienstreise an der Leitung 
verhindert war. Die Verhandlungen der Haupt- 
versammlung wurden durch den Jahresbericht 
eingeleitet, den Patentanwalt Dipl.-3ng. Dr. 
Alexander Lang, Berlin - Charlottenburg, er- 
stattete. Der Jahresbericht lautete : 


Jahresbericht. 


Mit dem abgelaufenen Geschäftsjahr ist die 
Zahl der Bezirksvereine auf 35 gestiegen. 
Außerdem ist in der Ventilierung der beruflichen 
Standesfragen eine Lebhaftigkeit eingetreten, die 
als natürliche Folge des erwachten Berufs- und 
Standesbewußtseins zu betrachten ist; denn 
Hand in Hand mit dem Erwachen dieses Be- 
wußtseins traten Aufgaben und Probleme in den 
Vordergrund, an die man in der ersten Zeit 
der Existenz des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure nicht gedacht hatte. Es galt, diese 
Neuerscheinungen den Tendenzen des Verban- 
des entsprechend der Verbandspolitik einzuord- 
nen. Aber auch die Wünsche und Bedürfnisse 
des Einzelnen hinsichtlich seiner Forderungen 
an die Verbandsleitung sind gestiegen, denn die 
Erfolge des Verbandes auf den verschiedensten 
Gebieten haben die einzelnen Mitglieder ange- 
regt, in erhöhtem Maße ihre eigenen Bestre- 
bungen mit Hilfe des Verbandes durchzusetzen. 
So ist denn heute das Pensum der Verbands- 
arbeit zu einem Umfang angeschwollen, der als 
das Maximum dessen bezeichnet werden muß, 
was mit den gegebenen Mitteln geleistet wer- 
den kann. Da nach der übereinstimmenden An- 
sicht der Mehrheit der Verbandsangehörigen eine 
Erhöhung der Beiträge zurzeit von der Hand 
zu weisen ist, so erwächst die Notwendigkeit, 
bei der Neuaufnahme von Verbandsarbeiten un- 
bedingt eine Sichtung nach der Wichtigkeit und 
Dringlichkeit vorzunehmen. 

Infolge Ueberlastung der Verbandsleitung 
war es leider nicht möglich, einen derart er- 
schöpfenden und systematischen Ueberblick über 
die Arbeiten des Verbandes im letzten Jahre zu 
geben, wie dies ursprünglich beabsichtigt ge- 
wesen ist. Es sollen deshalb im nachfolgenden 
nur die Hauptarbeiten des Verbandes vorge- 
führt werden. 


. glieder. 
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Mitgliederzahl. 


Auch im verflossenen Jahre ist die Mitglieder- 
zahl erheblich über das Maß dessen hinausge- 
stiegen, das nach dem letztjährigen Voranschlag 
erwartet wurde. Die Zahl der Mitglieder und 
Förderer beträgt heute rund 3000. Durch Tod, 
Verzug nach unbekannten Orten und durch 
Austritt verlor der Verband insgesamt 33 Mit- 
Aus den Kreisen der Förderer ist ins- 
besondere der Tod des Herrn Geheimen Kom- 
rierzienrat Hermann Wirth und der des 
Herrn Geheimen Baurat ®r.-Ang. Blum, so- 
wie des Herrn Geheimen Baurat Schwieger 
hervorzuheben. Erwähnt sei, daß Berr Geheim- 
rat Blum überhaupt der erste war, der sich 
noch vor der offiziellen Gründung des Ver- 
bandes seinerzeit als Förderer zur Verfügung 
stellte. Auch die beiden übrigen Herren, Ge- 
heimrat Wirth und Geheimrat Schwieger haben 
keine Geiegenheit versäumt, dem Verband das 
regste Interesse zu zeigen; insbesondere war 
es Herrn Geheimrat Wirth in seiner Eigenschaft 
als Gründer und langjähriger Vorsitzender des 
Bundes der deutschen Industriellen möglich, für 
die Bestrebungen des Verbaudes Sympathien in 
den Kreisen der Industrie zu erwecken. 


Die Bezirksverelne. 


Im Berichtsjahre wurden insgesamt vier neue 
Bezirksvereine gegründet, und zwar sind dies: 
der Oberschlesische Bezirksverein mit dem Sitz 
in Kattowitz bzw. Gleiwitz, sowie die Bezirks- 
vereine Bochum, Zwickau und Stuttgart. Mit 
der Gründung des Bezirksvereins Stuttgart hat 
der Verband nunmehr an allen Hochschulplätzen 
seinen Bezirksverein erhalten. 


Die Vermögenslage. 


Die Vermögenslage des Verbandes ergibt sich 
aus dem separat erscheinenden Bericht des 
Herrn Kassenführers, so daß an dieser Stelle 
es genügt, darauf hinzuweisen, daß es auch im 
vergangenen Jahre gelungen ist, trotz zahlreicher 
unvorhergesehener Ausgaben für Petitionen, 
Denkschriften u. dgl. ohne Unterbilanz auszu- 
kommen. 


Die Wohlfahrtseinrichtungen. 


Die Wohlfahrtseinrichtungen des Verbandes, 
insbesondere die Rechtsauskunftsstelle und der 
Stellennachweis, haben sich in erfreulicher Weise 
weiterentwickelt. Insbesondere ist bei der Neu- 
ausgestaltung des Stellennachweises durch die 
tüchtige Mitarbeit des Bezirksvereins Mainz- 
Wiesbaden ein beachtenswerter Fortschritt zu 
verzeichnen. Der Vorstand hat sich auf seinen 
letzten Sitzungen noch weiterhin mit der Ver- 
vollkommnung dieses Instituts beschäftigt; die 
Arbeiten hierüber sind jedoch noch nicht zum 
Abschluß gekommen. Die Hilfskasse wird nun- 
mehr, nachdem das seitens der Verbandsleitung 
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ausgearbeitete Statut bei den Bezirksvereinen 
durchberaten und im wesentlichen die Billigung 
derselben gefunden’ hat, in großzügiger Weise 
ausgestaltet werden. Es sind jetzt schon erheb- 
liche Zuwendungen seitens vermögender Ver- 
bandsmitglieder gezeichnet wordeh, und es wird 
diese Sammlung im Laufe der nächsten Monate 
planmäßig durchgeführt werden. 


Die praktische Verbandsarbeit. 


Die praktische Verbandsarbeit erstreckte sıch 
einerseits auf die Fortführung der früher bereits 
begonnenen Arbeiten und anderseits auf die Be- 
arbeitung der durch die gesetzgeberischen Maß- 
nahmen gegebenen Fragen, sowie die von außen 
und innen gestellten neuen Aufgaben. 


Die Hochschulverhältnisse in Karlsruhe und 
Darmstadt 


haben im letzten Jahre insofern eine Aenderung 
erfahren, als zunächst Karlsruhe sich entschloß, 
als „ordentliche Studierende“ nur noch Abi- 
turienten einer neunklassigen Mittelschule auf- 
zunehmen und alle anderen Personen als „außer- 
ordentliche Studierende‘ bzw. Hospitanten in 
der Hochschulliste zu führen. Leider konnte sich 
die Karlsruher Hochschule bei der Reorganisation 
ihres Verfassungsstatutes nicht dazu entschließen, 
die vom Verband gewünschte Beseitigung der 
Prüfungen für Immature durchzuführen, so daß 
nach wie vor neben der Diplom-Ingenieur-Prü- 
fung, die nur Mature ablegen können, auch noch 
eine zweite akademische Prüfung für Immature 
besteht. 

Auch Darmstadt hat in letzterer Beziehung 
keinerlei Aenderungen vorgenommen. Der Ver- 
band wird angesichts dieser Sachlage nach wie vor 
die beiden Hochschulen Karlsruhe und Darmstadt 
im Auge haben müssen und nicht eher ruhen 
können, bis sich diese beiden Hochschulen in 
ihrer Verfassung und Praxis auf die Höhe der 
übrigen deutschen Technischen Hochschulen er- 
heben. 

Diplom-Architekten. 


Die Bestrebungen des Verbandes Deutscher 
Architekten- und Ingenieur-Vereine auf Schaffung 
des akademischen Grades „Diplom-Architekt‘‘, 
die von dem Verband Deutscher Diplom - In- 
genieure durch Gegeneingaben an die deutschen 
Unterrichtsverwaltungen bekämpft worden sind, 
haben praktische Erfolge bisher nicht gezeitigt. 
Es muß konstatiert werden, und zwar 
ausdrücklich, daß die Technische Hoch- 
schule München sich dem Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure gegenüber zu dieser Frage 
bisher weder bejahend noch verneinend geäußert 
hat, daß aber der Herr Minister der geistlichen 
und Unterrichts-Angelegenheiten in Preußen die 
Schaffung neuer akademischer Titel abgelehnt 
hat. Damit ist der größte Bundesstaat Deutsch- 


lands für die Stellung des Verbandes Deutscher 
Dipiom-Ingenieure gewonnen worden. 


Die widerrechtliche Führung der Bezeichnung 
„Tip. Ing." 

Leider mußten auch im vergangenen Jahre 
mehrere Personen, die sich die Bezeichnung 
Dipl.-Ing. widerrechtlich beilegten, zur -Verant- 
wortung gezogen werden. Es war möglich, 
einige dieser Personen durch Anschreiben zur 
Niederlegung dieses Titels zu bewegen, bei an- 
deren mußte Strafantrag gestellt werden. Gegen 
den Verband Deutscher Diplom - Brauerei - In- 
genieure, der sich aus Absolventen einer tech- 
nischen Privatanstalt zusammensetzt, mußte das 
Verfahren auf Niederlegung dieser Bezeichnung 
eingeleitet werden. Das Verfahren muß auf 
Grund der generellen Bestimmungen des BGB., 


nicht auf Grund der Bestimmungen des Vereins- . 


rechtes, durchgeführt werden, da die Bestim- 
mungen des Vereinsrechtes für diesen Fall keine 
Handhabe bieten. 

Ein weiteres Verfahren bereitet der Verband 
gegen einen Berliner Patentagenten vor, der sich, 
ohne Diplom - Ingenieur zu sein, auf seinen 
Druckbogen die Bezeichnung „diplom. in- 
genieur‘‘ beilegt. Es wird sich dann zeigen, ob 
das seinerzeit gefällte Kölner Urteil in dem von 
uns interpretierten Sinne aufzufassen ist oder 
nicht. 


Polytechnikum Coethen. 


Das Vorgehen des Verbandes gegen diese 
Anstalt ist insofern zu einem gewissen Ab- 
schluß gekommen, als sich die Herzoglich An- 
haltische Regierung dem- Verband gegenüber da- 
hin ausgesprochen Nat, daß diese Schule in der 
Tat eine „Schule akademischen Charakters“ sei. 
Die betr. Anstalt wird also von der Regierung 
selbst gedeckt, und da das Unterrichtswesen 
Sache der Regierungen der einzelnen Bundes- 
staaten ist, so ergibt sich vorerst kein Weg, 
gegen das genannte Institut an zuständiger Stelle 
weiter vorzugehen. Auch der deutsche Ausschuß 
für technisches Schulwesen, in dem dieses Re- 
sultat zur Sprache gebracht wurde, wird sich 
zunächst außerstande sehen, in dieser Beziehung 
durchzudringen. Es bleibt also nur übrig, daß 
auf privatem \Wege Mittel gefunden werden, um 
gegen das Verhalten der anhaltischen. Regierung 
etwas ausrichten zu können, etwa dadurch, daß 
sich die Industrie weigert, Personen, die aus 
dieser Cöthener Schule kommen, zu beschäf- 
tigen. 

An Herrn Professor Gurlitt in Dresden sind 
in seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Hoch- 
schullehrertages Eingaben betreffend Coctheu 
und Friedberg gerichtet worden, in denen das 
Bestreben dieser Anstalten, sich als Zwischen- 
stufe zwischen Hochschule und Fachschule zu 
kennzeichnen, als unberechtigt nachgewiesen 
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wird. Eine. ähnliche Eingabe wurde seitens des 
Verbandes an den Herrn Minister des Innern 
in Darmstadt gerichtet, die bisher leider offiziell 
noch nicht beantwortet worden ist. 


Deutscher Ausschuß für technisches Schulwesen. 


An den Bestrebungen des Ausschusses für 
technisches Schulwesen hat der Verband im ver- 
gangenen Jahre umfassend mitgearbeitet. So 
wurde von dem Vorsitzenden-Stellvertreter des 
Verbandes in diesem Ausschuß ein Referat er- 
stattet, das sich auf die Lage der Hochschulabsol- 
venten erstreckt. Die umfangreichen Erhebun- 
gen, namentlich statistischer Art, wurden vom 
Verband veranstaltet. 
sich, daß auf diesem Gebiete alle Vorarbeiten so 
gut wie ganz fehlen. Leider fehlen auch dem 
Verband zunächst noch die Mittel, derartige 
äußerst kostspielige statistische Erhebungen in 
der nächsten Zeit zur Durchführung zu bringen. 


Reichsversicherungsordnung. 
Die Reichsversicherungsordnung ist vom 
vorigen Reichstag im Laufe des letzten Jahres 
definitiv erledigt worden, und trotz der raffinier- 


testen Gegenarbeit seitens der Gegner des Ver-. 


bandes im Sinne der Diplom-Ingenieure entschieden 
worden. Eine ausführliche Darlegung der Rechts- 
verhältnisse der -Diplom - Ingenieure innerhalb 
dieses Gesetzes ist in einem Aufsatz des Refe- 
-renten in der Verbandszeitschrift gegeben wor- 
den. Es kann deshalb an dieser Stelle auf ein 
Eingehen in diese Materie verzichtet werden. 
Es ist aber hervorzulieben, daß sich der Ver- 
band wegen der Posten der Versicherungsamt- 
männer an die deutschen Bundesregierungen ge- 
wandt hat, und es zeigte sich dabei, daß in 
einzelnen Bundesstaaten die Absicht besteht, für 
die Posten der Versicherungsamtmänner über- 
zählive juristische Beamte zu bestellen, daß aber 
in anderen Bundesstaaten, insbesondere in Preu- 
Ben, diese Absicht nicht besteht, so daß auch 
Diplom-Ingenieure, die mit dem Arbeiter-Ver- 
sicherungswesen vertraut sind, gute Chancen be- 
sitzen, als Versicherungsamtmänner bestellt zu 
werden. 


Das Arbeitskammergesstz. 


Diese Vorlage ist seitens der Regierung in 
der letzten Session des Reichstages nicht wieder 
eingebracht worden, und hierin ist indirekt auch 
ein Erfolg des Verbandes zu erblicken; denn 
der Verband hat sich von Anfang an gegen die 
Schaffung solcher Kammern, soweit sie auch 
wissenschaftlich gebildete Techniker umfassen 
‚sollen, ausgesprochen. 


Das Versicherungsgesstz für Angestellte. 


Der frühere Reichstag hat seine Tätigkeit damit 
abgeschlossen, daß er vergangenes Spätjahr das 
Versicherungsgesetz für Angestellte verabschie- 


Bedauerlicherweise zeigte 
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dete. Für die Schaffung des Gesetzes in dieser 
Form waren mehr politische als sachliche Grund- 
sätze maßgebend. Man glaubte auf diese Weise 
die Privat-Angestellten vor dem politischen 
Radikalismus zu bewahren. Der Verband hat 
sowohl in der Kommission wie im Plenum des 
Reichstages seine ablehnende Stellung diesem 
Gesetz gegenüber durch Petitionen zum Aus- 
druck gebracht. Auch sind Schritte bei den 
Führern der maßgebenden politischen Parteien 
unternommen worden. Es war jedoch nicht 
möglich, eine Mehrheit dafür zu gewinnen, deB 
die akademisch gebildeten Personen, die in den 
Privatbetrieben tätig sind, nicht unter dieses 
Gesetz fallen. Immerhin ist es gelungen, die 
volle Gleichberechtigung der Diplom-Ingenieure 
in ihrer Stellung innerhalb dieses Gesetzes mit 
den übrigen akademisch Gebildeten durchzu- 
führen; denn der Begriff „Techniker“ ist, obschon 
ihn die unteren Techniker beantragten, auf 
unsere Veranlassung hin aus diesem Gesetz ge- 
blieben, so daß Diplom-Ingenieure nicht mehr 
die einzigen Akademiker sind, die der öffent- 
lichen sozialen Fürsorge ausgesetzt sind. 


Die allgemeine Rechtsstellung der Diplom- 
Ingenieure. 


Es ist bekannt, daß durch die Unterstellung 
der Diplom-Ingenieure unter die Gewerbeord- 
nung eine ideelle Schädigung besteht dadurch, 
daß die Tätigkeit des Diplom-Ingenieurs nicht 
wie die eines bei der Industrie beschäftigten 
Juristen oder Nationalökonomen als „wissen- 
schaftliche“ Tätigkeit gilt; materielldadurch, daß 
der Diplom-Ingenieur unter Bestimmungen ge- 
drückt wird, die ihrem ganzen Aufbau und In- 
halte nach für subalterne Kräfte bestimmt sind, 
und daß er infolgedessen im Gegensatz zu an- 
deren akademisch Gebildeten auch zu den Lasten 
für die öffentlichen Fürsorgeeinrichtungen herbei- 
gezogen wird, die für andere Bevölkerungs- 
gruppen geschaffen worden sind. Von seiten 
des Verbandes wurde deshalb der Grundsatz 
propagiert, daß Diplom-Ingenieure in Ausübung 
ihrer beruflichen Tätigkeit ebensowenig dem 
$ 133a der Gewerbeordnung unterstehen wie 
andere akademisch Gebildete, die in einem ge- 
werblichen Unternehmen - fachberuflich tätig 
sind. Diese Auffassung ist von den Gegnern 
des Verbandes aufs leidenschaftlichste bekämpft 
worden; denn es wurde durch diese Auffassung 
des Verbandes zugleich zum Ausdruck gebracht, 
daß die Frage des sogenannten „Techniker- 
rechts“ für die Diplom-Ingenieure praktisch 
ohne Bedeutung sei. Durch Entscheidung des 
Reichsgerichts vom 1. November v. Js. wurde 
nun aber festgestellt, daß wissenschaftlich ge- 
bildete Techniker in ihrer beruflichen Tätigkeit 
innerhalb gewerblicher Unternehmungen nicht 
der. Oewerbeordnung unterstehen, sondern den 
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Bestimmungen des B. G. B. über Dienstvertrag, 
und zwar über Dienste höherer Art. Diese 
Reichsgerichtsentscheidung hat gezeigt, daß diese 
Paragraphen des allgemeinen Rechts für wissen- 
schaftlich gebildete Männer auch vom Standpunkt 
des Angestellten weit besser sind als die be- 
kannten Schutzparagraphen der Gewerbeordnung. 


Die selbständigen Diplom-Ingenieure, 


Von dem Bestreben geleitet, einen möglichst 
starken Stamm selbständiger Existenzen in dem 
Stande der Diplom-Ingenieure zu besitzen bzw. 
zu schaffen, hat der Verband auch im ver- 
gangenen Jahre alle einschlägigen Schritte unter- 
nommen. Es zeigte sich leider, daß der preu- 
Bische Minister für Handel und Gewerbe auf 
dem Gebiete des Kraftfahrsachverständigen- 
wesens die soziale Bedeutung dieses Be- 
strebens nicht ganz zu würdigen scheint. Unter 
der Feststellung, es seien nicht genügend Diplom- 
Ingenieure für die Ausübung des Ueberwachungs- 
dienstes vorhanden, schloß der Herr Minister 
mit dem Zentralverband der Dampfkessel-Ueber- 
wachungs-Vereine einen Vertrag, durch welchen 
die Funktionen der Kraftfahrsachverständigen 
den Dampfkessel-Ueberwachungs-Vereinen über- 
tragen werden, und zwar ausschließlich, so daß 
diejenigen selbständigen Diplom-Ingenieure, die 
bisher das Amt der Kraftfahrsachverständigen 
ausübten, fortab dieses Amtes enthoben sein 
sollen. In einer Eingabe an den Herrn Minister 
der öffentlichen Arbeiten und an den Herrn 
Minister für Handel und Gewerbe wurde diesem 
Abkommen entschieden entgegengetreten, jedoch 
bisher ohne Erfolg; denn die Behörde stellte 
sich auf den Standpunkt, daß die Diplom- 
Ingenieure nicht geschädigt seien, da sie ja 
„Angestellte‘.der Dampfkessel -Revisions-Vereine 
werden können. Es genügt vorerst gegen einen 
derartigen Bescheid mit aller Entschiedenheit 
Widerspruch zu erheben. Der Verband wird 
nunmehr in dieser Angelegenheit an befreundete 
Herren aus dem preußischen Herren- und Ab- 
geordnetenhaus zur Weiterverfolgung heran- 
treten. 

In derselben Richtung wie die Frage der 
Sachverständigen liegt die Wahrnehmung der 
Funktionen der Baupolizei bzw. der Prüfung 
baulicher Anlagen. In dieser Beziehung hat der 
Verband an den Herrn Minister der öffentlichen 
Arbeiten eine Eingabe gerichtet, die Regierungs- 
präsidenten anzuweisen, die Prüfung besonders 
schwieriger Bauten besonders qualifizierten 
Diplom-Ingenieuren zu übertragen, diese Quali- 
fikation aber nicht darin erblicken zu wollen, 
daß die betreffenden Personen, die diese Ab- 
nahme durchführen, sich drei Jahre im Staats- 
dienst für Eisenbahnwesen, Wasserbau oder 
ein sonstiges Spezialgebiet des Staatsbaudienstes 
haben beschäftigen lassen, wie dies heute der 
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Fall ist. Die Anregung des Verbandes scheint 
an maßgebender Steile Gehör finden zu woilen, 
so daß es nicht ausgeschlossen ist, daß die 
Berechtigung zur Prüfung solcher Bauten nicht 
nur den Diplom-Ingenieuren der Kontimunalver- 
waltungen, sondern auch selbständigen Diplom- 
Ingenieuren mit einschlägiger Praxis übertragen 
werden können. 

In derselben Richtung liegt die Entwicklung 
auf dem Gebiete der Herstellung schwieriger 
Entwürfe für die Eisenbahnverwaltung. Es tauchte 
vor einiger Zeit das Gerücht auf, die vor zwei 
Jahren geschaffene Einrichtung der Eisenbahn- 
ingenieure, der sogenannten „Halbakademiker“, 
habe sich nicht bewährt, und der Herr Minister 
der öffentlichen Arbeiten beabsichtige, diese 
Laufbahn fortab für Diplom-Ingenieure einzu- 
richten. Erkundigungen an maßgebender Stelle 
haben ergeben, daß diese Mitteilungen völlig 
aus der Luft gegriffen erscheinen, daß vielmehr 


die Regierung beabsichtigt, die Funktionen, die 


bisher von den auf Privatdienstvertrag bei den 
Eisenbahnverwaltungen beschäftigten Diplom-In- 
genieuren ausgeübt wurden, zu verteilen, und 
zwar sollen diejenigen Funktionen, die ein- 
facherer Art sind, von den Eisenbahningenieuren 
übernommen werden, während diejenigen schwie- 
rigerer Art an Hochschullehrer bzw. selbständige 
Diplom-Ingenieure zur Erledigung abgegeben 
werden sollen. Diese Erledigung der sog. Eisen- 
bahn-Diplom-Ingenieur-Frage liegt ganz im 
Sinne des Verbandes; denn auf der einen Seite 
bedeutet sie eine Stärkung der selbständigen 


-Diplom-Ingenieure, und auf der anderen Seite 


wird die Schaffung einer zweiten Klasse von 
Diplom-Ingenieuren bei der Bauverwaltung ver- 
mieden, die nach Lage der Sache doch nicht 
zur Zufriedenheit der Beteiligten durchgeführt 
werden kann. 


Verwaltungs-Ingenieur-Frage. 


Auf diesem Gebiete hat der Verband während 
der letzten Session des preußischen Landtages 
eine Petition zur Einreichung gebracht, in der 
einige Abänderungen des bestehenden Gesetzes 
betreffend die Zulassung zur Verwaltung in 
Preußen beantragt wird in dem Sinne, daß auch 


entsprechend vorgebildete Diplom-Ingenieure 
höhere staatliche Verwaltungsbeamte werden 
können. Die Petition konnte im Plenum nicht 


erörtert werden, da der Landtag vorzeitig ge- 
schlossen wurde. In der Kommission sprach sich 
der Herr Regierungsvertreter gegen die Petition 
aus, allerdings nur aus formellen Gründen, da, 
wie ausgeführt wurde, das neu geschaffene Ge- 
setz nicht schon wieder abgeändert werden könne. 
Unter diesen Umständen wird der Verband die 
Eingabe bald wiederholen müssen, um so mehr, als 
das Bedürfnis nach technisch _yorgebildeten Ver- 
waltungsbeamten,. auch _ ‚von ( deryc Regierung. 
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zugegeben wird; denn erst neuerdings ist 
die Regierung an die industriellen Werke 


herangetreten mit der Bitte, ihren AÄssessoren 
die Bureaus und Werkstätten zum Zwecke der 
Ausbildung zu öffnen. Der Verband ist hierüber 
um seinen Rat gefragt worden, und er hat sich 
dahin geäußert, daß, wenn die Regierung mit 
solchen Forderungen an die Industrie herantritt 
und derartige Opfer seitens der Industrie ver- 
langt, es nur ein Akt der Billigkeit sei, daß 
dann auch die Regierung den Diplom-Ingenicuren 
ihre Bureaus zum Zwecke der Ausbildung öffnen 
möge. Grundsätzlich wurde noch hervorgehoben, 
daß es in der Natur der Sache liege, daß sich 
ein Techniker ohne große Schwierigkeiten 
rechts- und staatswissenschaftlich ausbilden könne, 
während es eine seltene Ausnahme sei, daß sich 
juristisch Vorgebildete nachträglich technisch 
durchzubilden vermöchten. Das ist in der Wesens- 
verschiedenheit der naturwissenschaftlichen und 
historischen Methode begründet. 


Die soziale Stellung der Diplom-Ingenieure. 


Es liegt in der Neuheit des akademischen 
Technikerstandes begründet, daß man inn in 
unseren Gesetzeswerken vielfach noch nicht kennt, 
ihn vielmehr mit mittleren und unteren Tech- 
nikern zusammenwirft. So wurde anläßlich der 
Erörterung eines in Mecklenburg zu schaffenden 
Landtagswahlrechts seitens der Regierung der 
Antrag zum Beschluß erhoben, die wissenschaft- 
lichen Berufsstände in einer besonderen Wähler- 
klasse zusammenzufassen. Merkwürdigerweise 
waren die Diplom-Ingenieure dieser Wähler- 
klasse nicht eingereiht worden. Der Verband 
hat es deshalb unternommen, mit einer diesbe- 
züglichen Eingabe an die meckienburgische Re- 
gierung sowohl als auch an maßgebende Per- 
sonen in Mecklenburg heranzutreten. 

Die gleichen Verhältnisse zeigten sich bei der 
Reform des Landtagswahlrechts in Braunschweig. 
Auch hier stand es nicht fest, ob die Diplom- 


Ingenieure den Berufsständen mit abgeschlossener 


Hochschulbildung, die eine besondere Wähler- 
klasse bilden, zugehören oder nicht. Es wurde 


deshalb eine diesbezügliche Eingabe an das braun- 


schweigische Staatsministerium gerichtet, in der 
eine authentische Interpretation in dem Sinne er- 
beten wird, daß die Diplom-Ingenieure der Aka- 
demiker-Wählerklasse eingeordnet sind. Diese 
Petition wurde auch an braunschweigische Partei- 
führer weitergegeben. 

Die Diskussion zum neuen Gemeindegesetz in 
Bayern gab dem Verband ebenfalls Veranlassung 
zum Widerspruch. Hier wurde statuiert, daß 
technische Akademiker und Nichtakademiker in 
der Gemeindeverwaltung dieselbe Beamten- 
bezeichnung führen können. Da hierin eine 
Zurücksetzung des akademisch gebildeten Tech- 
nikerstandes erblickt werden muß, so hat der 
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Verband in Eingaben an den bayerischen Städte- 
tag, den bayerischen Landtag, den bayerischen 
Minister des Innern und den Magistrat der Stadt 
München Eingaben gerichtet, in denen gebeten 
wird, die Beamtenbezeichnungen für die tech- 
nischen Gemeindebeamten so zu wählen, daß 
die akademische Vorbildung nicht nur bei den 
Juristen, sondern auch bei den Technikern un- 
zweideutig zum Ausdruck kommt. 

Eine Eingabe ähnlicher Art richtete der Ver- 
band an den Rat der Stadt Leipzig. - Auch hier 
wurden bei der Ausschreibung der Stellung eines 
Baurevisors bei der Baupolizei akademische 
Bildung und Mittelschulbildung auf gleiche Stufe 
gestellt. Zugleich wurde Gelegenheit genommen, 
darauf hinzuweisen, daß die betreffende Stellung 
gegenüber der neueren Entwicklung insbesondere 
des Eisenkonstruktionsbaues überhaupt nicht mehr 
zeitgemäß sei, daß diese Stelle vielmehr unter 
Zubilligung einer höheren Gehalts- und Rang- 
klasse zu modernisieren und ausschließlich mit 
wissenschaftlich vorgebildeten Technikern zu be- 
setzen sei. | 

Die Kommunalfrage beschäftigte den Verband 
weiterhin in Danzig, woseibst für eine ausge- 
schriebene Stadtbauinspektorstelle ausschließlich 
Regierungsbaumeister in Frage kommen sollten; 
in einer Eingabe des Verbandes an den Magistrat 
der Stadt Danzig wurde das unzeitgemäße dieser 
Ausschreibung dargelegt. 

Ebenso richtete der Verband ein Zu- 
stimmungsschreiben an den Hochbauausschuß 
der Stadt Frankfurt, der seinerseits aus freiem 
Entschluß Stellung dagegen genommen hatte, 
daß die Stellungen der Stadtbauinspektoren grund- 
sätzlich nur mit Regierungsbaumeistern besetzt 
werden sollen. | 

Um sich zu, überzeugen, inwieweit das Re- 
gierungsbaumeisterprinzip offiziell oder praktisch 
bei den Kommunalverwaltungen bestehe, hat der 
Verband auf Anregung eines im Kommunaldienst 
stehenden Mitgliedes eine Umfrage bei mehreren 
Stadtverwaltungen gehalten. Es erscheint aber 


` erforderlich, daß eine solche Umfrage sich ganz 


allgemein auf große, mittlere und kleinere Städte 
erstreckt, um zu sehen, inwieweit hier das Re- 
gierungsbaumeisterprinzip etwa gesetzlich sank- 
tioniert ist oder doch in praxi besteht. Für 
die Vororte Groß-Berlins wurde diese Enquete 
neuerdings durchgeführt, es zeigte sich dabei, 
daß das Regierungsbaumeisterprinzip gesetzlich 
nirgends sanktioniert ist, daß aber fast durch- 
weg die leitenden Stellen mit Regierungsbau- 
meistern besetzt sind. | 

Im Sinne der Verbandsbestrebungen bezüglich 
des Regierungsbaumeisterprinzips wurden weiter- 
hin Eingaben an den Reichsverband deutscher 
Städte (z. Hd. des 1. Bürgermeisters Saalmann, 
Pleß), an den deutschen Städtetag (Oberbürger- 
meister Dr. Wilms, Posen), an den westfälischen 
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Städtetag (Oberbürgermeister Jungeblodt, Mün- 
ster) gerichtet. 

Sozial ungenügend ist auch die Stellung der 
Diplom-Ingenieure bei den technischen Instituten 
der Militärverwaltungen. Während jede Militär- 
person durch ihren Diensttitel und jeder Ab- 
solvent der Universität durch seinen akademischen 
Grad in der offiziellen Dienstliste wie im dienst- 
lichen Verkehr respektiert wird, verweigert man 
den Diplom-Ingenieuren nicht nur die Zuer- 
kennung ihres Diensttitels (Militärbaumeister 
usw.), der ihnen von der Behörde selbst er- 
teilt worden ist, sondern man unterdrückt auch 
ihren akademischen Grad. Der Verband hat 
deshalb in einer Eingabe an den preußischen 
Kriegsminister beantragt, daß es nicht zweck- 
mäßig sei, die akademisch gebildeten Techniker 
anders zu behandeln als andere Personen der- 
selben Vorbildung. 


Gutachterliste. 


Von den zahlreichen kleineren Aufgaben, 
die der Verband im letzten Jahre erledigt 
hat, sei die Fertigstellung der Gutachterliste 
erwähnt. Auf Grund deren ist es dem Verband 
möglich, auf den verschiedenen technischen Ge- 
bieten sowie an den verschiedensten Orten 
Deutschlands Gutachter nachzuweisen. Der Ver- 
band hat es unternommen, die Existenz dieser 
Liste sämtlichen Justizministerien der deutschen 
Bundesstaaten und sämtlichen Handelskammern 
Deutschlands mitzuteilen. Der Bezirksverein 
Mainz-Wiesbaden hat außerdem auch zu Beginn 
dieses Jahres an sämtliche Rechtsanwälte und 
Gerichte seines Bezirks eine örtliche Gutachter- 
liste gelangen lassen, und der Verbandsvorstand 
hat beschlossen, den übrigen Bezirksvereinen ein 
gleiches Vorgehen zu empfehlen. 


e 


Hilfsarbeiter beim Reichsmarineamt. 


Im Reichsmarineamt suchte der Herr Staats- 
sekretär den Sparsamkeitsbestrebungen des 
Reichstags dadurch entgegenzukommen, daß er 
die Stellen der technischen Hilfsarbeiter, die bis- 
her Beamteneigenschaft besaßen, in Posten mit Pri- 
vatdienstvertrag überzuführen sich bemühte. Da 
hiermit eine Schädigung der betreffenden Herren 
verbunden gewesen wäre, so hat der Verband 
zunächst in einer Eingabe an den Herrn Staats- 
sekretär des Reichsmarineamtes und alsdann 
durch eine Eingabe nebst Denkschrift an die 
Budget-Kommission des deutschen Reichstags 
Stellung gegen dieses Vorgehen des Staats- 
sekretärs genommen. Gleiche Eingaben wurden 
auch an den Herrn Reichskanzler und an den 
Staatssekretär des Reichsschatzamtes gerichtet. 
Bei den einschlägigen Untersuchungen zeigte 
sich, daß über 50% der Beamten Hilfsbeamte 
sind, ein Zustand, der kaum die Billigung der 
gesetzgebenden Körperschaften finden dürfte. 
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Zeitschrift-Abonnement für Studierende. 


Entsprechend einem Beschluß der letzten 
Hauptversammlung richtete der Verband ein 
billiges Abonnement auf die Zeitschrift für Stu- 
dierende ein. Er wandte sich zu diesem Zweck 
mit Eingaben an die Rektoren der Technischen 
Hochschulen und bat darin um Mitteilung einer 
Stelle an der betreffenden Hochschule, von der 
aus die Verteilung der Zeitschrift an die abon- 
nierenden Studierenden erfolgen könnte. Dieser 
Aufforderung wurde von den meisten Hoch- 
schulen entsprochen, und so ist es möglich ge- 
worden, die Zeitschrift zum Preise von 1,50 M. 
an die Studierenden abzugeben. 


Die Promotionsordnungen der Universitäten. 


Aus den Kreisen der Diplom-Ingenieure ist 
vielfach der Wunsch geäußert worden, den 
nationalökonomischen Doktorgrad unter An- 
rechnung einer Anzahl Semester der Technischen 
Hochschule erwerben zu können. Eine Umfrage 
des Verbandes bei den in Betracht kommenden 
staatswissenschaftlichen Fakultäten hat jedoch 
ergeben, daß nur ein Teil dieser Fakultäten die 
sämtlichen Semester der Technischen Hoch- 
schule anrechnet, wieder ein anderer Teil rechnet 
nur die Hälfte an, und wieder ein anderer Teil, 
so die Universität Würzburg, rechnet die Tech- 
nische Hochschule überhaupt nicht. Der Vor- 
stand hat deshalb beschlossen, eine genaue En- 
quete über diese Frage bei den Universitäten 
zu veranstalten, durch entsprechende Eingaben 
eventuell Verbesserungen zugunsten der Diplom- 
Ingenieure zu erzielen und das Ergebnis alsdann 
in entsprechender Zusammenstellung zur Kennt- 


. nis der Mitglieder zu bringen. 


Ausblicke. 


Das dürften im großen ganzen die Arbeiten 
sein, die der Verband im letzten Jahre geleistet 
hat. Es kommen noch zahlreiche kleinere, aber 
deshalb nicht weniger wichtige Aufgaben hinzu, 
die hier nicht weiter erwähnt werden sollen. 
Einen großen Zeitaufwand erforderte die Vor- 
bereitung der Satzung. Die Arbeiten der Kom- 
mission für den rechts- und staatswissenschaft- 
lichen Unterricht fielen nicht der Geschäfts- 
stelle ob, sondern wurden in dankenswerter 
Weise von Herrn ®ipl.-Ang. von Pasinski über- 
nommen, der auch hierüber heute berichten wird. 

An dieser Stelle könnte auch erwähnt werden, 
daß die früheren Arbeiten des Verbandes be- 
reits beginnen, im stillen Früchte zu tragen; so 
hat neuerdings der Minister des Innern in Ver- 
bindung mit dem Finanzminister einen Erlaß 
zur Kenntnis der Behörden und Kommunen über 
den richtigen Gebrauch des Titels „Dipl.-Ing.“ 
gebracht. An dieser Stelle sei auch betont, daß die 
Technische Hochschule München im Anschluß an 
den letzten Jahresbericht des-. Referenten fest- 
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stellte, daß sie bezüglich der Anwendung 
des Grades „Dipl.-Ing.“ derselben Praxis huldige 
wie der Verband, daß sie in ihrem amtlichen 
Personalverzeichnis aber den Diplom-Ingenieur- 
titel nur deshalb — im Gegensatz zum Doktor- 
titel — nicht vor, sondern nach dem Namen 
führe, weil dieser Titel im Gegensatz zum 
Doktortitel zu lang und in Bayern eine abge- 
kürzte Schreibweise nicht vorgeschrieben sei. — 
Es ist weiterhin zu erwähnen die Zulassung 
der Diplom-Ingenieure zur wissenschaftlichen 
Bibliothekarslaufbahn, die auf das diesbezügliche 
Vorgehen des Verbandes durch Erlaß des Herrn 
Ministers der geistlichen und Unterrichtsange- 
legenheiten gewährt wurde. In gleicher Weise 
könnten noch manch andere Einzelheiten er- 
wähnt werden. Als nächste große Aufgaben 
stehen dem Verband bevor: die Regelung des 
Baumeistertitels gemäß $ 133 bzw. 149 der Ge- 
werbeordnung, 
freiheit gemäß § 152 und 153 der Gewerbe- 
ordnung, die Stellung der Diplom-Ingenieure 
zur Schaffung eines einheitlichen Privat- 
beamtenrechts gemäß den Verhandlungen des 
Deutschen Juristentages, die bevorstehende 
Reform des Patentgesetzes, u. a. m. Mögen 
dem Verbande auch bei diesen Ar- 
beiten Erfolge beschieden sein! 


Im Anschluß an den Jahresbericht erstattete 
Herr Dipl.-Ing. von Pasinski, Düsseldorf, 
sein Referat als Vorsitzender der Kommission 
für den Ausbau des rechts- und staatswissen- 
schaftlichen Unterrichts an den Technischen 
Hochschulen. (Das Referat wird an besonderer 
Stelle der Zeitschrift veröffentlicht werden.) 

Im Anschluß an dieses Referat wurde der Be- 
richt des Kassenführers entgegengenommen und 
dem Geschäftsführer wie dem Kassenfülrer 
Entlastung erteilt. 

Zu umfangreichen Verhandlungen führten 
die Beratungen des Satzungsentwurfes, bei denen 
zunächst Herr Professor Dr.-Ing. Schlesin- 
ger und alsdann Herr Patentanwalt Dipl.-Ing. 
Wassermann als Referenten der Satzungs- 
kommission fungierten. Die Beratungen führ- 
ten im großen ganzen zur Annahme der von 
der _ Satzungskommission gegebenen Vor- 
schläge. | 

Anschließend an die Beratungen über die 
Verbandssatzung wurde die Satzung der Hilfs- 
kasse und die darin vorgesehene Wahl eines 
Kuratoriums von drei Mitgliedern vorgenommen. 

Die Schaffung der Stelle eines Redaktions- 
assistenten war im Voranschlag bereits 
enthalten und konnte somit durch die Ge- 
nehmigung des Voranschlages als erledigt be- 
. trachtet werden. 


Walter Reichel, 


die Regelung der Koalitions- 


Verbandsnachrichten — Aus den Bezirksvereinen 


Alle übrigen Anträge wurden dem Vorstand 
zur Erledigung überwiesen, soweit sie nicht auf 
der Ausschußsitzung vom 16. bereits zurück- 
gezogen oder modifiziert worden waren. 

In der der - Hauptversammlung folgenden 
zweiten Ausschußsitzung wurden noch die aus- 
stehenden Wahlen zum Vorstande vorgenommen. 
Für das laufende Vereinsjahr besteht danach 
der Vorstand aus den. Herren - Professor Dr.-Ing. 
Direktor der Siemens- 
Schuckert-Werke, Berlin, als Vorsitzender und 
Professor Dipl.-Ing. Dr. W. Schlink von der 
Technischen Hochschule zu Braunschweig als 
stellvertretender Vorsitzender, ferner aus den . 
Herren Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, Patent- 
anwalt in Berlin-Charlottenburg, Dipl.-Ing. Wal- 
ter Weigel, Kaiserl. Regierungsbaumeister im 
Reichsmarineamt, Steglitz, Dipl.-Ing. Hans 1. 


Remak, Fabrikbesitzer, Berlin, Dipl.-Ing. Wil- 
heim Schwenke, Gemeindebaumeister, Steg- 
litz, Dipl.-Ing. Immo Zitzlaff, projekt. In- 
genieur der Siemens-Schuckert-Werke, Steglitz. 


Alexander Lang. 


Aus den Bezirksvereinen. 


Boehum. Der Bezirksverein Bochum. hatte für 


| Sonntag, den 3. März, seine Mitglieder und die Be- 


zirksvereine Essen, Dortmund und Duisburg zu einer 
gemeinsamen Besichtigung der hiesigen Bergschule 
eingeladen, zu der uns die Westfälische Berggewerk- 


schaftskasse freundlichst ihre Einwilligung gegeben 


hatte. Es versammelten sich über 30 Herren, die 
unter der liebenswürdigen Führung der Herren Pro- 
fessor Heise und Diplom-Berg-Ingenieur Kegel die 
hochinteressanten Sammlungen und Lehrmittel der 
Bergschule besichtigten. Die Kollegen waren von 
dem Gesehenen außerordentlich befriedigt, während 


. nebenbei der Zweck, die Mitglieder im hiesigen in- 


dustriegebiet einander näher zu bringen, erreicht wurde. 

An die Besichtigung schloß sich eine Sitzung im 
Hotel Bristol in Bochum, bei der uns Herr Diplom- 
Berg-Ingenieur Kegel einen mit großem Beifall auf- 
genommenen Vorirag über das Thema: „Die deutschen 
Bergakadeniien, das deutsche Studium des Bergwesens 


‚und die Laufbahn der akademischen Berufe des Berg- 


und Hültenwesens® hielt. 


Hamburg-Altona. Der Vorstand für das Ge- 
schäftsjahr 1912 besteht aus folgenden Herren: 
1. Vorsitzender: Dipl.-Ing. Renner; 2 Vor- 
sitzenders Dipl.-Sng. Drubba; Kassenführer: 
Dipl.-Ing. Dr. Neumeister; 1. Schrift- 
führer: Dipl.-Ing. Dewitz; 2. Schriftführer: 
Dipl.-Ing Koschmieder; 3. Schriftführer 
Dipl.-Ing. Senneberg; 1. Beisitzer Dipl.» 
ing. Qütschow; 2. Beisitzer: Dipl.-Ing. Dr. 
Dieckmann. | 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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M. H.! Als ich von Ihrem Vorstande 
mit der Einladung bechrt wurde, heute hier 
zu sprechen, wählte ich cin Thema, das 
gegenwärtig problematischer erscheint, als 
man vor wenigen Jahren für möglich ge- 
halten hätte. Selbst in den Vereinigungen, 
die sich vorzugsweise der Förderung der 
Sozialpolitik widmen, ist man an der Ent- 
wicklung irre geworden. So erklärte z. B. 
im Verein für Sozialpolitik Professor 
Alfred Weber: „Wir müssen uns die 
Frage vorlegen, ob wir bei dem bisherigen 
Arbeiten an diesem Problem nicht gewisse 
Dinge unbeachtet gelassen haben, ob wir 
die Anwendung des technischen Mittels der 
Verstaatlichung und Kommunalisierung 
nicht zu leicht genommen haben, und ob 
wir nicht... genau das Gegenteil von dem 
erreichen, was wir eigentlich wollten, ob 
wir nicht Bindungen psychischer Kräfte 
fortgesetzt herbeiführen, wo wir solche aus- 


Die Zukunft der Sozialpolitik. 


Aus einem Vortrag!), gehalten vor der Hauptversammlung des Vereins deutscher Eisenhüttenleute 
am 24. März 1912 zu Düsseldorf. 


Von Ludwig Bernhard, ord. Professor der Staatswissenschaften an der Universität Berlin. 
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lösen wollen, ob wir nicht Unselbständig- 
keit schaffen, wo wir Selbständigkeit her- 
vorrufen wollen, ob wir nicht Knechtschaft 
schaffen, wo wir Freiheit herbeiführen 
wollten ?).“ 

Auch Profesor von Wiese, der in 
einigen Wochen in Essen auf dem Evan- 
gelisch-sozialen Kongreß über ‚„Individu- 
alismus und Sozialısmus‘‘ sprechen wird, 
schrieb: „Wenn die Eingriffe des Staates 
in alle möglichen privaten Dinge heute ins 
Ungemessene anzuwachsen drohen, ist das 
zum geringsten die Schuld der Regierungen, 
die sich der im Parlamente, in Petitionen, 
Versammlungsbeschlüssen hervortretenden 
Bettelei um Schutz und um Geld gar nicht 


$ 1) Der vollständige Vortrag erscheint am 
18. d. M. in Nr. 16 der Zeitschrift „Stahl und 
Eisen“. 

2) Verhandlungen des Vereins für Sozial- 
politik in Wien 1909, S. 240. 
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mehr erwehren können“... „Der Beamten- 
körper wächst und wächst und verschlingt 
Unsummen von öffentlichen Geldern, das 
bürgerliche Leben wird auf Schritt und 
Tritt kontrolliert, Wohnungen und Familien- 
haushaltungen werden inspiziert, Arbeits- 
zeiten reguliert, die Baupolizei wird zu 
einer neuen Kommunalgewalt — sind wir 
eigentlich nicht schon mitten drin in der 
Periode des sozialpolitischen Neomerkanti- 
lismus 3) ?“ 

Und an einer anderen Stelle: „Die Er- 
innerung, daß unsere Vorfahren jahr- 
hundertelang unter einem Zuviel an Staats- 
eingriffen gelitten haben, daß sie einen Ver- 
zweiflungskampf gegen die Einschränkung 
der freien Gzsellschaft durch den Staat 
führen mußten, begegnet kaum noch Ver- 
ständnis. Die Vorteile wirtschaftlicher 
Sicherheit gegenüber der Konkurrenz und 
der Wert der materiellen Güter werden 
allgemein überschätzt, bürgerliche Selb- 
ständigkeit und freie Entschlüssze und Hand- 
lungsfähigkeit zu gering bewertet *).“ 

Diese Beispiele könnten erheblich ver- 
mehrt werden. Allenthalben zeigt sich die 
Unsicherheit, die besonders darin zum Aus- 
druck kommt, daß die Sozialpolitiker in ein 
und derselben Rede die staatliche Regu- 
lierung herbeirufen und sie verdammen. 

Hiermit hängt eng zusammen, daß heute 
durch die deutsche Nationalökonomie ein 
Stürmen geht, das schon manchen schweren 
Konflikt herbeigeführt hat. Es liegt mir 
fern, diese Vorgängz, die sich im Bereiche 
der Wissenschaft abspielen, vor dieses 
Forum zu ziehen, aber die Krisis, die sich 
in der deutschen Nationalökonomiz immer 
offenbarer entwickelt), hängt mit dem 
Thema: Zukunft der Sozialpolitik so eng 
zusammen, daß ich über einige Wirkungen 
nicht schweigen kann. 


3) Blätter für vergleichende Rechtswissen- 
schaft und Volkswirtschaftslehre, 5. Jahrg., Nr.7. 


4) Deutsche Wirtschafts-Zeitung, 3. Jahrg., 
22H 


») Vgl. insbesondere: Verhandlungen des 
Vereins für Sozialpolitik in Wien 1909. --- Ferner 
Ludwig Pohle, Die gegenwärtige Krisis in 
der deutschen Volkswirtschaftslehre, Leipzig 
1911. - Gustav Cohn, Wirtschaftswissenscaaft 
und Wirtschaftspolitik in der „Zeitschrift für die 
gesamte Staatswissenschaft“ 1910, Heft 1u.3. — 
Franz Oppenheimer, Besprechung des Buches 
von Pohle in den „Annalen für Soziale Politik 
und Gesetzgebung‘ 1911, Heft 2 und 3. - - Adolf 
Weber, Die Aufgaben der Volkswirtschaftslehre 
als Wissenschaft, 1999. — Derselbe, Der Kampf 
zwischen Kapital und Arbeit, 1910. — Richard 
Ehrenherg, Zur gegenwärtigen Krisis in der 
deutschen Wirtschafiswissenschaft im „Archiv für 
exakte Wirtschaftsforschung“ 1912. -> 
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Ludwig Bernhard, ord. Professor der Staatswissenschaften, Die Zukunft der Sozialpolitik 


Lassen Sie uns einen Blick auf die 
Arbeiterversicherung werfen. Sie 
alle wissen, daß der Versicherungsgedanke 
kerngesund ist, und mein verehrter Vor- 
redner, Herr Dr. Beumer, hat daran er- 
innert, daß ein Plan der Unfallversicherung 
hier aus Ihren Kreisen stammt. Es galt, 
ein Gegengewicht zu schaffen gegen die 
Gefahren der gewerblichen Arbeit, gegen 
Krankheit und Alterssorgen, um die Lebens- 
freude zu stärken und die Massen zu ge- 
winnen. Zugleich verband sich mit dem 
großen Unternehmen der nationale Stolz, 
daß Deutschland voranschreite, und daß 
man vom Auslande her mit Erstaunen und 
Bewunderung auf uns blickte. Daher be- 
achtete man es kaum, als einige Aerzte auf 
gewisse Schattenseiten der deutschen 
Arbeiterversicherung hinwiesein, zumal diese 
Zweifler im ärztlichen Lager selbst scharf 
zurückgewiesen wurden, denn es war noch 
die Zeit, wo jeder seinen Ruf in Gefahr 
brachte, der es wagte, die geheiligten 
Silben: „Arbeitervzrsicherung‘‘ zu prüfen. 
Nur langsam drangen die ärztlichen Kritiker 
vor. Auf dem Internationalen Kongreß, der 
im Jahre 1890 in Berlin tagte, herrschte 
noch allgemeine Unklarheit. Erst im Jahre 
1895 schlug Professor Strümpell zinen 
deutlichen Ton an*), Klarheit aber brachten 
dann die im Laufe der Jahre von allen 
Seiten zusammeng<tragenen Materialien, 
und je mehr das Material sich häufte, um 
so klarer wurde die Uebereinstimmung, 
daß die Arbeitervoersicherung, 
wie sieheute beiuns gehandhabt 
wird, schwere Gefahren in sich 
schließe. 


Hält man alles das zusammen, was im 
Laufe der Jahre bekannt geworden und 
freilich niemals recht gewürdigt worden ist, 
so ergibt sich ein Bild, das jeden stutzig 
machen muß, der sich entschließt, den 
Dingen wirklich ins Gesicht zu sehen: Ein 
Blick in die medizinische Literatur läßt er- 
kennen, daß die Lehre von der Simulation 
und von der Aggravation geradezu eine 
besondere Wissenschaft geworden ist seit 
der Arbeiterversicherung und durch die 
Arbeiterversicherung. 


Ganz allgemein wird darauf hingewiesen, 
wie die Arbeiter, die sich vor Schwäche an- 
gcblich kaum auf den Füßen halten können, 
eine wunderbare Energie zeigen, wenn es 
gilt, dem Arzt diesen Schwächezustand zu 
produzieren. In Obsrschlesien, wo besonders 
die polnische Arbeiterbevölkerung „die 

8) Ueber die Untersuchung, Beurteilung und 
Behandlung von Unfallkranken, München 1895. 
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Neigung zu außerordentlich kläglichem und 
weichlichem Wesen, zur Hingabe an die ge- 
ringsten Beschwerden und zu hypochon- 
drischer Selbstbeobachtung und Ueber- 
schätzung‘‘ zeigt, gibt es erfahrene Renten- 
bezieher, die geradezu Unterricht erteilen 
in der Simulation der traumatischen Neu- 
rose. Jedoch die Simulation ist noch richt 
einmal das Schlimmste. Weit bedenklicher 
ist, daß sich im Massenbewußtsein eine Ge- 
dankenrichtung gebildet hat, die zwischen 
jeder Erkrankung und der Rentenberech- 
tigung enge Beziehungen schafft. Infolge- 
dessen ist die Aufmerksamkeit unablässig 
auf die Vorgänge des eigenen Körpers ge- 
richtet, und es treten jene nervösen Er- 
scheinungen auf, welche die Aerzte als 
„Rentenhysterie‘ bezeichnen. Diese Krank- 
heit, die anfänglich dem Arzte als etwas 
Neues, Eigenartiges und Seltenes entgegen- 
trat, hat sich weiter und weiter ausge- 
breitet und ist heute zu einer förmlichen 
Epidemie geworden. Hierbei gehen Nerven- 
störung und Simulation untrennbar inein- 
ander *über, und oft sind die Aerzte er- 
staunt, wie die ermatteten und geistig ge- 
schwächten Kranken „mit frappicerender 
Gedächtniskraft die ihnen eigentlich ge- 
bührende Rente vorrechnen“. 

Bei der Beurteilung dieser Erscheinungen 
herrscht in der medizinischen Literatur eine 
weitgehende Uebereinstimmung, daß die bei 
uns beliebte Handhabung der sozialen Ge- 
setze di2 Hauptschuld an dem Zustande 
trage. 

Boediker, der frühere Präsident des 
Reichsversicherungsamtes, pflegte, so er- 
zählt der Senatsvorsitzende Dr. Friedens- 
burg, die Arbeiter mit Kindern zu ver- 
gleichen, die man am testen durch Güte 
gewänne. Entgegenkommen, ja Nachgiebig- 
keit erschien als die beste Methode, um 
Unannehmlichkeiten zu verhindern, um den 
gefürchteten Konflikten im Reichstage aus 
dem Wege zu gehen. Geld war ja im 
Ueberfluß vorhanden! So kam es, daß nicht 
nur jene nervösen Ansprüche gefördert 
wurden, sondern daß man auch weit über 
das erforderliche Maß hinaus Einrichtungen 
schuf, die allenthalben überspannte Vor- 
stellungen von dem unerschöpflichen Reich- 
tum der Versicherungsanstalten wecken 
mußten‘). 


‘) Ueber die Genesungsheime bemerkt Frie- 
densburg a. a. O., S. 11: „Vielerorts hält man 
die Insassen in bezug auf Speise und Trank, 
Unterkunft und Schlafgelegenheit, Zerstreuung 
und Unterhaltung so, wie sie es bisher ın ıhren 
Träumen nicht gekannt haben, also daß gar 
viele den Aufenthalt im Krankenhause dem 
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Durch derartige Einrichtungen ist der 
Wunsch der Arbeiter nach sogenannten 
„Dauerkuren‘‘ entstanden und gefördert 
worden. Der Versicherte beansprucht ein, 
zwei, drei Jahre und noch länger seine 
elektrischen Sitzungen, seine Bäder und 
Massagen, verlangt sechs- bis achtwöchent- 
liche Reisen im Jahr. So kam die Inten- 
sivbehandlung in Mode, und das Gesund- 
werden zu Hause gilt als rückständig. Hier- 
durch werden wiederum neue Anstalten er- 
forderlich. Ein Kreislauf eigener Art! 

Das Verblüffendste aber war, daß im 
Jahre 1906, als die ärztliche Sachverstän- 
digenzeitung eine Umfrage erließ®), sich 
die bedeutendsten Aerzte einstimmig gegen 
jene Intensivbehandlung erklärten, die nicht 
nur zwecklos sei, sondern geradezu schäd- 
lich, da sie die nervösen Krankheiten 
„züchte‘., 

Alles das, was ich hier im Rahmen des 
Vortrages nur kurz andeuten konnte, spielt 
sich immerfort in den verschiedensten Ge- 
genden ab, bohrt sich hinein in das Be- 
wußtsein der Massen und erzeugt neue Ge- 
wohnheiten und eine neue Moral: Bisher 
galt es in deutschen Landen als männlich, 
als vorbildlich, sich nicht zu Boden drücken 
zu lassen durch die Unfälle des Lebens. Es 
galt, die Reservekräfte, die im Menschen 
schlummern, heranzuziehen, um durch Igno- 
rierung und Gewöhnung zu überwinden. 
Jetzt berichten die Aerzte, daß diese Tu- 
gend vielfach nur außerhalb der Arbeiter- 
schaft gedeihe. 

Es liegt mir fern, zu behaupten, daß 
diese Tugend, diese Charakterstärke bei 
den Arbeitern nicht zu finden sei, aber 
man kann nicht mehr bezweifeln, daß 
jene kraftvollen Eigenschaften 
für diegroße Massc der Bevölke- 
rung bedroht sind, weil im Massen- 


eigenen Heim vorziehen lernen und, zu den 
Ihrigen zurückgekehrt, sich nicht mehr wohl- 
fühlen, sondern sich zurücksehnen nach den 
Fleischtöpfen Aegyptenlands, nach den Annehm- 
lichkeiten, die sie für ihr Verlangen zu kurz, 
aber gerade lange genug genossen haben, um 
Mißgunst und Haß gegen diejenigen zu empfin- 
den, die es nach ihrer Meinung immer so gut 
haben. Weniger wäre wiederum mehr gewesen! 
Ein Beispiel für viele: Ein solches Genesungs- 
heim, dessen Kosten auf !/, Million veranschlagt 
waren, kam schließlich auf 2700000 M. zu 
stehen; aber dafür enthielt es auch einen Saal, 
von dem der Bauleiter mit Stolz rühmte, daß 
er eine moderne Nach- und Umbildung der 
Thermen des Caracalla sei, sowie eine Kegel- 
bahn, die allein 18000 M. verschlungen hatte, 
und zur Erheiterung der Kranken waren vier 
Orchestrions aufgestellt, ein jedes zum Preise 
von 12000 M. 


°) Acrztliche Sachverständigenzeitung a.a.O. 
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bewußtsein die Ueberzeugung lebt: jede 
Erkrankung, jeder Unfall muß zum Renten- 
bezug führen, wenn man nur den Körper 
genau beobachtet... 

Das sind Nebenwirkungen, die so ins 
Große wachsen, daß es an der Zeit ist, 
offen darüber zu sprechen. Man muß sich 
darüber klar werden, daß unsere segen- 
spendenden sozialpolitischen Einrichtungen 
nur dann ein Segen sind, wenn man ihre 
Gefahren kennt und bekämpft. Wählt man 
hingegen eine Handhabung, die diktiert ist 
von der Angst vor Konflikten und von der 
Furcht vor den Massen, dann werden die 
Mittel, mit denen man kräftigere und 
frohere Menschen heranziehen wollte, 
schließlich zur Schädigung und Schwächung 
unseres Volkes führen. 


Wie diese Zustände auf energische Ver- 
änderungen hindrängen, davon nachher. 
Zuvor aber möchte ich Sie bitten, den Blick 
auf eine andere Stelle der deutschen Sozial- 
politik zu richten. Aus Ihrem Kreise ist seit 
Jahrzehnten schon darauf hingewiesen wor- 
den, daß die deutsche Sozialpolitik durch 
gewisse Einrichtungen zu einer Ausschal- 
tung der privaten Initiative, zu einer Hem- 
mung der Unternehmungslust, zu einer Ver- 
nichtung der Selbständigkeit führe, und 
daß zahllose bureaukratische Eingriffe den 
Fortschritt unserer Industrie erschweren. 
Daß Ihre Klagen nicht unbegründet waren, 
erkennt man jetzt sogar in den Kreisen, die 
viel zu einer Ausdehnung der staatlichen 
Kontrollen beigetragen haben’). Sie wissen, 
daß die Bewegung, die allmählich zu einem 
System staatlicher Kontrollen geführt hat, 
sich unter der Parole „‚Arbeiterschutz“ 
vollzieht. Der Arbeiterschutz aber hat sich 
als etwas so Notwendiges, so Segensreiches 
erwiesen, daß jedermann verpflichtet ist, 
mit Respekt und Zurückhaltung von diesen 
Dingen zu sprechen. Nur mit äußerster 
Vorsicht darf sich hier die Politik heran- 
wagen, und nur bei größter Sorgfalt läßt 
sich mit einiger Sicherheit die Grenze fin- 
den, wo die Uebertreibungen des Arbeiter- 
schutzes beginnen. Diese Grenze zu suchen, 
ist eine undankbare Aufgabe. Leicht und 
bequem ist es, den Gedanken des Arbeiter- 
schutzes in immer neuen Variationen zu 
wiederholen und sich dabei auf eine ruhm- 
reiche Vergangenheit zu berufen. Schwierig 
hingegen, aber durchaus notwendig, ist es, 
die Stelle zu finden, wo die Uebertreibungen 
einsetzen, damit nicht das, was ein Segen 
war, zum Fluch werde. 


9) Vergleiche die Zitate am Anfange dieses 
Vortrages. 
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Gerade jetzt spielt ein solcher Fall, 
dessen Beobachtung lehrreich ist. Be- 
mühungen sind im Gange, um die Nacht- 
arbeit der Jugendlichen in den Walz- und 
Hammerwerken ganz zu verbieten !"). Der 
Vorschlag erscheint in der Tat verlockend, 
erscheint als die logische Fortsetzung des 
bewährten Schutzes der Jugendlichen. Sehr 
viel anders freilich wird das Bild, wenn man 
in der Praxis Umschau hält; dann zeigt 
sich, daß die vorsichtig geordnete Nacht- 
arbeit der Jugendlichen in den Walz- und 
Hammerwerken erforderlich ist, um die 
jungen Menschen fachgemäß auszubilden, 
da sie nur so eine vollkommene Fertigkeit 
in den Betrieben mit ununterbrochenem 
Feuer gewinnen können. Aber auch die 
Arbeiterfamilien wissen, daß nur so ihre 
Jungens mit Sicherheit in die hochgelernten 
Kategorien aufsteigen können, anderenfalls 
würden sie zu einem großen Teil in die 
Klasse der Ungelernten hinabsinken. 

Das ist ein solches Beispiel, wo heute 
die Grenze erreicht ist, wo aus dem Qe- 
danken des Arbeiterschutzes direkt eine 
Schädigung der Arbeiter hervorgeht. 

Achnliche Beispiele lassen sich in Fülle 
anführen und sind Ihnen so wohlbekannt, 
daß ich nur daran zu erinnern brauche. 
Denken Sie zum Beispiel an das große Ge- 
biet der UÜcberzeitarbeit und der Arbeits- 
pausen!!). Gewiß hat die Geschichte des 
Arbeiterschutzes bewiesen, daß es in vielen 
Fällen durchaus erforderlich ist, die Arbeiter 
gegen UÜcberanstrengung zu schützen. Aber 
die eifrigen Verfechter der Zeitregulierung 
übersehen dabei, daß die Ueberstunden 
keineswegs immer ein Zeichen langer Ar- 
beitsdauer sind. Üoberstunden werden, wic 
jedermann, der die technischen Notwendig- 


10) Die Gesellschaft für soziale Reform hat 
in Gemeinschaft mit dem Giewerkvcrein der deut- 
schen Maschinenbau- und Metallarbeiter und dem 
christlichen Metallarbeiter-Verband Deutschlands 
ein Gesuch an den Bundesrat gerichtet, es möge 
die Bekanntmachung des Reichskanzlers, be- 
treffend die Beschäftigung von Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeitern in Walz- und 
Hammerwerken, vom 27. Mai 1902 (Fassung 
vom 6. Juli 1906) nicht erneuert werden, soweit 
die Zulassung jugendlicher Arbeiter zur Nacht- 
zeit ın Betracht kommt. 


11) Der Verein deutscher Eisen- und Stahl- 
industrieller hat in seiner Generalversammlunı 
vom 23. November 1919 diese Vorgänge ausführ- 
lich erörtert und am 6. Januar 1910 dem preußi- 
schen Handelsminister eine Denkschrift über- 
reicht, die wiederum verschiedenen Industriellen 
Anlaß bot, ihre Erfahrungen zu äußern. — An- 
derseits hat auch der Verein für Sozialpolitik 
insbesondere in seinen Veröffentlichungen über 
„Auslese und Anpassung der Arbeiterschaft‘“ 
(1910—1912) die Fragen der Arbeitspausen und 
Ueberstunden erörtert. 
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keiten der Industrie kennt, weiß, sogar in 
Zeiten geleistet, in denen wenig Arbeit vor- 
liegt, weil sie erforderlich sind, um die Un- 
regelmäßigkeit der täglichen Zufälle aus- 
zugleichen. 

Einige Beispiele: In den Walzwerken 
werden Ueberstunden erforderlich, wenn 
die Charge im Martinwerk nicht von der 
Qualität ist, die für eine bestimmte Arbeit 
verlangt werden muß. Das Walzprogramm, 
das im voraus aufgestellt worden ist, muß 
abgeändert werden, die vorbereitete Wal- 
zenstraße muß auf neue Blöcke warten, 
und so kommt es häufig vor, daß die Wal- 
zenwechsler mehrere Stunden ruhen müssen 
und erst nach dem Eintreffen der Ersatz- 
blöcke das Walzprogramm erledigt werden 
kann. Hier entstehen Ueberstunden, ohne 
daß von einer Ueberanstrengung die Rede 
sein könnte, und das regulierende Ein- 
greifen der Behörden gefährdet den Be- 
trieb, ohne irgend jemandem Nutzen zu 
bringen. Aehnliche Fälle ergeben sich aus 
den Unregelmäßigkeiten, die der Transport 
der Rohmaterialien und der fertigen Pro- 
dukte sehr häufig mit sich bringt. 

Hierdurch entstehen unvermeidliche Ar- 
beitspausen, bis nach Eintreffen der Züge 
das Ein- und Ausladen in verstärktem Maße 
vorgenommen werden muß. Auch so wer- 
den Ueberstunden erforderlich, die sich 
jeder pedantischen Regulierung entziehen. 

Achnliche Notwendigkeiten ergeben sich 
aus dem Vorwärmen der Konverter, der 
Kupolöfen, der Wärmöfen usw., ferner beim 
Auswechseln von Maschinen und Maschinen- 
teilen und aus den Schwankungen der Kon- 
junktur. Die Kunst der Betriebsleiter be- 
steht zu einem guten Teil darin, die Pro- 
duktion ohne Gefahren und ohne Verluste 
durch das Chaos der Zufälle hindurchzu- 
steuern. Dieser Aufgabe aber kann der 
Werkleiter nur entsprechen, wenn er über 
die Arbeitskräfte und die Arbeitszeit 
einigermaßen zu disponieren vermag; wenn 
er Ueberstunden einlegen kann, wie sich 
das aus der technischen Notwendigkeit im 
Augenblick ergibt. Greift hingegen hier cine 
bureaukratische Regulierung ein, so werden 
dem Betriebsleiter die Hände gebunden, 
der Spielraum für freies Ermessen, für 
zweckmäßiges Organisieren wird einge- 
schränkt und der Industriebetrieb verliert 
die Bewegungsfähigkeit, die eine Bedingung 
sciner Kraft ist. 

Aehnlich verhält es sich mit der Rege- 
lung der Arbeitspausen. Die tech- 
nische Eigenart des Betriebes hat in vielen 
Industrien dahin geführt, daß sich ein 
System „natürlicher Arbeitspausen‘ ausge- 
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bildet hat, welches von den Arbeitern ge- 
schickt benutzt wird, um zu essen und 
sich auszuruhen. In dieses natürliche System 
greift nun die Behörde ein, indem sie die 
Pausen ‚reguliert‘, und es ergeben sich 
dadurch Situationen, die den Betrieb ge- 
fährden und erheblich verteuern !?). 

Wenn in solcher Weise vorgegangen 
wird, wenn das Schlagwort ‚‚Arbeiter- 
schutz‘‘ benutzt wird, um den Betrieb der 
Industrie bis ins kleinste Detail zu kon- 
trollieren und zu regulieren, dann ist bald 
auf der ganzen Linie die Grenze erreicht, 
wo Vernunft Unsinn wird. Die Industrie 
ist von solchen „Grenzfällen‘ erfüllt, und 
die verantwortlichen Leiter nehmen mit 
Sorge und Bangen von jeder neuen Ver- 
ordnung Kenntnis. 

Immerfort aber sind übereifrige Sozial- 
politiker am Werke, die ohne Rücksicht auf 
die entstehenden Folgen, ohne genaue 
Kenntnis der Praxis neue Maßnahmen for- 
dern, um sich den Arbeitermassen gefällig 
zu zeigen. Man braucht nur die Protokolle 
unserer Parlamentsverhandlungen aufzu- 
schlagen, um zu erkennen, welche bedenk- 
lichen Maßnahmen so vorbereitet werden, 
und unwillkürlich erinnert man sich der 
angstvollen Frage, die Alfred Weber 
im Verein für Sozialpolitik ausrief: „Ob 
wir nicht Unselbständigkeit schaffen, wo 
wir Selbständigkeit hervorrufen wollen, ob 
wir nicht Knechtschaft schaffen, wo wir 
Freiheit herbeiführen wollten ?“ 


Ld 


Alle diese Bedenken aber, die sich aus 
der Beobachtung der deutschen Sozial- 
politik ergeben, gewinnen den tiefsten Ernst 
durch eine Erscheinung, die vielen uner- 
wartet gekommen ist. 

Wir Nationalökonomen haben fast alle 
geglaubt, daß die deutsche Sozialpolitik sich 
verjüngen werde mit dem Erstarken der 
Selbsthilfe, ‘mit dem Heranreifen der 
Arbeiterorganisationen. Wir haben die 
Lehren Brentanos und Webbs mit Be- 
geisterung vernommen und lebten der 
Ueberzeugung, daß die Arbeiter allmählich 
nicht nur in einzelnen begünstigten Indu- 
strien, sondern in ihren großen Massen zu 
wohlgeordneten repräsentativen Einrich- 
tungen kommen würden, die ein Element 
der Sicherheit und der ruhigen Entwicklung 
bilden könnten. Leider wird diese Ueber- 
zeugung durch die Ereignisse der letzten 
Jahre erschüttert. Ereignisse, die sich in 
der Praxis aller Industrieländer, in Frank- 


12) Hierbei habe ich die Bekanntmachung des 
Bundesrats vom 19. Dezember 1908 im Auge. 
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reich, Belgien, Italien, Nordamerika ab- 
spielen, und die auch in Deutschland, Eng- 
land und auf dem „Arbeiterkontinent‘“ 
Australien neuerdings einsetzen. 

Zur Charakteristik diene zunächst ein 
Beispiel aus Ihrer Praxis: Genau vor einem 
Jahre, im März 1911, entstand im Dort- 
munder Bezirk eine Arbeiterbewegung, die 
sich dahin zuspitzte, daß die Maschinisten 
Lohnerhöhungen von der Dortmunder Union 
verlangten. Die Verhandlungen mit den 
Arbeitern wurden von der Direktion der 
Dortmunder Union geführt. Da trat etwas 
Unerwartetes ein: Am 22. März — die 
Arbeiter hatten um 6 Uhr ordnungsgemäß 
begonnen — wurden um 7 Uhr in allen Be- 
trieben der Dortmunder Union Zeichen ge- 
geben. Auf diese Zeichen hin setzten die 
Arbeiter sämtliche Maschinen still, zer- 
brachen die Sicherungsvorrichtungen an den 
Aufzügen, zerstörten die elektrische Strom- 
zuleitung, rissen die Roste heraus. Zugleich 
kippten die Konverter um, und die flüssigen 
Eisenmassen ergossen sich über einen 
Arbeiter. 

Man wird sagen, das war ein Fall. Ge- 
wiß! Aber jeder, der die internationale 
Arbeiterbewegung beobachtet, erkennt hier 
die Kampfesweise wieder, die seit einem 
Jahrzehnt von den sogenannten Syndi- 
kalisten gepredigt wird, dieSabotage, die in 
Frankreich entstanden ist, und deren Metho- 
den in den anderen Ländern Eingang finden. 

Der Syndikalismus lehrt, daß sich die- 
jenigen Gewerkvereine, die dem englischen 
Ideal der Trade-Unions folgen, auf Irr- 
wegen befinden, denn die Trade-Unions, 
welche durch wohlgeordnete repräsentative 
Einrichtungen zu einer Regelung der Ar- 
beitsbedingungen gelangen wollen, seien in 
ihrer Wirkung beschränkt. Sie können 
nicht wetteifern mit den Geldmitteln der 
solidarischen Industriellen, und sie erzeugen 
auch unwillkürlich Spaltungen in der Ar- 
beiterschaft, indem sie, wie zum Beispiel 
die Amalgamated Society of Engineers, eine 
Art Arbeiteraristokratie heranziehen. Wenn 
hingegen, so sagt der Syndikalismus weiter, 
die Arbeiter Erfolge für die Massen erzielen 
wollen, wenn sie ihre Forderungen durch- 
setzen wollen, selbst gegen die stärksten 
Organisationen der Industrie, müssen sie 
andere Methoden anwenden. Sie müssen 
das schottische Ca’canny-System, das heißt 
das langsame und lässige Arbeiten ‚aus- 
bilden‘, sie müssen den Betrieb stören, in- 
dem sie z. B. Sandkörner in das Schmier- 
öl der Maschinen bringen, sie müssen Ma- 
schinen plötzlich stilllegen und so den Be- 
trieb gefährden, sie müssen die Oeffent- 
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lichkeit terrorisieren, Schrecken verbreiten, 
anarchistische Methoden anwenden, bis sie 
mit Hilfe der Furcht siegen. 

Nach der Auffassung des Trade- Unionis- 
mus hängt der Erfolg lediglich ab von der 
Güte der Arbeiterorganisation !3). Die Syn- 
dikalisten hingegen weisen darauf hin, daß 
schlecht organisierte Arbeiter oft schneller 
zum Ziele kommen als die stärksten Or- 
ganisationen. So haben z. B. die englischen 
Eisenbahner im Sommer 1911 schnell ge- 
siegt, obwohl sie keineswegs gut organi- 
siert sind!!). Sie verstanden es, die 
Oeffentlichkeit so zu terrorisieren, daß die 
Regierung aus Furcht vor Komplikationen 
einen starken Druck auf die Eisenbahn- 
gesellschaften ausübte. 

Die Nationalökonomen und Politiker, die 
da glauben, daß die Arbeiter, sofern man 
ihre Organisationen nicht beeinträchtigt, 
sich mit Notwendigkeit dem klassischen 
Ideal, das uns S. und B. Webb so. ver- 
lockend geschildert haben !’), nähern wer- 
den, rechnen nicht mit dem Prozesse der 
Entartung, der sich mit Notwendigkeit aus 
mehreren Ursachen ergibt, insbesondere 
aus der-bedenklich zunehmenden Selbstherr- 
schaft der Arbeiterführer, deren Interessen 
nicht immer identisch sind mit den’ Inter- 
essen der Geführten; dann aber auch aus 
dem Hineindrängen der ungelernten Ar- 
beitermassen in Formen, welche für ge- 
lernte Arbeiter und für abgeschlossene Be- 
rufsarten geschaffen worden sind. Für die 
so entarteten Arbeiterorganisationen aber 
gelten nicht die optimistischen Auffassun- 
gen, die von Brentano, Webb und vielen 
anderen gelehrt werden. 

Mit dieser Meinungsverschiedenheit 
hängt die Beurteilung der jetzt so aktuellen 
Frage des Schutzes der Arbeits- 
willigen eng zusammen: Solange man 
glauben konnte, daß sich die Arbeiter all- 
mählich zu wohlgeordneten Organisationen 
zusammenschließen werden, welche ein Ele- 
ment der Sicherheit und der ruhigen Ent- 
wicklung bilden, mußte man sagen: je 
schneller diese Entwicklung erfolgt, je 
mehr Arbeiter den Organisationen zu- 
strömen, je weniger sich von der gemein- 
samen Regelung des Arbeiterlebens und 
seiner Kämpfe fernhalten, um so besser. 


13) Siehe Brentano: Der Schutz der Ar- 
beitswilligen, 1912, S. 16. 

14) Die Organisationen der englischen Eisen- 
bahner leiden unter einem häufigen Wechsel der 
Mitglieder und unter einer Disziplinlosigkeit, die 
sich auf dem „Railwaymen’s Congres‘“ im Herbst 
1911 wieder deutlich gezeigt hat. 

15) S. und BB Webb: Theorie und Praxis 
der englischen Gewerkverelne. 
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Man mußte daher fordern, daß die Re- 
gierung diese Entwicklung nicht durch 
einen allzu bereitwilligen Schutz der Out- 
siders, der Arbeitswilligen, aufhalte. 

Sobald man jedoch erkennt, daß jene 
Lehre eine optimistische Verallgemeinerung 
ist, da viele Organisationen infolge der 
Oligarchie der Führer, infolge des Hinein- 
drängens der ungelernten Massen und aus 
anderen Gründen entarten, muß man den 
Schutz der Arbeitswilligen als ein wesent- 
liches Moment ansehen, um den drohenden 
Terrorismus der Arbeiterorganisationen zu 
verhindern. Hier darf der Staat nicht un- 
tätig zusehen, und nichts wäre gefährlicher 
als eine Politik der gekreuzten Arme !6). 

Faßt man zusammen, was wir bei diesem 
Rundblick gesehen haben, so muß man 
sagen, daß wir überall auf Tatsachen ge- 
stoßen sind, die nicht mehr mit den An- 
nahmen übereinstimmen, auf welche die 
deutsche Sozialpolitik gebaut ist. 

In der Arbeiterversicherung wird die 
demoralisierende Nebenwirkung zur Ren- 
tenhysterie, zu einer Massenerscheinung be- 
denklicher Art, und die Institute der Ver- 
sicherung werden teils von politischen 
Mächten abhängig, teils verfallen sie der 
Burcaukratisierung. 

Aus dem Artbeiterschutz entwickelt sich 
ein System staatlicher Kontrollen, welches, 
ohne dem Arbeiter zu nützen, die persön- 
liche Unternehmungslust hemmt. 

Auf dem Gebiete der Selbsthilfe aber, 
der Arbeiterorganisation, vollzieht sich eine 
Entartung. 

Das sind Tatsachen, die auf Reformen 
hindrängen. Nur fragt es sich, ob und wie 
heute Korrekturen des Systems möglich 
sind. Viele leugnen jede Möglichkeit, von 
dem einmal eingeschlagenen Wege irgend- 
wie abzuweichen, weil die parlamentarische 
Konstellation jede Korrektur unserer Sozial- 
politik unmöglich mache. Denn nicht nur 
die sozialdemokratischen Arbeiter sind als 
stärkste Partei des Deutschen Reichstages 
eine Macht, sondern auch das Zentrum ist 
zum Teil eine Arbeiterpartei, und seit den 


16) Viel umstritten ist in der juristischen und 
nationalökonomischen Literatur die Frage, ob 
hierfür ein neues Gesetz erforderlich ist. Für 
die Praxis freilich ist die Handhabung der heute 
geltenden Bestimmungen weit wichtiger, da die 
der Regierung heute zu Gebote stehenden Mittel 
vollständig ausreichen, wenn sie nur kraftvoll 
angewendet werden. Vgl. hierzu den auch von 
Professor Adolf Wagner unterzeichneten 
Antrag von Puttkamer, betreffend Schutz 
der Arbeitswilligen und Gewerbetreibenden. 
Nr. 63 und 64 der Drucksachen des preußischen 
Herrenhauses und die Sitzung am 12. März 1912. 
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letzten Reichstagswahlen scheinen die 
Nationalliberalen ebenfalls in eine gewisse 
Abhängigkeit von den Arbeiterwählern ge- 
kommen zu sein. 

Scheinbar also ist jegliche Korrektur 
aussichtslos. Jedoch demgegenüber möchte 
ich an das ironische Wort eines Mannes er- 
innern, der noch immer unerreicht ist in der 
feinen Beurteilung des Staatswesens: Alexis 
de Tocqueville. „Es gibt in jedem Staats- 
wesen, wie es auch gestaltet sein mag, 
einen Punkt, wo schließlich doch der ge- 
sunde Menschenverstand sich durchsetzt, da 
man erkennt, daß keine Institution imstande 
ist, den gesunden Menschenverstand völlig 
zu ersetzen.‘ | 

Der scheinbar zielsichere Schritt der 
Massen ist nicht so zielsicher, wie es den 
Anschein hat. Das zeigt sich, sobald 
zwischen den Arbeiterführern und den 
Massen der unvermeidliche Gegensatz zu- 
tage tritt. Zunächst zwar gehen die Führer 
meist in langjähriger Arbeit aus der Ar- 
beiterschaft hervor, bald aber verlangt die 
Organisationstechnik besonders vorgebil- 
dete Führer, und es kommen Männer an 
die Spitze, die das Arbeiterleben kaum je 
mit der Sohle berührt haben. Hinter ihnen 
stehen zunächst noch einheitlich die Massen, 
die durch die Kraft der Unwissenheit ihre 
Wucht erhalten, denn nicht durch die Tat- 
sachen, sondern durch den Schein werden 
sie bestimmt. Nicht dauernd aber bleiben 
die Kulissenvorgänge den Massen verbor- 
gen, und der erkannte Gegensatz zwischen 
Führern und Geführten bricht die Kraft 
der Bewegung. 

Solch Zersetzungsvorgang hat den 
stärksten Einfluß auf die Orientierung der 
öffentlichen Meinung. Denn wenn die 
Massen ihren Führern nicht mehr unbedingt 
folgen, werden die Faktoren der öffent- 
lichen Meinung, insbesondere die Presse 
und die öffentliche Rede, unabhängiger von 
den früher im Chorus vertretenen Forde- 
rungen der Arbziterführer. Eine Kritik der 
Sozialpolitik wird dann nicht mehr als „Man- 
gel an sozialem Empfinden‘ oder als „bru- 
tale Interessenvertretung gebrandmarkt, 
denn man erkennt das Selbstverständliche, 
daß die Sozialpolitik, wie alles Menschliche, 
ihre Zeiten der Dekadenz, ihre Zeiten des 
Barock hat, in der sich eine unempfundene 
Nachahmung der Menschen bemächtigt und 
man für natürliche Entfaltung ansieht, was 
in Wirklichkeit zum Teil nur ein Nach- 
äffen, ein Kopieren und ewiges Variieren 
ist. Dann wird man die mit fanatischer 
Einseitigkeit entwickelte Sozialpolitik mit 
anderen Augen betrachten, und jeder wird 
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sich dann die Frage vorlegen, die schon 
im Verein für Sozialpolitik gestellt wurde: 
„Ob wir nicht Unselbständigkeit schaffen, 
wo wir Selbständigkeit hervorrufen wollen, 
ob wir nicht Knechtschaft schaffen, wo wir 
Freiheit herbeiführen wollten ?“ 

Dann wird man den gefährlichen Rück- 
wirkungen der Sozialpolitik entgegentreten 
und nicht mehr begreifen, wie ein starkes 
Volk sich seinen eigenen Werken zum 
Sklaven geben konnte. Man wird nicht 
mehr dulden, daß Institute der sozialen 
Versicherung als Werkzeuge einer politi- 
schen Partei mißbraucht werden, und wird 
die unheilvolle Praxis bekämpfen, durch 
welche Krankheit und Rente, Unfall und 
und Rente so fest und dauernd zusammen- 


„Den Waffen ertönet mein Sang!“ In 
Hellas und in Rom richtete die Geschichts- 
schreibung ihren Blick in erster Linie auf 
die politischen Ereignisse, das Mittel- 
alter und die beginnende Neuzeit folgten 
diesem Beispiele: Pflug und Spindel traten 
beim zünftigen Historiker gegenüber dem 
Schwert in den Hintergrund. Erst ganz 
allmählich bahnte sich hierin in der Neuzeit 
ein Wandel an. Nicht mehr die rein poli- 
tischen Momente galten als das Primäre, 
auch wirtschaftliche Gesichtspunkte 
erlangten größere Bedeutung, bis diese 
Richtung ihren schärfsten Ausdruck fand in 
den Werken des historischen Materialis- 
mus, der unter Vernachlässigung aller an- 
deren Ursachenreihen die wirtschaftliche 
Seite des Geschehens allein berücksich- 
tigte. Karl Marx ist sein hervorragen- 
ster Vertreter, sein „Kapital“ die schärfste 
Kampfesansage gegen alle nur politischen 
Geschichtsschreiber. Marx ist auch der 
erste Wirtschaftshistoriker, der, wenn auch 
mit einseitig getrübtem Blick, der Technik 
mehr Beachtung schenkte, während sonst 
— auch heute noch mit seltenen Ausnahmen 
(z.B. Lamprecht!) — unsere Wissen- 
schaft vom Historiker wenig oder gar nicht 
beachtet wird. 

Dieser Mangel ist schr zu beklagen, es 
kann jedoch daraus dem Historiker allein 
kein Vorwurf gemacht werden. Für tech- 
nisch - geschichtliche Studien versagt die 

!) Lamprecht, Deutsche Geschichte. Ergänzungs- 
band II, 1 und 2. Freiburg 190374. 


Technik und Geschichtswissenschaft. 
Von Carl Ergang, Doktor der Staatswissenschaften, Charlottenburg. 
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geschlossen werden, daß die Rentenlvsteriz 
eine Volkskrankheit wurde. Dann wird 
man nicht mehr mit doktrinärer Sorglosig- 
keit ein System staatlicher Kontrollen ent- 
wickeln, das Selbständigkeit und Unterneh- 
mungslust bedroht. 

Diesen Weg zu gehen, liegt im Interess2 
der Gesamtheit, denn wir brauchen kraft- 
volle Charaktereigenschaften. In einer 
Zeit, in der Deutschland großen Entschei- 
dungen entgegengeht, können wir uns den 
Luxus der Schlaffheit nicht gönnen, dürfen 
die Unternehmungslust nicht durch staats- 
sozialistische Maßnahmen hemmen, sondern 
müssen der Industrie Spielraum lassen, um 
die Formation und Kraft zu erlangen, die 
für große Leistungen erforderlich ist. 


„geisteswissen- 
schaftlich‘“ vorgebildeten Forschers. Hier 


Kraft des ausschließlich 
muß der Ingenieur selbst ein- 
greifen. Wenn man daher dem Historiker 
Vernachlässigung der Technik vorwirft, so 
ist zu untersuchen, ob nicht auch die Schuld 
an diesem Mangel beim Ingenieur selbst 
liegt. Eine auch nur oberflächliche Prüfung 
lehrt, daß unser Stand hier eine große 
Unterlassungssünde begangen hat. 
Mildernde Umstände für diese Vernach- 
lässigung technisch - historischer Studien 
muß man jedoch den Ingenieuren zubilligen, 
wenn man die Entwicklung des Standes 
in Berücksichtigung zieht. Als jüngste 
Schwester trat vor ungefähr hundert Jahren 
die technische Wissenschaft an die Seite 
der alten ehrwürdigen Fakultäten, denn was 
vorher an Universitäten und Akademien 
von ihr geboten wurde, war nach Be- 
schaffenheit und Umfang nur gering. Der 
Jugend mangelt aber der Sinn für das Ge- 
schichtliche und die Pietät für die Ver- 
gangenheit. In vorwärtsdrängendem Eifer, 
bei der beispicllosen Entwicklung der Tech- 
nik im letzten Jahrhundert vergaß man 
über dem Geschichtemachen das Ge- 
schichteschreiben. Ganz abgesehen vom 
Mangel an Zeit, war der deutsche Ingenieur 
meist gar nicht dazu geeignet, seiner Be- 
rufswissenschaft ein historisches In- 
teresse entgegenzubringen: nur das Lebende 
hat Recht, nur was im Kampf ums Dasein 
sich behauptet, konnte sein Interesse 
fesseln; was an Maschinen und Werkzeugen 
durch besseres ersetzt werden konnte, 


Ergang, Doktor der Staatswissenschaften, Technik und Geschichtswissenschaft 


wanderte auf den „Maschinenkirchhof“ 
oder in den Gießofen. So kam es, daß wir 
vor noch gar nicht allzulanger Zeit über 
Caesars Rheinbrücke besser unterrichtet 
waren als über die ersten Dampfmaschinen 
auf deutschem Boden! — 

Noch ein weiteres Moment erklärt diese 
Nichtachtung für das Geschichtliche im 
Reiche der Technik. Unsere ersten ‚cap- 
tains of industry“ hatten sich oft aus 
kleinen Anfängen mit erstaunlicher Tat- 
kraft zu wirtschaftlicher Macht empor- 
gearbeitet, aber sie rekrutierten sich zum 
größten Teil aus dem Handwerk und dem 
Kleinbürgertum: in ihren Kindertagen war 
die Technik in unserem Vaterlande noch 
recht wenig salonfähig, ihre Vertreter 
wurden vom Geisteswissenschaftler, vom 
Juristen oder Offizier gesellschaftlich nicht 
als gleichberechtigt angesehen, und es 
wurde ihrem Berufe die Wissenschaftlich- 
keit abgesprochen. Köstlich schildert diese 
Zustände Max Maria v. Weber?) in 
seinem auch noch heute recht lesenswerten 
Aufsatze: „Wo steht der deutsche Tech- 
niker? Ein Gespräch unter vier Augen.“ 3) 
Konnte man aber beim einseitig vorgebil- 
deten Ingenieur, dem ‚„Technikanten‘‘, 
Weber ihn analog dem Begriffe Musikant 
im Gegensatz zum Musiker treffend nennt, 
historischen Sinn für seine Wissenschaft und 
seinen Beruf voraussetzen? Bei aller An- 
erkennung der hervorragenden Leistungen 
der ersten Ingenieurgeneration, hieße das, 
vom Dornbusch Früchte verlangen. Vor- 
aussetzung für technisch-historische For- 
schungen ist ein Ingeniceurstand mit um- 
fassender Allgemeinbildung, der seine 
Wissenschaft nicht aus der eingeschränkten 
Kirchturmperspektive des Berufsspezialisten 
betrachtet, sondern sie im Rahmen der ge- 
samten Kultur zu erfassen sucht. Nicht 
Technikanten, sondern ‚Techniker‘, d.h. 
„gebildete“ Ingenieure sind unerläßlich für 


eine systematische Behandlung der 
Technikgeschichte. 
Ich betone hier ausdrücklich das Bei- 


wort „systematisch“, denn an gelegent- 
lichen technisch-historischen Arbeiten hat 
es auch früher nicht gefehlt, aber der 
deutsche Ingenieur sah im Gegensatz zu 
seinem englischen und französischen Fach- 


2 M. M. v. Weber, Aus der Welt der Arbeit. 
Berlin 1907. — Webers (Sohn des Komponisten) 
Arbeiten sind in einer guten Auswahl nach seinem 
Tode von seiner Tochter, der Witwe Ernst v. Wilden- 
bruchs, unter dem obigen Titel herausgegeben worden. 


3) Weber, a.a. O. S. 474, zuerst erschienen in der 
„Deutschen Rundschau“, März 1882. 
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genossen solche Arbeiten mehr als Prunk- 
stücke an, die für den Gebrauch des all- 
täglichen Lebens zu schade waren, nur bei 
festlichen Gelegenheiten aus dem Schrein 
geholt und nachher wieder sorgsam ge- 
borgen wurden. So finden sich in Jubi- 
läums- und Festschriften (z. B. den alljähr- 
lichen Versammlungsschriften des Vereines 
Deutscher Ingenieure) manche technisch- 
historische Aufsätze, die der Wirtschafts- 
historiker mit Nutzen studieren und für 
seine Forschungen verwerten kann; der 
Ingenieur aber beschränkte sich auf diese 
monographischen Aufsätze, wenn er sich 
überhaupt damit abgab, seine Wissenschaft 
und seinen Beruf vom historischen Stand- 
punkte zu betrachten. 

Diese Gelegenheitsarbeiten sind der eine 
Weg, auf dem die Geschichtswissenschaft 
der Technik bei ihrer Entstehung sich ver- 
lor; einen anderen Pfad, den sie einschlug, 
kann man, wenn ihm auch ein gewisser 
pädagogischer Wert nicht abgesprochen 
werden soll, vom rein wissenschaftlichen 
Standpunkte aus nur als Irrweg bezeichnen: 
man schrieb technische Geschichte für die 
„reifere Jugend“ und suchte durch anek- 
dotische Schilderungen aus dem Leben 
großer Ingenieure und Industrieller im her- 
anwachsenden Geschlecht Interesse für die 
Technik wachzurufen, oder man verfaßte 
gar für illustrierte Familienblätter ‚popu- 
läre‘‘ Aufsätze über die Entwicklung ein- 
zelner Industrien. Erst in den letzten Jahren 
hat sich unsere Ingenieurwelt darauf be- 
sonnen, daß solche Formen technisch-ge- 
schichtlichen Arbeitens der deutschen In- 
genieurwissenschaft doch recht wenig an- 
stehen und besser dem Dilettantismus über- 
lassen bleiben sollten. 

Erst seit etwa zwanzig Jahren kann man 
daher von einer wirklichen technisch-ge- 
schichtlichen Wissenschaft reden. Sie 
beginnt mit der großzügig angelegten um- 
fangreichen „Geschichte des Eisens in tech- 
nischer und kulturhistorischer Beziehung“ 
von Ludwig Beckt), und ihr weiteres 
Aufsteigen ist verknüpft mit dem Namen 
Conrad Matschoß, seit einigen Jahren 
Dozent für Geschichte der Technik an der 
Berliner Technischen Hochschule Seine 
grundlegenden Arbeiten) sind dem deut- 
schen Ingenieur so bekannt — oder sollten 


4) Fünf Abteilungen, Braunschweig 1892/1903. 


5 Matschoß, Geschichte der Dampfmaschine, 
Berlin 1901. — Matschoß, Die Entwicklung der 
Dampfmaschine. Eine Geschichte der ortsfesten 
Dampfmaschine und der Lokomobile, der Schiffs- 
maschine und der Lokomotive. 2 Bände, Berlin 1903. 
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es wenigstens einem jeden sein, der seinem 
‘Berufe nicht als einseitiger Spezialist ge- 
genübersteht - , daß es .sich erübrigen 
dürfte, auf ihren Inhalt näher einzugehen. 

Die weitestgehende Förderung dieser 
technisch-historischen Arbeiten ließ sich der 
Verein Deutscher Ingenieure angelegen 
sein. Allerdings waren seine Bestrebungen 
anfangs von nur geringem Erfolge begleitet: 
ein in der Mitte der neunziger Jahre für 
eine Geschichte der Dampfmaschine er- 
lassenes Preisausschreiben blieb noch ohne 
Bearbeitung! — Erst als dann die Arbeiten 
von Matschoß erschienen und sich ihnen 
andere anschlossen — es seien hier nur die 
Namen Merckel‘) und Kammcrer‘) 
genannt —, erwachte in weiteren Kreisen 
das Interesse für geschichtliche Erfassung 
der Technik und Industrie. Für diese Be- 
strebungen hat der Verein Deutscher In- 
genieure in dankenswerter Weise jetzt 
einen Sammelpunkt geschaffen in seinem 
von Conrad Matschoß herausgegebenen, 
nunmehr in drei Bänden vorliegenden 
Jahrbuche, den „Beiträgen zur Ge- 
schichte der Technik und Indu- 
strie‘s). 

Ein ausführliches Eingehen auf den In- 
halt der zahlreichen Aufsätze verbietet die 
Rücksicht auf den Umfang unserer Erörte- 
rungen. Nur soviel sei gesagt, daß die 
einzelnen Arbeiten dem gesamten Gebicte 
der Technik entnommen sind. Neben dem 
Herausgeber, der in jedem Bande mit einer 
oder mehreren Arbeiten vertreten ist, finden 
sich Namen wie Merckel, der schon ge- 
nannte Verfasser der ‚„Ingenieurtechnik im 
Altertum‘, Karl Keller, früher an der 
Technischen Hochschule Karlsruhe, Her- 
mann Fischer, der Hannoveraner Tech- 
nologe, der schon einmal erwähnte Lud- 
wig Beck, daneben ein anderer Pionier 
technisch - historischer Forschungsarbeit, 
Theodor Beck'), und andere mehr. 

Leider noch recht spärlich vertreten 
sind die Selbstbiographien von führenden 
Männern der Industrie. Ernst Körtings 
Beispiel, der im ersten Bande eine prächtige 
Schilderung seines Lebens und Wirkens 
gibt, sollte manchen der Fachgenossen ver- 
anlassen, auch die Feder zu ergreifen und 


6) Merckel, Ingenieurtechnik im Altertum, Berlin 
1899. 


1) Kammerer, Technik der Lastenförderung einst 
und jetzt, München 1907. 


83) Band I—II, Berlin 1909, 1910, 1911. 


») Vgl. auch Th. Beck, Beiträge zur Geschichte 
des Maschinenbaues, 2. Aufl., Berlin 1900. 


zu Nutz und Frommen der deutschen Tech- 
nik und Industrie seine Lebenserfahrungen 
niederzuschreiben. Denn es gilt gerade 
jetzt, viel Versäumtzs nachzuholen: noch 
lebt mancher unter uns, der den Sieges- 
zug der neuzeitlichen Technik in seinen An- 
fängen miterlebt und für ihn mitgewirkt 
hat. Da ist es eine Pflicht gegenüber der 
jetzigen und den kommenden Ingenieur- 
generationen, die persönlichen Lebenser- 
innerungen festzulegen, und Sache unserer 
technischen Zeitschriften sollte es sein, die 
ihr nahestehenden führenden Männer der 
Technik zur Erfüllung dieser Ehrenpflicht 
anzuhalten, wie es z. B. mit so großem 
Erfolge durch die amerikanischen Fach- 
organe „Power“ und „American Machinist‘ 
gegenüber Charles T. Porter ge- 
sechchen ist!®). Es wäre eine falsche Be- 
secheidenheit oder gar eine Vernachlässigung 
einer Ehrenpflicht, wenn sich unsere lei- 
tenden Köpfe der Industrie dieser Aufgabe 
entziehen oder Zeitmangel vorschätzen 
wollten. Auf diese Weise ließen sich un- 
schätzbare Bausteine zur Geschichte der 
Technik sammeln, die sonst unwioderbring- 
lich verloren gehen würden. 

Auf einen anderen Weg zur Sammlung 
und Verarbeitung wertvollen Materials sei 
hier noch verwiesen. Wir nähern uns jetzt 
der Zeit der Jubiläen der älteren industri- 
ellen Unternehmungen. Wenn diese dem 
üblichen Brauche, zu solchen Tagen Fest- 
schriften herauszugeben, folgen, sollten s:e 
sich bei ihrer Abfassung nicht ausschließ- 
lich von dem Gedanken leiten lassen, da- 
mit besonders prächtige Reklameschriften 
in die Welt zu schicken, sondern es liegt 
im Interesse der deutschen Industrie und 
ehrt nicht minder das einzelne Werk selbst, 
wenn solche Veröffentlichungen unter rein 
wissenschaftlichen objektiven Gesichts- 
punkten abgefaßt werden: lieber weniger 
Kunstdruck und Buchschmuck und dafür 
cin einwandfreier hochstehender Inhalt. 

Eine solche zielb2wußte Förderung der 
jungen Wissenschaft der Technikgeschichte 
bringt aber nicht nur der Industrie Nutzen, 
sondern sie kann auch den Standesbestre- 
bungen der deutschen Ingenieurwelt nur 
fruchtbringend sein. Von neuen Rechten 
ist in diesen Spalten oft die Rede, von be- 
rechtigten Ansprüchen, neben den alten 
Ständen im Reiche der Wissenschaft und im 
öffentlichen Leben den gebührenden Platz 
zu gewinnen. Neue Rechte bringen aber 


10) Porter, Lebenserinnerungen eines Ingenieurs. 


Uebersetzt von Dipl. -3ng. F. u. Frau E. zur Nedden. 
Berlin 1912. 
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neue Pflichten, und eine der dringendsten 
unter ihnen ist die Beseitigung des alten 
Technikanten und seine Ersetzung durch den 
Techniker im Sinne Max Maria v. Webers. 
Nur wer nicht im einseitigen beschränkten 
Spezialistentum aufgeht, kann den Anspruch 
erheben, im heutigen Staat neben den Ver- 
tretern der reinen Geistzswissenschaften 


_ Diplom-Ingenieure als Bibliothekare. 
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seinen Platz zu erobern. Ein unerläßlicher 
Bestandteil einer wirklich modernen um- 
fassenden Allgemeinbildung ist für den 
heutigen Ingenieur aber die Kenntnis der 


Zusammenhänge seines Schaffens und 
Wirkens mit der gesamten Kultur, des 
Werdens und der Entwicklung seiner 


Wissenschaft, ihrer Dynamik. 


In Nr. 9 der Wochenbeilage zur Deutschen Bergwerks- 
Zeitung, „Technische Blätter“, findet sich über obiges Thema 
ein Aufsatz aus der Feder des Herin Dr. phil. J. Weingärtner, 
Essen-Ruhr, dem wir nachstehende Zeilen entnehmen. 

D. Schriftl. 

Das selbstverständliche Streben der wissen- 
Schaftlich-technisch Gebildeten, im Wirtschafts- 
leben die Stellung einzunehmen, die ihnen ihrer 
Bildung nach gebührt, hat neuerdings einen Er- 
folg gezeitigt, der für das weitere Ansehen, das 
die wissenschaftlich - technische Literatur, wie 
überhaupt die Technik, in weiten Kreisen des ge- 
bildeten Publikums genießt, von großer Bedeu- 
tung sein dürfte. 

Nach einem Erlaß des Ministers der geist- 
lichen und Unterrichtsangelegenheiten ist den 
Diplom-Ingenieuren die Befähigung zum wissen- 
schaftlichen Bibliotheksdienst bei der Königlichen 
Bibliothek zu Berlin und den Königlichen Uni- 
versitätsbibliotheken zugesprochen worden. Diese 
Neuregelung entspricht einer Eingabe des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure an das ge- 
nannte Ministerium. Es ist damit den Diplom- 
Ingenieuren ein Betätigungsgebiet erschlossen, 
das bisher nur Personen offen stand, die die 
theologische, juristische, ärztliche oder philo- 
logische Staatsprüfung bestanden hatten. Für 
die Praxis kamen vorwiegend nur Philologen 
in Betracht, denen naturgemäß die wissenschaft- 
lich-technische Literatur eine terra incognita ist. 
Es liegt in dieser Zulassung eine staatliche An- 
erkennung der Gleichwertigkeit des technischen 
Studiums mit dem Uhniversitätsstudium, die, so 
sonderbar das klingen mag, sich als Hebung 
des Standes der Ingenieure wenigstens in den 
Augen des Universitäts-Akademikers durchsetzen 
wird. 

Die Zulassung ist um so freudiger zu be- 
grüßen, als sie auch einem dringenden, prak- 
tischen Bedürfnis entspricht; denn wie die Unter- 
suchungen des Ingenieurs und Schriftstellers 
Herrn Matschoß seinerzeit feststellten, erfährt 
die technisch-wissenschaftliche Literatur in der 
Königlichen Bibliothek zu Berlin eine Behand- 
lung, die schon nicht mehr als stiefmütterlich 
zu bezeichnen ist. Selbstverständlich kann man 


von einer Universitätsbibliothek, die edensorut 
speziellen Zwecken dienen soll, wie die Biblio- 
thek der Technischen Hochschule, einen weiten 
Bestand an technisch-wissenschaftlicher Literatur 
nicht verlangen, ob aber selbst die notwendivsten 
allgemeinbildenden technischen Werke vorhanden 
sind, erscheint uns sehr zweifelhaft. i 

Mit dem Eintritt von Ingenieuren in die ein- 
zelnen Bibliotheksverwaltungen ist zu hofien, 
daß der akademisch Gebildete veranlaßt wird, 
der gesamten Technik ein lebhafteres Interesse 
wie bisher entregenzubringen. Es ist leider nur 
zu wahr, daß der akademisch Gebildete fast 
durchweg den technischen Wissenschaften nicht 
nur ablehnend, sondern sogar mit Veberhebung 
gegenübersteht. Die Ursache liegt in der Un- 
kenntnis und daher Wertunterschätzung der be- 
deutenden geistigen Arbeit, die unsere hoch- 
entwickelte Technik zur Voraussetzung hat. 
Technische Kenntnisse gehören vorläufig noch 
nicht zum eisernen Bestand des Gebildeten. 
Heute noch kann irgend eine wissenschaftliche 
Autorität, sagen wir ein Sprachforscher, deren 
Fachbedeutung über jeden Zweifel erhaben ist, 
ruhig versichern, daß inm der Zusammenhang 
zwischen der Drehung cines Schalthebels’ und 
dem Leuchten der Glühbirne etwas durchaus 
fremdes sei, es wird ihm so leicht niemand 
darum die allgemeine Bildung absprechen. 

Die Nichtachtung des technischen Wissens 
gerade in akademisch gebildeten Kreisen ist eine 


merkwürdige Erscheinung, für deren Stärke 
allerdings wieder das Milieu mitspricht, in dem 
der Einzelne aufgewachsen ist. Fast immer 


findet sich die etwas dünkelhafte Ueberhebung 
— oft gewiß unbewußt — beim jungen Studenten, 
den keinerlei Lebenserfahrung und praktische 
Anschauung eines besseren belehrt hat. Das 
Wort „technisch“ hat auf den Universitäten 
direkten Gleichklang mit „mechanisch“ und be- 
zeichnet in der Umgangssprache ungefähr so 
etwas wie eine bessere Schlosserei, während 
der „Techniker“ eine Kombination von Zeichner 
und gelerntem Schlosser darstellt, dem das Prä- 
dikat wissenschaftlich zuzugestehen niemandem 
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einfällt. Die Vorstellungen über die einfachsten 
technischen Vorgänge sind meist ganz nebelhaft 
und das Bestreben, sich darüber zu unterrichten, 
bei dem weitaus größten Prozentsatz gleich null. 
Der Lehrbetrieb auf der Universität bietet in 
dieser Beziehung so gut wie gar keine An- 
regung. Ueber den Studiengang auf den Tech- 
nischen Hochschulen oder gar auf den anderen 
technischen Lehranstalten, was dort gelehrt, ge- 
lernt und geleistet wird, sind die akademischen 
Vorstellungen sehr vage und vor allem keine 
allzu hohen. Dementsprechend war noch bis 
vor wenigen Jahren die Einschätzung des Stu- 
dierenden der technischen Fächer durch den 
Universitätsstudenten. Ein technisches Studium 
galt noch vor zehn Jahren als etwas sozial 
minderwertiges, und die Zahl derer, die aus 
diesem Grunde trotz guter Begabung für die 
technischen Wissenschaften lieber ein Univer- 
sıtätsstudium wählten, dürfte größer sein, wie 
man vielleicht anzunehmen geneigt ist. 

Die Quelle der akademischen Ueberhebung ist 
in erster Linie die Tradition. Jahrhundertelang 
galten die Universitäten, gewiß mit Recht, als 
die einzigen Pflegestätten der Wissenschaft. Die 


Hochschulnachrichten. 


Der technische Direktor der Firma Gebr. 
Herfeldt, Anton Hambloch, Andernach 
a. Rh., wurde in Anerkennung seiner Verdienste 
um die deutsche Traßindustrie von der Techn. 
Hochschule Dresden zum Tr.-\ng. ehrenhalber 
ernasnt. 


Der Professor der Geologie und Paläonto- 
logie, Geh. Bergrat Dr. Adolfvon’Koenen, 
Gottingen, wurde von der Technischen Hoch- 
schule Hannover in Anerkennung seiner Ver- 
dienste um die Nutzbarmachung der geo- 
logischen Wissenschaft für die Technik und das 
wirtschaftliche Leben zum Tr.-\ng. ehrenhalber 
ernannt. 

Dem Geheimrat Prof. Walther Hempel 
in Dresden wurde in Anerkennung seiner 
Forschungen auf dem Gebiete der wissenschaft- 
lichen und angewandten Chemie von der Techn. 
Hochschule Karlsruhe der Tr.=-\\ng. ehrenhalber 
verlichen. 

An der Technischen Hochschule zu Berlin 
hat sich Dr. H. G. Müller für Phvsik 
habilitiert. 

In den Abteilungen Chemie und Hüttenkunde 
scheidet Privatdozent Dr. Jurisch aus dem 


Hochschulnachrichten — Aus der Rechtsprechung 


technischen Wissenschaften, die auch heute noch 
als jung zu bezeichnen sind, hatten dagegen in 
den Tagen ihrer Kindheit alle Krankheiten dieser 
Periode zu überwinden und, noch der heutigen 
Generation bewußt, manche Krise durchzu- 
machen, ehe sie die jetzige Höhe erreichten. 
Ein weiterer nicht zu unterschätzender Faktor 
dürfte die Titelfrage gewesen sein, die in 
unserem Vaterlande immer eine große Rolle ge- 
spielt hat. Hierin bot die Universität ganz 
andere Chancen und Möglichkeiten, während der 
schlichte Titel eines Ingenieurs dem mit den 
Verhältnissen nicht vertrauten wenig ader gar 
nichts zu sagen hat, und der Tr.-\ng. erst eine 
ganz moderne relativ seltene Erscheinung ist. 

Die auch durch nichts berechtigte Aber- 
kennung der Gleichwertirkeit der Wissenschaften 
erfährt erst neuerdings langsam eine Wandlung 
zum Bessern. Nicht zum wenigsten tragen die 
immer mehr aufkommenden Besichtigungen von 
industriellen Werken usw., die dem staunenden 
Laien einen Einblick in ein bisher nicht geahntes 
Reich scheinbarer Wunder gestatten, dazu bei, 
den technischen Wissenschaften die Anerkennung 
zuzugestehen, die ihnen gebührt. 


Vorstande der Technischen Hochschule zu Berlin 
aus. 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Darmstadt. 

Beitrag zur Messung von Luft- 
mengen von Tipl-3ug. Heinrich Bachmann. 
Heidelberg, Buchdruckerei von Carl Pfeffer, 1912. 

UeberHalogenäthyleneundderen 


Polymerisationsprodukte von Tipl. 
ng. Oskar Fritsche, Zielenzig, 1911. 
Technische Hochschule Karlsruhe. 

Das württembergische Präzisi- 


onsnivellement von ipl- Ang. P. Werk- 
meister. Stuttgart. Carl Grüninger, 1912. 


Technische Hochschule München. 


Ueber das elektrometrische Ge- 
stalten von Quecksilbersalzlösun- 
gen von Dipl.-Ing. Friedrich Teltscher, Inns- 
bruck. München, Buchdruckerei J. Fuller, 1912. 

BeiträgezurKenntnisderEnzyme 
des Roggenmalzes von Tipl.-\ng. Johann 
Hilpoltsteiner. 

Ueberorganisch undanorganisch 
gebundene Phosphorsäure im Bier 
und ihre Beziehung zu Gerste und 
Malz von Tipl.. ing. Ludwig Adler. 


Literatur 


Aus der Rechtsprechung. : 


Das Recht des Ingenieurs, in seiner Stellung 
erlangte Kenntnisse über den Bau einer Ma- 
schine später für eigene Zwecke zu verwenden. 

Ein Ingenieur war etwa ein Jahr lang in einer 
Maschinenfabrik tätig gewesen und hatte nach 
seinem Ausscheiden aus ihr während einiger Zeit 
den Vertrieb der von ihr hergestellten Erzeug- 
nisse für einen bestimmten Bezirk gegen Pro- 
vision übernommen; infolge von Differenzen mit 
dem Fabrikinhaber hatte er diesem mitgeteilt, 
daß er den Vertrag als gebrochen ansehe und 
Schadensersatz fordere. — Der Ingenieur be- 
schäftigte sich nun mit dem Bau einer Arbeits- 
maschine, die bei Herstellung der von der er- 
wähnten Fabrik erzeugten Apparate Verwendung 
findet. Bevor noch diese Arbeit vollendet war, 
meldete jedoch die Fabrik diese bei ihr schon 
seit Jahren im Betrieb befindliche Maschine zum 
Patent an und strengte gegen den Ingenieur 
Klage an auf Verurteilung desselben zur Ein- 
stellung des von ihm begonnenen Baues der Ma- 
schine, Herausgabe der Maschine, soweit sie 
fertig sei, und aller auf die Maschine bezüglichen 
Zeichnungen, Skizzen und Modelle zwecks Ver- 
nichtung. Zur Begründung der Klage führte die 
Firma aus, der Beklagte benutze die bei ihr 
erworbenen Kenntnisse für eigene Zwecke zu 
ihrem Schaden. Er stehe im Begriff, eine Ma- 
schinenfabrik zu errichten, zu der die Räume 
bereits gemietet seien. Dort baue er eine der 
von der Klägerin erfundenen und von ihr ge- 
bauten Maschine genau gleiche Konstruktion; 
außerdem habe er ihr einen ihrer Arbeiter fort- 
engagiert. Mit diesen Handlungen verstoße der 
Beklagte sowohl gegen das Patentgesetz als auch 
gegen die guten Sitten. 


Das Oberlandesgericht Hamburg 
hat in seiner Entscheidung vom 15. Juni 
1911 der Auffassung der Klägerin nicht beige- 
pflichtet. Die Entscheidung stimmt der Klägerin 
darin zu, daß die Verwertung ihrer Erfindung 
durch den Beklagten für sie in erheblichem 
Grade nachteilig und daß es diesem durchaus 
bewußt gewesen sei, durch die Vorbereitung 
einer Verwertung der Erfindung für eigene 
Zwecke gegen das Interesse der Klägerin zu 
handeln. Wenn auch dieses Verhalten des Be- 
klagten von manchem Beurteiler vielleicht als 
anstoßerregend empfunden werde, so sei die 
Auffassung, daß es gegen die guten Sitten ver- 
stoße, doch nicht gerechtfertigt. Bei der Ent- 
scheidung darüber, ob in einem Handeln, das 
innerhalb des Verkehrs- und Erwerbslebens er- 
folgt, ein Verstoß gegen die guten Sitten liege, 
dürfe nur das ethische Empfinden breiterer, mit 
den Verhältnissen und Bedürfnissen des Ver- 
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kehrs- und Erwerbslebens vertrauter Schichten 
der Bevölkerung die Norm abgeben, keineswegs 
aber dürfe jede Handlung, die dem einen oder 
anderen Manne von feinfühliger Denkweise ver- 
werflich scheint, darum schon als gegen die 
guten Sitten verstoßend behandelt werden. Es 
sei davon auszugehen, daß, sobald das Ver- 
tragsverhältnis zwischen Prinzipal und Angestell- 
ten beendet sei, der Angestellte der uneinge- 
schränkte Herr seiner Fähigkeiten und Kennt- 
nisse sei. Der Angestellte sei durch die Norm 
der guten Sitten nicht schlechthin über ` seine 
Dienstzeit hinaus daran gehindert, Kenntnisse, 
die er während derselben erworben habe, zu 
verwerten; nur eine Willenseinigung zwischen 
Prinzipal und Angestelltem könne eine Bindung 
über die Dienstzeit hinaus bewirken. — Auch 
darin, daß der Beklagte einen bei der Klägerin 
beschäftigten Arbeiter zur Kündigung veranlaßt 
und in seinen Betrieb übernommen habe, sei 
kein Verstoß gegen die guten Sitten zu finden. 
— Der Beklagte habe schließlich auch nicht 
gegen das Patentgesetz verstoßen; denn es sei 
erwiesen, daß er bereits mehrere Wochen vor 
der Anmeldung des Patents durch die Klägerin 
mit den Arbeiten zur Erbauung der Maschine 
begonnen und das Modell ca. vier Wochen vor 
der Patentanmeldung fertiggestellt habe. 

Nach alledem war die gegen den Ingenieur 
gerichtete Klage abzuweisen. 


. Literatur. 


Buchbesprechungen. 


Statistik der Elektrizitätswerke in Oesterreich 
nach dem Stande vom 1. Juli 1911. Hrg. v. 
Elektrotechnischen Verein in Wien. 
4°. IV, 71 S. Wien, Selbstverlag des Elektro- 
technischen Vereins, 1911. 3,89 K. 

Dem Beispiel des Verbandes Deutscher 
Elektrotechniker folgend, wilcher seit 1895 jähr- 
lich eine „Statistik der Elektriziiätswerke in 
Deutschland“ veröffentlicht, gibt nun auch der 
Elektrotechnische Verein in Wien eine „Statistik 
der Elektrizitätswerke in Oesterreich“ heraus. 

Si? erscheint in diesem Jahre nicht mehr 
wie 1999 und 1910 als Sonderausgabe der Zeit- 
schriit „Elektrotechrik und Maschinenbau‘, son- 
dern wesentlich erweitert und vervollständigt 
zum ersten Male in Buchform. 

Der Inhalt ist in folgende sechs Abschnitte 
geteilt: A. Angaben über die am 1. Juli 1911 
im Betriebe stehenden und im Bau befindlichen 
öffentlichen Elektrizitätswerke in Oesterreich. 
B. Angaben über die öffentlichen Elektrizitäts- 
werke in Bosnien und Herzegowina. C. Ver- 
zeichnis der bestehenden und im Bau befind- 
lichen Werke, über welche keine Angaben er- 
hältlich waren. D. Verzeichnis der Orte, in 
denen Strom abgegeben wird. E. Verzeichnis 
der Elektrizitätswerke nach Kronländern ge- 
ordnet. F. Ergebnisse der Statistik. 
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Im Abschnitt A interessieren vor allem die 
Angaben über Einwohnerzahl des versorgten 
Ortes bzw. Gebietes, diz Zentralengröße (3 Spal- 
ten) und das Anlagekapital, die Anschlußziffern 
(S Spalten) und die Stromabgabe. Vorteilhaft 
wäre hier noch die Einreihung einer Rubrik 
für di? höchste im Jahre auftretende Zentralen- 
belastung. 

Von den Ergebnissen der Statistik sei nur 
erwähnt, daß in Oesterreich am 1. Juli 1911 
740 Werke mi: einer Gesamtleistung von 378 730 
KW. und einem Anschlußwert von 485500 KW. 
nachgewiesen wurden. 

Sehr interessante Bearbeitungen dieses 
reichen statistischen Materia!s hat L. Rosenbaum 
in der Zeitschrift Elektrotechnik und Maschinen- 
bau 1911 (Heft 40 u. 47) veröffentlicht. 


O. Koppitz. 


Verbandsnachrichten. - 


Vorstandsbericht. 


Als Mitglieder wrrden aufgenommen die 

Herren Tipt.-‘ng.: 

Bischoff, Otto, Assistent an der Kgl. Techn. 
Hochschule zu Hannover, Hannover, Robert- 
straße 7. 

Eckardt, Karl, Ingenieur in der Maschinen- 
fabrik Augsburg-Nürnberg Werk Augsburg, 
Augsburg, Provinzstraße 19/0. 

Friedrich, Lothar, Assistent am anorg.- 
chem. Institut der Techn. Hochschule, Danzig- 
Langfuhr, Luisenstraße 7. 

Hausmann, Max, Zivilingenicur, 
Königstraße 53. 


Hannover, 


Hornemann, George, Architekt, Königs- 
berg i. Pr., Wallenroßstraße 28. 
Hupfeld, Hermann, Konstrukteur, Cöln- 


Deutz, Siegesstraße 14. 

Klatte, Hinrich, Celle, Kl. Hehlenerstr. 37. 

r-a. Kollmann, Ernst, Hochofen-Ing., 
Duisburg-Meiderich, Feodorstraße 20. 

Kramer, Egbert, Regierungsbauführer, 
Münster i. W., Wilhelmstraße 3. 

Luft, Fritz, Ingenieur bei der Kgl. Eisenbahn- 
direktion in Frankfurt a. M., Frankfurt a. M., 
Bettinastraße 31. 

Meinrcich, Hans, städtischer Brandmeister, 
Oifizier der Berufsfeuerwehr Magdeburg, 
Magdeburg, Wilhelmstraße 8. 

Müller, Kurt, Architekt, Geschäftsführer der 
Firma Fr. Müller, Baugeselischaft m. b. H., 
Bochum, Vödestraße 45. 

Rasch, Hans, Hannover, Herschelstraße 28. 

Redeker, Friedrich W. E., Mühlenbauing., 
Frankfurt a. M., Scharnhorststraße 14. 

Reichard, Karl, Filialleiter der Eisenbeton- 
unternehmung C. H. Jerschke, Kattowitz O.-S., 
Holtzestraße 30. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, 


Verbandsnachrichten — Aus den Bezirksvereinen — Adressenänderungen 


Reinhardt, Walther, Regierungs-Bauführer, 
Breslau 1, Lessingstraße 1, HI. 

Reinhold, Otto, Assistent an der Kgl. Techn. 
Hochschule zu Aachen, Aachen, Pontstr. 1068. 

von Rieppel, A. Dr. Tr. ing. Geheimer 
Baurat, Generaldirektor der Maschinenfabrik 
Augsburg-Nürnberg A.-G., Nürnberg 24. 

Sauer, Carl Friedrich, Konstruktionsingenieur, į 
Breslau Il, Nachodstraße 10, 1. 

Schmid, Carl, Konstruktionsingenieur, 
nant der Reserve, Mülheim-Ruhr, 
straße 23 1. 

Schneider, August, 
Pankstraße 05, H I. 

Schulz, Eugen, Ingenieur bei Dyckerhoff & 
Widmann, Dresden-A., Stephaniens‘raße 9, I. 

Thorn, Gustav, Ingenieur bei der Baudepu- 
tation Hamburg, Hamburg,  Sechslings- 
pforte 14, H. 

Trenkelbach, Otto, Leiter der Zweigstelle 
Weimar des Thür. Vereins für Dampfkessel- 
betrieb, Weimar, Wörthstr. 40. 

Zimmermann, Paul, Cannstatt, Wilhelms- 
platz 6. 


Leut- 
Luisen- 


Projekteur, Berlin N., 


In die Liste der Förderer wurde ein- 
getragen: 

Herr Tipt.-\ug. Jaroslav Kozisek, Oester- 
reicher, Berechnungsinzenieur beiden Siemens- 
Schuckert-Werken, Charlottenburg, Wilmers- 
dorfer Straße 36, 11. 


: Aus den Bezirksvereinen. : 


Kiel. An Stelle von Tipl-3ng. Ulrici wurde 
Tipl.-3ng.M oeller, Oberingenieur der A.E.G., 
zum 1. Vorsitzenden gewählt. 

Osnabrück. Zuschriften für den Bezirks- 
Verein sind in Zukunft an den Schriftführer 
Dipl.-\ug. Kautter, Seminarstraße 1 b, zu 


richten. 
Adressenänderungen. 
Dipl. Jna. Richter, Friedrich, Dresden-A., Tiergartenstr. 10 
(Bangkok). 
Tr.: Jng. Steinweg, Eugen, Mülheim - Rhein, Freiheitstr. 128 
(Hörde). 


Dipl.sIng. Leyser, Ernst, Berlin W. 15, Sächsische Straße 75 III 
(Eberswalde). 

Schubert, Hans, Bielefeld, Pagenmarkt 2 (Stuttgart). 
Perko, F., München-Gladbach, Schillerstr. 25 (Glei- 
witz). 

Hanser, Carl, Mannheim B. 6. 28. 

Kieninger, L., Kattowitz, Lessingstr. 10. 
Weissenburg, B., Düsseldorf, Scheibenstr. 25 (Char- 
lottenburg). 

Düne, Joh., l.icbterfelde, Goebenstr. 12 (Hannover). 
Schmid, Fr., Pforzheim, Zähtingerstr. 45 (Höfen). 
Lindenberg, Herbert, München, Lindwurmstr. 129 I. 


Berlin-Schöneberg, Apostel- Paulus-Str. 17. 
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Bei der Erörterung über die Frage der 
rechts- und staatswissenschaftlichen Ausbildung 
der Diplom -Ingenieure und dem damit zu- 
sammenhängenden Ausbau der Technischen 
Hochschule kann man zwei von Grund auf ver- 
schiedene Wege gehen. Der bequemere und 
sich zuerst aufdrängende Weg ist folgender: 
Man betrachtet die Technische Hochschule und 
die Universität als gleichwertige höchste Bil- 
dungsanstalten, die nahe am Schlußstein ihrer 
wissenschaftlichen Entwicklungsmöglichkeit an- 
gelangt sind, so daß wohl noch eine erheb- 
liche Verbreiterung in den einzelnen Diszi- 
plinen eintreten kann, eine völlige Umge- 
staltung in ihrer Behandlung aber ausgeschlossen 
ist. Demgemäß versucht man, Lehrgebiete der 
einen Anstalt unverändert in die andere hinüber 
zu nehmen. Die Universität will durch die Ver- 
anstaltung technisch-wirtschaftlicher Kurse ihren 
Absolventen mit juristischer Bildung die Anwart- 
schaft auf alle leitenden Stellen auch für die 
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Gedanken zur rechts- und staatswissenschaftlichen Ausbildung 
der Diplom-Ingenieure und über den Ausbau der Technischen Hochschule. 


Vortrag auf der Hauptversammlung 1912 des Verbandes Deutscher Diplon-Ingenieure 
von Dipl.-Jug. v. Pasinski- Düsseldorf. 


Zukunft sichern; die Technische Hochschule 
möchte dagegen ihren Absolventen alle die- 
jenigen Fähigkeiten mit auf den Weg geben, die 
seither erfahrungsgemäß zur erfolgreichen Aspi- 
ration auf leitende Stellungen gehören. 

Die bisherigen Erörterungen dieses Themas 
bewegten sich fast alle auf dieser Linie, als 
ob es sich nur darum handle, den Diplom- 
Ingenieur mit den für leitende Stellen im Staats- 
und Kommunaldienst formell erforderlichen 
Kenntnissen auszustatten. Wichtiger wie diese 
Teilaufgabe, obwohl an deren Lösung auch die 
Gesamtheit der Ingenieure interessiert ist, er- 
scheint mir eine Untersuchung der all- 
gemeinen Entwicklungsfähigkeit 
der Technischen Hochschule. Ich 
möchte diesen Weg hier einschlagen, und wir 
werden sehen, daß ein Ausbau der Technischen 
Hochschule möglich ist, der diese Anstalt zur 
höchsten Bildungsanstalt der Zukunft machen 
kann. Damit hätten aber auch die Teilaufgaben 
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ihre Lösung gefunden, und der Ausspruch von 
Professor Franz: „Noch ein paar Jahrzehnte 
und es wird unter den preußischen Landräten 
auch solche geben, die nicht in Bonn und Heidel- 
berg, sondern in Aachen und Karlsruhe studiert 
haben!)‘“, wird zur Wahrheit. 

Jede echte Wissenschaft dient der Erfor- 
schung der Zukunft. Sie bedient sich dabei 
der Methode der Festlegung gewisser Punkte 
der Vergangenheit, um durch Verbindung dieser 
Punkte eine Gesetzmäßigkeit festzustellen, die 
dann sichere Schlüsse in die Zukunft gestattet. 
So möchte ich auch die vorliegende Frage be- 
handeln, und wir wollen versuchen, aus dem 
bisherigen Verlauf die zukünftige Entwicklung 
der Technischen Hochschule abzulesen. 

Ich möchte nicht gerade im Tertiär anfangen, 
aber viel später kann man kaum anfangen, wenn 
man von der Entwicklung der Technik spricht. 
Nicht nur mit der Verwendung des ersten Werk- 
zeuges, sondern auch mit der Verwendung 
weiterer menschlicher oder tierischer Kräfte 
unter einem Willen wurde der Mensch zum 
Techniker. 

Im Laufe der Jahrhunderte und Jahrtausende 
hat diese Technik mannigfache Gestalt ange- 
nommen. 

Die einzelnen Handwerke haben sich zu 
hoher Blüte entwickelt, und zur Bewältigung 
großer Arbeitsleistungen, zur Lösung bedeu- 
tender Kulturaufgaben, hatte man zeitweise die 
Kraft ungezählter Menschen und Tiere einem 
herrschenden Willen untergeordnet. Die Tech- 
nik war aber anders geartet wie heute. Es 
war die Technik handwerksmäßiger Erfahrung, 
des Versuchs, ohne den Kompaß der exakten 
Wissenschaft. 

Der Umwandlungsprozeß der Technik be- 
gann im 18. Jahrhundert und setzte sich im 
folgenden fort. Er vollzog sich durch das Ein- 
dringen mathematisch - naturwissenschaftlichen 
Geistes in die Technik und führte zur völligen 
Umgestaltung unseres Kultur- und unseres Wirt- 
schaftlebens. 

Nachdem so an Stelle des handwerksmäßigen 
Könnens das technische Wissen getreten war, 
wurde auch die Meisterstube für die Ausbildung 
geeigneter Techniker zu eng. Zwar blieb die 
Fühlung mit der Werkstatt und dem Werkplatz 
immer noch bestehen und wird auch in Zukunft 
bestehen bleiben müssen, aber die Ausbildung 
des Technikers ist damit nicht abgeschlossen, 
sondern in immer größerem Umfange mußte der 
technische Lehrer in diese Ausbildung eingreifen 
und sie vollenden helfen. 

Die einfache technische Schule genügte bald 
der fortschreitenden Entwicklung nicht mehr, 


1) Franz, Entstehung und Bedeutung des Wortes „Verwaltungs- 
ingenieur“. Zeitschr. d. V. D. D.-I., Jahrg. 1910, S. 6. 


Dipl.-ng. v. Pasinski, Gedanken zur rechts- und staatswissenschaftlichen Ausbildung 


die Unterrichtsdauer mußte verlängert werden, 
und durch Hinzufügung weiterer Fachab- 
teilungen entstand die Polytechnische Schule, 
aus der dann im letzten Drittel des vorigen Jahr- 
hunderts sich die Technische Hochschule ent- 
wickelte. 

Die Entwicklung der Technischen Hochschule 
betrachtete man mit der Verleihung der Be- 
rechtigung zur Erteilung akademischer Grade 
als abgeschlossen. Diese Ansicht ist heute noch 
in allen denjenigen Kreisen vorherrschend, die 
in dem akademischen Techniker weiter nichts als 
einen, wenn auch hoch qualifizierten Hilfs- 
arbeiter im staatlichen und privaten Wirtschafts- 
leben erblicken, ihm aber alle zu wirklich 
führenden Stellungen erforderlichen Qualitäten, 
auf Grund seiner „eigenartigen“, ganz anderen 
Zwecken dienenden Studien, absprechen. 

Der Gedanke einer abgeschlossenen Entwick- 
lung liegt allerdings schr nahe, wenn man die 
seit Jahrhunderten in fast unverändertem Um- 
fange bestehenden Universitäten daneben hält 
und in der dort ermöglichten Ausbildung das 
Non plus ultra der Bildung für die Führer im 
Kultur- und Wirtschaftsleben erblickt. Daß dies 
schon lange nicht mehr der Fall ist, ist von 
zuständiger Seite schon häufig und immer deut- 
licher ausgesprochen worden. Widerlegt wird 
diese Ansicht auch durch das Aufblühen der 
Technischen Hochschulen, der Handels-Hoch- 
schulen, der Gründung weiterer akademischer 
Bildungsanstalten, z. B. der Akademie für 
kommunale Verwaltung u. a. m. und besonders 
durch das Streben der Universitäten selbst, ihren 
Studierenden eine erweiterte und zeitgemäßere 
Bildung mit auf den Weg zu geben. Letzteres 
soll besonders durch die Hinzufügung technisch- 
wirtschaftlicher Kurse nach beendetem Studium 
erreicht werden. (z. B. Hannover-Göttingen 
Sommer 1911.) 

Die auf der mathematisch-naturwissenschaft- 
lichen Grundlage so schnell und glänzend er- 
folgte Entwicklung der Technischen Hochschule 
können wir keinesfalls als auch nur annähernd 
abgeschlossen erachten, vielmehr sind bestimmte 
Anzeichen heute schon vorhanden, die dieser 
Anstalt eine immer wachsende Bedeutung und 
vielleicht dominierende Stellung zuweisen. 

Wir haben gesehen, wie wir der Einstellung 
der Naturwissenschaften in den Dienst der tech- 
nischen Fertigkeiten eine völlige Umgestaltung 
dieser Handwerkertechniken verdanken und wie 
sich in unserem Wirtschafts- und Kulturleben 
damit ein ungeahnter Aufschwung vollzogen hat. 
Wir sind zur fast völligen Beherrschung der 
anorganischen Natur gelangt, und die Begeben- 
heiten, die früher als Zufallserscheinungen oder 
als der Laune böser oder guter Geister unter- 
worfen angesehen wurden, sind heute für uns 
reale Erscheinungen, die der geschickte Mensch 
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beliebig hervorrufen, gestalten, zusammenballen 
und seinen Bedürfnissen und Zwecken dienstbar 
machen und anpassen kann. 

Diesen Umwandlungsprozeß, seine Ursachen 
und Folgen finden wir besonders klar dargestellt 
in dem Werke Werner Sombarts: „Die deutsche 
Volkswirtschaft im 19. Jahrhundert‘, und ich 
darf mich hier mit dem Hinweise begnügen?). 

In die Beherrschung der anorganischer Natur 
ist die Technische Hochschule hineingewachsen, 
und an der Ausbildung der den einzelnen Arten 
der anorganischen Massen eigentümlichen Tech- 
niken hat sie bisher führend gearbeitet. Diese 
Aufgabe muß ihr auch in Zukunft bleiben. 

Die weitere Aufgabe erblickeich 
in der Eroberung der organischen 
(lebenden) Massen, der Unterord- 
nung der bisher üblichen Behand- 
lung dieser Massen unter die Ge- 
setze der Naturwissenschaften. 

Untergeordnet sind sie eigentlich heute schon 
und immer gewesen, wie auch die frühere hand- 
werksmäßige Technik diesen Gesetzen unter- 
geordnet war. Aber man kannte die Gesetz- 
mäßigkeit nicht, wußte nicht danach zu handeln, 
konnte nicht die Ursache der gewünschten 
Wirkung anpassen. Bestimmte, handwerksmäßig 
erlernte Griffe gaben in der Regel die gewünschte 
Wirkung. Der Einblick in den Vorgang selbst, 
der weitere Ausbau an Hand des Kompasses der 
exakten Wissenschaft fehlte, und jede Neuerung 
war ein Zufall, eine göttliche Eingebung des 
Erfinders. 

Indiesemhandwerksmäßigen Zu- 
stand befinden sich heute noch das 
Recht,die Wirtschaftslehre, Unter- 
richt und Erziehung. Was Brauchbares 
und Leuchtendes auf diesen Gebieten besteht, 
ist eine durch den Abschliff der Jahrhunderte 
verfeinerte Erfahrung, vergleichbar der Methode 
eines mittelalterlichen Färbers, Glasmachers oder 
Gerbers. Die exakte wissenschaftliche Grund- 
lage fehlt allen diesen Gebieten heute noch. 

Hierzu bedarf es einiger aufklärender Worte. 
In unseren geordneten Zuständen haben wir uns 
daran gewöhnt und sind in diesem Geiste er- 
zogen worden, Recht, Staat, Sprache, Erziehung 
u. a. m. als etwas Selbstverständliches, ewig Ge- 
wesenes anzusehen, und es kommt uns kaum 
noch in den Sinn, an diesen alten Vorstellungen 
zu rütteln und diese Einrichtungen als 
konstruktive Gebilde menschlichen 
Geistes aufzufassen. Daß wir es auch bei 
diesen sogenannten reinen Geistesgebieten tat- 
sächlich mit der Konstruktionsarbeit 
von Technikernanderer Fakultäten 
zu tun haben, ist erst eine Erkenntnis neuerer 
Zeit, die sich immer mehr Bahn bricht und der 


2) Werner Sombart, Die deutsche Volkswirtschaft im 19. Jahr- 
hundert. 8. Kap. Die Technik. 
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nächsten Generation vielleicht schon ebenso ge- 
läufig sein wird, wie sie uns heute noch unge- 
läufig ist. 

Daß wir es bei der Jurisprudenz mit einer 
Technik zu tun haben, hat m. W. erstmalig klar 
und deutlich Houston Stewart Chamberlain in 
dem Werke: „Die Grundlagen des 19. Jahr- 
hunderts“ in dem Kapitel über das römische 
Recht ausgesprochen. Er sagt: „Recht gibt es 
erst, wenn die Menschen es machen, es existiert 
nicht außerhalb unseres Bewußtseins‘‘. „Prin- 
zipiell ist und bleibt die Jurisprudenz eine Tech- 
nik, und manches fast unausrottbare Mißver- 
ständnis wäre vermieden worden, wenn auch 
die Fachgelehrten diese einfache Grundwahrheit 


nicht aus den Augen verloren hätten“. Er 
definiert dann weiter: „Recht ist eine 
künstlich geordnete und zwangs- 


weise von der Gesamtheit dem Ein- 
zelnen auferlegte Regelung seiner 
Beziehungen zu Anderen. Esist eine 
Nutzbarmachung jener Instinkte, 
welche den Menschen zum ge- 
selligenZusammenleben treiben, zu- 
gleich jener Not, welche ihn nolens 


volens zwingt, sich mit seines- 
gleichen zu verbinden: Liebe und 
Furcht, Geselligkeit und Feind- 


schaft“) 

Wilhelm Ostwald spricht in seinem Werke: 
„Die Forderung des Tages‘ in dem Abschnitt 
„Die energetischen Elemente des Rechtsbegriffs‘‘ 
von dem Recht als eine „rein menschliche Er- 
scheinung‘‘ und bringt uns den Nachweis, daß 
dies Gebiet nicht nur mathematisch-naturwissen- 
schaftlichem Denken zugänglich ist, sondern 
diesen Wissenschaften untergeordnet werden 
muß. Er definiert das Rechtswesen als 
„ein Verfahren, Willensgegensätze 
zwischen verschiedenen Personen 
energetisch möglichst vorteilhaft 
auszugleichen“ und sagt dann weiter: 
„DiesStrebenzurEnergieersparnis 
haben wir bereits als Wurzel aller 
technischen Kultur erkannt; hier 
finden wiresals Wurzelder Rechts- 
bildung wieder‘#). 

Also Chamberlain sowie Ostwald kommen 
auf ganz verschiedenen Wegen zu demselben 
Ergebnis: das Rechtswesen ist eine 
Technik. Damit ist aber auch das Urteil 
über die bisherige Handhabung dieses Gebietes 
gesprochen und dem Eintritt mathematisch- 
naturwissenschaftlichen Geistes die Tür geöffnet. 

Die Wirtschaftslehre ist nach dem heutigen 
Stande als eine Methode, ein Verfahren anzu- 


3) Chamberlain, Die Grundlagen des 19. Jahrhunderts. Kap. 
Röm. Recht, S. 162. 
4) Wilh. Ostwald, Die Forderung des Tages. Abschn. Die 


energetischen Grundlagen des Rechtsbegriffs, S. 392. 
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sehen, welches noch nicht zu einer eigentlichen 
Technik geworden ist, denn hierzu wäre vor 
allen Dingen die klare Herausarbeitung von 
Elementen erforderlich, welche Bezeichnung aber 
auf die unklaren Begriffe wie „Kapital“, 
„Arbeit“, „Wert“, „Nachfrage“, nicht zutrifft. 

Diese Methode befindet sich vollständig im 
Schlepptau juristischer Denkweise, obgleich 
Wirtschaft und Recht gar nichts 
miteinander zutunhaben. Unter Wirt- 
schaft versteht man die gesamte öko- 
nomische Lage. Diese hängt aber nicht 
vom Recht ab, so sehr der Schein auch zu 
dieser Unterordnung verleiten möchte, sondern 
von dem Stande von Handel und In- 
dustrie, und diese hängen einzig und allein 
vom Stande der Wissenschaft ab und 
entwickeln sich trotz mangelhafter Rechtszu- 
stände. 

Wir müssen uns allgemein davon freimachen, 
alle Gebiete des Wissens in juristischer Perspek- 
tive zu betrachten. Sie sind nur künstlich in 
diesen Gesichtskreis hineingezogen und an dem 
Maßstabe juristischer Denkweise gemessen 
worden, weil diese bisher herrschend war. Erst 
hiernach ist der exakten wissenschaftlichen 
Forschung auf allen Gebieten freie Bahn be- 
reitet. Ein kleiner bisher wenig beachteter 
Personenkreis, die „Vereinigung für exakte Wirt- 
schaftsforschung“ (Professor Dr. R. Ehrenberg), 
hat sich diese Aufgabe auf dem Gebiete des 
Wirtschaftswesens schon gestellt. 

Nun erscheint es für den Anfang schwer, 
die Wissensgebiete, die sich mit den Beziehungen 
in der lebenden Masse, deren Verbindungen, 
Mischungen und Vereinigungen befassen, ebenso 
und auf gleicher mathematisch-naturwissenschaft- 
licher Grundlage zu behandeln, wie die Wissens- 
gebiete, die diese Verhältnisse bei der toten 
Masse regeln und handhaben. Ueber das Vor- 
urteil, das uns hier befangen hält, möge ein 
Vergleich hinüberhelfen. 

Wenn der Ingenieur den Nichtfachmann vor 
einen Haufen Eisenerz führt und ihm erklärt, 
daß er daraus demnächst eine blinkende Loko- 
motive machen werde, so wird er ein mehr als 
ungläubiges Lächeln bei diesem hervorrufen. Hat 
dieser scheizbıre Erdhaufen aber erst den ersten 
Läuteru.igsprozeß im Hochofen durchgemacht, 
so scheint die Lösung der versprochenen Auf- 
gabe schon eher in die Erfaßbarkeit des Laien 
gerückt. Diese wird nach jedem erneuten Ver- 
edlungsprozeß zunehmen, und vor der Montage 
wird es gar als selbstverständlich erscheinen, 
daß daraus in der Tat eine richtige Lokomotive 
entsteht. 

Eine ähnliche Kette von Läuterungs- und Ver- 
edlingsprozessen, wie wir sie in der Ingenieur- 
technik mit dem toten Material vornehmen 
müssen, ohne deren Vorhergehen Werke der 
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Ingenieurtechnik, eine Brücke, Lokomotive, elek- 
trische Zentrale u. a. m. undenkbar sind, muß 
ebenfalls mit dem lebenden Material vorge- 
nommen werden, wenn höhere Gebilde, Staaten, 
Gesellschaftsformen, möglich gemacht werden 
sollen. Mit dem Menschenmaterial niedrigster 
Kulturstufe ist dies ebenso undenkbar, wie der 
Bau einer Dampfmaschine aus dem unveredelten 
Eisenerz. l 

Wir sehen also, das wichtige Gebiet der 
ErziehungistaucheineTechnik,die 
Technik der Veredlungsprozesse 
der lebenden Massen, und diese Technik 
kann man fundamental auch nur auf den Natur- 
wissenschaften aufbauen. 

Auch dies so wichtige Gebiet ist bisher weder 
einheitlich noch wissenschaftlich bearbeitet 
worden und blühte als Kleinhandwerk unter 
allen möglichen Methoden und Pseudowissen- 
schaften; als Staatssache erscheint die Erziehung 
erst seit etwa 100 Jahren. 

Das auf diesem Gebiete gesammelte reiche 
Material ist aber für eine einheitliche, wissen- 
schaftliche Bearbeitung reif, und es fehlt nur, 
daß man es auf naturwissenschaftlicher Grund- 
lage aufbaut. Das Werk des Münchener Studien- 
rats Dr. Kerschensteiner, „Staatsbürgerliche Er- 
ziehung der deutschen Jugend‘), ist schon fast 
vollständig eine technische Anleitung 
zur Vornahme von Veredlungspro- 
zessen an den lebenden Massen, die 
geeignet gemacht werden sollen, um daraus den 
Staatsmechanismus immer vollkommener, oder, 
um mit Ostwald zu sagen, „energiesparender“ 
zu montieren. 

Wir haben uns so über Gebiete unterrichtet, 
die nicht zur Ingenieurtechnik gehören, die wir 
aber auch als Techniken ansehen müssen und 
die gegenwärtig noch mit Hilfe mehr oder 
weniger unvollkommener, handwerksmäßiger 
Methoden betrieben werden. Wir haben ferner 
gesehen, daß diese Gebiete der mathematisch- 
naturwissenschaftlichen Behandlung nicht nur zu- 
gänglich sind, sondern nach der Ansicht nam- 
hafter Forscher erst dadurch in exakte, wissen- 
schaftliche Bearbeitung genommen werden 
können. Wir halten uns ferner gegenwärtig, 
welch’ ungeahnte Wandlungen die mathematisch- 
naturwissenschaftliche Behandlung die Technik 
der anorganischen Massen zur Folge hatte, und 
können ahnen, welch’ ungeheures Arbeitsfeld 
sich uns erschließt und welche Wandlungen die 
fortschreitende Eroberung der neuen Gebiete 
zur Folge haben wird. Wo wir jetzt nur tastend 
uns mit Meinungen und Mehrheitsbeschlüssen 
durch chaotische Zustandsformen Wege bahnen 
müssen, da wird uns zukünftig positives Wissen 
weisen, wie wir die Konstruktion einer Brücke 


3) Georg Kerschensteiner, Staatsbürgerliche Erziehung der 
deutschen lugend. 
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auch nicht durch Meinungen und Mehrheits- 
beschlüsse bewirken. 

Wir fragen an dieser Stelle aber auch, wer 
diese Arbeit leisten soll und kann. Diese Arbeit 
kann nur von der Technischen Hoch- 
schule, der mathematisch-natur- 
wissenschaftlichen Hochschule und 
ihren Jüngern bewältigt werden, denn allen 
anderen Bildungsstätten fehlt hierfür die ge- 
eignete Grundlage®t). | 

Darin erblicke ich die Kulturaufgabe 
der Technischen Hochschule, und 
damit ist auch die Entwicklungs- 
neigung und der Richtungspunkt, 
dem diese Bildungsanstalt zustrebt, 
gegeben. 

Wir haben aus der bisherigen Entwicklung 
die weitere Entwicklungsneigung zu erfassen 
versucht, wir müssen aber auch die Fehler der 
Vergangenheit sehen und werden nun so klarer 
die Notwendigkeiten des Ausbaues erkennen. 

Ein Fehler der Universitäten war es, daß 
sie die evolutionierende Bedeutung der Natur- 
wissenschaften und der sich darauf aufbauenden 
Ingenieur-Technik nicht erkannt hatten, sie nicht 
wert achteten, sie in ihren Kreis aufzunehmen. 
Die Universität hat sich dadurch der auf- 
steigenden Entiwicklungsmöglich- 
keit beraubt und die Entwicklungsfähigkeit an 
die jüngere Schwester abgetreten. Ein Fehler 
der Technischen Hochschule war es, daß sie, 
gleichsam in sich selbst zufrieden, die Bedeu- 
tung der Technologie und Wirt- 
schaftslehre nicht genügend würdigte und 
dadurch die Entwicklung der Handelshochschule 
möglich machte, deren Studiengebiet ureigen- 
stes Entwicklungsgebiet der Tech- 
nischen Hochschule ist. 

Diese Fehler muß die Zukunft ausgleichen 
und weitere dieser Art vermeiden. Wir brauchen 
eine einheitliche, exakt - wissenschaftliche For- 
schung und, auf dieser Grundlage sich auf- 
bauend, wissenschaftlich durchgebildete Tech- 


niken. Diesen Forderungen müssen die höchsten 
Bildungsanstalten genügen, um wirkliche 
Führer in Kultur und Zivilisation 
heranzubilden. 


Welche Wege wir nun bei dem geschilderten 
Ausbau gehen müssen, wird uns ebenfalls die 
bisherige Entwicklung zeigen. Die völlige Lösung 
der Aufgabe dürfte das Arbeitspensum einer 
Generation übersteigen. 


© An allen Universitäten sind Mathematik und Naturwissen- 
schaften in demselben Umfange und in teilweise noch besser aus- 
gestatteten Instituten vertreten, aber das Studium dieser Gebiete 
bildet nicht die Grundlage der Universitätsbildung. Die philo- 
sophische Fakultät ist aus dem sonst fast unveränderten, mittelalter- 
lichen Bau der Universität weit herausgewachsen und steht der 
unter dem gleichen Dache untergebrachten juristischen und theo- 
logischen Fakultät ebenso fremd gegenüber, wie die Technische 
Hochschule. 
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Ich habe einleitend gesagt, daß wir bei der 
Untersuchung dieses Gebietes nach der Methode 
der Festlegung gewisser Punkte in der Ver- 
gangenheit und der Verbindung dieser Punkte 
verfahren wollten, um dadurch nicht nur die 
Entwicklungsrichtung, sondern auch beliebige 
Zwischenpunkte der zukünftigen Entwicklung zu 
ermitteln. 

Wir haben in der Vergangenheit gesehen, 
wie Mathematik und Naturwissenschaften die 
handwerksmäßig betriebenen Techniken der an- 
organischen Massen erfaßten, sie immer mehr 
und mehr zur Abstreifung überkommener, zunft- 
mäßig erlernter, unverstandener Handhabungen 
nötigten und sie schließlich auf exakter, wissen- 
schaftlicher Grundlage aufbauten. 

Ganz denselben Weg werden wir bei der 
Eroberung der Gebiete der orga- 
nischen Massen und ihrer zunftmäßigen 
Techniken zu beschreiten haben, und die alten 
Zunftmeister werden nicht weniger hartnäckigen 
Widerstand entgegensetzen, wie man ihn einem 
Justus Liebig bei der Einführung künstlicher 
Düngung oder einem Robert Mayer und Helm- 
holtz bei der Entdeckung der Aequivalenz von 
Wärme und Arbeit bereitete. 

In die Studienpläne der Technischen Hoch- 
schule müssen wir natürlich die Gebiete auf- 
nehmen, wie wir sie vorfinden, aber nicht nur 
Rechts-, Staats- und Wirtschaftslehre, sondern 
auch Philosophie, Pädagogik, Geschichte, Geo- 
graphie, Hygiene u. a. m. 

Nachdem wir aber die Scheu vor dem Er- 
habenen, Ewigen und Göttlichen dieser Gebiete 
abgestreift haben, werden wir nicht mehr als 
einfache Lehrlinge in diese Handwerksstuben 
treten, sondern etwa wie der beratene Ingenieur 
sich in einen veralteten Gewerbebetrieb begibt. 
Er wird sich eingehend über den Zweck des 
Unternehmens unterrichten und das vorhandene 
Material auf seine Verwendbarkeit bei der be- 
absichtigten Reorganisation prüfen. Ueber die 
Art der Reorganisation wird er sich von dem 
alten Zunftmeister am besten nichts sagen 
lassen, denn da fehlt diesem die höhere Ein- 
sicht. 

Wenn der erste Ingenieur’) einen 
LehrstuhlderGeschichte erhält, ein 
Ingenieur uns über Wirtschaft und 
Verkehr unterrichtet und Ingen- 
ieure über die wissenschaftlichen 
Grundlagen der Rechtsbildung do- 
zieren, dann sind wir auf dem 
richtigen Wege, den uns natur- 
wissenschaftliche Forschung zwin- 
gend weist, die uns nötigt, uns mit 
der Beherrschung der toten Massen 


?) Unter „Ingenieur“ ist hier natürlich kein Fachtechniker zu 
verstehen, sondern ein in Mathematik und Naturwissenschaften 
und deren Anwendungsgebieten grundlegend Vorgebildeter. 
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nicht zufrieden zu geben, sondern 
auch die Bewegungen und Verhält- 
nissederlebenden Massen zu unter- 
suchen und die darin gebundenen 
Energien zwangläufig unserem 
Wollen unterzuordnen. 

Bei dem Ausbau der Technischen Hoch- 
schule müssen wir aber auch an die recht- 
zeitige Abstoßung von Entwicklungsrudimenten 
denken. Als solche möchte ich alle diejenigen 
Einrichtungen, Lehrgegenstände und Lehr- 
methoden bezeichnen, die wohl in einem früheren 
Entwicklungsstadium zweckdienlich waren, heute 
aber als Ballast anzusehen sind und besser vor 
anderen Bildungsanstalten gepflegt werden. Vor 
allem muß der Studiengang nach sogenannten 
Fachrichtungen, deren Bildung ursprünglich aus 
dem Bedürfnis des staatlichen Baudienstes ent- 
sprungen ist, fallen und freie Wahl der Studien- 
und Prüfungsgebiete als Regel eintreten*). 

Damit bin ich am Ende meines Vortrages. 
Ich wollte diese Gedanken, deren Wurzeln Jahre 


zurückliegen, an dieser geeigneten Stelle aus- 
sprechen. Mögen sie zur Nachprüfung und 
weiteren Ausarbeitung anregen. In der Ver- 
folgung der skizzierten Bahnen erblicke ich die 
wissenschaftliche Kulturaufgabe 
des Diplom-Ingenieur-Standes. 

Darum müssen wir allen Diplom-Ingenieuren 
und den Studierenden der Technischen Hoch- 
schulen empfehlen, sich auch in andere Wissens- - 
gebiete einzuarbeiten. Aber wir müssen eines 
dabei beachten: das Fundament unseres 
Studiums, der mathematisch-natur- 
wissenschaftliche Geist, muß aus 
allen unseren Arbeiten hervor- 
leuchten, und die historische Welt- 
anschauung darf die naturwissen- 
schaftliche Weltanschauung nicht 
überwuchern. Dann wird auf das 
Jahrhundert der Ingenieurtechnik 
das Jahrhundert der Ingenieure 
folgen. 


Das Recht der Angestellten an ihren Erfindungen. ') 


Von Dr. jur. Dipl.-Ing. P. Wangemann, Patentanwalt, Berlin. 


Der Anspruch ces Dienstherrn auf die 
Erfindungen von Angestellten stützt sich 
auf den $3 Abs.2 des Patentgesetzes, wo- 
nach der Erfindungsberechtigte Ein- 
spruch erheben kann, wenn der wesentliche 
Inhalt der Anmeldung seinen Beschreibun- 
gen, Zeichnungen ohne Einwilligung ent- 
nommen ist. Die bisherige Rechtskonstruk- 
tion hat nun nicht den eigentlichen Er- 


finder, sondern den Dienstherrn als Er- 
findungsberechtigten angenommen. Für 
diese Annahme sind zwei Auffassungen 


maßgebend gewesen. Bei der einen erfolgt 
der Erwerb der Erfindung durch den 
Dienstherrn dergestalt, daß die Erfindung 
bei ihrem Auftauchen im Gehirn des An- 
gestellten sofort in das Vermögen des Ge- 
schäftsherrn hineinwächst. Bei der anderen 
Auffassung entsteht die Erfindung zunächst 
bei dem Angestellten, geht aber dann, 
wenn auch ohne besonderen ausdrücklichen 
Uebergangsakt, auf Grund des Dienstver- 
trages auf den Dienstherrn über. Auf 
Grund dieser beiden Auffassungen hat sich 
die heutige Praxis des Reichsgerichts und 
des Patentamtes aufgebaut. Trotzdem muß 
eine einfache Ueberlegung zeigen, daß 
diese Rechtskonstruktionen, die zu der heu- 


) Durch die neue Prüfungsordnung der Charlottenburger 
Hochschule schon ausgesprochen. 


tigen Praxis geführt haben, nicht stichhal- 
tig sind. 

Die erste Auffassung, wonach die Er- 
findung bei dem Entstehen im Gehirn des 
Angestellten sofort in das Vermögen des 
Geschäftsherrn hineinwächst, hat zur logi- 
schen Folge, daß die Ansprüche des Ge- 


schäftsherrn gegenüber den Angestellten 


dinglicher Natur sind. Der Dienstvertrag 
aber, der für die Beziehungen zwischen 
Geschäftsherrn und Angestellten maß- 
gebend ist, begründet keine dinglichen 
Rechte. Infolgedessen muß diese Auf- 
fassung zurückgewiesen werden. 

Diese Schwierigkeit wird bei der zweiten 


Auffassung, wonach die Erfindung zwar 
zunächst bei dem Angestellten entsteht, 
aber nachher von selbst auf den 


1) Der vorliegende Aufsatz bildet eine sehr 
gedrängte Inhaltsangabe einer Broschüre von 
Patentanwalt Dr. Wangemann über „Das Recht 
der Angestellten an ihren Erfindungen‘, die im 
Verlage von W. Moeser, Berlin, Stallschreiber- 
straße 34, zum Preise von 1,50 M. erschienen 
ist. Auf diese Broschüre verweisen wir noch 
besonders, da sich eine derartig umfangreiche 
wissenschaftliche Arbeit, wie die vorliegende, 
nicht auf den hier zur Verfügung stehenden 
Raum ohne weiteres zusammendrängen läßt. 

Schrift!. 
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Geschäftsherrn übergeht, vermieden; aber 
diese Auffassung führt zu einem anderen 
Widerspruch, daß nämlich auf Grund des 
Dienstvertrages Vermögensrechte über- 
gehen sollen. Der Dienstvertrag hat nur 
die Leistung von Diensten und die Gegen- 
entschädigung zum Gegenstande, aber 
keinen Uebergang von Vermögensrechten, 
wie dies eine Erfindung ist. Aus diesem 
Grunde erscheint es notwendig, die heu- 
tige diesbezügliche Praxis einer Nach- 
revision zu unterziehen, und zu diesem 
Zwecke ist es erforderlich, auf das Wesen 
des Erfinderrechtes zurückzugreifen. 

Das Erfinderrecht als solches be- 
sitzt zunächst einen individualrechtlichen 
Teil, nämlich die Erfinderehre, und das 
Recht auf das Geheimnis. Die Erfinder- 
ehre ist die Berechtigung, sich als Erfin- 
der zu bezeichnen, und diese der Wahrheit 
entsprechende Tatsache kann nicht abge- 
stritten werden. Sie bildet aber auch einen 
rechtlichen Begriff. Die Ehre gibt ein be- 
sonderes subjektives Recht, wie der An- 
spruch auf Leben und Gesundheit, und die 
fahrlässige oder vorsätzliche Verletzung 
dieses Rechtes gibt einen Anspruch auf 
Beseitigung der Beeinträchtigung und nach 
der Auffassung des bekannten Reichs- 
gerichtsrats Plank sogar einen Anspruch auf 
Schadensersatz. Das Reichsgericht hat die 
individualrechtliche Seite des Schutzes der 
Ehre anerkannt. 

Der zweite individualrechtliche Ein- 
schlag ist die Berechtigung am Ge- 
heimnisse, nämlich seine Gedanken bei 
sich zu behalten. Man hat in dieser Be- 
ziehung auf das Recht der Angestellten die 
Auffassung vorgebracht, daß man zwar 
den Angestellten nicht durch Gewaltmaß- 
regeln zur Herausgabe seines Erfindungs- 
geheimnisses zwingen kann, wohl aber 
könne man durch Schadensersatzansprüche 
den Angestellten zwingen, sein Qe- 
heimnis preiszugeben. Diese Auffassung ist 
augenscheinlich unrichtig, denn der Dienst- 
vertrag verpflichtet nur zur Leistung 
durchschnittlicher Arbeiten, nicht aber zur 
Leistung besonders hervorragender, über 
das Normale hinausgehender Leistungen, 
wie sie eine Erfindung darstellt. Infolge- 
dessen kann von einem Schaden des Dienst- 
herrn keine Rede sein, wenn der Ange- 
stellte nicht erfindet, und dementsprechend 
ist auch ein Schadensersatzanspruch des 
Dienstherrn gegenüber dem: Angestellten 
nicht begründet, wenn der Angestellte 
nichts erfindet, oder das Geheimnis für 
sich behalten will. Eine abweichende Auf- 
fassung würde die vollständige Preis- 


gebung der menschlichen Individualität vor- 
aussetzen. Der Mensch würde in dieser Be- 
ziehung, eben weil er gerade eigene Ge- 
danken hat, schlechter gestellt sein, als 
ein Tier. Infolgedessen muß man bei dem 
Erfinderrecht dem Angestellten die Erfin- 
derehre und das Recht am Geheimnis zu- 
gestehen. 

Hat aber der Angestellte seinen Er- 
findungsgedanken durch Konstruktionen, 
Zeichnungen, Beschreibungen in die Welt 
gesetzt, so gehören die Zeichnungen, wie 
jede andere einschlägige Arbeitsleistung 
dem Dienstherrn, und der Dienstherr als 
solcher ist berechtigt, die Konstruktionen 
seines Angestellten auszuführen und auszu- 
probieren. Selbstverständlich kann es kei- 
nen Unterschied machen, ob sich die 
Dienstleistung des Angestellten auf eine 
patentfähige Neuerung oder auf etwas be- 
reits anderweitig Bekanntes erstreckt. Die 
Anfertigung von Zeichnungen und Kon- 
struktionsmitteln fällt in den Rahmen des 
Dienstvertrages. Alle Leistungen, die zur 
technischen Vervollkommnung, zur Verein- 
fachung, Verbilligung des Produktionspro- 
zesses, zur Erhöhung der Betriebssicher- 
heit beitragen, gehören zu den Verpflich- 
tungen, die Gegenstand des Dicnstvertrages 
sind. Hierbei ist es vollkommen gleichgül- 
tig, ob die Dienstleistung des Angestell- 
ten sich auf einem neuen Gcbiet bewegt 
oder sich auf ausgetretenen Pfaden hält. 
Ebenso ist es vollkommen gleichgültig, ob 
das Ergebnis der Dienstleistung nicht nur 
qualitativ, sondern auch quantitativ sich 
über ein normales Maß der Arbeitsleistung 
erhebt. Ebenso ist es vollkommen gleich- 
gültig, ob die neue Konstruktion bei einer 
evtl. Anmeldung als eine patentwürdige Er- 
findung aufgefaßt wird oder eine gewöhn- 
liche fachmännische Maßnahme darstellt. 
Jede Dienstleistung an und für sich selbst 
fällt in den Rahmen des Dienstvertrages 
hinein, und infolgedessen ist der Dienst- 
herr ohne weiteres berechtigt, die ihm ge- 
leisteten Dienste in Form von neuen Kon- 
struktionen, Besserungsvorschlägen oder 
dergleichen in Benutzung zu nehmen. 

Vollkommen getrennt von diesem Be- 
nutzungsrecht auf Grund des Dienst- 
vertrages ist das Ausschließungsrecht 
dritten Personen gegenüber. Dieses Aus- 
schließungsrecht dritten Perso- 
nen gegenüber wird durch den patent- 
rechtlichen Schutz gewährleistet. Es ist 
rein vermögensrechtlicher Natur, denn der 
Anspruch auf Erteilung des Patentes und 
der durch die nachfolgende Patenterteilung 
bedingte Anspruch auf ausschließliche Aus- 
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beutung der Erfindung gewährt Ver- 
mögensrechte. Infolgedessen ist der An- 
spruch auf Erteilung des Patentes ver- 
mögensrechtlicher Natur. Nun ermög- 
licht aber der Dienstvertrag als solcher 
nicht den Uebergang von Vermögens- 
rechten, und es gibt keine Hilfskonstruk- 
tion, die in Verbindung mit dem Dienst- 
vertrag hier einen Ausweg schaffen könnte. 
Durch den Dienstvertrag wird derjenige, 
welcher die Dienste zusagt, verpflichtet, 
dem anderen Vertragschließenden die ver- 
einbarten Dienste zu leisten. Der Dienst- 
berechtigte verpflichtet sich, dem Dienst- 
verpflichteten die vereinbarte Vergütung zu 
entrichten. Darüber hinaus können aus dem 
Dienstvertrage irgendwelche weiteren Be- 
ziehungen nicht abgeleitet werden, und 
infolgedessen kann der Uebergang des 
Patentes, d. h. des vermögensrechtlichen 
Anspruches aus der Erfindung aus der 
Hand des Angestellten in die des Dienst- 
herrn auf den Dienstvertrag nicht gestützt 
werden. 


Die vorstehenden Ausführungen führen 
zu dem Ergebnis, daß der Angestellte 
die Erfinderehre für sich in Anspruch neh- 
men kann, daß er dem Dienstherrn ein 
Mitbenutzungsrecht einzuräumen hat, das 
weder zeitlich noch materiell inhaltlich be- 
schränkt ist, daß aber das Ausschließungs- 
recht, d. h. das subjektive Patentrecht als 
vermögensrechtlicher Teil der Erfindung 
beim Angestellten verbleibt. 


Diese vorstehenden Ausführungen stützen 
sich rein theoretisch auf die Dreiteilung 
des Erfinderrechts und vermeiden es ab- 
sichtlich, die vorliegende Frage als eine 


Frage des Parteiinteresses hinzustellen. 

Sie haben nicht die Aufgabe und 
nicht den Zweck, nach der einen 
oder der anderen Richtung hin Par- 
tei zu ergreifen. Sie sind vielmehr in 


rein wissenschaftlicher Weise von den ge- 
gebenen Voraussetzungen ausgegangen, 
ohne sich um die Folgerungen für die 
Praxis zu kümmern. Aber eben, weil diese 
Ausführungen rein theoretisch aufgebaut 
sind, ist es doch vielleicht angebracht, zu, 
überlegen, welche praktischen Konsequen- 
zen aus dem Ergebnis der vorstehenden 
Zeilen zu ziehen sind. 


Nach den vorstehenden Ausführungen 
würde der Angestellte, wenn er Inhaber 
des Patentes ist, berechtigt sein, dieses 
dadurch für sich auszunutzen, daß er wei- 
tere Ausführungsrechte an dritte Personen 
erteilt. In diesem Falle würde der Dienst- 


herr nicht wesentlich anders gestellt sein, 
als ob die im Rahmen der Dienstleistung 
geschaffene Konstruktion seines Angestell- 
ten nicht zur Erteilung eines Patentes ge- 
führt haben würde. Der Dienstherr ist 
gegenüber den Lizenznehmern seiner An- 
gestellten insofern günstiger gestellt, als 
er seine Produkte um die Lizenzquote, 
die der Patentinhaber von dem Konkur- 
renten des Dienstherrn erhält, billiger ver- 
kaufen kann. Auf diese Weise findet 
immerhin noch, wenn auch nicht direkt, 
so doch wenigstens indirekt eine Bevor- 
zugung des Dienstherrn über den Rahmen 
der Dienstleistung hinaus statt. 
Wesentlich anders liegen aber die Ver- 
hältnisse, wenn eine Erfindung eng mit den 
Produktionen eines Etablissements zusam- 
menhängt. In einem solchen Falle kann 
es vorkommen, daß eine Erfindung nur für 
die spezifischen Produkte der betreffenden 
Fabrik von Bedeutung ist. So haften bei- 
spielsweise an der Metallfadenlampe einer 
Firma über 40 Patente. Jedes einzelne Pa- 
tent bezieht sich auf eine ganz bestimmte, 
ihrem Umfange nach begrenzte Konstruk- 
tion oder auf einen ganz geringen Abschnitt 
des Herstellungsverfahrens der gesamten 
Lampe. An diesen verschiedenen Patenten 
hat ein größerer Teil von Angestellten mit- 
gearbeitet, und dementsprechend würde 
auch ein größerer Teil von Angestell- 
ten die verschiedenen Patentrechte be- 
sitzen. Lediglich und ausschließlich in der 
Hand des Dienstherrn vereinigt sich das 
Mitbenutzungsrecht aller Angestellten. Der 
einzelne Angestellte aber ist in einem 
solchen Falle, wenn er das Patent für seine 
Teilerfindung besitzt, nicht in der Lage, 
dasselbe auszunutzen, weil diese seine Er- 
findung viel zu sehr spezifiziert ist, als 
daß sie ohne die übrigen Patente benutzt 
werden könnte. Er wird deshalb bei einem 
solchen Ineinandergreifen der Patente nur 
in den allerseltensten Fällen in der Lage 
sein, seine Einzelerfindung bei dritten Fir- 
men auszunutzen, wenn nicht auch die übri- 
gen 39 Angestellten ihr Patentrecht mit 
hineingeben. Daß ein Zusammenwirken 
derartig verschiedener Kräfte vollkommen 
ausgeschlossen ist, steht für jeden Prak- 
tiker außer Frage. In einem solchen Falle 
wird der Geschäftsherr die Möglichkeit, 
daß sein Angestellter mit einer dritten 
Firma verhandeln könnte, nicht zu sehr 
zu befürchten haben. Je mehr eine Erfin- 
dung mit den Spezialprodukten einer Firma 
verknüpft ist, d. h. je mehr die Erfin- 
dung aus den Fabrikbesonderheiten er- 
wachsen ist, um so schwerer wird es dem 
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Angestellten sein, sein Patent anderweitig 
zu verwerten, und umgekehrt, je mehr eine 
Erfindung aus dem Rahmen der Fabrikation 
herausfällt, je mehr sie einen selbständigen 
Weg beschreitet, je mehr der Erfinder sich 
von seiner Umgebung freigemacht hat, in 
eben diesem Maße wird der Angestellte 
sein Patent bei dritten Firmen verwerten 
können. Auf diese Weise würde 
eine vollkommen automatische 
Regelung stattfinden können. 

Ob diese Regelung für die Anforderungen 
der Praxis vollauf genügen wird, kann nicht 
Gegenstand der vorliegenden Untersuchung 
sein, sie würde sich vielmehr auf wirt- 
schaftlichem Gebiete abspielen und ist dem- 


Gerade 


so wie bei uns werden auch in 
- Oesterreich seit langer Zeit erbitterte Kämpfe 
zwischen Juristen und Ingenieuren um die Vor- 
herrschaft in der Verwaltung geführt, und wie 
hier finden sich auch dort vielfach Aeußerungen, 
die auf alles andere eher als auf Sachlichkeit 
und Unparteilichkeit Anspruch machen können. 
So erschien zum Beispiel vor einiger Zeit in 
der „Oesterreichischen Zeitschrift für Ver- 
waltung“ ein Aufsatz des Ministerial-Konzi- 
pisten Dr. F. H., betitelt: 


„Zur Frage der Stellung des 
Technikers in der Politischen Ver- 
waltung .“ 


Naci einer kurzen Streifung der Beschlüsse 
des V. oesterreichischen Ingenieur- und Archi- 
tekten-Tages kommt der Verfasser zum folgenden 
Schlusse: „Erscheinen diese auf eine bedeutende 
Besserung des Avancements der technischen Be- 
amten und auf eine Hebung des Standesniveaus 
gerichteten Forderungen einer ausgezeichnet 
organisierten Berufsvertretung von ihrem ego- 
istiichen Standpunkte ohne weiteres begreiflich, 
so ist es eine ganz andere Frage, ob die Tech- 
niker sachlich berechtigt sind, ihre Forderungen 
als solche der Allgemeinheit darzustellen und 
ihre Verwirklichung im Namen der durch ihre 
gegenwärtige Organisation angeblich geschä- 
digten öffentlichen Verwaltung zu verlangen.“ 
Dr. F. H. versucht dann diese Frage vom objek- 
tiven Standpunkte aus zu behandeln und kommt 
zu dem Ergebnisse, daß die Erfüllung der 
Wünsche der Ingenieure nicht im Interesse der 
Allgemeinheit gelegen ist. Er schreibt: „Wenn 
wir aber für die Aufrechterhaltung der bis- 
‚herigen Stellung des Juristen in der öffent- 
lichen Verwaltung eintreten, so ist für diese 


‚verhandeln, verzichtet. 
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entsprechend in anderem Zusammenhange 
zu behandeln. 

Bei einem neuen Patentgesetz wird in 
Erwägung zu ziehen sein, ob nicht evtl. 
hier ein weiterer Ausbau dadurch ge- 
schaffen werden kann, daß der Angestellte 
seinem Dienstherrn neben dem Mit- 
benutzungsrecht, das ihm so wie so zu- 
steht, ein Vorkaufsrecht an dem Patente 
bei Verhandlungen mit dritten Firmen ein- 
zuräumen hat oder gegen eine ent- 
sprechende Entschädigung auf sein Recht, 
mit dritten Firmen über seine Patente zu 
Eine derartige Er- 
wägung käme aber nur de lege ferenda 
in Betracht. 


Stellungnahme das Moment des „Glücklichen 
Besitzes“ keineswegs ausschlaggebend, sondern 
die Ueberzeugung, daß die an den Juristen 
seitens der Fachbeamten gerichtete Aufforderung: 
„Ote toi que je m’y mette“ im Interesse der 
Verwaltung selbst abzulehnen ist.“ 


Diese Ausführungen des Ministerial-Konzi- 
pisten Dr. F. H. wurden auf einem Vortrags- 
abende des „Technischen Club Salzburg‘ ge- 
bührend abgefertigt und zwar in einem Vortrage 
des Herrn Professor Ingenieur Schöck über das 
Thema: 


„Der Techniker inder Verwaltung.“ 


Professor Schöck bemerkte am Eingange 
seiner Ausführungen, daß der Untertitel! des 
Themas heute auch oft in der Fassung ‚Jurist 
oder Techniker‘ zu hören sei, und fuhr dann 
fort: Seit Jahrzehnten erheben die Techniker 
eine ganze Reihe von Forderungen, behaupten, 
daß diese im Interesse des Staates gelegen sind 
und, auf den letzten Umstand immer heftiger 
pochend, werden ihre Rufe nach Reformen immer 
lauter. Anfangs beschränkte man sich darauf, 
die Forderungen in schöne Resulutionen zu 
kleiden, die dann meistens in den Papierkorb 
wanderten, bis es dann endlich gelang, ihnen 
durch größere Organisationen mehr Nachdruck 
zu verleihen und bis endlich allseits das Bedürfnis 
nach Reformen, insbesondere solcher in der Ver- 
waltung, erwachte. 


Professor Schöck kam dann auf die Oester- 
reichischen Ingenieur- und Architekten-Tage zu 
sprechen, die bisher in den Jahren 1880, 1883, 
1891, 1900 und 1911 abgehalten wurden, und 
wies nach, daß manche bereits im Jahre 1880 
geäußerten Wünsche bis heute unerfüllt ge- 
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blieben sind. Als einige der wichtigsten Forde- 

rungen der Hochschultechniker wurde erwähnt: 

1. Einheitliche Mittelschule und Zulassung der 
Realschüler zum Uhniversitätsstudium. 

2. Schutz der Standesbezeichnung Ingenieur. 

3. Ausgestaltung der Technischen Hochschulen. 

4. Ergänzung der Kommission zur Förderung 
der Verwaltungs-Reform durch Beiziehung 
von Technikern als ständige Kommissions- 

Mitglieder. 

5. Einfluß des Technikers auf die Staats-Eisen- 
bahn-Verwaltung. 

6. Errichtung autoritativer Ingenieur-Kamnıern. 

7. Einberufung von Eisenbahn - Ingenieuren in 

den Staats-Eisenbahnrat. 

Bildung selbständiger Baudirektion. 

9. Ausgestaltung des Ministeriums für öffent- 
liche Arbeiten. 

Professor Schöck wies nach, daß die Er- 
füllung dieser Forderungen tatsächlich im In- 
teresse der Allgemeinheit gelegen sei, und fuhr 
dann fort: „Bezeichnend ist auch, daß über die 
Frage der Ausbildung und Fortbildung der 
Technischen Beamten im Staatsdienste ein Jurist 
referieren soll, daß man eine Reform der Ver- 
waltung durchführen zu können glaubte, ohne 
die Techniker als mitberatende Faktoren her- 
anzuziehen. Die Ausführungen des Dr. F.H. 
in dem eingangs erwähnten Aufsatze geben die 
Erklärung für diese Erscheinung. Dr. F. H. 
behauptet, die geistige Disziplin, wie sie dem 
Juristen durch das römische Recht zuteil wird, 
verleihe ihm im hohen Maße Anordnungsfähig- 
keit, komme ihm bei administrativen und organi- 
satorischen Arbeiten zu statten, und mit Be- 
rufung auf Bölsche und Häckel kommt er zu 
dem Schlusse, es könne für die Fachmänner 
nichts Verletzenderes bieten, dem juristischen 
Elemente die ihm natürliche Funktion des Zu- 
sSammenfassens, Ordnens und Leitens zu über- 
lassen.“ 


9 


Dem gegenüber bemerkte der Referent, 
daß die Techniker auf der logischsten aller 
Wissenschaften, der Mathematik, ihr Studium 


aufbauen, und man nur aus Vorurteilen dem 
Techniker die Leitungs- und Entscheidungs- 
fähigkeit abspreche. 

Professor Schöck kam dann noch auf die 
Staatsbaudirektionen zu sprechen und schloß mit 
den Worten: „Immer mehr wird man in der 
Zukunft über Dinge zu entscheiden haben, bei 
welchen auch technisch - wirtschaftliche Er- 
wägungen Platz greifen müssen. Wir Techniker 
haben ungeheure Energiemassen in Bewegung 
gesetzt, die Geister die wir riefen, wollen wir 
auch in das Staatsgetriebe einzuordnen trachten. 
Die Juristen haben eine jahrhunderte alte Tra- 
dition aufzuweisen, wir Techniker haben eine 
neue Zeit angebahnt, und ungeahnte Entwicklungs- 
möglichkeiten sind uns noch offen. Wenn wir 
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uns daher harmonisch zusammenfinden und 
gegenseitig ergänzen, wenn der Entfaltung der 
Persönlichkeit und der Kräfte des Einzelnen 
keine Schranken gezogen werden, dann haben 
wir Hoffnung, daß durch das Nebeneinander- 
wirken von Verwaltungs-Ingenieur und Ver- 
waltungs-Juristt Werke geschaffen werden, die 
der Gesamtheit zum Wohle gereichen.“ 

Zum Schluß ergriff noch der Präsident 
des Abgeordneten-Hauses Dr. Syl- 
vester das Wort, um ungefähr folgendes aus- 
zuführen: „Ich bin wohl vor dem Verdachte 
bewahrt, daß auch ich jenen Standpunkt ein- 
nehme, den dieser Ministerial-Konzipist ver- 
treten hat. Wenn die Techniker die Stellung 
des Juristen nicht schon in früherer Zeit ein- 
genommen — gegenwärtig leugne ich, daß dies 
nicht der Fall ist —, so beruht dies darauf, 
daß die technischen Anstalten jüngeren Datums 
sind, daß gewisse Berechtigungen erst geschaffen 
werden mußten, während die Juristen auf Grund 
uralter Berechtigungen diese Stellungen ein- 
nehmen. Vor einem Menschenalter noch hat 
man sich gebrüstet, Akademiker zu sein, und 
gewisse akademische Vereine haben nur Juristen, 
Mediziner und Philosophen aufgenommen. Auf 
einmal war dies behoben. Heute gibt es wohl 
keinen akademischen Verein mehr, der den 
Techniker nicht als gleichberechtigt ansehen 
würde. Im Leben haben sie ihre Anerkennungen 
bereits durchgesetzt und heute, glaube ich, 
werden die absolvierten Hochschultechniker als 
akademische Bürger gleichgeachtet wie Jurist 
und Mediziner. 

Wenn die Techniker in einzelnen Zweigen 
der Verwaltung diese Stellung noch nicht ein- 
nehmen, so ist das auf die frühere Stellung 
der Technischen Hochschulen und darauf zurück- 
zuführen, daß man erst Erfahrungen sammeln 
mußte, wie die Technischen Hochschulen den 
Ansprüchen der Verwaltung genügen. Ich glaube, 
was die Verwaltung anlangt, so ist das etwas 
individuelles. Ich kann mir ganz gut vor- 
stellen, daß der Bezirkshauptmann Techniker 
oder Jurist ist. Die Verwaltung ist ja eigent- 
lich nicht so recht juridisch. Jurist ist nur der 
Richter. Derjenige, welcher sich vom juridischen 
Fach abwendet, wird auch vom strengen Juristen 
als minderwärtig angesehen. 

Sie können überzeugt sein, daß Juristen, 
welche Einblick in das praktische Leben be- 
sitzen, zwischen Techniker und Juristen nicht 
den mindesten Unterschied machen. Wenn man 
große Staatsbahndirektionen und Ministerien 
leiten kann, wird man auch zusammenbringen, 
eine Bezirkshauptmannschaft oder eine Stadt- 
halterei zu leiten. Ich will daher keine Schei- 
dung wissen, ich glaube, beide sind akademisch 
gleich gebildet, beide können Verwaltungsstellen 
einnehmen.“ 


Bildungs- und Standesfragen 


Bildungs- und Standesfragen. 


Zur Reform des Hochschulstudiums der Archi- 
tekten. 


Auffällig mehren sich in der letzten Zeit 
die Vorschläge für eine Reform der Ausbildung 
der Architekten, und Hand in Hand damit er- 
tönen Klagen über die unzureichenden Vorkennt- 
nisse derjenigen Architekten, die in die Privat- 
praxis eintreten wollen. Es werden immer 
wieder Meinungen laut, das Studium der Archi- 
tektur auf eine rein künstlerische Grundlage 
zu stellen und es deshalb am liebsten von der 
Hochschule fortzunehmen. Sache des Verbandes 
wäre es daher, diesen Strömungen entgegenzu- 
arbeiten, die die Einheit und Zusammensetzung 
gefährden. Aber damit allein ist es noch nicht 
getan. Es müssen, wenn von der Seite des Ver- 
bandes Wirksames erreicht werden soll, Reform- 
vorschläge ausgearbeitet werden. Die folgenden 
Zeilen geben einige Gedanken darüber wieder 
und stellen sie zur Diskussion. 

In Nr. 93 des vorigen Jahrgangs der „Deut- 
schen Bauzeitung‘“ behauptet Professor Kreis, 
der Gewinner der Konkurrenz um das Bismarck- 
National-Denkmal, daß die jetzigen Lehrpläne 
für Architekten nicht imstande seien, für die 
Privatpraxis genügend Rüstzeug mit auf den 
Weg zu geben. Nach seiner Ansicht sind die 
Studienordnungen einseitig auf die Ausbildung 
von Verwaltungsbeamten zugeschnitten. Diese 
Behauptung ist leider zu einem sehr großen 
Teile richtig. Zu der Zeit, als diese Lehrpläne 
aufgestellt wurden, war von den neueren Be- 
strebungen, wie sie heute im Hochbau vor- 
handen sind, noch nichts zu vernehmen. Ganz 
neu sind zum Beispiel die Ziele und Aufgaben 
des Städtebaues, des Heimatschutzes hinzuge- 
kommen, ebenso sind moderne Gartenarchitektur 
und die Denkmalspflege Produkte der neuesten 
Zeit, Fächer, die vor ca.30 Jahren, als die Lehr- 
pläne generaliter aufgestellt wurden, noch un- 
bekannt waren. Daher mußten diese Materien 
erst in allerletzter Zeit mit Mühe den Lehr- 
plänen in einer Weise angegliedert werden, daß 
es dem Studierenden jetzt kaum möglich ist, 
neben den alten obligatorischen Fächern die 
modernen Disziplinen mit Erfolg zu hören und 
in sich aufzunehmen. So kommt es, daß eine 
Beherrschung aller erforderlichen Lehrzweige in 
der jetzigen Verteilung im Laufe des normalen 
vierjährigen Studienganges unmöglich wird, und 
es muß die Notwendigkeit eintreten, die bei den 
Abteilungen für Maschinenwesen und für Bau- 
ingenieurwesen längst schon mit Erfolg ein- 
geführt worden ist, nämlich eine Trennung in 
einzelne Spezialfächer nach zweijähriger ge- 
meinsamer Vorbildung in den mathematischen 
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und konstruktiven Grundlagen, die mit dem 
Bestehen des Vorexamens ihren Abschluß findet. 

Anderseits genießen heute auf der Hoch- 
schule einige Unterrichtsfächer eine Würdigung 
von allen in bezug auf die Stundenzahl, die in 
keinem Verhältnis zu ihrer späteren Verwend- 
barkeit in der Praxis steht. Dazu gehört m. 
E. die viel zu intensive Beschäftigung mit den 
historischen Stilen, die recht gut eingeschränkt 
werden kann. Im Zusammenhange damit wäre 
ein Fortfall der damit verbundenen ausgedehnten 
Uebungsstunden erwünscht. 

Da werden von dem Studierenden große Ent- 
würfe in einer historischen Stilart verlangt, die 
eine ziemlich eingehende Beherrschung der 
Einzelformen verlangen. 

Ferner wird im Uebungsunterricht zu großes. 
Gewicht auf Monumentalaufgaben gelegt. Wie- 
viel Kirchen, Schlösser, Rathäuser werden in den 
Uebungen jahraus, jahrein entworfen, und wie 
wenigen Architekten wird später nach jahre- 
langer Arbeit an kleinen Objekten wirklich Ge- 
legenheit gegeben, solche Aufgaben zu lösen. 
Daher stammt die betrübende Tatsache, daß das 
bürgerliche Mietshaus und seine Gestaltung nicht 
die ihm gebührende Achtung im Hochschul- 
unterricht erfahren können, da sich der Stu- 
dierende an übermäßig großen Monumentalauf- 
gaben versucht, die er doch nur mit ausgiebiger 
Hilfe von Assistent und Professor bewältigen 
kann. Ebenso wird der reinen Antike und ihrer 
Form auf der Hochschule zuviel Zeit und Be- 
achtung geschenkt. Der Entwurf von Gebäuden 
im antiken Stile, die nur unter antiken Verhält- 
nissen Berechtigung haben, ist meines Erachtens 
Zeitvergeudung. Die enorme, ganz unzeitge- 
mäße Wertschätzung dieser Stilepoche ist ein 
noch nicht beseitigtes Uebel aus der Schinkel- 
schen Periode. Es gehört einfach nicht mehr 
in den modernen Hochschulunterricht. 

Wegen des Zeitmangels müßte ferner die 
Behandlung detaillierter Aufgaben aus dem Ge- 
biete des Eisen- und Eisenbeton-Hochbaues und 
der schwierigen Arten von Gewölbekonstruk- 
tionen eine wesentliche Beschränkung erfahren. 
Denn die Praxis wird den Architekten später 
kaum allein, ohne Hilfe des Bauingenieurs, 
solche Aufgaben zu lösen geben, die er seiner 
Vorbildung nach nicht bewältigen kann. Man 
überlasse daher schon in der Ausbildung diese 
Gebiete ruhig den Bauingenieuren und begnüge 
sich mit der Kenntnis der Grundzüge. In gleicher 
Weise werden die Anforderungen in den juri- 
stischen und nationalökonomischen Fächern für 
die Gesamtheit der Studierenden zu hoch ge- 
spannt. Denn für juristische Fragen bietet erst 
die Praxis die richtige Schule. Es wäre im 
höchsten Grade ungerecht, der Staatsbaubeamten 
und Juristen wegen dieselbe große Menge von 
juristischen Kenntnissen gleichmäßig von allen 
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Studierenden zu verlangen, um die Gleich- 
stellung von Baubeamten und Juristen in der 
Verwaltung zu erreichen. 

So werden sich aus dem Vorhergesagten An- 
haltspunkte für eine Reform finden lassen. Zu- 
nächst ist ein Fortfall des Uebergewichts der 
historischen Stile im Unterricht dringend zu 
wünschen. Im Anschluß daran wäre es nötig, 
eine Reform der in den Uebungen anzufertigenden 
Entwürfe vorzunehmen. Insbesondere sind 
Monumentalaufgaben durch solche aus der 
bürgerlichen Baukunst möglichst zu ersetzen. 
Für den Fall einer erstrebenswerten Teilung in 
einzelne Disziplinen würde sich ein gemeinsamer 
Unterricht bis zum Vorexamen empfehlen. Dann 
wäre die Trennung in folgende Fächer vorzu- 
nehmen: Staats- und Kommunallaufbahn, Zivil- 
architekt in Verbindung mit kunstgewerblicher 
Schulung und in besonderer Berücksichtigung 
aller Zweige der bürgerlichen Baukunst und 
schließlich eine Sonderabteilung für kunst- 
geschichtlich - historische Forschung, die dann 
den historischen Stilen eine große Aufmerk- 
samkeit zuwenden könnte. Bei allen Richtungen 
jedoch wäre dem Unterricht im Veranschlagen 
und Kalkulieren ein erheblich größerer Wert 
als bisher beizulegen. 

Es müssen auf diese Weise Vorkehrungen 
geschaffen werden, daß der junge Diplom- 
Ingenieur, wenn er die Hochschule verläßt, ge- 
eignet ist, den Kampf im Erwerbsleben aufzu- 
nehmen. 

Tr.» J3ng. Heinemann. 


Hochschulnachrichten. 


Rektor und Senat der Technischen Hochschule 
zu Berlin-Charlottenburg haben soeben auf ein- 
stimmigen Antrag der Abteilung für Schiff- und 
Schiffsmaschinenbau dem Geheimen Regierungs- 
rat Profesor Carl Busley in Berlin die 
Würde eines Doktor-Ingenieurs honoris 
causa verliehen. Die Auszeichnung erfolgte in 
Anerkennung von Busleys hervorragenden Ver- 
diensten um den Schiffbau und die deutsche In- 
dustrie sowie seiner Förderung von Fachvereinen 
und Ausstellungen. Geh. Rat Busley, der jetzt 
im 62. Lebensjahre steht und der Berliner Bevoll- 
mächtigte der Schichau-Werke ist, zählt zu den 
führenden Männern auf dem Gebiete des 
‚deutschen Schiffbauwesens, das er durch eine 
große Reihe literarischer Arbeiten und vor allem 
durch seine praktische Tätigkeit gefördert hat. 
1889 hat er die Schiffbautechnische Gesellschaft 
mitgegründet, deren Vorsitzender er noch heute 
ist, und seit fast zwanzig Jahren leitet er den 
Deutschen Luftschifferverband. 


Hochschulnachrichten — Verschiedenes 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule München. 

Theorie derLuftschraubenaufAero- 
dynamischer Grundlage von Pipl.-$ng. Her- 
mann Kimmel, Augsburg. R. Oldenbourg, München, 
1912. 

Ueber solche Koordinatensysteme 
auf Flächen, bei denen die eine Schaar 
von Parameterkurven auf der andern 
gleicheStückeabschneidet von Fritz Muth, 
Augsburg. I. P. Himmer, Augsburg, 1912. 

Ueber die Darstellung von Cersilicium 
von Dipl.-Ing. Emil Sandlar, Flomersheim. 

Ueber Cumylindigo und Cumylisation 
von Dipl.-Ing. Otto Schmidt, Breslau. 


| Verschiedenes. | 


Gesellschaft Deutscher Metallhütten- und 
Bergleute. Unter zahlreicher Beteiligung fand 


hier in Hotel Kaiserhof die Gründungsver- 
sammlung der Gesellschaft Deutscher Metall- 
hütten- und Bergleute statt. Den Vorsitz führte 


Geheimrat Prof. Dr. Borchers-Aachen. Die 
neu gegründete Gesellschaft soll den häufig her- 
vorgetretenen Mangel an einer Organisation be- 
seitigen, deren Zweck auf ein inniges Zusammen- 
wirken von Wissenschaft und Praxis im deutschen 
Metallhüttenwesen und Erzbergbau unter Aus- 
schluß wirtschaftlicher Interessenvertretungen 
gerichtet ist. Der neue Verein soll auch mit 
den im Ausland tätigen deutschen Berg- und 
Hütteningenieuren in ständiger Fühlung bleiben, 
um so nach allen Richtungen hin, sachlich und 
persönlich, eine Zentralstelle für das deutsche 
Metallhütten- und Bergbauwesen zu bilden. 
Zum Vorsitzenden des neu gegründeten Vereins 
wurde Bergwerksdirektor Niedner-Carlshof 
b. Tarnowitz, zum stellvertretenden Vorsitzenden 
Professor Doeltz von der Technischen Hoch- 
schule in Charlottenburg und zum geschäfts- 
führenden Vorstandsmitglied Dr.-Ing. Nugel- 
Berlin gewählt. Dem Vorstande des neuen 
Vereins gehören außerdem noch an: Geh. 
Oberbergrat Bornhardt-Berlin, Vortragender Rat 
im Ministerium für Handel und Gewerbe, General- 
direktor Eichmeyer - Bensberg, Hüttendirektor 
Franke-Eisleben, Hüttendirektor Meusel-Berge- 
borbeck, Hüttendirektor Savelsberg-Aachen, Pro- 
fessor Schiffner-Freiberg, Hüttendirektor Zint- 
graff-Berlin und Dr. Bosenick-Berlin. In den 
Verwaltungsrat wurden gewählt: Geh. 
Regierungsrat Professor Dr. Borchers- 
Aachen, Mitglied des Herrenhauses, als Vor- 
sitzender, Generaldirektor Bergrat Dr. Vogel- 
sang -Eisleben als stellvertretender Vor- 
sitzender, Bergwerksdirektor Blumenau-Wilmers- 
dorf, Direktor Du Bois-Frankfurt a.M., Geh. 


Verschiedenes 


Bergrat Fischer-Clausthal, Professor Dr. Frie- 
drich-Breslau, Dr. Goldschmidt-Essen, Direktor 
Dr. Heberlein-Frankfurt a.M., Professor Heyn- 
Großlichterfelde, Dr. Hirsch-Halberstadt, Prof. 
Dr. Hoffmann-Clausthal, Prof. Dr. Krusch-Berlin, 
Direktor Lorenz-Duisburg,  Berginspektor a. D. 
Macco-Köln, Dr. Naumann-Frankfurt a. M., Prof. 
Dr. Peters-Berlin, Geh. Bergrat Professor Dr. 
Pufahl-Halensee, Direktor Sorge-Magdeburg- 
Buckau, Geh. Bergrat Dr. Weidtmann-Aachen 
und Geheimrat Professor Dr. Wüst - Aachen. 
Der neue Verein zählte bei der Gründung be- 
reits über 200 Mitglieder. Die Geschäftsstelle 
befindet sich in Berlin NW. 40, In den Zelten 18. 

In seinem im Anschluß an die Gründungsver- 
sammlung gehaltenen Vortrage „Die Mitarbeit 
der Hochschulen an der Förderung 
des Metallhüttenwesens seit Ertei- 
lung des Promotionsrechtes“ er- 
örterte Herr Geheimrat Borchers-Aachen 
zunächst die Umstände, welche während des ver- 
gangenen Jahrhunderts eine verhältnismäßig ge- 
ringe Mitarbeit der metallurgischen Institute der 
Technischen Hochschulen (einschließlich Berg- 
akademien) an den gewaltigen Fortschritten der 
metallurgischen Technik zur Folge hatten. Er 
führt die Gegensätze einerseits auf das geringe 
Interesse zurück, welches während der 2. Hälfte 
des 19. Jahrhunderts sowohl auf unseren Uni- 
versitäten wie Technischen Hochschulen der an- 
organischen Chemie entgegengebracht wurde, 
anderseits auf das Fehlen metallurgischer, zu 
größeren Forschungsarbeiten geeigneter Labo- 
ratorien, und endlich auf den Mangel an Mit- 
arbeitern. Bei der damaligen Organisation des 
höheren hüttenmännischen Unterrichtes blieb den 
Studierenden für Arbeiten dieser Art gar keine 
Zeit. 

Seit Beginn dieses Jahrhunderts wurden neue 
Laboratorien geschaffen, alte ausgebaut, und das 
1900 den Hochschulen gewährte Promotionsrecht 
brachte den Vorstehern der metallurgischen In- 
stitute Mitarbeiter, welche schon zum selb- 
ständigen Arbeiten vorbereitet waren. 

Aus diesen der Reihe nach zuerst in Aachen, 
daß in Clausthal, Freiberg und Berlin und zuletzt 
in Breslau entstandenen Neuanlagen für das 
Metallhüttenwesen und die Elektrometallurgie 
sind schon weit über 100 wissenschaftliche, 
meist Probleme der Praxis behandelnde Arbeiten 
hervorgegangen. Auch manche praktisch bereits 
angewandte und anwendbare Neuerung können 
wir unter den Ergebnissen der Arbeit ver- 
zeichnen. | 

Die Arbeiten berühren fast alle Gebiete des 
Metallhüttenwesens, da sich auf den ver- 
schiedenen Hochschuiinstituten die verschieden- 
sten Arbeitsrichtungen entwickelt haben. Sehr 
viel Aufklärung haben sie über wichtige und 
doch ihrer innersten Natur nach bisher unvoll- 
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kommen bekannte Hüttenprodukte gebracht. 
Neue Wege zur Verarbeitung schwieriger Erze, 
zur elektrochemischen Gewinnung von Metallen 
wurden gefunden. Viele Vorgänge bei der Metall- 
gewinnung sind aufgeklärt und neue Erzeugnisse, 
besonders Legierungen mit teils recht wertvollen 
Eigenschaften entdeckt worden. 

Der Vortragende vertritt auf Grund der bis- 
her gemachten Erfahrungen den Standpunkt, daß 
auf unseren Hochschulen Studieren und Forschen 
unzertrennliche Begriffe sein müssen, und daß 
die Forschungsarbeiten beginnen sollten mit dem 
Tage, an dem die Studierenden in ihre Fach- 
laboratorien eintreten. 

Es hat sich denn auch gezeigt, daß es den 
Studierenden mächtig anzieht, wenn er sieht, 
daß er mit seinen Arbeiten schon als Student 
den von ihm erwählten Berufszweig fördern und 
sich selbst damit in die Praxis einführen kann. 

Der Vortragende schließt seine Ausführungen 
mit folgenden Worten: 

„Wenn ich heute auf diese Arbeiten unserer 
Hochschullaboratorien vor einem wohl über- 
wiegend aus Praktikern bestehenden Kreise hin- 
gewiesen habe, so ist das gewiß nicht geschehen, 
um den Vertretern der Industrie gegenüber mit 
Versuchsergebnissen zu renommieren, welche 
erst zum Teil auf ihren wirtschaftlichen Wert — 
und danach muß die Praxis zuerst fragen — 
geprüft werden konnten. Ich weiß sehr wohl, 
welche großartigen Erfolge die hüttenmännische 
Industrie erzielt hat gerade zu einer Zeit, wo 
auf unseren Hochschulen die Metallchemie sehr 
stiefmütterlich behandelt wurde. Und zweifel- 
los werden viele der Führer unserer Industrie 
aus jener Zeit sich verwundernd oft gefragt 
haben: Weshalb machen unsere Hochschulen 
nicht mit? Denn jeder der in der Praxis 
stehenden Kollegen wird fast täglıch auf diese 
oder jene Frage stoßen, deren Klärung für ihn 
und für das gesamte Hüttenwesen zwar von 
großem Interesse sein würde, für deren Durch- 
arbeitung aber auf den best eingerichteten 
Werken nicht nur die Einrichtungen, sondern 
auch die Zeit fehlen. Der Gang des Betriebes 
beherrscht dort alles. Oft wird auch für diese 
oder jene Spezialuntersuchung ein teurer Apparat 
nur ein einziges Mal in einer langen Reihe von 
Jahren gebraucht. Und wollte man auf den 
Hüttenwerken für alle Eventualitäten gerüstet 
sein, nun so müßte man sich eben ausrüsten, 
wie glücklicherweise unsere heutigen Hoch- 
schulen ausgerüstet sind und werden, nicht nur 
mit rein metallurgischen, sondern auch mit 
physiko-chemischen und physikalischen Labo- 
ratorien. Aber auch diese nützen nichts ohne 
gut geschulte, vielseitig erfahrene Hilfskräfte. 
Wo unsere heute doch gewiß vorzüglich aus- 
gerüsteten hüttenmännischen Institute nicht aus- 
reichen, da bleibt uns auf der Hochschule immer 
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noch die Möglichkeit, eins der anderen Hoch- 
schulinstitute zu Hilfe zu nehmen und bestehen 
ja auch ganz besonders rege Beziehungen 
zwischen den hüttenmännischen und den physiko- 
chemischen Instituten. 

Ich habe meine heutigen Ausführungen ledig- 
lich gemacht, um mit Freude und Dankbarkeit 
gegen alle, welche uns dazu verholfen haben, 
festzustellen, daß die Technischen Hochschulen 
mit dem neuen Jahrhundert und dem uns damit 
erteilten Promotionsrechte eigentlich erst Hoch- 
schulen geworden sind, und die Möglichkeit 
einer wesentlichen Erweiterung und Vertiefung 
ihres Arbeitsfeldes erhalten haben. 

Ganz besonders möchte ich aber auch hervor- 
heben, daß die Leiter unserer metallurgischen 
Institute den uns bei der Verleihung des Promo- 
tionsrechtes ans Herz gelegten Grundsatz zu 
dem ihrigen gemacht haben, vom Boden der 
Forderungen des praktischen Lebens aus unsere 
Wissenschaft zu fördern. Denjenigen Hochschul- 
instituten, deren Leiter auf dem Standpunkt 
stehen, daß die Wissenschaft ohne Rücksicht auf 
das uns umgebende Leben ganz um ihrer selbst 
willen zu treiben sei, stehen wir ja zwar mit 
einer nur 10 jährigen Erfahrung gegenüber. Ich 
glaube aber aus den mitgeteilten Stichproben 
aus der schon recht stattlichen Reihe unserer 
Arbeiten ohne Ueberhebung die Ueberzeugung 
aussprechen zu dürfen, daß wir keinen Grund 
haben, unseren Kurs in jenen scheinbar ide- 
alistischen Kurs einzulenken. Lassen Sie mich 
daher mit dem Wunsche schließen, daß unsere 
heute neu gegründete Gesellschaft stets pflegen 
und fördern möge eine auf fester wissenschaft- 
licher Grundlage weiterbauende Praxis und eine 
aus der lebendigen Praxis sich stetig verjüngende 
und festigende Wissenschaft.‘ 

Der neue Leipziger Hauptbahnhof. Der 
größte Bahnhof Europas wird am heutigen Tage 
in seiner westlichen, preußischen Hälfte in Be- 
trieb genommen. Von diesem Tage ab werden 
die aus der Richtung Thüringen kommenden 
Züge auf den neuen Bahnhof geführt. Am 
20. September 1912 erfolgt die Verlegung des 
Verkehrs aus der Richtung Halle vom Berliner 
Bahnhof auf den neuen Hauptbahnhof, und am 
1. Oktober 1912 werden die Züge aus der 
Richtung Berlin vom Bayerischen Bahnhof und 
Berliner Bahnhof, sowie der Schnell- und Eil- 
zugsverkehr aus der Richtung Hof vom Bayer- 
ischen Bahnhof auf den neuen Bahnhof über- 
führt. Am 1. Februar 1913 wird dann der 
Dresdener Verkehr vom jetzigen Dresdener 
Bahnhof auf den Hauptbahnhof verlegt, so daß 
bis zur Eröffnung der Internationalen Bauaus- 
stellung Leipzig 1913 der gesamte dem künftigen 
Leipziger Hauptbahnhofe zufallende Eisenbahn- 
verkehr sich auf der preußischen Hälfte des 
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Hauptbahnhofes abwickelt. Die Arbeiten an der 
östlichen, sächsischen Hälfte des Bahnhofes sind 
auch schon in Angriff genommen; die Fertig- 
stellung wird einige Jahre in Anspruch nehmen. 


. Literatur. . 


Buchbesprechungen. 
Die Hypothese, ihre Aufgabe und ihre Stelle 


in der Arbeit der Naturwissenschaft. In Briefen 
zweier Freunde von Dr. A. Görland, Dozent 
im öffentlichen Vorlesungswesen, Hamburg. 
(= Wege zur Philosophie, Schriften zur Ein- 
führung in das philosophische Denken, Nr. 4.) 
80, 100 S. Göttingen, Vandenhoeck & Rup- 
recht, 1911. 1,50 M. 

Um die Aeußerlichkeiten vorweg zu nehmen: 
die Ausdrucksweise ist trotz der Schwierigkeit 
des Inhalts klar und leicht verständlich, der 
Stil ausgezeichnet. Görland nutzt die Be- 
sonderheiten der Briefform sehr geschickt aus, 
er läßt den einen Freund Fragen stellen, wie 
sie der Leser auch stellen würde, und ihn Ein- 
würfe machen und Ansichten entwickeln, die 
der andere dann richtig stellt. Der andere 
Vorteil ist wohl noch größer: zwei Freunde 
können sich in ihren Briefen manchen Aus- 
druck gestatten, der im Wörterbuch der üb- 
lichen philosophischen Wendungen nicht zu fin- 
den ist, der aber die Situation mit einem 
Schlage hell beleuchtet. 

Also dieser braune Holzwürfel da, der auf 
meinem Schreibtisch steht und mir als Brief- 
beschwerer dient, soll jetzt Gegenstand einer 
Untersuchung sein. Ich kann ihn mit den Augen 
des Mathematikers ansehen, abzählen, daß er 
acht Ecken hat und sechs Seitenflächen und 
noch viele andere Eigenschaften. Derselbe 
Würfel ist aber auch der Botanik ein Objekt 
des Studiums, weil er aus dem Holz eines Bau- 
mes hergestellt ist. Man kann ihn aber auch 
als Ausgangspunkt nehmen, um ökonomische Be- 
trachtungen anzustellen, denn er war ein Gegen- 
stand des Handels und vorher ein Arbeitsstück 
in irgendeiner Werkstatt. Dieser Würfel bietet 
mir also eine Fülle von Aufgaben, wenn ich be- 
stimmen will, welchen Platz er in allen diesen 
Wissenschaften einnimmt. Es ist sogar eine un- 
geheuer große Anzahl von Aufgaben, und viele 
von ihnen sind zurzeit gar nicht lösbar, wie 
zum Beispiel die chemische, ihn in seine Be- 
standteile zu zerlegen und daraus wieder zu- 
sammenzusetzen. | 

Aber eine klare Auffassung ist es, die Gör- 
land uns da entwickelt: die Dinge um uns sind 
Aufgaben, und mag auch die Lösungsarbeit 
riesenhaft sein, so ist doch der Weg, den wir 
zunächst zu gehen haben, klar und deutlich er- 
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kennbar. Nun eine Zwischenfrage: Kann dieser 
Körper, der ein Handelsartikel und ein matlıe- 
matisches Demonstrationsobjekt, ein Brief- 
beschwerer und ein Brennstoff, kurz jeder 
Wissenschaft ein Gegenstand der Betrachtung 
war, außerdem noch ein Gegenstand einer 
„Philosophie“ sein, die danach fragt, was er 
denn an sich sei? Dann wäre ja diese Philo- 
sophie eine Wissenschaft außer aller Wissen- 
schaft und außerhalb aller wissenschaftlichen 
Methode, was ein Widerspruch ist. Die Frage 
nach dem Ding an sich lehnen wir mit Gör- 
land ab als völlig sinnlos. 


Also der Holzwürfel stellt uns vor die Auf- 
gabe, in jeder Wissenschaft seinen Ort und 
seine Bedeutung zu bestimmen. Das Wort „be- 
stimmen‘ ist ein Fachausdruck in der Botanik, 
und wir können daher vielleicht aus der Art, 
wie in der Botanik bestimmt wird, ersehen, 
wie wir das Bestimmen überhaupt zu machen 
haben. Wenn wir nach dem Linneschen System 
vorgehen, so zählen wir zunächst die Staub- 
gefäße, nehmen also ein Merkmal heraus, zu 
dem dann in der fortschreitenden Arbeit immer 
noch mehr Merkmale hinzukommen, bis wir die 
Pflanze nach Name und Art so weit festge- 
stellt haben, daß jeder Botaniker sie unzweifel- 
haft wiedererkennt. Als Linne daran ging, sein 
System aufzustellen, ist er vielleicht noch im 
Zweifel gewesen, ob denn überhaupt ein solches 
System aufstellbar sei; er hat aber jedenfalls 
die Voraussetzung dieser Möglichkeit gemacht, 
denn sonst hätte er seine Arbeit gar nicht be- 
gonnen. Er hat mit anderen 
die Hypothese aufgestellt, daß die Pflanzen- 
welt systematisch sei, weil es nur unter dieser 
Voraussetzung Sinn hat, unterscheidende Merk- 
male aufsuchen zu wollen. Diese Urhypothese, 
wie Görland es nennt, nämlich daß die ganze 
Welt systemhaft sei, müssen wir machen, ohne 
sie könnten wir keine Kennzeichen an den Din- 
gen finden, sie gar nicht voneinander unter- 
scheiden, kurz überhaupt keine Wissenschaft 
haben. Linné hat noch eine weitere Hypothese 
gemacht, daß nämlich die Anzahl der Staub- 
gefäße ein gutes Einteilungsprinzip sei. Diese 
Hypothese hat ihre Dienste geleistet im Fort- 
schritt der Wissenschaft, ist aber jetzt über- 
holt und veraltet. Man hat ein „natürliches“ 
System, dessen Name doch wohl andeuten soll, 
daß man nunmehr dem System, nach dem die 
Pflanzenwelt wirklich aufgebaut ist, nahe ge- 
kommen sei. Auch diese Einzelhypothese kann 
durch eine bessere ersetzt werden, wie alle 
Hypothesen der ganzen Wissenschaft, nur die 
eine Urhypothese von der Systemhaftigkeit der 
ganzen Welt muß bestehen bleiben, weil in ihr 
die Bedingung für die Erkennbarkeit aller Dinge 
enthalten ist. 

Man kann diese Worte, welche geschrieben 
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sind, um zu einer Lektüre des Görlandschen 
Buches anzuregen, eigentlich nicht als einen 
Auszug bezeichnen, weil man mit diesem 
Ausdruck auch eine gewisse Vollständigkeit an- 
deuten würde. Ebensowenig ist es eine Inhalts- 
angabe. Mag man sie also ansehen als einen 
Empfehlungsbrief, der dem Buche wie einem 
guten Freunde mitgegeben werden soll. In 
einem solchen Brief möchte man alle guten 
Eigenschaften aufzählen und womöglich auch 
gleich beweisen, und spürt dabei doch immer, 
daß der Empfänger sich nach diesem Brief kein 
zutreffendes Bild des empfohlenen Freundes mit 
all seinen Eigenschaften machen kann. 
Dr.-Sng. Otto Schaefer, Hamburg. 

„Hütte des Bauingenieurs,‘‘ Sonderausgabe 
der „Hütte“. 21, vollständig neube- 
arbeitete Auflage. Herausgegeben 
vom Akademischen Verein „Hütte“ 
E. V. Umfang 1168 Seiten, mit 2098 Textab- 
bildungen und ausführlichem Sachverzeichnis. 
Preis in Leinen 9,— Mark, in Leder 10,— Mark. 
Berlin 1911, Verlag von Wilhelm Ernst 
& Sohn. 

Durch Erlaß des K. K. Ministeriums der 
öffentlichen Arbeiten in Wien ist das vorliegende 
Werk an den Höheren Lehranstalten Oesterreichs 
für Unterrichtszwecke als Lehrbuch empfohlen 


worden, ein Erfolg, der wohlverdient ist, und 


der auch gleichzeitig eine Anerkennung deutscher 
Wissenschaft und deutschen Hochschulunter- 
richtes in sich schließt. 

Die vorliegende Sonderausgabe des dritten 
Bandes ist durch weitgehende Neubearbeitungen 
ergänzt worden und hält sich durchaus auf der 
Höhe des heutigen Standes dieses Fachgebietes. 
Hinzugekommen sind die Kapitel: Grundbau, 
Baumaschinen, Wasserkraftanlagen 
und Städtebau. Andere Abschnitte haben 
eine völlige Neubearbeitung erfahren. In 
knappster und übersichtlichster Form enthält 
die Hütte alle notwendigen Angaben, Konstruk- 
tions-Beispiele und Abbildungen, die einmal der 
technische Hochschulunterricht, dann aber auch 
die praktische Ausübung des Berufes erfordert. 


Bücherschan. 


Bei der Redaktion eingegangene Bücher. 
(Besprechung vorbehalten.) 


Die Preisbildung in der Maschinen-Industrie. Kalkulations- 
arten, Submissionswesen, Spezialisierung und Maschinen- 
fabrikation, Vertreter und Händler, Interessengemeinschaften, 
Preisverabredungen und über 50 Submissionsbeispiele.. Von 
Ingenieur Dr. H. Haeder. Mit zahlreichen Tabellen und 
Abbildungen. Preis broschiert M. 4.—. Wiesbaden, Otto 
Haeder, Verlagsbuchhandlung, 1912. 

Die Walzwerke. Einrichtung und Betrieb von DipLs Ang. 
A. Holverscheid. Mit 151 Abbildungen. Sammlung 
Göschen, Verlagshandlung. Preis in Leinwand geb. M. —.80. 

Elektrotechnik. Einführung in die Starkstromtechnik. 
Von Prof. J Hermann. I. Die physikalischen Grundlagen. 
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Mit 95 Figuren und 60 Tafeln. Sammlung Göschen, Verlags- 
handlung. Preis in Leinwand gebunden M. —.80. 

Wechselstromerzeuger. Von Dr.Ing. Karl Pichelmayer, 
o. ö. Professor an der K. K. Technischen Hochschule Wien. 
Mit 40 Figuren. (Sammlung Göschen Nr. 547.) Leipzig, 
G. J. Göschensche Verlagshandlung. Preis in Leinwand geb. 
M. — &. 

Die Gleichstrommaschine. Von Ingenieur Dr. C. Kinz- 
brunner in Manchester. Zweite verbesserte Aufl. Mit 81 Fig. 
(Sammlung Göschen Nr. 257.) Leipzig, G. J. Göschensche 
Verlagshandlung. Preis in Leinwand gebunden M. —.80. 

Die elektrische Hofzentrale des Landwirts. (Ein Vorschlag 
zur Versorgung landwirtschaftlicher Betriebe mit Kraft und 
Licht.) Von Dipl.s 3ng. P. Berger, Charlottenburg. Preis 
M. —.75. „Ceres“, Verlag, Berlin - Gr.-Lichterfelde-West. 

Diagramme für eiserne Stützen. Von Oberingenieur Joh. 
Schmidt und Ingenieur Walter Schmidt. 18 Tafeln mit 
Text. Leipzig, Verlag von Otto Spamer. Preis geb. M. 4.—. 

Maß- und Gewichtsordnung für das Deutsche Reich. 
Vom 30. Mai 1908. Nebst Kaiserlicher Verordnung vom 
24. Mai 1911, betr. das Inkrafttreten der MaB- und Gewichts- 
ordnung vom 30. Mai 1908. 

Eichordnung für das Deutsche Reich. 
1911. Berlin, Verlag von Julius Springer, 
bıoschiert M. —.60. 

Gustav Adolf Hirn. Sein Leben und seine Werke. Von 
Dr. K. Keller, Großh. Bad. Geheimer Rat, München, vor- 
mals Profe.ssor an der Techn. Hochschule Karlsruhe, Berlin, 
Verlag von Julius Springer, 1912. Preis broschiert M. 1.—. 

Güldners Kalender für Betriebsleitung und praktischen 
Maschinenbau. 20. Jahrgang. 1912. 2 Teile. Verlag 
H. A. Ludwig Degener, Leipzig. 

Tariffragen. Anträge des Referenten und Verwaltungsrates der 
Städtischen Bahnen Münchens vom Februar 1912. München 
1912. G. Franzsche Hofbuchdruckerei, 

Karl Schäfer als genialer Mensch. Rede, gehalten zur Ueber- 
gabe der Büste des Meisters in der Kgl Technischen Hoch- 
schule zu Berlin am 10. Januar 1912 von Friedrich Seesselberg. 


Vom 8. November 
1912. Preis 


Die Gartenkunst und ihre Beziehungen zur Architektur. . 


Rede zur Feier des Geburtstages Seiner Majestät des Kaisers 
und Königs, gehalten am 27. Januar 1912 in der Aula der 
Kgl. Technischen Hochschule Danzig von Professor Baurat 
A. Karsten. Danzig, 1912. Schwital & Rohrbeck. 


Verbandsnachrichten. 


Aenderungen im Mitgliederverzeichnis. 


DiplsIng Liebert, Köln-Klettenberg, Hardtstr. 21. 
Westernhagen, W. von, Dortmund, Kaiser-Wilhelm- 


Altec 32 (Ber'in). 

F » Ellerbrock, W., Berlin SW., Großgörschenstr. 25 
(Steglitz). 

” » Goeldnerm, R., Kassel, Albrechtstr. 41 (Charlotten- 
burg) 

” » Heilmann, Otto, Düsseldorf, Charlottenstr. 53 (Osna- 
bruck) 

è » Dott, C., Kö!n-Klettenberg, Luxemburger Str. 295 


(Tiberteld). 

Löslein, H., Niedeı-Ohm b. Mainz (Stockstadt). 

» „ Lauf, Josef, Charlottenburg, Schloßstr. 29 (Herten). 
Bansen, Hugo, Bet.iebsass. des Fassoneisenwalz- 
werks Mannstädt & Cie., Troisdorf a. Sieg, Friedrich- 
Wihelm-Sir. 18. (Bruckhausen). 

Kurgas, Erich, Bremen, Germaniastr. 26. 

„ Op: senheimer, Beilin W. 62, Wichmannstr. 16. 
Hellweg, Heinz, Paderborn, Jühenplaiz 18 (Neu- 
strelitz). 

Lindmüller, A., Berlin N. 28, Prenzlauer Allee 195. 


Verbandsnachrichten 


Dipl. »Ing Groedel, E. E., Frankfurt a. M.3, Hanauer Landstr. 15 
(Dat). 
Heinen, A., Bochum, Roonstr. 22 (Frankfurt a. M.). 


d d 

” » Zwicknagel, Görlitz, Berliner Str. 30 (Glogau). 

» „ Zabel, Joh., Breslau IX., Hedwigstr. 62 (Halle a. S.). 

" „ Haury, Jak., Magdeburg, Adelheidring 16 (Nürnberg). 

" » Kinzel, K., München 23, Friedrichstr. 31 (Posen). 

» » Pelz, Danzig, Langgarten 102, nicht Langgraben. 

" » Feudel, Otto, Halle a. S., Merseburger Str. 3 I. 

» » Dyck, A. van, (Förderer) ist zu streichen. 

” » Jucker, Eduard, (Förderer) ist zu streichen. 

n » Bernhard, Rudolf, Bochum, Clemensstr. 2 II. 

» „ Sievers, W., Betriebsingenieur der Fried. Krupp A.-G., 
Essen-Ruhr, Virchovstr. 18 1. 

” » Dahlhaus, Bingerbrück, Bahnstr. 29 (bis 31. Mai). 

” » Unger, Eduard, Nürnberg, Birkenstr. 3. 

» »  Klingelhöffer, Th., Nürnberg, Feuerweg 12. 

" » Kalisch, Paul, Ingenieur der Plania-Werke, Ratibor S. 
(ab 15. April). 

” » Christ, Christoph, Betriebsingenieur der Gewerk- 
schaft „Deutscher Kaiser“, Abt. Hochofen, Bruckhausen 
a. Rh, Casino. 

" „ Pfeffer, Kari, städt. Betriebsing., München, Kur- 
fürstenstr. 45 I. 

» » Morneburg, K., Dipl.»Ing. beim städt. Hochbauamt 
für Heiz- und Lüftungsanlagen, Berlin NW. 87, Ja- 
gowstr. 43 IV r. 

» » Giogger, Elberfeld, Brillerstr. 31 II. 

” » Hoever, W., Bonn a. Rh. (Köln). 

n „ Maag, G., Dortmund, Liebigstr. 14. 

" „ Sprekelsen, Carl, Altona, Palmaille 1 (Hamburg). 

n » Pistor, Alex, ab 1. V. 1912 Manila (Philippinen), 
p. A. Firma Germann & Co., Manila (Charlottenburg). 

” » Büchner, Kurt, Essen-Ruhr, Kaupenstr. 21 (Danzig). 

» » Rahn, Joh., Kiel, Wrangelstr. 35. 

Dr.s Jng. Schaefer, Otto, Hamburg, Kiebitzstr. 62. 


Dipl.» Jng. Neumann, Richard, Charlottenburg, Mommsenstr. 13 
(Chemnitz). 
Wendt, Berlin NW. 87, Kaiserin-Augusta-Allee 103 II 


” U} 
(Lichterfelde). 

„ n  Nitzcky, B., Oberingenieur der Deutschen Maschinen- 
fabrik Duisburg, Akazienhof 5. 

n „n  Heinzelmann, W., Hannover, Göbenstr. 33 (Leipzig). 

” » Ingmanns, Mülheim (Ruhr), Eppinghoferstr. 81 (Zwei- 
brücken). 

“ » Brune, Arnold, Bucnos Aires, Firma Wayss & Frey- 
tag, Moreno 508 III (Halle). 

” »  Schwebsch, A., Hamburg 36, Pilatuspool 7 II. 

” » Bauer, Karl, Lübeck, Lindenstr. 21 (Westend), Be- 
triebsingenieur des Drägerwerkes. 

» n»n Senff, Emil, Betriebsassistent i. Fa. Fried. Krupp A.-Q., 
Essen (Ruhr). Kl. Schäferstr. 1 II (Halle). 

” ~ Wassmann, Ludwig, Kgl. Reg.-Bauführer, Char- 
lottenburg, Schlüterstr. 77 p. I. (Hemfurth). 

" » Meyer, Franz, Stolp (Pommern), Fischerstraße 11 
(Dresden-A.). 

Dr.» Jng. Lohmann, Paul, Bonn a. Rh., Argelanderstr.3 (Berlin). 
Dipl.sjng. Serwill, Ch ırlottenburg 1, Kamminerstr. 2 Il. 

» » Goldmann, B., Steglitz, Heinrich Seidelstr. 9 I. 

” »„ Klatte, Berlin SW., Großbeerenstr. 19 II I (Celle). 

" „ Stern, Josef, Mannheim, K 1 Nr. 22 (Berlin). 

" „  Sosat, Johann, Köpenick, „Rohrwallinsel- (Grünau). 

n » Martin, Robert, Fürstl. Bezirksbaumeister, Königsee 
(Thüringen). 

» » Dr. Goldschmidt, Curt, Berlin W. 15, Darmstädter- 
straße 3. 


Dipl Jng. Wolff, Hans, Patentanwalt, Bremen, Bornstr. 48, 
ist aus dem \cıband ausgetreten. 


Dipl.sng. Weinreich, Hans, (nicht Meinreich, wie früher 
angegeben), Magdeburg, Wilhelmstr. 8. 


Verantwortlich Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure und die Gewerkschaftsfrage. 


Nach einem Vortrage, gehalten im B.-V. Berlin des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 
von Dipl»Sng. Alfred Berlowitz-Berlin. 


Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure ist Bekanntlich ist nur der kleinere Teil 
als Standesverein gegründet, und als solcher muß der deutschen Diplom-Ingenieure in freiem Be- 
er bei den engen Wechselbeziehungen zwischen rufe als Zivil-Ingenieure, Patent-Anwälte, oder 
ökonomischen Ursachen und sozialen Wirkungen dergleichen tätig, die Mehrzahl befindet sich 
auch der wirtschaftlichen Lage seiner Mitglieder in unfreien Stellungen, und zwar in über- 
die vollste Aufmerksamkeit schenken. Ganz analog wiegendem Maße bei der Privatindustrie. In 
sehen wir auch bei anderen Standes-Vereinen, erster Linie sind wir also Angestellte und haben 
z. B. beim Leipziger Aerzte-Verband, daß auch mit dem großen Heer der Arbeitnehmer das 
hier die wirtschaftliche Förderung der Mitglieder eine gemeinsam, daß wir von dem Verkaufe 
eine große Rolle in der Verbandsarbeit spielt, unserer Arbeit leben. Diese Tatsache wird nun 
die sogar soweit geht, daß diese Organisation von unseren Gegnern dazu benutzt, uns im 
in den Ruf einer regelrechten Gewerkschaft ge- Guten und im Bösen zu der Ansicht zu be- 
kommen ist. Die folgenden Ausführungen kehren, daß auch für uns dieselben Maximen 
sollen nun dazu dienen, die Frage der wirt- wie für die Arbeiter maßgebend seien, und 
schaftlichen Förderung der Diplom-Ingenieure daß, auch für uns alles Heil nur von den 
zu klären; dabei ist es jedoch weniger meine Arbeiter - Organisationen, von den Gewerk- 
Absicht, positive Vorschläge zu geben, als uns schaften kommen könne. Um zu einer klaren 
einmal mit der Gewerkschaftsfrage auseinander- Uebersicht über die hier in Betracht kommenden 
Zusetzen. Verhältnisse zu gelangen, erscheint es zweck- 
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mäßig, erst einmal in kurzen Zügen die Ent- 
wicklung des Lohn-Problems und der Lohn- 
kämpfe und Sinn und Zweck der Gewerkschaften 
zu geben. Hierbei stütze ich mich hauptsäch- 
lich auf die Ausführungen des eifrigsten Befür- 
worters der Gewerkschaften, Lujo Brentanos im 
Handwörterbuch der Staatswissenschaften und 
auf den Aufsatz „Die Gewerkschaften‘, von 
Franz Oppenheimer, im April-Heft 1911 der 
Neuen Rundschau. 


Lohn-Problem und Arbeitsvertrag. 


Bekanntlich lehrt die Geschichte zwei Arten 
von Arbeitsverhältnissen. Bei der einen be- 
ruht die Arbeit auf der Pflicht des Arbeitenden, 
bei der anderen auf Freiwilligkeit. Die erstere 
ist das Arbeitsverhältnis der Unfreiheit, die 
zweite beruht auf dem freien Vertrage zwischen 
dem Verkäufer der Arbeit und deren Käufer. 
Die historische Entwicklung ist die, daß sich 
aus dem Verhältnis der Hörigkeit, der Arbeits- 
pflicht, die der Mensch bei seiner Geburt be- 
reits in die Wiege gelegt bekommt, die Arbeits- 
pflicht durch Verkauf der Person des Arbeit- 
nehmers und hieraus wieder der freie Arbeits- 
vertrag entwickelt hat. Diese Entwicklung des 
Arbeitsrechtes stand unter einem doppelten Ein- 
fluß, unter dem der Bedürfnisse der immer inten- 
siver werdenden Volkswirtschaft, und unter dem 
der Ideen, der in den Städten sich entwickeln- 
den Zivilisation. Beide vereinigten sich Ende 
des achtzehnten Jahrhunderts in denselben For- 
derungen. Die Zivilisation verlangte die Be- 
seitigung des Herrschaftsverhältnisses des Arbeit- 
gebers über den Arbeiter, und der entstehende 
Großbetrieb verlangte das gleiche, um durch 
die von der alten rechtlichen Ordnung seiner 
Herrschaft gezogenen Schranken und aufer- 
legten Lasten nicht behindert zu werden. Die 
Gleichberechtigung von Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer beim Abschluß des Arbeitsvertrages 
wurde dann durch die Gesetzgebung des neun- 
zehnten Jahrhunderts proklamiert, und zwar 
sagt der § 105 der Deutschen Gewerbe-Ordnung 
vom 21. Juli 1869: ‚Die Festsetzung der Ver- 
hältnisse zwischen dem selbständigen Gewerbe- 
treibenden und ihren Gesellen, Gehilfen und 
Lehrlingen ist Gegenstand freier Uebereinkunft.“ 
Damit ist der Arbeiter heute zur Arbeit nur so- 
weit verpflichtet, als er solche Verpflichtung 
durch Vertrag auf sich nimmt. 

Diese Regelung der Arbeitsverhältnisse durch 
die Freiheit der Arbeit und den freien Arbeits- 
vertrag ging natürlich von klein gewerblichen 
Verhältnissen aus. Die überwiegende Anzahl 
der selbständigen Gewerbetreibenden bestand 
seinerzeit aus Alleinmeistern, die übrigen hatten 
als Regel nur ein bis zwei Arbeiter. Selbst in 
der Manufaktur- und Hausindustrie Englands 
kamen noch 1806 auf einen Meister regelmäßig 
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nur bis zu 10 Arbeiter und Lehrlinge. Bei 
dieser geringfügigen Zahl von Arbeitern im Ver- 
hältnis zur Zahl der Meister war der Vertrag 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer natür- 
lich ein individueller, und die gesetzlichen Be- 
stimmungen erschienen ausreichend, um die In- 
teressen der Arbeiter im vollen Umfange zu 
wahren. Eine Aenderung dieser Verhältnisse 
von schwerwiegender Bedeutung trat erst ein, 
als das Wirtschaftsleben sich vom gewerb- 
lichen Kleinbetrieb zum Großbetrieb wandte. 
An Stelle von Alleinmeistern oder Meistern, die 
nur eine geringfügige Zahl von Gesellen be- 
schäftigten, traten gewerbliche Unternehmer mit 
Hunderten, ja mitunter Tausenden von Arbeitern. 
Demgemäß traten an die Stelle von individuellen 
Arbeitsbedingungen solche, welche für diese 
Hunderte und Tausende gemeinsam waren, denn 
im modernen Großbetriebe können die Arbeits- 
bedingungen aus technischen wie aus öko- 
nomischen Gründen nicht mehr individuelle sein. 
Ist doch die gesamte Produktion eine gemein- 
same und erheischt eine gleichmäßige Behand- 
lung der darin beschäftigten Arbeiter. 

Diese Gemeinsamkeit der Arbeitsbedingungen 
wurde nun von einschneidender Bedeutung für 
die Verkaufsmöglichkeit der Arbeit. Während 
es von vornherein das Recht eines jeden ist, 
seine Arbeitskraft möglichst gut zu verwerten, 
d. h. das Angebot des Gutes, das er verkauft, 
der Nachfrage anzupassen, werden vermöge der 
Gemeinsamkeit der heutigen Produktionsbe- 
dingungen die mit den schwächsten unter den 
vereinzelten Arbeitern vereinbarten Arbeitsbe- 
dingungen maßgebend für alle. Denn die not- 
wendige Folge einer Festsetzung der einer Ge- 
samtheit von Arbeitern gemeinsamen Arbeits- 
bedingungen mit jedem Einzelnen dieser Ge- 
samtheit ist, daß die Bedingungen, auf welche 
die Schwächsten dieser Gesamtheit sich ein- 
zulassen genötigt sehen, für alle maßgebend 
werden. 

Auch sonst ist der einzelne Arbeiter völlig 
außerstande, sein Angebot der Nachfrage an- 
zupassen oder irgendwelchen Einfluß auf die 
Marktlage auszuüben. Nimmt die Nachfrage 
ab, so nimmt sein Angebot notwendigerweise 
zu, denn um zu der geringen Zahl zu gehören, 
die nun Beschäftigung finde, muß er mehr 
Arbeit für einen geringeren Preis als andere 
bieten. Dies führt wiederum zu einer Ver- 
längerung der Arbeitszeit, d.h.zu einer Mehrung 
des Angebotes von Arbeit, infolge deren noch 
mehr Arbeiter beschäftigungsios bleiben und der 
Lohn noch tiefer sinkt. So führt denn, einer- 
lei was die Ursache des Sinkens sein mag, ob 
ein Ausfall in der Nachfrage nach dem Produkt 
oder die Einführung von Maschinen, ein jedes 
Sinken in der Nachfrage nach Arbeit zur Ent- 
stehung einer Reserve-Armee von Unbeschäf- 
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tigten, deren Vorhandensein den Lohn der Be- 
schäftigten drückt. Steigt aber die Nachfrage 
nach Arbeit, so sind die vereinzelt auftretenden 
Arbeiter nicht wie die Verkäufer anderer Waren 
imstande, sobald die Nachfrage steigt, eine Er- 
höhung der Preise zu erzielen, weil nun zu- 
nächst nur die Zahl der Unbeschäftigten wieder 
Beschäftigung erhält. Es rückt jene Reserve- 
Armee wieder ein, und erst wenn die Nach- 
frage in so erheblichem Maße steigt, daß zu 
ihrer Befriedigung die Reserve-Armee nicht aus- 
reicht, steigt auch der Preis der Arbeit. 


Die Gewerkschaft. 


Allen diesen Mißständen sucht nun die Or- 
ganisation der Arbeiter abzuhelfen, der Gewerk- 
verein, der zu definieren ist, als Interessen- 
Verband von Lohnarbeitern ‘eines und desselben 
Gewerbes, welcher die Interessen seiner Mit- 
glieder, insbesondere beim Abschluß des Arbeits- 
Vertrages, wahrt, indem er für sie Fürsorge 
trifft bei Arbeitslosigkeit, gleichviel, ob diese 
in schlechter Marktlage oder in mangelnder 
Uebereinstimmung von Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern über die Arbeitsbedingungen ihren 
Grund hat. Aufgabe der Gewerkschaft ist es, 
den Verkaufspreis der Arbeit, den Lohn, in 
weitestem Maße zu beeinflussen, wobei unter 
Lohn nicht nur der reine Geldlohn, sondern 
der Komplex sämtlicher Arbeitsbedingungen zu 
verstehen ist. 

Die Mittel, mit denen die Gewerkschaft ihr 
Ziel zu erreichen sucht, sind verschiedenartig. 
Erstens bemüht sie sich, die Zahl der Konkur- 
renten in ihrer Branche nach Möglichkeit zu 
vermindern, dann bei den einmal vorhandenen 
Konkurrenten den persönlichen Zwang, unter 
allen Umständen Arbeit annehmen zu müssen, 
oder wie Oppenheimer es nennt, die persönliche 
Dringlichkeit des Austausch-Bedürfnisses, zu 
verringern und schließlich auf der Gegenseite 
das Bedürfnis nach Arbeitern ihres Zweiges zu 
vermehren. Die Verminderung der möglichen 
Konkurrenten erreicht ihren stärksten Grad in 
den alten englischen Trade Unions mit ihren 
Bestimmungen über sehr lange Lehrlingszeit. 
Wenn nämlich die Vorschrift besteht, daß nie- 
mand ein Gewerbe ausüben darf, der nicht 
7 Jahre lang eine ordnungsmäßige Lehrzeit 
durchgemacht hat, so wird natürlich die Zahl 
der möglichen Konkurrenten stark beschränkt. 
Das gleiche leisten unsere Bestimmungen über 
Meisterschaft, Lehr- und Gesellenstück, die Be- 
schränkung der Lehrlingshaltung auf einen be- 
stimmten Prozentsatz der reifen Hilfskräfte usw. 
Demselben Bestreben, die Zahl der Wettbe- 
werber zu vermindern, entspringen die Maß- 
regeln vieler Gewerkschaften, einen Teil ihrer 
Mitglieder durch Wanderunterstützungen und so- 
gar Auswanderungsprämien einem bestimmten 
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lokalen oder nationalen Markte zu entziehen 
und dadurch die innere Konkurrenz zu ver- 
mindern. 

Charakteristisch für die Organisation der un- 
gelernten Arbeiter ist der Beschluß des Exe- 
kutiv-Ausschusses des Londoner Dockarbeiter- 
Vereins vom August 1890: ‚In anbetracht, daß 
die Zahl der Mitglieder des Londoner Dock- 
arbeiter-Vereins der Nachfrage nach Dock- 
Arbeit in London völlig entsprechend ist, sind 
die Zweigvereins - Sekretäre angewiesen, nach 
dem 13. August 1890 keine Kandidaten für die 
Mitgliedschaft mehr anzunehmen, außer auf 
Grund spezieller Genehmigung seitens der 
Distrikt-Ausschüsse, und die Distrikt-Ausschüsse 
zu belehren, daß Männer, die als physisch 
schwach oder aus anderen Gründen als untüchtig 
bekannt sind, unter keinen Umständen zuzu- 
lassen sind.“ 

Eine weitere Maßnahme der Gewerkschaften, 
den Lohn auf einer gewissen Höhe zu halten, 
ist die Versorgung der Arbeitslosen auf dem 
Wege der Versicherung, denn dadurch wird die 
persönliche Dringlichkeit des Austauschbedürf- 
nisses auf der Seite der Unbeschäftigten stark 
herabgesetzt. Wenn nämlich der darbende Mann 
von einem gewissen Zeitpunkte an einfach ge- 
zwungen ist, um jeden Preis Arbeit anzunehmen 
und dadurch das Lohnniveau der Gesamtheit 
herabzuziehen, da auf die Dauer für gleiche 
Leistung zwei verschiedene Löhne nicht möglich 
sind, kann der während einer der Periode der 
Arbeitslosigkeit hinreichend unterstützte Ge- 
werkschafter bessere Tage abwarten, ohne die 
übrigen durch Hungerkonkurrenz zu schädigen. 

Ihren höchsten Wirkungsgrad erreichen diese 
Bestrebungen der Gewerkschaften, die Dring- 
lichkeit des Austauschbedürfnisses auf seiten der 


Arbeiter herabzusetzen und auf seiten der 
Arbeitgeber zu vermehren im . organisierten 
Streik, der Zurückziehung möglichst aller 


Arbeiter des betreffenden Zweiges vom Arbeits- 
markt überhaupt und ihrer Unterstützung durch 
die aufgesammelten Mittel des Verbandes. 
Dies ist Zweck und Methode des Lohn- 
kampfes, wie er abläuft hängt im wesentlichen 
von zwei Dingen ab, von der Stellungnahme 
der Behörden und von der Zahl der nichtorgani- 
sierten Außenstehenden. Stellt sich die Behörde 
auf seiten der Arbeitgeber und läßt den Arbeits- 
willigen gebührenden Schutz zuteil werden, dann 
ist der Ausgang des Lohnkampfes ziemlich 
zweifelhaft. Stellen sich dagegen die Behörden 
auf seiten der Arbeitnehmer, wie z. B. in 
Australien, dann nützen den Arbeitgebern auch 
die stärksten Organisationen nichts, sie werden 
in einem Lohnkampfe immer unterliegen. Ge- 
lingt es anderseits einer Gewerkschaft, den 
größten Teil aller möglichen Konkurrenten zu- 
sammenzuschließen, dann ist ihre Position stark, 
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und sie ist sehr wohl imstande, das Lohnniveau 
einer speziellen Klasse zu heben. Hat dagegen 
die Organisation mit zahlreichen Streikbrechern 
und Lohndrückern zu rechnen, dann ist sie 
schwach und ohnmächtig. Die Stoßkraft der 
Gewerkschaft hängt also nicht so sehr von der 
Zahl und Leistungsfähigkeit der Organisierten, 
als von der rein numerischen Anzahl der 
Außenstehenden ab. 


Hiermit wäre eigentlich Ziel und Methode 
der Gewerkschaften erschöpft, aber es hieße 
die tatsächlichen Verhältnisse arg verkennen, 


wollte man eine gewisse Weiterentwicklung 
außer acht lassen. Die Gewerkvereine haben 
namlich seit langem aufgehört, lediglich be- 


rechtigte wirtschaftliche Interessen zu vertreten, 
und sind heute in erster Linie Organe des 
Klassenkampfes geworden. Verführt durch die 
große Macht der fest zusammengeschlossenen 
Masse und der reichen verfügbaren Mittel, sucht 
die Gewerkschaft sich unter allen Umständen 
durchzusetzen, auf Kosten des 
und selbst auf Kosten anderer Gewerkschaften, 
und erstrebt weiter nichts, als die spezielle 
Förderung einer kleinen Minderheit innerhalb 
des Staates. 


Die Stellungnahme der Diplom-Ingenieure. 


Hat man das Vorstehende einmal richtig er- 
kannt, dann ergibt sich die Stellungnahme der 
Diplom-Ingenieure ganz von selbst. Gewiß sind 
auch wir unserer Mehrzahl nach Angestellte, 
die vom Verkaufe ihrer Arbeit leben, ein Ver- 
gleich mit der Lage der Arbeiterklassen läßt 
sich jedoch nicht ziehen. Der Arbeiter eignet 
sich im Verlaufe seiner Lehrlingszeit gewisse 
Handfertigkeiten an, und seine spätere beruf- 
liche Betätigung besteht in der ausschließlichen 
Anwendung dieser angelernten Fertigkeiten. Sein 
ganzes Leben lang übt er in dem einmal er- 
wählten Berufe ständig dieselben Funktionen 


aus und ist hierin durch jeden beliebigen 
Kollegen zu ersetzen. Nur so, infolge völliger 
Uebereinstimmung der Arbeit, konnten sich 


ebenso übereinstimmende Gegenleistungen ent- 
wickeln uad die universellen Arbeitsverträge 
ents. caen. 


Ganz ähnlich liegen die Verhältnisse bei ge- 
wissen technischen Angestelltenkategorien, bei 
den Kopisten, Zeichnern und niederen Tech- 
nikern. Auch diese verfügen lediglich über 
Fertigkeiten, die sie immer gleichbleibend in 
ihrem Berufe anwenden, und es ist daher nicht 
weiter verwunderlich, daß in diesen Kreisen 
der Gewerkschaftsgedanke bereits festen Fuß 
gefaßt hat. 

Im strikten Gegensatze hierzu verfügt der 
Diplom-Ingenieur nicht über Fertigkeiten, 
sondern über Fähigkeiten, denn die Technische 


Gemeinwohles 
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Hochschule lernt nicht an, sondern sie lehrt, 
und ihren Schülern wird nicht mechanisch bei- 
gebracht, daß eine Sache so gemacht werden 
muß, sondern sie erfahren, warum eine Sache 
nur so gemacht werden kann. Dieser grund- 
verschiedenen Ausbildung entspricht dann auch 
die berufliche Betätigung. Da der Diplom-In- 
genieur eben ohne jede Fertigkeit ins prak- 
tische Leben tritt und sich gewisse Fertigkeiten 
erst im Berufe aneignen muß, ist seine Position 
in Anfange vielleicht etwas schwächer als die 
der vorhin geschilderten Kreise. Arbeiter und 
untere Angestellte wissen genau, was sie können, 
und stellen sich sicher und selbstbewußt an 
ihre Arbeit, voll Geringschätzung auf den jungen, 
eben von der Hochschule kommenden Diplom- 
Ingenieur schend, der anfangs gar nicht weiß, 
wie er all sein Wissen und Können nutzbar 
machen soll. Dieses ganz eigenartige primäre 
Verhältnis des akademisch gebildeten Ingenieurs 
zu seinen minder vorgebildeten Arbeitskollegen 
ist schuld an der ebenso weit verbreiteten, 
wie völlig unhalbaren Anschauung, daß die Fach- 
schulen eine viel brauchbarere Ausbildung böten 
als die Technische Hochschule. Vergleiche lassen 
sich hier überhaupt nicht ziehen, denn Fach- 
schule und Universität haben gänzlich ver- 
schiedene Ziele, die auf ebenso verschiedenem 
Wege erreicht werden, und die vielen fachlichen 
Beziehungen beider Anstalten sind mehr oder 
weniger äußerer Natur. 

Im Gegensatze zum akademischen Ingenieur- 
stande bieten andere akademische Berufe viel 
bessere Vergleichsmöglichkeiten mit Arbeiterver- 
hältnissen. Bei Juristen und Medizinern z.B. kann 
man viel eher davon sprechen, daß sie in dem 
einmal erwählten Berufe späterhin ständig die- 
selben Funktionen ausüben, und trotzdem es 
sich hier um rein intellektuelle, auf höchster 
Wissenschaftlichkeit aufgebaute Tätigkeit handelt, 
ist eine gewisse Gleichförmigkeit der Berufs- 
ausübung unter allen Fachkollegen nicht zu ver- 
kennen. Daher ergeben sich hier auch viel 
strenger miteinander laufende Interessen in 
bezug auf die äußeren Bedingungen der beruf- 
lichen Betätigung, und eine Basis für gewerk- 
schaftliche Tendenzen ist viel eher geboten. 

Für den Diplom-Ingenieur lassen sich Ana- 
logien mit irgend einem anderen akademischen 
Stand nicht finden, höchstens bietet noch die 
Offiziers-Laufbahn eine gewisse Vergleichsmög- 
lichkeit. Der absolvierte Hochschüler tritt un- 
gefähr unter den gleichen Bedingungen in die 
Industrie ein, wie der Avantageur in das Heer. 
Beide reihen sich zunächst in durchaus tiefer 
stehenden Schichten ein, müssen sich zunächst 
die Fertigkeiten aneignen, über welche jene 
vielleicht schon verfügen, und beide wissen doch 
ganz genau, daß es sich hier nur um Durch- 
gangsstadien handelt, die zwar notwendiger- 
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weise durchlaufen werden müssen, die aber nur 
den Anfang zu einem mit Sicherheit zu er- 
wartenden Emporsteigen bedeuten. Zwar weiß 
der Avantageur nicht, ob er einmal in den Ge- 
neralstab kommen wird, ebensowenig ist dem 
Diplom-Ingenieur eine Direktorenstellung sicher, 
aber ihr Hauptmannspatent haben beide in der 
Tasche. Natürlich läßt sich dieser Vergleich 
nicht bis ins Einzelne durchführen, vor allen 
Dingen erfolgt das Avancement des Diplom-In. 
genieurs nicht nach festgelegten Normen, aber die 
akademische Ausbildung, die er genossen hat und 
die viel mehr gibt als reines Wissen, befähigt 
ihn dazu, gehobenere Stellungen im Berufsleben 
zu bekleiden, und naturnotwendigerweise wird 
er solche auch immer erhalten. 

Der Diplom-Ingenieur durchläuft also eine 
ganze Stufenleiter von Klassen mit jeweils ver- 
schiedenen Betätigungen und entsprechend ver- 
schiedenen Arbeitsbedingungen. Für den Stand 
als solchen gibt es daher keine universeller 
Arbeitsverträge und sind keine Organisationen 
angebracht, die auf eine Beeinflussung der all- 
gemeinen Arbeitsbedingungen hinzielen. Wirk- 
lich gleiche wirtschaftliche Interessen finden sich 
höchstens innerhalb gleicher Jahrgänge, und 
lediglich für diese wäre die rein äußere Mög- 
lichkeit für gewerkschaftliche Organisation vor- 
handen. Nur innerhalb einer solchen kleinen 
Gruppe ist jeder Kollege durch einen anderen 
gleichen Jahrgangs ersetzlich, und das Interesse 
des Einzelnen wird zu dem der Gesamtheit. 
Mit der Zeit verliert sich jedoch auch inner- 
halb der einzelnen Jahrgänge die angedeutete 
Gleichförmigkeit, denn der entgültige Erfolg im 
Berufsleben hängt ja nicht nur von der Aus- 
bildung ab, sondern da sprechen noch andere 
Faktoren, wie Veranlagung, Glück, gute Be- 
ziehungen und dergleichen, mit. Bei weiterem 
Aufrücken im Erwerbsleben werden sich also 
stets individuelle Arbeitsbedingungen ergeben, 
und der bei den Arbeitern vorhandene dies- 
bezügliche Grund zur Koalition fällt bei uns 
fort. Denn kein Verständiger wird uns schließ- 
lich zumuten, unseren Verband und unsere Ver- 
bandsarbeit auf das Anfangsstadium unseres Be- 
rufes zuzuschneiden. 

Hiermit wäre eigentlich die ganze Gewerk- 
schaftsfrage für uns erledigt, aber gewisse Vor- 
gänge in der Industrie während des letzten 
Jahres lassen es zweckmäßig erscheinen, uns 
auch mit der Methode des Lohnkampfes ausein- 
anderzusetzen und zu untersuchen, ob rein vom 
Standpunkte der Zweckmäßigkeit aus die 
Kampfesmittel der Gewerkschaft, insbesondere 
der Streik, für uns möglich sind. Wir haben 
vorhin gesehen, daß hier in Deutschland, 
wo die Behörde den Arbeitswilligen im 
großen und ganzen den vollsten Schutz ange- 
deihen läßt, der Ausgang des Streikes lediglich 
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von der Anzahl der Streikbrecher und Lohn- 


drücker abhängt. Wir haben ferner ge- 
sehen, daß die Diplom - Ingenieure, je nach- 
dem, auf welcher Stufe der aufwärtsführen- 


den Leiter sie sich gerade befinden, stets mit 
einer Gruppe mindergeschulter Kräfte zusammen- 
arbeiten, die im Augenblick wohl in der Lage 
sind, den die Arbeit verweigernden Diplom- 
Ingenieur zu ersetzen. Auch in dieser Be- 
ziehung herrschen bei uns von den anderen 
akademischen Ständen völlig verschiedene Ver- 
hältnisse. Ein gescheiterter Jurist oder Medi- 
ziner hat keine Möglichkeit, sich auch ohne 
abgelegtes Examen in seinem Fache zu be- 
tätigen, es sei denn als Winkelkonsulent oder 
als Kurpfuscher. Dem gescheiterten Hochschüler 
dagegen bietet die Industrie ein großes Arbeits- 
feld in durchaus bürgerlichen und honorigen 
Stellungen. Die freien akademischen Berufe 
kennen nur Voll-Akademiker und rein mecha- 
nische Hilfskräfte, Gewerbe und Industrie da- 
gegen brauchen Hilfskräfte mit abgestuftem 
Bildungsgange. Man muß sich darüber klar sein, 
daß die niederen und mittleren Fachschulen 
durchaus ein Bedürfnis der Volkswirtschaft dar- 
stellen, das dementsprechend vom Staate be- 
friedigt wird. Deshalb wird der in der Praxis 
die Leiter des Erfolges langsam emporsteigende 
Diplom - Ingenieur nicht nur augenblicklich, 
sondern auch für alle Zukunft auf einer großen 


Reihe von Stufen vorübergehende Arbeits- 
kollegen finden, die trotz geringerer Vor- 
bildung ihn im Augenblick ersetzen können. 


Selbstverständlich wird die Volkswirtschaft den 
Diplom-Ingenieur auf die Dauer nicht entbehren 
können, aber sie ist sehr wohl in der Lage, 
sich eine Zeitlang auch einmal ohne ihn zu be- 
helfen, und hierin liegt, rein äußerlich ge- 
nommen, für uns die Unmöglichkeit, Lohnkämpfe 
mit Hilfe von Arbeitseinstellungen erfolgreich 
durchzuführen, es sei denn, daß wir mit den 
Technikern und evtl. gar mit den Arbeitern 
gemeinsame Sache machten. Hierüber auch nur 
ein Wort zu verlieren, dürfte sich wohl er- 
übrigen, denn es ist tatsächlich in der Ge- 
schichte der Lohnkämpfe sämtlicher Berufs- 
zweige noch niemals vorgekommen, daß sich 
höher Gebildete oder gar akademische Stände 
mit unterem Personal zwecks Durchführung von 
Wirtschaftskämpfen zusammengeschlossen hätten. 

In diesem Punkte wird uns vielleicht manch 
Außenstehender nicht begreifen, aber uns ge- 
nügt das volle Verständnis, das wir hierfür in 
unseren eigenen Reihen finden. Hier setzt eben 
das Standesbewußtsein ein, welches, abgesehen 
von ethischen Momenten, auch aus reinen Nütz- 
lichkeitsgründen jede egoistische Klassenpolitik 
von vornherein ausschließt. Dank unserer uni- 
versellen Bildung und der dadurch erzielten 
tieferen Einsicht wissen wir, daß eine wirtschaft- 
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liche Hebung unseres Standes nur möglich ist 
durch entsprechende Förderung der Gesamtheit. 
Der Arbeiter proklamiert den Streik, um für 
sich bessere Lohnbedingungen zu erzielen, und 
in seiner Kurzsichtigkeit merkt er nicht, welche 
Schäden er damit der gesamten Volkswirtschaft 
zufügt. Wir blicken weiter. Wir wissen, daß 
eine Förderung der Volkswirtschaft nur möglich 
ist unter vollster Wahrung der Rechte der 
übrigen, denn in der bestehenden Ordnung er- 
scheint die Volkswirtschaft als die Summe der 
auf Eigentum und Freiheit beruhenden Einzel- 
wirtschaften von Volksgenossen, welche durch 
Arbeitsteilung und Tausch zu einem Ganzen ver- 
bunden sind; indem jeder Einzelne unter Achtung 
des gleichen Rechtes der übrigen ausschließlich 
seine Interessen verfolgt, arbeitet er an der 
gemeinsamen Befriedigung der Bedürfnisse der 
ganzen Nation. Der Schwerpunkt liegt hierbei 
auf der Achtung des gleichen Rechtes der 
übrigen, und wir wissen, daß es einen Pyrrhus- 
sieg bedeutet, für sich selbst auf Kosten anderer 
bessere Lebensbedingungen zu erkämpfen, da 
die betroffene Volkswirtschaft die Rückwirkungen 
nicht schuldig bleibt. 

So sind auch diese Bedenken gegen Gewerk- 
schaft und Streik letzten Endes wirtschaftlicher 
Natur, und das Resultat ist immer dasselbe: 
die für die Arbeiterschaft geltenden Maximen 
kommen für uns nicht in Betracht, und von 
diesem Standpunkte aus gelangen wir überhaupt 
nicht zur richtigen Erkenntnis des Weges, den 
wir zur Wahrung unserer wirtschaftlichen In- 
teressen einzuschlagen haben. Hierzu ist es 
notwendig, sich zunächst einmal den Unterschied 
zwischen einem Arbeiter und einem Angestellten 
klarzumachen, der auch bereits in der Gesetz- 
gebung zum Ausdruck kommt. Nach der Ge- 
werbeordnung ist der Angestellte zu Treu und 


Glauben gegenüber seinem Arbeitgeber ver- 
pflichtet, der Arbeiter dagegen nicht. Der 
Arbeiter kennt nur die Pflichten, die sein 


Arbeitsvertrag ihm auferlegten, und in richtiger 
Wertung verlangt das Gesetz auch nicht mehr 
von ihm. Der Angestellte dagegen besitzt weit- 
gehende moralische Verpflichtungen, die, ohne 
ausdrücklich hervorgehoben zu sein, zwischen 
den Zeilen seines Anstellungsvertrages stehen. 

Hat dies ganz allgemeine Gültigkeit für jeden 
Angestellten, so kommen für den in der Privat- 
industrie stehenden Diplom-Ingenieur noch be- 
sondere Verpflichtungen hinzu. Mit der An- 
eignung der höchst erreichbaren technischen Aus- 
bildung erwerben wir den Anspruch, auch zu 
den höchsten Positionen zugelassen zu werden, 
und dieses Endziel unserer Laufbahn, das jedem 
jungen Anfänger von vornherein vorschweben 
soll, muß auch bereits die Anfangsstadien der 
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Berufsbetätigung beeinflussen. Es soll uns in Be- 
scheidenheit auch vorübergehend untergeordnete 
Arbeit verrichten lassen und muß ein Ansporn 
sein, sich mit Fleiß und Energie in die ver- 
schiedenen Betriebe einzuarbeiten, um dann 
später einmal den leitenden Posten ganz aus- 
füllen zu können. Stets muß das Bewußtsein 
seiner Berufung den jungen Diplom-Ingenieur 
dazu anhalten, sich als Mitarbeiter seines Arbeit- 
gebers zu fühlen, dessen Interessen auch die 
seinen sind, und mit dem zusammen er bei der 
Förderung des einen Unternehmens der gesamten 
Volkswirtschaft wesentliche Dienste leistet. Der 
Akademiker soll sich nicht mechanisch in den 
Werkbetrieb einreihen und sich langsam von 
Stufe zu Stufe vorwärtsbringen lassen, sondern 
er hat zu denjenigen zu gehören, welche die 
Industrie selber fördern, nicht er darf vom 
Kapital beschäftigt werden, sondern seine Auf- 
gabe ist es, selbst das Kapital zu beschäftigen. 

Diese höheren, dem Standesbewußtsein ent- 
springenden Gesichtspunkte schließen jedoch nicht 
aus, daß der Verband auch sehr praktische Wirt- 
schaftspolitik treiben kann. Durch Beeinflussung 
des Hochschulstudiums und der praktischen Aus- 
bildung soll die Leistungsfähigkeit der Diplom- 
Ingenieure erhöht werden, genau wie seiner- 
zeit der Leipziger Aerzte-Verband für die Medi- 
ziner das praktische Jahr durchsetzte, und wie 
schließlich die Gewerkschaften Bestimmungen 
über Lehrlingszeit und dergl. treffen. Der Ver- 
band ist bemüht, seinen Mitgliedern neue Be- 
tätigungsgebiete zu erschließen, um hierdurch 
die Konkurrenz um die bestehenden Positionen 
möglichst zu verringern. Die in Entstehung be- 
griffene Unterstützungskasse soll dazu dienen, 
in Not geratenen oder stellungslosen Kollegen 
die Dringlichkeit des Austauschbedürfnisses zu 
vermindern, damit sie nicht gezwungen sind, 
zu Zeiten schlechter Konjunktur für unwürdige 
Gehälter zu arbeiten. Von großer Bedeutung ist 
auch der rein gesellige Zusammenschluß im Ver- 
bande, indem hier den jungen, in die Praxis 
tretenden Kollegen die ersten schweren Jahre 
des Berufes und die damit verbundene subalterne 
Arbeit erleichert wird, da sie am Beispiel der 
älteren Kollegen sehen, daß dies nur notwendige 
Durchgangsstadien sind. So wird ihr Standes- 
bewußtsein aufrecht erhalten und ihr Solidari- 
tätsgefühl in richtige Bahnen gelenkt. 

Das alles ist praktische innere Wirtschafts- 
Politik, die sich jedoch nicht als egoistischer 
Klassenkampf äußert, sondern als wertvolle 
Arbeit am Allgemeinwohle, indem unter ständiger 
Wahrung der Interessen der anderen eine neue 
akademische Berufsgruppe entwickelt wird, die 
dazu berufen ist, der deutschen Volkswirtschaft 
wertvolle Dienste zu leisten. 
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Bei den Bestrebungen, das Studium der tech- 
nischen Wissenschaften für einen Teil der In- 
genieure mit volkswirtschaftlicher und juristischer 
Ausbildung zu verbinden, um dadurch den so 
vorgebildeten Technikern den Eintritt in die 
Verwaltungslaufbahn zu ermöglichen, wird auch 
der Eintritt in den Dienst des Auswärtigen Amts 
gelegentlich als ein Ziel für ,„Verwaltungs- 
ingenieure‘‘ genannt. 

Für manchen Fernerstehenden wird es von 
Wert sein, sich einmal die Aufgaben und die 
Organisation des Auswärtigen Amtes kurz vor 
Augen zu führen, um zu dem Für und Wider 
Stellung nehmen zu können, das die oben ge- 
nannten Bestrebungen auslösen. 

Das Auswärtige Amt in Berlin vertritt die 
Gesamtheit der auswärtigen Angelegenheiten des 
Reichs und der Bundesstaaten, von denen nur 
ganz vereinzelte, z. B. Bayern, sich noch eine 
selbständige Vertretung an einzelnen Höfen vor- 
behalten haben und daher einige wenige eigene 
Gesandschaften im Ausland unterhalten. Das 
preußische Ministerium der auswärtigen Ange- 
legenheiten ist in dem Auswärtigen Amt auf- 
' gegangen. 

An der Spitze des Auswärtigen Amts steht, 
wie an der der übrigen Reichsämter, ein Staats- 
sekretär. Ihm direkt übergeordnet ist der 
Reichskanzler, in dessen Vertretung alle Ver- 
fügungen des Auswärtigen Amtes ergehen. 

Alle offiziellen Beziehungen Deutschlands zum 
Ausland laufen durch das Auswärtige Amt, sie 
werden aber nicht etwa alle in diesem Amte 
allein bearbeitet. In vielen Angelegenheiten ist 
es nur die weitergebende Stelle, eine Tatsache, 
die bei der Kritik des Auswärtigen Amts oft 
vergessen wird. Um ein Beispiel zu nennen, 
sind die Handelsverträge durchaus nicht in ihrem 
ganzen Inhalt und Umfang sein Werk. Wohl 
liegt ihm die völkerrechtlich einwandfreie For- 
mulierung ob, wohl die Aufgabe, die Interessen 
des eigenen Landes gegen die des fremden aus- 
zugleichen und zu möglichst günstigen Ergeb- 
nissen für unseren Handel und unsere Industrie 
zu gelangen, aber die kritische Sichtung der 
Wünsche unserer Erwerbskreise zu ‘neuen Ver- 
trägen, die Bereitstellung der Waffen zu dem 
Kampf um die einzelnen Tarifpositionen ist 
Sache anderer Reichsämter bzw. Zentralämter 
der Bundesstaaten. 

Das wichtigste Gebiet des Auswärtigen Amtes 
ist die eigentliche „hohe“ Politik; wir leben 
freilich in einer Zeit so enger Verquickung 
<r zohen Politik mit der Handelspolitik und 
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in der eines so starken Eingreifens des Staats 
in das Erwerbsleben und des Rufs dieses nach 
Staatshilfe, daß sich heute weniger denn je 
hohe Politik und Handelspolitik trennen lassen. 
In dieser Entwicklung der letzten Jahrzehnte be- 
ruhen manche der inneren Schwierigkeiten des 
Auswärtigen Amts. Die Zweiteilung der Aus- 
landsbeamten, z. B. in Diplomaten und Konsuln, 
hat eine Zweiteilung von hoher Politik und 
Handelspolitik zur Voraussetzung, die heute 
nicht mehr immer besteht. 

Die diplomatischen Vertreter des Reichs: die 
Botschafter, Gesandten, Geschäftsträger, auch 
die Generalkonsuln in praktisch selbständigen 
Kolonien anderer Reiche, haben die Aufgabe der 
Vertretung aller der Fragen, die als Völker- 
recht oder als Gesamtinteressen des Reichs, der 
Bundesstaaten, endlich als Angelegenheiten der 
regierenden Fürsten erscheinen. Die Ver- 
tretung der Deutschen als einzelner Reichsan- 
gehöriger, auch ihrer Handelsbestrebungen, ist 
nicht die Aufgabe der Diplomaten, oder wenig- 
stens nur dann, wenn in der Person eines 
Deutschen das Völkerrecht oder wichtige staat- 
liche Interessen in Frage stehen. 

Der direkte Schutz und die Förderung des 
einzelnen Reichsdeutschen ist vielmehr Sache der 
Diese haben die Beurkundungen des 
Personenstandes und das Paßwesen zu führen, 
Erbschafts- und Vormundschaftsangelegenheiten 
zu regeln, Zeugenvernehmungen, Aushebungs- 
geschäfte, Schiffahrtspolizei auszuüben, sie 
haben stellenweise standesamtliche und gericht- 
liche Befugnisse, sie sollen vor allem auch dem 
deutschen Handel durch Berichterstattung und 
Auskunfterteillung die Wege ebnen, und sie 
sollen bemüht sein, den geistigen und kulturellen 
Zusammenhang der Deutschen im Ausland zu 
pflegen, daher denn auch der Konsul das ge- 
gebene Haupt der deutschen Auslandskolonien, 
ihrer Schul- und Wohltätigkeitsbestrebungen ist. 

Die Vielseitigkeit der Aufgaben im aus- 
wärtigen Dienst hat nun neuerdings dazu ge- 
führt, daß man stellenweise die Förderung des 
deutschen Handels durch Einstellung besonderer 
Sachverständiger, die dem Erwerbsleben ent- 
nommen werden, zu steigern sucht. Diese 
handels- und landwirtschaftlichen Attaches 
werden auf Grund eines Vertrages für einige 
Jahre verpflichtet und genießen für die Dauer 
ihrer Verwendung die Rechte kommissarischer 
Reichsbeamter. 

Erst die immer stärker hervortretenden For- 
derungen des heimischen Handels und die Be- 
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strebungen der Wettbewerbsstaaten auf dem Ge- 
biet der Handelsberichterstattung führten zur 
Schaffung der neuen Sachverständigen-Posten, 
deren Aufgaben nicht mehr neben denen der 
Auslandsvertretungen hergehen, sondern deren 
Aufgabe der Ausbau eines Tätigkeitsgebietes ist, 
das immer zu den wichtigsten der Konsulate 
gehört hat und auch weiterhin gehören muß. 
Die Schaffung dieser neuen Beamtenkategorie 
ist eine Folge der Ueberlastung vieler, gerade 
der wichtigsten Konsulate mit juristischen Ge- 
schäften, ferner eine Folge der immer ver- 
wickelter werdenden Welthandelsbeziehungen, 
deren Verzweigungen nachzugehen oft nur der 
Fachmann im engeren Sinne fähig ist. Die 
Posten der Sachverständigen werden an Zahl 
und Wichtigkeit sicherlich zunehmen, solange 
das direkte Eingreifen in das Erwerbsleben 
immer mehr die Beziehungen der Staaten zu- 
einander beherrscht. Sie werden aber auch, 
wie die ganze Handelsberichterstattung, immer 
stark der Kritik ausgesetzt bleiben, weil es 
unmöglich ist, allen Anforderungen, die aus dem 
Erwerbsleben heraus gestellt werden, zu ent- 
sprechen. Es wird auch stets schwer sein, die 
Abgrenzung der Tätigkeit der Sachverständigen 
gegen die der Konsulate zu finden, die in ihrer 
Gesamtheit heute noch bei weitem das meiste 
leisten, was an wirtschaftlicher Berichter- 
stattung geboten wird. 

Ueberall Sachverständige anzustellen, würde 
eine Erhöhung des Etats des Auswärtigen Amts 
bedeuten, die gar nicht in Frage kommen kann. 
Mit Recht sucht man daher zurzeit auch durch 
eine bessere wirtschaftliche Vorbildung der ju- 
ristischen Konsularanwärter den Wünschen von 
Handel und Industrie entgegenzukommen, ohne 
zu einschneidende Organisationsänderungen vor- 
zunehmen. Die Zahl der eigentlichen Handels- 
sachverständigen bewegt sich ungefähr um ein 
Dutzend. In den letzten Jahren pflegten be- 
setzt zu sein: Rußland, Türkei, Japan, China, 
Indien, die Vereinigten Staaten von Nordamerika 
(3), Mexiko, Brasilien, Argentinien, Chile, 
Australien und Süd-Afrika. Daneben gab es 
noch einige Spezialsachverständige, z. B. zwei 
Tabaksachverständige in den Niederlanden. 
Landwirtschaftliche Sachverständige, denen 
weniger die unmittelbare Förderung des 
deutschen Handels zufällt als die Beobachtung 
der Rückwirkung, den die ausländische Agrar- 
entwicklung auf unsere eigene landwirtschaftliche 
Produktion ausüben kann, zählt man zurzeit 
rund zehn. Auch forstwirtschaftliche Sach- 
verständige kommen vor. Eine bestimmte Vor- 
bildung wird von den Sachverständigen nicht 
verlangt. Unter den Handelssachverständigen 
begegnet man Kaufleuten, Technikern und Volks- 
wirtschaftlern. 

Der geringen Zahl von ungefähr 25 Sach- 
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verständigen stehen rund 900 Konsulate gegen- 
über. Die Konsuln scheiden sich in juristische 
Berufskonsuln und Wahlkonsuln, ohne daß sie 
im Titel unterschieden wären. Die Wahlkonsuln 
sind angesehene, in ausländischen Plätzen an- 


sässige Geschäftsleute, womöglich natürlich 
deutscher Staatsangehörigkeit. Sie haben an 
sich im ganzen dieselben Aufgaben, wie die 


Berufskonsuln, nur daß ihre nebenamtliche Tätig- 
keit trotz ihrer großen Zahl an Umfang und 
Wichtigkeit hinter die der Berufskonsuln zu- 
rücktritt. Rund 750 Wahlkonsuln stehen ca. 
150 Berufskonsulate gegenüber, die mit etwa 
200 Generalkonsuln, Konsuln und Vizekonsuln 
besetzt sind. | 

Für den Baerufskonsulatstand verlangt man 
bisher juristische Vorbildung, und zwar entweder 
den Eintritt in das Auswärtige Amt nach abge- 
legtem Assessorexamen oder den Umweg über 
die höhere Dolmetscherkarriere, wie sie in 
Ländern mit schwieriger Sprache, z. B. China, 
Japan, besteht, die das Referendarexamen und 
den Besuch des Orientalischen Seminars zur 
Voraussetzung hat. Nichtjuristen sind zum Teil 
eingestellt worden, als man kurz nach Gründung 
des Deutschen Reichs nicht gleich genügend Kon- 
sularanwärter mit einheitlicher Vorbildung zur 
Verfügung hatte. Es besteht aus dieser Zeit her 
theoretisch auch für Nichtjuristen, auf Grund 
eines besonderen Examens, die Möglichkeit des 
Eintritts in. die Konsulatskarriere, praktisch ist 
sie dagegen nicht gegeben. | 

Die Anzahl der diplomatischen Vertretungen 
des Deutschen Reichs beträgt ungefähr 40, mit 
ca. 100 eigentlichen diplomatischen Beamten 
(Botschaftern, Gesandten, Legationssekretären). 
Auch für den diplomatischen Nachwuchs verlangt 
man im allgemeinen juristische Vorbildung, die 
Einstellung von Anwärtern ist aber nicht streng 
daran geknüpft, sondern erfolgt durch Annahme 
seitens des Reichskanzlers zum Vorbereitungs- 
dienst, dem sich ein diplomatisches Examen an- 
schließt. 

In Anlehnung an die Gliederung draußen ist 
die innere Gliederung des Auswärtigen Amts 
eingerichtet. Das Amt besteht im großen und 
ganzen aus einer politischen Abteilung, einer 
mit dieser verknüpften Personalabteilung, einer 
handelspolitischen und einer Rechtsabteilung. 
An der Spitze der Abteilungen stehen Direktoren; 
die Unterteilung der Abteilungen besteht aus 
Dezernaten, mit vortragenden Räten an der 
Spitze. Diese entstammen in der politischen 
Abteilung im ganzen den Diplomaten, in der 
handelspolitischen den Konsuln, ebenso findet 
zwischen den etatsmäßigen Hilfsarbeiterstellen 
und den Auslandsposten ein ständiger, leb- 
hafter Personenaustausch statt. Die politische 
und die handelspolitische Abteilung sind in ihren 
Dezernaten im ganzen länderweise gegliedert, 
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daneben gehen besondere Dezernate für einzelne 
Fachgebiete. Die Konsulatsanwärter verbringen 
ihre Vorbereitungszeit bis zur Aussendung als 
Vizekonsuln im Amt, die Anwärter des diplo- 


Alljährlich wiederholen sich im Reichstag die 
Klagen über die Unzulänglichkeit des 
gewerblichen Rechtsschutzes und 
über die Notwendigkeit einer Reform des Patent- 
gesetzes und des Warenzeichengesetzes. Damit 
in Zusammenhang stehen die Fragen des inter- 
nationalen Erfinderschutzes, des Ausführungs- 
zwanges für patentierte Erfindungen, der Patent- 
gebühren und des Systems der Vorprüfung. Die 
Reichsregierung ist schon seit Jahren mit Vor- 
arbeiten für deNeuregelung desPatent- 
wesens beschäftigt, sie erklärt indessen bei 
der Schwierigkeit der Materie eine sorgsame 
Nachprüfung des bereits vorliegenden Ent- 
wurfes und eine Öffentliche Kritik desselben für 
unumgänglich notwendig. Auffallenderweise ist 
bisher in der öffentlichen Diskussion über die 
Reform des Patentwesens noch nicht davon ge- 
sprochen worden, welche Anforderungen an die 
Vorbildung der Mitglieder des Pa- 
tentamtes gestellt werden müssen. 

Nach § 13 des Patentgesetzes besteht das 
Patentamt aus einem Präsidenten sowie aus 
rechtskundigen und technischen Mitgliedern. Der 
Präsident des Patentamtes wird auf Vorschlag 
des Bundesrates vom Kaiser ernannt. Für den 
Präsidenten ist im Gesetz eine besondere Art 
der Vorbildung nicht vorgeschrieben, derselbe 
könnte also ebensogut eine technische wie auch 
eine juristische Vorbildung haben. Bis jetzt hat 
die Reichsregierung immer daran festgehalten, 
daß die Stellung des Präsidenten des Patentamts 
mit einem Juristen oder einem höheren Ver- 
waltungsbeamten zu besetzen sei, obgleich es 
viel näher liegen und auch den Interessen der 
Industrie und der Erfinder viel mehr entsprechen 
würde, wenn man eine tethnisch gebildete Per- 
sönlichkeit mit entsprechender Erfahrung in 
dieses wichtige Amt beriefe. Trotz aller be- 
rechtigter Klagen der technischen Berufskreise 
über die ganz ungerechtfertigte Bevorzugung 
der juristischen Vorbildung besteht die Reichs- 
regierung auch bei der gegenwärtigen Vakanz 
des Präsidentenpostens darauf, daß dieses Amt 
nur von einem Juristen verwaltet werden könne. 
Bei der allgemeinen Abneigung der Verwaltungs- 


1) Aus der Technischen Beilage der Frankfurter Zeitung vom 
9.4.d.). 
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matischen Dienstes zum Teil im Amt, zum Teil 
als Attaches bei den diplomatischen Ver- 
tretungen, für die Sachverständigen besteht 
eine vorbereitende Tätigkeit im Amt nicht. 


kreise gegen den Eintritt technisch gebildeter 
Kräfte in die öffentliche Verwaltung kann dieses 
Verhalten der Reichsregierung nicht Wunder 
nehmen, dagegen ist es im höchsten Grade be- 
dauerlich, daß sich keine einzige Stimme 
im Reichstage für eine grundsätzliche 
Aenderung des Systems erhebt. 


Was nun die technischen Mitglieder 
des Patentamtes betrifft, so erfolgt deren 
Berufung entweder auf Lebenszeit oder auf fünf 
Jahre, während die rechtskundigen Mitglieder 
entweder auf die Dauer ihres Hauptamtes im 
Reichs- oder Staatsdienst oder auf Lebenszeit be- 
rufen werden. Ueber die Vorbildung der 
technischen Mitglieder des Patent- 
amtes sind im Patentgesetze keine besonderen 
Bestimmungen getroffen. Hier besteht eine 
wesentliche Lücke, da es durchaus notwendig 
ist, daß die technischen Mitglieder nicht nur 
in einem Spezialzweige der Technik sachver- 
ständig sind, sondern auch eine rechtliche und 
wirtschaftliche Vorbildung für die Ausübung 
ihres Berufes erhalten. Es genügt keineswegs, 
daß die technischen Mitglieder vor ihrer end- 
gültigen Berufung eine praktische Tätigkeit 
innerhalb des Patentamtes absolvieren und sich 
lediglich auf diesem Wege die erforderlichen 
Kenntnisse erwerben. Wenn man nach dem Ge- 
setze über die Patentanwälte vom 21. Mai 1900 
von den Patentanwälten den Nachweis der er- 
forderlichen Rechtskenntnisse durch Ablegung 
einer schriftlichen und mündlichen Prüfung ver- 
langt, so sollte man es für selbstverständlich 
halten, daß auch von den technischen Mitgliedern 
des Patentamtes der gleiche Nachweis verlangt 
werde. Es muß doch erwartet werden, daß 
auch die technischen Mitglieder einer Abteilung 
den rechtlichen Ausführungen der Parteien und 
ihrer Vertreter in vollem Maße folgen können, 
da es keineswegs genügt, daß sie die Möglich- 
keit haben, sich bei ihren juristisch gebildeten 
im gegebenen Falle zu informieren. 
Nach 8 14 des Patentgesetzes ist die Beschluß- 
fähigkeit der Anmeldeabteilungen durch die An- 
wesenheit von wenigstens drei Mitgliedern be- 
dingt, unter denen sich zwei technische Mit- 
glieder befinden müssen, ferner erfolgen die 
Entscheidungen der Nichtigkeitsabteilung und 
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der Beschwerdeabteilungen in der Besetzung 
von zwei rechtskundigen und drei technischen 
Mitgliedern. Das Gesetz erkennt also selbst an, 
daß das Uebergewicht bei sämtlichen Ent- 
scheidungen dem technischen Elemente zukommt, 
es ist mithin ein wenig würdiger Zustand, daß 
diese technischen Mitglieder nicht zugleich auch 
in rechtlicher Beziehung völlig unabhängig und 
aus eigener Wissenschaft urteilen können, 
sondern vielmehr durch Juristen gewissermaßen 
kontrolliert werden. Außerdem aber bestehen 
im Patentamte Anmeldeabteilungen, zu denen 
überhaupt keine juristischen Mitglieder gehören, 
obgleich auch in diesen Abteilungen sehr häufig 
rechtliche Fragen von wirtschaftlicher Bedeutung 
zu entscheiden sind. Hier tritt dann das eigen- 
tümliche Verhältnis ein, daß die den Gerichtshof 
bildenden technischen Mitglieder des Patent- 
amtes ohne den besonderen Nachweis der Be- 
fähigung über rechtliche Fragen zu entscheiden 
haben, während der vor dem Gerichtshofe auf- 
tretende Patentanwalt seine Rechtskenntnis durch 
eine besondere Prüfung nachgewiesen haben muß. 
Diesem unhaltbaren Zustande sollte man bei 
der Neuregelung des Patentgesetzes seine be- 
sondere Aufmerksamkeit zuwenden, nachdem in 
unserem Staatswesen grundsätzlich die Befähi- 
gung zu einem Amte durch Ablegung einer Prü- 
fung nachgewiesen werden muß. Es ist des- 
halb durchaus notwendig, daß auch die tech- 
nischen Mitglieder des Patentamtes ebenso wie 
die Patentanwälte den Nachweis über die zu ihrem 
Berufe erforderlichen rechtlichen Kenntnisse er- 
bringen, nur auf diese Weise kann die sachliche 
Gleichberechtigung der juristischen und der 
technischen -Mitglieder des Patentamtes erreicht 
werden. Wenn man von dem Patentanwalt zu- 
nächst in technischer Beziehung eine staatliche 
oder eine akademische Fachprüfung, außerdem 
eine mindestens einjährige praktische, gewerb- 
liche Tätigkeit und ferner eine mindestens zwei- 
Jährige praktische Tätigkeit auf dem Gebiete des 
gewerblichen Rechtsschutzes verlangt und weiter 
die Ablegung einer schriftlichen und einer münd- 
lichen Prüfung in den erforderlichen Rechts- 
kenntnissen fordert, so wird es nur angemessen 
sein, wenn auch die technischen Mitglieder des 
Patentamtes den gleichen Bildungsgang in tech- 
nischer und rechtlicher Beziehung nachweisen 
müssen. Noch mehr als bei den Patentanwälten 
sollte hier Gewicht gelegt werden auf mehr- 
jährige praktische Betätigung in der Industrie. 
Die praktische Tätigkeit auf dem Gebiete des 
gewerblichen Rechtsschutzes würde zu einem 
Teile im Patentamt und zum anderen Teile bei 
einem Patentanwalt zu absolvieren sein, und in 
entsprechender Weise würde man von den 
Patentanwälten verlangen müssen, daß sie einen 
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Teil ihrer praktischen Vorbildung in den ver- 
schiedenen Abteilungen des Patentamtes zurück-— 
legen. Auf diese Weise würde man dazu ge- 
langen, daß die technischen Mitglieder des Patent- 
amtes und die Patentanwälte eine ebenso gleich- 
artige Vorbildung erhalten, wie sie bei den 
Richtern und den Rechtsanwälten gesetzlich vor- 
geschrieben ist. Diese letztere gleichartige 
Ausbildung hat sich durchaus bewährt, und es 
ist nicht einzusehen, warum nicht dasselbe 
günstige Resultat sich bei gleichartiger Aus- 
bildung der technischen Mitglieder des Patenty 
amtes und der Patentanwälte ergeben sollte. 


Ein anderer Punkt: Seitens der Industrie ist ` 


mit Recht oft darüber geklagt worden, daß die 
technischen Mitglieder des Patentamtes sich all- 
zusehr mit der Literatur befassen und dem prak- 
tischen industriellen Betriebe fernstehen. Diese 
Klagen sind durchaus berechtigt, da die Industrie 
ein lebhaftes Interesse daran hat, daß in Fragen 
des gewerblichen Rechtsschutzes die Mitglieder 
des betreffenden Gerichtshofes ohne weiteres 
in der Lage sind, die praktische Bedeutung 
einer Erfindung oder einer Neuerung zu beur- 
teilen. Hierzu genügt es aber nicht, daß dem 
Gerichtshof gelegentlich Modelle von Maschinen 
und Apparaten vorgeführt. werden und in be- 
sonderen Fällen der Gerichtshof die Inaugen- 
scheinnahme beschließt. Es ist vielmehr not- 
wendig, daß die technischenMitglieder 
des Patentamtes in dauerndem Zu- 
sammenhange mit dem Fortschritt 
der Industrie bleiben, und dieses Ziel ist 
erreichbar dadurch, daß jedes technische Mit- 
glied alljährlich eine gewisse Zeit auf die Be- 
reisung der in- und ausländischen industriellen 
Bezirke oder auf das Studium von Spezial- 
fabriken verwendet. Die über diese Reisen zu 
erstattenden dienstlichen Berichte sollten regel- 
mäßig bei sämtlichen technischen Mitgliedern 
des Patentamtes zirkulieren und eine ständige 
Quelle der Information bilden. Daß aus den 
Dienstreisen der Juristen irgend ein technischer 
oder wirtschaftlicher Erfolg im Sinne des ge- 
werblichen Rechtsschutzes sich ergeben hätte, 
wird schwerlich behauptet werden. Für die 
Folge also müssen erhebliche Mittel aus den 
Ueberschüssen des Patentamtes zur Bestreitung 
von Reisekosten der technischen Mitglieder und 
ferner auch für die Teilnahme an technischen 
Fortbildungskursen in den Etat eingestellt 
werden. Auf diese Weise wird man den unent- 
behrlichen Zusammenhang zwischen der werk- 
tätigen Industrie und der Praxis des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes dauernd herstellen können 
und damit die sehr berechtigten Fragen der 
Industrie über mangelndes praktisches Verständ- 
nis aus der Welt schaffen. 
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| Bildungs- und Standesfragen 


Bildungs- und Standesfragen. l 


Zur Hochschulreform. 


Zu der Frage, was die akademische Bildung 
von anderem Wissen unterscheidet, haben wir 
neuerdings aus der Feder berufener Hochschul- 
lehrer eine neue Bereicherung erfahren. Die 
Frage ist nicht neu und hat zu mancherlei 
Diskussionen Anlaß gegeben. Mir scheint es 
jedoch, daß der Begriff der akademischen Bildung 
noch nie so eng gezogen wurde, wie in letzter 
Zeit. Allerdings können wir eine Bildung nur 
dann akademisch nennen, wenn sie auf Aka- 
demien erworben ist. Autodidakten scheiden 
damit ohne weiteres aus. Wenn man aber alle 
diejenigen Studierenden, die sich der Schablone 
eines für den Durchschnittsarbeiter festgelegten 
Studienplanes nicht fügen wollen und in 
größerem Maße, als es sonst üblich ist, die 
Hochschulbibliotheken zur Aneignung fremden 
Wissens benutzen, als Autodidakten zur Er- 
langung akademischer Grade ungeeignet be- 
zeichnen möchte — die Tendenz ist da, wenn 
sie auch nicht so offen ausgesprochen wird —, 
so zeigt sich darin eine grundsätzliche Ver- 
kennung des Begriffes Autodidakt. Autodidakten 
sind eben nur solche, die ganz ohne Benutzung 
fremder Erfahrungen aus eigenen Anlagen heraus 
ein Wissen oder ein künstlerisches Können ent 
wickeln. | 


Auf Akademien erworben oder zum min- 


desten erweitert und abgerundet muß ein Wissen 
sein, um sich akademisch zu nennen. Dazu 
gehört unbedingt ein mehrsemestriges Studium, 
wie es zur Erlangung aller akademischen Grade 
und Würden, auch der Universitäten gefordert 
wird. Ganz richtig bemerkt Professor Franz, 
daß akademische Bildung nur unter der Ein- 
wirkung des Milieus der Hochschulen entstehen 
kann. Dieses Milieu steht und fällt aber noch 
lange nicht mit der Beseitigung der gegenwärtig 
vorhandenen Beschränkung der Lernfreiheit. 
Wohl muß immer die Freiheit insofern be- 
schränkt sein, als der Student, der sich einer 
Prüfung unterwerfen will, Rechenschaft ablegen 
muß, was er gelernt hat. Diese Fessel hat 
jedoch noch kein einsichtiger Student als Be- 
schränkung akademischer Freiheit empfunden. 
Nur die Forderung, er solle nachweisen, daß 
er sein Wissen nach einer ganz bestimmten 
Schablone oder genauer gesagt, nach einer von 
ca. 5 verschiedenen Schablonen erworben hat, 
wird mit Recht von der überwiegenden Mehr- 
heit aller Studierenden unter Protest zurück- 
gewiesen. Und gerade diese Beschränkung, wie 
sie erneut von Professor Kammerer empfohlen 
wird, ist es, die dem Begabteren unter den 
Studierenden eine so unsäglich peinigende Fessel 
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auferlegt. Eine neue Uebungsarbeit soll er erst 
erhalten, wenn er die Bearbeitung der vorher- 
gehenden vorgelegt hat. Warum in aller Welt 
zwingt man einen jungen Mann, der schon auf 
der Schule eine hohe Fertigkeit im Zeichnen 
erlangt hat, erst eine oder mehrere Pausen 
anzufertigen! Ein anderer, der durch seinen 
bisherigen Bildungsgang eine große Sicherheit 
im Calorimetrieren von Brennstoffen erworben 
hat, muß erst ein weitschweifiges Protokoll über 
die Bestimmung der Empfindlichkeit einer Wage 
aufsetzen und über eine ganze Reihe ihm voll- 
kommen geläufiger Versuche, ehe er dort an- 
setzen kann, wo er früher aufgehört hat. Wer 
an solcher, die Schaffensfreudigkeit tief herab- 
setzenden Arbeitsvergeudung achtlos vorüber- 
geht, dem, das kann man wohl sagen, ist der 
Sinn und das erforderliche Verständnis für den 
Wert der akademischen Lernfreiheit noch nicht 
aufgegangen. Gerade diese wird mit Recht von 
der Studentenschaft als das sicherste Kenn- 
zeichen akademischer Ausbildung angesprochen. 
Es gibt keine anderen Kennzeichen. Für die 
Zumutung „Fachmenschen zu erziehen, deren 
Gesichtskreis da endet, wo das Fach aufhört,“ 
danken die Fachschulen allerbestens. Der bessere 
Teil von ihnen ist ebenso lange wie die Hoch- 
schulen aufs eifrigste bestrebt, seinen Schülern 
das Verständnis für jede Art menschlicher 
Kulturarbeit und ihre wirtschaftlichen Verknüp- 
fungen zu erschließen. Man sehe sich nur dar- 
aufhin die Studienpläne der höheren staatlichen 
Fachschulen an. Traurig wäre es auch, wenn 
es anders wäre. Jede Anstalt, die an der 
Erziehung des Menschengeschlechtes arbeitet, 
hat diese Maxime auf ihr Programm gesetzt. Wie 
weit sie damit Erfolg hat, ist eine andere Frage. 
Hier spielen ererbte Anlagen und die genossene 
Kinderstube eine so große Rolle, daß jedes 
spätere Erziehungssystem kaum etwas anderes 
tun kann, als den bereits Interessierten den 
nötigen Nährboden zu bieten. 

Nein, in diesem Bestreben unterscheiden sich 
die Hochschulen prinzipiell kaum von Mittel- 
schulen. Wohl aber muß anerkannt werden, 
daß sie in löblicher Weise versuchen, sich darin 
vor ihnen hervorzutun. Und das hoffen die 
meisten Hochschullehrer eben dadurch zu er- 
reichen, daß man dem Studenten das Wie seines 
Arbeitens überläßt, daß man ihm nahelegt, seine 
eigenen individuellen Begabungen aufzuspüren 
und nutzbringend anzuwenden. Jeder, der sich 
einmal mit irgend welchen Problemen beschäftigt 
hat, wird zugeben, daß ihn oft die Ueberwindung 
eines Irrtums durch eigene Kraft ohne fremde 
Hilfe mehr bereichert hat, als noch so viel nütz- 
liche Ratschläge und Hinweise. Davon mache 
man auch hier Gebrauch. Man lasse den 
Studenten gewähren, wenn er den Nutzen der 
vorbereitenden Arbeiten anzweifelnd sich sprung- 
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weise auf größere Aufgaben wirft. Mit um so 
größerer Liebe und um so größerem Verständ- 
nis wird er dann wieder zu einem planmäßigen 
Studiengange zurückkehren. 

Um zusammenzufassen: Höchste Anforde- 
rungen an das Was des Wissens und Könnens 
und an die wissenschaftliche Arbeitsmethode, 
völlige Freiheit dem Wie des Aneignens. 


Dipl.-Ing. K. Schultze. 


z Hochschulnachrichten. : 


Doktor-Dissertationen. 
Technische Hochschule Braunschweig. 


Platz und Turm von Dipl.Ing. Curt Bieder, 
1911. 

Ueber Spannungsteilung bei Gleich- 
strommaschinen von ®ipl.-Ing. Albert Buch, 
Köln. Fremdenblatt-Druckerei, Hamburg 1912. 

Untersuchungen über die Ursache 
der Oxydation von Lettermetallen von 
Dipl.-Ing. Siegfried Schuster, Gablonz a. N. Friedr. 
Vieweg & Solın, Braunschweig 1912. 

Ueber den Bequerel-Effekt bei kom- 
plexen Eisen- und Uran-Salzen von 
Dipl.-Ing. Herbert Schiller, Riga. l"uchdruckerei des 
Rigaer Tageblattes, Riga 1912. 


Technische Hochschule München. 


Ueber die Säuren des Gheddawachses 
von Dipl-ng. Eugen Kovacs. 

Ueber die Einwirkung von Mono- 
methylresorcin auf Phtalsäureanhydrid 
von Dipl-Jng. Eugen Burger aus Nördlingen. 


Von Vereinen und Kongressen. : 


Zum achten Bundestag der technisch -industri- 
ellen Beamten. Der Bund der technisch -industri- 
ellen Beamten, eine klassenpolitische Angestellten-Ver- 
einigung, hielt am 27. April in Berlin seinen achten 
Bundestag ab. Es brauchte an dieser Stelle auf die 
Verhandlungen und Auseinandersetzungen dieser Kreise 
nicht weiter eingegangen zu werden, wenn nicht so- 
wohl das Berliner Tageblatt als auch die Frankfurter 
Zeitung in ihrem Berichte hierüber in bezug auf die 
Stellung des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 
zum Berliner Eisenkonstrukteurstreik folgenden Passus 
veröffentlichte: 

„Der Verband der Diplom-Ingenieure lehnte hier 
nicht nur jede Beteiligung am Ausstand ab, sondern 
vermittelte sogar den gesperrten Firmen Arbeitskräfte 
und fiel so den Konstrukteuren in den Rücken.“ 

Diesen Ausstreuungen gegenüber muß auf die 
Erklärung des Vorstandes des Verbandes Deutscher 
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veröffentlicht in Heft 23 vom 
l. Dezember 1911 der Zeitschrift des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure, verwiesen werden, 
in der ausdrücklich festgestellt wurde, daß der Ver- 
band das Frsuchen Außenstehender abgelehnt habe, 
dal} seitens des Verbandes keine der Parteien Unter- 
stützung erhalten und daß alle gegenteiligen Be- 
hauptungen unwahr sind. Wenn angesichts dieser 
unzweideutigen Erklärung trotzdem Ausstreuungen 
wie die obigen in die Welt gesetzt werden, so erübrigt 
sich jede weitere Diskussion; es genügt, ein der- 
artives Gebahren als durchaus ungehörig zurück- 
zuweisen. 


Diplom- Ingenieure, 


Kongreß für Städtewesen. Die Stadtver- 
ordnetenrersammlung in Düsseldorf hat in 


ihrer Sitzung vom 16. April einen Kredit von 
rund 10000 Mk. zur Veranstaltung eines Kon- 
gresses für Städtewesen bewilligt, der an- 
läßlich der „Städteausstellung Düsseldorf 1912‘ 
in der Zeit vom 23. bis 28. September dieses 
Jahres in Düsseldorf stattfinden soll und sich 
mit folgenden Materien befassen wird: Städte- 
bau, städtische Betriebe, Pflege von Kunst, 
Wissenschaft und Wohlfahrt in den Städten. 


| Verschiedenes. 
U ——— — — 


Die Diplomprüfung der Handelshochschulen.') 


Der Wert der Diplomprüfung an den Handels- 
hochschulen ist vor der Hand einigermaßen 
„imaginär“. Das Diplomzeugnis bescheinigt dem 
Handelshochschüler, daß er seinem Studium mit 
Erfolg obgelegen hat. Im übrigen aber ver- 
mag er aus diesem akademischen Zeugnisse 
Rechte nicht herzuleiten, Berechtigungen, die 
mit dem Bestehen anderer Hochschulexamina 
regelmäßig verbunden sind, wurden dem Diplom- 
zeugnis nicht beigelegt. 

Hierin liegt ein Nachteil, der nicht nur die 
Diplomprüfung und die Studierenden, sondern 
letzten Endes auch die Handelshochschulen selber 
zu treffen geeignet ist. Denn man weiß nicht, 
ob der Eifer und der Idealismus der Jugend in 
unvermindeter Stärke anhalten wird, wenn das 
Diplomzeugnis weiterhin nur ein Stück Papier 
bleibt und keine Basis für eine Existenz, ja nicht 
einmal eine Stufe für das Fortkommen bildet. 
Die Handelshochschulen könnten recht wohl eine 
andersartige Bewertung der Ausbildung, die sie 
erteilen, verlangen; könnten fordern, daß ihren 
Erfolgen die staatliche Anerkennung nicht ver- 
sagt bleibt, und müssen es unseres Erachtens 
tun, wenn sie nicht die Gefahr laufen wollen, 


1) Aus der Handels-Zeitung des „Berliner Tageblatts vom 
7. Mai d. J. 


Verschiedenes 


weiter als unorganisches Anhängsel unseres 
Bildungswesens angesehen und in eine Rolle 
zweiten Ranges gedrängt zu werden, die ihr 
nach ihren Leistungen so wenig wie nach den 
Intentionen zukommt, auf Grund deren sie er- 
richtet wurden. 

Bei der ungeheuren Bedeutung, die in 
Deutschland das Berechtigungswesen ange- 
nommen hat, und bei dem Gewichte, das ge- 
rade den in Verbindung mit dem sonstigen Hoch- 
schulstudium abgelegten Prüfungen durch Ge- 
setze sowohl wie durch Verwaltungspraxis und 
auch im privaten Berufsleben beigelegt worden 
ist, erscheint es nicht gerechtfertigt, wenn man 
die Diplomprüfung an den Handelshochschulen 
außerhalb des Kreises der mit „Berechtigungen“ 
verknüpften Prüfungen beläßt. 


Fragt man nun, welche Art von Berechti- 
gungen mit dem Diplomzeugnis verbunden 
werden könnten, so sei zunächst, was den 
Reichs- und Staatsdienst angeht, an das vor 
einigen Monaten mitgeteilte Vorgehen einer 


Werftbehörde erinnert, die ,„Volontäre‘“ mit 
Handelshochschulexamen verlangte. In welchem 
Maße gerade die Werftverwaltungen kauf- 
männisch geschulter Kräfte bedürfen, ist aus 
Vorgängen, die nicht weit zurückliegen, klar 
geworden. Es stände nicht nur nichts im Wege, 
sondern es wäre geradezu angebracht, wenn et- 
wa die Laufbahn des Werftverwaltungssekretärs, 
zu der jetzt generell das Zeugnis für Oberprima 
einer Vollanstalt verlangt wird, den diplomierten 
Handelshochschülern mit der Aussicht auf die 
Beförderung in höhere Stellen eröffnet würde. 
Die für die Immatrikulation an den Handelshoch- 
schulen neben der Einjährigenqualifikation er- 
forderliche dreijährige kaufmännische Lehrzeit 
in Verbindung mit den zwei Studienjahren an 
der Hochschule sollten nicht nur die zwei Schul- 
jahre in der Sekunda und Prima voll aufwiegen, 
sondern müßten des weiteren für den Handels- 
hochschüler die Möglichkeit der schnelleren Be- 
förderung durch Ueberspringung oder Ab- 
kürzung der Ausbildungsjahre oder dergleichen 
geben. — 

Ein gleiches gilt für die Stellung als Marine- 
zahlmeister, ein Posten, für den heute ebenfalls 
Oberprimanerreife verlangt wird: Verwaltungs- 
kunde, Waren- und Münzkunde, Inventarien-, 
Materialien- und Rechtskunde — alles Lehrfächer 
für den Zahlmeisterapplikantenunterricht — sind 
Gegenstände, zu deren Erlernung die Handels- 
hochschulen zum mindesten reichliche Vorbe- 
reitungsgelegenheit geben. Der Marinezahl- 
meisterstand würde sich möglicherweise nach 
Ansehen und Leistuigen noch heben, wenn eine 
akademische Vorbereitungszeit und das Diplom- 
examen einer Handelshochschule nicht nur als 
eine, sondern als die Vorbedingung für diese 
Laufbahn aufgestellt würde. — Aehnliches läßt 


221 


sich für die Laufbahnen des Marineintendantur- 
sekretärs und andere, insbesondere auch für die 
Beamten der Zollverwaltung sagen; Funktionen, 
wie diese letztere sie zu verrichten haben, sind 
vielfach ausgesprochen kaufmännischer Natur, 
und die Primanerreife sowie die behördliche 
Ausbildung dürfte kaum dieselbe Gewähr für 
ihre ordnungsmäßige Besorgung geben, wie die 
dreijährige kaufmännische Ausbildung und das 
Handelshochschulstudium. 

Ein weiteres Gebiet der Reichsverwaltung, 
das den diplomierten Handelshochschülern ge- 
öffnet werden müßte, ist die Reichsbank. Auch ’ 
für die Stellung des Reichsbankbeamten müßten 
Primareife und Diplomexamen zum mindesten 
gleichgestellt werden; es bedarf keines Nach- 
weises, daß für den künftigen Reichsbankbeamten 
das Studium auf der Handelshochschule von 
weitaus größerem Nutzen sein kann, als die 
über die Sekunda hinausgehende Schulbildung. 
In Anbetracht dieses Umstandes müßte man des 
weiteren verlangen, daß die diplomierten 
Handelshochschüler, soweit sie das Maturitäts- 
zeugnis besitzen und eine abgeschlossene kauf- 
männische Ausbildungszeit hinter sich haben, 
den Juristen bei der Reichsbank gleichgestellt 
werden, denen laut Anstellungsbedingungen 
„nach erlangter banktechnischer Ausbildung eine 
schnellere Beförderung in die höheren Stellen“ 
in Aussicht gestellt ist. | 

Die „Gleichstellung mit den Juristen“ ist 
jene alte Forderung, die hinsichtlich fast sämt- 
licher höheren Beamtenstellen im Reich und im 
Staat von den Angehörigen nichtjuristischer Be- 
rufe bereits seit Jahren erhoben wird; und auch 
für die Handelshochschüler mit abgeschlossenem 
Ausbildungsgang muß sie hinsichtlich einer 
ganzen Anzahl von Stellen ernst und nach- 
drücklich aufgestellt werden. Der ‚Assessoris- 
mus“ in der Verwaltung hat sich keineswegs 
so glänzend bewährt, daß seine Konservierung 
zum Dogma erhoben werden müßte. Es ist 
nicht einzusehen, weshalb nicht zum Beispiel die 
besonders geeigneten Laufbahnen der höheren 
Intendanturbeamten, der höheren Eisenbahn- und 
Postbeamten, insbesondere auch die Laufbahnen 
in der Finanzverwaltung den Handelshoch- 
schülern mit Diplomzeugnis eingeräumt werden 
sollten, wenn man auch hier vielleicht ein sechs- 
semestriges Studium und das Reifezeugnis einer 
höheren Schule als weitere Voraussetzung zu- 
billigen könnte. 

Neben dem Reichs- und Staatsdienst bietet die 
Kommunalverwaltung ein reiches Feld für die 
Betätigung kaufmännisch-wissenschaftlich vorge- 
bildeter Kräfte. Weshalb werden zum Beispiel 
nicht städtische Dezernate, wie das Steuerwesen, 
die Sparkassenverwaltung, die kaufmännischen 
Betriebe der Stadt (Gas-, Elektrizitätswerke, 
Straßenbahn), soweit dies nicht bei ehrenamt- 
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licher Besetzung schon geschieht, in die Hände 
kaufmännisch vorgebildeter Stadträte gelegt? 
Die Kommunen haben in dieser Hinsicht eine 
viel größere Bewegungsfreiheit als der Staat und 
das Reich; nichts hindert sie, für eine 
ganze Reihe der von ihnen zu vergebenden, 
Posten (eventuell neben sonstigen Erforder- 
nissen) die Handelshochschulausbildung ebenso zu 
bewerten wie das Uhniversitätsstudium, und es 
läßt sich kein Grund erkennen, weshalb der 
Staat bei der etwa erforderlichen Bestätigung 
diese Beamten mit anderem Maße messen sollte, 
als Juristen. 


Buchbesprechungen. 


Die Bodenreform. Grundsätzliches und Ge- 
schichtliches zur Erkenntnis und Ueberwindung 
der sozialen Not. Von A. Damaschke. 5. Aufl. 
1911. Verlag Fischer-Jena. 360 S. (12.—15. 
Tausend.) Geb. 3,25 M. 

Damaschke, der langjährige verdiente Vor- 
sitzende des „Bundes Deutscher Bodenreformer‘“‘ 
(Berlin, Lessingstr. 11), sucht möglichst überall 
volkswirtschaftliche Kenntnisse zu verbreiten. 
Seine Schriften haben zum Teil eine außer- 
ordentlich große Verbreitung gefunden: „Auf- 
gaben der Gemeindepolitik“, 5. A. 1904, (13.— 
20. Tausend), „Geschichte der Nationalökono- 
mie.“ Eine erste Einführung. 4. A., 1910, (8.— 
10. Tausend). Während er in seinem erst- 
genannten Buch über den Gemeindesozialismus 
die Fragen der Bildung, der Arbeit, des Mittel- 
standes, des Gemeindegrundeigentums, der Woh- 
nungsverhältnisse, der Zuwachsrente, der Be- 
steuerung und der Gemeindebetriebe auf Grund- 
lage der Bodenreform bespricht, aber keine For- 
derung erhebt, die nicht an irgend einer Stelle 
schon in der deutschen Praxis durchgeführt 
ist, entwickelt er in seinem Buch über die 
Bodenreform programmatische Forderungen der 
Bodenreformer. Es werden zuerst behandelt die 
Bedeutung der Bodenreform für die Lösung der 
sozialen Frage, für die industrielle Entwick- 
lung und das Agrarproblem, sodann die Boden- 
reformkämpfe in Israel, Hellas und Rom und 
ihre Lehren. 

Ferner wird die Lebensgeschichte des so er- 
folgreichen amerikanischen Bodenreformers 
Henry George, dessen Werk Progress and 
Poverty (1878) von allen nationalökonomischen 
Schriften wohl die weiteste Verbreitung gefun- 
den hat, vorgeführt und zum Schluß die Stellung 
der Hohenzollern zur Bodenreform geschildert. 
Damaschke zieht scharfe Grenzen gegenüber 
Mammonismus und Kommunismus. Die Sphinx 
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des sozialen Problems liege vor den modernen 
Nationen: das Volk, das die Antwort schuldig 
bleibe, gehe zugrunde ; dem Volke, das sie findet, 
öffne sich der Weg zum höchsten Ziel. Der 
Niedergang oder Aufstieg auch von Deutschland 
werde hier entschieden. Die Antwort für die 
soziale Frage lautet nach Damaschke: Weder 
Mammonismus noch Kommunismus, sondern 
Bodenreform! Es sei diesbezüglich darauf hin- 
gewiesen, daß neuere Nationalökonomen, wie 
Eberstadt, Oppenheimer, Sering, die große Be- 
deutung der Bodensperrung durch Monopole 
scharf beleuchtet haben. Verderblich für 
Deutschland ist die Anwendung des rezipierten, 
extrem-individuellen römischen Rechts, des so- 
genannten „Warenrechts“, auf den Grund und 
Boden. Damaschke spricht weiter die Ansicht 
aus, der unbedingt zuzustimmen ist, daß in 
unserer Zeit glänzender industrieller Entwicklung 
immer wieder auf die Bedeutung einer ge- 
sunden heimischen Landwirtschaft als der Grund- 
lage eines gesunden Völkerlebens hinzuweisen 
ist, und führt diesbezüglich die schöne Sage 
von dem Riesen Antäus an: Kein Feind 
konnte ihn besiegen, so lange er in Berührung 
mit seiner Mutter, der Erde, blieb. Aber als 
es einem seiner Feinde gelang, ihn von dem 
Boden zu trennen, da war es ein Leichtes, 


den Riesen, in der Luft schwebend, zu er- 
würgen. 
Es sei noch auf die volkstümliche Halb- 


monatsschrift „Bodenreform‘ (Verlag Harrwitz- 
Berlin, jährlich 768 Seiten, Preis 6 M.) und 
auf das „Jahrbuch der Bodenreform‘ (Viertel- 
jahrshefte, jährlich 320 Seiten, Preis 5 M.), die 
beiden Zeitschriften der deutschen Bodenreform- 
bewegung, hingewiesen. 


Dipl.-Ing. Schleicher, Reg.-Baumeister. 


Radiumnormalmaße und deren Verwendung 
bei radioaktiven Messungen. Von E. Ruther- 
ford; Deutsch von Dr. B. Finkelstein. 8°, 
45 S. 3 Abb. Leipzig, Akadem. Verlagsgesell- 
schaft m. b. H. 1911. 1,50 M. 

Der Verfasser gehört zu den bedeutendsten 
Forschern auf dem Gebiete der Radioaktivität. 
Der Ergebnisse so mancher tüchtigen Gelehrten, 
zu denen sich als einzige Frau Mme. Curie in 
allererster Linie gesellt, sind so viele, daß auf 
dem radiologischen Kongresse in Brüssel 1910 


allgemein dem Wunsche Ausdruck gegeben 
wurde, eine internationale Radiumeinheit zu 
schaffen. Das zu diesem Zwecke ernannte 


Komitee war übereinstimmend der Ansicht, daß 
niemand anders zu der wichtigen Arbeit berufen 
sei als Mme. Curie, die Entdeckerin des Ra- 
diums. Sie wurde daher mit dieser Aufgabe 
betraut. Entsprechend der Anregung der Kon- 
ferenz soll der Name ‚Curie‘ gewählt wer- 
den für die Menge von Emanation im Gleich- 
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gewicht mit einem Gramm Radium. Nach dem 
einmal hergestellten Normalmaß sollen von den 
verschiedenen Staatslaboratorien Kopien ange- 
fertigt werden, die es jederzeit gestatten, den 
Gehalt der in ihrem Lande gebrauchten Ra- 
diumpräparate festzustellen. 

Dr. phil. Paul Reichard. 
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Vorstandsbericht. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 
Herren Pipl.-Ing.: 


Bossen,- Andreas, . Privatarchitekt, Aachen, 
Lütticherstraße 182. 

Hörchner, Albert, Hannover, Lilienstr. 6, Ill. 

Hufschmidt, Carl, Dr.-Ing, Bochum, Hat- 
tingerstraße 63. 

Kochenrath, Walter, Oberlehrer a. d. Kgl. 
Baugewerkschule, Frankfurt a. M., Schadow- 
straße 14. 

Kornau, Rudolf, Strecken-Ingenieur b. d. Kgl. 
Eisenbahn-Bauabteilung, Linz (Rhein), Au Ila. 


Münker, Emil, Dr.-$ng., Duisburg, Merkator-- 


straße 186. 

Puritz, Walter, Architekt, Hamburg, Roten- 
baumchaussee 17. 

Reichelt, Alfred, Ingenieur d. Dampfkessel- 
Revisionsvereins für die Provinz Ostpreußen, 
Königsberg, Moltkestraße 5, H. 

Romberg, Walter, Regierungsbauführer, 
Bochum, Jägerstraße 3, H. 

Rothe, Walter, Charlottenburg 4, Wieland- 
straße 4, II. 

Singewald, Arthur, Chemiker, 
dorf b. Kiel, Augustenstraße 10. 

Uhlfelder, Edgar, Friedenau, Stierstr. 14-15. 


Diertrichs- 


Valdenaire, Walter, Bauingenieur, Ham- 
burg 21, Arndtstraße 37. 
Wiethoff, Josef, Regierungsbauführer, 


Bochum, Kronenstraße 9. 

Wolffberg, Louis, Zivilingenieur, Hannover, 
Königstraße 53 1. 

Dern, Wilhelm, Assistent a. d. Großh. Techn. 


Hochschule Darmstadt, Darmstadt, Rhön- 
ring 125. 
Fliedner, Heinrich, Ingenieur d. Siemens- 


Schuckert - Werke, 
Landvogtstraße 3. 
Frings, Aloys, Regierungsbaumeister a. D., 
Blankenheim /Eifel. 
Hennig, Franz, Schiffbauingenieur, Hamburg, 
St. Pauli, Eckernförder Straße 79, II 1. 
Koppel, Hans W., Berlin W.50, Rankestr. 21. 
Kropff, Ludwig, Rechnungsingenieur, Berlin, 
Wilhelmshavener Straße 70. 


Frankfurt a. M.-Land,, 
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Rohwer, Hans, Ingenieur der A.-G. für Beton- 
und Monierbau, Charlottenburg, Leibnitzstr. 20. 

Schneider, Wolfgang, Oberingenieur, Vorst. 
d. Techn. Bureaus Wilhelmshaven d. Hanseat. 
Siemens - Schuckert - Werke, Wilhelmshaven, 
Holtermannstraße 42. 


Burkhardt, Karl, Assistent a. d. Großh. 
Techn. Hochschule Darmstadt, Darmstadt, 
Kiesstraße 58. 

Bunkes, Erich, Leipzig-Plagwitz, Weißen- 


felser Straße 20. 


Heinrich, Carl, Kattowitz, Dürerstraße 1. 


Hübener, Johannes, Belitz b. Gr. Wüsten- 
felde, Mecklenburg-Schwerin. 
Illert, Paul, Großh. Hess. Regierungsbau- 


führer, Straßburg i. Els., Tiergartenstraße 19. 

John, Arthur, Oberlehrer a. d. Kgl. höheren 
Maschinenbauschule Posen, Posen .W. 3, Neue 
Gartenstr. 67. 

Koken, Hans, Ingenieur b. d. Direktion d. 
städt. Kanalisations- und Wasserwerke Han- 
nover, Hannover, Lavesstraße 14. 

Küchler, Paul, Kiel, Beseler Allee 32. 

Meyer, Emil, Ingenieur d. Dampfkessel-Ueber- 
wachungsvereins Dortmund, Dortmund, Wit- 
telsbacher Straße 6, 1. 

Oppermann, Wilhelm, Ingenieur a. Kgl. 
Kanalbauamt Hamm, Hamm i. W., Gr. West- 
straße 50. 

Reibstein, Georg, Ingenieur für Eisenbeton- 
bau, Hannover, Marienstraße 27, 1. 

Roebel, Ludwig, Ingenieur d. Fa. Brown, 
Boveri & Cie., Mannheim, Parkring 23. 

Scharrer, Franz, Techn. Hilfsarbeiter, Kiel, 
Feldstraße 40. 


Stein, Richard, Inh. d. Dampfwaschanstalt 
M. Stein & Co., Dresden-N. 6, Bischofs- 
weg 102. 

Stoll, Johann, Abteilungsingenieur in Fa. 


Thyssen & Cie., Mülheim-Ruhr, Oberstr. 22. 
Wolf, Josef R. Th, Dr.Ing., Ingenieur des 
Ruhrtalsperrenvereins, Storkum Kr. Soest. 
Dau, Paul, Oberingenieur der Ascherslebener 
Maschinenbau A.-G., Charlottenburg, Niebuhr- 

straße 3, pt. 

Dehner, Max, Regierungsbaumeister, Pro- 
kuristt der Lolat-Eisenbeton Breslau A.-G., 
Kattowitz O/S., Schillerstraße 19, III. 

Düll, Friedrich Georg, Dr. phil., Betriebs- 
chemiker, Küstrin-N., Moltkeplatz 7. 

Findeisen, Friedrich Karl, Nürnberg, Ehe- 
mannstraße 11, I. 

Kirchbach, Hans, Assistent a. d. Kgl. Techn. 
Hochschule München, München, Lierstraße 27. 

Magenau, Karl, Architekt, Stuttgart, Büchsen- 
straße 98. 

Müller, Ludwig, Regierungsbauführer, Frank- 
furt a. M., Scharnhorststraße 22. 

Vogel, Arnold, Statiker, lifeld a. Harz. 
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In die Liste der Förderer wurden ein- 
getragen die Herren: 


Professor Dr.-\ng. Otto Johannsen, Direktor 
des Kgl. Technikums für Textilindustrie in 
Reutlingen, Dozent a. d. Kgl. Techn. Hoch- 
schule Stuttgart, Vorstand des Prüfamtes für 
Textilstoffe in Reutlingen, Reutlingen, Würt- 
temberg, Bismarckstraße +3. 

Hans Leitner (Oesterreicher), 
Schreberstraße 14. 


Leipzig, 


Aus den Bezirksvereinen. 


Berlin. Mitglieder-Versammlung vom 16. April 
ds. Js. Vorsitzender: Patentanwalt Tipl.- ‘ug. 
Caminer. Anwesend etwa 35 Herren. Beginn 
der Sitzung 81’, Uhr. 

Der Vorsitzende gibt der Versammlung Kennt- 
nis von dem am 15. April ds. Js. erfolgten Ab- 
leben des Kollegen Tipl.-ng. W. Treplin. 
Mitglieder erheben sich von ihren Plätzen. 

Nach Erledigung einiger geschäftlicher An- 
gelegenheiten, u. a. wird beschlossen, auf der 
nächsten Mitglieder-Versammlung die Wahl 
zweier Ausschuß-Vertreter vorzunehmen, hält 
Tipl.-3ng. Remak den angekündigten Vortrag 
über Andrew Carnegie, indem er sehr 
interessante Mitteilungen über die Persönlichkeit 
dieses Stahlkönigs und die Entwicklung seiner 
geschäftlichen Unternehmungen macht. Eine rege 
Diskussion, an der sich die Herren TFipf.: rg. 
Dr. Lang und Tipl.-\ng. Dr. Goldschmidt be- 
teiligen, beschließt die Ausführungen des Vor- 


tragenden. 
Zum Schluß der Sitzung wird noch eine 
Kommission zur Bearbeitung der Hochschul- 


reformfragen gewählt, die aus folgenden Herren 
besteht: Prof. Tr.-Sug. Schlesinger, Tipl.- ug. 


Arthur Günther, Tipl.-ug. Dr. Lang, Tipl.- Ing. 


du Bois, Tipl.-Sng. Werner. 
Schluß der Versammlung gegen 113/, Uhr. 


Dresden. Dem Verbandsmitglied Tipl.: 3ng. 
C. R. Kohl, techn. Vorstand bei dem Hvgienen- 
Museum in Dresden, ist auf Grund seiner 
Arbeiten bei der Internationalen Hygiene-Aus- 
stellung von Seiner Majestät dem Kaiser von 
Oesterreich, König von Ungarn das Ritterkreuz 
‚des Franz-Josef-Ordens verliehen worden. 

Diese Auszeichnung ist ein Beweis dafür, 
daß man anfängt, technische Leistungen auch 
auf anderem als einem technischen Gebiete ge- 
bührend zu würdigen. 


Die 
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Adressenänderungen. 


Dipl.-Ing- Carl Heyder, Hannover, Am Taubenfelde 29 (Dessau). 
Richard Böhlig, Frankfurt a. M., Schweizerstr. 55 
(München). 
Rudolf Scholz, \Wilmersdorf, 
Straße 3 (Schöneberg). 

Martin W. Neufeld, Charlottenburg 2, Mommsen- 
straße 67. 

Karl Nugel, (iewerbeassessor, geschäftsführendes 
Vorstandsmitzglied der Gesellschaft Deutscher Metall- 
hütten- und Bergleute, Berlin NW.40, In den Zelten 18. 
Dipl »Yng. A. Angelbis, Essen (Ruhr), Selmastr. 20a. 
Johannes Schulz, Betriebsingenicur in der Firma 
G. & J. Jaeger G.m.b.H., Elberfeld-Varresbeck, Elber- 
feld, Varresbecker Straße 133 11. 

E. Horstmann, in Fa. Grimm & Bilfinger A.-G., 
K. W. K. Erweiterungsbau Los 5, Oldenbüttel, Post 
Hanerau (Holstein). 

Georg Krieger, Nürnberg, Neue Gasse 24 (Char- 
lottenburg). 

Ernst Kobert, Tübingen, Kaiserstr. 31 part. 

L. Bucherer, Mexico, Apartado 1471. 


Joachim - Friedrich- 


Dr.s Ing. 


n »„: Hermann Ulrici, Köln, Weißenburger Straße 48 IE 
(Kiel). | 

n » Geppert, Glogau, Martinsstr. 9 part. (Liegnitz). 

" » Butzmūühlem, 504 Little Collins Street, Melbourne 
Australien (Leipzig). 

n „ Gustav Riepe, Stettin, Pestalozzistr. 19 (Leipzig). 

" »  Grosche, Breslau, Goethestr. 125. 

" „ Hermann Pfeiffer, Berlin SW.61, Teltower Str. 52 III 
(Hamburg). 

n » W. Gemberg, Rostock (Meckl.), Wismarsche Str. 39 IT 
(Danzig). l 

4 » Wilhelm Kiefer, Königsberg i. Pr., Schnürlingsstr. 16. 

» » Roederer, Straßburg, Hagenauer Straße 6 (Metz). 

" » Franz Kiefer, Oberingenieur, Berlin-Friedenau, Sieg- 
lindestr. 3 1. 

Dr.: Ang. Buch, Direktor der Bergmann - Elektrizitäts- Werke 


Aktien-Gesellschaft, Berlin, Hamburg, Innocentiastr. 61. 
Divl.sSng. Carl Ritter, Charlottenburg, Kaiserin-Augusta-Allee 76 
(Charlottenburg, Lohineyerstr. 16). 
Oscar Heinzel, Charlottenburg, Schloßstr. 9. 
P. Rassfeld, Tharandt, Chem. Laboratorium der Forst- 
Akademie (Dresden). 
Karl Becker, Köln, Bonnerstr 23 (Köln-Lindental). 
H. Lindenberg, München 10, Ehrengutstr. 15 (Berlin- 
Niederschöneweide). 
Emil Senff, i. Fa. Friedr. Krupp, Essen (Ruhr), Lord- 


n ” 


” ” 


Ld n 


straße 80 II. 

v » H. E. Axelrad, Berlin W., Köthener Sir. 37, HI 
(Wien). 

n „» R. Schönemann, Berlin NW., Altonaer Str. 18. 

” „ Wilhelm Müller, Ingenieur bei der Gewerkschaft 
Deutscher Kaiser, Hamborn, Mannheim, Waldparkstr. 37 
(Duisburg-Ruhrort). 

n «G. Sickinger, Leipzig, Kolonnadenstr. 29 III. 

” » Weidert, Ingenieur bei der Rawasanierung, Katto- 


witz O.-S., Beatestr. 26 pi. 
[re en ee m BT nn m a en En sit nn See Es ne u nen] 
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Geldsendungen an den Verband und Zuschriften 
wegen der Kassenführung bitte ich nicht an meine 
persönliche Adresse, sondern ausschliesslich an 
das Verbandsbureau Berlin W. 15, Meinekestr. 4, 
zu richten. Dipl.-Ing. Hans J. Remak. 


Verantwortlich: Dipl.-$ng. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Das Ministerium der öffentlichen Arbeiten in Preußen 
und die Diplomprüfung. 


Im Hinblick auf die neuzeitlichen Bestrebungen gewisser Kreise, den Wert der Diplomprüfung an Deutschen 
Hochschulen und ihre Bedeutung für die Bekleidung von leitenden Stellen in der Praxis herabzumindern, verdient 
der nachstehende Artikel aus der Deutschen Bauzeitung, Jahrgang 1903, Nr. 32, Seite 207—208, und Nr. 34, 


Seite 218—220, der Vergessenheit entrissen zu werden. 


Das Ministerium der öffentlichen Arbeiten und die Techniker 
in den diesjährigen Verhandlungen des preußischen Abgeordnetenhauses. 


Eine interessante Debatte knüpfte sich an 
den unscheinbaren Eitatstitel ‚„Remunerierung 
der Mitglieder und Beamten des technischen 
Oberprüfungsamtes‘‘, bei welchem die Frage der 
Ausbildung der höheren Baubeamten nach der 
Neureglung des Abschluß -Examens nach voll- 
endetem Studium an den Technischen Hoch- 
schulen sehr eingehend erörtert wurde. Be- 
kanntlich besteht diese am 1. April ds. Js. in 
Kraft getretene Neuregelung darin, daß die staat- 
liche Bauführerprüfung abgeschafft worden ist 
und daß die neugestaltete Diplom-Prüfung ein- 
heitlich von allen abzulegen ist, welche den 
Nachweis über die Vollendung ihrer Studien 
führen wollen, einerlei, ob sie sich dann dem 
Staats, Kommunal- oder Privatdienst zuwenden 
wollen. Diese Prüfung wird an den Technischen 


Hochschulen vorwiegend von Professoren, aber 
im Beisein von Staatskommissarien des Mini- 
steriums und unter Zuziehung von im prak- 
tischen Dienst stehenden Baubeamten als 
Examinatoren abgehalten. 

Aus den Diplom-Ingenieuren hat sich der 
Staat dann vorbehalten, nach freier Wahl und 
dem Bedarf entsprechend diejenigen auszusuchen, 
die ihm für den Staatsdienst brauchbar er- 
scheinen, und nur diese zu Regierungsbauführern 
ernannten Techniker nach entsprechender Aus- 
bildung, falls sie sich als geeignet erweisen, 
noch zur zweiten SepeumE dem Baumeister- 
examen, zuzulassen. 

Gegen diese Regelung, nach welcher nur noch 
die vom Staate nach der ersten Prüfung über- 
nommenen (wenn auch noch nicht endgültig) 
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Techniker zur zweiten Staatsprüfung zugelassen 
werden sollen, wendet sich eine von der Mehr- 
heit angenommene Resolution, nach welcher die 
Kgl. Staatsregierung ersucht wird, „dafür Sorge 
zu tragen, daß allen denjenigen, welche sich dem 
höheren Baufache widmen wollen und nach Ab- 
legung der vorgeschriebenen ersten Prüfung auch 
die Baumeisterprüfung abzulegen wünschen, 
hierzu Gelegenheit gegeben wird, ohne daß 
ihnen dadurch Anspruch auf Anstellung im 
Staatsdienst erwächst.‘“ 

Es wurde geltend gemacht, daß es nicht 
wünschenswert sei, eine Doppelkarriere für die 
Techniker zu schaffen, daß der Staat vielmehr 
unbedingt jedem, der den Wunsch habe, auch 
die zweite Staatsprüfung abzulegen, hierzu die 
Gelegenheit geben müsse. Der Abgeordnete 
Dr. Krieger betonte besonders, daß „die 
Kommunen immer das größte Gewicht darauf 
legen werden, daß die Baubeamten, die sie als 
Stadtbauräte, als Stadtbauinspektoren usw. 
engagieren, den staatlich organisierten Vorbe- 
reitungsdienst durchgemacht haben. Auf den 
Nachweis dieses Vorbereitungsdienstes werden 
die Kommunen niemals verzichten und darum 
auch nicht auf den Nachweis der bestandenen 
Baumeisterprüfung.“ Ä 

Nicht mit Unrecht hob Redner ferner her- 
vor, daß, wenn der Staat eine solche Auswahl 
treffe, er gewissermaßen auch die moralische 
Verpflichtung übernähme, die so Ausgewählten 
später anzustellen, während diese Verpflichtung 
in Fortfall käme, sobald alle zugelassen würden. 

Es wurde seitens des Abgeordneten Dr. 
Friedberg ferner der Befürchtung Raum ge- 
geben, daß der Wert des Doktor-Ingenieurs 
leiden würde, auf dessen Erwerbung die Staats- 
regierung diejenigen Diplom-Ingenieure hin- 
weise, welche sich der Privattätigkeit im höheren 
Baufache zuwenden wollen. Da die Regierung 
sich aber für den eigenen Bedarf sicher nicht 
die schlechsten Kräfte aussuchen würde, so würden 
gerade die niederen Kräfte dieses Examen ablegen. 

Wir können uns kaum denken, daß die 
Staatsregierung einen Hinweis in diesem Sinne 
gegeben haben sollte. Anderseits teilen wir aber 
auch die ausgesprochenen Befürchtungen nicht, 
denn die Technischen Hochschulen haben es ja 
vollkommen in der Hand, ihre Ansprüche an den 
Doktor-Ingenieur auf einer Höhe zu halten, die 
seine Erwerbung durch minderwertige Kräfte aus- 
schließt. Die Technischen Hochschulen sind sich 
auch dessen wohl bewußt, daß der Wert des 
Doktor-Ingenieurs nicht in seiner möglichsten 
Verbreitung, nicht darin liegt, daß ihn möglichst 
viele als Aushängeschild für ihre Leistungsfähigkeit 
benutzen, sondern darin, daß die Technischen 
Hochschulen mit der Zuerkennung dieses 
Rechtes auf die gleiche wissenschaftliche Stufe 
mit den Universitäten gestellt worden sind. 
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Nicht ohne Ironie konnte der Abgeordnete 
zu Limburg -Stirum, dem die vorerwähnte 
Resolution den Zusatz verdankt, daß der Staat 
mit der Zulassung zur zweiten Staatsprüfung 
keine Anstellungspflicht übernimmt, darauf hin- 
weisen, daß die Debatte eigentlich eine An- 
schauung ergeben hätte, die man bei der Schaf- 
fung der neuen Organisation der Technischen 
Hochschulen nicht erwartet habe. Man hätte 
glauben sollen, daß nun die Techniker ausschließ- 
lich oder wenigstens überwiegend sich dorthin 
wenden und mit dem dortigen Examen an den 
freien, höchsten wissenschaftlichen Instituten 
sich begnügen würden, und daß der Staatsdienst 
entlastet werden würde, so daß cher vielleicht 
bei den, wie man immer klagt, geringen Be- 
soldungen der Staat nicht genug Kandidaten 
haben würde. Es ist nun eine sehr merk- 
würdige Erscheinung, die sich jetzt bietet, daß 
sowohl von den Technikern, wie auch, wie es 
scheint, in der öffentlichen Meinung, im Pu- 
blikum, die Staatsprüfung und die Staatskarriere 
doch erheblich höher geschätzt wird, als die 
Prüfung bei den höchsten wissenschaftlichen 
Institutionen, bei den Technischen Hochschulen. 

Der Herr Minister der Öffentlichen Arbeiten 
wies zunächst die Anschauung zurück, als ob 
die Aufgabe der staatlichen ersten Prüfung, die 
bisher neben der akademischen Prüfung bestand, 
aus „Konvenienz gegen die Akademiker‘ erfolt sei. 
Diese Neuordnung sei im Interesse der Techniker 
geschehen, und er glaube, daß dadurch den Tech- 
nikern ein großer Dienst erwiesen worden sei. 
Die „Diplom - Prüfung setzt in Zukunft den- 
jenigen, der sie bestanden hat, in die Lage, mit 
seinen Kenntnissen, die er auch gleichzeitig 
durch ‘praktische Arbeit betätigt hat, in das 
Leben zu treten, um seinem Berufe nachzu- 
gehen. Wir hoffen nun, daß diese Diplom-Prü- 
fung immer mehr im Lande die Anerkennung 
finden wird, die hineingelegt werden wollte, 
und daß cs auf die Dauer nicht not- 
wendig sein wird, sich als tüchtiger 
Mann lediglich dadurch vorzustel- 
len, daß man den streng vorge- 
schriebenen, vielleicht aus Rück- 
sicht auf die Regierungslaufbahn 
etwas schematischen Weg beschrei- 
ten muß. Es ist ganz natürlich, daß die Staats- 
regierung für ihre Beamten ein bestimmtes 
Schema der Vorbildung vorschreiben muß.“ Der 
Herr Minister erklärte sich zwar dann mit dem 
Antrag, namentlich in Hinblick auf den Schluß- 
satz, im wesentlichen einverstanden, betonte aber 
nochmals, daß er glaubte, „daß die Praxis 
nachher dazu führen wird, daß das 
Diplom-Examen allseitig, im In- 
lande wie im Auslande, immer mehr 
zur Anerkennung kommt, und eine 
ganze Menge Leute darauf verzich- 
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ten werden, in den staatlichen 
Ausbildungsschematismus einzu- 
treten.“ 


Wir freuen uns, diese Worte des Herrn Mi- 
nisters in vollem Umfange unter- 
schreiben zu können; wenn an dieser 
Stelle eine solche Anschauung auch praktisch 
vertreten wird, dann sind wir überzeugt, daß 
sie sich nach und nach immer weitere Kreise ge 
winnen wird, dann liegt auch für die 
größeren Kommunen keineswegs 
mehr ein Grund vor, für die höheren 
Technikerstellenausschließlich auf 
Personen zurückzugreifen, welche 
die zweite Staatsprüfung abgelegt 
haben. Dieses Zurückgreifen seitens der 
Kommunalverwaltungen und auch zum Teil sei- 
tens der Privatindustrie geschah doch bisher 
wohl vorwiegend deshalb, weil anders vorge- 
bildete Techniker im Verkehr mit den staatlichen 
Behörden nicht volle Anerkennung fanden, weil 
es eben eine besondere staatlich erkannte Vor- 
bildung für sie nicht gab. 


Daß die jetzige Ausbildung der 
Regierungs-Bauführer, selbst wenn 
die Vorschriftentatsächlichinalle.n 
Punkten mit vollem Ernste durch- 
geführt werden, was bisher gar 
nicht überall der Fall sein konnte, 
als Vorstufe für den Kommunal- 
oder Privatdienst von wesentlichem 
Nutzen sein sollte, kann man doch 
nicht wohl behaupten. Die Ausbildungs- 
weise ist sicherlich zum nicht geringen Teile 
deswegen geschaffen, um den Ausbildungsgang 
der technischen und der Verwaltungsbeamten 
im Staatsdienste möglichst einander zu nähern 
und damit einen Streitpunkt aus der Welt zu 
schaffen. Gewandte Beamte werden auf diese 
Weise zweifellos erzogen, es will uns aber fast 
scheinen, als ob die frühere Weise, den 
jungen Technikern möglichst frühzeitig auch die 
Verantwortlichkeit für die ihnen übertragene 


Aufgabe aufzuerlegen, geeigneter ge- 
wesen wäre, Persönlichkeiten zu 
bilden. 


Auf letztere kommt es aber — natürlich ab- 
gesehen von der Berufstüchtigkeit — ganz be- 
sonders im hohen Maße in leitenden Kommunal- 
und Privatstellungen an. In der ersten ist der 
leitende Techniker oft das einzige Individuum 
seiner Gattung, auf ihm ruht oft eine ungeheure 
Verantwortung; spielt doch das Bauwesen nicht 
nur bei den Großstädten, sondern auch bei den 
mittleren und kleineren Städten eine ausschlag- 
gebende Rolle in der ganzen Finanzwirtschaft 
des Gemeinwesens. Wir können uns sehr 
wohl hierfür eine Vorbildung den- 
ken, die geeigneter ist als der 
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Durchgang durch die Staatskar- 
riere, die den Verwaltungen auch 
ohne die gewisse Sicherheit, die 
ihnen bisher durch den Nachweis 
des zweiten Staatsexamens ge- 
boten wurde, die nötige Gewähr 
bietet, daß sie es mit geschulten 
Kräften zu tun haben. Diese 
Entwicklung wird sich allerdings nicht so 
rasch vollziehen und läßt sich nicht mit einem 
Federstrich dekretieren. Deshalb erscheint es, 
abgesehen von der Rücksicht auf die bereits 
im Studium oder in der Ausbildung begriffenen 
Techniker, als eine zweckmäßige Lösung, daß 
erst die Wirkung der neuen Organisation ab- 
gewartet wird, ehe man völlig mit dem Her- 
kömmilichen bricht. 

Wenn wir nun zum Schluß unserer Betrach- 
tungen über die diesjährigen Verhandlungen des 
preußischen Abgeordnetenhauses schreiten, so 
kommen wir noch einmal zu unserem einlei- 
tenden Thema, der Wertschätzung des techni- 
schen Berufes zurück. Veranlassung gibt uns 
dazu eine Aeußerung des Herrn Minister der 
öffentlichen Arbeiten, die, wenn auch wohl un- 
bewußt, die Sonderstellung zum Ausdruck bringt, 
die man von vielen Seiten der aufstrebenden 
Technik und ihren vielleicht manchmal etwas 
laut fordernden Vertretern anweisen möchte. 

Als der Abgeordnete Dr. Krieger zum 
Ausdruck brachte, daß die geplante Sichtung der 
Techniker im Staatsdienste vor der endgültigen 
Uebernahme dazu führen könnte, daß diese nicht 
allein nach Tüchtigkeit, sondern auch nach der 
persönlichen Stellung der Eltern, der politischen 
Gesinnung des Kandidaten erfolgen könnte, er- 
klärte der Herr Minister, „daß selbstverständ- 
lich hier, wo es sich um Techniker handelt, 
politische Gesichtspunkte seitens der Regierung 
nicht in Frage kommen könnten“. Liegt darin, 
wenn auch unausgesprochen, nicht wieder der 
Gedanke, daß der Techniker ja nur technische 
Fragen zu erledigen, daß er aber nicht einzu- 
greifen habe in das allgemeine Getriebe der 
Staatsmaschine ? 

Derjenige Techniker wird niemals im Leben 
eine hervorragende Stellung im Leben ausfüllen 
können, der nur Techniker sein will, der sich 
nicht gleichzeitig vor Augen hält, daß seine 
Werke doch nur ein Mittel zum Zweck, nicht 
Selbstzweck sind, daß er wirtschaftlichen und 
sozialen Aufgaben dient, die er erkennen muß, 
wenn sein Können der Allgemeinheit in vollem 
Maße nutzbar werden soll. 

Hierin liegt aber auch die den Technikern 
nicht oft genug zu wiederholende Mahnung, 
mehr, als das noch bisher geschieht, mitzu- 
arbeiten an allgemeinen Fragen und im öffent- 
lichen Leben. Fr. E 
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Damit hat der preußische Minister der öffent- 
lichen Arbeiten unzweideutig festgestellt, daß 
die Regierungs-Baumeister-Prüfung nur für die- 
jenigen geschaffen worden ist, die sich dem 
Staatsdienst widmen wollen, und daß dieser Prü- 
fung nur ein schematischer Wert beizumessen ist. 
Ausdrücklich wird dabei konstatiert, daß die be- 
standene Diplomprüfung für sich allein die Ab- 
solventen der Technischen Hochschulen zur Be- 
kleidung aller nichtstaatlichen Stellen ausreichend 
befähigt. 
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Die jetzt im Gange befindlichen Bestrebungen, 
der Regierungs-Baumeister-Prüfung für alle er- 
denklichen Zweige des nichtstaatlichen Dienstes 
einen größeren Wert beizulegen als der Diplom- 
Prüfung, können als berechtigt nicht anerkannt 
werden. Aus den vorstehend zitierten Aeuße- 
rungen ergibt sich, daß die genannten Bestre- 
bungen auch im unüberbrückbaren Widerspruch 
stehen zu der Auffassung, die man an der Stelle 
hegt, die die Einrichtung der modernen Diplom- 
Ingenieur-Prüfung seinerzeit geschaffen hat. 


I; 


In nächster Zeit wird aller Voraussicht nach 
bei der Patentrechtsnovelle die Frage über die 
gesetzliche Fixierung des Rechtes der Ange- 
stellten an ihren Erfindungen wieder Gegen- 
stand lebhafter Erörterungen werden. Es er- 
scheint daher erwünscht, einen Leitfaden zu 
geben, um sich gegenüber der vielseitigen Be- 
handlung dieser Frage eine eigene Meinung 
bilden zu können. 

Bei der Durcharbeitung der berufensten und 


wertvollsten dieser Schriften ist m. E. eins 
charakteristisch, nämlich daß die früheren 
Schriftsteller dem Recht des An- 


gestellten an seinen Erfindungen wohl- 
wollender gegenüberstehen, als die 
 neuzeitlicheren Schriftsteller. 

Um hier ein Beispiel anzuführen, beziehe ich 
mich auf die Ausführungen, die einer der größten 
Autoritäten auf dem Gebiete des Urheberrechtes 
im Jahre 1878 und im Jahre 1900 gemacht hat. 
Kohler gibt in seinem Buche: „Das Handbuch 
des deutschen Patentrechtes‘‘ auf Seite 1 der 
Auflage 1878 folgendes an: 


„Es ist berechtigt, daß man bei der Güter- 
zuteilung das Geschaffene eher dem Schöpfer, 
als einem anderen zuteilt, weil auch die aus- 
gelöste Arbeit, auch der abgetrennte Bestand- 
teil des Wesens eben in dem Momente dieser 
Ablösung seine Verbindung mit dem Erzeu- 
ger kund gibt. Wir betrachten es als ge- 
rechtfertigt, daß das Schicksal der Früchte 
mit dem der Muttersache zusammenhängt. 
Wir müssen es demnach als gerechtfertigt 
betrachten, daß das Schicksal des Erzeugten, 
welches die Arbeit des Erzeugers trägt, mit 
der Person des Erzeugers verknüpft ist.‘ 
Unter Bezugnahme auf obige Ausführungen 

gibt Kohler in seiner Auflage 1900 folgenden 
Widerruf: 


Das Recht der Angestellten an ihren Erfindungen. 


Vortrag, gehalten am 12. März 1912 
im Bezirksverein Frankfurt a. M. des Verbandes Deutscher Diplom -Ingenieure 
von Patentanwalt Dipl.-Ing. Wentzel-Frankfurt a. M. 


„Nicht in voller Schärfe halte ich den- 
selben Standpunkt aufrecht; ich betrachte 
die Sache von höherer Warte als damals: 
Nicht ein einziges Prinzip kann die Insti- 
tution der Rechtsordnung unbedingt tragen, 
und auch die verschiedenen Prinzipien zu- 
sammen können nicht zu einem absoluten 

“ Ergebnisse führen; immer ist das Recht das 
Erzeugnis der momentanen Welt — und 
Volkskultur und die maßgebenden Postulate 
können nur im ganzen die Richte geben, sie 
können nicht die Einzelgestaltung der Sache 
vorschreiben. Ich habe mich vom latenten 
Naturrecht jener Tage völlig befreit.‘ 


Was sind nun für den vorliegenden Fall die 
Faktoren, Kräfte und Prinzipien, die die Rechts- 
lage zu bestimmen geeignet sind. 

Worauf ist diese auffällige Tatsache näm- 
lich, daß man das Geschaffene nicht mehr un- 
eingeschränkt dem Schöpfer zuspricht bzw. zu- 
zusprechen geneigt ist, zurückzuführen ? 

Die Schuld hieran tragen m. E. folgende Um- 
stände: 

Nach der Schaffung des Patentgesetzes war 
es eine natürliche Folgeerscheinung, daß die 
Erwartungen an die Wirkungen des Patent- 
gesetzes höher gestellt wurden, als dieses 
leisten konnte. Bald setzte die Enttäu- 
schung ein, da es sich herausstellte und 
herausstellen mußte, daß das Patent nicht 
das Allheilmittel is, um ohne Mühen reich 
zu werden. Diese Enttäuschung hat nun ganz 
fraglos eine Reaktion in der Richtung erzeugt, 
daß das Patent an Ansehen verlor. In Ver- 
bindung hiermit ist es eine leicht einzusehende 
Tatsache, daß auch die Arbeit des Erfinders 
minderwertiger erscheinen mußte. 

Ein anderer Grund dafür, daß das Ansehen 
des Erfinders im Schwinden begriffen ist, ist 
darin zu suchen, daß in unserem deutschen 
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Patentgesetz der Erfinder hinter der Erfindung 
vollständig verschwindet. Während in Amerika 
und England bzw. in den Ländern englischer 
Zunge eine Erklärung darüber abgegeben wer- 
den muß, daß Anmelder der erste und wirkliche 
Erfinder ist, nimmt das deutsche Patentgesetz 
bis zum Beweise des Gegenteiles von jedem 
Anmelder an, daß er der wirkliche Erfinder 
ist. Das Erfindersystem in den englischen 
Ländern hat denn auch die Erinnerung an den 
Erfinder in der Rechtsprechung etwas leben- 
diger gehalten, so daß es in diesen Ländern 
mit dem Recht der Angestellten an ihren Er- 
findungen etwas besser bestellt ist. 

Den Angestelltenerfinder sehr geschädigt hat 
schließlich auch die kraftvolle Vertretung .der 
Interessen des Kapitals sowie die gesetzliche 
Auswertung utilitatorischer Grundsätze, wie sie 
z. B. in dem Aufsatz von Siemens im ,„Ge- 
werblichen Rechtsschutz und Urheberrecht“ 
Jahrgang 1907 auf Seite 203 klar zum Aus- 
druck kommt. 

Siemens versteht es, in sehr geschickter 
Weise die Interessen der Allgemeinheit gegen 
die Sonderinteressen der Angestellten aufzu- 
rufen, auf schwere Nachteile aufmerksam zu 
machen, die die Zusprechung des Rechtes an 
der Erfindung von Angestellten nach seiner An- 
sicht für die Industrie im Gefolge haben müßte, 
und er weiß in geschickter Weise auf das Wohl- 
wollen hinzuweisen, daß jeder Dienstherr, der 
seine Interessen mit richtigem Verständnis ver- 
tritt, für solche Ueberleistungen haben müsse. 

Seine Ausführungen sind außerordentlich be- 
stechend. Man darf aber nicht übersehen, daß 
es sich schließlich nicht darum handelt, den An- 
gestellten zum Herrn seiner Erfindung zu 
machen und demselben die Mittel in die Hand 
zu geben, seinen Dienstherrn zu schädigen, son- 
dern daß es sh nur darum drehen kann, dem 
‚Erfinder einen gesetzlichen Anspruch auf eine 
Vergütung zu sichern, in gleicher Weise, wie 
er ihm auf sein Gehalt und auf sonstige Lei- 
stungen zusteht. Das Wohlwollen braucht trotz- 
dem keineswegs ausgeschlossen zu werden. Es 
entspricht dem Zuge unserer Zeit und dem 
modernen Sozialismus, das Wohlwollen aus dem 
 Wirtschaftsgetriebe möglichst auszuscheiden und 
an seine Stelle das Gesetz und das Recht zu 
setzen. Ebenso, wie es dem Dienstherrn und 
den großen industriellen Unternehmungen nur 
dann möglich ist, sich einen gesicherten: Besitz- 
stand zu gründen, wenn der Staat durch gesetz- 
liche Garantien ihm die Früchte seiner Arbeit 
zusichert, kann es auch nur als ein gerechtes 
Unterfangen angesehen werden, wenn der An- 
gestellte nach derartigen Garantien sucht. 

Auch der Beschluß der 31. Hauptversammlung 
des „Vereins zur Wahrung der Interessen der 
chemischen Industrie‘ lehnt es mit folgender 


schaftlichen Wert des 
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Resolution ab, dem Erfinder gesetzgeberisch 
einen Anspruch auf seine Erfindungen zu ge- 
währen. 

„Hiernach ist es nicht berechtigt, beson- 
dere Vorschriften hinsichtlich der den Ange- 
stellten für ihre erfinderische Tätigkeit zu 
leistenden Vergütungen aufzustellen, vielmehr 
ist die Vertragsfreiheit hinsichtlich dieser 
Tätigkeit beizubehalten.“ 


Unter Punkt 4 hat aber diese Hauptver- 
sammlung folgende Resolution gefaßt: 


„Die deutsche chemische Industrie hat es 
stets nicht nur als eine Ehren-, sondern auch 
als eine Verstandespflicht angesehen, ihre An- 
gestellten in einer angemessenen Weise für 
ihre Leistungen, zu denen die erfinderische 
Tätigkeit mitgehört, zu entlohnen. Sie be- 
dauert und verurteilt es, wenn etwa ein- 
zelne Unternehmer ihrer Pflicht in dieser 
Hinsicht nicht voll gerecht geworden sind. 
Sie verurteilt es aber ebenso, wenn verein- 
zelte Fälle in agitatorischer Weise verall- 
gemeinert werden, um Forderungen zu er- 
heben, deren Erfüllung das Gedeihen der In- 
dustrie schwer schädigen und damit auch 
den Gesamtinteressen der Angestellten 
selbst höchst nachteilig sein müßte.‘ 


In Rücksicht auf die obige klare eindrucks- 


‘und wirkungsvolle Stellung der Großindustrie 


gegenüber den Forderungen der Angestellten 
ist es eine kaum abzuweisende Tatsache, daß 
die Abhängigkeit von dem Kapital manche 
menschlische Regung in einem berufenen Kopf 
erstickt haben muß. Ich habe bei Durcharbei- 
tung der vorhandenen Literatur das Gefühl ge- 
habt, daß auf den bertfenen Schriftstellern mehr 
als nötig ein gewisser Alb und das Gefühl von 


‚einer gewissen schweren Verantwortlichkeit ge- 


lastet hat. 
Um der Gerechtigkeit willen darf allerdings 


‚auch nicht vergessen werden, daß die Ange- 
‚stellten und als deren Sprecher eine Reihe von 


Angestelltenverbänden mit Forderungen hervor- 
getreten sind, die sich weder mit älteren Rechts- 
grundsätzen vereinbaren, noch mit dem wirt- 
größten Prozentsatzes 
der Patente in Einklang bringen lassen. In 
dieser Beziehung will ich mich darauf beschrän- 
ken, auf die Vorschläge des Bundes der tech- 
nisch-industriellen Beamten hinzuweisen, wie sie 
das Protokoll des ‚zweiten ordnungsmäßigen 
Bundestages“ aufgestellt hat. Als oberster 
Grundsatz in diesen Vorschlägen figuriert, daß 
der technische Angestellte und Arbeiter Eigen- 
tümer der von ihnen herrührenden Erfindungen 
ist. Nach diesen Vorschlägen soll dem Arbeit- 
geber lediglich ein Vorkaufsrecht auf die Erfin- 
dung zugestanden werden, zu dessen Walır- 
nehmung der Dienstherr sich nach Aufforderung 
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binnen kurzer Zeit zu entschließen hat, nach 
welcher Zeit jedoch die Erfindung in den Be- 
sitz des Erfinders übergeht. Als angemessene 
Vergütung für die Ueberlassung der Erfindung 
soll dabei mindestens der dritte Teil des Nutzens 
angesehen werden. Auch auf Gebrauchsmuster 
und Geheimverfahren sollten obige Grundsätze 
Anwendung finden. Es kann gar keinem 
Zweifel unterliegen, daß durch derartige Be- 
stimmungen die Industrie zu einem Tummel- 
platz für einen Kampf um die Beute zwischen 
Inhabern und Angestellten und Arbeitern ge- 
macht würde. 

Am wesentlichsten für die Beantwortung der 
vorliegenden Frage ist jedoch zweifellos die 
Stellung einer großen Zahl von hervorragenden 
Gelehrten auf dem Gebiete des Urheberrechtes, 
vor allem die Grundsätze von Kohler, dem 
Vater der sogenannten 


Stellvertretungs-Theorie. 


Die Ansichten, die Kohler in dieser Be- 
ziehung hat, sind ungefähr folgende: 


Sobald ein Angestelltenverhältnis vorliegt, ver- 
pflichtet sich der Arbeitgeber auf der einen Seite 
zur Zahlung des ausbedungenen Lohnes bzw. 
des Unterhaltes. Der Angestellte verpflichtet 
sich dagegen als beauftragter Vertreter des 
Dienstherrn zu handeln und seine Interessen 
nach bestem Wissen und Können zu vertreten. 
8 855 des BGB. bestimmt nun: 


„Uebergibt jemand die tatsächliche Ge- 
walt über eine Sache für einen andern in 
dessen Haushalt oder Erwerbsgeschäft oder 
in einem ähnlichen Verhältnis, vermöge 
dessen er den sich auf die Sache beziehen- 
den Weisungen des anderen Folge zu leisten 
hat, so ist nur der andere Besitzer.‘ 


In Rücksicht auf diese Bestimmung des BGB. 
geht nun nach Ansicht von Kohler das durch 
den Angestellten Erzielte ohne weiteres in den 
Besitz des Dienstherrn über, ganz gleichgültig, 
ob der Angestellte den Vorteil des Dienstherrn 
im Auge hatte oder nicht, ob der Angestellte 
sich als Vertreter fühlte oder nicht, oder sich 
vielleicht sogar vornahm, nicht als solcher zu 
handeln. Alle Errungenschaften des Angestell- 
ten gehen also, gleichgültig zu welcher Stunde 
und an welchem Platz sie geschaffen werden, 
originär im Augenblick des Entstehens an den 
Dienstherrn über, ohne daß dieser etwas davon 
zu wissen braucht und ohne daß dieser Wert- 
zuwachs von dem Dienstherrn unmittelbar ge- 
wollt zu sein braucht. Der Angestellte ist nach 
dieser Auffassung nie Besitzer gewesen. Eine 
Zession ist gänzlich überflüssig und ein Vertrag, 
der diese Zession vorschreibt, gänzlich unnötig. 
Der Dienstherr ist zur Anmeldung und Be- 
nutzung der Erfindung unbeschränkt befugt und 
berechtigt. Kohler macht also gar keinen 
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Unterschied darin, ob eine vertragliche Ver- 
pflichtung zur Ueberlassung der Erfindung vor- 
liegt oder nicht, sofern die Erfindung in dem 
Arbeitsgebiet des Dienstherrn liegt. Die Be- 
sitzgrenze liegt nur dort, wo die Grenze des 
Dienstvertrages liegt, d. h. alle Erfindungen 
gehen in den Besitz des Dienstherrn über, die 
in dem Tätigkeitsbezirk und dem Tätigkeits- 
gebiet liegen, für das der Angestellte durch 
den Dienstvertrag verpflichtet worden ist, und 
unter Umständen und je nach den Verhält- 
nissen sogar soweit, als sich das Tätigkeits- 
gebiet des dienstherrlichen Geschäftes erstreckt. 

Diese Vertretungstheorie hat man nun mehr- 
fach ganz energisch abgelehnt. Man hat mit 
Recht geltend gemacht, daß eine Vertretung nur 
zur Abgabe von Willenserklärungen möglich und 
nur mit solchen denkbar ist, daß dagegen das 
Erfinden unmöglich mit dem Wollen etwas ge- 
mein habe. Man hat geltend gemacht, daß Er- 
findungen entstehen, ohne daß der Erfinder es 
im Augenblick bemerkt, und daß es sich viel- 
mehr erst bei späteren Zusehen herausstelle, 
daß eine Erfindung vorliege. Der Kohler schen 
Ansicht sind: Bolze, Isay, Kent sowie 
Paul Alexander Katz. 

Bolze!), ein sehr feiner Jurist, steht den 
technischen Angestelltenerfindern wenig wohl- 
wollend gegenüber, wie dies aus verschiedenen 
Stellen seiner Arbeit und aus Bemerkungen mit 
sozialem Grundton hervorgeht. Er schließt sich 
anscheinend kritiklos der Kohlerschen 
Theorie an. 

Kent?) lehnt ebenfalls die Vertretungstheorie 
in gewisser Beziehung ab. Er nennt sie eine 
„eigentümliche“ von der Vertretung nach dem 
BGB. vollständig unabhängige und andersartige. 

Isay’) folgt den Kohlerschen Sätzen, 
lehnt aber dessen Beweisführung ab. Er hält es 
ebenfalls für unzulässig, eine Stelvertretung nach 
$ 164 ff des BGB. anzunehmen. Er gibt an, das 
objektive Anstellungsverhältnis entscheide hier 
und nicht der Wille. Eine nähere Begründung 
darüber, wie er sich den Uebergang des Ver- 
mögensrechtes des Angestellten in den Besitz- 
stand des Dienstherrn denkt, gibt er in der 
neuen Auflage seines Buches anscheinend nicht 
mehr. Die Besitzdienertheorie, die sich in der 
Auflage 1903 noch findet, ist scheinbar verlassen. 
Sie wird auch mit guten Gründen bekämpft. 

Paul Alexander Katzt) verlangt Vertrags- 
abrede. 

Es kann wohl mit Fug und Recht behauptet 
werden, daß bis heute für den originären Er- 


1) Vgl. „Rechte der Angestellten und Arbeiter an den Er- 
findungen“, Leipzig 1907. 

2) Handbuch des Patentrechtes. 

8) „Patentgesetz“, Berlin 1911, Seite 98. 

4) Die Rechtsverhältnisse der höheren technischen Angestellten, 
Berlin 11900. 


Brachvogel, Mängel in der Organisation unserer Aktiengesellschaften 


werb der Erfindung durch den Dienstherrn in- 
folge des Dienstvertrages noch keine befriedi- 
gende Erklärung gefunden worden ist bzw. noch 
keine Erklärung gegeben worden ist, die nicht 
von autoritativer Seite mit schwerwiegenden 
Gründen bekämpft worden ist. Alle Theorien 
hinken deshalb, weil der Begriff des Besitzes 
an der Erfindung nicht durch einfache Ueber- 
tragung des Besitzbegriffes aus dem Sachrecht 
auf das Erfinderrecht zu gewinnen ist. 


II. 


Für die Interessen der Angestellten günsti- 
ger sind die Ergebnisse, die sich aus der so- 
genannten Derivationstheorie entwickeln lassen. 
Die Anhänger dieser Theorie stellen sich den 
Uebergang des Vermögensrechtes an der Er- 
findung etwas anders vor, als die Anhänger der 
Stellvertretungstheorie. Um nämlich den ding- 
lichen Anspruch aus der Sphäre des Dienst- 
vertrages herausnehmen zu können, nehmen sie 
an, daß die Erfindung solange dem Angestellten 
gehört, bis dieser ihr Form und Gegenständig- 
keit gegeben hat. Ueber das erzeugte Gut ver- 
liert der Angestellte aber in Rücksicht auf ver- 
tragliche Abmachungen im Dienstvertrag das 
freie Verfügungsrecht. Sie nehmen also den 
Uebergang des Vermögensrechtes in einer 
späteren Phase des Entwicklungsprozesses der 
Erfindung an. Sobald die konkrete Schöpfung 
Gegenstand des Rechtsverkehrs zu werden ge- 
eignet ist, mit dem Augenblick also, wo sie 


I. 

Die Aktiengesellschaften in Deutschland ge- 
hören zu denjenigen Formen der geschäftlichen 
Unternehmungen, die in der jüngeren Zeit einen 
ganz außerordentlichen Aufschwung genommen 
haben, und es kann keinem Zweifel unterliegen, 
daß sie in Zukunft zu noch größeren volks- 
wirtschaftlichen Aufgaben berufen sein werden, 
als dies in der Gegenwart bereits der Fall ist. 
Wir finden die Aktiengesellschaften auf den 
meisten Gebieten des Wirtschaftslebens, auch auf 
solchen, die für sie als besonders geeignet 
sicht anerkannt werden können. 

Das Erfordernis großen Kapitals kann zwar 
Uurch die Aktiengesellschaften am leichtesten 
befriedigt werden, und das ist bei den älteren 
Aktiengesellschaften auch ein wichtiger Faktor 
gewesen. Von der Mehrzahl der neueren Aktien- 
gesellschaften aber kann man das nicht mehr 
behaupten. Namentlich seit Anfang der sieb- 
ziger Jahre werden überw‘-vend kleinere Ge- 
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in ihrer Vollendung in die äußere Erscheinung 
tritt und nicht mehr ein bloßes Gedankengebilde, 
darstellt, geht das Urheberrecht auf den Ge- 
schäftsherrn über. Diese Theorie gesteht also 
dem Angestellten ein gewisses Recht an der Er- 
findung zu, allerdings nur für eine Zeit, wo er 
die Vermögensrechte selbst nicht genießen kann, 
erkennt aber wenigstens das Recht des Ange- 
stellten prinzipiell an und verlangt daher ver- 
tragliche Abmachung im Dienstvertrag. 

In klarer Weise wird diese Theorie von 
Schwagmeier?°) vertreten, der sie aus dem 
preußischen Allgemeinen Landesrecht, soweit 
dieses das Verlagsrecht behandelt, entnimmt. 

Unter dieselbe Theorie lassen sich auch die 
Ansichten von Gareis®), Allfeld und Reu- 
ling?) bringen. Diese Schriftsteller suchen je- 
doch den Dienstvertrag als Ersatz für eine 
fragliche Abmachung dadurch heranzuziehen, 
indem sie sich einiger Hilfskonstruktionen be- 
dienen, wie z. B. des Begriffes der Geschäfts- 
führung ohne Auftrag nach BGB. § 677. Als 
Ersatz für eine vertragliche Verpflichtung bezüg- 
lich der Uebertragung der Erfinderrechte sehen 
sie die Stellung der Aufgabe durch den Dienst- 
herrn an. Eine Reihe von Schriftstellern 
lehnen aber auch diese Konstruktion ab mit der 
Begründung, daß dieselbe nicht den Uebergang 
eines Vermögensrechtes des Angestellten auf 
den Dienstherrn erklären könnte. 


(Fortsetzung folgt.) 


608606 888 9800 8 SARAH SB RA HS RAR TB HS RE OH DB AB MH SB BE LS RB U HU TH A BE BB SE BE SB ER BAR BB BA H BE SB BE SB RB SB DH RB U U U U LE) 
f 
e 


Mängel in der Organisation unserer Aktiengesellschaften. ') 
Von Willy Brachvogel, Berlin-Friedenau. . 


sellschaften errichtet. Während das durchschnitt- 
liche Kapital der vor 1871 gegründeten deutschen 
Gesellschaften etwa 10,8 Millionen Mark betrug, 
ging 1871 das durchschnittliche Kapital auf 
4,01 Millionen Mark, 1872 auf 255 Millionen 
Mark und 1873 auf 3,8 Millionen Mark her- 
unter. Von 1883 bis 1887 betrug das durch- 
sehnittliche Kapital der Gründungen weniger als 
1 Million Mark; 1888 bis 1890 wurde 1 Million 


5) Das Urheberrecht des Oeschäftsherrn an Werken und Er- 
findungen seiner Angestellten, Berlin 1908. 

©) Ueber das Erfinderrecht, Berlin 1879 

7) Die Anrechte der Auftraggeber und Dienstherren, Berlin 1892. 


1) Quellen: Die wirtschaftliche Bedeutung und Or- 
ganisation der Aktiengesellschaften von Dr. Richard 
Passow, Jena 1907. — Die deutschen Großbanken und 
ihre Konzentration im Zusammenhange mit der Ent- 
wicklung der Gesamtwirtschaft in Deutschland von 
Professor Dr. Riesser, 3. Aufl, Jena 1910. — Wörterbuch 
der Volkswirtschaft. — Handwörterbuch der Staats- 
wissenschaften. Außerdem verschiedene Nummern der Finanz- 
Zeitschrift „Plutus und der Monatshefte für Finanz- und 
Bankwesen „Die Bank", Verlag beider Zeitschriften in Berlin. 
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Mark nur um ein geringes überschritten, 1891 
war der Durchschnitt nur 0,56 Millionen Mark, 
1892 etwa 0,62 Millionen Mark. Seitdem sind 
die Beträge wieder etwas größer geworden. So 
war beispielsweise im Jahre 1908 im Deutschen 
Reich der Durchschnitt 1,08 Millionen Mark. 
Die Zahl der gesamten, von 1871 bis Ende 1908 
begründeten Aktiengesellschaften (einschließlich 
der in die Aktiengesellschaftstiorm umgewan- 
delten Unternehmungen) belief sich auf 6249 
mit einem Aktienkapital von nicht weniger 
als 943953 Millionen Mark, also rund 
9ı1/, Milliarden Mark, ohne die inzwischen in 
großer Zahl errichteten Gesellschaften mit be- 
schränkter Haftung. 

Das zahlenmäßige Wachstum und die 
Qualitätssteigerung der Aktiengesell- 
schaften ist natürlich in erster Linie eng ver- 
quickt mit der Entwicklung der Technik, die 
in der Gegenwart eine volle Bewertung ihrer 
Produktivkraft nur auf großkapitalistischer 
Unterlage finden kann. Alle großen Unterneh- 
mungen, die auf diesem Gebiete in der jüngeren 
Zeit entstanden, mögen sie der Elektrizi- 
tätsindustrie, der Maschinenfabri- 
kation oder der chemischen Industrie 
angehören, fanden die Keime ihrer Entwicklung 
nur in den Aktiengesellschaften, deren volks- 
wirtschaftliche Bedeutung: hierdurch anderseits 
innerlich stark gehoben wurde. So gestalteten 
sich diese phänomenalen Unternehmungsformen 
allmählich zu Kulturfaktoren ersten Ranges; sie 
sind nicht nur der geeignetste Hebel für die ge- 
samte Güterproduktion Deutschlands, sondern 
auch finanzielle Mächte, deren Bedeu- 
tung sich stetig steigert, und hinter denen sich 
unzählige Produzenten, Konsumenten und kapi- 
talistische Interessenten aus den Heerlagern 
aller Berufe und Stände bewegen. 

So unumwunden man .auch die günstigen 
Wirkungen der Aktiengesellschaften .bzw. des 
Aktienwesens in. volkswirtschaftlicher und 
sozialer Beziehung anerkennen muß, so wenig 
läßt sich leugnen, daß sich an das Aktienwesen 
auch Nachteile knüpfen können und tat- 
sächlich geknüpft haben. Dabei handelt es sich 
freilich nicht um schädliche Wirkungen, die mit 
dem Wesen der Aktiengesellschaften notwendig 
verbunden wären, sondern entweder um über- 
triebene Ausnutzung von Fähigkei- 
ten, die an sich vorteilhaft wirken können, 
oder um den Mißbrauch der Aktiengesell- 
schaften im Dienst menschlicher Lei- 
denschaften. 

Die starke Fähigkeit der Aktiengesellschaften 
zur Kapitalzusammenziehung hat dem Zuge ins 
Große wichtige Dienste geleistet. Aber der 
Uebergang zum Großbetrieb kann auch zu 
schnell und zu massenhaft erfolgen, so daß 
schwere wirtschaftliche und soziale Ucbelstände 
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entstehen, wie die Vernichtung wirtschaftlicher 
Existenzen, die Verschärfung der schwierigen 
Lage mittlerer und kleinerer Betriebe, insbe- 
sondere auch vieler Zweige des Handwerks, die 
übermäßige Ableitung der Kapitalien in be- 
stimmte Zweige der wirtschaftlichen Tätigkeit 
usw. Das alles sind Nachteile, die auch ohne 
die Aktiengesellschaften eintreten können, weil 
sie überhaupt mit einer ungesunden Zunahme 
der Großbetriebe zusammenhängen. Aber die 
Form der Aktiengesellschaften, die ja das Zu- 
standekommen großer Betriebe erleichtert, kann 
gerade für eine solche ungesunde Entwicklung 
dienstbar gemacht werden. 

Die Möglichkeit, durch die Aktiengesellschaf- 
ten eine zweckmäßigere Organisation der wirt- 
schaftlichen Arbeit zur Abwehr übermäßiger 
Konkurrenz herbeizuführen, kann ebenfalls in 
übertriebener Weise ausgenutzt werden, so daß 
die Konkurrenz nicht mehr in vernünftiger Weise 
beschränkt, sondern ganz aufgehoben wird. 
Wirtschaftliche Monopole können sich auf diese 
Weise bilden, die sich freilich immer nur vor- 
übergehend werden halten können. 

Wenn weiter anerkannt werden muß, daß 
die Aktiengesellschaften auf neuen Gebieten viel- 
fach bahnbrechend gewirkt haben, so ist doch 
auch nicht zu übersehen, daß sie dabei nicht 
selten zu einer stoßweißen Entwicklung geführt 
haben. Ncue Aktiengesellschaften finden nicht 
immer gleich willige Aufnahme In manchen 
Zeiten drängt sich alles dazu, und leicht gelingt 
es dann, die Mittel für den Ausbau neuer Ar- 
beitsgebiete zusammenzubringen. In anderen 
Zeiten läßt aber die Bereitwilligkeit der Be- 
völkerung, sich an solchen Unternehmungen zu 
beteiligen, erheblich nach, und der weitere Aus- 
bau des neuen Gebietes erfolgt dann nicht in 
dem wünschenswerten Umfange. Namentlich in 
der Geschichte des Eisenbahnwesens hat 
sich diese Ungleichmäßigkeit der Entwicklung 
gezeigt. 

Dieser Mißstand äußert sich aber auch auf 
allen anderen Gebieten, auf denen die Aktien- 
gesellschaften tätig sind. Weil es mit Hilfe 
dieser Form in bestimmten Zeiten so leicht ist, 
die Mittel für neue Unternehmungen zusammen- 
zubringen, so kann es nicht ausbleiben, daß 
hierin oft zuviel geschieht. Die Produktions- 
fähigkeit bestimmter Erwerbszweige, die sich 
günstig entwickelt haben und deshalb gern und 
häufig zur Begründung neuer Aktiengesellschaften 
benutzt werden, kann dadurch über die Grenzen 
hinaus gesteigert werden, die durch die Auf- 
nahmefähigkeit des Marktes gegeben sind. Ver- 
minderung des Ertrages, Absatzstockungen und 
Krisen können die Folgen solcher Uebertrei- 
bungen sein. Um danach zu gesunderen Verhält- 
nissen zu gelangen, bedarf es der Abstoßung 
der überflüssigen Betriebe und der beschränk- 
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teren Ausnutzung der vorhandenen Produktions- 
fähigkeit. Gerade in dieser Beziehung aber sind 
die Aktiengesellschaften oft hinderlich. Sie 
suchen trotz der ungünstigeren Erwerbsverhält- 
nisse das Feld zu behaupten, und als unpersön- 
liche Kapitalmächte leisten sie dabei zäheren 
Widerstand als die Einzelunternehmer. Der 
Heilungsprozeß wird dadurch erschwert und ver- 
langsamt. 

Den Aktiengesellschaften wirft man auch vor, 
daß sie ein persönliches Verhältnis zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern ausschließen. 
Das trifft auch oft zu; nur darf man nicht über- 
sehen, daß andere Formen des Großbetriebes in- 
folge der Begründung des Arbeitsverhältnisses 
durch den rechtlich freien Arbeitsvertrag eben- 
falls leicht zu einer rein geschäftlichen Auf- 
fassung des Verhältnisses zwischen Unternehmer 
und Arbeiter führen können. Ob das für die 
Arbeiter nachteilig wird, hängt zum großen Teil 
von den Persönlichkeiten der Unternehmer bzw. 
bei Aktiengesellschaften von den Persönlich- 
keiten der leitenden Beamten ab. Haben diese 
das Herz auf dem rechten Fleck und Sinn und 
Verständnis für die Bedürfnisse und Interessen 
ihrer Arbeiter, so trägt das gute Früchte bei 
Aktiengesellschaften nicht minder als bei großen 
Einzelunternehmungen. 

Ehe ich nun auf die einzelnen Nachteile in 
unserem Aktienwesen näher eingehe, will ich ..zu- 
erst de Organisation unserer Aktiengesell- 
schaften kurz streifen. 

Während das Gesetz bei der Offenen 
‚Handelsgesellschaft mit Rücksicht auf die dort 
geltende unbeschränkte Haftung annimmt, daß 
alle Gesellschafter an der Geschäftsführung teil- 
nehmen wollen, und daher jeden. einzelnen zur 
selbständigen Vertretung der Gesellschaft er- 
mächtigt, haben die Aktionäre als. solche keine 
Befugnis, die Gesellschaft zu. vertreten. Vielmehr 
ist bei der Aktiengesellschaft die Geschäftsfüh- 
rung Aufgabe eines besonderen, komplizierten 
Verwaltungsapparates. 

Seit der Aktiennovelle vom 11. Juni 1870 
ist der Aufsichtsrat für die Aktiengesellschaft 
‚obligatorisch geworden. Jede Aktiengesellschaft 
hat seitdem folgende drei Verwaltungsinstanzen: 
den Vorstand, den Aufsichtsrat und die General- 
versammlung der Aktionäre. Neben diesen kön- 
nen noch weitere Organe geschaffen werden. 
Tatsächlich hat denn auch manche Aktiengesell- 
schaft beispielsweise neben dem Aufsichtsrat 
noch einen besonderen „Verwaltungsrat“: oder 
einen „Revisionsrat‘“. Im allgemeinen begnügen 
sich aber die Aktiengesellschaften mit den drei 
notwendigen Organen, auf die ich in einem 
späteren Abschnitt noch besonders zurückkom- 
men werde. 

Das geltende Recht hat die Einflußsphären 
derselben wie folgt abgegrenzt: 
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Der Vorstand, der aus einem oder 
mehreren Mitgliedern besteht und vom Aufsichts- 
rat oder von der Generalversammlung gewählt 
wird, hat die Gesellschaft gerichtlich und außer- 
gerichtlich zu vertreten. Eine Beschränkung 
seiner Vertretungsbefugnis ist dritten gegenüber 
unwirksam. 

Der Aufsichtsrat, der aus mindestens 
drei Mitgliedern besteht und von der General- 
versammlung gewählt wird, hat die Geschäfts- 
führung der Gesellschaft in allen Zweigen der 
Verwaltung zu überwachen und sich zu dem 
Zweck von dem Gange der Angelegenheiten zu 
unterrichten. 

Die jährlich mindestens einmal abzuhaltende 
Generalversammlung, in der jeder 
Aktionär Sitz und Stimme hat, beschließt über 
die Genehmigung der Jahresbilanz und die Ge- 
winnverteilung sowie über die Entlastung des 
Vorstandes und des Aufsichtsrats, über Erhöhung 
oder Verringerung des Grundkapitals und 
sonstige Aenderungen des Gesellschaftsvertrages 
sowie über andere wichtige Lebensfragen des 
Unternehmens. Das Gesetz gibt keine genaue 
Umschreibung der Angelegenheiten, die der Be- 
schlußfassung der Generalversammlung unter- 
liegen, sondern begnügt sich mit der sehr dehn- 
baren Bestimmung, daß eine Generalversamm- 
lung jedesmal zu berufen ist, „wenn das Inter- 
esse der Gesellschaft es erfordert“. 

Nach der Absicht des Gesetzgebers soll also 
in den wichtigsten Fragen die Generalversamm- 
lung der Aktionäre die Entscheidung treffen; 
der Vorstand soll nach Maßgabe der General- 
versammlungsbeschlüsse die Geschäfte der Ge- 
sellschaft führen, und der Aufsichtsrat soll ihn 
in dieser seiner Tätigkeit kontrollieren. 

Wenn wir uns in der Praxis umsehen und 
feststellen, welche Persönlichkeiten zu den Aktio- 
nären gehören, so treffen wir zunächst auf eine 
Gruppe, die wir Kleinaktionäre nennen 
wollen. Angehörige aller möglichen Berufe und 
Stände, auch wenn sie nur ein kleines Ver- 
mögen, das nicht für ein eigenes Geschäft oder 
Gewerbe verwendet wird, besitzen, legen mit 
Vorliebe ihre Kapitalien oder wenigstens einen 
Teil derselben in Aktien an, weil sie hoffen, 
daß sie auf diese Weise eine erheblich höhere 
Verzinsung erhalten, als wenn sie das Geld auf 
die Sparkasse tragen oder Hypotheken und fest- 
verzinsliche Papiere erwerben, und daß die von 
ihnen erworbenen Aktien in ihrem Werte noch 
steigen werden, sie daher bei einem etwaigen 
Verkaufe noch einen weiteren Gewinn machen. 
Die meisten Leute dieser Art, beispielsweise 
Beamte, Lehrer, Rentiers usw., die Aktien er- 
werben, verstehen natürlich von dem Geschäfts- 
betrieb des fraglichen Unternehmens gar nichts, 
und sie denken, wenn sie die Aktien erwerben, 
nicht daran, sich nun auch intensiv um die Lei- 
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-tung des Aktienunternehmens zu bekümmern. 
Vielfach kennen sie nicht einmal die Namen der 
Direktoren, sehen niemals einen Geschäfts- 
bericht, verstehen überhaupt keine Bilanz u. dgl. 
Wenn sie durch Vermittlung ihrer Bankiers 
Aktien kaufen, so kommt ihnen meis: gar nicht 
der Gedanke, daß sie nun „Gesellschafter‘‘ des 
Aktienunternehmens geworden sind, und wenn 
sie auch wissen, daß sie als Aktionäre noch 
außer dem Dividendenbezug gewisse Rechte 
haben, an der Generalversammlung teilnehmen 
können u. dgl., so steht es für sie doch meist 
fest, daß eine solche Anteilnahme an der Ge- 
sellschaft für sie nicht in Frage kommt. Kennen 
sie die praktischen Verhältnisse, so wissen sie 
überdies von vornherein, daß ihre Rechte nur 
theoretische Bedeutung haben, daß der 
einzelne Kleinaktionär so gut wir kar keinen 
EinfluB auf die Gesellschaft hat. Diese Aktio- 
näre wollen aber auch vielfach gar keine Unter- 
nehmerfunktionen erfüllen. Nicht um an einem 
geschäftlichen Unternehmen mitzuwirken, son- 
dern um ihr Kapital anzulegen und in Ruhe mög- 
lichst hohe Dividenden zu erhalten, kaufen sie 
Aktien. Entfalten sie doch noch eine besondere 
Tätigkeit, so beschränkt sie sich gewöhnlich 
auf die Lektüre des Kurszetteis. Würde es aus 
rechtlichen oder praktischen Rücksichten plötz- 
lich nötig werden, daß sie sich intensiver um 
die Gesellschaft kümmern, daß sie an allen 
Generalversammlungen teilnehmen müßten, so 
würden sie sicher zum größten Teil ihre Aktien 
baldmöglichst veräußern, um solcher Pflichten 
überhoben zu sein. 

Aehnlich steht es aber auch mit Industriellen, 
Kaufleuten und anderen im Erwerbsieben stehen- 
den Persönlichkeiten, die zum Zwecke der Kapi- 
talsanlage oder der Spekulation einige Aktien 
erwerben. Auch wenn sie etwas von dem Ge- 
schäftsbetrieb des betreffenden Unternehmens 
verstehen, denken auch sie nicht daran, in diesen 
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Humanismus und Realismus. 

Kürzlich erschien im Verlag von B. G. Teub- 
ner, Leipzig, eine „Hands off“ betitelte Bro- 
schüre von Prof. Dr. G. A. O. Collischonn, welche 
sich als „Antwort auf Herrn Prof. Vietors Frage: 
Das Ende der Schulreform? (Marburg 1911, bei 
Elwert)‘“ bezeichnet. Während Viëtor energisch 
für die Reform unserer Mittelschulen eintritt, 
verteidigt Collischonn mit an Fanatismus gren- 
zender Ausdauer das alte humanistische Gym- 
nasium und will das Griechische in den Mittel- 
punkt alles Unterrichtes gestellt wissen. 
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Geschäftsbetrieb einzugreifen, schon deshalb 
nicht, weil sie ihre eigene Tätigkeit haben und 
durch solche Mitarbeit an fremden Unternehmun- 
gen ihre Arbeitskraft zersplittern würden. 

Neben den Kleinaktionären, die ein jeder aus 
eigener Erfahrung kennt und an die man daher 
immer zuerst denkt, gibt es eine andere Art von 
Aktionären, die die Praxis als Großaktio- 
näre bezeichnet. Sie bzw. ihre Rechtsvor- 
gänger haben meist schon an der Gründung 
der Gesellschaft teilgenommen, und sie sind seit- 
dem mit erheblichen Beträgen als Aktionäre am 
Unternehmen beteiligt. Diese Großaktionäre nun 
stehen der Unternehmung in ganz anderer Weise 
gegenüber als die Kleinaktionäre.. Während die 
letzteren nur auf möglichst hohe Dividenden 
und Kurse hoffen und auf die Verwaltung gar 
keinen Einfluß üben wollen, stellen die Groß- 
aktionäre ihr Geld der Gesellschaft regelmäßig 
nur dann zur Verfügung, wenn ihnen ein ge- 
wisser Einfluß auf das Unternehmen ein- 
geräumt wird. Sie sind daher, wie wir noch 
sehen werden, in erster Linie diejenigen, aus 
denen sich die Mitglieder des Aufsichtsrats — 
bisweilen auch des Vorstandes — rekrutieren. 
Die Großaktionäre sind also vielfach gleichzeitig 
Kapitalisten und — als Gründer, als Mitglieder 
des Aufsichtsrats oder des Vorstandes — Unter- 
nehmer. Diese beiden Funktionen lassen sich 
bei ihnen wohl begrifflich scheiden, praktisch 
sind sie aber auf das innigste miteinander ver- 
quickt. Die Großaktionäre sind Mitglieder der 
Verwaltung und als solche Unternehmer, weil 
sie finanziell in großem Maßstabe beteiligt sind, 
und sie beteiligen sich in solchem Umfange, 
weil sie in der Verwaltung Sitz und Stimme 
haben wollen. Ihre Eigenschaft als Großaktio- 
när und ihre Eigenschaft als Mitglied der Ver- 
waltung bedingen einander und lassen sich prak- 
tisch nicht scheiden. 

(Fortsetzung folgt.) 


Der Streit hat auch in nicht-pädagogischen 
Kreisen Aufsehen erregt. Es dürfte kein Zweifel 
darüber bestehen, daß auch in anderen akade- 
mischen Ständen die Sorge um die Ausbildung 
unserer Jugend eine sehr große ist, nicht nur 
vom Standpunkt des Familienvaters, sondern 
auch von dem des Berufsmenschen und vor 
allem dem des Staatsbürgers. Da kann man es 
nur mit Freuden begrüßen, daß alle Kämpfer 
in dem Bestreben einig sind, unseren Schülern 
das Beste zu geben; nur darüber herrscht Streit, 
was dieses Beste sei. Ganze Menschen brauchen 
wir, die allen an sie herantretenden Anforde- 
rungen des eigenen Selbst und der Mitwelt ge- 
wachsen sind; wo führt der Weg da hin, oder 
gibt es gar mehrere Wege? Hie Humanismus, 
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hie Realismus; hier die Welt, wie sie sein sollte, 
und daneben die Welt, wie sie ist; das ist der 
Punkt heftigen Streites, wie er in den letzten 
Jahrzehnten aufgerollt wurde und in welchem 
in Vietors und Collischonns Schriften wieder 
einmal die Waffen gekreuzt wurden. 

Collischonn sieht die Heilshoffnung im 
Griechentum. Der einzige, gangbare Weg, um 
zu einer Kultur zu gelangen, sagt er, führt über 
die Griechen. Goethe ist auch durch die Schule 
der Antike gegangen, bei Nietzsches Uebermen- 
schen waren die Griechen die Geburtshelfer. 
Kultur dabei nicht als Schmuck des Lebens, son- 
dern als Entfaltung und Erhöhung des Lebens 
verstanden, die das Züchten einer Natur, die 
Schaffung eines höchsten Menschentypus ermög- 
licht. Wenn ich den Verfasser recht verstanden 
habe, meint er mit Kultur die innere Kultur 
des Menschen, die Abgeklärtheit, die Seelen- 
größe, das Erhabensein über den Kleinkram des 
Lebens, im Gegensatz zur äußeren Kultur, dem 
Staat, den Künsten und Wissenschaften, der 
Nutzbarmachung der Naturkräfte für den Zweck 
des Wohllebens. 

Ist nun wirklich diese innere Kultur nur durch 
Beschäftigung mit der griechischen Sprache und 
dem griechischen Wesen zu erreichen, und ge- 
nügen die neun Jahre auf dem Gymnasium, so 
griechisch man es auch ausgestalten möge, um 
Begeisterung oder auch nur Verständnis für 
diese erst dem reiferen Lebensalter vorbehal- 
tene Kultur in der Jugend zu erwecken? Mir 
will es scheinen, als ob die vom Verfasser vor- 
getragene Ansicht eine zu einseitige, vielleicht 
durch seinen eigenen Enthusiasmus für die Sache 
getrübte ist. Gewiß darf nicht geleugnet werden, 
daß im Griechentum hohe Ideale enthalten sind, 
die auch jugendliche Herzen entflammen können; 
wer hätte nicht sich an dem Kampf um Troja 
mit seinen männermordenden Schlachten und an 
der Rache des heimkehrenden Odysseus be- 
geistert, oder den heroischen Tod eines Sokrates 
bewundert. Ob aber die platonische Staatslehre 
oder die Verfassung von Sparta einen nach- 
haltigen Eindruck auf die jugendlichen Gemüter 
zu machen vermag, möchte ich für meinen Teil 
stark bezweifeln. Und nun gar die griechische 
Sprache! Ich habe unter meinen vielen Be- 
kannten, die Gymnasialabsolventen sind, kaum 
einen, der heute noch griechisch kann. Viel 
besser steht es noch mit dem Lateinischen, da 
kann man zur Not noch Denkmalsinschriften 
übersetzen, ohne Philologe zu sein. Nun sagt 
Collischonn, daß der Wert der griechischen 
Sprache für die Kultur in ihrer Erlernung, in 
der Schwierigkeit ihrer Grammatik liege. „Die 
Schwere der Aufgabe ist ein unerläßlicher Fak- 
tor bei der Entwicklung geistiger Energie und 
gewisser höchster Geisteskräfte.. An geringen 
Aufgaben sind diese nicht zu entwickeln.“ Zu- 
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gegeben; aber ist die Erlernung z. B. der Mathe- 
mathik für die meisten nicht. eine ebenso schwie- 
rige Aufgabe, und bietet sie. nicht ebenso 
schwierige Probleme, die höchster geistiger 
Anstrengung zu ihrer Bewältigung bedürfen, als 
irgendeine Grammatik? Aehnliches wäre zu 
sagen von der Physik und dem physikalischen 
Teil der Chemie. Auch an deren Problemen 
lassen sich die Geisteskräfte bis zur höchsten 
Entfaltung entwickeln, der Bildungswert dieser 
Disziplinen ist nicht nur längst anerkannt, son- 
dern auch erprobt. Oder sind Männer wie Helm- 
holtz und Siemens nicht zu den ‚Aristokraten 
des Geistes“ zu zählen, weil sie, wie erwiesen, 


eine Abneigung gegen die Grammatik gehabt 


haben? 

Wie viele Wege nach Rom führen, so auch 
viele zur inneren Kultur des Menschen. Wenn 
diese Kultur voll und ganz auch nur von be- 
sonders dazu veranlagten Menschen erreicht 
wird, von diesen unter Umständen aber auch 
ohne besondere Erziehung, so kann doch An- 
leitung und Ausbildung diesem Ziele näher brin- 
gen. Dazu ist aber nicht nur die Entwicklung 
des begrifflichen Denkvermögens durch Gram- 
matik und Sprachstudien befähigt, sondern auch 
die des anschaulichen Denkens, wie es in der 
Mathematik und den Naturwissenschaften vor- 
wiegend zur Anwendung kommt. Schopenhauer, 
auf den Collischonn gleich am Anfang seiner 
Schrift hinweist, hat sogar durchgehendst in 
allen seinen Schriften die Anschauung als das 
Höhere vor den Begriff gestellt und ausführlich 
in dem Kapitel „Vom Verhältnis der anschau- 
enden zur abstrakten Erkenntnis‘ (Ergänzung 
zum ersten Buch, Kapitel 7) den Beweis dafür 
geliefert. Von keinem Geringeren als Goethe 
rührt das tiefe Wort her: „Mein Anschauen ist 
ein Denken und mein Denken ein Anschauen.“ 
Das hat man auch erkannt, als man den An- 
schawungsunterricht, das Zeichnen, die Hand- 
fertigkeit und die exakten Wissenschaften bei 
der Erziehung der Jugend zu Ehren brachte, 
manchmal vielleicht etwas übertrieben, im 
Prinzip aber richtig, als langentbehrtes Gegen- 
gewicht gegen das reine Sprachstudium. 

Und wie steht es mit der Kunst der Griechen, 
die der Verfasser doch auch so hoch schätzt. 
Der griechische Formensinn ist, so meint Colli- 
schonn, ohne eindringende Erkenntnis des gram- 
matischen Baues der Sprache, besonders der 
Syntax, nicht zu erfassen. Dem möchte ich 
gegenüberstellen, was der Maler Hans Thoma 
kürzlich in der Badischen Kammer ausführte: 

„Es wurde heute viel von dem Wert der 
griechischen Sprache geredet; ich kenne grie- 
chisches Wesen nur aus Uebersetzungen und 
liebe es. Ich bin vielleicht der einzige in diesem 
hohen Hause, der kein Wort Griechisch gelernt 
hat, aber ich tröste mich und möchte sagen, daß 
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griechisches Wesen nicht nur für das Olır vor- 
handen ist, sondern in ganz hohem Maße auch 
für das Auge: Es ist die griechische Augen- 
kunst, die mit ihrem gesetzmäßigen Maße, mit 
ihrer auf Ordnung gegründeten Wahrheit, ihrem 
Naturgefühl für alle Zeiten und wohl auf recht 
verschiedenartige Weise unserer Kunst, wenn sie 
wild geworden ist, wieder Halt und Ziel geben 
kann. Die Griechen waren doch auch ein Augen- 
volk, davon zeugen ihre Werke.“ 

Dem ist nicht viel zuzusetzen. Mich däucht, 
daß über Auge und Hand die griechische Bau- 
kunst und Plastik dem Menschen zugänglicher 
sein dürfte, als über Ohr und Mund. 

Allerdings will Collischonn Mathematik und 
Naturwissenschaften nicht vom Gymnasium ver- 
bannen, aber sie sollen nur eine untergeordnete 
Rolle spielen, da sie kein Ideal, kein „Du 
sollst‘ zu geben haben. Wer je sich eingehend 
mit diesen Wissenschaften beschäftigt hat, der 
weiß genau, daß auch sie hohe Ideale ent- 
halten, daß es für den Kundigen nicht nur ein 
hoher Genuß ist, sich in eine mathematische 
Aufgabe zu versenken oder ein physikalisches 
Problem zu lösen, sondern daß solche Arbeit 
wie jede ernste und zu Ende geführte Arbeit 
auch sittliche Kräfte im Menschen zur Entfaltung 
zu bringen vermag. Auf diesem Wege kann 
„Weite und Tiefe des Blickes“, „Adel des Stre- 
bens“ und „Geschlossenheit der Persönlichkeit“ 
erreicht werden, wie man an vielen Männern 
ersehen kann, die aus dieser Schule hervor- 
‚gegangen sind. Darum ist es auch unberechtigt, 
über die Realgymnasien und die Oberrealschulen 
den Stab zu brechen, sie nicht als vollwertig 
für die wahre Erziehung des Menschen aner- 
kennen zu wollen, ihnen einen „Mangel jeg- 
lichen Kulturziels‘‘“ vorzuwerfen. Nur darin kön- 
nen wir dem Verfasser zustimmen, daß unsere 
höheren Schulen an Vielgeschäftigkeit leiden, 
die die Jugend von gründlichem Vertiefen in 
einzelne Fächer abhält. Weniger wäre mehr, 
aber unter diesem Weniger braucht nicht gerade 
‘das Griechische die Hauptrolle zu spielen. 

Und schließlich zur Philosophie. Philosophie 
lediglich aus begrifflichen Konstruktionen heraus 
kann eine abschließende Weltanschauung in Zu- 
kunft nicht mehr geben, wenn sie nicht auf- 
gebaut wird auf das Tatsächliche, was uns die 
moderne Naturwissenschaft von der Psycho- 
logie bis zur Biologie, von der Astronomie bis 
zur Mechanik erschlossen hat; ja selbst die 
Grundpfeiler unserer äußeren Kultur, die Tech- 
nik und das Wirtschaftsleben, dürfen nicht von 
ihr übergangen werden, will sie Anspruch 
auf Vollkommenheit machen. Mögen Häckel und 
Ostwald auch keine Philosophen im strengen 
Sinne des Wortes sein, so waren sie doch mit 
von den Ersten, die den Weg des Weiterschrei- 
tens gewiesen haben. 


Hochschulnachrichten 


Es erscheint abwegig, eine innere Kultur 
des Menschen erstreben zu wollen unter Um- 
gehung der äußeren Kultur, die als höchstes 
Produkt des menschlischen Geistes aus Hand- 
werk, Kunst und Wissenschaften, unter diesen 
nicht als letzte die unser ganzes modernes Leben 
beherrschende Technik, hervorgewachsen ist. 
Nicht die Syntax einer alten Sprache in der 
stillen Studierstube allein kann den Blick weiten 
und vertiefen und eine geschlossene Persön- 
lichkeit heranbilden, sondern vor allem tut un- 
serer Jugend Not die Beschäftigung mit den 
Grundlagen, aus denen diese Kultur der Mensch- 
heit herausgewachsen ist, und ein eingehendes 
Verständnis für diejenigen Wissenschaften, 
welche den Menschen die Nutzbarmachung der 
Natur ermöglicht und sie von den Banden des 
Aberglaubens befreit haben. 

Dipl.-Ing. Carl Weihe, Patentanwalt, Frankfurt a. M. 


Schutz der Titel „Ingenieur‘‘ und „Archi- 
tekt“. Das Agramer Amtsblatt „Narodne No- 
vine‘ teilt in seiner Nummer vom 22. v. M. mit, 
daß der technische Referent der königlichen 
Komitatbehörde in Agram mit Berufung auf die 
Banalverordnung vom 31. März 1911, betreffend 
die Regelung des Wirkungskreises der Ziviltech- 
niker und des Verfahrens hinsichtlich ihrer Kon- 
zessionierung, sämtliche im Gebiete des Agramer 
Komitates wohnhaften Personen, welche den Titel 
„Ingenieur“ oder „Architekt“ führen, aufgefor- 
dert hat, durch Originalurkunden (Zeugnis über 
die an einer inländischen: Technischen Hochschule 
abgelegte Staatsprüfung) den Nachweis zu er- 
bringen, daß sie zur Führung dieses Titels be- 
rechtigt sind. Personen, welche diesen Nachweis 
nicht erbringen können, wird die Führung bzw. 
die eigenmächtige Beilegung eines solchen Titels 
auf Schildern, Briefpapieren, Kuverts, im städti- 
schen Adreßbuche, in den Zeitungsannoncen, im 
Namensverzeichnisse der Telephonabonnenten 
usw. gegen Androhung einer hohen Strafe ver- 
boten. Diese strenge Maßnahme, führt das ge- 
nannte. Blatt weiter aus, war notwendig, weil es 
sowohl in Agram, als auch im ganzen Lande 
überhand nimmt, daß Personen, welche oft gar 
keine wissenschaftliche Qualifikationen besitzen, 
sich einfach solche Titel anmaßen, wodurch die 
nicht unterrichtete Oeffentlichkeit fortwährend 
zu ihrem eigenen Schaden irregeführt wird. 


:  Hochschulnachrichten. 


Geh. Kommerzienrat Adolf Kirdorff, Aachen, 
wurde von der Technischen Hochschule Aachen zum 
Doktor- Ingenieur ehrenhalber ernannt. 

Herrn Dipl.-Ing. Friedrich Meyenberg, 
Oberingenieur der Eisenbahnsignal-Bauanstalt Max 
Jüdel & Co., Akt.-Ges., Braunschweig (Mitgl. d. V. 


Aus der Rechtsprechung 


D. D.-1.), ist von der Herzog]. Technischen 
Hochschule Braunschweig ein Lehrauftrag 
auf eine einstündige Vorlesung „Organisation und 
Betrieb von Fabriken“ übertragen. Herr Meyenberg 
hat seine Vorlesungen in diesem Sommer-Semester 
bereits begonnen. 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Danzig. 

Beiträge zur Herstellung und Unter- 
suchung annähernd geordneter Luft- 
ströme von Curt Retschy. 


Technische Hochschule Dresden. 

Der Kampf im deutschen Baugewerbe 
1910, von Dipl.-$ng. Alfred Fischer, Dresden. Dresden, 
1912. 

Studien über Schwefelsäurefabrikation 
von Dipl.-Ing. Georg Hering, Riesa. Thomas & Hubert, 
Weida in Th. 1912. 

Ueber die Kondensation von Säure- 
estern mit Dinitrilen von Dipl.-$ng. Paul Johann 
Arnout Esser, Haarlem (Holland) Thomas & Hubert, 
Weida in Th. 1912. 

Versuche über die Verwendbarkeit 
aus Sulfitzellulose und Strohstoff herge- 
stellter Nitrozellulosen von Dipl.-Ing. 
Konrad Adolf Nitzelnadel, Dresden. Petzschke 
& Gretschel, Dresden 1912. 


Technische Hochschule München. 

Das Pendeln bei Gleichstrommotoren 
mit Wendepolen von ®Pipt.-Qng. Karl Humburg. 

Ueber Vergilben von Papier von Dipl.. 
Ing. Viktor Schoeller, Düren (Rheinland). 

Ueber die Nitrierung des Chinolins 
und die Herstellung von Chinoly|l- 
hydroxylammen von ®Pipl.fng. Arnulf Lechner, 
München. 

Beiträge zur Analyse der Kohle- 
hydrate des Bierextraktes von Dipl.-Ing. 
P. Beyersdorfer. 

Ueber die Einwirkung von salpetriger 
Säure auf 3-Phenyläthylamin und 
n-Hexylamin von ®ipl.-$ng. Wilhelm Moser, 
Würzburg. 


: Aus der Rechtsprechung. 


Verstößt die Bestimmung des Statuts einer 
Fabrikarbeiterpensionskasse, daß der Arbeiter 
durch Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis 
seine Ansprüche verliert, gegen die guten 
Sitten? !) 

Bekanntlich hat die Firma Friedr. Krupp 
Aktiengesellschaft in Essen im Jahre 1884 eine 


1) Entnommen aus der Deutschen Juristenzeitung 1912, Spruch- 
beilage S. 161 ff. (Reichsgerichtsentscheidung vom 24. Okt. 1911.) 
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selbständige Pensionskasse für ihre Arbeiter er- 
richtet. Jeder Arbeiter ist verpflichtet, dieser 
Kasse beizutreten. Als Eintrittsgeld wird von 
dem Arbeiter der 1!/, fache Tagesverdienst, als 
Beitrag 21/.% des Arbeitsverdienstes erhoben. 
Den Beitrag zieht die Firma regelmäßig am 
Lohne des Arbeiters ab und führt ihn der Kasse 
zu. Die Firma selbst leistet einen dem Bei- 
trage des Arbeiters gleichkommenden Beitrag. 
Es ist "eine Karenzzeit von 20 Jahren vorge- 
schrieben, nach deren Ablauf bei Arbeitsunfähig- 
keit des Arbeiters der Vorstand der Kasse über 
die Bewilligung einer Pension zu entscheiden 
hat. Bei besonders schwerer Arbeit beträgt die 
Karenzzeit nur 15 Jahre. Der Vorstand der 
Kasse setzt sich zur Hälfte aus Arbeitern, zur 
Hälfte aus Mitgliedern zusammen, die von der 
Firma bestimmt werden. Er entscheidet end- 
gültig über die Frage, ob die Voraussetzungen 
einer vollständigen Arbeitsunfähigkeit vor- 
liegen. Mit dem Ausscheiden des Ar- 
beiters aus dem Arbeitsverhältnis 
bei der Firma erlöschen die Mit- 
gliedschaft und alle Ansprüche des 
Arbeiters und seiner Hinterbliebe- 
nen gegenüber der Pensionskasse. 
Die Pension berechnet sich nach 20 bzw. 
15 Dienstjahren auf 40% des Arbeitsverdienstes. 
Sie steigt mit jedem weiteren Dienstjahre um 
11/00. 

Eine Reihe von Arbeitern war aus dem 
Dienste der Firma ausgeschieden. Sie verlangten 
von der Pensionskasse Rückzahlung ihrer Bei- 
träge, indem sie unter anderem zur Begrün- 
dung ihres Anspruchs geltend machten, daß die 
Bestimmung des Statuts über den Verlust ihrer 
Rechte beim Ausscheiden aus dem Dienste, mit 
Rücksicht auf die Art, wie das Versicherungs- 
verhältnis mit dem Arbeitsverhältnis verknüpft 
sei, gegen die guten Sitten verstoe und des- 
halb der von ihnen mit der Pensionskasse ge- 
schlossene Versicherungsvertrag nach § 138 des 
BGB. ungültig sei. Ihre Klage wurde vom 
Landgericht abgewiesen, das Urteil vom Ober- 
landesgericht bestätigt und die dagegen von den 
Arbeitern eingelegte Revision vom Reichs- 
gericht verworfen, und zwar mit folgen- 
der Begründung: 


Eine indirekte Beschränkung der Koalitions- 
freiheit und Freizügigkeit kann einen Grund 
zur Anwendung des $ 138 BGB. nur dann ab- 
geben, wenn sie einen erheblichen Grad erreicht. 
Die drohenden wirtschaftlichen Nachteile, welche 
im vorliegenden Falle den Arbeiter infolge der 
Aufhebung des Arbeitsverhältnisses treffen, sind 
gering und nicht geeignet, das Verhalten des 
Arbeiters bei Wahrnehmung berechtigter Inter- 
essen zu beeinflussen. Die Pensionskasse ist eine 
Wohlfahrtseinrichtung im Sinne des $ 117 Abs. 2 
der Gewerbeordnung. Im Wesen einer solchen 
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Einrichtung liegt es aber, daß dadurch die Nei- 
eung des Arbeiters erhöht wird, bei dem Be- 
triebe auszuharren und sich im wesentlichen 
Einklang mit den Wünschen der Betriebsleitung 
zu halten. Liegt überhaupt eine Willensbeein- 
flussung des Arbeiters vor, die seine Koalitions- 
freiheit und Freizügigkeit betrifft, so kann es 
sich nur um eine Folge des Charakters der Kasse 
als einer Wohlfahrtseinrichtung handeln. Im all- 
gemeinen steht das Interesse der Firma, wie 
sich aus einer näher angegebenen Statistik er- 
gibt, nicht im Gegensatz zu dem Interesse des 
versicherten Arbeiters, und ist insbesondere 
nicht darauf gerichtet, zahlreiche Versicherungen 
vorzeitig zur Lösung zu bringen, wenn auch die 
Firma bei Gründung der Kasse sich nicht nur 
von dem Bestreben sozialer Fürsorge, sondern 
auch von dem gesetzlich erlaubten Beweggrunde 
hat leiten lassen, sich einen Stamm treuer und 
erfahrener Arbeiter zu schaffen. Wenn eine 
Kündigung im einzelnen Falle in ihrer weiteren 
Wirkung auf das Versicherungsverhältnis den 
Tatbestand des § 826 BGB. (vorsätzliche gegen 
die guten Sitten verstoßende Schadenszufügung) 
ergeben sollte, so kann allerdings eine Schadens- 
ersatzklage des Arbeiters gegen die Firma be- 
gründet sein. Dadurch wird aber die Rechts- 
gültickeit der Versicherung selbst keineswegs 
berührt. Der Zwang für den Arbeiter, der Kasse 
beizutreten, hat im $ 86 des Krankenversiche- 
rungsgesetzes eine besondere rechtliche Grund- 
lage. Er ist übrigens eine der Bedingungen des 
Dienstvertrags. Der Arbeiter kann frei wählen, 
ob er sich auf den Dienstvertrag unter den ihm 
bekannten Bedingungen einlassen will oder nicht. 
Liegt ein Uebergewicht der Vorteile, die der 
Firma erwachsen, gegenüber den Lasten vor, 
die sie übernimmt, so begründet dies nicht 
unter allen Umständen eine Sittenwidrigkeit. Der 
Schwerpunkt liegt vielmehr in der hier zu ver- 
neinenden Frage, ob die Arbeiterschaft 
in unzulässigem Maße beschwert 
wird. Wenn auch die Pensionskasse der 
Firma versicherungstechnisch nicht vollkommen 
ist, so beruht ihre Einrichtung doch auf durch- 
aus einwandfreien Beweggründen und hat in 
vielen Fällen segensreich gewirkt. 


Buchbesprechungen. 


Recht und Wirtschaft. Monatsschrift der 
Vereinigung zur Förderung zeitgemäßer Rechts- 
pflege und Verwaltung „Recht und Wirt- 
schaft“, | 

Diese Zeitschrift des im letzten Jahr ge- 
gründeten Vereins (siehe unsere Verbandszeit- 
schrift Heft 13, 1911, S. 389) soll ein Zu- 
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sammenarbeiten von Juristen und Laien und 
einen offenen und freimütigen Meinungsaus- 
tausch ermöglichen. Der Verein, welcher keiner- 
lei politische, sozialpolitische oder wirtschaft- 
liche Tendenzen verfolgt, erstrebt einen ver- 
ständigen Fortschritt für Justiz und Verwal- 
tung. (Der Mindestjahresbeitrag für Mitglieder 
(Einzelpersonen), welche die Zeitschrift kosten- 
frei erhalten, ist 6 M., das Abonnement für 
Nichtmitglieder beträgt 10 M.; Geschäftsstelle 
Berlin W. 15, Meinekestr. 7.) Programmatisch 
ist nur der Grundsatz, jede im Vereinsorgan vor- 
getragene Auffassung, die sich im Rahmen der 
Vereinsbestrebungen hält und Anspruch auf all- 
gemeines Interesse erheben kann, zu Wort 
kommen zu lassen. 

Aus dem Oktoberheft (40 S.) sind nach- 
stehend genannte, von Juristen verfaßte Artikel 
von allgemeinem Interesse: Der 20. deutsche An- 
waltstag; Der deutsche Richterbund; Rechts- 
studium und Lebenskunde; Ueber staatsbürger- 
liche Erziehung. Von Laien stammen: In 
welcher Weise erhalten Juristen am besten Ge- 
legenheit zur Aneignung von kaufmännischen 
Kenntnissen?; Volkswirtschaftliche Aufgaben des 
Arbeitsrechts. 

Heft 2 u. 3 enthalten u. a. die Aufsätze: Die 
moderne Rechtfindung und die Aufgabe der 
Rechtsanwaltschaft; Zum Metlhodenstreit; Der 
Richter und die Verwaltung; Die Notwendig- 
keit rechtspsychologischer Vorbildung der Ju- 
risten, und die etwas gekürzte Denkschrift der 
Acltesten der Kaufmannschaft von Berlin über 
die Reform der juristischen Vorbildung, sowie 
eine Abhandlung von Privatdozent H. U. Kan- 
torowiez-Freiburg i. B.: Was ist uns Savigny? 
Kantorowicz, der Theoretiker der Freirechts- 
bewegung, der Verfasser der großes Aufsehen 
erregenden Kampfschrift: „Gnäus Flavius, der. 
Kampf um die Rechtswissenschaft‘‘ (1906), gibt 
hier eine scharfe Kritik der rechtshistorischen, 
rechtsphilosophischen und rechtsdogmatischen 
Schriften von Savigny, dem Begründer der histo- 
rischen Rechtsschule (1800 bis heute). Ihm er- 
scheint Savignys Lebenswerk überwiegend in 
ungünstigem Lichte. Er kennzeichnet ihn S.78 
folgendermaßen: „Unter den gelehrten Spezia- 
listen der juristischen Quellengeschichte bleibt 
Savigny der unsterbliche Meister. Für die 
gegenwärtige deutsche Rechtswissenschaft in 
allen andern Zweigen und die gegenwärtige 
deutsche Kultur überhaupt ist er der gewaltige 
Gegner, der Vater des juristischen Historismus 
und der Begriffsjurisprudenz.‘ 


Im Januarheft Nr. 4 gibt Landrichter Dr. 
Rumpt programmatische Erläuterungen über die 
Vereinigung „Recht und Wirtschaft‘ und ihre 
Bestrebungen. Er kritisiert die Unwirtschaftlich- 
keit und die einseitig theoretische Haltung der 
bisherigen Jurisprudenz. In dem Aufsatz „Recht 


Aus den Bezirksvereinen 


und Wirtschaft und die Verwaltung‘ beschreibt 
Stadtdirektor Koch-Bremerhaven die Unüber- 
‘sichtlichkeit und Zersplitterung des öffent- 
lichen Rechts, vor allem des Kommunalrechts. 
Ueberall empfinde man das öffentliche Recht 
als eine Quelle von Scherereien und Bestrafun- 
gen, nicht aber als das höchste, allen Volks- 
genossen gemeinsame, teure Rechtsgut. Es sind 
ferner in Nr. 4 interessante Aufsätze über 
die Fortbildung der Gerichtsassessoren, über die 
preußische Verwaltungsreform und über das 
volkstümliche schweizerische Zivilgesetzbuch, 
welches am 1. Januar 1912 in Kraft trat, ent- 
halten. 

Der Praktiker der 
Rechtsanwalt Fuchs - Karlsruhe, 
seinem Artikel: „Sachverständige, Richter- 
spezialistten und gemischte Gerichte“ unsere 
formalistische, unpsychologische ZivilprozeB- 
unordnung an der Hand von Beispielen aus 
seiner Erfahrung. 

Die Zeitschrift „Recht und Wirtschaft“ füllt 
eine große Lücke aus, und wird jedem, der 
sich für Jurisprudenz interessiert, bestens emp- 
fohlen. Es sei noch erwähnt, daß der Ver- 
ein, welcher jetzt schon mehr als 1600 Mit- 
glieder zählt, außer einem Korrespondenzblatt, 
den Nachrichten vom Verein „Recht und Wirt- 
schaft“, auch Schriften herausgibt (bis jetzt drei 
Nummern). 


Freirechtsbewegung, 
bespricht in 


Dipl.-Ing. Schleicher, Reg.-Baumeister. 


Deutsche Wirtschafts-Zeitung. Zentralblatt 
für Handel, Industrie und Verkehr. 
Herausgeber: Prof. Max Apt, Berlin. 
Preis vierteljährlich Mk. 3,50. 

Es sei mir gestattet, die Mitglieder des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure auf die im achten 
Jahrgang erscheinende, von dem Syndikus der Berliner 
Kaufmannschaft, Prof. Dr. Apt, herausgegebene 
Deutsche Wirtschafts-Zeitung, Zentralblatt für Handel, 
Industrie und Verkelir, aufmerksam zu machen. Für 
die wissenschaftlich gebildeten Ingenieure ist es von 
großem Nutzen, sich mit den aktuellen, kommerziellen 
und industriellen Fragen unseres Wirtschaftslebens, 
die er in seiner Praxis schafft und zu lösen sucht, 
auch theoretisch bzw. literarisch zu beschäftigen. Die 
Deutsche Wirtschafts-Zeitung macht es sich gerade 
zur Aufgabe, aus der Feder erster Vertreter von Praxis 
und Theorie diese Fragen zu behandeln, und es ließe 
sich in der Tat eine ganz stattliche Reihe wohl- 
klingender Namen nennen, die die Wirtschafts-Zeitung 
zu ihren Mitarbeitern zählt. Ich kann daher den Mit- 
gliedern des Verbandes die ständige Lektüre dieser 
Zeitschrift auf das wärmste empfehlen. 


Dipl.»-Sng. Dr. Alexander Lang, 
Patentanwalt. 


— 


Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Berlin. Mitgliederversammlung vom 
14. Mai ds. Js. Vorsitzender: Dipl.-$ng. Grimm. 
Anwesend 28 Herren. Beginn der Sitzung 


81/, Uhr. 

Der Vorsitzende teilt mit, daß die neuen 
Satzungen genehmigt worden sind. Da 
der Vortragende des Abends durch einen 


Trauerfall am Erscheinen verhindert ist, verliest 
Dipl.-Jug. Berlowitz einen Aufsatz des öster- 
reichischen ®Pipl.-Jug. Ried: „Die Rolle der 
Technik im wirtschaftlichen und sozialen 
Leben und der Einfluß auf die Verwaltungs- 
organisation.“ Der Vortrag wird nächstens in 
der Zeitschrift erscheinen. 

Als Ausschußvertreter werden gewählt: Dipl.» 
Sug. Caminer, du Bois und als Stellvertreter die 
Herren Dipl.-Jng. Scholz, Willenberg, Wendt. 

Dipl.-Ing. Dr. Lang bespricht die Bestrebun- 
gen des Verbandes Deutscher Architekten und 
Ingenieurvereine, den Titel „Baumeister‘ nur den 
aus dem Staatsdienst ausgeschiedenen Regie- 
rungsbaumeistern und -räten zu reservieren. 
Ueber die Stellungnahme des Verbandes hierzu 
sowie über die Vorschläge zur Einführung des 
Titels Bauanwalt und des Bauhandwerkerschutz- 
gesetzes bzw. über die Einführung des zweiten 
Teiles des Gesetzes wird eine Kommission, be- 
stehend aus den Herren ®ipl.-$ng. Barkow, Baer, 
Zeller, Dittmer, Heinemann gewählt, die der 
Mitgliederversammlung baldigst Bericht er- 
statten soll. Für den Monat Juni ist im An- 
schluß an den Vortrag des Herrn Reg.-Baumstr. 
Weh! über „Gartenstädte“ ein Ausflug . mit 
Damen in Aussicht genommen. 

Schluß der Sitzung 11 Uhr. 


B.-V. London. In der Sitzung vom 1. April 
1912 des Verbandes Deutscher Vereine in Lon- 
don, deren Zahl zurzeit 22 beträgt und die bei 
der letzten Kaiser-Geburtstagsfeier im Hotel 
Cecil durch mehr als 600 Herren repräsentiert 
wurden, ist beschlossen worden, die „Londoner 
Vereinigung des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure“ in die Liste der für spätere Ver- 
sammlungen einzuladenden Vereine aufzunehmen. 

Wir geben dem Verbande Deutscher Diplom- 
Ingenieure hiervon Kenntnis, mit dem freudigen 
Bewußtsein, daß dies einen großen Schritt vor- 
wärts bedeutet, um auch die Mitglieder der 
größten deutschen Kolonie im Ausland mit dem 
Wesen und den Bestrebungen unseres Verban- 
des bekannt zu machen, und wir freuen uns, 
den Verband nunmehr auch besser offiziell nach 
außen repräsentieren zu können. 

Es sind auch Bestrebungen im Gange, um 
eine freundschaftliche Annäherung zwischen der 
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Londoner Vereinigung des Verbandes Deutscher 
Diplom-Ingenieure und den großen und ange- 
sehenen britischen Ingenicur-Verbänden, unter 
anderen den verschiedenen Institutions of Civil- 
Mechanical-Electrical-Engineers, herbeizuführen 
und zu erreichen, daß Verbandsmitglieder auf 
Grund ihrer Eigenschaft als Deutsche Diplom- 
Ingenieure in die Institution of Civil Engineers 
ohne weiteres, und zwar ohne das dazu vor- 
geschriebene Examen, aufgenommen werden. 
Im Interesse des erfolgreichen Fortganges 
dieser Bestrebungen ist es dringend zu wün- 
schen, daß alle Verbandsmitglieder, die auch 
nur zeitweilig, etwa zu Studienzwecken, nach 
London kommen sollten, sich unserer Londoner 
Vereinigung anschließen, so daß diese schon 
auf Grund einer ansehnlicheren Mitgliederzahl 
tatkräftiger nach außen hin repräsentiert werden 
kann, als dies bisher möglich war. Auch nur 
für ganz kurze Zeit besuchsweise nach London 
kommende Diplom-Ingenieure sind herzlich ein- 
geladen, an den am jeden ersten Dienstag im 
Monat im Birkbeck Cafe, 329 High-Holborn 
stattfindenden Versammlungen teilzunehmen oder 
bei dem Vorsitzenden, Dipl.-Ing. Viertel, vorzu- 
sprechen, der täglich zwischen 10 und 5, Sonn- 
abends bis 2 Uhr im Geschäftshause 329 High 
Holborn, Zimmer 105—112, anwesend und gern 
bereit ist, Verbandsmitgliedern mündlich Aus- 
kunft zu erteilen und gegebenenfalls Arrange- 
ments für deren Begleitung zu treffen. 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis. 


Dipl.-Ing. Peter Müller, Bahnhof Tentschenthal b. Halle a. S. 
(Aachen). 

Heinz Hellweg, Posen, Hohenlohestr. 14 1 (Neu- 
strelitz). 

Heyd, Uelzen, Stadtbauamt. 

Sternberg, Brünn (Ocsterreich), Neugasse 56 I. 
Karl Conrad, Posen, Bitterstr. 22. 


» » Rumpf, Pilikallen, Hotel Deutsches Haus (Charlotten- 
burg). 
Dr.e Jng. C. Rheinfels, Köln a. Rh., Friesenplatz 9 (Gronau). 
Dipl. 3ng. Th. Klingelhöffer, Frankfurt a. M., Städelstr. 37. 
Dr.-Ing. Hans Rosenthal, Ober-Schöneweide, Köpenicker 
Straße 3, Bootshaus Elektra. 
Dipl.»Ine. Graser, Wien IV, Möllwaldplatz bei Q. A. Weiss. 


Martin Kobmann, Baicrsdorf i. Bayern (Eschweiler 
bei Aachen). 
Eduard Büttner, Berlin NW. 5, Birkensir. 45/46 III 


n ” 


(Berlin). 

» » Georg Sonnabend, Bromberg, Elisabethstr. 52 H 
(Stargard). 

" » H. Weisdörfer, Völklingen a. Saar, Wilhelmstr. 37 
(Essen). 


Hermann Hücking, Celle, Fuhsestr. 2d (Hannover). 
Regierungsbaumeister R. Daser, Zivil-Ingenicur, Stutt- 
gart, Scestr. 34. 


Adressenänderungen 


Dipl.Ing. F. C. Pflugmacher, Düsseldorf, Oststr. 162. 
Theodor Kapp, Umvuma, Rhodesia, [c. o. Falcon 
Mines Ltd. 

Walter Schützel, Regierungsbauführer, 
Simsonstr. 8 II (Dresden-N.). 

Friedrich Füger, Betzingen (Austritt 1913). 
Paul Dreyer, Halensee, Markgraf-Albrecht-Str. 3. 
Fritz Rudeloff, Breslau, Kantstr. 25. 

Bürkner, Frankfurt a. M.- Rödelheim, Rödelheimer 
Landstr. 139. 

R. Klempt, Duisburg, Düsseldorfer Str. 285 (Aachen). 
W. Lemp, Aachen, Junkerstr. 43 pt. (Altona). 

Erich Werner, Siegen, Kirchweg 6. 

Arnold Schultz, Kiel, Reventlow-Allee 15a. 


Otto Stubinger, 
Weg 5. 

Joh{E. Barnitzke, c. o. Mrs. Hess, 26 Kock Street, 
Joubert Park, Johannisburgi S.-A. 


Dipl. 3ng. Walter Braun, München, Erhardtstr. 29a. 

Otto Barth, Köln,! Norbertstr.. 11. 

Herm.jEhrlich, Düsseldorf, Friedrichstr. 6l c. 
i Bauer, Berlin-Schöneberg, Goltzstr. 33 I. 
Krönauer, Hagendingen, (Lothr.) 

Fischer, Breslau Xil, Heidenhainstr. 11 I. 
Zimmermann, Hamburg 9, Grindelallee 164. 
Struck, Hannover, Wolgersweg 27. 

Sinning, Frankfurt a. O., Gubener Str.'.34.' 

LE.? Dittmer, Charlottenburg, (Weimarer Str. 12, H r. 
[Christiani, Wirkl. Geh. Ober-Postrat, Freiburg i. Br., 
Flakobistr. 45 (Berlin W.) 

i Friedrich Wachtsmuth, Charlottenburg, Technische 
HochschuleJl21. _ $ a 
eo Baumann, Reg.-Bauführer, -Vöhl, Kreis Frankenberg, 
“Hessen-Nassau. 

Gebers, Wien, t IX/2, Michel- Beuerngasse 6. 


. C. E. Böhm," Professor, |komm. „Direktor der Kgl. 
Baugewerkschule Posen, Wittelsbacherstr.;2. _ 
Budelmann, Kiel, Waitzstr.22" II (Dietrichsdorf). } 
F. Hennig, Hamburg, Bundesstraße 40’I Mitte 
(Hamburg). 
Meynen, Ing. d. Dampfkessel-Ueberwachungs-Vereins 
Frankfurt a. M., Feuerbachstr.{33 II. 

Martin Kobmann, Siegen i.-Westf., Heiserstr. 2/3 

(Eschweiler b. Aachen). 

A. Wimplinger, Aachen, Hubertusstr. 5 (Kiel). `` 
Ludwig Schweinfurth, Hagen i. W., Baubüro 
Marienhospital (Frankfurt a. M.-Bockh.) 

Georg Rossmann, Mannheim S 2:7 (Darmstadt). 
Siegfr. Rosenthal, Charlottenburg 1, Kaiser- Frie- 
drich-Str. 104 III (NW. 6). 

Wilhelm Kiefer, Königsberg i. Pr. 5, Weidendamm 511. 
Otto Schüppel, Dortmund, Hamburger Str. 14 I 
(London). 

Wilhelm Eckolt, Wilhelmshaven, Kaiserstr. 72 

b. Gade (Danzig). 

Friedrich Ohnemus, Breslau II, Nachodstr. 1 pt. 
(Breslau VIII). 

Peter Haentjens, Charlottenburg 2, Englische Str. 19 
(Danzig). 

H. Frenger, Saarbrücken 1, Petersbergstr. 67 (Saarbr. 3 
St. Johann). 


Leipzig, 


” Lad 
n” n 


Tegeler 


Dr. s Ong. Berlin - Charlottenburg, 


r 
‚” ” 
x 


Zuschriften wegen der Kassenführung bitte ich 
nicht an meine persönliche Adresse, sondern aus- 
schliesslich an das Verbandsbureau Berlin W. 15, 
Meinekestr. 4, zu richten. Adresse für Gelde 
sendungen nur: Postscheekamt Berlin N.W. 7e 
Konto 7527. Dipl.-3Zng. Hans J. Remak. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel- Paulus-Str. 17. 
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Im April-Heft ds. Js. der Zeitschrift „Recht 
und Wirtschaft“ veröffentlicht 


Kammergerichtsrat Dr. Boethke, Berlin, 


unter der Ueberschrift „Recht und Tech- 


niker“, einen Aufsatz, indem er das Ver- 
hältnis der Jurisprudenz zu den anderen 
Wissens- und Wirtschaftsgebieten, besonders 


aber den Kampf zwischen Juristen und Tech- 
nikern um die Vorherrschaft in der Verwal- 
tung behandelt. 

Verfasser geht davon aus, daß die Fortschritte 
der Technik in den letzten hundert Jahren eine 
vollständige Umwandlung unserer gesamten 
wirtschaftlichen Verhältnisse hervorgerufen 
haben und infolgedessen auch nicht ohne Ein- 
fluß auf Justiz und Verwaltung geblieben sind. 
Namentlich das Recht mußte sich nach der ver- 
änderten Lage der Dinge teilweise neu ein- 
richten, und auch der Verwaltung wurden zahl- 
reiche neue Aufgaben gesetzt. Hierdurch ent- 
standen mancherlei Reibungsflächen, und in dem 
Umstande, daß die neuen Aufgaben ganz natur- 
gemäß nicht immer gleich in der richtigen 


Weise gelöst wurden, erblickt Verfasser den 
Grund für den Kampf der Technik gegen das 
Recht bzw. der Techniker gegen die Juristen. 
Nach kurzer Schilderung der heute allgemein 
üblichen Verhältnisse in der preußischen und 
bundesstaatlichen Verwaltung begründet Kammer- 
gerichtsrat Dr. Boethke die ausschließliche Hand- 
habung der Rechtssprechung durch die Juristen. 
Hierauf näher einzugehen, erübrigt sich für 
uns, da das Gebiet der Rechtssprechung den 
Juristen seitens der Techniker noch niemals 
streitig gemacht worden ist, und auch wir der 
Meinung sind, daß die Leitung und eigentliche 
Entscheidung der Rechtsstreitigkeiten grund- 
sätzlich den Juristen verbleiben muß. Verfasser 
geht dann zur reinen Verwaltungstätigkeit über 
und betont, daß nicht nur die Rechtssprechung, 
sondern auch die Öffentliche Verwaltung eine 
hervorragend juristische Tätigkeit sei, indem 
nämlich die Verwaltungsbeamten die Hüter des 
öffentlichen Rechtes seien, während die Rechts- 
sprechung der ordentlichen Gerichte es haupt- 
sächlich mit dem Privat- und Strafrecht zu tun 
habe. Der Autor fährt dann wörtlich fort: 
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„Wenn die juristische Natur der Verwaltungs- 
tätigkeit vielfach verkannt wird, so liegt das 
daran, daß das Wesen und der Begriff der Ver- 
waltung nicht richtig erfaßt wird. In den tech- 
nischen Zeitschriften wird oft von „Fähigkeit 
zum Verwalten‘ und vom „Erlernen des Ver- 
waltens‘‘ gesprochen in dem Sinne, daß erstere 
dem Techniker in hervorragendem Maße zu 
eigen, letzteres aber Sache verhältnismäßig kur- 
zer Uebung sei.“ — — — — 


„Es wird nur zu oft der Maßstab der 
Privattätiekeit an die öffentliche Verwal- 
tung gelegt. Diese ist aber mit der privaten 
Verwaltung in den meisten Beziehungen über- 
haupt nicht zu vergleichen. Der Staat und die 
von ihm abhängenden öffentlich-rechtlichen Ver- 
bände werde nicht wie ein beliebiges Privat- 
unternehmen verwaltet, sondern Verwalten heißt 
in erster Linie Ausüben der staatlichen Hoheits- 
rechte. Erst in zweiter Linie kommt die Ver- 
waltung der wirtschaftlichen Unternehmungen 
des Staats und der öffentlich-rechtlichen Körper- 
schaften in Betracht.“ ... 


„soweit die öffentliche Verwaltung sich mit 
wirtschaftlichen Betrieben beschäftigt (Eisen- 
bahn, Post, Domänen, Forsten, Bauten usw.) 
ist ebenfalls ein Vergleich mit Privatbetrieben 
nicht angängig. Auch hier entscheidet nicht allein 
die Zweckmäßigkeit, sondern auf Schritt und 
Tritt tun sich Gesetzesschranken auf.‘ 


Nach Anführung weiterer Belege dafür, daß 
die Öffentliche Verwaltung fast durchweg juristi- 
scher Natur sei, sagt Verfasser: 


„Freilich ist es nicht die juristische Tätig- 
keit allein, die den Verwaltungsbearmten und 
Richter ausmacht. Er muß sich darüber hinaus 
zu einer allgemeinen Auffassung der Dinge und 
zur Erkenntnis des Zusammenhanges aller 
menschlichen Dinge emporschwingen können. 
Aber auch dazu befähigt das juristische Studium 
in besonderem Maße, denn die Rechtswissen- 
schaft durchdringt das ganze Leben, sie lehrt den 
Gesamtorganismus des Staates kennen, sie ver- 
mittelt das Verständnis des Zusammenhanges 
aller menschlichen Einrichtungen. Das Recht 
gibt daher in hervorragender Weise die Fähig- 
keit, a’l: Verhältnisse gegeneinander abzuwägen, 
d. k. gerecht und objektiv zu urteilen.“ ... 

„Daß der Jurist auch über sein eigentliches 
Wiss:nspebiet hinaus eine umfassende allge- 
meine Bildung haben soll, ist ein Erfordernis, 
daß auch an di? Angehörigen aller anderen 
höheren Berufe gestellt werden muß. Kraft 
dieser allgemeinen Bildung soll er auch befähigt 
sein, technischen Dingen, wo sie ihm entgegen- 
treten, Verständnis abzurewinnen. Immerhin ist 
es daher erwünscht, daß der Jurist sich tech- 
nische Kenntnisse aneignet. Dies geschieht am 
besten durch privates Studium, Fortbildungs- 
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kurse, auch Beschäftigung in technischen Be- 
trieben.“ ... 

Zum Schluß untersucht Verfasser dann noch, 
wodurch dem technischen Berufe eine bessere 
Stellung verschafft werden könne, und er kommt 
zu dem Ergebnisse, daß der juristische Beruf, 


da er die Schaffung und Durchführung der 
allgemeinen Rechtsnormen zum Gegenstande 
habe, seine Betätigung hauptsächlich im ge- 


samten Staatsbetriebe finde, daß dagegen die 
Techniker in erster Linie auf das private Leben 
angewiesen seien, wo sie durch juristische Ein- 
flüsse nicht oder nur wenig berührt werden. 
Er schließt mit den Worten: „Es ist eine her- 
vorragend wichtige Frage, wie der Technik und 
ihren Vertretern im Öffentlichen Leben die ihnen 
zukommiende Stellung angewiesen werden kann. 
Man darf aber anderseits nicht außer acht lassen, 
daß Recht und Volkswirtschaft, die beide aufs 
engste zusammenhängen, nicht minder wichtig 
sind als die Technik. Man sollte sich dadurch 
nicht täuschen lassen, daß die unbestreitbaren 
Erfolge der Technik selbstverständlich der 
großen Menge sichtbarer entgegentreten, als das, 
was von Juristen im Laufe der Jahrtausende 
in aller Stille geleistet worden ist. Einen Aus- 
gleich der beiderseitigen Interessen zu finden, 
ist gewiß nicht leicht. Gegenseitiges Verständnis 
für die Bedürfnisse der Berufe weist am besten 
den Weg. Deshalb rufe ich beiden Teilen zu, 
sich die Pflege dieses Verständnisses angelegen 
sein zu lassen. Ist der Weg auf diese Weise 
geebnet, so wird er die Techniker zum Ziele 
führen. Die Juristen werden dann, dem ihnen 
berufsmäßig innewohnenden Gerechtigkeits- 
gefühle folgend, den Technikern nicht entgegen- 
wirken. Selbst Jurist, erinnere ich alle Vertreter 
des Rechts an das ihnen, als den beatis possi- 
dentibus obliegende nobile officium, den Techni- 
kern nicht nur nicht entgegenzuhandeln, son- 
dern sie auch in der Erfüllung ihrer berechtigten 
Wünsche tatkräftig zu fördern.“ 

Wenn auch die vorstehenden Ausführungen 
durchaus sachlich gehalten sind und man über- 
all das Streben des Verfassers nach vollster Ob- 
jektivität deutlich merkt, so darf anderseits 
doch der einseitig juristische Standpunkt, der 
zu vielfach falschen Schlußfolgerungen führt, 
nicht verkannt werden. Nach dem Grundsatze 
audiatur et altera pars möge nunmehr über das- 
selbe Thema ein Techniker zu Worte kommen, 
und zwar 

Prof. W. Franz, Charlottenburg. 

Die Deutschen haben von den römischen 
Juristen die Formel übernommen, daß die 
Jurisprudenz (prudentia, nicht scientia!) der In- 
begriff alles Wissens sei. (Jurisprudentia est 
divinarum atque humanarum rerum notitia, justi 
atque injusti scientia.) Ein bekannter Jurist, 
Dernburg, hat ihr die Fassung gegeben: „Das 
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Recht ist praktische Verwirklichung des den 
Lebensverhältnissen Angemessenen.“ Hiermit 
soll der hohe Wert der Jurisprudenz gekenn- 
zeichnet werden. Ihre Lehre, die in tausend- 
jähriger Arbeit aufgebaut ist, birgt auch wirklich 
Schätze von wissenschaftlichem Werte sonder- 
gleichen. Die Beschäftigung mit dieser Lehre, 
mit ihrer Geschichte und ihren Gegenwarts- 
formen ist in hohem Maße geeignet, das Ver- 
ständnis für die Bedingungen des Gemein- 
schaftslebens zu wecken. Das Studium der Juri- 
sprudenz führt uns hinein in das Werden des 
Volkes, seiner Staaten, Gemeinden und Genossen- 
schaften; es bildet den Staatsbürger und leiht 
ihm unentbehrliche Hilfsmittel der Lebensfüh- 
rung. Aber doch nur Hilfsmittel, die durch 
andere ergänzt werden müssen. Bei näherer 
Untersuchung wird klar, daß die überragende 
Bedeutung der Jurisprudenz längst nicht mehr in 
dem behaupteten Maße vorhanden ist. „Alles 
Pandektenwissen der Welt wird das große Rätsel 
einer Versorgung und Beherrschung der Prole- 
tarier nicht lösen“, so sagte schon vor fünfzig 
Jahren ein süddeutscher Hochschullehrer, 
R. von Mohi. „Mit Pandekten und deutscher 
Rechtsgeschichte wird die Welt nicht regiert, und 
überhaupt gibt die ausschließliche Beschäftigung 
mit positivem Recht dem Geiste des jungen 
Mannes einen engen Gesichtskreis und eine ein- 
seitige Auffassung, welche ihn zu allen anderen 
Geschäften als zum Rechtsprechen verderben.‘ 
Aber selbst auf dem eigentlichen Berufsfelde 
der Rechtskundigen, auf dem Gebiete der 
Rechtsprechung, zeigt sich, daß die juristische 
Schulung, wie sie bisher auf den Universitäten 
betrieben wurde, bedenkliche Lücken läßt. Es 
soll — so sagen die Juristen — ihrem jungen 
Nachwuchs an der Fähigkeit fehlen, das Wirt- 
schaftsleben in seinen einzelnen Aecußerungen 
zu verstehen. Sie verlangen deshalb immer drin- 
gender, daß auch die Wirtschaftslehre mit dem 
Studium der Pandekten und der privat-, straf- 
und prozeßrechtlichen Schulung verbunden wer- 
den möge. 

Auf diesem Standpunkt der römischen Juristen 
steht Dr. Boethke. Er geht aber noch weiter 
als diese, indem er aus dem ganz richtig be- 
messenen Werte der Jurisprudenz Schlüsse auf 
die Kenntnisse und Fähigkeiten aller derjenigen 
Akademiker zieht, die aus der Juristenschule 
hervorgehen. Dr. Boethke will darlegen (das 
ist der Zweck seiner Worte), daß alle Aemter 
der Verwaltung, besonders die der öffentlichen 
Verwaltungen, nur in die Hände von solchen 
Männern gelegt werden müßten, die als Studen- 
ten bei einer juristischen Fakultät eingeschrieben 
waren. Es sollten jedenfalls alle Akademiker 
anderer Hochschulen, auch der Technischen 
Hochschulen ausgeschlossen werden. Der hohe 
Wert juristischer Studien äußere sich, so ist 
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aus seinen Ausführungen zu schließen, nur bei 
denjenigen Studenten, die ihre Studienzeit an 
der Universität zugebracht haben. Er argumen- 
tiert: Wer an einer Technischen Hochschule 
studiert, will Techniker werden; Techniker 
könne man aber nicht werden, wenn man in 
das Studium eine ernstere Beschäftigung mit 
den Materien des Rechts einschließe. Da rechts- 
wissenschaftliche Studien und Kenntnisse Vor- 
aussetzung für den Beginn praktischer Verwal- 
tungstätigkeit sind, so kann der von einer Tech- 
nischen Hochschule als Diplom-Ingenieur ab- 
gehende Akademiker nicht Verwaltungsbeamter, 
sondern nur Techniker werden. Die Laufbahn 
der Verwaltung kann daher nur den Juristen, 
d. h. solchen, die an einer Universität studiert 
haben, zugänglich sein. 

An diesem Trugschluß, der in ähnlicher Art 
schon oft gezogen wurde!), sind einige Prä- 
missen richtig, eine ist ganz falsch. Richtig ist, 
daß zur Vorbereitung auf eine Berufstätigkeit 
in jedem Amte der Verwaltung des Reiches, 
der Staaten, Provinzen, kommunalen Verbände 
und selbst in jeder privatwirtschaftlichen Ver- 
waltung juristische Kenntnisse nötig sind. Auch 
daß der Grund für das juristische Können zweck- 
mäßig in akademischem Unterrichte gelegt wird. 
Das muß aber nicht an der Universi- 
tät geschehen. Die für die Verwaltung 
erforderlichen Studien können auch auf anderen 
Hochschulen betrieben werden. In der Verken- 
nung dieses Umstandes liegt ein Irrtum von 
unermeßBlichen Folgen. Es ist der Irrtum, in dem 
sich seit einem halben Jahrhundert schon die 
Berufsvorbildung aller Beamten verliert, denen 
in Deutschland die Lebensführung anvertraut ist. ° 
Alle die Mängel in der Verwaltung von Staat 
und Gemeinden, in der Zusammensetzung der 
Parlamente, in der Diplomatie usw. — Mängel, 
die man vergeblich hat abzustellen versucht —, 
sie sind letzten Endes auf die Vorbildung und 
die Auslese der an den betreffenden Stellen 
tätigen Personen zurückzuführen. Diese Vor- 
bildung krankt an der sinnwidrigen Verbindung 
zweier Berufe, die in ihrer praktischen Betäti- 
gung weit auseinander gehen. Der Beruf 
der Rechtspflege ist ein ganz an- 
derer, als der der Verwaltung. Die 
Trennung der ursprünglich vereinten Tätigkeits- 
gebiete ist in einer bald hundertjährigen Ent- 
wicklung aller europäischen Staaten so deutlich 
vollzogen, daß die Anführung von Einzelfällen 
einer Verbindung an der Tatsache nichts ändern 
kann. Die zwingende logische Folge muß sein, 
auch die akademische Vorbereitung für die 
beiden Berufe zu scheiden. Man kann unmög- 
lich das Berufsstudium beider völlig gleich ge- 
stalten. Jedenfalls ist es verkehrt, diejenigen, 


1) Vgl. Schriften des Verbandes I, Seite 42. 
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die sich dem Berufe der Verwaltung zuwenden 
wollen, zu zwingen, so zu studieren, als ob 
sie Beamte der Rechtspflege werden wollten. 
Wie oft und wie eindringlich ist das seit den 
Zeiten R. von Mohls von berufener und sach- 
kundiger Seite gesagt worden °). 

Die überwiegende Mehrheit aller ehemaligen 
Juristen ist davon überzeugt, und selbst Herr 
Dr. Boethke gibt dies zu, wenn er sagt, daß 
„in der Verwaltung die Zweckmäßigkeit 
eine große Rolle spielt“, daß „für einzelne 
Zweige (der Verwaltung) technisches 
Wissen erforderlich‘ ist und daß sowohl der 
Richter wie der Verwaltungsbeamte „sich zu 
einer allgemeinen Auffassung der Dinge müßten 
emporschwingen können“. Alle diejenigen, die 
entgegen der Ansicht R. von Mohls an dem 
Zwang der Juristenschule festhalten und immer 
wieder den ganzen Nachwuchs der Verwaltung 
durch die Juristenschule zwingen, haben un- 
bewußt das Studium der Jurisprudenz schwer ge- 
schädigt. Denn heute ist es deutlich geworden, 
daß die bekannten bedauerlichen Zustände im 
juristischen Studium der Universitäten auf diesen 
Zwang zurückzuführen sind. In der deutschen 
Juristenzeitung (Mai 1909) schildert Geheimrat 
Prof. Dr. Zitelmann-Bonn die Verhältnisse wie 
folgt: „Vor allem — man muß hier wieder 
einmal laut reden — verfehlen die juristischen 
Fakultäten als Lehranstalten heute ihren wesent- 
lichen Zweck, da die Studierenden in großer 
Zahl, ja ich fürchte, sagen zu müssen, in der 
Mehrzahl, von den Lehreinrichtungen und Lehr- 
mitteln der Universität keinen oder nur mangel- 
haften Gebrauch machen.“ 

Wie man demgegenüber die Fiktion aufrecht- 
erhalten kann, daß keine andere Hochschule 
imstande wäre, dasjenige Maß an juristischen 
Kenntnissen zu vermitteln, das für die Verwal- 
tungstätigkeit (nicht etwa für die Rechtspflege!) 
nötig ist, ist nur verständlich, wenn man diese 
Hochschulen, ihre Lehreinrichtungen und ihre 
Studentenschaft nicht kennt. Die von Zitel- 
mann und vielen anderen Einsichtigen geschil- 


2) Von den zahlreichen Meinungsäußerungen höherer Ver- 
waltungsbeamten führe ich hier zwei an, die mir besonders be- 
achtenswert erscheinen: 


„Der Beruf der Verwaltungsbeamten ist ein eminent praktischer, 
auf konkrete Lebensverhältnisse angewandter, und man darf wohl 
vermuten, daß die jungen Leute, die ihn aus Neigung zu seiner 
besonderen Art ergreifen und nicht aus anderen Gründen, dies 
tun, weil sie bewußt oder unbewußt die Fähigkeit besitzen, praktisch 
gestaliend in die Verhältnisse des Lebens einzugreifen: weil sie 
mehr praktisch als theoretisch, mehr real als abstrakt veranlagt 
sind. Und gerade dieser Veranlagurg der künftigen Verwaltungs- 
beanıten bietet die juristische Fakultät so gut wie gar nichts.“ 

(Tag, 17. 3. 06.) 

„Der uns anerzogene juristische Formalismus kann direkt cine 
Gefahr sein tür jeden, der ins Verwaltungsfach übertritt. Das 
sogenannte juristische Gefühl ist es, das sich oft, und leider meist 
erfolgreich, dagegen sträubt, praktischen und menschlich zwingen- 
den Gründen nachzugreben“, (Frankfurter Zeitung, 5. 6. 07). 
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derten und verbürgten Vorgänge sind seit mehr 
als zwanzig Jahren bekannt; es ist notorisch, 
daß seitdem Hunderte, die von ihrer Hochschule 
keinen oder nur mangelhaften Gebrauch gemacht 
haben, die Laufbahn der Verwaltung beschritten 
haben und dort brauchbare und selbst tüchtige 
Beamte geworden sind. Und da behauptet man, 
daß Akademiker anderer Hochschulen nicht auf- 
genommen werden dürften, weil sie keine ge- 
nügende akademisch-juristische Bildung besitzen! 

Freilich ist hier eins zu beachten: Eine Re- 
form wird den maßgebenden Stellen neuerdings 
sehr erschwert durch die von verschiedenen 
Seiten, von den Erwerbständen, von Kaufleuten 
und Technikern ausgehende Forderung „der 
Teilnahme an der Staatsführung‘“. Der Ruf nach 
dem Kaufmann und dem Techniker in der Ver- 
waltung hat viele bedenklich gemacht. 

Dieser Ruf ist dahin verstanden worden, daß 
der Techniker und der Kaufmann als solcher zu 
Verwaltungsbeamten berufen werden sollten. 
In kaufmännischen und technischen Kreisen ist 
man vielfach der Meinung, daß nur Lebenserfah- 
rung in Verbindung mit besonderen Erfahrungen 
und Erfolgen in der Berufstätigkeit des 
Kaufmanns oder des Technikers genüge, um ein 
Amt der Verwaltung ausüben zu können. Die 
Aeußerung solcher Ansichten zeigt leider eine 
solche Verkennmg der Notwendigkeiten, daß 
die maßgebenden Stellen, die allein zuständig 
sind zu Reformen, sich gar nicht entschließen 
können. Es wäre aber auch eine bedenkliche 
Absage an das doch in allen Berufen hochge- 
haltene Prinzip der Berufsvorbildung, wollte man 
gerade für den Beruf der Verwaltung auf eine 
dieser Tätigkeit angepaßte Vorbildung ganz ver- 
zichten. Ein akademisch wissenschaftliches 
Studium und eine hieran anschließende prak- 
tisch berufliche Vorbildung ist nicht zu umgehen. 

Die regelmäßige (systematische) Entnahme 
der Verwaltungsbeamten (der Beamten eines 
Berufsstandes) aus den Reihen anderer Be- 
rufsstände hieße den Nachwuchs auf ein System 
des Zufalls gründen, das in einem großen Staate 
ganz und gar unmöglich ist. Und ein anderer 
Gedanke, der gerade von Technikern häufig er- 
wogen worden ist, wird die maßgebenden 
Stellen noch weniger geneigt machen, Tech- 
niker in die leitenden Verwaltungsämter zu be- 
rufen: Das ist der Gedanke, die Aemter nach 
juristischen, wirtschaftlichen und technischen 
Aufgaben zu teilen — wie dies in einer 
Denkschrift des Verbandes deutscher Architekten 
und Ingenicur-Vereine befürwortet wird. (Vgl. 
„Die drei Grundelemente“. Technik und Wirt- 
schaft. IV. Jahrgang 1911, Heft 6.) Warum — 
so muß man hierbei fragen — sollen nicht auch 
die Aufgaben der Schule, der Gesundheits- 
pflege u. a. ausgesondert werden? Die Befür- 
worter dieser Idee wollen mit den Teilungen 
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‚erreichen, daß die Vertreter der einzelnen Be- 
rufe, Juristen, Kaufleute, Techniker (und an- 
dere?), sich in die Geschäfte der Landesverwal- 
tungen, Kommunalverwaltungen usw. teilen 
könnten. Sie übersehen aber erstens, daß die Tei- 
lungen in den unteren zahlreichen Aemtern zu 
einem ungemein teuren und schwerfälligen Appa- 
rate führen müßten, und zweitens, daß doch 
auch die Teile — wenn wirklich eine Auflösung 
erfolgte — wieder zahlreiche Vereinigungen, 
Zusammenfassungen und Spitzen nötig haben. In 
leitende Aemter würden aber voraussichtlich 
Juristen berufen werden; es wäre also eine 
durchgreifende Aenderung überhaupt nicht mög- 
lich. 


Das Eigentümliche der Verwaltungstätigkeit 
ist nicht Teilung, sondern gerade Zusammen- 
fassung; seiner ganzen Wesenheit nach kann 
der Verwaltungsbeamte gar nicht Spezialist sein. 
Er darf auch nicht als solcher vorgebildet wer- 
den, wenn man der Vorbildung überhaupt einen 
Wert beimessen will. Die Verwaltung (im Reich, 
in den Staaten, den Städten, den öffentlichen 
und halböffentlichen Körperschaften usw.) wird 
auch immer extensiver; sie reicht immer weiter 
in alle menschlichen Betätigungsgebiete hinein 
und sie tut dies schon in den unteren Stellen. 
Wie sollte ein Landrat, der mit 30 Jahren in 
sein Amt berufen wird, dieses erfüllen, wenn 
er bis dahin nur Maschinen konstruiert hat? 
Ein Verwaltungsbeamter darf weder als einsei- 
tiger Jurist vorgebildet sein — sonst wird der 
„ihm anerzogene juristische Formalismus direkt 
eine Gefahr sein‘, noch als Kaufmann — sonst 
wird er leicht versucht, Grundsätze und Ge- 
pflogenheiten der Privatwirtschaft auf die Staats- 
wirtschaft zu übertragen. Er soll aber auch nicht 
als Fachtechniker erzogen sein, weil die längsten 
und sichersten Erfahrungen als Maschinenkon- 
strukteur nur zum kleinsten Teil bei der Ver- 
waltung eines Landratsamtes verwendbar wären. 


Die Ausführungen des Herrn Dr. Boethke er- 
scheinen als eine Mahnung an die Techniker, 
von ihren Ambitionen ablassen zu wollen. Er 
meint dieserhalb, die Führung gehöre auf sämt- 
lichen Gebieten den Juristen, diese müßten 
dementsprechend vorgebildet werden. Und das 
müsse durch zusätzlichen Unterricht im 
Hochschulstudium sowie in Fortbildungskursen 
geschehen. Für den Juristen (und nur für diesen) 
sei eine „vollwertige juristische, staats- und 
volkswirtschaftliche Ausbildung‘ nötig, 
für den Techniker aber „eine gründliche tech- 
nische Ausbildung die Hauptsache“. 

„Der technische Beamte, der sein technisches 
Wissensgebiet vollständig beherrscht, wird unter 
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allen Umständen den Juristen Achtung abge- 
winnen, während er bei mangelhafter techni- 
scher Vorbildung dieses Ansehen nicht leicht 
erringen wird, selbst wenn er mehr als durch- 
schnittliche Kenntnisse des Rechtes und der 
Volkswirtschaft haben sollte.“ Das will besagen: 
Der Studierende, der sich bei einer juristischen 
Fakultät einschreiben läßt, kann in kurzem 
Studium eine vollwertige juristische Bildung und 
gleichzeitig eine vollwertige staatswissen- 
schaftliche sowie vollwertige volkswirtschaft- 
liche Ausbildung erlangen. Dem Techniker, 
der an Technischen Hochschulen studiert und 
längere Zeit für sein Studium aufwenden 
muß, soll dagegen nicht möglich sein, mit dem 
Studium der Technik eine eingehendere Be- 
schäftigung mit anderen Wissengebieten (von 
denen die Wirtschaftslehre in ganz enger Be- 
ziehung zur Technik steht und ohne technische 
Kenntnisse gar nicht zu durchdringen ist) zu 
verbinden! Es ist nicht schwer zu erkennen, 
wohin solcher Ruf zielt. Man will den Juristen 
die „erste Hypothek‘ sichern. Das Monopol 
der Juristenschule behält den Schein der Be- 
rechtigung, wenn die Möglichkeit, mit techni- 
schen Studien auch solche juristischer und wirt- 
schaftlicher Art zu vereinigen, unterbunden 
wird. Deutlich war dies bereits in der „Kreuz- 
zeitung‘ (12. 1. 11) zu lesen, die schon den 
volkswirtschaftlichen Unterricht an Technischen 
Hochschulen missen möchte. 

Die wissenschaftliche Berufsvorbildung der 
Verwaltungsbeamten ist nur möglich, wenn 
das Hochschulstudium mit Durchdringung 
mehrerer Wissensgebiete betrieben wird. 
Das ist von den Juristen erkannt. Von den 
Technikern werden aber die gleichgerichteten 
Bestrebungen mit dem Einwand bekämpft, daß 
ein Akademiker, der durch die Technische 
Hochschule gegangen ist und seine Studienzeit 
auch zur Erwerbung wirtschaftlicher und juristi- 
scher Kenntnisse verwendet hat, „weder Fleisch 
noch Fisch‘ ist — ein „Halbgebildeter‘“, der zu 
nichts tauge 3). 

Wollten die Techniker den Einfluß der auf 
naturwissenschaftlich technischer Schulung be- 
gründeten Intelligenz bei der Vorbildung der 
Verwaltungsbeamten dauernd ausschalten, so 
könnten sie den Ausführungen Dr. Boethkes zu- 
stimmen, die dahin zusammenzufassen sind, daß 
die Vereinigung der für die Verwaltung wich- 
tigen Wissensgebiete auf der Universität, nicht 
aber auf der Technischen Hochschule mög- 
lich ist. 


8) Der Direktor einer bekannten süddeutschen Maschinenfabrik 
spricht von „Greuel“. 
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HI. 


Eine eigenartige, sehr bestechende Theorie 
stellt in einer ganz neuen Arbeit aus dem Ende 
des v. Js. Wangemann*) auf. Er diffe- 
renziert das Erfinderrecht und sucht festzu- 
stellen, welche Teile der hierbei sich ergeben- 
den Differentiale Gegenstand des Dienstver- 
trages bilden könnten. Wie bereits Kohler 
in seinen grundlegenden Arbeiten über das Er- 
finderrecht festgestellt hat, besteht dieses 


l. in einem individualrechtlichen Gute, 
worunter z. B. die Erfinderehre zu rechnen ist; 

2. in einen positiven Teil, enthaltend das 
Recht zur Benutzung der Erfindung bzw. ein 
Recht an dem Geheimnis, und 

3. einem negativ gearteten Teil des Er- 
finderrechts, der jedoch erst nach Erteilung des 
Patentes gesichert ist und das Recht zum Aus- 
schlusse anderer Benutzer gibt. Letzteres Recht 
ist offenbar ein Vermögensrecht, da es verkauft, 
gepfändet, veräußert usw. werden kann. 


Wangemann kommt nun m. E. in ein- 
wandfreier Weise zu der Ansicht, daß die In- 
dividualrechte des Erfinders, also z. B. die Er- 
finderehre, unveräußerliche Persönlichkeitsrechte 
sind. Bezüglich des Rechtes unter 2 und 3 
kommt er zur UÜeberzeugung, daß das Recht an 
dem Geheimnis, z. B. die das Geheimnis bil- 
dende Verfahrensregel, eine Obligation für den 
Dienstvertrag bilden könne und bilden müsse. 
Der Dienstherr habe das Recht auf Leistun- 
gen und könne verlangen, daß der Angestellte 
seine besten Kräfte dem Interesse des Dienst- 
herrn widme. Der Dienstherr habe also das 
Recht zur uneingeschränkten Benutzung der Er- 
findung, ohne daß in dem Dienstvertrag irgend 
etwas von Erfindungen erwähnt zu sein brauche. 
Der vermögensrechtliche Teil des Erfinder- 
rechtes aber, d. h. aiso .das durch das Patent 
gegebene Ausschließungsrecht verbleibe dagegen 
bei dem Angestellten und sei auch durch einen 
vorherigen Dienstvertrag unveräußerlich. Er 
verweist insbesondere darauf, daß vermögens- 
rechtliche Entäußerung durch § 310 BGB. ein- 
geschränkt seien. Dieser Paragraph bestimmt 
über künftiges Vermögen: 

„Ein Vertrag, durch den sich der eine Teil 
= verpflichtet, sein künftiges Vermögen oder 
einen Bruchteil seines künftigen Vermögens 


8) Das Recht der Angestellten an ihren Erfindungen, Berlin 1911. 
Vgl. auch Nr. 9 d. Js. d. Zeitschrift. 
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Vortrag, gehalten am 12. März 1912 
im Bezirksverein Frankfurt a. M. des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 
von Patentanwalt Dipl.-Jng. Wentzel-Frankfurt a. M. 


(Fortsetzung.) 


zu übertragen, oder mit einem Niesbrauche 

zu belasten, ist nichtig.“ 

Die Motive zu diesem Gesetze könnten unter 
anderen Gründen voll und ganz auf den vor- 
liegenden Fall angewendet werden, z. B. die- 


jenigen, die ausführen, daß durch diese Be- 
stimmungen die Freude am Erwerb in un- 
zulässiger Weise beschränkt würde Nach den 


Ansichten Wangemanns verbleibt also der 
Fabrik bzw. dem Dienstherrn das Recht auf 
zeitliche, räumliche, uneingeschränkte Benutzung 
der Erfindung, dem Angestellten dagegen die 
Erfinderehre und das Patentrecht sowie ferner 
für den Angestellten eine Beschränkung des Ver- 
fügungsrechtes in der Weise, daß das Erfinder- 
recht erst nach dem Entstehen veräußert wer- 
den kann. 
IV. 


Es erhellt aus den vorgenannten Ausführun- 
gen über das Recht der Angestelltenerfindungen 
auf Grund des geltenden Rechtes, daß einerseits 
weder die Theorie über den originären oder 
abgeleiteten Uebergang des Erfinderrechtes auf 
den Dienstherrn, noch aber anderseits die auf 
Grund der Wangemannschen Differential- 
methode gewonnenen Rechtsgrundsätze utilita- 
torischen Erwägungen Stand halten können. Bei 
allen diesen Theorien ist auf der einen Seite 
zu wenig Recht für den Angestellten und auf 
der anderen Seite zu wenig Recht für den 
Dienstherrn, und dabei herrscht noch ein bunter 
und unübersichtlicher Gelehrtenstreit darüber, ob 
auf Grund des geltenden Rechts für Beurteilung 
der Frage überhaupt irgendwelche nützlichen 
Grundsätze gewonnen werden können. M. E. 
bleibt im vorliegenden Falle gar nichts an- 
deres übrig, als gesetzgeberische Maßnahmen. 
Ein solcher Eingriff des Gesetzes hat natur- 
gemäß Schranken, er darf nicht wohlerworbenes 
Recht stören. Während die allgemeine Gesetz- 
gebung das Recht hat, Normen zu schaffen, 
denen gewisse Rechte der allgemeinen Ordnung 
weichen müssen, ist dies den individualisieren- 
den Gesetzen versagt. Im ersteren Falle hat 
sich der einzelne der Uebergewalt der Gesamt- 
heit zu fügen. Wenn es sich aber darum han- 
delt, ein Einzelrecht zu statuieren, so braucht 
dem neuen Einzelrecht das alte Einzelrecht nicht 
zu weichen, womit natürlich nicht gesagt ist, 
daß eine derartige Cesetzesbestimmung nicht 
den Interessen Dritter widerstreiten kann. Diese 
gesetzgeberischen Grundsätze beschränken eines- 
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teils die Vorschläge, die auf dem fraglichen 
Gebiet gemacht werden können, sie drängen 
aber auch anderseits die Interessenverbände 
dazu, mit ihren Wünschen hervorzutreten, um 
nicht später einer anderen überholenden Ent- 
wicklung zu unterliegen. 


V. 


Um das Bild zu vervollständigen und in 
Rücksicht auf obige Wiedergabe der Anschau- 
ungen, die in der Theorie vertreten werden, 
ist es interessant, zu erfahren, wie sich nun 
eigentlich die Praxis mit der obigen Frage ab- 
gefunden hat. 


Der Gesetzgeber war mehrfach in der 
Verlegenheit, diese Frage bei anderen Urheber- 
rechtsbestimmungen erörtern zu müssen. Bei 
den neuen revidierten Literatur- und 
Kunstschutzgesetzen hat sich der Ge- 
setzgeber entschlossen, den Rechtserwerb an 
den geistigen Schöpfungen dem Urheber ohne 
weiteres zuzusprechen und denselben mit weit- 
gehenden Rechten und Befugnissen auszurüsten. 
Bei dem Geschmacksmusterrecht, 
einem Gegenstück zu dem Gebrauchsmuster- 
recht, hat aber dieser Grundsatz bereits eine 
ganz erhebliche Einschränkung erfahren. Der 
8 2 dieses Gesetzes lautet: 


„Bei solchen Mustern und Modellen, welche 
von den in einer inländischen gewerblichen 
Anstalt beschäftigten Malern und Zeichnern, 
Bildhauern usw. im Auftrag und auf Rech- 
nung des Eigentümers der gewerblichen An- 
stalt angefertigt werden, gilt, wenn durch 
Vertrag nichts anderes bestimmt ist, der 
letztere als der Urheber der Muster und 
Modelle.‘ 


Die Motive geben hier an, daß es sich bei 
Geschmacksmustern um Gegenstände von ge- 
ringerem wirtschaftlichen und künstlerischen 
Wert handele. In Rücksicht auf das übergeord- 
nete Kunstschutzgesetz war diese Bestimmung 
kein gefährliches Experiment, da jedes Ge- 
schmacksmuster von höherem, künstlerischem, 
individuellem Wert zugleich den Schutz des 
Kunstschutzgesetzes in Anspruch nehmen kann, 
so daß dem Urheber solcher Produkte auch ein 
umfangreiches Recht zur Seite steht. Für die 
vorliegende Frage geht aber aus diesen gesetz- 
geberischen Maßnahmen klar hervor, daß sich 
der Gesetzgeber bezügl. Zuerkennung der Rechte 
der Angestellten an ihren Erfindungen sozusagen 
einer Wertskala bedient. Die Ansicht, die man 
nun in Regierungskreisen über den Wert der 
Arbeit eines Technikers hegt, ist keineswegs 
eine günstige und erfreuliche. Bei der Kom- 
missionsberatung des Literaturgesetzes äußerte 
sich ein Regierungsvertreter auf die diesbezüg- 
liche Frage folgendermaßen: 


247 


„Die Frage, unter welchen Voraussetzungen 
dem Betriebsunternehmer das Urheberrecht an 
den Werken seiner Angestellten zustehe, sei 
im Entwurf offen gelassen. Für diese Werke 
würde es meistens, namentlich bei Zeitungen, 
der Auffassung des Verkehrs widersprechen, 
wenn man das Urheberrecht an den Beiträgen 
der Mitarbeiter uneingeschränkt dem Verleger 
zuschreiben wollte. Hinsichtlich der Zeichnun- 
gen, die der Angestellte eines gewerblichen Be- 
triebes in Ausführung der ihm obwaltenden Ver- 
richtung anfertigt, und die der Unternehmer ver- 
öffentlicht, wird sich, auch wenn der Dienst- 
vertrag eine ausdrückliche Bestimmung nicht 
enthalten sollte, aus dem Arbeitsverhältnis und 
der gesamten Art des Betriebes regelmäßig er- 
geben, daß das Urheberrecht ohne weiteres auf 


den Unternehmer übertragen sei. Inwieweit 
diese Regeln Ausnahme erleiden, müsse der 
Prüfung des einzelnen Falles vorbehalten 


bleiben.“ 

Die Eisenbahnbehörde und andere 
staatlichen und kommunalen Be- 
triebe haben sich den Interessen der An- 
gestellten wohlwollender gegenübergestellt. Es 
gibt auch eine Reihe von Schriftstellern, und 
hier ist auch besonders Kohler zu nennen, 
die dem Angestellten eines staatlichen Betriebes 
das Recht an ihren Erfindungen zuerkennen, 
das Recht aber der Angestellten in gewerb- 
lichen Anstalten verneinen. An sich besteht ja 
zwischen gewerblichen und staatlichen Betrie- 
ben insofern ein wesentlicher Unterschied, als 
der Staat nur in wenigen Fällen Produzent ist. 
Seine Interessen sind fast durchweg diejenigen 
der Allgemeinheit, und die Interessen der All- 
gemeinheit gehen naturgemäß darauf hinaus, 
Schöpfungen so viel wie möglich und so un- 
eingeschränkt wie möglich benutzen zu dürfen. 
Der Angestellte eines staatlichen Betriebes wäre 
also daher verpflichtet, für die Allgemeinheit 
zu arbeiten, d. h. die Früchte seiner Arbeit zur 
freien Benutzung zu stellen, und dies um so 
mehr, als er durch die staatsrechtlich festge- 
gelegte Unterhaltungspflicht durch den Staat 
usw. wirtschaftlich besser gestellt ist, als der 
Angestellte in privaten Betrieben. Trotzdem 
sind die maßgebenden Schriftsteller der An- 
sicht, daß der Staat ein Recht an den Erfindun- 
gen der Angestellten nicht habe. Die hier ge- 
machten Erwägungen müssen m.E. auch für den 
Angestellten in privaten Betrieben angewendet 
werden. 

Die preußische Eisenbahnverwal- 
tung hat durch Dienstvorschriften ihren Be- 
amten Beschränkungen hinsichtlich der Ver- 
öffentlichung und Verwertung von Geistes- 
erzeugnissen auferlegt, sofern diese zu dem 
Amt in Beziehung stehen. Was insbesondere 
die Erfindungen von Eisenbahnbeamten betrifft, 
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so ist von der Zentralbehörde das Vertrauen 
ausgesprochen worden, daß die Beamten bei 
Nachsuchung von Patenten aus eigener Ent- 
schließung auf die den königlichen Verwaltun- 
gen zustehenden Rechte und deren Interessen 
Rücksicht nehmen würden. Die Behörde hat 
davon abgesehen, in dieser Hinsicht bestimmte 
Weisungen zu erteilen und sich darauf be- 
schränkt, in bestimmten, geeignet erscheinenden 
Fällen Abfindungssummen mit ihren Beamten 
zu vereinbaren und zu bewilligen, und hat erst- 
mals im Jahre 1888 einen Betrag zur Prämi- 
ierung von Erfindungen auf dem Gebiete des 
Eisenbahnwesens ausgeworfen. 


Hieraus geht zur Genüge hervor, daß die 
preußische Eisenbahnverwaltung sich ohne wei- 
teres nicht für berechtigt hält, Patente auf die 
Erfindungen ihrer Angestellten zu nehmen, son- 
dern solche Erfindungen auf dem Wege be- 
sonderer Vereinbarungen von den Beamten zu 
erwerben trachtet. 


Die Stellungnahme der Regierung 
zu dieser Frage nach dem Urheber- 
recht der staatlich angestellten 
Gelehrten geht in klarer Weise aus der Aeuße- 
rung des Preußischen Kultusministers von 
Goßlar hervor, die derselbe bei Beantwor- 
tung der Interpellation der Abgeordneten 
Dr. Graf und Genossen, betreffend die Nutz- 
barmachung des Kochschen Heilverfahrens, im 
preußischen Abgeordnetenhause tat. Unter an- 
derem sagte er: 


„von vornherein tritt uns die Frage entgegen, 
wem gehört das Mittel, wer ist der geistige 
Eigentümer? Das ist für mich nun keinen 
Augenblick zweifelhaft gewesen, daß der 
geistige Eigentümer des Mittels Professor Ro- 
bert Koch ist. Wir haben es meines Wissens 
in der preußischen Unterrichtsverwaltung nie- 
mals für möglich gehalten, daß, wenn 
akademische Lehrer im Verlaufe ihrer For- 
schungstätigkeit ein Mittel erfinden, z. B. auf 
dem Gebiete der Anilinfarben, oder ätherischer 
Oele, oder schmerz- und fieberstillenden Mittel, 
daß ihre Erfindungen als Eigentum des Fiskus 
in Anspruch genommen werden könnten.“ 


Das Kaiserliche Patentamt hat in 
Rücksicht auf die Bestimmungen des § 3, Abs. 2, 
lautend: 


„Ein Anspruch des Patentsuchers auf Er- 
teilung des Patentes findet nicht statt, wenn 
der wesentliche Inhalt seiner Anmeldung 
den Beschreibungen, Zeichnungen, Modellen, 
Gerätschaften oder Einrichtungen eines an- 
deren oder einem von diesem angewendeten 
Verfahren ohne Einwilligung desselben ent- 
nommen ist und von dem letzteren aus 
diesem Grunde Einspruch erhoben ist.“ 
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sowie ferner auf Grund des $ 10, Abs. 3, lau- 
tend: 


„Das Patent wird für nichtig erklärt, wenn 
sich ergibt, daß der wesentliche Inhalt der 
Anmeldung den Beschreibungen, Zeichnungen, 
Modellen, Gerätschaften oder Einrichtungen 
eines anderen, oder einem von diesem ange- 
wendeten Verfahren ohne Einwilligung des- 
selben entnommen ist.“ 


öfters Gelegenheit gehabt, die gleiche Frage 
zu behandeln. 


Der Standpunkt des Patentamtes und 
des ihm bei Nichtigkeitsklagen übergeordneten 
Reichsgerichtes war nun wesentlich der: 


„Lediglich wegen der dienstlichen Stellung 
eines Angestellten kann ein Recht des Dienst- 
berechtigten an der von jenzm gemachten 
Erfindung nur dann in Frage kommen, wenn 
der Angestellte zufolge seines Dienstvertrages 
verpflichtet ist, auf Erfindungen für den 
Dienstberechtigten bedacht zu sein.“ 


Es ist also hier die Mitte zwischen den Er- 
gebnissen der Stellvertretungstheorie und Deri- 
vationstheorie gehalten. Die Ansichten decken 
sich also im wesentlichen mit denen von Reu- 
ling, Schragmeyer, Gareis und All- 
feld. 


„Es wird sich daher keineswegs stets nur 
aus urkundlichen Festlegungen zwischen 
Unternehmer und Angestellten die Frage 
beantworten lassen, ob die Erfindungen des 
letzteren dem Unternehmer zufallen, vielmehr 
wird dabei das Wesen des Dienstverhältnisses, 
des Auftrages, der Geschäftsführung im 
vollsten Umfange von Grund aus zu prüfen 
und hieraus auf den Willen der Beteiligten 
bei Eingehung der Verhältnisse zu schließen 
sein. Je höher die Stellung eines Angestell- 
ten innerhalb eines Unternehmens ist, um 
so näher wird die Annahme liegen, daß er 
zur Widmung seiner geistigen Fähigkeit im 
Dienste des Unternehmers berufen und ver- 
pflichtet ist.“ 

„Die Verfügung über die Erfindung steht 
vom Augenblicke ihrer Entstehung an dem 
Dienstberechtigten zu. Die Gedanken- 
schöpfung des Erfinders stellt sich lediglich 
als ein Teil der Dienstleistung dar, welche 
der Angestellte dem Dienstherrn schuldet.“ 


Das Reichsgericht ist allerdings da- 
bei etwas vorsichtiger in seinem Urteile ge- 
wesen und hat namentlich in neuerer Zeit in 
solchen Fällen, wo ein Vertrag nicht vorliegt, 
den Standpunkt vertreten: 


„daß der Dienstherr allerdings nicht schon 
wegen der dienstlichen Stellungen des An- 
gestellten an jeder Erfindung desselben ein 
Recht habe, zu der ihm jene Stellung äußeren 
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Anlaß gebe. Er hat dieses Recht immer 
dann, wenn dem Angestellten oder wegen 
seines Dienstverhältnisses der Auftrag ob- 
liege, zu versuchen, in welcher Weise die 
Fabrikationsmethoden zu verbessern seien 
und die gerade zu diesem Zwecke ange- 
stellten Versuche zu der Erfindung einer 
Verbesserung führten.“ 


Eine Entscheidung darüber, ob eine bei Ab- 
schluß des Dienstvertrages getroffene Bestim- 
mung, durch die sich der Angestellte von vorn- 
herein zur Uebertragung des Urheberrechtes ver- 
pflichtet, rechtsbeständig sei, habe ich nicht 
finden können. 


Die Stellung des Auslandes 


zu der vorliegenden Frage ist ebenfalls eine 
sehr verschiedene. Die französische, englische 
und nordamerikanische Gesetzgebung haben das 
Recht des Urhebers der Erfindung noch direkter 
und unmittelbarer anerkannt, und insbesondere 
hat sich England dem Anrecht des Ange- 
stelltenerfinders gegenüber sehr wohlwollend ge- 
zeigt. 

In Ungarn ist der Anspruch des Dienst- 
herrn ausdrücklich auf vertragliche Abmachun- 
gen bzw. auf Auftragserteilung beschränkt. 

In der Schweiz wird die Erfindung dem 
Geschäftsinnaber zugesprochen in solchen 
Fällen, in denen dem Angestellten die Aufgabe 
zugewiesen war, auf Rechnung des Hauses 
Neues zu erfinden. 

In romanischen Ländern finden wir 
mehr die Auffassung, daß die Erfindung dem 
Dienstherrn gehört, während in slavischen 
Ländern das Prinzip des Urhebereigentümers 
scharf zum Ausdruck gebracht wird. 

Es zeigt sich also hier auch das gleiche 
Bild wie in Deutschland. 

Die einzige Oase in diesem Wirrwarr bilden 
die gesetzlichen Bestimmungen in Oester- 
reich. Das österreichische Patentgesetz be- 
stimmt hierüber in § 5: 

„Vertrags- oder Dienstbestimmungen, 
durch welche einem in einem Gewerbsunter- 
nehmen Angestellten oder Bediensteten der 
angemessene Nutzen aus den von ihm im 
Dienst gemachten Erfindungen entzogen 
werden soll, haben keine rechtliche Wirkung.“ 
Bei den Arbeiten der Patentkommission ' des 

deutschen Vereins im Jahre 1909 wurden auch 
eine Reihe von Rückfragen in Oesterreich ge- 
halten, wie sich diese Bestimmung bewährt habe. 
Der Bericht ist sehr wenig durchsichtig und 
anscheinend auch nicht von ganz uninteressier- 
ter Seite gegeben. Es scheint aber soviel fest- 
gestellt zu sein, daß er nicht schädlich gewirkt 
hat und daß die Erfindertätigkeit in Oester- 
reich nicht nachgelassen hat. Die eine Wirkung 
wurde anerkannt, daß sich die Dienstherren 
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bemühten, in den Anstellungsverträgen, Gehalts-- 
zulagen usw. den Forderungen des Patent- 
gesetzes zu entsprechen. 


Entstehende Streitigkeiten werden meist durch! 
Schiedsgerichte geschlichtet. 


Die herrschende Anschauung in Deutschland 
ist im wesentlichen die folgende: Bei einem in 
ein Unternehmen eingegliederten Angestellten 
ist, sofern ein Dienstvertrag vorliegt, derselbe 
gültig und in jeder Weise zu respektieren. Die 
Gültigkeit dieser Verträge wird dabei natürlich 
durch andere rechtliche Bestimmungen wie jeder 
andere Vertrag begrenzt, und es liegen auch 
Entscheidungen darüber vor, in denen z. B. der 
§ 138 BGB. angezogen ist und in dem be- 
stimmt ist: 


„Ein Rechtsgeschäft, das gegen die guten 
Sitten verstößt, ist nichtig. Nichtig ist ins- 
besondere ein Rechtsgeschäft, durch das 
jemand unter Ausbeutung der Notlage, des 
Leichtsinnes oder der Unerfahrenheit eines 
anderen sich oder einen Dritten für eine 
Leistung Vermögensvorteile versprechen oder 
gewähren läßt, welche den Wert der Lei- 
stung dergestalt übersteigen, daß dem Um- 
stand nach die Vermögensvorteile im auf- 
fälligen Mißverhältnis zu der Leistung 
stehen.‘‘ 

Wenn also ein Angestellter bei kleinem Ge- 
halt eine Erfindung macht, die dem Dienstherrn 
nachweislich einen großen Nutzen abwirft, so 
kann der Vertrag nichtig erklärt werden. Die 
Nichtigkeit kann sich selbstverständlich auch 
dann darauf begründen, daß der Erfinder durch 
seine eigenen Geistesschöpfungen an seinem Er- 
werb erheblich geschädigt ist und ein ent- 
sprechendes Aequivalent nicht erhält. Die Fälle 
sind ja außerordentlich häufig, daß sich Tech- 
niker auf ein ganz besonders kleines Gebiet 
spezialisieren und dasselbe nach allen Seiten 
mit einer Schutzmauer von Patenten und Ge- 
brauchsmustern umstellen. Nach 10 Jahren kann 
ein solcher Angestellter derartig den Kontakt 
mit der übrigen Technik verloren haben, daß 
er bei dem Verlust seiner Stellung in seiner 
Erwerbsfähigkeit ganz außerordentlich geschä- 
digt ist. Diese Ansicht ist in dem Patentrecht 
von Kaiser vertreten. Eine Entscheidung dar- 
über, daß ein Vertrag auf Grund des $ 310, be- 
treffend die Verzichtleistung auf künftiges Ver- 
mögen, nichtig gemacht worden sei, konnte ich 
nicht feststellen. 


Ein solcher Vertrag kann aber ferner auch 
über die vitalen Interessen des Dienstherrn aus- 
gedehnt sein, z. B. wenn es sich auf das Gebiet 
außerhalb des Arbeitsgebiets des Etablissements 
erstreckt. In solchen Fällen ist begründete Hoff- 
nung vorhanden, daß derselbe für solche Erfin- 
dungen als unberechtigt angesehen wird. 
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Da, wo ein Vertrag gänzlich fehlt, geht die 
herrschende Meinung dahin, daß in diesem Falle 
dem Dienstherrn die Erfindung nicht uneinge- 
schränkt gehört und daß dem Angestellten ein 
Aequivalent in irgendwelcher Form geboten 
sein muß, dessen Höhe sich danach bestimmt, 
welchen Wert die Erfindung hat und welche 
wirtschaftlichen Anstellungsverhältnisse vor- 
liegen sowie in welchen Verhältnissen sich 
gleichgebildete und mit gleichen Fähigkeiten 
ausgerüstete Techniker befinden. 


VI. 


Aus den vorhergehenden Berichten über die 
Anschauungen in bezug auf die Rechte der An- 
gestellten an ihren Erfindungen in Theorie und 
Praxis dürfte m. E. folgendes hervorgehen: 


1. Ein moralisches Anrecht des Angestellten- 
erfinders an seinen geistigen Schöpfungen wird 
selbst von interessierter Seite nicht bestritten, 
dagegen aber von vielen Seiten uneingeschränkt 
anerkannt. Man verwirft nur den gesetzlichen 
Zwang auf eine Verpflichtung und will die Rege- 
lung dem Wohlwollen des Dienstherrn überlassen. 


Es gibt wohl wenig Begriffe, die im Ge- 
schäftsleben bei der Warenkalkulation des Kauf- 
manns und Fabrikanten eine so wichtige Rolle 
spielen als die „Selbstkosten‘“. Die Auf- 
stellung von Inventur und Bilanz hängt von rich- 
tiger Auffassung bzw. Ermittlung des Begriffs 
„selbstkosten‘‘ in hohem Grade ab, und es 
scheint zweckmäßig, Untersuchungen darüber an- 
zustellen, was einerseits der Kaufmann, ander- 
seits der Industrielle und Fabrikant unter 
„selbstkosten“ eigentlich verstehen. Ins- 
besondere ist dies im kaufmännischen Verkehr 
deshalb noch sehr zweckmäßig, weil die An- 
kündigung von Warenverkäufen (besonders 
„Ausverkäufen“) nicht selten Waren „zum 
Selbstkostenpreis“ offeriert, was vielfach 
Anlaß zu Differenzen zwischen Käufer und Ver- 
käufer führt, die in einer Reihe von Prozessen 
ihre endgültige Entscheidung finden dürften. Das 
neue Gesetz wider den unlauteren Wettbewerb 
enthält ziemlich scharfe Bestimmungen über das 
Ausverkaufsunwesen, und die zahlreichen, bis ins 
Ministerium für Handel und Gewerbe gedrun- 
genen Beschwerden haben dazu geführt, daß 
letzteres de Handelskammer zu Berlin 
ersucht hat, eine authentische Feststellung des 


2. Behörden, die ordentlichen Gerichte und 
das Patentamt stehen ebenfalls auf dem Stand- 
punkt, daß, sofern nicht vertragliche Ab- 
machungen oder direkter Auftrag zu Untersuchun«- 
gen eines speziellen Problems vorliegen, ein An- 
recht des Erfinders an seiner Geistesschöpfung 
besteht, und zwar in solchem Maße, als die An- 
stellungsverhältnisse nicht schon Gegenwerte für 
außerordentliche Leistungen bieten. 

3. Auf Grund der theoretischen Erörterung 
und den zitierten Ansichten berufener Schrift- 
steller erscheint die Annahme berechtigt, ins- 
besondere wenn die Uecberlassung ohne Gegen- 
wert vereinbart ist, daß ein Vertrag, in dem zu- 
künftige Erfindungen überlassen werden, nich- 
tig ist. 

4. Der Blick auf die ausländischen Verhäl- 
nisse ergibt, daß man in anderen Staaten das 
Recht der Angestellten an ihren Erfindungen 
bald mehr, bald weniger anerkennt, daß aber 
die Zahl der Kulturstaaten, die das Recht der 
Angestellten anerkennen, überwiegt, und daß 
insbesondere Oesterreich in sehr klarer und 
scharfer Weise das Recht der Angestellten be- 
jaht. 


Der Begriff „Selbstkosten“ im kaufmännischen Verkehr 
und im Fabrikbetriebe. 
Von C. M. Lewin, beratender Ingenieur für Fabrikorganisation in Berlin. 


Begriffs „Selbstkosten‘“ zu geben; ins- 
besondere sollen Untersuchungen auch nach der 
Richtung hin gepflogen werden, welche Bedeu- 
tung diesem Begriffe im großen Publikum bei- 
gelegt wird. Die Berliner Handelskammer hat 
nun durch Befragen aller ihrer Fachausschüsse 
Ermittlungen angestellt, die im Verein mit an- 
derem umfangreichen Material ihr Veranlassung 
gaben, an Hand dieser Unterlagen in der Ant- 
wort an den Minister folgende Feststellungen 
zu treffen: 


1. Die Verwendung des Ausdrucks „Selbst- 
kosten“ für die Bestimmung des Ver- 
kaufspreises einer Ware ist im regu- 
lären kaufmännischen Verkehr zu Zwecken 
der Reklame nicht üblich. Nur in Ausnahme- 
fällen, z. B. wenn es sich um einen Äusver- 
kauf nicht mehr marktgängiger 
Waren handelt, werden Ankündigungen des In- 
halts erlassen, daß die Ware zu oder unter dem 
Kostenpreise abgegeben werden wird. 


2. Für die Beurteilung der Verwendung des 
genannten Ausdrucks in der kaufmännischen 
Reklame ist in erster Linie die Auffassung 
derjenigen Kreise maßgebend, an welche die 
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Reklame sich wendet: also des kaufenden Pu- 


blikums. 


3. Das kaufende Publikum faßt eine An- 
kündigung, wonach der Verkaufspreis der Ware 
die „Selbstkosten nebst 10 Prozent‘ enthalte, 
dahin auf, daß auf den Einheitspreis ein Zu- 
schlag von 10% gemacht wird. 


4. Diese Auffassung deckt sich mit dem 
Sprachgebrauch des kaufmännischen Verkehrs, 
soweit der Detailhandel in Frage kommt. 
Man versteht hier unter „Selbstkosten- 
preis“ den Einstandspreis ohne Ein- 
rechnung der Generalunkosten,d.h. 
der Ausgaben, die das Geschäft im allgemeinen 
belasten. 


5. Diese Uebung rechtfertigt sich aus der 
Erwägung, daß die speziellen Kosten, die 
bis zur Bereitstellung der Ware zum Verkauf er- 
wachsen (Fracht, Zoll, Behandlungskosten usw.) 
sich meist genau ermitteln lassen, daß hingegen 
die Verteilung der Generalunkosten, nämlich die 
Ausgaben für Regie, Miete, Gehälter, Kosten 
der Beleuchtung, der Reklame usw., auf die ein- 
zelne Ware in zutreffender Weise unmöglich ist, 


daß somit der Versuch, hierfür bestimmte 
Ziffern zu finden, immer nur zu einer Auf- 
stellung von mehr oder minder „willkür- 


lichen Taxen“ führen kann. Eine Ankündi- 
gung, wonach der Selbstkostenpreis + 
105% als Verkaufspreis erhoben wird, ist deshalb 
nach allgemeiner Auffassung dahin zu deuten, 
daß der Zuschlag von 10% die bezeichneten 
Generalunkosten und den Geschäftsgewinn ent- 
halte, nicht aber als Nettoverdienst zu be- 
trachten sei. 


6. Aus dem angegebenen Grunde ist der Aus- 
druck ‚Selbstkosten“ in dem Sinne, daß in 
diesem Begriff auch die schwankenden General- 
unkosten eingeschlossen werden, für die Preis- 
bestimmung nicht verwendbar. Eine 
Ankündigung der erwähnten Art wird regel- 
mäßig vom kaufenden Publikum anders aufge- 
faßt werden, als sie vom Ankündiger gemeint 
war, und es ist deshalb der Wunsch berechtigt, 
daß diese Artder Reklame im Geschäfts- 
verkehr vermieden werde. 


Die Frage nach den Selbstkosten ist über- 
haupt für den Kaufmann nicht schwer zu 
beantworten, weil derselbe über Original- 
einkaufsfakturen verfügt, aus welchen 
der Stückpreis oder der sonstige Einheitspreis 
jeder Ware klar und deutlich hervorgeht. Auch 
die Kalkulation der Unkosten und deren Ver- 
teilung auf die einzelnen Verkaufsgegenstände 
ist im kaufmännischen Geschäft nicht schwierig, 
wenn man entsprechende Statistiken über Um- 
satz nach Warengruppen getrennt führt; even- 
tuell empfiehlt es sich, die Fracht, Zölle, Trans- 
port- und Zufuhrspesen jeder einzelnen Sendung 


251 


auf die Originaleinkaufsfaktura an- 
zumerken, so daß man eine Uebersicht hat, was 
die Ware an Ort und Stelle im Verkaufslokal 
kostet. Die anderen Unkosten des Kaufmanns- 
geschäftes verteilt man dann im Verhältnis der 
Preise der einzelnen Artikel zum Gesamt- 
unkostenaufwand. 

Weit schwieriger ist die Frage der Selbst- 
kosten im Fabrikbetriebe; hier versucht man 
durch Ermittlung der Material- und Lohn- 
aufwendungen zunächst die direkt 
nachweisbaren Selbstkostenanteile zu er- 
mitteln. Dazu schlägt man nun je nach der Art 
des Betriebes entweder einen bestimmten Pro- 
zentsatz auf die Summe von Material- — Lohn- 
aufwendungen, oder man schlägt zur Deckung 
der entstandenen Unkosten auf den Lohn einen 
bestimmten Satz auf. Die Summe dieser bisher 
genannten Aufwendungen sind nun die soge- 
nannten „Selbstkosten“ (siehe Position A 
des nachfolgenden Kalkulationsbeispieles). Wäh- 
rend Material- und Lohnaufwendungen in gut 
organisierten Betrieben verhältnismäßig einwand- 
frei und ohne große Fehlerquellen ermittelbar 
sind, ist die Bestimmung der Unkosten 
in Fabrikbetrieben ein schwieriger Punkt; 
denn hier handelt es sich einmal darum, be- 
stimmte, aus den Büchern feststellbare Gesamtaus- 
gaben für Unkosten auf die einzelnen Arbeiten 
zu verteilen, anderseits aber auch darum, Un- 
kostenanteile zuermitteln, über deren 
Höhe verschiedenartige Handels- 
gebräuche herrschen. Denn die einen 
großen Teil der Unkosten bildenden Abschrei- 
bungen auf Anlagewerte z. B. sind in bezug auf 


ihre Höhe der Willkür der Leiter 
eines Unternehmens überlassen. Es heißt 
in den gesetzlichen Bestimmungen (8 38 


bis 40 und 291 HGB.) nur, daß für die Ab- 
schreibungen ein der Abnutzung gleichkommen- 
der Betrag in Rechnung zu stellen ist; über die 
Höhe der erforderlichen Abschreibungssätze ist 
keine Bestimmung getroffen worden, und dies 
war auch der Natur der Sache nach unmöglich. 
Nun bilden aber in vielen Betrieben gerade 
die Abschreibungen den weitaus 
größten Teil der Unkosten, und je nachdem 
der Leiter eines Unternehmens die Abschreibun- 
gen reichlich hoch bemißt oder nicht, werden 
auch die gesamten Unkosten des Unternehmens 
ausfallen. Es ist daher klar, daß die Kalkulation, 
welche die Selbstkostenermittlung vornimmt, in 
hohem Grade davon abhängig sein wird, was 
für Anschauungen in bezug auf die Abschrei- 
bungsbedürftigkeit einer Anlage in der Direk- 
tion herrschen; und so wechselt oft mit der 
Person des jeweiligen Direktors die Höhe der 
Unkostenprozente. 

Um nun zu zeigen, wie die Abschrei- 
bungsfrage mit der Leistungsfähigkeit eines 
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Fabrikbetriebes und mit der Preisbildung zu- 
sammenhängt, sei ein praktisches Kalkulations- 
beispiel vorgeführt, das die verschiedenen Arten 
der Abschreibungsbemessung ins richtige Licht 
stellen soll. 

Einen Maßstab für die Beurteilung der 
Leistungsfähigkeit in der Industrie bietet 
im allgemeinen eine Vergleichung der für einen 
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bestimmten Industriezweig geltenden Verkaufs- 
preise mit denen einer gleichwertigen Konkur- 
renz. Wollen wir daher ein Bild gewinnen, 
welches uns den Zusammenhang zwischen Ab- 
schreibung, Preisbildung und Kalkulation vor 
Augen führt, dann müssen wir einen konkreten 
Fall näher betrachten, der in Tabelle I weiter 
besprochen werden soll. 


Tabelle I. 
Einfluß der Unkostenverschiebung auf die Kalkulation. 
| Betrieb a. | Betrieb b. | Betrieb c. 
Abschreibung | Betrag || Abschreibung | Betrag Abschreibung | Betrag 
oh | Mk. || of Mk. | ojo Mk. 

Gebäude . Mk. 300 000,— 2 6 000, — 11/g 4 500, — | 3 000,— 
Maschinen . „ 400 000,— 15 "60 000, — 71/o 30 000, — 5 20 000, — 
Werkzeuge . „ 150 .000,— 20. | 30 000,— 10 15 000, — Tila  |11250,— 
Modelle. . „ 50000,— 30 1 000, — | 10 5 000,— 10 5 000,— 

jährliche Ab- jährliche Ab- jährliche Ab- 
Anlagewerte. Mk. 900 000,— |ischreibg. Mk. 111 000,— ||schreibg. Mk. 54 500,— ||schreibg. Mk. 39 250,— 
Produktive Löhne pro Jahr . Mk. 150 000,— | Mk. 150 000,— | Mk. 150 000,— 
Unkosten exkl. un Mk. 125 000, — Mk. 125 000, — Mk. 125 000,— 
Abschreibung . ; m . » 111000, — » 54 500,— „ 39250, — 
Generalunkosten . . . . . . . . .« Mk. 236000,— . Mk. 179 500,— . Mk. 164 250, — 
Unkosten in ®/, vom produktiven Lohn rund 158°), 1200/9 1091/3 9/9. 


Unkosten- Differenz 389), 


Unkosten-Differenz 101/3°/o 
Unkosten-Differenz 481/,%/, 


Kalkulationsbeispiel 1. 


Material inkl. Verlust . Mk. 1 000,— Mk. 1000, — Mk. 1000, — 
Lohn inkl. Nachtarbeiten er ” 450, — n 450,— n 450, — 
Unkostenzuschläge . 1580% »  711,— 120°% » 540, — 1091/3/0 » 493, — 
A. Selbstkosten Mk. 2 161,— Mk. 1990, — Mk. 1 943,— 

100%, Gewinnzuschlag . „ 216,— „ 199, — „  19%4,— 

B. Offert- bzw. Verkaufspreis . . Mk. 2377,— | Mk. 2189, — | Mk. 2137, — 


Material Mk. 1 000,— Mk. 1000,— Mk. 1 000,— 
Lohn . > œ n 675,— n 675,— n 675, — 
Unkostenzuschlag 1580% » 1066,50 | 120% »  810,—| 1091,95 » 739,— 
A. Selbstkosten na Mk. 2741,50 Mk. 2 485,— |, Mk. 2414, — 
10°, Gewinnzuschlag rund . ” 274,50 „  248,— | „n 241,— 
B. Offert- bzw. Verkaufspreis. Mk. 3 016,— | Mk. 2 733,— | Mk. 2655,— 

pe i nn ne nd 
Preis-Differenz Mk. 283,— = 101/,%/, von B.a. 

nme... SS Su 
Preis-Differenz Mk. 78,— = 3°/, von B.a. 

GG m DJ ee 


Bei z. B. a höherem Lohnaufwand: 


Preis-Differenz Mk. 188, 


= 9°), von B.a. 


Ban een en nn nn pe nn en nn 
Preis-Differenz Mk. 52,— = 21/g.%/, von B.a. 
ag = S 20 =. SU 


N ENE 
Preis-Differenz Mk. 240,— = 


Kalkulationsbeispiel 2. 


Preis-Differenz Mk. 361,— 


11!/,°/, von B. a- Preis 


= 131/,0/, von B. a. 


Hochschulnachrichten 


Hier sind drei gleich große Unternehmungen, die 
Betriebe a, b und c miteinander verglichen, bei 
denen infolge gleicher Betriebs-, örtlicher und Pro- 
duktionsverhältnisse annähernd fast gleich hohe 
Unkosten entstehen, wenn wir von der jährlichen 
Abschreibung zunächst ganz absehen; ebenso 
sind, gleiche Produktionsmengen vorausgesetzt, 
die produktiven Löhne in allen Betrieben gleich 
hoch. Infolge der durch die Direktoren vorge- 
schriebenen, meist ganz verschiedenartigen Be- 
handlung der Abschreibungsfrage aber sehen wir 
in den drei Betrieben a,b u.c Unkostensätze ent- 
stehen, die in a) 158%, in b) 120%, in c) hin- 
gegen nur 1091/,%0 ausmachen. Es beträgt dem- 
nach die größte Differenz an Unkosten 
zwischen den Betrieben a) und c) 481/,%, ein 
für Betriebe der gleichen Branche sehr be- 
trächtlicher Unterschied, der die Leistungs- 
fähigkeit der Werke in hohem Grade beein- 
flußt und für die Kalkulation von großer Be- 
deutung sein muß. Wir müssen man irgend eine 
Kalkulation gleichartiger, in den Betrieben a, 
b und c hergestellter Fabrikate mit bestimmten 
Zahlenwerten durchführen, um Klarheit über die 
Höhe der eintretenden Verschiebung infolge ver- 
schiedener Abschreibungsbemessung zu erhalten; 
infolge der vorstehend zahlenmäßig berechneten 
Unkostenschwankungen werden selbstverständ- 
lich auch Differenzen in den Selbstkosten und 
demnach auch in den Verkaufspreisen auftreten, 
die um so größer werden, je höher der im 
Selbstkostenbetrag steckende Lohn- 
anteil ist, wenn wir, wie z. B. in der 
Maschinenindustrie, den Unkosten- 


zuschlag auf den Produktiv-Lohn 
bemessen. Wir sehen hier in den Bei- 
spielen 1 und 2, wo wir mit demselben 
Verdienstzuschlag von 10% rechnen, Unter- 


schiede von 111/, bzw. 131/,%0 des Offert-(Ver- 
"kaufs-)preises zwischen dem Betriebe a und 
dem Betriebe c. Wir sehen auch, daß bei schar- 


Hochschulnachrichten. 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Berlin. 


Untersuchung von Geschwindig- 
keitsmessern von Dipl.-Ing. Georg Breitung, 
Weimar. 

Indikator für Einspritz-Vergaser. 
Die Pitotsche Gleich-Wechselstrom- 
Düse. indikator für Lokomotiv-Blasrohre 
etc. von Dipl.-Jng. Georg Bergmann, Fürth i. Bayern, 
Verlag M. Krayn, Berlin W., 1912. 

Studien über rumänische Erdöl- 
produkte, ein Beitrag zur Lehre von der Spaltung 
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fer Konkurrenz die unterste Grenze — und das 
ist im allgemeinen wohl der Betrag der Selbst- 
kosten — dort am kleinsten ist, wo die Ab- 
schreibungen am niedrigsten bemessen waren. 
Es wird also jener Betrieb scheinbar am 
leistungsfähigsten, welcher seine Abschrei- 
bungen so niedrig als möglich be- 
mißt, ein Vorgang, welcher sich früher oder 
später rächen muß; tatsächlich sehen wir auch 
in der Tagespresse meist als Ursache des Zu- 
sammenbruches industrieller Unternehmungen 
ungenügende Abschreibungen ange- 
geben. 

Die Abschreibungsfrage ist daher für die 
Leistungsfähigkeit industrieller Betriebe ein Fak- 
tor von höchster Bedeutung, der leider noch 
nicht jene Würdigung gefunden hat, die ihm in 
dem Wirtschaftsleben unserer Zeit gebührt; 
denn die verfehlte Abschreibungpoli- 
tik führte wiederholt zur Ausschüttung 
hoher Dividenden und späterhin zum Zusam- 
menbruch industrieller Unternehmungen. Die 
Kritiken der Bilanzveröffentlichungen im Han- 
delsteil unserer großen Tagespresse beweisen 
klar, daß eher zu wenig abgeschrieben wird 
als zuviel. Solange aber die Abschreibungsfrage 
nicht geregelt ist, kann auch die Kalkulations- 
frage in industriellen Unternehmungen nicht 
durch ähnliche Gutachten der Handelskammer 
geklärt werden, wie wir ein solches ein- 
leitend für die kaufmännischen Betriebe ange- 
führt haben; wünschenswert wäre es sicher- 
lich im Interesse unserer Fabriken und unserer 
gesamten Industrie, wenn die Abschrei- 
bungsfrage auch von seiten der Handels- 
kammern und der Steuerbehörden größerer 
Aufmerksamkeit gewürdigt würde als dies bis- 
her der Fall ist, und wenn eingehende En- 
queten veranstalt würden, die Klarheit in dieses 
so hochwichtige Gebiet bringen. 


der Kohlenwasserstoffe, von Dipl.-Ing. Joan Teodorin 
aus Craiova (Rumänien). 

Ueber den Schwefel bei der Roh- 
eisendarstellung von PDipl.-$ng. Rudolf Schäfer, 
Schwarzbach. 

Technische Hochschule Dresden. 

Die Bedeutung der IV. Klasse und die 
Selbstkosten des Personentransportes 
auf den deutschen Staatseisenbahnen 
von PDipl.-$ng. Karl Katzsch, Leipzig. 

Zur Theorie dereinseitig wirkenden 
Instrumentalfehler an Repetitions- 
theodoliten von DPipl.-Gng. Otto Israel, 
Zitzschewig. , 

Ueber die Einwirkung von Säuren 
und deren Derivaten auf Orthoform 
von Dipl.-Ing. Paul Rassfeld, Elberfeld. 
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i Verschiedenes. | 


Honorarnormen der französischen Archi- 
tekten. Nach einer Mitteilung der „Deutschen 
Bauhütte‘“ bemühen sich die Architekten Frank- 
reichs neuerdings, für ihre Leistungen Honorar- 
normen zu schaffen, die gegen die bisher üb- 
lichen eine Erhöhung der Entschädigung, 
namentlich für kleinere und mittlere Bauwerke, 
bringen. Die bisherige Berechnungsweise ergab 
als durchschnittliches Honorar für Bauten der 
verschiedensten Art einen Satz von etwa 5 Proz., 
doch wird dieser Honorarsatz für die Arbeit 
und die künstlerische Leistung des Architekten 
nur bei großen Bauten als ausreichend ange- 
sehen. Es wird daher angeregt, die führenden 
Architektenverbände zu einer einheitlichen 
Regelung der Honorarfrage zu gewinnen, so daß 
eine gerechte und den Leistungen entsprechende 
Norm für die Honorierung architektonischer 
Entwürfe gefunden werden kann. Der Wett- 
bewerb zwischen den Fachgenossen und nament- 
lich auch die überaus bescheidenen Honorar- 
forderungen, durch die viele jüngere Architekten 
Aufträge zu erhalten suchen, haben in Frank- 
reich vielfach recht ungünstige Zustände in der 
Beurteilung des Wertes der architektonischen 
Leistungen hervorgebracht. Die Normen, die 
von einzelnen Provinzverbänden festgesetzt 
worden sind, werden zudem von den Gerichten 
vielfach nicht anerkannt, so daß die Regelung 
dieser Fragen in einer allgemein gültigen Weise 
als Notwendigkeit empfunden wird. Es wird 
vor allem von den großen Architektenvereini- 
gungen, die in Paris ihren Sitz haben, abhängen, 
ob in dieser Frage eine Einigung erzielt wird 
und ob allgemeingültige Honorarnormen für die 
französischen Architekten aufgestellt werden 
können. 


Literatur. 


Buchbesprechungen. 


Siimtliche Patentgesetze des In- und Auslandes 
in ihren wichtigsten Bestimmungen 
nebst dem Internationalen Vertrag 
zum Schutze des gewerblichen Eigen- 
tums, dem Uebereinkommen Deutsch- 
lands mit Oesterreich und Ungarn, 
Italien und der Schweiz, den deutschen 
Gesetzen zum Schutze der Erfindungen, 
Gebrauchsmuster und der Warenbe- 
zeichnungen usw Siebente, neu be- 
arbeitete Auflage von Dipl.-Ing. und Patent- 
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Leipzig 1909, 
Preis: broschiert 


anwalt J} Tenenbaum, Berlin. 
Verlag von H. A. Ludwig Degener. 
Mk. 5,-, in Leinen Mk. 6, -. 

Mit der vorliegenden Ausgabe übergibt der Ver- 
fasser die siebente Auflage seines Werkes. Die Neu- 
auflage unterscheidet sich von der vorhergehenden 
insbesondere dadurch, daß die neuen Patentgesetze 
von Großbritannien und der Schweiz Aufnahme ge- 
funden haben, und daß es gelungen ist, auch noch 
die neuen Uebereinkommen zwischen dem Deutschen 
Reiche und Oesterreich und Ungarn anläßlich des 
Beitritts von Oesterreich und Ungarn zur Inter- 
nationalen Union einzubeziehen. Ueber das Werk 
des Verfassers selbst, das sich in den Kreisen aller 
derjenigen, die mit den internationalen Patentgesetzen 
zu tun haben, bestens eingeführt hat, braucht nichts 
gesagt zu werden. Das Werk ist für alle diejenigen, 
die sich rasch und sicher über die Hauptmerkmale 
der Patentgesetze der verschiedenen Länder orientieren 
wollen, ein unentbehrliches Nachschlagewerk. Be- 
sonders hervorgehoben sei, daß die Gruppierung des 
Stoffs durchaus nach rein praktischen Ge- 
sichtspunkten gewählt ist; so erhält der Leser 
bei jedem einzelnen Lande Angaben über die einzu- 
reichenden Unterlagen, über den Geschäftsgang bei 
der Patentbehörde, die Arten und Dauer der Patente, 
den Einspruch, die Zahlungen der Taxen, die Patent- 
schriften, die Ausführung der Erfindung, den Besitz- 
wechsel, die Nichtigkeitsklage, die Nichtigkeitsgründe 
u.a. m. Dem Werkchen ist auch eine Uebersicht 
über die deutschen Patentklassen, ein Verzeichnis der 
Behörden, Vereine usw., welche die Patentschriften 
erhalten und zur unentgeltlichen Einsichtnahme aus- 
legen, beigefügt. So kann denn auch die neue Auf- 
lage des Werkchens aufs beste empfohlen werden. 
Erwünscht wäre vielleicht, daß bei einer weiteren 
Auflage auch die Liste der Patentanwälte angefügt 
würde, um so auch an dieser Stelle die Verwirrung 
zwischen Patentanwälten und Patentagenten, die heute 
noch in weiten Kreisen des Publikums besteht, zu 
beseitigen. 

Berlin, im Mai 1912. 


Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, 
Patentanwalt. 


Hilfskasse des Verbandes. 
Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
Beiträge: 
Direktor Dipl.-$ng. Köster, Frankfurt. M. 1000,— 


Dr.-Ing. Becker, Köln a. Rh. . .. » 10,— 
Professor Dr.-Ing. Förster, Gleiwitz . » 5,— 
Dipl.-Qng. Schreiner, München. . . » 10,— 

" Bernstein, Köln . . . . » 10,— 


Das Kuratorium 
i. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Die gewaltigen technischen Errungenschaften 
in den letzten Jahrzehnten haben eine durch- 
greifende Veränderung der Lebensbedingungen 
sämtlicher Kulturvölker hervorgerufen. Indu- 
strielle Entfaltung mit ihren Folgen: Bevölke- 
rungsvermehrung durch bessere Ernährungs- und 
Unterhaltungsmöglichkeit, wachsender Reichtum, 
Weltpolitik, Imperialismus, regeres politisches 


und kulturelles Leben einerseits, wachsende Un- - 


rast des Lebens und erbitterte Klassenkämpfe 
anderseits, haben die Verfolgung volkswirt- 
schaftlicher und sozialer Interessen zum Haupt- 
inhalt der Politik gemacht; eine Fülle wirtschaft- 
licher und sozialer Probleme, die in der techni- 
schen Entwicklung ihren Ursprung haben und 
von denen frühere Zeiten nichts gewußt, geben 
der Gesetzgebung und Verwaltung, ebenso wie 
der privatwirtschaftlichen Initiative, wichtige 
Sozialpolitische Aufgaben zu lösen. 

Es gibt wohl heute kaum ein Gebiet mensch- 
licher Betätigung, auf welchem die Technik 


Die Rolle der Technik im wirtschaftlichen 


und sozialen Leben und ihr Einfluß auf die Verwaltungsorganisation. 
Von Ing. Max Ried-Wien. 1) 


nicht grundlegende Umwälzungen hervorgerufen 
hätte; außerdem hat sie aber noch eine Fülle 
neuer Arbeits- und Erwerbsmöglichkeiten ge- 
schaffen. 

Das Verkehrswesen und mit ihm der Welt- 
handel sind durch Einführung und stete Ver- 
vollkommnung der motorischen Antriebskraft in 
ungeahnter Weise emporgewachsen, was einer- 
seits in der rapiden Vermehrung der Verkehrs- 
mittel, anderseits in der Erhöhung des Umsatzes 
der gesamten Weltwirtschaft zum Ausdruck 
kommt. Von 1860 bis 1900 ist die Zahl der 
Dampfschiffe von 820 auf 12289 mit einem 
Fassungsraum von insgesamt 19 Millionen Ton- 
nen gestiegen; die Gesamtlänge des Eisenbahn- 
netzes der Erde hat sich in derselben Zeit 
von 106886 km auf 800000 km erhöht. Der 
Umsatz der Weltwirtschaft repräsentierte 1860 


3) Aus dem im Verlage für Fachliteratur Wien demnächst 
erscheinenden Buche des Verfassers über „Die technische Ver- 
waltung in Oesterreich“ (Orundriß einer Verwaltungstechnik). 
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einen Geldwert von 29 Milliarden Mark, im 
Jahre 1899 einen solchen von 86 Milliarden. 

Auf gewerblichem Gebiete bewirkte die Ein- 
führung von Arbeitsmaschinen vor allem, daß 
die vielen kleinen Betriebe größtenteils von 
‚Großbetrieben verdrängt wurden, die individuelle 
Handarbeit der maschinellen Massenfabrikation 
weichen mußte. Derartige Großbetriebe nehmen 
auch außerhalb der Heimat der Trusts, bei uns 
in Europa, oft gigantische Formen an. In einer 
Beschreibung der Kruppschen Werke durch die 
Essener Handelskammer erscheint dieses Unter- 
nehmen als ein Gemeinwesen für sich, mit dem 
Umfang einer beginnenden Großstadt. 

Dabei führte der motorische Antrieb durch 
Indienststellung von Naturkräften zu fortschrei- 
tender Entlastung der Menschen von schwerer 
Muskelarbeit. Diese Zurückdrängung der 
menschlichen Körperkraft im technischen Ar- 
beitsprozeß und ihre Ersetzung durch die viel 
wirksamere Naturkraft ermöglicht es, die Pro- 
duktion zu steigern, ohne die Zahl der Ar- 
beiter in gleichem Maße vermehren zu müssen. 
So ist z. B. bei der Roheisenerzeugung in 
Deutschland die Arbeiterzahl in der Zeit von 
1871 bis 1900 von 23191 Mann auf 34743, die 
Produktion jedoch von 1,6 Millionen Tonnen 
auf 8,5 Millionen Tonnen gestiegen. 

Wenn auch die fortschreitende Einführung von 
Maschinenarbeit an Stelle menschlicher Hand- 
arbeit eine Verminderung der Arbeiterzahl im 
einzelnen Betrieb ermöglicht, ist dennoch der 
Bedarf an menschlichen Arbeitskräften, absolut 
genommen, in stetem Steigen begriffen. Dies 
hat seinen Grund darin, daß die technische Ent- 
wicklung ununterbrochen neue Arbeitsgebiete 
erschließt, in welchen die, in den alten Pro- 
duktionszweigen überflüssig gewordenen Kräfte 
größtenteils Unterkunft und Verwendung finden. 
Diese Vervielfältigung der Arbeitsgelegenheiten 
und Unterhaltungsmöglichkeiten hat im Verein 
mit den Fortschritten auf sozialhygienischem 
Gebiet zu rapider Bevölkerungsvermehrung ge- 
führt. Dabei ist die Lebenshaltung der arbeiten- 
den Klassen im ganzen und großen, wie die 
Statistik der Einkommensteuerpflichtigen und 
die Konsumstatistik erweisen, erheblich gestiegen. 
Doch kann man sich auch den vielen Schäden, 
welche dem Gesellschaftsleben aus der zuneh- 
menden Industrialisierung erwachsen, nicht 
verschließen, und zielbewußt soziale Arbeit 
ihnen entgegenzuwirken, muß mehr denn je ge- 
fordert werden. 

Eine wichtige Folge des ungeheuren Auf- 
schwunges der industriellen Technik, welche, da 
sie wegen ihrer materiellen Ausrüstunz noch 
bedeutender menschlicher Körper- uni vor allem 
Geisteskräfte bedarf, immer größere Menschen- 
massen an sich heranzieht und in Großstädten 
oder Industriezentren vereinigt, ist fortschrei- 
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tendes Zurücktreten der landwirtschaftlichen Be- 


= völkerung gegenüber der nichtlandwirtschaft- 


lichen. Dieses steigert sich in manchen Län- 
dern bis zur völligen Freigabe der Landwirt- 
schaft, welcher die Indüstrie die bodenständige 
Bevölkerung dadurch entzieht, daß sie ihr 
bessere Lebensführung ermöglicht. In England, 
wo Industrie und Landwirtschaft 1841 noch im 
Gleichgewicht standen, hatte die Industrie im 
Jahre 1891 bereits nahezu 60% aller verdienen- 
den Menschen an sich gefesselt, während die 
Zahl der in landwirtschaftlichen Betrieben Täti- 
gen auf 1000 herabsank. Aehnlich in Deutsch- 
land, wo der Anteil der Landwirtschaft von 2/3; 
des Volkes in den fünfziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts sich auf 38% im Jahre 1895 redu- 
zierte; in den letzten Jahren haben sich die 
Verhältnisse für die Landwirtschaft noch viel- 
fach verschlechtert. 

Dagegen ist der Anteil der Berufsgruppen 
Gewerbe, Industrie, Handel und Verkehr in 
Deutschland von 45,5% im Jahre 1882 auf 56,2% 
im Jahre 1907 gestiegen. Während sich früher 
die Bevölkerung über das ganze Land ziemlich 
gleichmäßig verteilte und in den dreißiger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts ®/, bis ?/, der 
deutschen Bevölkerung in Dörfern wohnte, um- 
fassen 1905 die Gemeinden mit mehr als 
2000 Einwohner, das sind die städtischen Ge- 
bilde, 57,400 der Bevölkerung. | 

Die fabrikmäßige Großindustrie ruft die Ar- 
beiterscharen an die ihrer Entstehung und Füh- 
rung günstigen Orte zusammen und schafft so 
die menschenreichen Arbeitszentren, welche den 
Ausgangspunkt neuer gesellschaftlicher Grup- 
pierungen, neuer sozialer Klassen bilden. 

Der alten Schichtung der Groß- und Klein- 
grundbesitzer, des Handelspatriziates, des Klein- 
gewerbes und Kleinbürgertums gliedern sich 
zwei neue Lagerungen: Unternehmertum und 
Proletariat an, welche unsere Gegenwart mit 
ihren Interessenkämpfen erfüllen. 

Während in der alten Wirtschaftsordnung 
die Lohnarbeit in abhängiger Stellung nur ein 
Durchgangsstadium für den Arbeiter war, klafft 
heute zwischen den Besitzern der Produktions- 
mittel und dem Riesenheere der Lohnarbeiter 
und Angestellten eine Kluft, die zu überspringen 
nur wenigen gelingt. So kommt es, daß in 
industriell fortgeschrittenen Ländern die Mehr- 
heit der Bevölkerung in bleibender Abhängig- 
keit von einer Minderheit selbständiger Unter- 
nehmer lebt. Dieser Zustand äußert seinen Ein- 
fluß auch auf die wirtschaftliche Organisation 
der Arbeiterfamilie. In der Landwirtschaft, im 
Handwerk und in anderen selbständigen Be- 
rufen sorgt nur das Familienhaupt für den 
Lebensunterhalt der Familie, während Frau und 
Kinder da und dort höchstens mithelfen, ohne 
jedoch ein eigenes Einkommen zu beziehen. An- 
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ders in der Arbeiterfamilie. Hier gehen oft 
Frau und Kinder, letztere schon vom vier- 
zehnten Lebensjahre an, ihr Brot selbst ver- 
dienen und haben eine eigene Berufsstellung. 
Daß derartige Verhältnisse nicht ohne tief- 
greifende Rückwirkung auf das ganze Familien- 
leben bleiben können, ist klar. 


Die Konzentration großer Arbeitermassen, 
verbunden mit systematischer Erziehung der 
Arbeiter zur technischen Arbeit, Entwicklung 
ihrer geistigen Fähigkeiten, ihres Begriffver- 
mögens und ihres Verständnisses für die tech- 
nischen Vorgänge im Interesse industriellen 
Fortschrittes haben nun Wirkungen gezeitigt, die 
der aufstrebenden industriellen Technik selbst 
zum Hemmnis wurden, und wir sind heute auf 
einen Punkt angelangt, wo die sozialen 
Schwierigkeiten die technischen bereits über- 
wiegen und lähmend auf die volle Entfaltung 
technisch-wirtschaftlicher Möglichkeiten wirken. 


Infolge der örtlichen Vereinigung ist die 
Macht der unteren Klassen erst einer Zusam- 
menfassung und Sammlung fähig geworden, und 
die geistige Aufklärung hat die bisher gedrück- 
ten, von allen höheren Genüssen der Kultur 
ausgeschlossenen Volksklassen zum Bewußtsein 
ihrer Kraft erwachsen lassen und sie gleichzeitig 
veranlaßt, ihre natürliche Macht für die Durch- 
setzung höherer Ansprüche zu betätigen. Die 
politischen Umgestaltungen der letzten Jahr- 
zehnte haben hier ihren Ursprung. 


Durch Zusammenschluß zu Gewerkschaften 
und Arbeitervereinen suchen die Arbeitnehmer 
bessere Arbeits- und Lohnbedingungen zu er- 
langen, während das Unternehmertum sich 
neuestens in Arbeitgeberverbänden den An- 
sprüchen der Arbeiter und Angestellten als 
vereinigte Macht entgegenstellt.e. So kommt es, 
daß sich unsere moderne technisch-industrielle 
Entwicklung im Zeichen ununterbrochener er- 
bitterter Interessenkämpfe in der Form von 
Streiks und Aussperrungen vollzieht. Und das 
gewiß nicht zum Vorteil der Volkswirtschaft, 
Im Jahre 1907 wurden in Deutschland 2279 
Streiks begonnen und 2266 beendigt. Die 2266 
beendigten erstreckten sich über 13092 Be- 
triebe, von denen 27,50% zum völligen Stillstand 
gebracht wurden. In den von Streiks betroffenen 
Betrieben waren 445165 Arbeiter beschäftigt. 
Von den Streiks dauerten über 50 Tage 14,6%. 
Gezwungen mußten 10594 Arbeiter, das sind 
2400 der Beschäftigten, feiern. Aussperrungen 
gab es 1907 249, die sich über 5287 Betriebe. 
mit 81 167 Arbeitern verbreiteten. 


In dem Maße, als sich die Arbeitgeber zu 
großen Verbänden zusammenschließen und 
Streikversuche zur Erzielung von Lohnauf- 
besserungen oder anderen Vorteilen mit Aus- 
sperrungen beantworten, werden die Erfolge der 
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wirtschaftlich trotz ihrer Organisation schwäche- 
ren Arbeiter bedeutend herabgesetzt, während 
die Verluste immer empfindlicher anwachsen. Es 
wird sich daher auch hier, wie auf vielen an- 
deren Gebieten sozialer und wirtschaftlicher 
Interessengegensätze die Erkenntnis Bahn 
brechen müssen, daß eine befriedigende Rege- 
lung nicht durch rücksichtsiosen Kampf, son- 
dern nur im Wege friedlicher Verständigung 
zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer, even- 
tuell unter Intervention des Staates, erreich- 
bar ist. | 

Betrachten wir nunmehr den Einfluß, den die 
technische Entwicklung auf die öffentliche Ver- 
waltung geübt hat, so zeigt sich derselbe vor 
allem in einer außerordentlichen Vervielfältigung 
der Verwaltungsaufgaben. Diese Vervielfältigung 
betrifft in erster Linie die behördlichen Funk- 
tionen, durch die notwendig werdende Aus- 
dehnung des Geschäftskreises auf neue Gebiete. 
Daneben kommt aber in immer noch steigendem 
Maße ausübende Tätigkeit in öffentlichen Unter- 
nehmungen hinzu und stellt die Verwaltungs- 
organe vor ganz neue Aufgaben. 

In der historischen Entwicklung der öffent- 
lichen Verwaltung stehen an erster Stelle natur- 
gemäß jene Verwaltungsfunktionen, welche der 
Aufrechterhaltung der Herrschaft nach innen 
und nach außen dienen: Polizei und Militär. 
Daneben ist von ausschlaggebender Bedeutung 
noch die Finanzverwaltung, welche die 
materiellen Mittel zu beschaffen hat, ohne die 
kein geordnetes Staatswesen denkbar ist. Die 
innere (Polizei-)Verwaltung umfaßt vorerst alle 
Gebiete sozialer Lebensäußerungen, die behörd- 
liches Eingreifen zum Zwecke einheitlicher Lei- 
tung und Beherrschung notwendig machen, in 
einer Zentralverwaltungsstelle konzentriert. Erst 
mit wachsendem Umfang der Agenden vollzieht 
sich Anpassung an die Verschiedenartigkeit und 
die Vielzahl der zu bewältigenden Aufgaben 
durch reale und territoriale Arbeitsteilung in- 
besondere Ministerien und Dienstzweige. An 
dieser fortschreitenden Gliederung hat nun die 
technische Entwicklung keinen geringen Anteil. 
Indem sie, wie eingangs gezeigt wurde, der 
wirtschaftlichen Tätigkeit neue Gebiete er- 
schloß, machte sie die Ausdehnung der Be- 
hördenintervention auch auf diese notwendig 
und gab so den Anstoß zur Bildung neuer Ver- 
waltungsstellen. 

Die so entstandenen Verwaltungszweige 
haben jedoch nicht den gleichen Charakter und 
Agendenkreis wie die alten. Teils liegt dies 
darin, daß die Verwaltungsaufgaben, die sie er- 
füllen sollen, ganz spezieller Natur sind, teils 
darin, daß die technisch-wirtschaftliche Ent- 
wicklung dahin führte, daß der Staat und gleich 
ihm auch die übrigen Verwaltungskörperschaften 
über die rein normengebende und beaufsichti- 


gende Tätigkeit: hinaus, 'zur Uebernahme ` ge- 
wisser -Betriebe in eigene : Verwaltung, also zu 
ausübender . Tätigkeit schreiten mußten. 


Eine derartige Erweiterung der Verwaltungs- 
funktionen macht aber früher oder später nicht 
nur äußerliche‘ Schaffung ‘von Fachministerien 
und -Spezialdiensten, sondern ‘auch innerliche 
Anpassung det Verwaltungsorganisation und Ge- 


schäftsführung‘ an’ die neu hinzukommenden 
Agenden notwendig. 
„ Derzeit ‚sind ‚allerdings, nur erste, Ansätze 


einer derartigen inneren Umwälzung vorhanden. 
Noch haben sich nicht einmal. die grundlegen- 
den Unterschiede zwischen richterlicher und ver- 
waltender Tätigkeit im wirklichen behördlichen 
Verfahren allgemein durchzusetzen vermocht, 
obwohl. die "Trennung von Verwaltung und 
Rechtspflege prinzipiell durch das Staatsgrund- 
gesetz vom 21. Dezember 1867 sanktioniert ist. 
Denn noch heute erschöpft sich unsere Ver- 
waltung vielfach in unfruchtbarer Nachahmung 
der richterlichen Judikatur, indem sie Rechtsfälle 
konstruiert, um sie im ‚schleppenden Instanzen- 
zuge jmmer wieder zu überprüfen. Der innerste 
Grund hierfür ist. gewiß in der einseitig juristi- 


schen Ausbildung der führenden Verwaltungs- . 
beamten zu suchen, welche ihren Gesichtskreis 


beengt und sie ‘behindert, die spezifischen Be- 
dürfnisse der Verwaltung zu erkennen und da- 
nach ihr. Handeln einzurichten. 


Im. Gegensatz zu der überwiegenden Mehr- 
zahl der Verwaltungshandlungen- ‚vollzieht sich 
das richterliche, Verfahren auf Grund von Rechts- 
normen, welche für alle in Betracht kommen- 
den Fälle mehr oder minder klar umschriebene 
Bestimmungen enthalten. Der Richter hat nichts 
anderes zu tun, als zu einem Urteil durch Sub- 
sumierung des Tatbestandes unter eine dieser 
Rechtsnormen zu. gelangen, . unbekümmert 


darum, ob die ‚Gesetze, die er zur. Anwendung. 


bringt, dem Rechtsempfinden und den tatsäch- 
lichen . Verhältnissen der enge en 
oder nicht. 


- Anders der TO ES "Vorallem 
sind die Normen, auf die er sein Handeln stützt, 


und zwar gerade jene, welche Gebiete betreffen, 


die. zum Wirkungskreis des alten Polizeistaates 
neu hinzugekommen sind, viel elastischer, ‚häufig 
absichtlich ganz allgemein . gehalten, um: .den 


stetigen Veränderungen im inneren Aufbau und ` 
in der Gliederung des Gemeinwesens, im Vor- : 


herrschen bestimmter. geistiger. oder į sozialer 
Strömungen Rechnung tragen zu können. Ver- 


fassungs-.. und : Verwaltungsrecht stellen vielfach 


nur. Rahmen -für die 'Verwaltungstätigkeit auf, 


zu deren. Ausfüllung.' viele und: feine. politische 


Arbeit auch seitens der. Verwaltungsorgane riot- 
wendig ist. Oft ist die allgemeine Forderung 
nach „Wahrung der öffentlichen Interessen‘ das 


Ried, Die Rolle der Technik im wirtschaftlichen und sozialen Leben 


hauptsächlichste Leitmotiv, welches das Han- 
deln der Verwaltungsorgane zu bestimmen hat. 
Dabei ist „öffentliches Interesse“ nicht bloß 


als jenes Interesse. zu betrachten, dessen Be- 


friedigung einem größeren Kreis von Inter- 
essenten unmittelbar zustatten kommt, sondern 
gegebenenfalls sind auch konkurrierende Indi- 
vidualinteressen, wenn es sich z. B. um den 
Schutz des Lebens, und der. Gesundheit, oder: 
der wirtschaftlichen. -Täugkeife 7 Einzelner han-. 
deit, maßgebend.: 


- Als klassisches Beispiel für eine absichtlich 
allgemein: gehaltene Fassung normativer Vor-' 
schriften stellen sich die - Bestimmungen der 
Gewerbeordnung über die Genehmigung der' ge- 
werblichen Betriebsanlage dar, welche für die- 
Industrie von höchster Bedetttung sind. Die Ge- 
werbeordnung statuiert nur, welche Anlagen ge- 
nehmigungspflichtig sind, darüber jedoch, wann 
die Gehehmigung zu erteilen oder zu verweigern. 
ist, besteht keine positive gesetzliche Vorschrift:. 
Die bei. Errichtung gewerblicher Anlagen in Be- 
tracht kommenden öffentlichen Interessen finden. 
wohl in verschiedenen sicherheitspolizeilichen 
Vorschriften Berücksichtigung, welche aber nicht‘ 
derart erschöpfend sind, und infolge. der fort- 


‚währenden‘ Neuerungen im Gewerbebetrieb es 
auch gar nicht sein können, daß alle Phasen des- 


selben soweit erfaßt würden, wie es der Schutz 
der Allgemeinheit erfordert. Daher ist die. Er- 
teilung des Konsenses dem freien behördlichen 
Ermessen überlassen. Die Behörde ist in ihrer Ent- 
scheidung nur in der Richtung begrenzt, daß der 
erteilte Konsens den vorhandenen positiven ge- 
setzlichen Vorschriften des öffentlichen und des. 
Privatrechtes nicht widersprechen darf. Im. 
übrigen bilden ganz ‚allgemein. die aus dem 
Leben oder der "Wissenschaft geschöpften Fach- 
grundsätze. und zielbewußte Förderung der 
wirtschaftlichen Eu die leitenden Ge- 
sichtspunkte. 


Derartige allgemeine Rücksichten spielen auch 
auf einem anderen Gebiet, das für unser Wirt- 
schaftsieben von größter. Wichtigkeit ist, eine 
Rolle. Auch. bei der Konzessionserteilung von 
Eisenbahnen sind Öffentliche und private Inter- 
essen: gegeneinander abzuwägen, ohne daß es. 
möglich wäre, alle hierbei in Betracht kom- 
menden EBENE im Detail normativ fest- 
zulegen. 


„In vielen . Fällen,’ und ee alf.: tech- 
nisch: wirtschaftlichem Gebiete,‘ ist daher. der: 
Effekt. der, behördlichen Intervention nichts an- 
deres als ein Kompromiß zwischen . MENNEG 
und individuellen Interessen. So . 


- Diese Verhältnisse erfordern nun von seiten- 
des Verwaltungsbeamten. weniger formale -Ge-: 
setzeskenntnis, als eingehende Kenntnis der 
unser modernes Leben bewegenden wirtschaft- 
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lichen und sozialen Kräfte. Der Beamte der 
inneren Verwaltung muß Bedürfnisse recht ver- 
stehen, in Fällen, für die Normen nicht bestehen 
oder nicht ausreichen, konkrete Anordnungen 
treffen können, Gegensätze zum Ausgleich zu 
bringen suchen, wirtschaftliches Leben unter- 
stützen und fördern, mit einem Wort, schützen 
und helfen. 

Der Mittelpunkt seiner Bildung kann daher 
nicht, wie es derzeit ist, auf der juristischen 
‘ Seite, also vorwiegend in der positiven Privat- 
und Strafrechts-Jurisprudenz liegen. Er ist viel- 
mehr in der Vermittlung sozial- und wirtschafts- 
wissenschaftlicher Kenntnisse neben Finanz- 
wissenschaft und öffentlichem Recht gelegen, 
während die positive Jurisprudenz als Grund- 
wissenschaft entsprechend einzuschränken wäre. 


Aber selbst mit dieser Neuordnung des Be- 
amtenbildungswesens könnte heute nicht mehr 
volles Auslangen gefunden werden. Die fort- 
schreitende Differenzierung und Spezialisierung 
der Verwaltungszweige, sowie die zunehmende 
anstaltliche Tätigkeit, machen für viele Verwal- 
tungsgebiete die Heranziehung von Fachleuten 
zur unbedingten Notwendigkeit. 


Dieser Notwendigkeit ist vorerst durch Zu- 
teilung von technischen Beamten zwecks Ausfüh- 
rung bestimmter Arbeiten oder Erstattung fach- 
licher Gutachten an die den Staatswillen erzeu- 
genden juristischen Organe Rechnung getragen 
worden. Die technischen Beamten erscheinen 
dabei als reine Werkzeuge des Willens, den 
die leitenden Beamten aussprechen. In diesem 
Sinne ist auch die heute noch in Geltung stehende 
Staatsbaudienst-Verordnung vom 13. Dezember 
1860 RGB. 268 verfaßt. 


Die seitherige technisch-wirtschaftliche Ent- 
wicklung hat jedoch die Voraussetzungen, auf 
denen eine derartige Geschäftsverteilung beruht, 
längst zunichte gemacht. Die ausschließliche Zu- 
erkennung der Staatswillen erzcugenden Funk- 
tionen an juristische und die Beschränkung der 
technischen Beamten auf die ausübende Tätig- 
keit ist in der Verwaltungspraxis längst nicht 
mehr durchführbar, und wird, wo in Ver- 
kennung der geänderten Bedürfnisse unserer 
Zeit dennoch aufrecht erhalten, zum Hemmnis 
einer glatten und klaglosen Geschäftsführung, 
und damit zu einer der vielen Ursachen des 
Entstehens von mehr oder minder berechtigten 
Vorwürfen gegen die Verwaltunz. 


Vor allem darum, weil selbst die obrigkeit- 
lichen Geschäftshandlungen eben durchaus nicht 
ausschließlich oder auch nur vorwiegend juristi- 
schen Erwägungen entspringen, dann aber auch, 
weil sich behördliche und ausübende Tätigkeit 


auf gewissen Gebieten überhaupt nicht oder nur. 


schwer trennen lassen. 
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Wenn man den grundlegenden Unterschied 
zwischen richterlicher und Verwaltungstätigkeit 
im Auge behält, sich vergegenwärtigt, daß bei 
letzterer vor allem die Nützlichkeit sowie das 
Interesse wirtschaftlicher und sozialer Förde- 
rung maßgebend sind, wird man zu dem Schluß 
kommen müssen, daß, je mehr sich eine der- 
artige Tätigkeit auf die von der Technik be- 
herrschten wirtschaftlichen und sozialen Ge- 
biete erstreckt, um so mehr die spezielle Be- 
fähigung für den Beamten, die nur durch tech- 
nische Grundbildung erreichbar ist, verlangt 
werden muß. So ergibt sich für die technisch- 
wirtschaftlichen Verwaltungszweige die Notwen- 
digkeit, an Stelle der Beamten mit juristischer, 
solche mit technischer Grundbildung, an Stelle 
des Verwaltungsjuristen den Verwaltungstech- 
niker treten zu lassen. 

Diese Umgestaltung vollzieht sich naturnot- 
wendig und unaufhaltsam vor unseren Augen. 
Das Problem der Stellung des Technikers in der 
Verwaltung ist schon längst über den engen 
Rahmen einer ‚Standesfrage‘“ hinausgewachsen 
und hat Bedeutung für die gesamte Verwal- 
tungsorganisation überhaupt gewonnen. 

Der steigende Einfluß des Technikers ist 
aber geeignet, der Verwaltung auch in anderer 
Hinsicht als bloß durch sachgemäße Vollfüh- 
rung spezieller Aufgaben zu nützen. Vor allem 
erfüllt er sie mit einem mehr demokratischen 
Geist. Der Grund hierfür liegt hauptsächlich 
im Wesen des technischen Studiums und des 
technischen Berufes selbst, welch letzterer den 
Ingenieur mit allen Schichten der Bevölkerung 
in innigen persönlichen Kontakt bringt und be- 
fähigt, Bedürfnisse aus eigener Anschauung 
kennen und beurteilen zu lernen. Dazu kommt 
noch, daß jene Kreise, deren Mitglieder vermöge 
ihrer gesellschaftlichen Stellung und ihrer Be- 
ziehungen bisher als erste Anwärter für höhere 
Staatsdienststellen prädestiniert erscheinen, über- 
wiegend die traditionelle humanistische Bildung 
bevorzugen. Der steigende Bedarf an höheren 
technischen Beamten muß daher durch junge 
Männer gedeckt werden, die den mittleren und 
unteren bürgerlichen, mit demokratischen Ideen 
erfüllten Schichten entstammen, und die, einmal 
in leitende Stellen gerückt, auch dort ihre An- 
schauungen zur Geltung bringen. 

Diese Entwicklung weiter zu pflegen, er- 
scheint daher als ein Hauptziel weitblickender 
und zielbewußter Staatskunst. Voraussetzung 
hierzu ist jedoch, daß in den technischen Ver- 
waltungszweigen jene Faktoren wirklich zur 
Herrschaft gelangen, welche allein imstande 
sind, sie mit dem Geiste zielbewußter . Arbeit 
im Interesse des Staatswohles und des wirt- 
schaftlichen und sozialen Fortschrittes zu er- 
füllen. l 


260 


. 
ses e u eu 8 2 8 5 Ss ma u 0 0 2 a 0 5 0 SB 5 8 U SB 8 5 Bu a BE nn BB 8 u u 8 BR BB BU SL BT BB BB BB u BB BB BE BE RL UL SB U BB un u 8 u 8 8 9 8 


. Captains of Industry. | : 


Captains of Industry 


August Thyssen. 


Am 17. Mai feierte August Thyssen seinen 
siebzigsten Geburtstag. An diesem Tage rich- 
teten sich die Blicke aller, die am Schicksal der 
vaterländischen Schwerindustrie werktätigen An- 
teil nehmen, auf den streitbaren Kämpen der 
Industrie an der niederen Ruhr, der es in selt- 
samer Weise verstand, sich als Selfmademan aus 
sehr bescheidenen Anfängen durch die Wirr- 
nisse der neudeutschen Großwirtschaftentwick- 
lung hindurch zum Führer der westdeutschen 
Eisenindustrie und zu einer wirtschaftlichen 
Großmacht ersten Ranges hinaufzuarbeiten. 

Als Mann mit geläuterter Lebenserfahrung 
wurde er eigentlich erst zu dem, was er heute 
ist. Thyssens große Zeit beginnt erst an der 
Schwelle des 20. Jahrhunderts. Es sind kaum 
ein Dutzend Jahre her, daß er den Kreis der 
zahlreichen Großen im Reich der Industrie 
hinter sich lassend in der nun einsetzenden 
Aera großstiliger Wirtschaftskonzentration un- 
erwartet und mit glänzendem Geschick die 
Führung übernahm. Als eifriger Anhänger des 
Vertrustungsgedankens stellte er seine Politik 
sofort auf die harten Konsequenzen cin, denen 
seine Konkurrenten sich lange Zeit zu entziehen 
trachteten; und so entstand in ihm das Wirt- 
schaftsgenie, das die Europa faszinierenden Wirt- 
schaftsideale Amerikas in überraschend kurzer 
Zeit für die engeren und reiferen Verhältnisse 
Deutschlands umformte. Thyssens meisterliche 
Varianten wirtschaftlicher Kräfteassoziation 
gaben dem nationalen Wirtschaftsleben -~ zuerst 
den Zug ins Große und die seine letzte große 
Staffel bezeichnende Prägung. Die von ihm aus- 
gehende Neuorientierung der gesamten deut- 
schen Privatwirtschaftspolitik ist Thyssens wirt- 
schaftshistorisches Verdienst, und das Gerechtig- 
keitsgefühl verlangt, daß wir der Thyssenschen 
Führerschaft einen außerordentlichen Anteil an 
der steil aufwärts strebenden Entwicklung der 
Produktionsziffern unserer Schwerindustrie und 
der Ausdehnung unseres Weltmarktgeschäftes zu- 
schreiben. 

Es ist dem Fernerstehenden so gut wie un- 
möglich, die Grenzen des Thyssenschen Ein- 
flusses heute auch nur annähernd zuverlässig 
festzustellen. Aus dem kleinen Bandeisenwalz- 
werk in Mülheim-Ruhr, mit dem August Thyssen 
1868 seine Unternehmertätigkeit eröffnete, er- 
stand im Wechsel der Zeit das Welthaus Thyssen 
& Co. Zum Bandeisen gesellte sich das Kessel- 
blech und das geschweißte Rohr, um dessen Ent- 
wicklung sich Thyssen & Co. besondere Ver- 
dienste erwarb. In den Mülheimer 


Walz- 


werken, denen längst ein großes Stahlwerk an- 
gegliedert wurde, sammelte Thyssen die Kräfte 
zur Entwicklung der Gewerkschaft Deutscher 
Kaiser, jenes gewaltigen, großzügig angelegten, 
Kohle und Stahl produzierenden Unternehmens 
nördlich der Ruhrmündung, das in der Gunst 
seiner natürlichen Bedingungen und geographi- 
schen Lage im deutschen Westen seinesgleichen 
sucht. Von hier aus vollzieht sich planmäßig 
die Wirtschaftsentwicklung des ungewöhnlich 
reichen Kohlenbeckens zwischen Lippe und Ruhr- 
mündung, das bis nach Westfalen reicht, auf 
das Thyssen seine Hand legte, che alle den 
andern die aussichtsreiche Bedeutung gerade 
dieses Gebietes klar geworden war. 

Während sich diese Entwicklungen vollzogen, 
hatte sich Thyssens Einfluß längst über die 
Grenzen des rheinisch-westfälischen Industrie- 
bezirks ausgedehnt. Frühzeitig- sicherte er sich 
bedeutende Erzkonzessionen in Lothringen, und 
mit dem Ausbau seiner lothringischen Kohlen- 
gruben und seinem neuen riesigen Hochofen- 
und Stahlwalzwerk in Hagendingen führt er 
heute eine kraftvolle Gegenaktion gegen die 
bekannten Entwicklungen Gelsenkirchens im 
Luxemburgischen, die ihm seinerzeit die Ver- 
anlassung gaben, sich von dieser Gesellschaft 
zurückzuziehen. An der nordfranzösischen 
Küste setzte er sich vor geraumer Zeit fest, 
und die Zeit wird nicht mehr fern sein, daß 
seine Werke einen Teil Frankreichs mit Roh- 
eisen und Walzprodukten versorgen und ein 
deutsches Wirtschaftstalent aus der Ausnutzung 
des französischen Schutzzolls Gewinn zicht. 


Und wie verschlungen mögen die zahllosen 
Fäden sein, die ihn mit Dutzenden der be- 
deutendsten in- und ausländischen Rohstoff- und 
Verfeinerungswerke verbinden, die er persönlich 
oder zusammen mit seinen Freunden vom 
Schlage der Klöckner, Stinnes und Poensgen 
kontrolliert. 

August Thyssen ist keine Ingenieurnatur, 
und das technische Detail interessiert ihn nur 
als wirtschaftliche Erscheinung. Doch er be- 
sitzt die Gabe, technische Entwicklungszustände 
in ihren wirtschaftlichen Folgen klug zu über- 
schlagen und zu bewerten. Er ist auch kein 
Kaufmann im landläufigen Sinne, und es gibt 
Leute, die ihm über seine Kenntnisse kaufmänni- 
scher Einzelfragen böse Dinge nachsagen. Seine 
eigentliche Größe ist unzweifelhaft sein un- 
trüglicher Spürsinn für wirtschaftliche Möglich- 


‘keiten, die intuitive Fähigkeit, blitzartig ver- 


wickelte Situationen und Zusammenhänge des 
Wirtschaftslebens zu erfassen und auszunutzen. 
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So wurde er zum Kombinateır:. zum Wirtechafts- 
leiter bedeutendsten Stils, der in strenger Sach- 
lichkeit mit Werten und Menschen wie der 
Spieler mit seinen Schachfiguren operiert und 
die widerstrebendsten Interessen aufeinander 
ausrüstet. August Thyssen ist ein ungewöhn- 
licher Menschenkenner. Von jeher kam ihm 
diese Seite seines Wesens im Kampf mit dem 
Gegner, in der Auswahl seiner Mitarbeiter und 
der Organisation seiner Werke glänzend zu- 
statten. Dank seines hohen diplomatischen Ge- 
schicks wurde er so zum geborenen Meister 
der Verhandlungsführung. Wie seinem scharfen 
Instinkt auch nicht eine Situation entgeht, die 
sich seinen Zwecken nützlich gestalten ließe, 
so wirft sein scharf zupackender Verstand oft 
genug das kunstvolle Lehrgebäude ergrauter 
Spezialisten über den Haufen. Thyssens unge- 
wöhnliche Begabung für die Finanzkunst ist von 
Freund und Feind längst anerkannt, und man 
weiß, daß er vorsichtig und doch kühn, tempera- 
mentvoll und doch von kühlster Sachlichkeit ge- 
leitet zu Werke geht. Seine Größe ist die vir- 
tuose Handhabung des Bankkredits; er ist einer 
der ganz wenigen, der seinen Riesenentwick- 
lungen bisher die jederzeitige Dienstbereitschaft 
der Hochfinanz zu sichern verstand, jedoch ohne 
daß er ihr je bestimmenden Einfluß zuzu- 
gestehen brauchte. 

Diesen seltenen Eigenschaften lieh seine un- 
gewöhnliche Energie und Zähigkeit die Schwin- 
gen zu seinem wirtschaftlichen Aufschwung. 
Trotz aller geistiger Beweglichkeit unentwegt 
in der Durchführung der einmal gestellten Auf- 
gabe und keinen Augenblick ohne Fühlung mit 
der Wirklichkeit, entfaltete Thyssen seine Größe 
in der nun kaum zur Ruhe gekommenen Epoche 
der Umgruppierung unserer Schwerindustrie. 
Und doch fand er, den man mit Recht den 
Vater der deutschen Großwirtschaftskonzen- 
tration nennt, als einer der ersten die Kraft, 
in unsrer kartellfreudigen Zeit eben den Kindern 
seines Geistes den Rücken zu kehren, wenn 
sie ihm durch die Angliederung der Schwäche- 
ren hinreichend proletarisiert erschienen und 
dem mächtigen Außenseiter reichere Früchte 
winkten. Der alte Herr ist immer noch sehr 
elastisch geblieben und denkt nicht daran, eine 
Politik zu konservieren, die, wenn sie ihm ehe- 
dem Erfolg versprach und tatsächlich brachte, 
ihm heute nur lästige Einschränkungen auf- 
erlegen würde. | 
. Der Ausbau des Thyssenschen Konzerns hat 
sich früher als der der meisten Konkurrenz- 
unternehmen mit Entschiedenheit in Richtung 
.weitergehender Produktionsverfeinerung be- 
wegt. Das immer stärkere Bedürfnis zur Stoff- 
veredlung . findet Ausdruck in den- riesigen 
Spezialwerkstätten, welche gerade in den 
letzten jahren zum. Schrecken der Konkurrenten 
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in fast ununterbrochener Folge allenthalben 
innerhalb der Thyssenschen Einflußsphäre ent- 
standen. Eine der jüngsten und bedeutsamsten 
Schöpfungen dieser Art ist die Maschinen- 
fabrik Thyssen & Co., Akt.-Ges., in Mülheim- 
Ruhr, ein Unternehmen, das als Reparaturwerk- 
statt noch bis vor kurzem ein bescheidenes An- 
hängsel an die Thyssenschen Gruben und Hütten- 
werke bildete, aber dann in unglaublich kurzer 
Zeit zu einer der größten und besten inlän- 
dischen Fabrikationsstätten für Großmaschinen-, 
insbesondere Großgasmaschinenbau ausgebaut 
wurde. 

Nach wie vor liegt der geistige Mittelpunkt 
aller Thyssenschen Unternehmungen in Mülheim- 
Ruhr. Von hier aus spannt sich das Netz 
Thyssenscher Macht heute über den ganzen 
Westen. Noch gibt es einen starken zentralen 
Willen, der das ganze regiert. Aber schon lange 
zerbrechen sich die klugen Wirtschaftspropheten 
im Lande die Köpfe über die Zukunft des 
Thyssen-Konzerns. Doch August Thyssen ist 
noch überaus rüstig und denkt noch lange nicht 
an Stillstand und Ausruhen von seiner Arbeit. 
So mag er noch als Siebziger der Industriewelt 
neue Probleme aufgeben und Ueberraschungen 
zu bereiten. 

Thyssen ist kein Freund von Sentimentalitäten, 
und manche Wirtschaftsexistenz mag durch ihn 
vernichtet worden sein. Sein Sinn steht auf 
Erwerb, um zu erwerben. Die Tausende, die 
unter ihm arbeiten, wissen bis zum letzten 
Mann, daß nur ihre äußerste Pflichterfüllung 
den Gestrengen zu befriedigen vermag. 

Persönlich anspruchslos und schlicht ist 
Thyssen allem äußeren Gepränge abhold, und 
wenn er sich in seinem Schlosse Landsberg 
einen Herrensitz von erlesenstem Geschmack 
schaffen ließ, so scheint es mehr eine Konzession 
an den stilvollen Rahmen der Umgebung zu 
sein als eine Bedürfniserfüllung des Schloßherrn.. 
Wer das alte rote Gebäude gegenüber dem 
Mülheimer Bahnhof kennt und seine stillos und 
dürftig hergerichteten Räume, in denen bis vor 
wenigen Monaten das Thyssensche Zentral- 
bureau untergebracht war, der weiß, daß diesem 
bis in den Grund seiner Seele nüchternen In- 
dustriegewaltigen Aeußerlichkeiten nichts gelten. 

August Thyssen ist ein Eigener und Em- 
samer. Von den zahlreichen bedeutenden Män- 
nern, mit denen er geschäftlich in Beziehung 
steht, kommen ihm nur ganz wenige persönlich 
nahe. Seine Freundschaften sind äußerst spär- 
lich an Zahl. Das Leben hat ihn zu Argwohn, 
Mißtrauen und Härte erzogen, und wer weiß, 
ob auf dem Alternden die Zerrüttung seiner 
Familienverhältnisse nicht schwerer lastet, als 
man es seiner kraftvollen Persönlichkeit zu- 
trauen sollte. Die tägliche Arbeit des Sieb- 
zigers spricht aber heute noch von seiner Weit- 
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sicht, der Beweglichkeit seines Geistes und 
seinem zähen Willen zur Macht eine gewaltige 
Sprache. Und wenn von einem, so wird von 
ihm einst gelten: Sein Leben war seine Arbeit. 


R. Wolf 1862—1912. 

Ein deutscher Unternehmer und sein Werk. 
Von Carl Ergang, Doktor der Staatswissenschaften, 
Charlottenburg. 

„Ich habe noch niemals einen wahrhaft 
großen Geschäftsmann und Unternehmer ge- 
kannt, dem das Verdienen die Hauptsache seines 
Berufes war, und ich möchte behaupten, daß, 
wer am persönlichen Geldgewinn hängt, ein 
großer Geschäftsmann überhaupt nicht sein 
kann.“ 
terisieren den wirklich großen Unter- 
nehmer, der über die Interessen seines Ge- 
schäfts hinaus auch die überwirtschaftlichen 
Werte nicht vernachlässigt, der im Schaffen für 
sein Werk für die gesamte Volkswirtschaft ar- 
beitet. Ein solcher idealer Unternehmer war 
Rudolf Wolf (Förderer des V.D.D.I.), der 
Begründer der bekannten Maschinenfabrik in 
Magdeburg-Buckau, die am 16. Juni 1912 auf ein 
fünfzigjähriges Bestehen zurückblicken konnte. 

Gerade in unseren Tagen der Kartelle und 
Trusts, da nach der Ansicht mancher führen- 
den Geister der deutschen Volkswirtschaftslehre 
das „Kapital“ das treibende Rad im Wirtschafts- 
mechanismus sein soll, ist es wertvoll, sich einen 
Mann vor Augen zu stellen, dessen Beispiel 
deutlich zeigt, daß nicht blutleere Begriffe, son- 
dern kraftvolle Persönlichkeiten das 
Wirtschaftsleben gestalten, daß aber auch an- 
dererseits die Funktionen des großen Unterneh- 
mers sich nicht einfach in die Tätigkeiten des 
„Erfinders, Entdeckers, Eroberers, Organisators 
und Händlers“ zerlegen lassen, sondern daß 
dieses Schema eine doch immerhin nicht ganz 
unwesentliche Eigenschaft außer Acht läßt, daß 
er nämlich ein Vollmensch sein muß, der nicht 
in der günstigen Buchbilanz allein sein Ideal sieht, 
` sondern in ihr nur das Mittel erblickt zu dem 
höheren Zweck, für die Allgemeinheit zu 
schaffen. Rudolf Wolfs Leben und Wirken zeigt 
uns, daß auch heute solche idealen Unter- 
nehmergestalten nicht ausgestorben sind, und 
daß das persönliche Moment in der Lei- 
tung des Wirtschaftsiebens auch jetzt noch von 
integrierender Bedeutung ist. 

Einer Magdeburger Gelehrtenfamilie ent- 
stammend — der Vater war Lehrer der Mathe- 
matik, der Geschichte und der griechischen 
Sprache am Domgymnasium — wurde Rudolf 
Ernst Wolf am 26. Juli 1831 geboren. Mit 
manchem anderen späteren Ingenieur teilte er 
die Abneigung gegen klassische Studien, viel- 
mehr trieb ihn ein tiefer innerer Drang zu einem 


Diese Worte Walter Rathenaus charak- 
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praktischen Berufe, dem damals noch wenig 
bekannten Stande des Maschinenbauers. Köstlich 
schildert Conrad Matschoß!) in seiner 
ausgezeichneten, anläßlich des Festtages der 
Firma R. Wolf herausgegebenen Geschichte des 
Werkes, unter welchen gegen heute ungleich 
schwierigeren Verhältnissen diese Berufswahl 
vor sich ging, welche Abneigung der Eltern 
zuerst gegen das damals noch mehr als heute 
wenig standesgemäße „schwarze Metier“ zu 
überwinden war. Magdeburg war in jenen 
Jahren noch nicht die lebhafte Industriestadt 
von heute; neben einigen kleineren gewerb- 
lichen Werkstätten war die Maschinenindustrie 
in zwei für damalige Verhältnisse größeren Fa- 
briken vertreten, in der Fürstlich Stolbergschen 
Maschinenfabrik (1907 aufgelöst), die besonders 
Maschinen für die Zuckerindustrie baute, und 
in dem heute unter dem Namen ‚„Maschinen- 
fabrik Buckau A.-G.“ rülımlich bekannten Werk, 
das sich unter der technischen Leitung des In- 
genicurs Alfred Tischbein in der Herstellung 
von Dampfschiffen, Dampfmaschinen und im all- 
gemeinen Maschinenbau bereits um die Mitte des 
19. Jahrhunderts einen Ruf erworben hatte. In 
dieser Fabrik arbeitete Wolf von Ostern 1847 
ab 21/, Jahre und eigncte sich trotz der auch 
damals wie heute noch in manchem industriellen 
Betriebe recht problematischen Volontärausbil- 
dung dank einem offenen Blick für seinen Beruf 
die praktischen Grundlagen für die folgende 
theoretische Ausbildung an, die im Sommer 
1849 auf der Provinzialgewerbeschule in Halber- 
stadt begann und im Oktober 1851 ihren Ab: 
schluß fand. Die erste Stellung bot sich dem 
jungen Ingenieur in der damaligen Zentrale des 
deutschen Maschinenbaus, in Berlin, in der 
Wöhlertschen Maschinenfabrik, wo er unter 
Hermann Gruson neben dem Lokomotiv- 
bau mit Dampfhämmern, Drehscheiben, Eisen- 
bahnoberbau und Sägemühlen zu tun hatte, also 
eine recht vielseitige Ausbildung erfuhr. Im 
April 1854 vertauschte er diese Stellung mit dem 
Posten eines Oberingenieurs der im Vergleich 
mit Wöhlert damals noch in den Anfängen be- 
griffenen Maschinenfabrik G. Kuhn in Stuttgart- 
Berg, die sich in den folgenden Jahren außer- 
ordentlich schnell entwickeln sollte. Hier ar- 
beitete unter ihm übrigens auch der junge Max 
Eyth, den Wolf sich aus der Fabrik in das 
Bureau als Ingenieur holte, und der ihm für 
diese Erlösung recht dankbar gewesen ist, wie 
er im „Hinter Pflug und Schraubstock‘ selbst 
erzählt. Bei Kuhn lernte Wolf die Maschine 
näher kennen, deren Vervollkommnung und Ver- 


3) „Die Maschinenfabrik R. Wolf, Magdeburg-Buckau, 1862 
bis 1912. Die Lebensgeschichte des Begründers, die Entwicklung 
der Werke und ihr heutiger Stand. Aus Anlaß des 50 jährigen 
Bestehens." Von Conrad Matschoß. Im Buchhandel zu 
beziehen durch Julius Springer, Berlin. 
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breitung später sein Lebenswerk werden sollte, 
die Lokomobile. Im Frühjahr 1862 gab er den 
Oberingenieurposten in Stuttgart auf, um seinen 
schon lange gelegten Plan, sich selbständig zu 
machen, zu verwirklichen. i 

In der damals noch eine besondere Gemeinde 
bildenden Stadt Buckau sollte die von ihm zu 
gründende erste deutsche Spezialfabrik für 
Lokomobilen ihren Platz finden. Nur klein war 
die Fläche, die den Werke zur Verfügung stand, 
gering die Betriebskraft, zu der eine Kuhnsche 
Lokomobile von 8 PS. genügte, und nur wenig 
zahlreich das Häuflein der Angestellten: ein 
Ingenieur, ein Buchhalter, ein Werkführer, zwei 
Schlosser, ein Tischler, zwei Arbeitsleute und 
ein Wächter bildeten das erste Personal, das 
am 16. Juni 1862 seine Tätigkeit begann. Der 
Anfang war dem jungen Unternehmer natürlich 
nicht leicht gemacht, und groß war seine Freude, 
als er seine erste Lokomobile von 8 PS. ver- 
kaufen konnte, die auf dem Gute des Amtsrats 
Bennecke in Athensleben bei Staßfurt aufge- 
stellt wurde. Hier lief sie bis zum Jahre 1837, 
in dem R. Wolf sie zurückkaufte; bis 1904 ver- 
wendete er sie im eigenen Betriebe als wert- 
vollstes Erinnerungsstück weiter und schenkte 
sie dann dem Deutschen Museum für Natur- 
wissenschaft und Technik in München. Von An- 
fang an hielt Wolf auf peinlichste Genauigkeit 
der Arbeit. Ein Vorkämpfer der damals noch 
weniger gewürdigten Präzision, wollte er stets 
nur Qualitätsarbeit liefern ohne Rücksicht auf 
die Herstellungskosten, und der Ruf seines 
Hauses ist nicht zum mindesten der hervor- 
ragenden Güte schon seiner ersten Maschinen 
zu verdanken. Gleich in den ersten Jahren ent- 
wickelte sich die Fabrik außerordentlich günstig 
und erfuhr zahlreiche Erweiterungen, bis die 
nach den Gründerjahren einsetzende wirtschaft- 
liche Depression auch dem jungen Unternehmen 
nicht erspart blieb. Bald aber kam wieder ein 
frischer Zug ins Wirtschaftsleben, und neue Auf- 
träge ließen die schlechten Zeiten wieder ver- 
gessen. Die im ersten Jahrzehnt nur wenig 
umfangreichen Räumlichkeiten erweiterten sich 
von Jahr zu Jahr, angrenzendes Gelände mußte 
zur Aufnahme neuer Baulichkeiten erworben 
werden; auch diese erwiesen sich bald wieder 
als zu klein, und heute ist das in Buckau ge- 
legene Terrain der Firma bis zur zulässigen, 
Grenze mit Gebäuden besetzt. Auch ein Mitte 
der neunziger Jahre an der Elbuferbalın in 
Buckau als Lagerplatz gepachtetes Gelände 
konnte das Ausdehnungsbedürfnis des kraftvoll 
aufstrebenden Werkes nur auf kurze Zeit be- 
friedigen, und so entschloßB man sich denn im 
März 1905 auf einem einige Jahre zuvor er- 
worbenen Terrain in der Salbker Feldflur ein 
zweites Werk erstehen zu lassen. Hier ist nun 
im Laufe der letzten Jahre eine gewerbliche 
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Musteranlage entstanden, die mit allen modernen 
Maschinen und Fabrikationsanlagen ausge- 
stattet ist; in einer abgeschlossenen Abteilung 
des Werkes befindet sich auch die seit 1907 auf- 
genommene Fabrikation von Dreschmaschinen 
und Strohpressen. Weiter haben hier die 1908 
in Betrieb genommene Riesenhalle der Eisen- 
gießerei, die Metall- und Tiegelstahlgießerei, die 
Modelltischlerei und die durch ihre gewaltigen 
Abmessungen auffallende Kesselschmiede ihren 
Platz gefunden. Bemerkenswert und für die 
ganze Wolfsche Fabrikationsweise charakte- 
ristisch ist das musterhaft angelegte Prüffeld. 
Die unwirtschaftliche Methode des Pronyschen 
Bremszaunes ist aufgegeben; die bei den Ver- 
suchen erzeugte Kraft wird in Bremsdynamos 
wirtschaftlich verwertet, im letzten Jahre er- 
gab sich hierbei ein Gewinn von 63 v. H. des 
Gesamtkraftbedarfs, die im Werk selbst wieder 
voll ausgenutzt werden konnten. Alles in allem 
genommen steht der Firma R. Wolf heute ein 
Areal von rund 300 000 qm zur Verfügung; aus 
den sechs Angestellten von 1862 ist ein Personal 
von rund 3400 Köpfen geworden. 

Rudolf Wolfs Tatkraft und Fleiß haben so 
im Aufblühen seines Werkes reichen Lohn und 


‚Anerkennung gefunden, die ihm auch von an- 


derer Seite zuteil wurde: Staat und Wissenschaft 
bewiesen dem vorwärtsstrebenden Industriellen 
ihre Anerkennung, ganz abgesehen von den zahl- 
reichen Auszeichnungen, die seine Erzeugnisse 
auf den von ihm beschickten Ausstellungen er- 
rangen. Im Jahre 1885 wurde er zum Kom- 
merzienrat, 1900 zum Geheimen Kommerzienrat 
ernannt; 1896 erhielt er die Königlich Preußische 
Goldene Staatsmedaille, und die schönste Ge- 
nugtuung fand sein Streben, als am 25. Mai 
1906 die _Charlottenburger Technische Hoch- 
schule ihm ehrenhalber die Würde eines Dr.-Ing. 
verlieh „wegen seiner hervorragenden Ver- 
dienste um den Ausbau der Lokomobile zu 
einer vollwertigen Dampfmaschine‘. Trotz 
seiner geschäftlichen starken Inanspruchnahme 
vernachlässigte Wolf aber auch außerhalb seines 
Werkes fachwissenschaftliche und staatsbürger- 
liche Interessen nicht. Im Jahre 1887/88 berief 
ihn der Verein Deutscher Ingenieure zu seinem 
Vorsitzenden, lange Jahre war er als Stadtrat 
in der Buckauer Gemeindeverwaltung tätig, 
ebenso als Handelsrichter und Mitglied der 
Handelskammer, wo er geschickt die Interessen 
der Industrie vertrat. Trotz schwerer Krankheit 
— gegen Ende der achtziger Jahre hatte er 
einen Schlaganfall erlitten — war es ihm noch 
lange Jahre vergönnt, sich an dem Aufblühen 
seines Werkes zu erfreuen. Am 20. November 
1910 endete der Tod sein arbeitreiches Leben. 
Sein Werk hinterließ er seinen beiden ältesten 
Söhnen Rudolf und Max Wolf, den heutigen 
Leitern der Firma R. Wolf. 
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Der geistvolle Ingenieur, der geschickte Kauf- 
mann und der scharfsinnige Organisator, der 
es schon früh verstand, sich selbständige Mit- 
arbeiter zur Leitung seines Werkes heran- 
zuziehen, vereinigten sich in R. Wolf zu dem 
Idealtypus eines Unternehmers, der dabei aber 
auch ein ausgezeichneter Arbeitgeber war, der 
Zeit seines Lebens in jedem seiner Angestellten 
einen Mitarbeiter an seinem Werke sah und für 
die Hebung der Lage seiner Arbeiter und die 
Sicherung ihres Alters durch Schaffung von 
Pensions- und Unterstützungskassen und von 
Erholungshäusern sowie durch reiche Zuschüsse 
zu Einrichtungen auf genossenschaftlicher 
Grundlage zu wirken suchte. 

Ein Vorbild für die deutsche Industrie ist 
das Wolfsche Werk durch seine musterhafte 
kaufmännische Organisation. Die Notwendigkeit 
einer streng rationellen Kalkulation war R. Wolf 
schon in den siebziger Jahren klar, als noch 
die Mehrzahl der deutschen industriellen Werke 
an dem alten Schema der Generalunkosten 
klebte. In seinem Betriebe entstand ein wissen- 
schaftliches Werk, das in der deutschen In- 
‚genieurwelt berechtigte Anerkennung gefunden 
hat, das von Wolfs langjährigem Mitarbeiter 
Albert Ballewski verfaßte Buch „Der Fabrik- 
betrieb‘ 2). Auch die Ausgestaltung der Propa- 
gandaabteilung der Firma R. Wolf, um aus der 
Gesamtorganisation noch ein Beispiel heraus- 
zugreifen, ist höchst interessant. Die Magde- 
burger Lokomobilenfabrik ist eines der ersten 
deutschen industriellen Werke gewesen, die eine 
planmäßige Exportpolitik getrieben und da- 
mit trotz der geringen Unterstützung, die der 
deutsche Gewerbefleiß bei seinen Kämpfen um 
den industriellen Weltmarkt, besonders dem 
englischen Wettbewerb gegenüber bei der Re- 
gierung findet, für die Verbreitung deutscher 
Erzeugnisse im Auslande gewirkt haben. Die 
individualisierende Behandlung der Käufer ist 
bei der Firma R. Wolf zu einem geradezu 
musterhaften System durchgeführt worden: jedes 
Volk, jede Käuferschicht wird dabei nach der 
für ihre Verhältnisse am besten geeigneten 
Methode behandelt. Mehr als 15000 der be- 
kannten Lokomobilplakate hängen, in deutscher, 
französischer, italienischer, spanischer, russi- 
scher und tschechischer Sprache abgefaßt, in 
den Wartesälen, Eisenbahnen, Dampfschiffen, 
Hotels und öffentlichen Gebäuden in allen 
Teilen der bewohnten Erde und verkünden dem 
Publikum den Ruhm deutschen Gewerbefleißes. 

In mehr als 1500 verschiedenen Zeitschriften 
erschienen 1911 die Anzeigen der Firma; der 
deutsche Hauptkatalog hatte eine Auflage von 
20000 Stück, der italienische, spanische, russische 
und englische eine solche von je 6000; vom 
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2) 3. Auflage 1912. Verlag von julius Springer, Berlin. 
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böhmischen, dänischen, holländischen, portu- 
giesischen und ungarischen betrug die Gesamt- 
auflage 12000 Stück. Außer diesen Hauptkata- 
logen, den schweren Geschützen der Reklame, 
wurden noch über 4 Millionen Flugblätter, 
70000 Ansichtskarten, außerdem Kataloghefte, 
Referenzlisten und andere Reklamedrucksachen 
im letzten Jahre ausgegeben. An Drucksachen 
aller Art verbraucht die. Propagandaabteilung 
jetzt jährlich 76 t. 

Das Verdienst R. Wolfs besteht, wie dies 
auch in dem Charlottenburger Doktordiplom 
zum Ausdruck gekommen ist, in dem Ausbau 
der Lokomobile zu einer hochwertigen Dampf- 
maschine. Schon vor seinem Auftreten auf dem 
industriellen Markte. war die Lokomobile in 
Landwirtschaft und Industrie als Antriebs- 
maschine angewendet?); auch deutsche Ma- 
schinenfabriken befaßten sich schon vorher mit 
dem Bau fahrbarer und ortsfester Lokomobilen, 
so z. B. Hoppe in Berlin, Kuhn in Stuttgart- 
Berg und die Maschinenfabrik Buckau. R. Wolf 
jedoch ist ihre Ausgestaltung zu einer wirk- 
lich rationellen Kraftmaschine deutscher 
Bauart zu verdanken. Die Vereinigung von 
Kessel und Maschine, die in England für einen 
oszillierenden Typus zu der scherzhaften Be- 
zeichnung „the monkey on the bear’s back“ 
Anlaß gab, schien die Anwendbarkeit der Loko- 
mobile, wenigstens in ihren fahrbaren Typen, 
nur auf kleinere Krafteinheiten zu beschränken; 
in den fünfziger Jahren lag die normale Leistung 
zwischen 6 und 8 PS., 10 PS. waren schon 
eine Seltenheit; der Dampfdruck betrug meistens 
nur 3 bis 4 Atm., wenn auch schon in Aus- 
nahmefällen 14 Atm. vorkamen?!). Kessel und 
Feuerbüchse älınelten schr dem „älteren Bru- 
der‘, der Lokomotive; die Maschine wurde, 
wenigstens bei kleineren Leistungen, meistens ` 
mit einem Zylinder ausgestattet, die Steuerung 
durch Muschelschieber bewirkt; die Regulierung 
war die denkbar einfachste: der Regulator 
wirkte ausschließlich auf die Drosselklappe. 
Wenn sich auch die Lokomobile, in ihrer Ge- 
samtanordnung betrachtet, bis heute nicht, viel 
verändert hat, so sind doch an ilıren Einzel- 
heiten die umfassendsten Veränderungen vorge- 
nommen worden. Schon Hoppe baute zylin- 
drische Röhrenkessel mit zylindrischer Feuer- 
büchse, die nach Lösung einer Schraubenver- 
bindung zusammen mit dem Rohrsystem heraus- 
gezogen werden konnte. Dieses System brachte 
R. Wolf bei seiner Lokomobile planmäßig und 
in betriebssicherer Bauart zur Anwendung. Die 
für seine Maschine charakteristische Anordnung 


8 Ueber die Entwicklung der Lokomobile vor R. Wolf vergl. 
Matschoß, Geschichte der Dampfmaschine, Berlin 1901, S. 265 
bis 266. Matschoß, Die Entwicklung der Dampfmaschine, 
Berlin 1908, I. S. 195, Il. S. 237-255. 


4) Matschoß,’a. a. O., IT S. 249. 
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der Heizrohre ermöglicht eine bequeme Reini- 
gung und leichte Reparaturen, ein bei unreinem 
und häufig wechselndem Speisewasser ausschlag- 
gebender Vorteil. Auf die Entwicklung der 
Einzelteile der Lokomobile selbst kann hier nicht 
näher eingegan ren werden, sondern es sei da- 
für auf die Spezialliteratur verwiesen 5). Wir 
wollen uns vielmehr auf einen kurzen Ueber- 
blick über die Entwicklung des Lokomobilbaus 
bei der Firma R. Wolf beschränken. 

Es sind hier drei Perioden zu unterscheiden. 
Der erste Zeitraum, von der Gründung des 
Werkes bis zum Anfang der achtziger Jahre 
reichend, ist die fast ausschließliche Domäne 
der Einzylindermaschine, deren wirtschaftliche 
Brauchbarkeit aber auch schon nicht gering war 
und z. B. auf der internationalen Lokomobil- 
Konkurrenz 1880 in Magdeburg durch den Sieg 
des Wolfschen Fabrikates bestätigt wurde 
(2,08 kg Kohle und 14,6 kg Dampf für die 
PS.-Stunde). Die zweite Periode beginnt, wenn 
man von den vorbereitenden Versuchen absieht, 
mit dem Jahre 1883, der Einführung des Ver- 
bundsystems. Schon in diesem Jahre war auf 
einem internationalen Wettbewerbe in Berlin eine 
Wolfsche Verbund-Lokomobile ihren Konkur- 
renten überlegen (1,328 kg Kohle, 8,76 kg Dampf 
für die PS.-St.).. Das Verbundsystem ermög- 
‘ichte auch die Aufnahme des Baus von Groß- 
okomebilen, die in einer Stärke bis zu 360 PS. 
nergestellt wurden, und deren Anwendungs- 
gebiet sich wegen dieser großen Einheiten 
gegenüber den kleineren Einzylindermaschinen 
stark erweiterte. Im Jahre 1896 begann dann 
Wolf mit den Versuchen, die Ueberhitzung auf 
die Lokomobile zu übertragen. Nach sorg- 
fältigen Vorarbeiten wurde 1898 die erste 
betricbsfähige Heißdampflokomobile fertig- 
gestellt; die erste Maschine dieser neuen Gat- 
tung, die für die dritte Fabrikationsperiode 
charakteristisch ist, kam 1901 in den Handel, 
wurde in Industrie und Landwirtschaft mit Er- 
folg abgesetzt und hat durch ihr wirtschaftliches 
Arbeiten die Verbreitung der Wolfschen Loko- 
mobile stark gefördert, namentlich die Ausfuhr 
außerordentlich gehoben. Diese Heißdampf- 
lokomobilen werden in Einheiten bis zu 900 PS. 
gebaut. 

Während 1871 die erste Wolfsche Lokomobile 
ins Ausland geliefert wurde, wo damals noch 
der englische Maschinenfabrikant Alleinherrscher 


— m —— 


6) Zeitschrift des V. D. I. 1863, S. 412; 1866, $. 738; 1880, 
S. 414; 1834, S. 913; 1888,1S. 773; 1891, S. 941; 1895, S. 321; 
1901, S. 1066; 1905, S. 189, 1147, 1191 ; 1906, S. 313; 19.8, S. 1590; 
1911, S. 41, 409. — Mitteilungen über Forschungsarbeiten, heraus- 
gegeben vom V. D.I, Heft 14116, S. 32 ff.; Heft 92, S. 59 ff. — 
»Die Entwicklung des landwirtschaftlichen Maschinenwesens in 
Deutschland“ (Arbeiten der Deutschen Landwirtschaftsgesellschaft, 
Heft 177), Berlin 1910: Fischer, Die Kraftmaschinen, 


8.353 ff. -— Lang, Die Maschine in der Rohproduktion, Berlin 


1904, 11. S. 75 ff. 
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war (man denke nur an die Reiseberichte Max 
Eyths), wird jetzt mehr als die Hälfte der 
jährlichen Erzeugung ausgeführt. Bis Ende 1911 
hat das Werk eine Gesamtleistung von weit 
über 900 000 PS. geliefert, davon allein 90 000 PS. 
im letzten Jahre. 


Für die Verbesserung der Konstruktion und 
Erhöhung der Wirtschaftlichkeit spricht die Ab- 
nahme des Kohlenverbrauches für die PS.-Stunde 
bei den einzelnen Maschinengattungen: 


1880: kg 

Einzylinder-Sattdampflokomobile 2,08 
1883: 

Sattdampfverbundlokomobile mit Kondensation 1,328 
1888: Desgl. 0,954 
1901: 

Heißdampfverbundlokomobile „ " 0,618 
1904: 

Heißdampftandemlokomobile „ " 0,567 
1909: Desgl. 0,44 


Welche Verringerung der Betriebskosten, 
d. h. welche Gesamtwirtschaftlichkeit diese Ver- 
vollkommnung der Wolfschen Lokomobile zur 
Folge gehabt hat, ergibt sich aus dem Vergleich 
dieser Zahlen, die durch eingehende, von un- 
parteiischen Sachverständigen durchgeführte 
Versuche ermittelt wurden. 


Von den in früheren Jahren noch herge- 
stellten Erzeugnissen bilden Dampfkessel ver- 
schiedener Systeme, Zentrifugalpumpen und 
Schiffsschrauben (die „Buckauer Schraube‘ mit 
schmiedeeisernen Flügeln) auch heute noch 
beachtenswerte Nebenzweige der Wolfschen 
Fabrikation. Seit der Eröffnung des Salbker 
Werkes ist dagegen der Bau von Dresch- 
maschinen und Strohpressen aufgenommen 
worden, ein Arbeitsgebiet, auf dem man dem 
ausländischen, in Sonderheit dem englischen 
Wettbewerb mit Erfolg zur Seite getreten ist. 
Die Angliederung dieses Fabrikationszweiges 
hat zur weiteren Verbreitung der Wolfschen 
Lokomobile in landwirtschaftlichen Abnehmer- 
kreisen stark beigetragen, denen die Firma jetzt 
vollständige Dreschsätze (Antrieblokomobile, 
Dreschmaschine und Strohpresse, nebst allen 
Hilfseinrichtungen) liefert. 


Die oben angeführte, zur Feier des fünf- 
zigjährigen Bestehens des Wolfschen Werkes 
von Conrad MatschoßB geschriebene Ge- 
schichte der Firma R. Wolf kann im Vergleich 
zu den zu solchen Anlässen leider noch oft 
herausgegebenen Reklame-Prachtbilderbüchern 
als musterhaft bezeichnet werden. Ueber den 
Rahmen einer Gelegenheitsschrift hinaus wird 
uns in dem Buche eine monographische Be- 
handlung des deutschen Lokomobilenbaues in 
seiner ältesten und hervorragendsten Spezial- 
fabrik geboten. Mit dem gediegenen Inhalt 
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stimmt die Form harmonisch überein. Fünf 
farbige Kunstblätter von Arthur Kampfs 
Meisterhand ergänzen neben einer Auswahl von 
49 Lichtbildern aus den Werkstätten in Buckau 
und Salbke, aus der rühmlich bekannten Magde- 
burger Druckerei A. Wohlfeld stammend, die 
Schrift zu einer wirklichen Festgabe. Sie 


l. 


Wenn wir nun auf die Nachteile, die 
sich an die Aktiengesellschaften knüpfen, näher 
eingehen, so ist in erster Linie die Spiel- 
leidenschaft und die Sucht nach müheloser 
Bereicherung in Betracht zu ziehen. Gewiß 
haben die Aktiengesellschaften diese Leiden- 
schaften nicht hervorgerufen, aber sie kommen 
ihnen entgegen. Sie ermöglichen weiten Kreisen 
die Beteiligung an gewagten und unsoliden Ge- 
schäften, sie erleichtern es unlauteren Elementen, 
die Leichtgläubigkeit des Publikums auszunutzen, 
sie bieten mit ihren zahlreichen, leicht über- 
tragbaren und im Ertrage wechselnden Papieren 
der Spielsucht ein sehr bequemes und willkom- 
menes Material, und sie haben dadurch dem 
Uebergreifen des Börsenspiels auf breite 
Schichten der Bevölkerung die Wege geebnet. 
Schon im 17. Jahrhundert, also im Beginn der 
neuen Entwicklung des Aktienwesens, traten 
diese Nachteile zutage, und seitdem ist die Ge- 
schichte des Börsenspiels auf das engste mit 
der Geschichte des Aktienwesens verknüpft ge- 
wesen, bis in unsere Tage hinein. 


Es liegt in der Natur des Menschen, daß die 
Spielsucht von Zeit zu Zeit besonders lebhaft 
wird. Sobald das der Fall ist, drängt sich alles 
zum Erwerb von Aktien, die einen Gewinn 
an der zeitlichen Kursdifferenz in Aussicht 
stellen. Bald reicht das vorhandene Aktien- 
material nicht mehr aus. Vorhandene Gesell- 
schaften veranstalten alsdann neue Aktien- 
emissionen, und viele neue Gesellschaften wer- 
den errichtet, weniger um dauernden wirtschaft- 
lichen Bedürfnissen zu genügen, als um mehr 
Spielmaterial zu schaffen. Das Pu- 
blikum nimmt in seiner Leichtgläubigkeit die 
Aktien der neuen Unternehmungen willig auf, 
ohne nach der wirtschaftlichen Berechtigung 
und der Solidarität dieser Unternehmungen zu 
fragen. Das machen sich natürlich findige Köpfe 
zunutze. Gründungsbanken, Gründungsgruppen 


zeigt uns auch das Vordringen der jungen 
Wissenschaft der technischen Geschichtsschrei- 
bung 6). Möge das Beispiel der Firma R. Wolf 
auch andere deutsche industrielle Werke dazu 
veranlassen, in ihren Festschriften wissen- 
schaftlich wertvolle Veröffentlichungen 
herauszugeben! 


Mängel in der Organisation unserer Aktiengesellschaften. 
Von Willy Brachvogel, Berlin-Friedenau. (Fortsetzung.) 


oder einzelne Personen treten mit allerlei Pro- 
jekten zu neuen Aktiengesellschaften hervor, 
und wenn sie nur einigermaßen durch glän- 
zende Namen, durch Reklamen, durch 
geschickt abgefaßte Prospekte zu 
blenden wissen, dann finden sie immer — und 
leider namentlich in den Kreisen der mittleren 
und kleineren Kapitalisten — Abnahme für ihre 
Papiere. Mit einer gewissen Beschämung muß 
man die Tatsache feststellen, daß noch immer 
in solchen Zeiten die unglaublichsten Gründun- 
gen in der Bevölkerung Anklang finden und 
oft mit großem Agio untergebracht werden. 
Daß damit häufig nur den Interessen einiger 
Gründer mit weitem Gewissen gedient wird, 
liegt auf der Hand, und daß die schmählichsten 
Ausschreitungen dabei möglich sind, haben die 
Vorkommnisse im Anfang der 70er Jahre, die 
Goldminenbewegung in den 90er Jahren und 
auch solche in neuerer Zeit deutlich bewiesen. 
Das deutsche Aktiengesetz vom 18. Juli 1884 
hat wenigstens gegen die schlimmsten Miß- 
bräuche einen Damm errichtet, der durch das 
neue deutsche Handelsgesetzbuch vom 10. Mai 
1897 noch verstärkt ist. Aber aus der Welt 
lassen sich auch damit Gründungsschwindel und 
blinde Spielwut nicht schaffen. 


Alle diese Ausschreitungen rächen sich schwer 
nicht nur an einem Teil derjenigen, welche 
selbst am Börsenspiel beteiligt sind, sondern 
auch an der ganzen Volkswirtschaft! 
Der starke Kapitalbedarf für Gründungen, für 
Reportzwecke u. dgl. entzieht anderen Gebieten 
des Wirtschaftslebens viele Mittel und verteuert 
ihnen den Kredit. Die leicht erworbenen Ge- 
winne derjenigen Spekulanten, welche erfolg- 
reich operiert haben, steigern den Luxuskonsum 
in übermäßiger Weise. Auch die Preise er- 
höhen sich meist in solchen Zeiten. Die Ar- 
beiter erstreben und erzwingen Lohnsteigerun- 


6) Vergl. Ergang, Technik und Geschichtswissenschaft. 
Zeitschrift des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure, 1912, S. 188. 
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gen, um gegenüber den gesteigerten Preisen 
ihrer Bedarfsartikel ihre Lebenshaltung nicht 
herabsetzen zu müssen und um auch Anteil an 
den besseren Marktverhältnissen zu erlangen. 
Das Verhältnis zwischen Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern wird gerade in solchen Zeiten 
leicht sehr gespannt, und das wirkt oft 
Jahre lang nach. 

Das Streben nach rascher und müheloser Be- 
reicherung führt zu einer Mißachtung der ehr- 
lichen, Schritt für Schritt sich vorwärts rin- 
genden Arbeit. Der Glanz, die Ueppig- 
keit und die gesellschaftliche Wert- 
schätzung der Spekulanten, die Erfolg ge- 
habt haben, tritt der Bevölkerung deutlich vor 
Augen, und leicht findet man dann auch heraus, 
daß die Mittel, die ihnen in die Höhe ge- 
holfen haben, nicht immer einwandfrei 
waren. Das ist geeignet, das sittliche Bewußt- 
sein der Bevölkerung in bedenklicher Weise 
zu schwächen. 


Von den neugegründeten Unternehmungen 
sind viele nicht lebensfähig und gehen bald zu- 
grunde; sie reißen Arbeiter, Beamte und Aktio- 
näre mit ins Verderben. Namentlich der 
Mittelstand, der sich durch die allgemeine 
Spielsucht zur Beteiligung an solchen Unter- 
nehmungen hat bestimmen lassen, erleidet oft 
eine empfindliche Kapitaleinbuße. 


Der unvermeidliche Rückschlag vernichtet 
dann auch viele ältere Unternehmungen, und 
so manche Bank, die ihre Mittel zu sehr in 
den Dienst der Spekulation gestellt hatte, geht 
mit zugrunde, wodurch wiederum ihre Kunden 
schwere Verluste erleiden. 


Soviel Gründungen auch durch die bisher 
besprochenen Umstände erklärt werden, es bleibt 
immer noch ein starker Bruchteil von Aktien- 
gesellschaften übrig, bei denen diese Gründe 
nicht ausreichen. Als ein besonders wichtiger 
Anreiz zur Gründung von Aktiengesellschaften 
drängt sich vielmehr noch der Umstand auf, daß 
die Aktien ein äußerst bequemes und 
beliebtes Material für die Börsen- 
spekulation sind. Die große Zahl der 
Aktien, ihre kleinen Nennbeträge, ihre leichte 
Erwerbung und Veräußerung und vor allem 
ihr wechselnder Marktpreis infolge der un- 
sicheren Gewinnaussichten machen sie beson- 
ders geeignet für die Zwecke aller derjenigen, 
welche an den zeitlichen Kursverschiebungen ge- 
winnen wollen. Man hat das von Anfang an 
erkannt, und je mehr der Börsenverkehr zu- 
nahm, desto wichtiger wurden die Aktien als 
Gegenstand des Börsenspiels. Heute liefern sie 
dass Hauptmaterial dafür. Die Erfahrung 
hat gezeigt, daß bei vielen Gründungen die 
Absicht obgewaltet hat, der Spekulation wei- 
teres Material zu schaffen. In den spekulativ 
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erregten Zeiten vermehren sich, wie ich schon 
anführte, regelmäßig die Gründungen sehr stark. 
Eine förmliche Nachfrage nach Gründungs- 
objekten entwickelt sich, und da in den günstig 
sich entwickelnden, bestehenden Unternehmun- 
gen cine gute Unterlage zur Gründung von 
Aktiengesellschaften, deren Papiere Anklang 
tinden, geboten ist, so werden in solchen Zeiten 
auch viele Umwandlungen vorgenommen. Die 
Neigung, günstige Aussichten sehr hoch zu be- 
werten, kommt gerade auch den Umwandlungen 
entgegen, da der bisherige Unternehmer auf 
diese Weise sein Geschäft zu Bedingungen ver- 
werten kann, die sonst bei privaten Einzel- 
käufern schwerlich erzielt werden. 
Gesellschaften, die zum Zweck der Schaffung 
von Spekulationsmaterial errichtet werden, 
müssen allerdings eine gewisse Größe haben, 
da Papiere kleiner Unternehmungen nicht 


zum Börsenhandel zugelassen werden. Immer- 
hin sind die Grenzen auch nach den 
neueren Bestimmungen in Deutschland nicht 
als große Erschwerung aufzufassen. Der 
Mindestbetrag des Grundkapital, von dem 
an die Zulassung zum Börsenhandel statt- 
finden kann, ist vom Bundesrat für die 


Börsen in Berlin, Hamburg und Frank- 
furt a. M. auf 1 Million Mark, für die 
übrigen deutschen Börsen auf 500000 Mark 
festgesetzt. Nur die Zulassung zum Börsen- 
terminhandel setzt ein Mindestkapital von 
20 Millionen Mark voraus. 

Wenn hiernach der Anstoß zur Gründung 
nicht weniger Gesellschaften durch die Absicht 
gegeben wurde, Material für die Börsenspeku- 
lation zu schaffen, so ist damit natürlich nicht 
gesagt, daß nun alle so entstandenen Unter- 
nehmungen unsolide und wirtschaftlich wertlos 
seien. Es finden sich auch hier gute 
und schlechte Unternehmungen nebenein- 
ander, und oft genug haben sich Unter- 
nehmungen, an deren Wiege Börsenspekulanten 
gestanden haben, zu großen und lebensfähigen, 
dauernd wertvollen wirtschaftlichen Anstalten 
entwickelt. 

Alle diese ungünstigen Wirkungen sind in 
letzter Linie auf die unausrottbaren Schwächen 
und Leidenschaften der menschlichen Natur 
zurückzuführen. Wenn die Aktiengesellschaften 
dabei eine große Rolle gespielt haben und noch 
spielen, so ist das ein Mißbrauch einer an sich 
nützlichen und notwendigen Unternehmungsform. 
Aber es ist nicht zu leugnen, daß dieser Miß- 
brauch und namentlich die Hineinziehung breiter, 
kapitalschwacher Kreise durch die Besonder- 
heiten der Aktiengesellschaften erleichtert wird. 

Das Zurücktreten der Person des Unterneh- 
mers, wie es bei Aktiengesellschaften besteht, 
hat aber zugleich auch die Folge, daß das per- 
sönliche Interesse des Unternehmers sich hier 
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nicht in den Weg stellt, wenn falsche Bahnen 
eingeschlagen werden sollen, und daß die Vor- 
teile, die der Einzelunternehmung aus der be- 
sonderen Tüchtigkeit und Unabhängigkeit des 
Unternehmers erwachsen, für die Aktiengesell- 
schaft in der Hauptsache unerreichbar sind. 

In der Leichtigkeit der Kapital- 
beschaffung und in der großen Kredit- 
fähigkeit liegt immer eine gewisse Ver- 
suchung zur Ueberschreitung der richtigen Gren- 
zen. Den Einzelunternehmer schützt dagegen 
auch bei großer Kreditfähigkeit in sehr vielen 
Fällen sein eigenes wohlverstandenes Interesse. 
Die Aktiengesellschaft unterliegt sehr oft dieser 
Versuchung, und die besonderen Zwecke, die 
nicht selten von den Gründern verfolgt werden, 
tragen noch zur Verstärkung der Gefahr bei. 
Wenn es so leicht ist, ein großes Grundkapital 
zusammenzubringen, so wird von vornherein 
nicht immer sorgfältig genug der Kapital- 
bedarf abgewogen. Eine Ueberlastung mit 
Kapital tritt oft ein, namentlich in Zeiten er- 
regter Spekulation. In solchen Zeiten ist es für 
die Gründer am leichtesten, Vermögensobjekte 
zu übermäßigen Preisen in die Gesellschaft zu 
bringen, und in solchen Zeiten findet das Stre- 
ben, durch Gründung neuer Gesellschaften mit 
großem Kapital weiteres Material für das 
Börsenspiel zu schaffen, sehr leicht Verwirk- 
lichung. Daher denn auch die vielen Kapitals- 
ermäßigungen, die bei den kurz vor einer 
Krisis entstandenen Gesellschaften nach dem Ein- 
tritt des Rückschlages nötig werden! Die große 
Kreditfähigkeit führt auch dazu, daß durch 
Heranziehung fremder Kapitalien das Unter- 
nehmen zu stark und sprungweise ver- 
größBert wird. Der verständige Einzelunter- 
nehmer sorgt in seinem eigenen Interesse da- 
für, daß das Unternehmen aus seinen Erträg- 
nissen allmählich vergrößert wird, und zieht da- 
bei fremdes Kapital nur in dem dringend 
notwendigen Umfange heran. Bei der 
Aktiengesellschaft fehlt dies Gegengewicht um 
so mehr, je größer und je wechselnder der 
Kreis der Aktionäre ist und je eifriger ihre 
Mehrheit auf rasche Erzielung hoher Dividen- 
den und großer Kursgewinne bedacht ist. Man 
muß aber hinzusetzen, daß es auch Aktien- 
gesellschaften gibt, deren Vorgehen in dieser 
Bezichung dem Verhalten der Einzelunter- 
nehmer nahe kommt. Die Zusammen- 
setzung und Auffassung der Aktionäre 
und der Verwaltungsorgane der Gesellschaft 
spielen in all diesen Dingen doch cine große 
Rolle, und eine ansehnliche Zahl von Aktien- 
gesellschaften wird durchaus gut und solide ver- 
waltet und vermeidet deshalb die in Rede 
stehenden Gefahren. 

Eine andere Gefahr, 
schaft ausgesetzt ist, 


der die Aktiengesell- 
muß in der Neigung, 
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große Dividenden durch riskante Ge- 
schäfte zu erzielen, erblickt werden. Ob die 
Gefahr sich verwirklicht, hängt wieder von der 
Eigenart und Auffassung der leitenden Organe 
und der Mehrheit der Aktionäre ab. Daß es 
aber oft zu solchem, schließlich nur auf den 
Augenblickserfolg hinarbeitendem Verfahren ge- 
kommen ist, läßt sich schlechterdings nicht 
leugnen, und ebensowenig kann bestritten wer- 
den, daß dies oft unter Billigung der 
Aktionäre geschehen ist. Je loser sie mit 
dem Unternehmen verknüpft sind, desto eher 
sind sie mit diesem Vorgehen einverstanden, so 
lange sie dabei in Dividenden oder Kurs- 
gewinnen ihre Rechnung finden. Erst wenn der 
Erfolg ihren Erwartungen nicht entspricht, 
wenden sie sich mit mehr oder minder großer 
Entrüstung gegen das Vorgehen der leitenden 
Beamten, die dann oft genug als Sündenböcke 
dienen müssen. 

Dazu kommt, daß der Betrieb der Aktien- 
gesellschaft im Verhältnis kostspieliger ist 
als der gleich großer Einzelunternehmen. Schon 
der Umstand, daß die Unternehmerarbeit nicht 
von den Unternehmern selbst durchgeführt wird, 
sondern auf Gesellschaftsbeamte abgewälzt wer- 
den muß, bedingt einen kostspieligeren Be- 
trieb. Ueberhaupt ist der Verwaltungsapparat 
der Aktiengesellschaften mit ihren mehrglie- 
drigen Vorständen und Aufsichts- 
räten komplizierter und deshalb auch 
teurer als die einfachen Formen, die der 
selbstwirtschaftende Einzelunternehmer anwenden 
kann. Auch in dieser Beziehung machen natür- 
lich die Zusammensetzung und die Auffassung 
der Verwaltungsorgane cinen großen Unter- 
schied. 

In dem Umstand, daß die Aktionäre in der 
Regel an der Unternehmerarbeit nicht be- 
teiligt sind, liegt an und für sich schon eine 
Schwäche des Aktienbetriebes. Die mit der 
Durchführung der Unternehmerarbeit betrauten 
leitenden Beamten der Aktiengesell- 
schaften sind leicht absetzbar und darum ab- 
hängig von der Auffassung der Mehrheit der 
Aktionäre und unter Umständen auch von ein- 
zelnen besonders einflußreichen Aktionären. 
Anderseits besteht eine so enge Verknüpfung 
ihrer ganzen Existenz mit dem Unternehmen, 
wie sie beim Einzelunternehmer vorliegt, in der 
Regel nicht und kann auch durch die Tan- 
tiemebeteiligung nicht erzeugt werden. Diese 
Beamten stehen dann in der Regel Aktionären 
gegenüber, die in ihrer Mehrzahl mit dem Be- 
triebe des Unternehmens nicht vertraut sind und 
nicht vertraut sein können, die oft nicht einmal 
das nötige technische Verständnis da- 
für haben, die vielfach nicht dauernd an dem 
Unternehmen interessiert sind, sondern sich nur 
vorübergehend — vielleicht zu Spekula- 
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tionszwecken — daran beteiligen und oft genug 
nur an ihre Dividenden und Ku’sgewinne den- 
ken. Es gehört nicht nur große Geschäfts- 
gewandtheit, es gehört auch Mut, Rück- 
grat, lebendiges Pflichtgefühl und 
Aufopferungsfähigkeit dazu, in solchen 
Verhältnissen immer nur das zu tun, was dem 
dauernden Interesse des Unternehmens 
frommt. Von dem Vorhandensein dieser Eigen- 
schaften bei den leitenden Beamten hängt der 
Erfolg des Unternehmens zum großen Teile ab. 
Man darf unumwunden anerkennen, daß ein an- 
sehnlicher Teil der leitenden Beamten den be- 
zeichnenden Anforderungen durchaus genügt. 
Aber diese Anforderungen sind hoch, und nicht 
alle werden ihnen gerecht, mancher wird auch 
an den unrechten Platz gestellt, weil die zur 
Berufung der leitenden Personen zuständigen 
Gesellschaftsorgane sich leicht vergreifen können. 
Namentlich in Zeiten lebhafter Gründungstätig- 
keit kann das eintreten, weil da eine größere 
Nachfrage. nach passenden Personen herrscht. 


Nun soll der Aufsichtsrat die Geschäftsfüh- 
rung überwachen. Aber wer überwacht den 
Aufsichtsrat? Seine Unparteilichkeit zu 
sichern dadurch, daß die Mitglieder nicht Aktio- 
näre zu sein brauchen, erscheint als ein Aus- 
weg von zweifelhaftem Werte. Das Richtige ist 
doch wohl, die großen Aktionäre hineinzu- 
setzen, die selbst ein lebhaftes Interesse am 
Wohl und Wehe der Gesellschaft haben. Die 
Aktiengesellschaft muß in der Hauptsache doch 
von ihren Beamten geleitet werden und teilt 
mit der öffentlichen Unternehmung die Eigenart 
und Schwächen des Beamtenbetriebes. Entweder 
wird den leitenden Beamten eine sehr freie 
Stellung eingeräumt; dann besteht die Ge- 
fahr einer ungetreuen oder nachlässi- 
gen Verwaltung. Oder der Vorstand wird 
in seinen Befugnissen eingeengt, nach dem 
Kollegialsystem eingerichtet und in wichtigen 
Dingen an die Zustimmung des Aufsichtsrats 
gebunden. Dann wird die Verwaltung schwer- 
fällig, langsam, unfähig den Kon- 
junkturen zu folgen. Je einfacher, 
gleichmäßiger ein Betrieb ist, je mehr er nach 
ganz festen Regeln geleitet werden muß, je 
mehr das Kapital automatisch arbeitet, um so 


eher eignet er sich zu einem Beamtenbctrieb. 


Nachteilig wirkt bei Aktiengesellschaften 
weiterhin der Umstand, daß die Kontrolle 
über die niederen Beamten nicht immer mit der 
nötigen Wirksamkeit durchgeführt wird. Das 
Auge des Unternehmers, dessen ganzes wirt- 
schaftliches Sein und dessen gesellschaftliche 


Es 
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Stellung mit dem Unternehmen verwachsen ist 
und der ihm seine Arbeitskraft dauernd widmet, 
sieht oft schärfer als das des besten Beamten. 


Die Generalversammlung vollends 
als das oberste Willensorgan der Gesellschaft 
ist zu schnellem Eingreifen nicht geeignet. Da 
sie meist aus Personen besteht, die der Mehrheit 
nach mit den technischen und wirtschaftlichen 
Existenzbedingungen des Unternehmens nicht 
vertraut sind, so ist ihr auch bei gutem Willen 
ein sachverständiges Einzreifen überhaupt in der 
Regel versagt. Uecberdies ist vielfach das Inter- 
esse der einzelnen Aktionäre an dem dauernden 
Gedeihen des Unternehmens so gering, daß sie 
selbst bei wichtigen Anlässen nicht in der 
Generalversammlung erscheinen. Ist — was 
auch häufig vorkommt — die Generalversamm- 
lung dem Einfluß bestimmter Gruppen 
von Aktionären oder dem Einfluß des Grün- 
dungskonsortiums unterworfen, so wird sie 
unter Umständen zur Förderung von Son- 
derinteressen benutzt. Mit einem Wort, 
die Aktiengesellschaft, so sehr sie auch an 
Kapitalkraft der Einzelunternehmung überlegen 
ist, steht der letzteren unbedingt erheb- 
lich nach, soweit es sich handelt um ein- 
heitliche energische Leitung, um Erkennen und 
Benutzen schwankender Konjunkturen, um 
rasch entschlossene Betriebsführung. 


Wir sehen also, daß die leitenden Beamten 
der Aktiengesellschaften in vieler Hinsicht 
Unternehmerfunktionen zu erfüllen haben, daß 
sie aber doch eine andere Stellung zur Aktien- 
gesellschaft einnehmen als der Einzelunternch- 
mer zu seinem Geschäft. Zum großen Teil be- 
ruht diese Verschiedenheit darauf, daß die lei- 


tenden Beamten der Aktiengesellschaften im 
wesentlichen über fremde Kapitalien ver- 
fügen, während beim Einzelunternehmen die 


Unternehmerstellung und der Kapitalbesitz meist 
ineiner Person vereinigt sind. Aus diesem 
Grunde müssen die Beamten es sich gefallen 
lassen, daß noch andere Personen — die Groß- 
aktionäre, die Emissionsbanken — einen Ein- 
fluß auf das Unternehmen beanspruchen. Aus 
dem gleichen Grunde ergibt sich auch, daß die 
Beamten regelmäßig nicht so innig mit ihrem 
Unternehmen verbunden sind, wie dies bei dem 
Einzelunternehmer der Fall ist. Zweifellos ist 
die größere Lockerheit der Beziehungen 
zwischen leitenden Beamten und Unternehmen in 
vielen Fällen ein Nachteil für die Aktiengesell- 
schaften, und viele trübe Erfahrungen, die man 
mit dem Aktiengesellschaftswesen gemacht hat, 
sind gerade auf diesen Punkt zurückzuführen. 
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: Bildungs- und Standesfragen. 


Die Bezeichnung „Architekt“. In einem Pro- 
zeß zwischen einer Baugewerksinnung und einem 
Bauunternehmer wegen Unterlassung der Be- 
zeichnung als Architekt hat die Handelskammer 
auf Anfrage eines Gerichts, unter welchen Vor- 
aussetzungen nach den Anschauungen des Ver- 
kehrsiebens die Bezeichnung Architekt für einen 
Bauunternehmer üblich und zulässig ist, der 
keine akademische Bildung hat, nachstchendes 
charakteristisches Gutachten erstattet: Nach den 
Anschauungen des Verkehrs kann sich jeder 
Architekt nennen, der sich mit Entwürfen und 
zeichnerischen Arbeiten beschäftigt, die in 
irgendeiner Weise mit dem Baugewerbe im Zu- 
sammenhang stehen; im Verkehrslieben wird 
beispielsweise von Architekten für Innenaus- 
stattung, von Möbelarchitekten, Gartenarchi- 
tekten und von Architekten schlechtweg ge- 
sprochen, ohne daß hierbei an eine besonders 
künstlerische Befähigung gedacht wird, die wohl 
auch kaum, da die Ansichten über Kunst und 
künstlerische Arbeiten auseinandergehen, Anhalt- 
punkte für die Berechtigung, sich Architekt 
zu nennen, abgeben kann. Im Verkehrsieben 
erwartet man vielmehr von einem Architekten, 
daß er Entwürfe und Skizzen selbständig an- 
zufertigen vermag, ohne daß es, wie beispiels- 
weise bei Maurer- und Zimmermeistern, auf den 
Nachweis einer besonderen Vorbildung ankommt. 
Wir weisen schließlich auf die bisher ergebnis- 
losen und teilweise auch in Architektenkreisen 
auf Widerspruch stoßenden Bestrebungen des 
Bundes Deutscher Architekten hin, eine gesetz- 
liche Regelung des Titels „Architekt“ dahin- 
gehend herbeizuführen, daß nur derjenige sich 
Architekt nennen darf, der lediglich zeichnerische 
Arbeiten für Bauten, Ausstattungen usw. gegen 
Entgelt liefert, ohne die Bauarbeiten gleich- 
zeitig selbst auszuführen. 

(Derartige Gutachten beweisen immer aufs 
neue, daß auch für die Architekten der „®ipf.- 
Sing.“ ein durchaus erstrebenswerter Grad ist. 

D. Schrift!.) 


: Hochschulnachrichten. ; 


Dr. Hans Gehrig, Privatdozent an der 
Universität Halle, wurde als Nachfolger Pro- 
fessors von Wiese als etatsmäßiger Professor 
für Nationalökonomie an die Technische Hoch- 
schule in Hannover berufen. 


Bildungs- und Standesfragen — Hochschulnachrichten 


Die neue Diplomprüfungs-Ordnung der Ab- 
teilung für Maschinen-Ingenieurwesen an der 
Techn. Hochschule Berlin. Die neue Diplom- 
prüfungs-Ordnung zeigt klar die Tendenz zum 
Spezialisieren und brinst auch einige Erleichte- 
rungen. In der Fachrichtung für allgemeinen 
Maschinenbau sind zur Hauptprüfung statt der 
vier bisher einzureichenden Studienarbeiten nur 
noch drei erforderlich, und zwar 1. eine Turbo- 
maschine, 2. eine Kolbenmaschine, von denen 
die eine oder die andere dem Gebiete der 
Hydraulik bzw. der Wärmetechnik angehören 
muß, 3. eine Hebemaschine oder Werkzeug- 
maschine oder ein: Heizungs- und Lüftungs- 
anlage oder Kesselanlave. Neu ist hierbei die 
Einteilung in Turbo- und Kolbenmaschinen, 
dann die Aufnahme von Heizungs- und Lüf- 
tungsanlagen als Studienarbeit, die auch in der. 
Fachrichtung für Verkehrs-Maschinenbau in Be- 
tracht kommt. Mit Ausnahme der Wahlgebiete 
für Laboratoriums-Ingenieure und Verwaltungs- 
Ingenieure ist die Anzahl der Uebungsarbeiten 
vermindert worden; anderseits ist eine Er- 
weiterung darin zu sehen, daß die Verkehrs- 
Maschineningenieure eine Studienarbeit auch aus 
dem Gebiete des Gasmaschinenbaues wählen, 
und daß die Laboratoriums-Ingenieure Uebungs- 
arbeiten aus der Prüfungsanstalt für Heizungs- 
und Lüftungseinrichtungen oder aus dem Ver- 
suchsfeld für Werkzeugmaschinen einreichen 
können. 


Elektrotechnik ist in zwei Richtungen in 
Stark- und Schwachstromtechnik geteilt. Der 
Prüfungsplan für Starkstromtechnik hat sich nur 
in der bereits erwähnten Verminderung der 
Uebungsarbeiten verändert; der für Schwach- 
stromtechnik hat an erster Stelle den Entwurf 
einer Werkzeugmaschine, außerdem unterscheidet 
er sich von dem Vorhergehenden dadurch, daß 
statt einer elektrischen Beleuchtungs-, Kraft- oder 
Bahnanlage eine Telephon- oder Telegraphen- 
anlage oder Signalanlage und statt den Arbeiten 
aus dem Maschinenlaboratorium die aus dem 
Schwachstrom-Laboratorium einzureichen sind. 


Die Prüfungsordnung für Verwaltungs-In- 
genieure ist dieselbe geblieben, nur insofern er- 
weitert, daß statt der Berechnung und Gesamt- 
entwurfes einer Fabrikanlage oder Verkehrs- 
anlage mit Genehmigung des Abteilungs-Kol- 
legiums eine Arbeit aus dem Gebiet der Staats- 
wissenschaften gewählt werden kann. 


Die mündliche Prüfung ist durch die Ein- 
teilung in Grund- und Sonderfächer geändert 
und erleichtert worden. Die Uebertragung des 
französischen oder englischen Aufsatzes fällt 
weg, ebenso Grundlagen der Rechtswissen- 
schaften, mit Ausnahme für das Wahlgebiet Ver- 
waltung im Sonderfach, ferner Bauanlagen, aus- 
genommen Verkehrsmaschinenbau und Verwal- 


Von Vereinen und Kongressen 


tung. Jeder wird in den Grundfächern (5—6) 
und in zwei Sonderfächern, die speziell fach- 
lich oder allgemein technisch-wissenschaftlich 
sein können, geprüft. 

Die Diplom-Vorprüfung ist unverändert ge- 
blieben. 


Doktor-Dissertationen. 


Teehnische Hoehschule Berlin. 


Untersuchungen über magnetische 
Hysteresis von ®Pipt.-Sng. Fritz Holm, Nettel- 
grund. Berlin 1912. 


Technische Hochschule Darmstadt. 

Ueber den Ausgleich periodischer 
Energieschwankungen in Drehstrom- 
netzen von Dipl.-Ing. P. Lohmann. Berlin 1912. 

Sicherheits- und Empfindlichkeits- 
faktor des Leitungsschutzsystems von 
Merz & Price von Dipl.-S$ng. Karl Ruhlmann, 
Detmold. Julius Springer, Berlin 1912. 


Technische Hochschule München. 
Ueber Eisencyanide von Dipl.-Ing. Lud- 
wig Oerstacker. 


- Von Vereinen und Kongressen. ; 


Kongreß des Deutschen Volkswirtschaftlichen 
Verbandes. Die im Volkswirtschaftlichen Ver- 
bande vereinigten praktischen Volkswirte, Syn- 
dici und Geschäftsführer der Kammern, Ver- 
eine, Genossenschaften usw. versammelten sich 
anläßlich des zehnjährigen Bestehens ihrer über 
das ganze Reich und die deutschsprachlichen 
Gebiete Oesterreichs und der Schweiz ausge- 
dehnten Organisation am 5. und 6. v. M. zu 
einem Volkswirtschaftlichen Kongreß in Berlin. 
Den Vorsitz führten Professor Dr. H. Albrecht 
von der Zentralstelle für Volkswohlfahrt und 
Abgeordneter Dr. O. Ehlers von der Handels- 
kammer Berlin. 


Am ersten Tage stand ein sozialpolitisches 
Thema zur Verhandlung, „Einheitliches Privat- 
beamtenrecht und volkswirtschaftliche Beamte“, 
worüber Rechtsanwalt W. Bittermann und Ver- 
bandssyndikus Dr. H. E. Krueger referierten. 
Nach einer eingehenden Diskussion, an der sich 
eine Reihe bekannter Nationalökonomen be- 
teiligten — so der Generalsekretär des Verban- 
des Deutscher Gewerbe- und Kaufmannsgerichte 
Rechtsanwalt Dr. Baum, Dr. H. J. Thissen von 
der Reichsversicherungs-Anstalt für Privatange- 
stellte, Landtagsabgeordneter Dr. W. Wendlandt, 
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Karl Sohlich, einer der geistigen Führer der 
Privatangestelltenbewegung, sowie Dr. Jj. W. 
Brandt u. a. — wurde das Thema einer Ar- 
beitskommission überwiesen, mit dem Auftrage, 
für den bevorstehenden Juristentag im Septem- 
ber zu Wien bestimmte Leitsätze vom Stand- 
punkt der volkswirtschaftliichen Beamten zu 
formulieren. 


Der zweite Tag war einem. wirtschaftspoliti- 
schem Thema „Die Institution der Handelssachver- 
ständigen und der Land- und Forstwirtschaft- 
lichen Sachverständigen, ihre Entwicklung und 


Zukunft“ gewidmet. 


Als erster Referent berichtete der frühere 
Handelssachverständige Ingenieur Dr. O. Goebel 
über die Institution der Handelssachverständigen. 
Aufgabe des Handelssachverständigen sei es, die 
Berichterstattung zu einer für das Erwerbsicben 
wirksamsten Form auszubauen. Die bis- 
herige Verwendung von Handelssachverstän- 
digen bedeute kaum mehr als einen bescheidenen 
Versuch, was sich aus rein zahlmäßiger Gegen- 
überstellung ergebe, indem auf rund 1000 im 
Reichsdienst stehende Berufs- und Wahlkonsuln 
nur 15 Handelssachverständige entfallen. Refe- 
rent hält die Zukunft des Institutes der Handels- 
sachverständigen in der heutigen Form davon 
abhängig, daß eine Reihe von Fragen glücklich 
gelöst werde. Als deren wichtigste bezeichnet 
er: dic Feststellung und Erhöhung der Zahl 
von im Ausland anzustellenden Handelssachver- 
ständigen, die Abgrenzung ihrer Dienstbefug- 
nisse von der konsularischen Tätigkeit und Be- 
richterstattung, die Zusammenfassung der Be- 
richterstattung seitens einer geeigneten inlän- 
dischen Zentralstelle, die Auswahl ge- 
eigneter Anwärter für diese Stellen, die Erhal- 
tung bewährter Sachverständiger und ihrer Er- 
fahrungen für den Staatsdienst und damit für 
die Interessen der Allgemeinheit, die Kontinuität 
der Berichterstattung und die Ausnutzung der 
Sachverständigeninstitution durch die Erwerbs- 
kreise. 


Als zweiter Referent berichtete der frühere 
Landwirtschaftliche Sachverständige des Reiches 
A. Borchardt über die Institution der Land- und 
Forstwirtschaftlichen Sachverständigen. Er betont 
die Größe und Vielseitigkeit der an die Land- 
und Forstwirtschaftlichen Sachverständigen heran- 
tretenden Aufgaben, die auf die Initiative des 
Einzelnen verwirrend wirken und im Interesse 
einheitlicher und zielbewußter Ansammlung 
nutzbringenden Stoffes vom Inland gestellt 
werden müssen. In den 17 Jahren des bis- 
herigen Bestchens der Institution sei eine be- 
friedigende Gesamtleistung nicht erreicht 
worden, die Gesamtleistung befinde sich unge- 
achtet der Tüchtickeit des einzelnen Sachver- 
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ständigen auf absteigender Linie, was dem gel- 
tenden System verdankt werde, .nach welchem 
der Landwirtschaftliche Sachverständige — eben- 
so wie der Handelssachverständige — im Reichs- 
dienste keinerlei Zukunftsausssich- 
ten habe. Der Referent schlägt vor, eine be- 
hördliche Zentralinstanz zu schaffen, der 
die Leitung der Sachverständigen obliegt, denen 
man etatsmäßige Anstellung nach eingetretener 
Bewährung im Auslandsdienst und Gleichstellung 
mit den höheren Staatsbeamten gewähren müsse. 
Diese einer Reichsbehörde anzugliedernde Zen- 
tralinstanz müsse für cine wahrhaft nutzbrin- 
gende Entwicklung der Sachverständigen-Ein- 
richtung mit ganzer Kraft eintreten, die aus dem 
Auslandsdienst zurückkehrenden Sachverständi- 
gen beschäftigen und dem Staatsdienst erhalten 
und durch zu beantragende Erhöhung des Sach- 
verständigenfonds den andernfalls bei Schaffung 
neuer etatsmäßiger Stellen vorliegenden finan- 
ziellen Schwierigkeiten entgegentreten. Finde 
sich keine geeignete, zur Angliederung der 
Sachverständigen bereite Behörde, so müsse 
eine private Organisation ins Leben gerufen 
werden, was dann allerdings einen weniger 
glücklichen Ausweg bedeuten werde. 

Diese kritischen Ausführungen und Reform- 
vorschläge fanden im allgemeinen volle Zustim- 
mung in der Diskussion, in der besonders Prak- 
tiker sprachen, so Dr. W. Borgius vom Handels- 
vertragsverein, H. Sundermann von der Deut- 
schen Landwirtschafts-Gesellschaft, Abgeordneter 
Dr. Wendlandt, der insbesondere konstatierte, 
daß es die wirtschaftlichen Organisationen wahr- 
lich nicht hätten an Anträgen bei den Reichs- 
behörden fehlen lassen, die den Referenten als 
notwendig erscheinende Zentralinstanz für 
eine Vermittlung zwischen den Sachverständi- 
gen und den Bedürfnissen des Wirtschaftslebens 
zu schaffen; jedoch seien dahingehende An- 
träge des früheren Ausschusses für die Errich- 
tung einer Reichshandelsstelle sowie auch des 
Deutschen Handelstages, und ferner zwei An- 
träge des Reichstages nicht nur ohne Erfolg, 
sondern sogar ohne jede Antwort seitens der 
Reichsbehörden geblieben. Der Vorsitzende des 
Vereins Berliner Kaufleute und Industrieller, 
Direktor Dr. Waldschmidt, beleuchtete insbe- 
sondere die Stellung der Großindustrie zur Sach- 
verständigenfrage, und befürwortete die Ent- 
sendung von Sachverständigen mit Spezialkennt- 
nissen und Spezialaufträgen für einzelne In- 
dustriezweige anstatt der generellen Handels- 
und Landwirtschaftlichen Sachverständigen, die 
vor Aufgaben ständen, zu deren Lösung Halb- 
götter erforderlich wären. Es. wurde sodann 
beschlossen, die gesamten Verhandlungen im 
Druck erscheinen zu lassen und den wirt- 
schaftlichen Interessenvertretungen sowie den 
Reichsbehörden zu unterbreiten. 


Die Veranstaltung ,Volkswirtschaftlicher 


Kongresse‘, die seitens der praktischen Volks- 
wirte schon seit längerer Zeit geplant worden. 
war, dürfte nach dieser ergebnisreichen Tagung 
zu einer ständigen Einrichtung des Volkswirt- 
schaftlichen Verbandes werden. 


Buchbesprechung. 
Aufstieg und Niedergang der Völker nach 
volksorganischer Geschichtsauffassung. Von 


einem Deutschen. 2. A. 1911. (3—5. Tausend). 
160 S. Volkserzieher-Verlag, Berlin-Schlachten- 
see. M. 23,—. 


Die erste Auflage (2200) dieses Völkerbuches, 
welches dem Gedankenkreis des Nationalöko- 
nomen Prof. Ruhland entspringt, war nach 
sechs Monaten vergriffen. 


Um den Geist zu kennzeichnen, in dem es 
geschrieben, ist ihm ein umfangreiches Motto 
beigegeben, welches sich auf Pestalozzi, Goethe 
und Bismarck stützt. — Nach Pestalozzi ist 
alle Menschheit im innersten Wesen gleich. 
Goethe sagt, daß der im Dunkel unerfahren bleibt, 
der nicht von 3000 Jahren sich Rechenschaft 
zu geben weiß usw., und Bismarck erklärt, 
daß auch der mächtigste Monarch und der ge- 
schickteste Staatsmann die Zukunft nicht be- 
herrschen und leiten kann, daß sich die Welt- 
geschichte nicht machen läßt, sondern daß das 
Staatsschiff auf dem Strom der geschichtlichen 
Entwicklung nur gesteuert werden kann, wenn 
man sorgfältig auf den Kompaß der salus pu- 
blica blickt und diese richtig zu beurteilen weiß. 
Die geschichtliche Logik sei noch genauer in 
ihren Revisionen als die Oberrechnungskammer. 
— Das heißt also: Die Geschichte muß die 
Lehrmeisterin der Völker sein. 


In dem Buch wird die Geschichte der Juden, 
Griechen, Römer und Islamiten, die Entwicklung 
des Kapitalismus des christlichen Abendlandes 
und ihrer Kirche vorgeführt, der Uebergang 
der Seeherrschaft von den italienischen Handels- 
staaten an Portugal, Spanien, Frankreich und 
England und ihre Lehren beschrieben und zum 
Schluß die Kapitalisierung von Deutschland be- 
handelt. Es wird geschildert, wie der Auf- 
stieg und Niedergang der Völker mit den wirt- 
schaftlichen Mißständen der kapitalistischen 
Epoche zusammenhängt. — In Hellas hat der 
industrielle Kapitalismus die letzte Spur der 
Zusammengehörigkeit der kleinen Staaten und 
Städte verlöscht, das eigene Volkstum ge- 
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schwächt und vernichtet. Es wird auf die 
Kritik seitens der griechischen Literatur hin- 
gewiesen. Plato sagte, daß nicht Anhäufung 
von Kapital mit allen Mitteln, sondern Kampf 
gegen Reichtum und Armut die Hauptauf- 
gabe des Staates sein soll. Aristoteles erklärte 
in seiner Politik, daß der mittlere Besitz von 
Gütern der beste von allen ist. Es sei hier 
erwähnt, daß es dem Staatsgelehrten Lorenz von 
Stein als großes Verdienst angerechnet wird, 
in seinen Schriften immer und immer wieder 
diese Erkenntnis betont zu haben. In Rom 
war die völlige Vernichtung des Mittelstandes 
die Folge der kapitalistischen Entwicklung. Für 
das ältere republikanische Rom galt der Satz, 
daß latifundia Romam perdidere! 


Bei den italienischen Handelsstaaten wird 
festgestellt, daß in einem überwiegend kapi- 
talistischen Staat und in Republiken die Staats- 
leitung zu übermäßiger Begünstigung von Han- 
del und Industrie verleitet werde. Durch das 
Ueberwiegen dieser komme der Staat auf 
schwankende Grundlage. Der „Nur—Handels- 
staat‘ scheine von Augustin mit Recht als 
„seßhaft gewordene Räuberbande‘“ bezeichnet 
zu werden. 


Die Bedeutung der Verdrängung des mit 
den germanischen Völkern „gewachsenen“ 
intratribalen Rechtes in Deutschland durch das 
römische intertribale Recht wird dahingehend 
treffend gekennzeichnet, daß das germanische 
Recht die Volksmitglieder „wie Brüder‘, das 
römische Recht dagegen „wie Fremde“ be- 
handelt. Der „Kampf aller gegen alle‘ werde 
durch die römisch-rechtlichen Ideen wesentlich 
beschleunigt. 


Der Nationalökonom Oppenheimer nennt ja 
das intertribale zwischen den Blutsverwandt- 
schafts-Horden bestehende Recht das Recht des 
„homo homini lupus“, d. h. der gegenseitigen 


Vogelfreiheit. 
In England sei der echte, alte mittlere 
Stand in Stadt und Land verschwunden, 


und auch in Deutschland drohe die Masse der 
selbständigen mittleren Existenzen zu ver- 
schwinden, so daß das Volk in wenige sehr 


reiche Leute auf der einen und die Masse der 
Vermögenslosen auf der andern Seite gespalten 
sei oder werde. In England, wo die Arbeit 
so gründlich außer Kurs gesetzt worden sei, 
habe man ferner übersehen, daß sein im Grunde 
doch räuberischer Erwerb nur so lange fort- 
gesetzt werden könne, als sich noch Völker 
und Länder finden, die sich ausrauben lassen. 
Ob England, wie immer die Handelsstaaten der 
griechischen, römischen und italienisch-europä- 
ischen Geschichte, noch dazu übergehe, seinen 
gefährlichsten Konkurrenten, den deutschen Han- 
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del, von Grund aus mit Waffengewalt zu ver- 
nichten, das liege noch im Schoße der Zu- 
kunft verborgen. — In Deutschland nehme auch 
Luxus- und Vergnügungssucht zu, der Idealismus 
ab. Die Zukunftsfrage sei, ob die Masse der 
auseinanderstrebenden „Individuen‘‘ doch wieder 
zu einer „Einheit“ des Volkes auf der Basis 
des Gemeinschaftsbewußtseins zurückgeführt 
werde. Für die Staatsleitung und das Volk 
soll es daher Aufgabe sein, die Erhaltung und 
Steigerung der Volkskraft zu bewirken und 
die Ansammlung möglichst großen Reichtums 
in den Händen Einzelner zu verhindern. 


Das außerordentlich fesselnd geschriebene 
Buch, welches zu volkswirtschaftlichen Studien 
anregt, wird bestens zur Lektüre empfohlen. 


Tipl.-3ng. Schleicher, Reg.-Baumeister. 


Bücherschau. 


Bei der Redaktion eingegangene Bücher 
(Besprechung vorbehalten.) 


Theoretische Berechnung einer Schleuderpumpe auf 
Grund von Versuchen von Geh. Reg.-RatH.C.A.Ludewig, 
Professor a. d. Kgl. Techn. Hochschule zu Berlin. Erweiterter 
Sonderdruck aus der Zeitschrift „Die Turbine“, VIII. Jahrgang 
1911/12, Heft 1, 2, 3, 5, 6, 8 bis 11. Mit 31 Abbildungen. 
Preis M. 3.—, geb. M. 4.—. Berlin 1912, M. Krayn, Ver- 
lagsbuchhandlung. 


Die Dampfmaschinen. Kurzgefaßtes I ehrbuch mit Beispielen 
für das Selbststudium und den praktischen Gebrauch von 
Oberingenieur Friedrich Barth. Bd. I: Wärmetheoretische 
und dampftechnische Grundlagen mit 64 Figuren. Pd., Il: 
Bau und Betrieb der Dampfmaschinen mit 109 Figuren. 
Leipzig, G. J. Göschen’sche Verlagsbuchhandlung. Preis jed. 
Bds. in Leinwand geb. 80 Pf. 


T echnische Tabellen t und Formeln von Dr.sing. W. Müller, 
*Diplon- Ingenieur an am König!l. Materialprüfungsamt zu Oroß- 
Lichterfelde. Mit 106 Figuren. (Sammlung Göschen Nr. 579.) 
Leipzig, G. J. Göschen’sche Verlagsbuchhandlung. Preis in 
Leinwand geb. 80 Pf. 


Kinematik von Dipl.s Jng. Hans Polster, Assistent an der Kgl. 
Technischen Hochschule in Dresden. Mit 76 Figuren. (Samm- 
lung Göschen Nr. 584.) Berlin und Leipzig, G. J. Göschen’sche 
Verlagsbuchhandlung, Q. m.b. H. Preisin Leinwand geb. 80 Pf. 


Windmüller, „Messmethoden zur Bestimmung von stromstärke, 
Spannung und Widerstand bei Gleichströmen.* Preis brosch. 
M. 1.20. R. Herrose's Verlag, Wittenberg. 


Haberstoiz, Maschinen-Zeichnen. 
stellung von Maschinen-Zeichnungen. Dritte neu bearbeitete 
Auflage mit 86 Textabbildungen und 7 Tafeln. Preis M. 2.50. 
Polytechnischer Verlag, M. Hittenkofer, Strelitz in Meckibg. 


Basenach, Bau und }Betrieb von Prall-Luftschiffen. I. Teil: 
Allgemeine [Darstellung der Orundlagen und des Entwurfes. 
Mit 22 Textabbildungen. Preis geb. M.3.-. Verlag Franz 
Benjamin Auffarth, Frankfurt a. M. Leipzig. ` 


B&jeuhr, Luftschrauben. Leitfaden für den Bau und die Behand- 
lung von Propellern. Mit über 90 Textabbildungen. Preis 
geb. M.4.-. Verlag Franz Benjamin Auffarth, Frankfurt a. M.— 
Leipzig. 


Die deutschen;Patente über Flugapparate. Vollständige 
Sammlung deutscher Patente vom Jahre 1879 bis Ende Juni 1911. 
Systematisch bearbeitet von Dr. B. Alexander-Katz. Mit 


Eine Anleitung für die Her- 
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924 Abbildungen. Preis M. 23.—, geb. M. 27.50. Berlin 1912, 
M. Krayn, Verlagsbuchhandlung. 


Plotnikow, Johannes, Dr. phil. et mag. chem. Thotochemische 
Versuchstechnik. Mit 189 Figuren, 50 Tabellen und 3 Tafeln. 
Preis brosch. M. 11.—. Leipzig 1912, Akademische Verlags- 
gesellschaft m. b. H. 


Ingenieur Max Ried: „Die technische Verwaltung in Österreich“, 
Grundriß einer Verwaltungstechnik. Verlag für Fachliteratur 
G. m. b. H. Berlin—Wien—London, Preis K. 3.60. 


Damme, Das Deutsche Patentrecht. 2. Aufl. Preis M. 10.—, 
geb. M. 11,50. Verlag Otto Liebmann, Berlin. 


Bürgerliches Gesetzbuch für das Deutsche Reich. Liliput- 
Ausgabe Band I, Preis M. 1.—. Verlag Otto Liebmann, Berlin. 


| Verbandsnachrichten. 


Vom Vorstande. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 
Herren Dipl.-Ing.: 


Werner, Albert, Dr.-Ing. Ingenieur bei Sie- 
mens -Schuckert - Werke, Berlin - Friedenau, 
Rotdornstr. 1. 

Arnold, Erich, Konstrukteur in der Hebe- 
zeugbranche, Berlin NW. 6, Luisenplatz 12111. 


Clauss, Camill, Straßburg i. Els., Bischof- 


Werner-Str. 3. 
Diehl, Emil, gesetzl. eingetr. Vertreter der 

Patentanwälte Herren Lamberts und Dr. Lot- 

terhos, Düsseldorf, Gneisenaustr. 6911. 

Frey, Adolf, Dresden-A., Holbeinstr. 4811. 

Gerb, William, Direktor, Berlin - Westend, 
Eschenallee 2a. 

Hermanns, Paul, Ingenieur der Firma Drenk- 
hahn & Südhoz, Braunschweig, Nordstr. 39 II. 

Hofmann, Adam, ®r.-3ng, Regierungsbau- 
meister, Fabrikdirektor, Braunschweig, Bode- 
straße 14. 

Horstmann, Hans, Ingenicur bei der Firma 
Benz & Cie, Mannheim, MannheimK2, 171. 

Ludwig, Karl Walter, Techn. Hilfsarbeiter 
bei der Kaiserl. Inspektion des Torpedo-, 
wesens, Kiel, Kiel, Adolfplatz 7. 

Moerike, Eugen, Oberbaurat, Professor der 
Kgl. Techn. Hochschule Stuttgart, Stuttgart, 
Seestr. 43. 

Pfister, F, 
Oberpf. 

Spitzhoff, 


zurzeit Etzenricht b. Weiden, 


Fritz, Ingenieur der Siemens- 
Schuckert-Werke, Stettin, Barnimstr. 81. 
Valentin, Erich, Techn. Hilfsarbeiter im 
Reichs-Marine-Amt, Berlin SO.26, Waldemar- 

straße 29. 


Verbandsnachrichten 


Vayhinger, Otto, Regierungsbaumeister, 


Leipzig, Geibelstr. 1611. 
Weber, Simon, Architekt, 

Mainzer Str. 65. 
Bruckmeyer, Xaver, Assistent a. d. Techn. 

Hochschule, München, Luisenstr. 551. 


Saarbrücken, 


Grzeschik, August, städtisches Baubureau, 
Neiße, Scheinerstr. 24. 

Heckert, Otto, Architekt, Königsberg i. Pr, 
Freystr. 811. 

Jeschke, Hugo, diätarisch beschäftigter Dipl.» 
Sug. der städt. Kanalisationswerke, Breslau, 
Lessingstr. 121. | 

Liebold, Max, Konstruktions-Ingenieur bei 
der Firma B. Liebold & Co. A.-G., Holz- 
minden, Hafendamm 5. 


Link, Erwin, Regierungsbaumeister, Stuttgart, 
Friedhofstr. 27a. 


Schlenstedt, Max, ®Pipl.-Jng. im Tiefbau- 
amt Linden b. Hann., Linden b. Hann., Falken- 
straße 21. 


Wulfhorst, 
straße 361. 
Bernhofer, Sebastian, Augsburg H 167/11. 


Haslinger, Carl, Dr.-3ng., Chemiker, Char- 
lottenburg, Königin-Luise-Str. 1311. 


Heinrici, Rudolf, Prokurist und Betriebs- 
leiter, Zwickau (Sachsen), Talstr. 6. 


Wilhelm, Hannover, Astern- 


Joel, Emil, Geschäftsführer und Gesellschafter 
der Max Prausnitzer Ingenieur-Gesellschaft 
m. b. H., Berlin W. 50, Berlin-Halensee, Jo- 
hann-Georg-Str. 12. 


Kuntze, Gustav, Oberingenieur der A.-E.-G.;- 
Amsterdam, v. Breestraat 116. 

Lindemann, Wilhelm, Dr.-Ing., Regierungs- 
baumeister des Maschinenbaufaches, Vorstand 
der Herzogl. Maschinenbauinspektion Braun- 
schweig, Braunschweig, Roonstr. 20. 


Milbe, Wilhelm, Hochbaukonstruktionsbureau 
des Werkes Gustavsburg, Mainz, Rhabanus- 
straße 13pt. 


Mitscherlich, Oscar, Berlin-Halensee, West- 
fälischestr. 27. 


Schroeder, Albert, Baupolizei - Ingenieur, 
Frankfurt a. M., Schwanthaler Str. 471. 


Schwenzner, Erich, Stahlwerksassistent, 
Gleiwitz O.-S., Schröterstr. 11. 


In die Liste der Förderer wurden ein- 
getragen die Herren: 


Berner, Max, Regierungsbaumeister, Ludwigs- 
hafen a. Rh., 4. Gartenweg 3b. 


Aus den Bezirksvereinen 


Lavandier, Emil, Betriebsassistent, 
werk Thyssen, Hagendingen. 
Kirdorf, Adolf, Dr.-Ing., h. c. Geh. Kom- 
- merzienrat, Aachen, Kaiserallee 14. 
Frieling, Otto, Regierungsbaumeister a. D,, 
- Oberingenieur, Bredenez bei Essen (Ruhr), 
Brunnenweg 8. >: 


Stahl- 


P 
"e Trotz dreimaliger Mahnung ist eine Anzahl der 
Verbandsmitglieder ihren Beitragsverpflichtungen für 
das laufende Jahr- noch nicht nachgekommen. Die 
Verbandsleitung sieht sich daher veranlaßt, diesen 
Mitgliedern bis auf weiteres die Zeitschrift zu sperren. 


Gleichzeitig macht die Verbandsleitung darauf 
aufmerksam, daß andauerndes Nichterfüllen der 
Zahlungsverpflichtungen notwendigerweise zu einem 
Ausschluß aus dem Verbande führen muß. . 


Wir bitten daher die Herren Verbandsmitglieder, 
dem Vorstande das von ihm ehrenamtlich ausgeübte 
Amt nicht allzusehr erschweren zu wollen, und vor 
allen Dingen der Regelung ihrer Mitgliederbeiträge 
ihre Aufmerksamkeit zuzuwenden. | 


Nachstehende Herren, deren Adressen unbekannt 
sind, haben ihre Beiträge für die Jahre 1911 und 1912 
noch nicht bezahlt. Die Herren werden daher: auf 
diesem Wege ersucht, ihren Zahlungsverpflichtungen 
unter Adressenangabe bis zum 31. Juli 1912 nachzue 
- kommen, da sie sonst nach § 7, 2b der Statuten aus 
dem Verbande TUNER werden: 


Petersen, Alfred. Thoiss, Artur. 
Tobias, Rud. Bergmann, Oeorg. 
Haer, O. L. Bouché, R. 
Rodde, Adolf. - Engel, Alb. ,. 


Capelle, Gerh. 
Schmidt, Reinh. 
Hoffmann, Peter. 
Schmitt, Heinr. 


Berthold, Karl. 
Schrader, Wilh. 
Klein, Adolf. 

. Schenk, Rud., Dr.s 3ng. 


von Sondern, H. Oerbothe, Rob. 
Henne, Ludwig. Smidt, Herm. 
Meisemann, Hans. Heindl, Jos. 


Strehl, Karl. 
„Rosenthal, Hans. 


` Möller, Alfred. 
Freise, Fritz. 


. Wir bitten nachstehende Mitglieder, deren Adressen 
uns unbekannt sind, um Angabe derselben, damit 


wir ihnen die Zeitschrift zukommen lassen können: 


Böttinger, Heinrich: Haase, M. | Lamla, Max. 

Luft, Wilhelm. Fichtel, Josef. Henning, Wolfgang. 
Hartmann, Otto. Kunsemüller, Werner.: Dern, Wilhelm. 
Steinhoff, Walter. Moder, Antonio. Widmann, Guido. 
Mölbert, Philipp. Appel, Ludwig. Bethke, Rudolf. 
Fritsch, Bernhard. Locher, Hugo. Preyß, Walter. 
Riemer, Q. Eckstein, Leopold.. Kiös, Czeslau. 


Bausch, Friedrich. 
Schwarzer, Alfred. 


Lütke, Heinrich. 
- Franken, Willy.... ` 


Koschmider, Georg. 
: Stein, Martin. EES 


Hertz, Hans. Halter, Oeorg. Busse, Hans. 
Hinlein, Erwin. Baumsteiger, Arthur. Saling, Arthur. 
Pirnsch, Joh. Arnoldy, Maximilian. Pundt, Wiihelm. 
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Scholler, Alfred. 
Grünthal, Otto. 
Frerichs, Hermann. 
Pfeifer, Rudolf. 
Sternberg, Walter. 
Schroer, Karl. 
Codron, W. 


- Zintl, Anton. 
Wolff, Ferdinand. 

. „Dahl, August. 
"Schmidt, Adolf. 

- Enke, Rudolf. 
Ferber, Otto. 
Apprill, Julius. 
Kaiser, Oskar. Bünnings, Rud. 
Paehler, Wilhelm. Wintermeyer, Max. 

- "Lungen, Erich. : |, Winkelmann, ‚Georg. 


Der | Vorstand. 


Krug, Karl. 

von Slavinski, Franz. 
Matthaei, Richard. 
Siemssen, P. Q. 
Lutzenberger, Josef. 
Rothschild, Otto. 
Jordan, Franz. 
Müller, C. Wald. 
Mittmann, P. 
Stamm, Albert. 
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« Aus den Bezirksvereinen.. : .:: A 
Ji 


Beesennununonsenunenenennnnnnnnnnnieh 
MRS 
‚Mit einem 
Bestand -von -22. Mitgliedern trat. der. Bezirks.. 


3 Bezii Verde. Barmen-Elberfetd. | 


Verein. Barmen-Elberfeld. in das zweite Vete. 
einsjahr ein. Dank: einer nie ermüdeten: Werbe. 
tätigkeit und auch einer richtigen. Würdigung. der: 
Verbandsbestrebungen bei den, dem Bezirks- 
Verein ‚noch nicht beigetretenen. Diplom-In- 
genieuren gelang es, bis zum Schluß des  Be- 
richtsjahres die Mitgliederzahl auf 31 zu erhöhen. 


Auf den monatlichen Mitgliederversamm- 
lungen wurden die jeweils auf der Tagesordnung 
stehenden Verbands- und Bezirks-Vereins-Ange- 
legenheiten erörtert und beraten. Der Besuch 
betrug im Durchschnitt 35% der Mitgliederzahl. 
Um den Besuch der Versammlungen zu heben 
und die Mitglieder im kommenden Jahr zur ak- 
tiveren Beteiligung an den zur Beratung stehen- 
den Fragen heranzuziehen, soll das Gebiet. der 
Vorträge und der, Le mehr gepflegt 
werden. 


Im verflossenen Vereinsjahr wurden ur den. 
Versammlungen Vorträge gehalten über: Die 
Novelle zum Patentgesetz (Hagemann), Ver- 
sicherungsgesetz für Angestellte (Peltzer), die 
Standesbewegung der. höheren Techniker 
Deutschlands (Dr. Lang, Berlin). Ferner wurden 
unter Führung des Herrn Betriebsleiters Dipl.- 
Sing. Hassel die Anlagen des hiesigen städti- 
schen Elektrizitätswerkes ' besichtigt. Weitere 
Besichtigungen industrieller Werke und Anlagen. 
sind in Aussicht genommen. 


Des Gründungstages des Bezirks - Vereins: 
wurde durch .eine gemütliche Zusammenkunft: 
der Vereinsmitglieder mit ihren Damen gedacht. 
Am folgenden Tage schloß sich ein gemein- 
schaftlicher Ausflug an, der trotz der ungünsti-: 
gen Witterung den gleich angenehmen Verlauf 
wie die Festversammlung nahm. 


Die Kassenverhältnisse des Vereins hatten am 
Schluß des Vereinsjahres ein allseitig befriedi- 
gendes Endergebnis aufzuweisen, und veran- 
laßten den Bezirks-Verein, um den dem Verein 
zurzeit noch fernstehenden Diplom-Ingenieuren 
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den Beitritt nach Möglichkeit zu erleichtern, den 
Vereinsbeitrag auf 3 M. herabzusetzen. 
Zurückschauend auf die Vereinstätigkeit des 
Berichtsjahres tritt der Bezirks-Verein Barmen- 
Elberfeld mit den besten Hoffnungen für eine 
stetige und gedeihliche Fortentwicklung des 
Vereins in das kommende Geschäftsjahr ein. 


Bezirks-Verein Bremen. Am 12. Juni hatte der 
Bezirks-Verein zum erstenmal eine gesellige Zu- 
sammenkunft mit Damen in der reizend gelegenen 
„Meierei“ des Bremer Bürgerparks.. Die gute Be- 
teiligung sowohl seitens der Damen wie auch der 
Mitglieder wird uns Veranlassung geben, in den 
nächsten Monaten weitere derartige Abende zu ver- 
anstalten. 

Sein 2. Sommerfest feierte der Bezirks-Verein am 
22. Juni in Form eines Ausfluges mit Damen nach 
„Höpkensruh* in Oberneuland. Gemeinsame Kaffee- 
tafel, Spaziergänge, Spiele, Festmahl und Tanz geben 
in kurzen Umrissen ein Bild des Sommerfestes, 
welches, von herrlichem Wetter begünstigt, in allen 
Teilen in angenehmster Weise verlief. Erst nach 
Mitternacht brachte der Zug den Verein und seine 
Gäste nach Bremen zurück. 


Bezirks-Verein Frankfurt a. M. Auch das 
erste Halbjahr 1912 ist ein ersprießliches für 
den Bezirks-Verein gewesen. Konnte der Vor- 
sitzende in der Januar-Versammlung feststellen, 
daß bei Jahresbeginn die Mitgliederzahl 111 be- 
trug, so ist sie trotz mehrerer, durch Fortzug 
bedingter Abgänge, inzwischen auf 125 ange- 
wachsen. In den ersten beiden Versammlungen 
wurden die neuen Verbandssatzungen eingehend 
beraten auf Grund eines Berichtes des Herrn 
Dipl.-Ing. von Hanffstengel. Am 17. Januar hielt 
der erste Vorsitzende im Hörsaale der Tech- 
nischen Hochschule Darmstadt in einem Vor- 
tragszyklus der freien Studentenschaft einen Vor- 
trag über: „Die soziale Lage des Ingenieurs 
and die Bedeutung des Verbandes Deutscher 
Diplom-Ingenieure für den akademischen In- 
genieur‘, über den in der Verbandszeitschrift 
1912, Heft 3, berichtet ist. Am 29. Februar fand 
ein auch von befreundeten Vereinen und Damen 
stark besuchter Vortragsabend statt, an welchem 
Herr Prof. Dr. Julius Goldstein von der Tech- 
nischen Hochschule Darmstadt über ‚Technik 
und Bedürfnisentwicklung‘ sprach. Der Redner 
zeigte in seiner meisterhaften Weise an Hand 
vieler Beispiele, wie die fortschreitende Technik 
nicht nur Bedürfnisse des Kulturmenschen be- 
friedigt, sondern stets neue Bedürfnisse in ihm 
wachruft und dadurch zu ihrer eigenen Weiter- 
entwicklung beiträgt, ähnlich dem seit Jahr- 
zehnten geführten Kampf zwischen Geschoß und 
Panzerplatte.e. Er ließ dabei durchblicken, daß 
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die auch in der Technik liegenden ethischen 
Momente stärker betont werden müßten, um 
nicht bei dieser gegenseitigen Steigerung ins Un- 
ermeßliche zu kommen. 


In der Märzversammlung hielt Herr Patent- 
anwalt Dipl.-Ing. Wentzel einen Vortrag über 
„Das Recht der Angestellten an ihren Erfindun- 
gen“, der die Materie erschöpfend behandelte 
und in der Verbandszeitschrift, Heft 11 und 12, 
zum Abdruck gelangt ist. Es wurden die ver- 
schiedentlichen Gesetzesbestimmungen des In- 
und Auslandes, sowie die vielen Theorien, die 
zur Klärung dieser für unsere Industrie so über- 
aus wichtigen Frage aufgestellt sind, eingehend 
erörtert, und am Schlusse die daraus sich er- 
ergebenden Resultate auf einer Mittellinie zu- 
sammengestellt. 


Eine Abwechslung brachte in unsere Ver- 
bandsarbeit am 16. März ein Familienabend im 
Saale der Alemannia, der von etwa 80 Personen 
besucht war und unter der bewährten Leitung 
unseres Festwartes Tipl.-Ing. Dr. Weil glänzend 
verlief. 


Der erste und zweite Vorsitzende vertraten 
den Bezirks-Verein auf der Ausschußsitzung und 
Hauptversammlung des Verbandes in Berlin. 


Im April behandelte Herr Brandmeister Dipf.- 
Ing. Seefried das Thema: „Der Diplom - in- 
genieur bei der Feuerwehr“. Er beschrieb in 
interessanter Weise den Dienst bei der Feuer- 
wehr und hob neben persönlichen Eigenschaften 
die Notwendigkeit einer gründlichen wissen- 
schaftlichen Ausbildung der Feuerwehroffiziere 
hervor, um so mehr als die Gerätschaften der 
Feuerwehr von Jahr zu Jahr umfangreicher und 
komplizierter werden und längst an Stelle der 
alten Handspritze die moderne Gasspritze mit 
Motorwagen und automatischer Leiter getreten 
ist. Bei vielen Feuerwehren werden heute schon 
durchweg nur noch Diplom-Ingenieure für die 
Offizierslaufbahn angenommen. 


In der Maiversammlung sprach der Vor- 
sitzende, Patentanwalt Dipl.-Ing. Weihe, über 
„Technisches und juristisches Denken‘. Aus- 
gehend von erkenntnistheoretischen Darlegungen 
über das menschliche Denken überhaupt wurde 
gezeigt, daß zwei Denkweisen, die anschauliche 
und die begriffliche, möglich sind. Ersterer be- 
dient sich fast durchgängig der Techniker und 
Naturwissenschaftler, letzterer der Jurist. Beide 
Denkweisen haben ihre Vorzüge und ihre Nach- 
teile, welch letztere sich jedoch bei gegenseitiger 
Unterstützung und Kontrolle aufheben, woraus 
für den Diplom-Ingenieur die Lehre zu ziehen 
ist, daß er nicht sich lediglich auf sein Fach be- 
schränken soll, sondern auch in andere Wissens- 
gebiete und ihre Denkmethoden eindringen 
muß, will er voll und ganz die ihm zustehende 
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und sich ihm immer mehr öffnende großzügige 
Stellung in der deutschen Volkswirtschaft aus- 
füllen. 


An alle Vorträge schlossen sich lebhafte 
Aussprachen. Erwähnt sei noch, daß der Be- 
zirks-Verein eine Eingabe an den hiesigen 
Magistrat über die richtige Anwendung des 
Titels „Dipl.-Ing.“ im Verkehr der Kommune 
richtete, der sofort stattgegeben wurde. 


Im Juni, Juli und August sind Ferien. Die 
nächste Mitgliederversammlung findet am Diens- 
tag, den 10. September ds. Js. statt. Für das 
Wintersemester sind u. a. Durchführung der 
Arbeitsteilung, Sachverständigenwesen und 
statistische Erhebungen in Aussicht genommen. 


Dipl.-Ing. C. W. 


Bezirks-Verein Mainz- Wiesbaden. Im dritten 
Vereinsjahr vom 1. Januar 1911 bis 1. Januar 1912 
stieg die Mitgliederzahl einschließlich der Förderer 
von 28 auf 54, so daß zurzeit rund 50°/, aller im 
Interessengebiet des Bezirks-Vereins ansässigen Diplom- 
Ingenieure zusammengeschlossen sind. 


Auf 13 Vorstandssitzungen und 9 Mitglieder- 
Versammlungen wurden neben inneren Organisations- 
und schwebenden lokalen Fragen die von der Ver- 
bandsleitung gestellten Themen und Aufgaben be- 
handelt. Außerdem fanden 2 größere Vorträge statt 
und zwar sprach am 15. März 1911 Dipf.-$ng. Steinmetz 
über „Privatbeamten-Versicherung* und am 2. De- 
zember 1911 Oberbaurat Troschel über „Meine vor- 
jährigen Reiseerlebnisse in Marokko, im besonderen 
der Hafen von EI Araisch“ (mit Lichtbildern). Aus- 
flüge und gesellige Abende sorgten außerdem für 
den engeren Zusammenschluß der Verbandsmitglieder 
unter einander. 


Über alle Vorgänge innerhalb des Vereins wurden 
der Tagespresse regelmäßig Berichte übersandt, die 
auch in einer großen Anzahl von Zeitungen stets 
willige Aufnahme fanden. 

Den an die Kasse gestellten. hohen Anforderungen 
konnte der Bezirks-Verein durch außerordentliche 
Umlagen stets aus eigenen Kräften gerecht werden. 

Erwähnt sei noch, daß der B.-V. Mainz-Wiesbaden 
die Anlage einer eigenen Bücherei in die Wege ge- 
leitet hat, die zurzeit bereits gegen 200 Nummern 
umfaßt. 


= Adressen-Aenderungen Im Mitglieder-Verzeichnis. 


Dipl.Ing. Max Lasswitz, Worms (Rhein), Heinrichsstraße 15 
(Charlottenburg). 

Ernst Philippi, München, Kaulbachstraße 40 III r. 
(bis zum 1. August 1912). 


277 


Dipl.-Ing. Robert Pfeiffer, bei der Kgl. Sächs. Mech.-Techn. 
Versuchsanstalt, Dresden-A., George-Bähr-Str. 14 Ir. 
Dionys Kauth, Frankfurt a. M., Merianstraße 30 
(nicht Metianstraße 30). 

Johannes Kampf, Podejuch b. Stettin, Bahnhofstr. 27. 
C. Wald. Müller, Charlottenburg, Windscheidstr.11 III. 
K. Bungenstock,, Dortmund, -Märkische Str. 131. 

A. Wille, Kattowitz Oberschles., Heinzelstr. 30 11. 
Josef Flierl, Karlsruhe (Baden), Kaiserstr. 245. 


Br. Szafranski, Berlin- Wilmersdorf, Helmstedter 
Straße 30. 


Jendresen, Stettin-Grabow, Qustav-Adolf-Str. 11 A pt.1. 


Ernst Schibalskl, Klein- Heidau, Villa Lucia bei 
Deutsch - Lissa, Kr. Neumarkt i. Schles. 


Ph. Mölbert, Storkstadt (Rhein). 


Erwin Jakober, Stuttgart, Heplstr. 54. 


Hermann Erhard Axelrad, Berlin W. 59, Tau- 
entzienstr. 3, II (Berlin W. 9). 


Karl Zeil, Freiburg i. Br., Oartenstr. 3 II (Basel). 


Joh. Janssen, Sterkrade, Steimbrinkstr. 3a Il 
(Düsseldorf). 

Lutzenberger, Wiesbaden, Moritzstr. 56 (Steglitz). 
Fritz Schulte-Kump, Düsseldorf, Kappelstraße 26 
(Duisburg-Meiderich). 


Walter Reinhardt, Dresden-N., 
Reserve im Pionier-Bat. 12 (Breslau |). 


Carl Theod. Höpker, Dresden - A. 1, 
Straße 65 (Zwickau). 


Ernst Lange, Geestemünde, Bülowstr. 1 Ir (Bremen). 


Erich A. R. Laaser, Hannover, Waldstraße 33 IlI 
(Bremen). 


Jacob May, Kottenheim Krs. Mayen (Charlottenburg 4). 


Bruno Dufke, Neuruppin, Feldmannstraße 1 
(Berlin NW. 23). 


Theodor Commes, Köln a. Rh., Mastrichter Str. 55 I 
(Düsseldorf). 


K. Fischer, Bergedorf b. ER: Holstenstr. 15. 
. Jacob May, Charlottenburg 2, Ooethestr. 7 II. 


Walter Riekhoff, Altona- Ottensen, Bei der Kirche 19 111 
(Hamburg). 


Hans Rothe, Rehbrücke b. Potsdam, Driftstr. b. 
Walter (Neubabelsberg). 


. K. Bastert, Brunsbüttelkoog, Koogstr. 71. 
Gerichtsstr. 5 II 


Leutnant der 


Pirnaische 


Georg Pfennig, Oppeln O./Schl., 
(vom 15. Juli ab). 


Otto Koch, Bremen, Reinholdstr. 3 (Dortmund). 


August Ebertz, Russo-Beige, Enakieoo, Gouv. Eka- 
terinoslaw (Rußland). Betriebsing. der Société 
Metallurgique. 


Karl J. Schneemann, Hannover, Schubertstr. 3. 
Wilhelm Wünkhaus, Bochum, Hugo Schultzstr. 131. 


August Sauermann, Barmen-Tölleh., Hohenzollern - 
straße 10 (Kiel). 


Otto Kölsch, 
(München 31). 


Georg Beck, Charlottenburg 2, Bleibtreustr. 61. 


Wilhelm Meyer, Lingen (Ems), Alter Hafen 27 
(Oldenburg). 


Gust. Lenkelt, Schleusenau-Bromberg, Friedenstr. 29 a 
(Berlin N. 20). 


- Paul Römer, Berlin SW.47, 
(W. 57). 


Nürnberg 15, Wodanstr. 47 I |. 


Möckernstr. 10» II r. 
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Dr. s Ing. 


Tipl.s Ing. 


Dr.» Ing. 


Dipl.Ing. 


burg 13). 


‚Johann Kierzek,- Königshütte O. a ‚(Altwasser). 


Jasper, Betriebsingenieur d. Fa. Leopold Cassella & Co. J 
Mainkur, Mainkur-Fechenheim, Wingertsir. 2. | 
Ewald Gersten, Freiberg (Sachsen), früher Danzig- 
l.angfuhr. 

Hans G. G. Siepermann, Oberingenieur der Siemens- 
Schuckertwerke G. m. b. H., Berlin, Charlottenburg 1, 
Königin-Luise-Str. 4. l 


Fritz Müller, Kiel, Dammstr. 24 I (Offenburg). 


F. Behr, Regierungsbauführer, Prinzentlial bei Brom- 
berg, Naklerstr. 66 11. 


A. Vogel, Rybrik. Br 


' Kiblbeck-Freymann, Garie U ‚Grolmann- 


straße 60 I (Chbe. 5). ` ee Ta 
L. Damm, Hannover-Kischrode (Henuoyer). 
J. Crüsemann, Hannover, .‚Slicherstr. 2 1. 
Ed. Fink, Hannover, Yorkstr. 9 I. 

van der Laan, Hannover, Bahnhofstr. 9. - 


'Rebentisch, Hannover; Stromeierstr. 2. - 


Richter, Hannover, Georgstr. 1. 
Alfred Donner, Dresdeh A. 1, Ammonstr. 5 1. 


Max Weise, Barmen-U., Fingscheidstr. 5. 


Schemensky, Oießen, Wolfstr. 20 (Mülheim). 

Fritz Ulrich, Bromberg, Elisabethmarkt ıu (Dres- 
den-N.). 

Walter Link, Charlottenburg, Witzlebenstr.”39 MI 
(Berlin C. 54).. 

Ernst Wiegand, Düsseldorf, Ellerstr. 179. 


P. Appel, Berlin S. 59, Gneisenaustr. 69 (Kiel), (acht- 
wöchentliche Uebung). 


H. Lindenberg, München, Lindwurmstr. 129. 


Klieeisen, Dr,, Schwarz i. Böhmen, Schwarzer Koks- 
werke (Kattowitz). ä 


Willy Haury, Dortmund, Liebigstr. 16. 
Alphons Petit, Straßburg i. E., Stöberstr.7 (Hagenau). 


Bronner, Essen (Ruhr), Bismarckstr. 20 I (Friedenau). 


Albert Doerr, Mainz, Hohenzollernplatz8 11! (Worms), 
ab 1. Juli 1912. 


A. Boehm, Hagenau i.E., Walkstr. 2. 
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` H. Niessen, Höchst a. M., Schleusenstr. 1 (Barmen-U.). 


K. Thomsen, Krefeld, Ostwall 52a, me der Krefelder 
Stahlwerke A.-G. (Hörde). 


Dahlhaus, Charlottenburg, Orolmannstr. ‚61, Oh. In. 
Carl Paqué, Hamburg, Seumestr. 50 11 1. 

Riedig, Trier, Paulinstr. 142 Il (Hannover). 

Ernst Gimbel, Darmstadt, Nieder-Ramstädter Str. 58 
(Essen-Ruhr). 


Joh. Koetnitz, Hamburg 13, Rotenbaum-Chaussee 81 c 
(Hamburg 15). 


Paul Zimmermann, Wien XVI, Odoackergasse 35 
(Cannstatt). 


A. Schader, Altenwerder 213 b. anburg (Or. -Elott- 
beck).. 

Otto Hartmann, Frankfurt (Main) 1, Au Salzhaus 311 
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Tipt. "In. Max Georg Orthaus, Hannover, Bodensiedtstr. 8 HE 
. (Frankfurt a. M.) , 


`~ 
” » Kurt Fischer, Hamburg 13, Rentzelstr. 3 I. 
.»n ~ ‘Georg Spethmann, Frankfurt (Main)-Süd 10, Nier- 
steiner Str. 1. 
» » Friedrich Wilhelm Beysiegel, Franki (Main). l, 
i Elbestr. 31. 
" „» Karl Paland, Frankfurt (Main), Stiftstr. 23. 
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straße 32 pt. 
n » Ernst Meyer, Offenbach (Main), Isenburgring 32. 
Dr.» Ing. Otto Israel, Dresden-N. 30, Rankestr. 56. 
Dipl.. Jng. Prange, Stettin, Schillerstr. 8 II. 
" „  Seldel, Gera-Reuß, Ebelingstr. 7 (München). 


Herr Oberbaurat Troschel, Mainz, ist auf längere Zeit nach 
Berlin W., Genthiner Str. 35, Pension Frisch, über- 
gesiedelt “ Ä EB a 
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» '' Dr. Goldschmidt, Berlin . . » 10, — 
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Professor Dr.” -ng. Heinel, Breslau .... 10,— 


Dipl. "Jng. Wassermann, Berlin. . . . » 20, — 
Professor Dr.- “Ing. Hilpert, Charlotten- 
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Dr. ng. Birkenstock, Charlotienbune, „ 10,— 
Dipl.-Ing. Reuter, Berlin . . . . . . » 3— 
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i. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
.  . „ Bostscheck-Konto 13200 Berlin. 
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Von Frankreich her wird den Arbeitern seit 
einigen Jahren verkündet, es gebe ein raffi- 
niertes Mittel, um die Industriearbeiter zum Siege 


zu führen — die Sabotage. 
Sabotage bedeutet etwa schlechte Arbeit, 
Pfuscharbeit.e. Die moderne französische Ar- 


beiterbewegung aber, der sogenannte ‚„Syndi- 
kalismus“, erhob die Pfuscharbeit zum System, 
fügte zur Brutalität das Raffinement. Wenn der 
Unternehmer sich weigere, Forderungen der Ar- 
beiter zu bewilligen, möge man „aus Versehen“ 
Sandkörner in das Schmieröl der kostbaren Ma- 
schinen werfen, möge Glasscherben in das 
Brot bringen, möge die Maschinen plötzlich 
stillsetzen, um so den Betrieb zu gefährden. Bei 
geschickter Organisation seien die Täter kaum 
zu überführen, die Unternehmer aber ständen 
unter der steten Drohung einer geheimnisvollen 
und wirksamen Aktion. Also sei die Sabotage 
— wie Emilie Ponget, einer der französischen 
Führer, es ausgedrückt hat — der Herzstoß 


Sabotage in Deutschland. 


Von Professor Ludwig Bernhard (zurzeit in London). 


gegen die Macht der Unternehmer. 

Diese Taktik hat in wenigen Jahren ihren 
Weg durch viele Industrieländer gemacht, sie 
übt eine seltsame, suggestive Wirkung auf die 
Arbeitermassen, und nicht nur aus Frankreich, 
Belgien, Italien, England, Nordamerika, Australien 
kommen Nachrichten von Sabotage, sondern auch 
in Deutschland setzt diese Praxis neuerdings ein. 

Im Jahre 1909 entstanden in einer nord- 
deutschen Brotfabrik Lohnkämpfe, und bald dar- 
auf mußte die Direktion der Brotfabrik öffent- 
lich darauf hinweisen, es seien „Glasstücke, 
Stecknadeln, Zigarrenstummel u. dgl. in dem 
Brot gefunden, die absichtlich dem Brot beigefügt 
sein mußten, weil derartige Gegenstände die 
Maschinen nicht passieren können‘ (bekannt- 
gemacht im „Hannoverschen Courier‘, 14. Sep- 
tember 1909). Aehnliche Fälle wurden seitdem 
aus der deutschen Holzindustrie, Eisenindustrie, 
aus dem Transportgewerbe usw. bekannt, und 
leider waren jene täppischen Bubenstücke nur 
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Vorboten einer raffinierten Aktion, deren Kon- 
sequenzen sich heute noch kaum übersehen 
lassen. 

In Arbeiterversammlungen und in der sozial- 
demokratischen Presse wird darauf hingewiesen, 
daß eine „neue Gewerkschaftsstrategie ent- 
standen sei, eine Strategie, die sich auf 
„die empfindlichste Stelle‘ des modernen In- 
dustriebetriebes richte, „Es kommt darauf an“ 
— so heißt es in der Wochenschrift der deut- 
schen Sozialdemokratie „Die Neue Zeit‘ (5. April 
1912) — „es kommt darauf an, die schwachen 
Befestigungsstellen der industriellen Festung aus- 
zuspüren, um den Betrieb lahmlegen zu können. 
Nicht nur im Hüttenwerk, sondern auch in der 
modernen Maschinenfabrik, auf der Werft, im 
elektrotechnischen Fabrikationsunternehmen zei- 
gen sich die gleichen Konsequenzen der mo- 
dernen Fabrikorganisation für den Gewerkschafts- 
kampf: gelingt es, an der ‚empfindlichsten Stelle‘ 
die Menschen, die schwer ersetzt werden kön- 
nen, herauszuholen, dann stockt der ganze kunst- 
volle Arbeitsdurchgang.“ 

Als Vorbild aber für eine derartige Aktion 
wird ein Fall gepriesen, der im rheinisch-west- 
fälischen Industriegebiet Aufsehen erregte, da 
sowohl die Unternehmer wie die Arbeiter die 
Tragweite dieses Vorganges vollkommen be- 
griffen haben: 

In der rheinisch-westfälischen Eisenindustrie 
entstand im März 1911 eine Arbeiterbewegung, 
die sich dahin zuspitzte, daß die Maschinisten 
Lohnerhöhungen von der Dortmunder ‚Union‘, 
einem der größten deutschen Stahlwerke, ver- 
langten. Die Verhandlungen endeten mit einer 
Ablehnung der gestellten Lohnforderungen. Den 
Streik aber, der nun folgte, inszenierten die 
Arbeiter in folgender Weise: 

Am 21. März abends wurde der Streik be- 
schlossen. Die Direktion des Werkes wurde 
hiervon nicht in Kenntnis gesetzt. Im Gegenteil 
erschienen die Arbeiter am nächsten Morgen 
um 6 Uhr vollzählig zur Arbeit, ließen die Nacht- 
schichtarbeiter erst fortgehen und, als sie so 
das Werk in den Händen zu haben glaubten, 
gab um 7 Uhr ein Maschinist ein Signal. Das 
Signal wurde sogleich in den übrigen Werk- 
stätten der ‚Union“ teils durch Pfeifen, teils 
durch Zeigersignale weitergegeben. Auf diese 
Zeichen zogen die Maschinisten der Dampf- 
krane die Feuer. Im Walzwerk III wurden die 
Sicherheitsapparate der elektrischen Anlagen un- 
benutzbar gemacht, in den Aufzügen der Hoch- 
öfen wurden die Sicherheitsvorrichtungen ver- 
stellt, an mehreren der wichtigsten Krane die 
Bremsen beschädigt. Der entscheidende Schlag 
gegen das Werk aber wurde in den Zentralen 
geführt. In der Dampfzentrale wurde mitten 
in der Charge das Gebläse stillgesetzt, zugleich 
wurden die Preßwasserpumpen angehalten und 
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dadurch der ganze Stahlwerksbetrieb lahmgelegt. 
In der Gaszentrale II schloß der Maschinist 
auf das Signal hin den Gasschieber der Ma- 
schine, und in der Gaszentrale I gelang es nur 
durch das Dazwischenspringen zweier Ober- 
maschinisten das plötzliche, gefährliche Still- 
setzen der elektrischen Maschinen zu verhindern. 

So war das riesige Werk auf ein Signal hin 
an der „empfindlichsten Stelle“ getroffen. Der 
ganze Betrieb stockte, die Converter kippten 
um, und die flüssigen Eisenmassen töteten einen 
Arbeiter. 

Diesen furchtbaren Vorgang nennt Woldt in 
der Wochenschrift der deutschen Sozialdemo- 
kratie „Die Neue Zeit“ — „ein Muster gewerk- 
schaftlicher Disziplin‘, wobei ‚„bedauerlicherweise 
auch ein Arbeiter verunglückte“. 

Ein Muster, ein Vorbild war diese Aktion 
schon deshalb, weil sie zeigte, daß Arbeiter, 
welche einen so gut vorbereiteten Schlag gegen 
die Industrie führen, vom Strafrichter kaum zur 
Rechenschaft gezogen werden können. Denn die- 
jenigen, welche das Signal zum Stoppen der 
Maschine geben, sind nur dann strafbar, wenn 
nachgewiesen wird, daß sie die Folgen ihrer 
Handlung (Sachbeschädigung, Körperverletzung) 
voraussehen konnten. Diejenigen aber, welche 
auf ein Signal hin die Maschinen stoppten, sind 
noch schwerer zu fassen, da sie geltend machen 
können, das Signal in gutem Glauben befolgt zu 
haben. Hierzu kommt, daß ein Teil der Aktion 
(Verstellen von Sicherheitsvorrichtungen, Ver- 
drehen von Bremsen u. a.) in einem großen 
Werke so schnell und heimlich vorgenommen 
werden kann, daß es unmöglich ist, die Täter 
festzustellen. 

Immerhin leitete die Staatsanwaltschaft gegen 
sieben Maschinisten eine Untersuchung wegen 
Sachbeschädigung ein (April 1911). Die Ar- 
beiter machten geltend, daß sie lediglich die 
Arbeit niederlegen wollten und die Tragweite 
ihrer Handlung in einem so großen und kompli- 
zierten Betriebe nicht übersehen konnten. Auch 
gelang es nicht, mit Sicherheit diejenigen fest- 
zustellen, welche Maschinen und Apparate be- 
schädigt hatten. 

Unter diesen Umständen mußte die Staats- 
anwaltschaft sich darauf beschränken, gegen 
die beiden Maschinisten, welche die Dampf- 
zentrale gestoppt hatten, Anklage wegen fahr- 
lässiger Tötung und Sachbeschädigung zu er- 
heben (6. Juli 1911). Von diesen beiden Maschi- 
nisten hatte sich der Hauptakteur der gericht- 
lichen Verfolgung durch die Flucht entzogen, 
und nachdem vergebens Haftbefehl und Steck- 
brief erlassen waren, wurde schließlich gegen 
seinen Gehilfen allein verhandelt. 

Hierbei ergab sich (Urteil des Kgl. Land- 
gerichts in Dortmund vom 26. Januar 1912), 
daß der entflohene Maschinist alle „Unzuver- 
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lässigen‘‘ im entscheidenden Moment entfernt 
hatte. Kurz vor 7 Uhr hatte er den ersten 
Maschinisten veranlaßt, den Maschinenstand zu 
verlassen, „um Kaffee zu kochen‘. Zur gleichen 
Zeit wurde der Obermaschinist ans Telephon ge- 
rufen. l I 

Darauf erteilte der Rädelsführer seinem Mit- 
arbeiter in der Dampfzentrale durch einen Pfiff 
das Zeichen zur Einstellung der Arbeit, gab 
nach dem 100 Meter entfernten Thomaswerk 
durch eine Signalverbindung das Zeichen „Still- 
setzen‘, stellte die Gebläsemaschine ab und gab 
seinem Gehilfen den Auftrag, die elektrischen 
Pumpen anzuhalten. 

Der angeklagte Gehilfe konnte vor Gericht 
geltend machen, daß er, ohne die Konsequenzen 
zu übersehen, lediglich die Weisungen des 
Maschinisten befolgt habe. „Wenn er den Hebel 
an dem Nebenschlußregulator nach der falschen 
Seite oder zu weit gedreht habe, so sei das 
aus Unwissenheit und nicht etwa geschehen, um 
die Wiederinbetriebnahme der Pumpe zu er- 
schweren.“ Also konnte der Angeklagte sich 
hinter seiner Unkenntnis verschanzen und wurde 
freigesprochen. 

Die sozialdemokratische Presse hat selbst- 
verständlich diesen Freispruch jubelnd verkündet 
und die unwahre Behauptung hinzugefügt, es sei 
vor Gericht festgestellt, daß die Maschinisten 
„umsichtig und pflichtgetreu‘“ (!) gehandelt 
hätten. Von der Flucht des Rädelsführers, vom 
Steckbrief und von der Aktion ‚mit verteilten 
Rollen‘ schwieg man wohlweislich. Alles das ist 
selbstverständlich. 

Weniger selbstverständlich aber ist, daß sich 
auch ein Professor der Nationalökonomie, Lujo 
Brentano, irreführen ließ; und da manche seiner 
Autorität noch vertrauen, sind wir auf dem 
‚besten Wege zu der „wissenschaftlichen Fest- 


Es gibt wohl kaum ein zweites Problem, bei 
welchem die Abhängigkeit der vitalsten Inter- 
essen der Volkswirtschaft vom technischen Fort- 
schritt so klar zutage tritt, wie das Problem 
der rationellen Ausnutzung der natürlichen 
Energiequellen. Dieser Zusammenhang von 
Technik und Wirtschaft kommt auch zum Aus- 
druck in dem Fundamentalsatz der Volkswirt- 
schaftslehre, der besagt: „Die Grundbedingung 
der Weltwirtschaft ist Arbeit“. Da Arbeit und 
Wärme äquivalent sind und daher Wärme latente 
Arbeit ist, so lautet wohl der Satz in sinn- 
gemäßer Fassung: „Die Grundbedingung der 
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stellung“, daB es in Deutschland keine Sabo- 
tage gibt. 

Solche „wissenschaftliche Feststellung‘ ist 
nicht ganz harmlos, denn sie macht die Deut- 
schen blind gegen Vorgänge, die man in an- 
deren Ländern mit lebhafter Aufmerksamkeit 
verfolgt: Wir dürfen nicht übersehen, daß es 
heute bei der technisch verfeinerten Einrichtung 
unserer großen Industrie möglich ist, gewaltige 
Betriebe zu erschüttern, wenn nur einige Dutzend 
Mann mit gut verteilten Rollen die Zentralen 
stillsetzen. Wir dürfen über die Tatsache nicht 
hinwegsehen, daß die Arbeiterführer am Werke 
sind, mit Hilfe der Maschinisten gewissermaßen 
das Herz der Industrie in ihre Gewalt zu brin- 
gen. Das ist die „neue Gewerkschaftstaktik‘“, 
die jeder, der an der Zukunft der deutschen In- 
dustrie Interesse hat, scharf ins Auge fassen 
möge. Man wird dann erkennen, daß Brentanos 
Lehre von der segenbringenden und ruhigen 
Entwicklung der Arbeiterorganisationen ver- 
altet ist und durch neue Tatsachen zerstört wird. 

Die Ereignisse aber, die sich gegenwärtig in 
England, dem klassischen Lande der Gewerk- 
vereine, abspielen, werden zu dieser Erkenntnis 
das ihrige beitragen. Es war ein seltsamer An- 
blick, als sich vor wenigen Tagen die streikenden 
Dockarbeiter gegenüber dem Tower von London 
versammelten und der mächtige „Sekretär“ der 
Dockarbeiter-Union von Großbritannien und 
Irland unter johlendem Jubel ausrief: „Wir wer- 
den eine eigene Arbeiterpolizei organisieren, um 
unsere Interessen zu schützen, und bewaffnen 
werden wir sie mit Knüppeln (with cudgels) !“ 

Hundert Schritt entfernt aber hielt hinter den 
dichten Büschen des Trinity-Square ein Trupp 
Londoner Polizisten, neben den Pferden stehend, 
bereit zum Aufsitzen. 

(„Der Tag‘, Ausgabe B vom 21. 6. 1912.) 


Weltwirtschaft ist Wärme“. Die disponible, zur 
Erzeugung mechanischer und chemischer Energie 
technisch verwertbare Wärme bildet die Grund- 
lage der modernen Wirtschaft, der modernen 
Kultur. Diese steht im grundsätzlichen Gegen- 
satze zu den vergangenen Wirtschaftssystemen, 
den verfallenen Kulturen des Altertums, welche 
auf der Muskelkraft des Menschen als Arbeits- 
quelle aufgebaut waren. 

Bildet der Mensch die Energiequelle, so ist 
zunächst die Wärmeausbeute eine sehr schlechte. 


1) Nach einem Vortrage im Kölner Bezirksverein Deutscher 
Ingenieure im Februar 1912. 
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Er vermag bei achtstündiger Arbeitszeit etwa 
4,5 Sek/mkg zu leisten = 130000 mkg äqui- 
valent 300 WE pro Tag, bei einer Wärmeauf- 
nahme von 4500 WE. (Soviel beträgt nach Pro- 
fessor Leydens Ernährungstherapie der Wärme- 
wert der den erwachsenen Menschen täglich 
zugeführten Nahrungsmittel.) 

Aber abgesehen von dem geringen Wir- 
kungsgrad des Menschen als Wärmekraft- 
maschine ist vor allem dessen Arbeitsleistung 
sehr begrenzt. Bei einer Tagesleistung von 0,4 
bis 0,5 Std/PS sind für eine Krafterzeugung von 
beispielsweise 100 Std/PS durchschnittlich 
225 Arbeiter erforderlich. Rechnet man mit 
4 M. Arbeitslohn, so werden die Kosten für 
100 PS etwa 900 M. betragen. Die gleiche Ar- 
beitsmenge mittels Kraftmaschine erzeugt kostet 
nur 2—5 M. Die Maschinenarbeit ist also im 
Durchschnitt 250 mal billiger als die Muskel- 
arbeit, bzw. ist bei gleichem Geldaufwand mit 
der Kraftmaschine eine 250 fache Arbeitsmenge 
erzielbar. 

Je ausgiebiger also die Wärmequellen mit 
Hilfe von Maschinen ausgenutzt werden, desto 
intensiver gestaltet sich die Produktion an 
wirtschaftlichen Gütern, und je vollkommener die 
Kraftwirtschaft, desto günstiger erweisen sich 
die Aussichten auf die zukünftige wirtschaft- 
liche und kulturelle Stellung eines Landes im 
Wettbewerb der Völker. 

Wasserkräfte können in Deutschland nur 
sehr wenig gewonnen werden. Man schätzt die 
Anzahl der ausbaufähigen PS auf je 100 Ein- 
wohner: in Norwegen 3400 PS, in Schweden 
1290 PS, in der Schweiz 450 PS, in Deutsch- 
land nur 24 PS. 

Von den Verkehrsmittelpunkten weit abge- 
legen und von sehr wechselnder Wasserführung, 
die weitläufige Wärmekraftreserven erforderlich 
macht, erweisen sich ferner die deutschen 
Wasserkräfte als weniger abbauwürdig, im Ver- 
gleich beispielsweise mit den schwedischen und 
amerikanischen, die neben einer günstigen geo- 
graphischen Lage in den großen Seen natür- 
liche und billige Kraft-Akkumulatoren von un- 
ermeßlicher Stärke besitzen. 

Die Hauptenergiequellen Deutschlands, von 
den geringen Erdöl- und Naturgasvorkom- 
men abgesehen, sind zunächst die Kohle, wo- 
von die Braunkohle ziemlich günstig auf ver- 
schiedene wichtige Distrikte verteilt ist, und 
dann die reichen Torfmoorlager, deren Fläche 
nach Schätzung von Professor Frank in 
Preußen allein etwa 2,5 Millionen Hektar be- 
tragen. 

Weil nicht unerschöpflich, wie die weiße 
Kohle, wird die schwarze Kohle mit zunehmen- 
dem Verbrauch und erschwerter Gewinnung 
immer teurer. Um so dringender ist die Not- 
wendigkeit, mit dem in der Kohle aufgestapel- 
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ten Vorrat an Wärme, Kraft und Licht wirt- 
schaftlich umzugehen. 

Es steht nun fest, daß bei der Umwandlung 
der Brennstoffwärme in mechanische Energie 
die Gasmaschine eine bessere Ausnutzung ge- 
währt als die Dampfmaschine, bei der das nutz- 
bare Wärmegefälle ein wesentlich geringeres ist. 

Den Wärmeverbrauch und die Wärmever- 
teilung in beiden Maschinenarten für 1 Nutz- 
pferdestärke und Stunde (637 WE) zeigt Fig. 1. 


Wärmeverbrauch. 
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Wärmeverbrauch und Wärmeverteilung für 1 Nutzpferdestärke 
und Stunde bei Dampf- und Oasanlage. 


Von der zugeführten Wärme gehen, wie das 
Bild zeigt, bei der Dampfanlage verloren: 30% 
für Dampfkessel, 57% für Abwärme und 2% für 
Reibung, es bleiben 11% effektive Arbeit. Bei 
der Gasmaschine gehen verloren: 25% für 
Generator, 27% für Abwärme, 23% für Kühl- 
wasser, 4% für Reibung; es bleiben 21% effek- 
tive Arbeit. An einer von der Nürnberger Ma- 
schinenbauanstalt ausgeführten Braunkohlen- 
kraftanlage von 1200 PS ergaben sich die ge- 
samten jährlichen Betriebskosten, die sich aus 
Brennstoffverbrauch, Verzinsung, Amortisation, 
Bedienung und Unterhaltung zusammensetzen, 
zu 134 000 M., gegenüber 200 000 M. bei Dampf, 
entsprechend einer Ersparnis von 66 000 M. pro 
Jahr. Bei kleineren Einheiten stellt sich der 
Vergleich hinsichtlich des Wärmeverbrauches für 
die Gasmaschine noch günstiger, da die ther- 
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mische Ausnutzung der Gasmaschine von der 
Größe der Anlage fast unabhängig ist. 

Während man ferner bei der Dampf- 
maschine bald an die Grenze der Wärmeaus- 
nutzung gelangt zu sein scheint, sind wohl bei 
der Gasmaschine noch wesentliche Verbesse- 
rungen des Wirkungsgrades zu erwarten. 

Die Hauptentwicklungsphasen der Explosions- 
und Verbrennungskraftmaschine sind in Fig. 2 
dargestellt, darin sind die Jahre als Abszissen 
und die wirtschaftlichen Wirkungsgrade als 
Ordinaten eingetragen. 

Der der Gasmaschine anhaftende Nachteil, 
nicht über die Normalleistung hinaus beansprucht 
werden zu können, schemt durch den Vor- 
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21/ fache Leistung wie bei Verfeuerung der 
Gase unter dem Dampfkessel erzielbar. 

Die Montanindustrie machte sich die Vor- 
teile des Gasmaschinenbetriebes schnell zu- 
nutze. Vor 10—15 Jahren kannte man Groß- 
gasmaschinen von 1000 PS noch nicht. Bis Ende 
1910 waren bereits in den Hütten- und Berg- 
werken Deutschlands und Luxemburgs etwa 
500 000 PS im Betriebe, was schätzungsweise 
einer Ausnutzung von 24% der im ganzen ver- 
fügbaren überschüssigen Gase der Hütten- und 
Eisenindustrie entspricht 4). 

Während Deutschland in der Aus- 
nutzung der Abgase der Hoch- und Koks- 
öfen und insbesondere im Gasmotorenbau eine 


1890 1900 1940 


Fig. 2. 
Hauptentwicklungsphasen der Explosions- und Verbrennungskraftmaschine. 


schlag Hellmanns behoben zu sein. Durch Ver- 
suche weist Hellmann ?) nach, daß durch An- 
wendung von Druckluftspülung die spezifische 
Leistung des Kraftzylinders wesentlich erhöht 
werden kann, so daß eine Ueberlastung von 
etwa 25% ohne Einbuße an Nutzeffekt erziel- 
bar ist, — eine Ueberlastung, die auch der 
Dampfmaschine wohl nur selten zugemutet wird. 
Ferner besteht die Möglichkeit, bei größeren 
Zentralen mit stark variierendem Belastungs- 
faktor die Wärme der Abgase und des Kühl- 
wassers mit Hilfe von Wärmespeichern in Nieder- 
druckturbinen derart zu verwerten, daß die Be- 
lastungsspitzen durch die Dampfanlage aufge- 
nommen werden). Bei Verwendung von Hoch- 
ofen- oder Koksofengas mittels Gasmaschine ist 
wegen Wegfall des Generatorverlustes die 


23) Z. d. V. d. I. 1911. 
3) Vorschlag von C. Semmler in Dinglers Polytechnischen 
Journal 1912. 


führende Stellung einnimmt, kann das gleiche 
bezüglich der Kraftgaserzeugung nicht 
behauptet werden. Vor allem ist festzustellen, 
daß die Anregungen und Vorschläge zur Ver- 
besserung des Generatorprozesses meistenteils 
vom Ausland herrühren. 

Der Fortschritt ist hier kein stetiger, viel- 
mehr sind Stillstände und Rückschläge zu kon- 
statieren. So geriet die Entwicklung der ersten 
Sauggasanlagen, die für gasarme Brennstoffe, 
wie Anthrazit und Koks, eingerichtet waren, bald 
nach ihrer Einführung ins Stocken, weil die 
Preise des Anthrazites bei dessen geringem Vor- 
kommen so erheblich stiegen, daß der noch 
so vollkommen ausgebildeten Gaskraftanlage 
der Erfolg durch die inzwischen verbesserte 
Dampflokomobile streitig gemacht wurde. 


4) Man schätzt die Anzahl PS-Std. gleich der Summe aus der 
Erzeugung an Roheisen in Tonnen pro Monat und der an Koks 
in Tonnen pro Woche. 
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. » Hingegen kam. die Verwertung der in 
Deutschland - reichlich vorkommenden billigen 
Brennstoffe: bis in die jüngste Zeit nicht. über 
das Versuchsstadium hinaus. Die Verarbeitung 
bituminöser Kohle für motorische Zwecke er- 
“schien : deshalb nicht rationell, weil die Reini- 
gung des Gases vam Teer ohne Anwendung 
kostspieliger Apparate unmöglich war. Erst 
in den letzten Jahren macht sich das Bestreben 
bemerkbar, die wichtigsten Brennstoffe, wie 
Steinkohle, Braunkohle und Torf, zur Erzeugung 
von Kraftgas in größerem Umfang zu verwenden. 
So entstand eine Anzahl Generatorkonstruk- 
tionen für bitumenreiche Brennstoffe, von denen 
manche sich bereits in der Praxis eingebürgert 
haben. Es ist gelungen, den Vergasungsprozeß 
so zu gestalten, daß die leicht kondensierbaren, 
flüchtigen Kohlenwasserstoffe der bitumenartigen 
Brennstoffe im Generator selbst in permanente, 
nicht kondensierbare Gase zerlegt und dadurch 
für den Maschinenbetrieb unschädlich gemacht 
werden. Für Braunkohlenbriketts haben sich 
heute hauptsächlich zwei verschiedene Verfahren 
behauptet. Beide bezwecken die bei der Ent- 
gasung der Braunkohlen entstehenden Teer- 
Destillate im Generator zu zersetzen bzw. zu 
verbrennen. Bei dem ersten Verfahren erhält 
der Generator zwei Feuer, ein Oberfeuer und 
ein Unterfeuer, so daß die Verbrennungsluft so- 
wohl von oben, wie von unten durch den Rost 
eingeführt wird, und das Gas an einer da- 
zwischen liegenden Stelle, etwa in der mittleren 
Höhe des Generatorschachtes, abgezogen wird. 
Das zweite Verfahren besteht darin, daß man 
den einfachen Generator in umgekehrter Weise 
arbeiten läßt. Die Verbrennungsluft tritt von 
oben in den Generator ein und das erzeugte 
Gas von unten aus. Die Betriebe mit dem 
Doppelfeuergenerator sowie dem umgekehrten 
einfachen Generator ergeben ein praktisch 
brauchbares Kraftgas, bei dem zerstörende Ab- 
lagerungen in den Rohrleitungen und Ma- 
schinenteilen nicht mehr vorkommen. 

Von den verschiedenen Konstruktionen der 
Spezialfirmen seien zur Erläuterung der Wir- 
kungsweise des Braunkohlengenerators die Aus- 
führungen der Deutzer Gasmotoren-Fabrik und 
der Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg heraus- 
gegriffen. 

Der Zweifeuergenerator für Braunkohlen- 
briketts der Deutzer Gasmotorenfabrik ist in 
Fig. 3 dargestellt. Er besteht aus einem oben 
offenen Schacht, der unten einen Rost besitzt. 
Während das Gas in der Mitte abzieht, findet 
die Luftzufuhr oben und unten zugleich statt, 
so daß sich zwei Brennzonen bilden. Der oben 
aufgegebene Brennstoff wird mit der unter ihm 
liegenden Schicht verkokt und, indem er nach 
abwärts sinkt, im unteren Teil des Generators 
vollständig vergast. Die nach abwärts ziehenden 
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Teerdämpfe werden vor. ihrem Austritt .beim 


Durchstreifen der glühenden. Kohlenschicht 
in beständige Gase zerlegt. Das erzeugte Gas 
verläßt den Generator praktisch teerfrei, um 
dann -in bekannten Einrichtungen wie Skrubber 
und Trockenreiniger usw. von Staub gereinigt, 
abgekühlt und in gebrauchsfähigen Zustand zur 
Verwendungsstelle geführt zu werden. Im 
oberen Feuer findet also die Entgasung und 
gleichzeitig eine Verbrennung bzw. eine Zer- 
störung der Kohlenwasserstoffe statt. In dem 
unteren Feuerraum, der im wesentlichen . aus 
glühenden Koksstücken und Asche besteht, spielt 
sich derselbe VergasungsprozeßB ab, wie in dem 
normalen Anthrazit- und Koksgenerator. . Bei 
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Fig. 3. 
Zweifeuergenerator für Braunkohlenbriketts 
der Deutzer Oasmotorenfabrik. 


Stillständen entweichen die Gase durch die ab- 
sperrbare Leitung auf der entgegengesetzten 
Seite zum Schornstein. | 

Bei dem Nürnberger Generator, Fig. 4, findet 
eine umgekehrte Verbrennung statt. Der Luft- 
zutritt erfolgt hauptsächlich von oben; eine 
Hilfslufteinströmung findet außerdem von unten 
durch den Rost statt. Der Gasabzug erfolgt 
in etwa halber Höhe der Brennstoffsäule, und 
zwar durch einen über den ganzen Querschnitt 
durchgeführten, gekühlten Balken. Auch hier 
müssen die Schwelgase und Teerdämpfe, ehe 
sie zum Abzug gelangen, die glühenden ent- 
gasten Schichten durchstreichen, so daß die mit 
dem so erzeugten Gase getriebenen Maschinen in 
bezug auf Reinigungsarbeiten der Leuchtgas- 
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maschine nahekommen. Die beiderseitige Luft- 
einfuhr beim Doppelgenerator ist so einzu- 
stellen, daß in der oberen Feuerzone diejenige 
Temperatur erzeugt wird, die zur Zersetzung 
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Fig. 4. 
Generator der Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg. 


bzw. zur Verbrennung der Kohlenwasserstoffe, 
der nachgefüllten Briketts notwendig ist, wäh- 
rend gleichzeitig die Temperatur des unteren 
Feuers in denjenigen Grenzen gehalten werden 
muß, daß eine ausgebrannte Asche praktisch frei 
von brennbaren Substanzen entsteht. 

Von den Generatorkonstruktionen mit umge- 
kehrter Verbrennung hat sich der von der Gör- 


.litzer Maschinenfabrik durchgebildete Generator 


zur Vergasung stark bitumenhaltiger und wasser- 
reicher Stoffe bewährt (Fig. 5). Der Generator 
ist mit einem doppelten Blechmantel versehen, 
von denen der innere mit Chamotteausmauerung 
bekleidet ist. In der Mittelachse des Gene- 
rators, bei dem der normale Rost fehlt, befindet 
sich der zentrale, nach unten gerichtete Gas- 
abzug. Das Gasabzugsrohr enthält in seinem 
Inneren das Rohr a für den Eintritt der Ver- 
brennungsluft; die bereits durch das Skrubber- 
wasser vorgewärmte Luft wird durch die um- 
spülenden Gase erhitzt. An der Eintrittsstelle 


des Gases in das Abzugsrohr ist eine beson- 
dere Luftkammer b mit beträchtlichen Flächen 
vorgesehen, zwecks weiterer Erhitzung der Luft. 
Nach Passieren dieses Lufterhitzers tritt die Luft 
durch das mit Chamotte bekleidete Rohr in die 
obere Hälfte der Brennstoffsäule ein. Eine 
weitere Luftzufuhr findet von unten durch die 
Füße und den Doppelmantel des Generators 
statt. Diese Hilfsverbrennungsluft wird eben- 
falls stark vorgewärmt, gleichzeitig eine Ab- 
kühlung der Schachtwandungen bewirkend. Sie 
gelangt in der Regel in den Verbrennungsraum 
durch die Schaltvorrichtung c und wird durch 
diese während der Betriebspausen vom Generator 
abgesperrt. Im Falle der Heizer das Verschwin- 
den des oberen Feuers bemerkt, öffnet er den 
Schornstein und das Ventil d, die Luft tritt 
dann, vom Doppelmantel kommend, durch das 
Ventil d in den Verbrennungsraum. Eine Anzahl 
Schaulöcher in verschiedenen Brennzonen sind 
zur Beobachtung des Vorganges angebracht. In- 
folge der umgekehrten Zugrichtung werden die 
Entgasungsprodukte, die im oberen Teil der 
Brennstoffsäule entstehen, auf dem Wege nach 
unten zersetzt bzw. verbrannt. Es ist bei diesem 
Prozesse in hohem Maße auf die Ausnutzung 
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Fig. 5. 
Generator zur Vergasung bitumenhaltiger und wasserreicher Stoffe 
der Görlitzer Maschinenfabrik. 


der Eigenwärme der Gase für den Vergasungs- 
vorgang selbst Bedacht genommen, wodurch 
die Verarbeitung von Brennstoffen bis zu 50% 
Wassergehalt ermöglicht wird. 
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Zu erwähnen ist noch der in der letzten 
Zeit in Einführung begriffene Drehrostgene- 
rator mit automatischer Schlacken- und Aschen- 
entziehung zur Vergasunz geringwertiger Brenn- 
stoffe, wie Koksasche, Koksgrus und sonstiger 
geringwertirer Steinkohlensorten und Abfälle 
(Fig. 6). Für die verschiedenen Ausführungs- 
arten, die in der letzten Zeit sich Eingang ver- 
schafften, ist der Kerpely-Generator vorbildlich 
gewesen. Dieser besteht im wesentlichen aus 
einem feuerfesten Schacht, dessen unterer Teil 
einen wassergekühlten, doppelwandigen Blech- 
mantel trägt. Der untere Abschluß wird durch 
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Fig. 6. 
Drehrostgencrator 


mit automatischer Schlacken- und Aschenentzichung. 
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eine wassergefüllte Aschenschüssel gebildet. Der 
exzentrische, aus mehreren übereinander ange- 
ordneten Kappen bestehende pilzförmige Rost ist 
mit der drehbaren Aschenschüssel fest verbunden. 
Letztere trägt an ihrem Umfange ein Schnecken- 
rad, das in beliebiger Weise angetrieben wird, 
derart, daß der Rost sich zwei- bis dreimal in 
der Minute umdreht. Die sich bildende Asche 
und Schlacke wird selbsttätig durch die am 
Generatorgehäuse befestigte und je nach der 
Kohlenbeschaffenheit einstellbare Schaufel ent- 
fernt. 


Es finden in der letzten Zeit im rheinisch- 


westfälischen Bezirk eifrige Versuche mit 
Drehrostgeneratoren statt, zwecks Ausnutzung 
der großen Mengen von Kohlenabfällen, der 


Waschberge und Klaubeberge. 


Bei allen diesen Bestrebungen scheint die 
Absicat vorzunerrschen, die für den Maschinen- 
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betrieb lästigen Teer- und Ammoniakprodukte 
im Generator zu zerstören und den Destilla- 
tionsprozeß so durchzuführen, daß die Brenn- 
stoffwärme möglichst ganz in das zu gewinnende 
Kraftgas übergeführt wird. 


Die Gewinnung und Verwertung . gerade 
dieser Produkte und vor allen Dingen die Ge- 
winnung des Stickstoffes der Kohle, dieses für 
die Landwirtschaft und chemische Industrie wich- 
tigen Produktes, veranlaßte den berühmten 
Chemiker und Großindustriellen Dr. Ludwig 
Mond, den bekannten Arbeitsprozeß mit Neben- 
gewinnung durchzuführen. Das Mondgasver- 
verfahren, das anscheinend in Deutschland zu 
wenig beachtet wird, verdient zweifellos weiter 
verfolgt und auch für deutsche Verhältnisse aus- 
gebaut zu werden. Eine schematische Darstellung 
des Mondverfahrens gibt Fig. 7. 


Der Mondgenerator besteht in der Regel 
aus einem Doppelmantel, wobei der innere 
Mantel eine dünne Bekleidung feuerfesten Ma- 
terials trägt. Der Rost besteht aus einer Anzahl 
im Kreise korbartig angeordneter, schräger Rost- 
stäbe. Das Ganze ruht auf Tragfüßen über einer 
zur Aschenaufnahme dienenden Vertiefung, die 
mit Wasser angefüllt ist. Der Brennstoff gelangt 
mittels einer Transportvorrichtung durch die 
Gichtglocke, die tief hineinragt und eine Be- 
schickung von etwa 500 kg faßt, in den Gene- 
rator. Ein Gemisch von Luft und überhitztem 
Wasserdampf gelangt durch den Zwischenraum 
des Doppelmantels in den Verbrennungsraum. 
Durch den vorhandenen Wasserdampf wird die 
Temperatur im Generator niedrig gehalten, sie 
übersteigt nicht 509 bis 600°, so daß das sich 
bildende Ammoniak nicht zersetzt werden kann, 
wohl aber ein Teil der Teerdämpfe. Unzerlegt 
bleibt auch ein Teil des eingeführten Wasser- 
dampfes. Die erzeugten Gase nebst dem un- 
zerlegten Wasserdampf durchstreichen nach 
ihrem Austritt den Gegenstromröhrenkühler, 
dessen äußere Rohre von dem zum Generator 
geleiteten Dampfluftgemisch im Gegenstrom be- 
spült werden, wobei sich letzteres auf etwa 25° 
erwärmt und das Gas auf 280° abkühlt. In dem 
mechanischen Wäscher anzelangt, wird das Gas 
von Staub und Teer befreit. Die Temperatur 
des Gases sinkt auf 90° herunter und 
nimmt den sich hierbei bildenden Dampf 
auf. Gas und Dampf werden zum Säureturm 
geführt, der mit einer Lösung von Schwefel- 
säure und Ammoniak, die überschüssige 
Schwefelsäure enthält, im Kreislauf berieselt 
wird. In dem Säureturm wird der Ammoniak 
zu Ammoniumsulfat gebunden und nach dem 
Lösungsbehälter abgeführt. Aus diesem wird 
das Ammoniumsulfat nach Einiampfapparaten 
befördert und in Kristallen abgeschieden. Da 
Spuren von Teer noch immer vorhanden sind, 
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so ist das Sulfat grau gefärbt. Aus dem Säure- 
turm gelangt das Gas in den Kühlturm, wobei 
der Dampfüberschuß kondensiert und das Gas 
abgekühlt wird, um dann von Exhaustoren durch 
Skrubber, Trockenreiniger usw. der Maschine 
zugeführt zu werden. Das warme Rieselwasser 
sammelt sich unten im Kühlturm und wird auf 
einen dritten Turm, den Luftsättiger, gepumpt. 
In diesem findet der letzte Wärmeaustausch statt, 
indem die Gebläseluft sich mit Wasserdampf 
sättigt und dadurch auf etwa 60° erwärmt, 
während das kalte Wasser im Kreislauf im Kühl- 
turm wieder benutzt wird. Auf dem Wege zum 
Gegenstromüberhitzer wird der für den Pro- 
zeß erforderliche Dampfüberschuß zugesetzt in 
einem ungefähren Verhältnis von 1,2 kg Dampf 
auf 1 kg Brennstoff, wobei der Dampf durch 
die Abgase der Gasmaschinen erzeugt werden 


lionen Tonnen jährlicher Vergasung, die Ab- 
nehmer auf einem Gebiet von 123 Quadrat- 
meilen mit Kraft- und Heizgas versorgt. 

Ueber die Zusammensetzung des Gases gibt 
uns die folgende Tabelle Aufschluß. 


Zusammensetzung des Gases 
mit ohne 


Ammoniumgewinnung 
Kohlenoxyd C O% 11 23 
Wasserstoff H% 27,5 17 
Methan (CH,) 3 3 
Cas Hgn und Benzol — — 
Kohlendioxyd CO, 16,5 5 
Stickstoff und Wasser 42 52 
Brennbare Substanz 41,5 43 


Oberer Heizwert W. E. 1462 1506 
Unterer Heizwert W. E. 1312 1402 
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Schematische Darstellung des „Mond«“-Verfahrens. 


kann. Auf diese Weise sind im Mondgenerator 
Vorkehrungen getroffen, daß die sonst durch 
Ausstrahlung des Generators und die Eigen- 
wärme der abziehenden Gase verlorengehende 


Wärme in chemische Energie umgesetzt wird. ` 


Es ist einleuchtend, daß bei diesem Prozeß 
Brennstoffe von sehr hohem Wassergehalt bis 
zu 60%, wie Rohbraunkohle, Torf usw., ver- 
arbeitet werden können. Die Wärmebilanz aus- 
geführter Anlagen ergibt, daß mehr als 900%% der 
Brennstoffwärme in dem Heizwert des erzeugten 
Kraftgases sowie in chemischer Energie sich 
wiederfinden. Versuche ergaben ferner, daß 


auf diese Weise etwa 70% des in der Kohle 


gebundenen Stickstoffes gewonnen werden. 
Es sind in England etwa 100 Anlagen mit 
einer täglichen Vergasung von 2250 Tonnen im 
Betrieb, sowohl für Kraft- wie für industrielle 
Heizzwecke. Unter den Anlagen befinden sich 
eine Anzahl von 2,5 und solche mit 250 Tonnen 
täglicher Vergasung. In Südstaffordshire besteht 
eine Zentrale von 32 Generatoren und 3 Mil- 


Der Einfluß des Wasserdampfes, der bei 
Nebengewinnung im Ueberschuß zugeführt wird, 
äußert sich in einer Vermehrung des H und CO, 
und in einer Verminderung des Kohlenoxyd-Ge- 
haltes des Gases. In beiden Fällen wird ein 
brauchbares Gas erzeugt, wobei der prozen- 
tuale Gehalt an brennbaren Substanzen bei 
Nebengewinnung nur um 1,5% niedriger ist als 
bei reiner Kraftgaserzeugung. 

Die nächste Tabelle gibt uns die Sulfaterzeu- 
gung aus verschiedenen Brennstoffen an, sowie 
den erzielbaren Erlös bei einem Preise des Am- 
moniumsulfates von 250 M. pro Tonne. 


Gewinnung von Ammoniumsulfat in kg auf 1t 


Brennstoff. 
Brennstoff N-Gehalt/, (NH,)SO, Verkaufswert 
engl. Kohle 1,5 40,2— 44,7 10,05— 11,17 
Torf 1,0—2,3 31,2—93,8 7,8—23,45 
Braunkohle 0,7 17,8 4,45 


Die Wirtschaftlichkeit des Prozesses hängt 
von folgenden Faktoren ab: 
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1. dem Gestehungspreis des in Betracht kom- 
menden Brennmaterials, 

2. seiner Beschaffenheit im allgemeinen und 
seinem Stickstoffgehalt im besonderen, 

3. dem Gestehungspreis der Schwefelsäure 
von 60° Bé zur Herstellung von Ammonium- 
sulfat, und schließlich 

4. dem Marktpreis des Ammoniumsulfats. 


Angestellte Berechnungen ergaben, daß bei 
1,2500 N-Gehalt der Kohle die Gestehungskosten 
des Gases gleich O sind, und bei 2!/,%0 N-Gehalt 
können unter gewissen Bedingungen auch die 
Umwandlungskosten in elektrische Energie ge- 
deckt werden. 


Es ist sehr wohl denkbar, daß derartige 
Kraftzentralen, namentlich in den hiesigen 
Braunkohlengegenden mit und ohne Neben- 
gewinnung, cine große Bedeutung erlangen 


können. 


Die erste Vergasungsanlage in Deutschland 
für Kraft- und Ammoniumgewinnung aus Stein- 
kohle wurde nach dem Entwurf des englischen 
Ingenieurs Lymn von der Zellstoffabrik in 
Waldhof-Mannheim in Betrieb genommen. Die 


Anlage dient zur Erzeuzung elektrischen Stromes . 


für eine elektrolytische Anlage von 4090 PS. 
Die Anordnung und Konstruktion der Wärme- 
rckuperatoren und Wäscher weisen erhebliche 
Fortschritte auf gegenüber den englischen Aus- 
führungen der Power Gas Coporation. Die Be- 
triebsergebnisse sind günstig. Die Kraftkosten 
stellen sich auf 1,8 Pfennig pro KWStd., nach 
reichlichen Abschreibungen. Es werden gegen- 
wärtig Erweiterungen vorgenommen unter Ver- 
wendung von drehbaren Generatoren. 


Das von der hannoverschen Kolonisations- 
und Moorverwertungsgesellschaft in Angriff ge- 
nommene Projekt der Ausnutzung des Schweger 
Moors scheint nach dem Bericht des Professor 
Frank der Verwirklichung entgegenzugehen. 

Der Ausführung dieses Projektes gingen be- 
kanntlich langjährige Versuche der Deutschen 
Mondgasgesellschaft in der Versuchsstation in 
Mont-Cenis voraus. 


Die im Oktober vorigen Jahres in Betrieb 
genommene Gaskraftzentrale von 3000 PS ver- 
sorgt Osnabrück und benachbarte Ortschaften 
mit Kraft und Licht. Die Sulfatausbeute soll 
ebenfalls den Erwartunsen entsprechen. 

Die 


rationelle Auswertung der in unseren 


Brennstoifen enthaltenen Kohlenwassers.offe und - 


insbesondere die Erzeugunz von (NH,), SO, 
das zu den wirksamsten Düngemitteln gehört, 
ist von eminenter, volkswirtschaftlicher Bedeu- 
tung. Vor etwa 20 Jahren betrug die Welt- 
produktion nur 210000 Tonnen, wovon Eng- 
land allein */, lieferte. Nach der Statistik der 
Ammoniakverkaufsvereinigung in Essen hat 
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sich die Produktion bis 19105) verfünffacht, wo- 
bei Deutschland im Jahre 1910 England über- 
holt hat. Der Wert der Einfuhr an Chilisalpeter 
beträgt jährlich 110—120 Millionen Mark. Diese 
Menge Düngzstoffe genügen aber nach dem 
Liebigschen Gesetz von der Statik des Landbaues 
kaum für die Kultivierung des fünften Teiles 
unseres landwirtschaftlich ausgenutzten Bodens. 
Die Ernährungsfrage der stetig zunshmenden 
Bevölkerung erfordert gebicterisch eine Er- 
höhung der landwirtschaftlichen Produktion. An- 
dererseits ist eine weitere Steigerung des Er- 
trages unseres Kulturlandes nur durch intensivere 
Bodenb:wirtschaftung mittels künstlicher Düng- 
stoffe denkbar. Berücksichtigt man ferner, daß 
in Deutschland gegenwärtig bereits über 80°o 
der Kokereien mit Ammoniumgewinnung aus- 
gerüstet sind, so ist eine wesentliche Mechr- 
erzeugung bei den Kokereien nicht zu erwarten. 
Außerdem ist die Erzeugung der Kokereien 
wesentlich von der Konjunktur des Eisenmarktes, 
der Schwankungen unterworfen ist, abhängig, 
während die Bedürfnisse der Landwirtschaft 
ständig wachsen. Der stets noch steigende 
Wert der Einfuhr an Getreide beträgt jetzt 
schon rund 2 Milliarden Mark im Jahr. 


Die wirtschaftlichen Erfolge der anderen 
Stickstoffindustrien, welche bislanz an die billi- 
gen Wasserkräfte des Auslandes gebunden 
waren, erscheinen jetzt nicht mehr so ungünstig, 
namentlich in Anbetracht der billigen Kraft- 
erzeugungskosten der in der Posener Ausstel- 
lung vorgeführten Torfgaskraftanlage der Gör- 
litzer Maschinenbauanstalt. Die Maschine von 
300 PS diente zur Versorgung der Ausstellung 
mit Kraft und Licht. Der verwendete Torfgenerator 
war ähnlich dem vorhin beschriebenen Gene- 
rator mit umgekehrter Verbrennuns ausgeführt. 
Professor Baer von der Technischen Hoci- 
schule in Breslau stellte die Brennstoffkosten 
zu 0,3 bzw. 0,6 Pf. pro KWSt. am Schaltbrett 
fest, bei einem Preis von 2—4 M. die Tonne 
Torf. Nach Angaben der Firma hat sich der 
Wärmeverbrauch der Torikraftanlage noch 
wesentlich günstiger ergeben, als bei den Ver- 
suchen ermittelt wurde. Bei der Ausstellungs- 
maschine wurde nachträglich festgestellt, daß 
das Rohr zum Skrubber, das unzulänglich mon- 
tiert war, undicht gewesen ist, wodurch wäh- 
rend der Versuche überschüssige Luft in den 
Generator eingedrungen ist. 


Nachdem nun praktische Verbrauchszahlen an 
Torfkraftanlagen vorliegen, dürften wohl die 
mehrfach vorgenommenen Schätzungen der 
im Torf aufgespeicherten Energiemengen an 
praktischan Wert gewinnen. Nach Professor 
Frank, der sich etwa 30 Jahre mit der Frage 
der Ausnutzung der Torfmoore befaßt, sind aus 


>) Vgl. Glückauf, Jahrg. 1912, Heft 12, Seite 481. 
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1 cbm Rohmoor, dessen durchschnittliche Mäch- 
tigkeit in Preußen 3 m beträgt, 150 kg Trocken- 
substanz erhältlich. Bei einem Verbrauche von 
0,6 kg pro PS und Stunde ergibt sich die aus 
einem Hektar Torfmoor erzeugbare Kraft zu 
75 Millionen PS pro Stunde oder rund 1000 
Jahrespferde. 

Da wir in Preußen über 2,5 Millionen Hek- 
tar verfügen, so würden die Torflager zur 
Deckung des Kraftbedarfs Preußens von etwa 
2,5 Millionen PS auf 1000 Jahre ausreichen. 


Weite Perspektiven und Entwicklungsmög- 
lichkeiten eröffnen sich für den Gaskraftbetrieb, 
nachdem es gelungen ist, die aktuelle Gastur- 
binenfrage ihrer Lösunz um ein gutes Stück 
näher zu bringen‘). 

Auch das bei der Humphreypumpe ange- 
wandte Arbeitsverfahren läßt weite Ausblicke 
in die Zukunft der Kraftgasbetriebe zu’). 

Die angeführten Bestrebungen in der Er- 
zeugung und Verwertung des Kraftgases sind 
für die technische Entwicklung des 20. Jahr- 
hunderts symptomatisch, sie lassen eine wei- 
tere Ausbreitung der Vergasung der Brennstoffe 
statt der Verbrennung unter Dampfkesseln er- 
warten. Dies ist nicht nur aus technischen und 
volkswirtschaftlichen Gründen, sondern auch 
weeen der damit verbundenen Milderung der 
Rauchplare, die mit der zunehmenden Industrieali- 
sierung des Landes zu einer Kalamität auswächst, 
schr erwünscht. Man muß hierbei immer wieder 
an die bereits Anfang der 70er Jahre von Wil- 
helm von Siemens ausgesprochene Forderung 
denken, die Kohle am Gewinnungsort zu ver- 
koken bzw. in Generatoren mit Nebenprodukten- 
gewinnung zu vergasen und statt die Rohkohlen 
per Eisenbahn, die Gasmengen in Rohrleitungen 
der Industrie zuzuführen. 

Wenn zwar Deutschland, das nach der 
Statistik etwa 20° seiner Steinkohlengewinnung 


An anderer Stelle!) habe ich darauf hin- 
gewiesen, daß wir ein treffsicheres Urteil über 
die wirtschaftliche Lage dann erst gewinnen 
werden, wenn wir möglichst genaue, auf Tat- 
sachen begründete, nicht nur von Eindrücken ge- 
leitete Einzelberichte über die verschiedenen 
Wirtschaftszweige erhalten können. 


6) Z. d. ges. Turbinenwesens, 1911. 
7) Journal f. Gasbeleuchtung, 1912. 
I) Technik und Wirtschaft, 1908, 5. Heft. 


in Gasanstalten und Kokereien gebraucht, in der 
zweckmäßigsten Verwertung der Steinkohle am 
weitesten fortgeschritten ist, so bleibt doch 
noch außerordentlich viel zu tun übrig, nament- 
lich wenn man bedenkt, daß von der deutschen 
Förderung bei rationeller Wirtschaft nur etwa 
80% Magerkohlen von der Verkokunz und Ver- 
gasung auszuschließen wären. 


Im Zusammenhange hiermit ließen sich am 
Schlusse noch Zukunftsbilder über die Auswer- 
tung der Braunkohlen- und Torflager entwerfen. 
Sehr verlockend beispielsweise ist das Bild der 
Turbogaszentralen, die in gewissen Abständen 
von der holländischen Grenze bis nach Memel, 
in den jetzt brachliegenden, öden Torfebenen 
entstehen (sei es mit Gewinnunr der Neben- 
produkte oder zur billigen Krafterzeugung für 
elektrochemische Zwecke), wobei die enttorften 
Ländereien sich in industriell aufblühende und 
mit den an Ort und Stelle erzeugten künstlichen 
Düngestoffmitteln zu intensiv bewirtschafteten 
Gegenden verwandeln könnten. 


Man darf wohl die Hoffnung aussprechen, 
daß das in der letzten Zeit erwachte Bewußt- 
sein des Ingenieurs, mit der Oekonomisierung 
der Krafterzeugung Arbeit von nationaler und 
weltwirtschaftlicher Bedeutung zu leisten, einen 
mächtigen Impuls zur weiteren Steigerung der 
industriellen Intelligenz bilden wird, die Deutsch- 
land nötiger hat, als die mit Naturschätzen 
reichlicher bedachten Länder. 


Das bekannte Wort des englischen Staats- 
mannes Lord Robert Peel, daß dem Lande die 
Zukunft gehöre, das am meisten Kohle fördere, 
stimmt heute nicht mehr. Nicht dem am meisten 
Kohle fördernden Lande, sondern demjesi- 
gen, das bei hochentwickelter Technik und in- 
dustrieller Intelligenz mit den verfügbaren 
Energiequellen am wirtschaftlichsten 
umgeht, gehört die Zukunft. 


. . 
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Die Beurteilung der wirtschaftlichen Lage auf Grund 
von Kurs-Diagrammen. 
Von Dipl.-Ang. Ernst Werner- Berlin. 


Am wirksamsten werden solche Einzelberichte 
durch zahlenmäßige Angaben unterstützt, die 
wir, wenn angängig, des besseren Vergleiches 
wegen zu Diagrammen aufzeichnen können. 


Zahlenmäßige Angaben und zugehörige Dia- 
gramme bieten uns für alle Wirtschaftszweige 
die Beschäftigungsstatistik, die Lohnstatistik und 
die Ein- und Ausfuhrstatistik. Von einigen 
wenigen Wirtschaftsgebieten können wir auch 
die überaus wichtigen Gesamtumsatzziffern, ge- 
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trennt nach dem Umsatz im Inland und dem 
Umsatz nach den verschiedenen ausländischen 
Absatzgebieten, erhalten. 

In letzter Zeit ist dann noch die Finanz- 
statistik ausgebildet worden. Wir sind dadurch, 
daß ein großer Teil unserer industriellen und 
gewerblichen Unternehmungen in Form von 
Aktiengesellschaften bestehen und letztere von 
Gesetzes wegen gezwungen sind, ihre Bilanzen 
alljährlich zu veröffentlichen, in der Lage, eine 
Reihe von wichtigen Zahlen zu gewinnen, die 
brauchbare Rückschlüsse über die wirtschaft- 
liche Lage der verschiedenen Wirtschaftsgebiete 


zulassen. Schon allein die Kapitalbewegungs- 
Statistik bietet wertvolle Vergleiche einer- 
seits in bezug auf eine fortlaufende Reihe 


von Wirtschaftsjahren und andererseits in bezug 
auf die verschiedenen Industrien untereinander. 
In welcher Weise eine brauchbare Rentabilitäts- 
Statistik aufzumachen ist, habe ich an derselben 
Stelle, wie eingangs erwähnt, eingehend behan- 
delt. Rentabilitäts-Statistiken geben nicht nur 
darüber Aufschluß, wie sich die in den ver- 
schiedenen Industrien angelegten Kapitalien in 
den einzelnen Wirtschaftsjahren rentiert haben, 
sondern sie sind auch gute Gradmesser für die 
Beurteilung der wirtschaftlichen Lage der ver- 
schiedenen Wirtschaftsgebiete. 

Die Gewinnung der Rentabilitätsziffern und 
damit die Gewinnung eines Urteils über die 
wirtschaftliche Lage auf Grund der Bilanzen 
büßt jedoch einigermaßen an praktischen Wert 
dadurch ein, daß die errechneten Zahlen etwa 
ein halbes Jahr nach Verlauf des der Betrachtung 
unterzogenen Wirtschaftsjahres erscheinen 
können. | 

Es ist indessen von außerordentlichem Wert, 
möglichst rasch die gegenwärtigen wirtschaft- 
lichen Verhältnisse überschauen zu können. 
Hierzu bieten wiederum die Aktiengesellschaften 
die Hand, und zwar diejenigen, deren Aktien bei 
der Börse zum Handel und zur Notiz zuge- 
lassen sind. u 

Im allgemeinen ist der Kurs, d. h. diejenige 
Zahl, die angibt, wieviel Mark man gegenwärtig 
für je 100 Mark einer Aktie erhält oder zahlen 
muß, ein überaus feinfühliger Gradmesser für 
die Beurteilung eines industriellen Unternehmens. 
Der Kurs drückt, wenn auch manchmal in ge- 
wissen Ausnahmefällen etwas übertrieben, die 
Summe aller der Faktoren aus, die die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse eines Unternehmens 
verschieben können. Beispielsweise: Drohender 
Streik, Krieg in einem Lande, 
überwiegend das betrefiende Werk liefert; aus- 
sichtsreiche Aufträge; innere wirtschaftspolitische 
Verhältnisse usw. Der Kurs ist nun zwar in 
bezug auf die Verwertung als wirtschaftlicher 
Gradmesser benutzt worden, jedoch in erster 
Linie nur um an der Hand des Kurses ein- 


nach welchem. 


zelner industrieller Unternehmen Betrachtungen ° 
über die jeweiligen wirtschaftlichen Verhält- 
nisse anzustellen. 

Es dürfte aber von außerordentlicher Wich- 
tigkeit und von erheblichem praktischen Wert 
sein, die Durchschnittskurse der einzelnen, be- 
deutungsvolleren Industriezweige zu ermitteln, 
um beurteilen zu können, wie die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der zuzehörigen Wirtschaftsgebiete 
liegen. 

In welcher Weise diese Durchschnittskurse 
zu ermitteln sind, soll nachstehend ausgeführt 
werden. 

Zunächst müssen wi: uns vergegenwärtigen, 
daß die Zahl, die wir als Kurs eines Unter- 
nehmens einem Kurszettel entnehmen, keine ab- 
solute Zahl, sondern eine Verhältniszahl be- 
deutet. Es würde deswegen falsch sein, wenn 
wir die Methode des arithmetischen Mittels zur 
Berechnung der Durchschnittskurse anwenden 
würden. Wir müssen vielmehr bedenken, daß 
der Kurs folgende mathematische Ausdrucks- 
form besitzt: 

Kurskapital mal 100 


Kurs = 


Hierbei verstehen wir unter Kurskapital das- 
jenige Kapital, welches entsteht, wenn wir das 
zur Börse zugelassene Kapital mit dem Kurs 
multiplizieren und durch 100 dividieren. Be- 
merkt sei noch, daß, wie bekannt, nicht bei 
allen Aktiengesellschaften das gesamte nomi- 
nelle Aktienkapital zum Handel und zur Notiz 
bei der Börse zugelassen ist. 

Den Durchschnittskurs gewinnen wir nun, 
indem wir für jede der der Betrachtung unter- 
zogenen Aktiengesellschaften das Kurskapital 
und ferner das zur Börse zugelassene Aktien- 
kapital bestimmen und die Summe aller Kurs- 
kapitalien durch die Summe der zur Börse zu- 
gelassenen Aktienkapitalien dividieren und mit 
100 multiplizieren. 

Welche erheblichen Differenzen sich in bezug 
auf die Methode des arithmetischen Mittels und 
dem richtigen Verfahren ergeben, zeigt nach- 
folgendes Beispiel: 


' Zur Börse zugelassen Kurs | Kurs- Kapital 


A || 10 000 000 | 10270 | 10 200 000 
B | 130 000 000 | 300%, || 390 000 090 
Das arithmetische Mittel ergibt einen Kurs 
Mel 
von a 300 _ 201 01, 


In Wirklichkeit beträgt der Durchschnitts- 
kurs: : 

(10 200 000 -+ 390 000 000) 100 
10000. 000 -- 130 000 000 ` 
Der gleiche Fehler wird beispielsweise von 

vielen Statistikern bet der Berechnung von 

Durchschnittsdividenden gemacht. 


— 280,60 9. 
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Börse: Berlin. 


Zusammenstellung 1. 


Ultimo Juli 1911. 


Name der A.-G. 


Adlerwerke. . . : 2 2 2 2 02 200 
Alexanderwerk s 
Anker Werke Hgstbg. . 
Balcke Masch. . j 
J. Banning . Be ee 
Berl. Anh. Masch. . . . 2 2.2. 
» Masch. Bau. . 
Bernb. Masch. Br le a a 
Bielefelder Masch. . . . 2 2 2.02. 
C. Blumwe & Sohn 
Bresl. Wagenb. Linke . 
Bruchsal Masch.. . 
Busch Masch. 
Carlshütte . goag 
Chemnitzer Werkzeug . 
Cottbuser Masclı. 
Daimler Motoren . a 
Deutsche Babcak & Wilcok . 
R. W. Dinnendahl . 
Dresdener Gasmotoren . ar 
Düsseldorfer Eisenbd. Weyer . . 
Düsseldorfer Masch. k 
Eckert . . 2.2... 
Excelsior Fahrr. Werke TE 
Filter und Brautechn. Masch. . . . . . 
Flensburger Schiffsb. . . . . 2... 
Flöther Masch. . . . 2 2 2 2 202% 
Freund Masch. . . ... 
Frister & Roßmann . . s... a.. 
Gaggenau . . u wa 2. 2.0 8 5 
Gasmotoren Deutz . Be ar an Aa E 
Gebhardt & Koenig . . . 2 2 2.02. 
Gildemeister & Co. . 2. 2 2 2 2 2. 
Görl. Eisenbahnbedarff. . . . 2. 2... 
„n Masch. . . 2 2. 2 2 2 0. 
Gothaer Waggonf. . . . . 2... 
Grevenbroich . . . . 2... 
Gritzner Masch. . . . . 2 202. 
Gutmann Masch. . . . 22... 
Guttsmann Masch* . . . 2. 2... 
Hallesche Masch. . . . 2 2.2. 
Hannoversche Masch. Egestorff 
Harkort Brücken 


Hartmann Sächs. Masch.. . . 2. 2... 


Hein, Lehmann & Co. 

Herbrand & Cie. 

Hilpert ; 

Gebr. Hofmann . 

A. Horch & Cie. 

Huniboldt Masch. s d A a rn a A 
Kalker Werkz. . . 2: 2 2 2 2 2 0. 
Kapler Masch. 

Kirchner & Co. . 

Gebr. Körting 


1) Abgekürzt von 2142000 Mk. 


8 000 
3 500 
1 875 
2 000 


 Nominelles 
Aktien-Kapital 


i| (in Tausend 
] 


Zur Börse 


zugelassen 
(in Tausend Mark) 


5 000 
3 500 
1 875 
2 000 
1 100 
12 000 
12 000 
1 050 
3 000 
1 000 
3 300 
5 000 
2 334 
2 000 
5 400 
1 250 
8 000 
3 500 
1 200 
2 500 
3 600 
1 500 
4 800 
1 650 
2 000 
3 300 
3 000 
1 800 
2 000 
4 000 
17 472 
3 000 
1 000 


21431) 


3 000 
1 487 
2 000 
4 500 
1000 
2 500 


1800 


8 000 
4 500 
12 000 
3 500 
3 000 
3 750 
1125 
1 500 
14 100 
3 600 
1 800° 
3 000 
19 000 


22 


465,00 
122,50 
130,25 
262,90 

89,50 
197,00 
234,00 

79,00 
518,80 
116,50 
633,00 
366,75 
240,75 
118,00 

83,60 

88,10 
228,50 
164,40 

48,80 
166,00 
266,00 
138,00 
176,00 
338,80 
251,00 
145,10 
290,00 
318,25 
101,40 
105,25 
138,00 
391,50 
128,50 
324,75 
130,00 
150,00 
121,90 
286,25 
104,00 

91,25 
433,25 
295,25 
134,50 
160,00 
134,80 
165,00 

96,50 
680,00 
213,25 
141,00 
133,20 

88,40 
471,00 
138,75 


| 


| 


| 


Kurskapital 


- 23 250 000 


4 287 500 
2 442 187 
5 258 000 
984 500 
23 640 000 
28 080 0C0 
829 500 

15 564 000 
1 165 000 
20 889 000 
18 337 500 
5 619 105 
2 360 000 
4 514 000 
1 101 250 
18 280 000 
5 754 000 
585 600 

4 150 000 
9 576 000 
2 070 000 
8 448 000 
5 590 200 
5 020 000 
4 788 300 
8 700 000 
5 728 500 
2 028 000 
4 210 000 
24 111 360 
11 745 000 
1 285 000 
6 958 093 
3 900 000 
2 230 500 
2 438 000 


' 12 881 250 


1 040 000 
2 281 250 
7798500 
23 620 000 
6 052 500 
19 200 000 
_4 718.000 
4 950 000 
3 618 750 
7 650 000 
3 198 750 
19 881 000 
4 795 200 
1 591 200 
14 130 000 
26 362 500 
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2) abgekürzt von 1739400 Mk. 


Börse: Berlin. Zusammenstellung 1. (Fortsetzung.) Ultimo Juli 1911. 
i ö | 
Name der A.-G. ae | Kurs | Kurskapital 
(in Tausend (in Tausend Mark) 
Kyffhäuserhütte 2 500 1 000 | 247,00 2 470 000 
Leipziger Werkzeug | 1 600 1 600 388,00 6 208 000 
Lindes Eismasch. | 7500 7500 165,00 12 375 000 
Ludw. Loewe & Co. 7500 7500 | 281,25 21 093 750 
Herm. Löhnert 1 000 1 000 124,00 1 240 000 
C. Lorenz ’ RER 1 400 1 400 366,10 5 125 400 
Lübecker Masch. . Stamm-Akt. 3 300 3 300 129,00 4 257 000 
e ý Vrz.-Akt. 1 000 1 000 111,50 1 115 000 
G. Luther 4 000 4 000 124,00 4 960 000 
Malmedie & Co. 1 300 1 300 155,25 2 018 250 
Masch. Baum . ; ; 3 000 3 000 148,50 | 4455000 
Masch. Breuer & Co. . ae e d 2 800 2 800 86,00 | 24080C0 
Masch. Buckau Stamm-Akt. 3 000 3 000 182,50 5 475 000 
Masch. Buckau Vrz.-Akt. 3 000 3 000 178,75 5 362 500 
Masch. Kappel 1 350 1 350 46010 ı 6211350 
Masch. A. Strube 1 500 1 500 54,00 810 000 
Nähmasch. Koch 1 800 1 800 20950 | 3771000 
„Neptun“ Schiffsw. . 2 200 2 200 | 8010 1762200 
Nienburger Eisen 602 602 j 64,40 387 688 
Nürnberger Hercules 1.000 1 000 ¿165,50 1 655 000 
Orenstein & Koppel 26 000 26 000 | 217,50. 56 550 000 
Ottensener Eisenwerk . 1 350 1 350 99,50 1 343 250 
Panzer DR DEE 1 800 1 800 | 14525 i 2614500 
Paucksch Masch. Stamm-Akt. 2 000 2 000 N 54,50 ` 1090000 
Paucksch Masch. Vrz.-Akt. 1000 1 000 TL25 4 772 500 
Peniger Masch. 2 600 2 600 53,00 ! 1378000 
Sächsische Cartonnagen 1 400 1 050 237,90 2 497 950 
Sächsische Webstuhl 3 000 3000 273,00 8 190 000 
Sangerhäuser . 2 100 2 100 | 203,75 | 4278750 
G. Sauerbrey . | 1 750 1 750 | 121,75 2 130 625 
Schimmel Masch. . | 2 000 1600 | 162,60 2 601 600 
Schönebeck Metall | 1 000 1 000 | 8300 "830000 
Carl Schoening i 1 500 1 500 | 128,60 1929000 
Schubert & Salzer i 3 500 3 500 | 308,00 ` 10780 000 
Schwelmer Eisen 2 000 2 000 \ 122,25 2 445 000 
* Seck Mühlenb. 4 000 4000 | 182,50 || 7300000 
G. Seebeck i . 3 500 3 500 | 90,00 | 3150 000 
Sentker Werkz. . . 1 800 173923) | 70,80 1 231 495 
Starke & Hoffmann 1154 1154 | 76,60 || 8839 640 
Stettiner Vulcan . 15 000 10 000 231,00 23 100 000 
Stoever Nähmasch. . i 2 500 2 500 219,00 | 5 475 000 
Joh. J. Tecklenberg . A Í 4 000 4 000 120,50 4 820 000 
Ventzki Masch. 1 300 1 300 188,25 | 2 447 250 
Vereinigte Kammerich . 2 500 1 066 125,00 | 1332500 
Vereinigte Schmirgel N 4 000 4 000 15350 |! 6140000 
Victoria-Werke ER 1 600 1 600 96,25 | 1 540 000 
Vogtl. Masch. . Stamm-Akt. 3 500 2 100 463,00 9 723 000 
Vogtl. Masch. Vrz.-Akt. 400 400 463,00 1 852 000 
Wanderer Werke . 2 000 2 000 466,25 9 325 000 
Wegelin & Hübner 3 850 3 850 226,80 8 731 800 
Wilhelmshütte 3 300 3 300 106,00 3 498 000 
A. Wilke . . 1 600 1 586 105,25 1 669 791 
Zeitzer Masch. re a 1 824 1 824 284,00 5 180 160 
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Ein Beispiel soll den krassen Unterschied 
beleuchten. 


| Dividende 

Rue Aktien-Kapital in 0%, | in Mark 
A 1 000 000 | 2% | 20000 
B | 130 000 000 | 300%, | 3.900 000 


Das arithmetische Mittel ergibt eine Durch- 
schnittsdividende von 
ab 
a zes 16 %/,. 
In Wirklichkeit beträgt die Durchschnitts- 
dividende | 
(20.000 + 3.900.000) 100 
1 000 000 -—- 130 000 000° 
Für diejenigen Aktiengesellschaften, welche 
sich mit der Herstellung von Maschinen be- 


fassen und welche an der Börse Berlin zuge- 


= 29,92 jo 


lung 1 für Ultimo Juli 1911 für jede einzelne 
Maschinenbau - Aktiengesellschaft (in der Zu- 
sammenstellung 1 mit dem Börsennamen be- 
zeichnet) das nominelle Aktienkapital, das zur 
Börse zugelassene Aktienkapital, den Kurs und 
das Kurskapital angegeben. 


Die Addition der einzelnen Posten ergibt: 
= Nominelles Aktienkapital 397 267 600 M. 


1. N 

2. B = Zur Börse zugelassen 375 457 500 M. 

3. K = Kurskapital 757 633 944 M. 
Hieraus berechnet sich der Durchschnitts- 


kurs für Ultimo Juli 1911 aus: 
757 633914 100 | 
aa en: 

In derselben Weise ist für Ultimo der nächst- 
folgenden Monate bis Ultimo Juni 1912 ua.er 
Benutzung des amtlichen Kurszettels der Durch- 
schnittskurs ermittelt worden. Die Ergebnisse 


lassen sind, habe ich in der Zusammenstel- finden sich in Zusammenstellung 2. 
Zusammenstellung 2. 
Die Durchschnittskurse für Ultimo Juli 1911 bis Juni 1912. 
——————— — 
Ä Nominelles "Zur Börse zugelassenes| | 
! - tal Durchschnitts- 
Ultimo | Aktien-Kapital \ Aktien-Kapital | Sn | EE USES 
| | 2 | 3 4 
I j Fi 

Juli 1911 | 397 267 600 | 375 457 500 757 633 944 201,79 
August 1911 | 397 267 600 375 857 500 732 810 935 194,97 
September 1911 | 398 174 600 366 907 500 687 925 195 187,49 
Oktober 1911 | 408 174 600 385 557 500 735 917 963 190,87 
November 1911 408 674 600 388 064 500 762 562 777 196,50 
Dezember 1911 409 874 600 393 164 500 781 242 636 198,71 
Januar 1912 412 074 600 | 394 055 100 784 262 109 199,02 
Februar 1912 | 417 124 600 \ 385 882 100 760 318 979 ` 197,03 
März 1912 419 624 600 386 032 100 755 324 499 195,66 
April 1912 | 419 624 600 387 732 100 755 904 523 194,66 
Mai 1912 434 124 600 411 732 100 796 025 082 193,34 
Juni .1912 440 124 600 | 417 257 100 | 504 8C0 242 192,88 
zusammen | 4962131200 | 46676960 195,27 


Betrachten wir zunächst Spalte 1, so be- 
merken wir, daß mit geringen Ausnahmen die 
Zahlen von Monat zu Monat steigen; das 
zeigt, daß von Monat zu Monat mehr Aktien 
an der Börse Berlin zum Handel und zur Notiz 
zugelassen worden sind. Zum Teil sind neue 
Aktiengesellschaften börsenfähig, zum andern 
Teil sind sogenannte neue Aktien eingeführt 
worden. 

In dem der Betrachtung unterzogenen Be- 
richtsjahr sind zur Börse neu zugelassen worden: 


die Aktiengesellschaften 


Rockstroh & Schneider mit 2600000 M. 


Hannoversche Waggonfabrik „ 2000000 , 
Bremer Vulkan „ 10000000 ,, 
Fr. Me&guin & Co. „ 2000000 „ 
Max Jüdel & Co. „ 6000000 „ 

zusammen: 22600 000 M. 


9 114 728 884 


Neue Aktien haben in dem Berichtsjahr aus- 
gegeben: 


Busch, Waggonfabrik 907 000 M. 
Dresdner Gasmotoren 1 100 000 ,, 
Eckert, Maschinen 1 200 000 , 
Gasmotoren Deutz 453000 „, 
Maschinen Kappel 450000 ,, 
Orenstein & Koppel 10000000 „, 
Sächs. Cartonagen 350000 ,, 
Oscar Schimmel 400 000 ,, 
Stettiner Vulcan 5000000 , 
Wandererwerke 1500 000 „, 

zusammen: 25437000 M. 


Die Zahlen der Spalte 2 zeigen im allge- 
meinen auch steigenden Charakter; das vor- 
übergehende Sinken der Zahlen in den Monaten 
September, Februar, März und April ist darin 
begründet, daß für verschiedene Aktiengesell- 
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schaften am Ultimo der genannten Monate ein 
Kurs nicht notiert wurde, zumeist weil kein 
Angebot und keine Nachfrage nach diesen 
Aktien war. 


Die Vermehrung des zur Börse zugelassenen 
Aktienkapitals der Maschinenbau - Aktiengesell- 
schaften beträgt für das Wirtschaftsjahr 1911/12 
48037000 M. Zu bemerken ist hierbei, daß 
vom Januar 1912 ab die Werkzeugmaschinen- 
fabrik Sentker, weil von da ab in Liquidation, 
nicht mehr bei meinen Berechnungen aufgeführt 
worden ist. Aktiengesellschaften, die in Liqui- 
dation oder in Konkurs sind, bleiben unberück- 
sichtigt. Bei der Peniger Maschinenfabrik wer- 
den seit Januar 1912 nur noch die Aktien ge- 
handelt, auf die die 30% Zuzahlung nicht er- 
folgte. Bei Breslauer Waggonbau Linke bzw. 
Linke-Hofmann-Werke sind die Vorzugsaktien 
unberücksichtigt gelassen, weil der Kurs dieser 


ea ie en aueh 
195.27% 


150% ! : RE l 
| S 

S Š 

3 N 

N A 


industrie im Steigen und wann sie im Fallen 
war. Wird dieses Diagramm jeden Monat fort- 
gesetzt, so sind wir in der Lage, kurze Zeit 
nach Ultimo eines jeden Monats sagen zu 
können, ob wir aufsteigende oder niedergehende 
Kursbewegungen haben. 

Wir können nun ferner den Jahres-Durch- 
schnittskurs für das ganze Berichtsjahr bestim- 
men, indem wir die in der Zusammenstellung 2 
in den Spalten 2 und 3 aufgeführten Werte 
addieren und aus diesen Gesamtsummen den 


Durchschnittskurs ermitteln. Der Jahresdurch- 


schnittskurs berechnet sich zu 
9114 728854 X 100 
4066769, 00 1927 
Tragen wir diesen Durchschnittskurs in das 
Kursdiagramm als Horizontale aa ein, so können 
wir erkennen, welche Monate unter und welche 
über diesem Jahresdurchschnittskurs liegen. 


Š § 
Y N 
A R N N N N 
R 3 N X & ` 
\ 3 Š N Š Š 
S x Q X x S 


”iFig. 1. Kursdiagramm für Ultimo der Monate Juli 1911 bis Juni 1912, berechnet für die Maschinenbau-Aktiengesellschaften. 


Aktien in erster Linie dadurch beeinflußt wird, 
daß diese Vorzugsaktien stets nur eine Höchst- 
dividende von 41/,% erhalten; diese Vorzugs- 
aktien tragen mehr den Charakter einer Obli- 
gation, sie weichen hiervon nur insofern ab, 
als die Vorzugsaktien, was allerdings vorläufig 
nicht vorkommen wird, auch weniger als 41/,% 
Dividende erhalten können, während Obliga- 
tionen stets einen festen Zinssatz haben. 
Tragen wir die in Spalte 4 der Zusammen- 
stellung 2 aufgeführten 12 Durchschnittskurse 
graphisch, wie Figur 1 zeigt, auf, so erhalten 
wir das Kursdiagramm der an der Berliner Börse 
zugelassenen Maschinenbau - Aktiengesellschaften 
für die Monate Juli bis Dezember 1911 sowie 
für die Monate Januar bis Juni 1912, also für 
das Wirtschaftsjahr 1911/12. Das Kursdiagramm 
zeigt uns, wann die Konjunktur der Maschinen- 


Weiterreichende Aufschlüsse erhalten wir, 
wenn wir die gleichen Kursdiagramme auch für 
andere wichtige Industrien aufze'chnen. Aus dem 
Vergleich der verschiedenen Kursdiagramme 
können wir dann sehr wertvolle Schlüsse auf 
den Verlauf der wirtschaftlichen Verhältnisse 
der in erster Linie ausschlaggebenden In- 
dustrien ziehen. 

Alle diese Kursdiagramme gewinnen aber in- 
sofern ganz besonders an praktischen Wert, 
als sie in anschaulicher Weise und aufs schnellste 
eine gute Beurteilung der gegenwärtigen wirt- 
schaftlichen Lage zulassen. 

Durch zweckmäßige Organisation hoffe ich 
demnächst, für die in erster Linie in Frage 
kommenden Industrien die zugehörigen Kurs- 
diagramme spätestens drei Tage nach Ultimo 
fortlaufend bekanntgeben zu können. 


Hochschulnachrichten 


: Hochschulnachrichten. 


Gegen die russischen Studierenden an der 
Universität München. 


In einer von etwa 2099 Studierenden der 
hiesigen Universität, meist Medizinern, besuchten 
Versammlung im Hackerbräukeller wurde kraft- 
voller Einspruch erhoben gegen die Benach- 
teiligung deutscher Studenten durch die Bevor- 
zugung russischer Studen.en, besonders in der 
medizinischen Fakultät unserer Universität. Der 
imposant verlaufenen Versammlung wohnten 
auch mehrere Landtagsabgeordne‘e und sonstige 
Geladene bei. cand. med. Freiherr v. Maltzan 
schilderte als erster Referent in temperament- 
vollen Ausführungen die Stellung der Ausländer, 
namentlich der Russen, dem deutschen Studenten 
gegenüber und kritisierte namentlich die Miß- 
stände, die in den hiesigen medizinischen Kliniken 
bestehen. Die zweite medizinische Klinik ist 
heute kein Aufenthaltsort mehr für deutsche 
Studierende; sie wird allgemein als das russische 
Kasino bezeichnet. An unserer Universität sind 
von 376 Ausländern allein 247 Russen, das ist 
2/, der Ausländer. Diese verkümmern den 
Deutschen ihre Studien. Deutschlands Hoch- 
schulen müssen den Deutschen erhalten bleiben! 

Der zweite Referent, cand. med. Karl Wohl- 
leben, hatte die Aufgabe, darzulegen, was zu 
tun ist, um den Mißständen ein Ende zu bereiten 
und die berechtigten Forderungen der deutschen 
Studierenden zu vertreten. Er betonte u. a., 
daß die Bewegung nicht von Chauvinismus noch 
vom konfessionellen oder Parteiinteresse geleitet 


ist, daß sie sich auch nicht gegen die anstän- . 


digen und geistig gleichwertigen Elemente unter 
den Russen richtet; sie richtet sich nur gegen 
die Elemente, denen die eigene Heimat die wei- 
tere Fortbildung und das Fortkommen ver- 
schlossen hat. Was wird der Steuerzahler sagen, 
wenn er erfährt, daß dem bayerischen Staate 
jeder Student, sei er In- oder Ausländer, jähr- 
lich 2000 M. kostet: und der Deutsche in seiner 
Bildungsgelegenheit durch Ausländer beschränkt 
wird? Redner weist auch den Vorwurf zurück, 
daß das Vorgehen eine Verhetzung der Stu- 
denten gegen ihre Professoren wäre, und 
wünscht, daß die Professoren den Studenten die 
Hand bieten, ihre gerechten Forderungen durch- 
zuführen. 

An die beiden Referate, die mit stürmischem 
Beifall aufgenommen und oftmals durch lebhaf- 
tes Händeklatschen unterbrochen wurden, schloß 
sich eine längere Diskussion, in der die Aus- 
führungen der beiden Reierenten von zahlreichen 
Rednern teils bestätigt, teils ergänzt wurden; nur 
ein Redner erklärte sich gegen die Bewegung, 
da sie eine Vergewaltisunzs des deutschen studen- 
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tischen Wesens bedeute und von kleinlichen Din- 
gen veranlaßt sei. Auch Landtagsabgeordneter 
Beckh trat für den Einspruch ein und ver- 
sicherte, daß der Kultusminister gewiß die Selbst- 
hilfe der Studierenden unterstützen werde. 

Zum Schlusse wurde mit überwältigender 

Mehrheit und unter brausenden Bravorufen eine 
längere Resolution angenommen, in der gegen 
die Bevorzugung russischer Studenten protestiert, 
der Erlaß zur Beschränkung der Zahl der 
studierenden Ausländer wegen Mangels von 
Uebergangsbestimmungen als wirkungslos er- 
klärt wird. Schließlich wurden folgende Wünsche 
und Forderungen gestellt: 

1. Die Zahl der studierenden Russen ist 
nicht nur allgemein auf der Universität, son- 
dern insbesondere in einem angemessenen 
Verhältnis in der medizinischen Fakultät auf 
ein entsprechendes Maß zu beschränken. 

2. Die fernere .Aufnahme von Russen als 
Inskribierte ist davon abhängig zu machen, 
daß das vorzulegende Reifezeugnis, welches 
in einer amtlich beglaubigten deutschen Ueber- 
setzung vorzulegen ist, mindestens den für 
Reichsdeutsche gestellten Anforderungen ent- 
spricht. Die Qualifikation ist von amtlicher 
Stelle zu prüfen. 

3. Die Aufnahme an der Universität, die 
Zulassung zur Doktorprüfung ist von der Vor- 
lage eines amtlichen deutschen Zeugnisses über 
eine bestandene Prüfung in der deutschen 
Sprache abhängig zu machen. 

4. Die Ausländer haben, wie dies bereits 
an einigen Universitäten durchgeführt ist, eine 
höhere Inskriptionsgebühr und eine Beihilfe 
zu dem vom Staate zu leistenden Zuschuß für 
jeden Studierenden aufzubringen. Dieser ent- 
spricht, wenn in Bayern 500% des Staats- 
zuschusses erhoben werden, einer Semestral-. 
gebühr von 500 M. 

5. Die Inskription für alle Vorlesungen und 
Praktika darf für Ausländer erst 14 Tage 
nach Beginn des Semesters und nur in einer 
besonderen Liste erfolgen. 

6. Es wird bei dem Mangel an Plätzen 
in unseren Hörsälen den Russen verboten, 
Plätze zu belegen; di? ersten vier Reihen jedes 
Hörsaales sind den Reichsdeutschen reserviert. 

7. Die Russen haben den von der medi- 
zinischen Fakultät herausgegebenen Studien- 
plan strikte einzuhalten. Insbesondere ist es 
ihnen, um einer Benachteiligung der Reichs- 
deutschen vorzubeugen, verboten, vor Ablauf 
ihres fünften Studiensemesters klinische Vor- 
lesungen und Praktika zu belegen. 

8. Die Verwendung russischer Studenten 
als Koassistenten und Volontärärzte ist einzu- 
stellen, solange reichsdeutsche Studenten, die 
die staatlich vorgeschriebene Prüfung abzu- 
legen haben, sich zu diesen Stellen in aus- 
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reichender Zahl melden. Ausländer aus deut- 

schen Sprachinseln sind vor anderen Auslän- 

dern zu berücksichtigen, insbesondere sind 
Söhne deutscher Eltern im Auslande nicht als 

Ausländer zu betrachten. 

Die Resolution wird der medizinischen Fakul- 
tät, dem Rektorat und Senat der Universität, den 
beiden Kammern des Landtags und der Staats- 
regierung zur Berücksichtigung unterbreitet 
werden. 


Die Technische Hochschule zu Berlin-Char- 
lottenburg hat zwei hervorragende Männer der 
Technik auf Antrag der Abteilung für Maschinen- 
ingenieurwesen zu Ehrendoktoren ernannt. Es 
sind Wirkl. Geh. Oberbaurat Karl 
Müller in Berlin, Vortragenler Rat im Mini- 
sterium der öffentlichen Arbeiten, der die Aus- 
zeichnung in Anerkennung seiner hervorragenden 
Verdienste auf dem Gebiet des Eisenbahn- 
maschinenwesens und insbesondere um die Ver- 
vollkommnung der Eisenbahnwerkstätten und um 
die Förderung des Lokomotivbaues erhielt, und 
Geh. Baurat Karl Garbe, Mitglied des 
Königlichen Eisenbahnzentralamts in Berlin, der 
in Anerkennung seiner Verdienste um die Ein- 
führung der Heißdampflokomotive ausgezeichnet 
wurde. 


b 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Berlin. 

Zwei neue elektroanalytische 
Schnellmethoden — Bildung der 
Ueberschwefelsäure bei außer- 
ordentlich hohen Stromdichten und 
der Einfluß anodischer Innenküh- 
lung bei diesen Stromdichten. Von 
Tipl.= sing. Emil Stecher, Chemnitz. Emil Ebering, 
Berlin 1912. 

Sensitometrie photographischer 
Prozesse. Von Aladár Schulle. 


Technische Hochschule Danzig. 

Ueber Amidester und Amidsäuren 
von substituierten Isophtalsäuren, 
ein Beitrag zur Theorie des Benzol- 
kerns. Von Tipl.-Ing. Walter Schroth, Meißen. 


Technische Hochschule Dresden. 

UeberdenEinflußder Temperatur 
auf das elektromotorische Verhal- 
ten des Eisensin Kalilauge. Von ®ip!l.- 
Sug. Johannes Woost, Kreischa. Thomas & Hu- 
bert, Weida i. Th. 1912. 

Beiträge zur Berechnung von 
Schleusen großen Gefälles. Von Re- 
gierungs - Baumeister Richard Borchers, Kiel. 
Borna, Leipzig 1912. 

Nordische Cistercienserkirchen 
unter Berücksichtigung der Back- 
steinbaukunst. Von Tipl.-\ng. Paul Hoff- 


mann, Caternberg - Essen (Ruhr). O. Radkes 
Nachf., Essen-Ruhr 1912. 


Technische Hochschule München. 

Zur Refraktion im Nivellement. 
Von Dipl.» Jung. Franz Kohlmüller, Assistent an 
der Königl. Technischen Hochschule, München. 
Kastner & Callwey, München 1912. 

Elektrolytische Reduktion von 
Azoxy-, Azo-, Nitrosobenzol und 
PhenylhydroxylaminbeiGegenwart 
von Vanadinsalzen als Wasserstoff- 
überträger. Von Tipl.-\ug. Hans Fischer. 


Verbandsnachrichten. . 
Vorstandsbericht. 
Hochschulnachrichten des Herrn Salvisberg. 
Der Vorstand sieht davon ab, den „Hoch- 


schulnachrichten“‘ des Herrn Salvisberg in Mün- 
chen ein bezahltes Inserat aufzugeben. 


Verteilung der Vorstandsämter. 


Auf Vorschlag des Vorsitzenden werden die 
Aemter unter den Mitgliedern des Vorstandes 
folgendermaßen verteilt: Professor Tipfl.-Äng. 
Dr. W. Schlink: stellvertr. Vorsitzender; 
Patentanwalt Tipl.-Jug. Dr. A. Lang: Schrift- 
führer; Regierungsbaumeister Tipl.-Sng. W. 
Weigel: stellvertr. Schriftführer; Fabrik- 
besitzer Dipl-üng. H. J. Remak: Kassen- 
führer; Gemeindebaumeister Dipl.-Ing. W. 
Schwenke: stellvertr. Kassenführer; Pro- 
jektierender Inge. d. Siemens-Schuckert-Werke 
Dipl.»Jug. J. Zitzlaff: Beisitzer. 

Die Herren nehmen die Aemter an. 


Protokolle der diesjährigen Hauptversammlung 
. und Ausschußsitzung. 


Es werden die verschiedenen Anträge, die 
in bezug auf die Niederschriften dieser beiden 
Versammlungen eingegangen sind, beraten. Der 
Vorstand beschließt, im Hinblick auf die hohen 
Kosten eines Kammerstenographen für die Aui- 
nahme der Protokolle es auch in Zukunft bei 
der bisherigen Handhabung zu belassen. 


Aufnahme von älteren Regierungsbaumeistern. 


Im Hinblick auf den Umstand, daß die von 
der diesjährigen Hauptversammlung beschlossene 
Satzungsänderung noch dem Amtsgericht vor- 
liegt, kann die Aufnahme von Regierungsbau- 
meistern, die nach der alten Examensordnung 
geprüft worden sind, jetzt noch nicht erfolgen; 
es wird beschlossen, den sich jeweils meldenden 
Herren von dieser Tatsache Kenntnis zu geben 
und sie zu bitten, sich bis nach erfolgter Ge- 
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nehmigung der Satzung in der Liste der För- 
derer führen zu lassen. 


Die Wahrnehmung der baupolizeilichen Funk- 
tionen durch Diplom-Ingenieure. 


Auf die Eingabe des Verbandes an Seine 
Exzellenz, den Herrn Kgl. prceuß. Minister der 
öffentlichen Arbeiten vom 17. Februar 1912 ging 
folgende Antwort ein: 


Berlin W. 66, den 13. März 12. 

Ihrem Antrage entsprechend anzuordnen, 
daß den Diplom-Ingenieuren, die mindestens 
drei Jahre im kommunalen Dienste tätig waren, 
auch ohne besondere Genehmigung des zustän- 
digen Königlichen Regierungspräsidenten auf dem 
Gebiete der Baupolizei die gleichen Rechte ein- 
geräumt werden wie den Baubeamten, welche 
die zweite Staatsprüfung abgelegt haben, sehe 
ich mich nicht in der Lage, da die Tätigkeit 
der Diplon-Ingenieure bei den Baupolizeibehör- 
den in den einzelnen Fällen sehr verschieden 
geartet ist und deshalb nicht anerkannt werden 
kann, daß diese Insenieure nach mehrjähriger 
kommunaler Tätigkeit unter allen Umständen 
als geeignet anzusehen sind, die technische Prü- 
fung und Abnahme bedeutender Bauten unter 
eigener Verantwortung vorzunchmen. . 


gez. v. Breitenbach. 


Der Vorstand beschließt, sich mit diesem 
Bescheid nicht zufriedenzugeben und erneut fol- 
gende Eingabe an den Herrn Minister gelangen 
zu lassen: 

26. Juni 1912. 
Ew. Exzellenz! 

Der ergebenst unterzeichnete Vorstand des 
Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure hat von 
dem Erlasse Ew. Exzellenz vom 13. März 1912 
auf die diesseitige Eingabe vom 17. Februar 
1912 Kenntnis genommen und gestattet sich ganz 
ergebenst Folgendes zur geneigten Berück- 
sichtigung zu unterbreiten. 

Es wird zugegeben, daß die Tätigkeit der 
Diplom-Ingenieure bei den Bau-Polizei-Behörden 
in den einzelnen Fällen sehr verschieden ge- 
artet ist. Anderseits darf betont werden, daß 
auch die staatliche Ausbildung als Regierungs- 
bauführer nicht dazu bestimmt ist, auf* dem 
Gebiete der Prüfung von Eisenkonstruktionen 
besonders bedeutender Bauten, insbesondere 
von Eisenbetonkonstruktionen, spezielle Kennt- 
nisse zu vermitteln. Das Ministerium der öffent- 
lichen Arbeiten hat dies ja auch schon an- 
erkannt dadurch, daß es, wie bekannt wurde, 
gerade für das Spezialgebiet der Eisenbeton- 
bauten entsprechende Kräfte aus der einschlägi- 
gen Industrie für die Prüfungsstellen bei den 
Regierungen zu gewinnen sucht. Unter diesen 
Umständen muß die Bestimmung, wonach 
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welche die zweite Staats- 
prüfung abgelegt haben, befugt werden, die 
Prüfung besonders bedeutender Bauten ohne 
weiteres vorzunehmen, als eine gewisse Privi- 
legierung empfunden werden; auch schließt 
dieser Zustand die Gefahr in sich, daß, wie 
diesseits ein Fall bekannt, Regierungspräsidenten 
sich auf eine Prüfung der Diplom-Ingenieure 
von Fall zu Fall gar nicht einlassen, sondern 
kurzerhand anordnen, daß in allen Orten des 
Kreises mit entwickelter Bautätigkeit die Wahr- 
nchmung der bautechnischen Geschäfte bet der 


Diplom-Ingenieure, 


Handhabung der Baupolizei einem höheren 
Techniker übertragen werden muß, der die 
zweite Hauptprüfung für den Staatsdienst im 


Baufache bestanden hat. 

Der ergebenst unterzeichnete Verband ge- 
stattet sich deshalb, seinen Antrag vom 17. Fe- 
bruar 1912 ganz ergebenst zu wiederholen. 


Ehrerbictigst 
Der Gebrauch der Standesbezeichnung bei den 
Kommunen. 


Der Vorstand nimmt Kenntnis von einem 
Antwortschreiben des Herrn Oberbürgermeisters 
Dr. Adickes in Frankfurt a. M. an den B.-V. 
Frankfurt a. M. bezüglich der Führung des 
Titels Tipfl.-Sng. durch die höheren Techniker 
der dortigen Kommunalverwaltung. Die” Ant- 
wort lautet: 

Frankfurt a. M., 12. März 12. 

Auf die Eingabe des Bezirks-Vereins Frank- 
furt a. M. des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure vom 29. v. Mts., sowie auf münd- 
lichen Vortrag und auf Beschluß der Magistrats- 
Beamten-Kommission, Titelführung betr. 

Es ist Abschrift der Ministerial-Verfügung 
vom 8. Januat 1912 (Ministerialblatt für die 
innere Verwaltung, Seite 27) den Amtsstellen 
zur Kenntnis und Nachachtung mitzuteilen, mit 
dem Bemerken, daß der Magistrat einem An- 
trage des genannten Bezirks-Vereins ent- 
sprechend die Führung des Titels „Diplom-In- 
genieur‘ (Dipl.-$ng.) seitens derjenigen in der 
hiesigen städtischen Verwaltung angestellten und 
beschäftigten Personen, welchen der Grad eines 
Dipl.-Jng. erteilt ist, im gesamten amtlichen Ver- 
kehr genehmigt hat, und daß daher diese Titel 
auch im Personal-Etat, in den amtlichen Ver- 


zeichnissen, Berichten, Schreiben usw. neben 
der Amtsbezeichnung zur Anwendung kom- 
men soll. 


Beglaubigt 
gez. Unterschrift. 


Die Eingabe an den Oberbürgermeister Dr. 
Adickes lautete: 
Frankfurt a. M., 29. Febr. 12. 
Euer Hochwohlgeboren gestattet sich der 
unterzeichnete Bezirks-Verein Frankfurt a. M. 
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des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure ganz 
ergebenst Folgendes zur geneigten Erwägung 
und Berücksichtigung zu unterbreiten. 

Seit einem Jahrzehnt ist im ganzen Deutschen 
Reiche durch landesherrliche Verordnungen, die 
Gesetzescharakter tragen, den Technischen Hoch- 
schulen das Recht verliehen worden, akademische 
Grade und Würden zu verleihen, insbesondere 
auch den Grad eines „Diplom-Ingenieurs‘‘. (Siehe 
beiliegende Abschrift des im „Zentralblatt für 
die gesamte Unterrichtsverwaltung in Preußen“ 
im Jahrgang 1899 veröffentlichten allerhöchsten 
Erlasses des Königs von Preußen vom 11. Ok- 
tober 1899.) 

Diesen Verordnungen liegt die Absicht und 
der Wille zugrunde, die Bedeutung des abge- 
schlossenen, wissenschaftlich - technischen Stu- 
diums zum Ausdruck zu bringen und die absol- 
vierten Ingenieure durch Verleihung des Grades 
„Diplom-Ingenieur“ nach außen zu kennzeichnen. 

Verliehen wird der Grad ‚„Tipl.- ng.“ an 
alle technischen Akademiker, welche, das Reife- 
zeugnis einer neunklassiren Schule vorausge- 
setzt, nach mindestens zweijährigem Hochschul- 
studium die mathematisch-naturwissenschaftliche 
Diplom-Vorführung bestanden und nach weiteren 
zwei Studienjahren das gesamte vierjährige 
Studium durch die bestandene wissenschaftlich- 
technische Diplom-Hauptprüfung abgeschlossen 
haben. 

Dieser akademische Grad „Dipl.-Ing.“ wird 
wie der Titel „Tr.“ kraft einer besonderen 
Urkunde verliehen. Er kann weder durch 
Amtsbezeichnungen überholt, noch durch diese 
ausgeschaltet werden. Er bildet ebenso einen 
Bestandteil des Namens wie jeder andere aka- 
demische Titel. Zu diesem Zwecke ist auch in 
den landesherrlichen Verordnungen die Abkür- 
zung des Titels in Wortlaut und Schriftart genau 
vorgeschrieben. 

Hiermit ist eine oft entbehrte, in den älteren 
akademischen Berufen seit langem schon vor- 
handene klare Kennzeichnung auch für den aka- 
demischen Ingenieur- und Architekten-Beruf ge- 
schaffen worden. 

Bisher hat — wohl infolge des kurzen Be- 
stehens des Diplom-Ingenieurstandes — die An- 
wendung dieses Titels bei der hiesigen Stadt- 
verwaltung amtlich noch keine durchgehende 
und einheitliche Berücksichtigung gefunden. 

Der unterzeichnete Bezirksverein glaubt, daß 
der den akademisch gebildeten Inzenieuren von 
den Technischen Hochschulen verliehene Grad 
besonders auch von den Behörden zur allge- 
meinen Anerkennung gebracht werden sollte, um 
dadurch zur Schaffung derjenigen äußeren An- 
erkennung der Diplom-Ingenieure beizutragen, 
die ihnen zur ungehemmten Entfaltung ihrer 
Kraft und Erhaltung ihrer Berufsfreudigkeit un- 
bedingt nötig ist. 


Er gestattet sich daher, unter Hinweis auf 
den in Anlage II abschriftlich beigefügten Er- 
laß der Herren Minister des Innern und der 
Firanzeı vom 8. Januar 1912 an Ew. Hoch- 
wohlgeboren die ganz ergebene Bitte zu richten, 
die amtliche Anerkennung und Führung des 
akademischen Titels „Diplom-Ingenieur“ (abge- 
kürzte Schreibweise Tipl.-3ng.) auch im Ge- 
schäftsbereich der Frankfurter Stadtverwaltung 
gencigtest verfügen zu wollen, namentlich aber 
festzusetzen, daß der Titel „Pipl.-Jug.“ 


1. in allen amtlich geführten Listen und Ver- 
zeichnissen sowie den Wegweisern in den 
Dienstgebäuden, 

2. in amtlichen Berichten, Zuschriften und 
Adressen, sowie 

3. im gesamten übrigen amtlichen Verkehr 
ebenso als zum Namen gehörig beirachtet 
und behandelt werde, wie die übrigen aka- 
demischen Titel. 

In Erwartung einer gütiren Rückäußerung 
zeichnen wir 

Euer Hochwohlgeboren ganz ergebenster 

Bezirksverein Frankfurt a. M. 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure. 
Der Vorsitzende. 

[Anlage II.) Berlin, 8. Januar 1912. 
Nachdem der Herr Minister der geistlichen, 

Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten durch 

Erlaß vom 23. Januar 1909 die Rektoren der 

Technischen Hochschulen ersucht hat, Anord- 

nung dahin zu treffen, daß der Titel „Diplom- 

Ingenieur“ und „Doktor-Ingenieur‘, die nach 

dem Allerhöchsten Erlasse vom 11. Oktober 

1899 abgekürzt „Dipl.-Ing.“ und „Dr.-Ing.“ (in 

deutscher Schrift) zu schreiben sind, in den 

Programmen und Personalverzeichnissen der 

Technischen Hochschulen stets vor den Namen 

der Inhaber gesetzt werden, wird hiernach, 

einem Antrage des Verbandes Deutscher Diplom- 

Ingenieure entsprechend, auch in unserem Qe- 

schäftsbereich zu verfahren sein. Es wird z. B. 

im amtlichen Verkehr künftig nicht 

„An den Diplom-Ingenieur Herrn N.‘ 
sondern | 

„An Herrn Tipl.-Ing. N.“ oder 

„An Herrn Dr.-Ing. N.“ 

zu schreiben sein. 

Eure Hochwohlgeboren ersuchen wir er- 
gebenst, hiernach das Erforderliche gefälligst zu 
verfügen. 

Der Minister des Innern. 
An den Regierungspräsidenten 

in Wiesbaden. 


Der Vorstand des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure beschließt, den Bezirksvereinen 
zu empfehlen, an die für sie in Betracht kom- 
menden Kommunalverwaltungen heranzutreten 
und diese unter Berufung auf das Vorgehen des 


Der Finanzminister. 
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Frankfurter Oberbürgermeisters zu einer ähn- 
lichen Verfügung zu bewegen. 


Es wird Kenntnis genommen von den zahl- 
reichen, in letzter Zeit eingegangenen Anfragen 
um Benennung von Sachverständigen seitens der 
Gerichte und Staatsanwaltschaften. Der Vor- 
stand beauftragt die Geschäftsstelle, die ein- 
gehenden Anträge nach eigenem Ermessen je- 
weils unter die Sachverständigen zu verteilen. 


Eingabe an den Herrn Kriegsminister betr. 
Diplom-Ingenieure bei den militärtechnischen 
Instituten. 


Es wird Kenntnis genommen von einer Ant- 
wort auf die Eingabe des Verbandes unterm 
22. Februar 1912 (veröffentlicht in Heft 5 vom 
1. März 1912 der Verbandszeitschrift), in welcher 
betont wird, die einzelnen Herren möchten sich 
in der fraglichen Angelegenheit persönlich an 
ihre vorgesetzten Stellen wenden. 


Kuratorium der Hilfskasse. 


Es wird über den Gang der Arbeiten des 
Kuratoriums der Hiliskasse berichtet und mit- 
geteilt, daß den einzeln:n Stiftern für die Hilfs- 
kasse in der Zeitschrift selbst quittiert wird. 
Ferner wird beschlossen, an die einzelnen Be- 
zirksvereine je eine Zeichnungsliste gehen zu 
lassen, mit dem Ersuchen, dieselbe bei den Be- 
zirksvereins-Mitglicdern zum Zwecke der wei- 
teren Zeichnung zZirkulieren zu lassen. Zugleich 
wid der Antrag des Kuratoriums der Hilfskasse, 
ihm 30 M. zur Erledigung der Vorarbeiten zu 
bewilligen, genehmigt. 


Aufnahme-Kommission. 


Infolge der aui der letzten Hauptversammlung 
vorgenommenen Neuwahlen wird beschlossen, 
neben dem Herrn ®ipt.-ng. Dr. Lang die Vor- 
standsmitglieder Herren Dipl.-Ing. Schwenke und 
Remak in die Aufnahme-Kommission zu dele- 
gieren. 


Baumeister-Titel. 


Es wird Kenntnis genommen von einer 
Denkschrift, die auf der Geschäftsstelle in dieser 
Frage ausgearbeitet worden ist und die eine 
Zusammenstellung all der Literatur und Aeuße- 
rungen enthält, die sich auf diese Frage be- 
ziehen. Von einer definitiven Beschlußfassung 
wird vorerst abgesehen. 


Technische Hilfsarbeiter beim Reichsmarineamt. 


Die Petition, die an den Deutschen Reichs- 
tag in dieser Angelegenheit gerichtet worden 
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ist, wurde von der Budgetkommission dem Herrn 
Reichskanzler als Material überwiesen. Im Hin- 
blick darauf ist abermals ein Schriftsatz in dieser 
Frage ausgearbeitet worden, der nebst Denk- 
schrift an den Herrn Reichskanzler und eine 
große Zahl sonstiger in Betracht kommende 
Persönlichkeiten gerichtet werden soll. Es wird 
beschlossen, diese Eingabe in der vorgelegten 
Fassung abgehen zu lassen. Die Eingabe lautet: 


Berlin W. 15, den 22. Juni 12. 
Meinekestr. 4. 

Betrifft die bei der Marineverwaltung 

beschäftigten Diplom-Ingenieure. 

Ew. Exzellenz 

überreichte der unterzeichnete Verband die an 
die Budget-Kommission des Deutschen Reichs- 
tages gerichtete Petition, betreffend Schaffung 
etatsmäßiger Stellen für die in der Marine- 
verwaltung beschäftigten Diplom - Ingenieure, 
schon vor ihrer Beratung im Parlamente zur 
gefl. Kenntnisnahme. 

Nachdem nun von seiten des Deutschen 
Reichstages die Petition im Mai ds. Js. Ew. Ex- 
zellenz als Material überwiesen worden ist und 
Ew. Exzellenz selbst sowie der Herr Staats- 
sekretär des Reichsmarineamtes cine wohl- 
wollende Prüfung und Berücksichtigung der- 
selben zugesagt haben, gestattet sich der unter- 
zeichnete Verband in der Anlage noch auf einige 
Punkte ehrerbietigst hinzuweisen, die in der 
obengenannten Petition nicht weiter ausgeführt 
worden sind. 

Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
gibt sich der Hoffnung hin, mit seinen Aus- 
führungen bei Ew. Exzellenz ein geneigtes Ohr 
zu finden. 

Unbeschadet der Weiterverfolgung seines 
eigenen Vorgehens hat der Verband seinen bei 
der Kaiserlichen Marine beschäftigten Mitglie- 
dern empfohlen, ihrerseits erneut den Dienst- 
weg zu beschreiten und zum Ausdruck zu brin- 
gen, daß sie eine Festlegung ihrer Beamten- 
rechte auch nach $ 17 RBG. und § 13 Besol- 
dungsgesetz erhoffen und es für ungerecht halten 
würden, wollte man wegen eines erst später ge- 
schaffenen Gesetzes die ihnen durch ihre an- 
erkannte Eigenschaft als Reichsbeamte zustehen- 
den Rechte für hinfällig erklären. 

Indem der unterfertigte Verband Ew. Exzel- 
lenz Vorstehendes unterbreitet, bittet er, 
etwaigen Sonderbestimmungen, die die 
Dienstverhältnisse der technischen Hilfsarbeiter 
bei der Kaiserlichen Marineverwaltung regeln 
sollen, seine Zustimmung zu versagen und ge- 
neigtest dahin wirken zu wollen, daß auch 
diesen Beamten dieselben Rechte wie den etats- 
mäßigen Reichsbeamten zurestanlen werden. 

Ehrerbietigst 
Anliesend eine Denkschrift. 
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Denkschrift 
betreffend die bei der Kaiserlichen Marineverwaltung 
beschäftigten Diplom-Ingenieure. 
Berlin W. 15, den 22. Juni 12. 
Meinckestr. 4. 


Von den technischen Abteilungen des Reichs- 
marincamtes (Abteilung für Schiffbau und Ab- 
teilung für Maschinenbau des Konstruktions- 
departements) sowie von den Kaiserlichen 
Werften usw. ist bei jedem Etatsentwurf darauf 
hingewiesen worden, daß die ständige Ver- 
mehrung der Hilfsbeamten einen unhaltbaren 
Zustand hervorrufe. Daß jetzt schon in manchen 
technischen Abteilungen bis zu 730% der Be- 
schäftigten Hilfskräfte sind, ist aus der Tabelle 
ersichtlich, die der Petition an den Reichstag 
beigefügt ist. 

Da die Hilfsarbeiter aus Neubaufonds be- 
zahlt werden, ist ihre Zahl dem Parlament erst 
durch die erwähnte Petition bekannt geworden, 
und darauf ist es zurückzuführen, daß 
der Reichstag die als Ersatz für Hilfs- 
arbeiter angeforderten Stellen, soweit sie nicht 
schon von dem Etatsdepartement des Reichs- 
marineamtes gestrichen worden waren, immer 
wieder ablehnte. 


Es liegt dem Verbande fern, zu untersuchen, 
inwieweit der Gebrauch, eine so relativ wie 
absolut hohe Zahl von Hilfskräften aus Mitteln 
zu bezahlen, die nicht der besonderen Bewilli- 
gung durch das Parlament unterliegen, in das 
Budget-Bewilligungsrecht des Reichstages ein- 
greift, er glaubt nur darauf hinweisen zu sollen, 
daß sich die Petition auf Beamte erstreckt, die 
dauernd gebraucht und beschäftigt 
werden, und nicht auf Angestellte, die nur zu 
einer vorübergehenden Arbeit angenommen 
worden sind, wie es z. B. bei den Eisenbahn- 
direktionen der Fall ist, die gern zum Vergleich 
herangezogen werden. 


Das Reichsmarineamt hat mit Rücksicht auf 
die Bedeutung und Wichtigkeit seiner Arbeiten 
die einzustellenden technischen Hilfsarbeiter aus- 
drücklich durch Urkunde und Diensteid als 
Reichsbeamte in seinen Dienst genommen, wie 
dies auch bei allen anderen Reichsbehörden 
Brauch ist. Daraus geht deutlich hervor, daß 
die Absicht der dauernden Beschäftigung be- 
stand. 


Die Stellen der bis jetzt vorhandenen etats- 
mäßigen technischen Beamtengruppen zu ver- 
mehren und die nicht etatsmäßigen Hilfsbeamten 
zu entlassen, würde eine ungemein scharfe und 
durch kein Verhalten dieser Beamten gerecht- 
fertigte Maßnahme darstellen und die durch die 
langen Jahre ihrer Beschäftigung erwachsenen 
Hoffnungen zerstören. 


Als Nachteil einer solchen Maßregel muß 
hervorgehoben werden, daß bei Entlassung von 


Hilfsbeamten der Marine zunächst eine Summe 
von Erfahrungen verloren geht, die ihr durch 
die erst heranzubildenden Anwärter 
nicht ersetzt werden kann. Es dürfte auch nicht 
immer im Interesse der Marine liegen, daß der 
Ausscheidende seine bei ihr erworbenen Kennt- 
nisse anderweitig verwertet. 


Der hohe Prozentsatz von Hilfskräften, wie 
er sich auch im Reichsmarineamt bei den Ab- 
teilungen für Schiffbau und Maschinenbau des 
Konstruktionsdepartements vorfindet und die 
fehlende Aussicht auf Etatisierung werden aber 
einen Teil der Hilfsbeamten immer wieder da- 
zu veranlassen, eine Verbesserung’ ihrer Lage 
in der Privatpraxis zu suchen. Dem Teil der 
Beamten, der jahrelang mit den gleichen Spezial- 
arbeiten beschäftigt ist, wird es dagegen nicht 
so leicht werden, auf Privatwerften unterzukom- 
men, da dieselben eine so hohe Zahl von 
Spezialisten für Neukonstruktionen von Kriegs- 
schiffen nicht benötigen. 


Für die Uebernahme in den etatsmäßigen 
Beamtenkörper sprechen bei der Zentralbehörde 
noch andere wesentliche Gesichtspunkte. 


Zurzeit ist die Zahl der Ministerialbeamten 
mit akademischer Vorbildung bei den obenge- 
nannten Stellen des Reichsmarineamtes 6,790, 
die der übrigen kommandierten höheren Marine- 
baubeamten 43,3%, der Rest von 50,0% sind 
Diplom-Ingenieure. 

Da die kommandierten Beamten besonders 
auch zum Zwecke ihrer weiteren Ausbildung 
als Konstrukteure einberufen werden, dürfte es 
richtig sein — damit die Kontinuität der Arbeit 
gewahrt bleibt und die kommandierten Beamten 
ihr besonderes Augenmerk auf ihre Ausbildung 
richten können —, für die laufenden Sachen 
und die eingehende Bearbeitung der mannig- 
fachen Erprobungen und Erfahrungen den bereits 
vorhandenen Stamm von Diplom-Ingenieuren 
dauernd am Reichsmarineamt zu belassen. 


Diese Gesichtspunkte sind sinngemäß auch 
bei den anderen Marinebetrieben maßgebend. 


Ein weiterer Vorteil liegt darin, daß An- 
stellungen für dauernde Arbeiten auf Privat- 
dienstvertrag, wie es neuerdings geschieht, nicht 
vorgenommen zu werden brauchen. Man kann 
wohl annehmen, daß tüchtige Diplom-Ingenieure, 
denen die Laufbahn der höheren Marinebau- 
beamten verschlossen ist, weil sie militäruntaug- 
lich oder Reserveoffiziere der Armee und nicht 
der Marine sind — wie dies eben gerade bei 
den zurzeit bei der Marine beschäftigten Diplom- 
Ingenieuren der Fall ist —, sich der Laufbalın 
der technischen Hilisarbeiter zuwenden würden, 
die ihnen jetzt noch keine genügenden Aussichten 
bietet. 

Bei der Beurteilung der technischen Hilfs- 
arbeiterfrage möchte daher der Verband bitten, 


Verbandsnachrichten 


daß Ew. Exzellenz die Schaffung etatsmäßiger 
Stellen als den für alle Beteiligten gangbarsten 
Weg in den engeren Kreis seiner Ueberlegung 
ziehen möge, zumal allein die Anerkennung und 
Gewährleistung der Pensionsansprüche nicht mit 
dem zurzeit bestehenden Kündigungsrecht ver- 
einbar ist. 

Es dürfte ein Gebot ausgleichender Gerech- 
tigkeit und Billigkeit sein, den bisherigen tech- 
nischen Hilfsarbeitern, die sich in langer Dienst- 
zeit bewährt haben, die vollen Rechte der Be- 
amten zu gewähren, wie sie $ 17 RBG. und 
8 13 Besoldungsgesetz kennzeichnet. Die dau- 
ernde Anwendung der §§ 2 und 37 RBG. auf 
die technischen Hilfsarbeiter liegt nicht im Sinne 
des Gesetzes, bei dessen Schaffung man an- 
nehmen durfte, daß jeder dauernd beschäftigte 
Hilfsbeamte später- einmal etatisiert werden 
würde. 

Die Forderung, 
erkannten technischen Hilfsarbeitern der Kaiser- 
lichen Marineverwaltung, welche in ihrer bisheri- 
gen Beschäftigungszeit die Wartezeit der Diätare 
längst erfüllt haben, die noch fehlenden Be- 
amtenrechte zu gewähren und für sie etats- 
mäßige Stellen zu schaffen, erscheint demnach 
als der Schlußstein des natürlichen Ent- 
wicklungsganges jeder Beamten- 
kategorie, der sich in derselben Weise bei 
den . technischen Hilfsarbeitern aller anderen 
Reichsbehörden vollzogen hat. 

Es liegt kein Anlaß vor, die Arbeitskraft 
und die selbständige Arbeitsleistung genannter 
gleichvorgebildeter Beamten bei der Marine 
anders zu bewerten als bei den übrigen Reichs- 
ämtern. 

Das Versicherungsgesetz für Angestellte 
drängt auf den Abschluß des Entwicklungsganges 
der technischen Hilfsarbeiter bei der Kaiser- 
lichen Marineverwaltung. 


Ehrerbietigst 


Neue Bezirksvereine. 

Es wird davon Kenntnis genommen, daß 
sich ein neuer Bezirksverein in Chemnitz ge- 
bildet hat, zu dessen Vorsitzenden Herr Dipl.» 
Sing. Gabler, Oberingenieur in Chemnitz, in der 
Gründungsversammlung gewählt worden ist. 
Gleichzeitig wird davon Kenntnis genommen, 
daß in Metz die Gründung eines Bezirksver- 
eins in Vorbereitung begriffen ist. 


Anführung des akademischen Grades Dipl.-Ing. 
auf den amtlichen Veröffentlichungen und Ur- 
kunden des Kaiserlichen Patent-Amtes. 

Der Vorstand hat beschlossen, folgende Ein- 
gabe an den Präsidenten des Kaiserlichen Patent- 
amtes gelangen zu lassen: 


den als Reichsbeamte an- 


daß der akademische Titel 
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Berlin, den 13. Juni 1912. 
Euer Hochwohlgeboren bittet der unterzeich- 
nete Vorstand des Verbandes Deutscher Diplom- 
Ingenieure ergebenst, folgendes vortragen zu 
dürfen: 


Durch die Landesherren der deutschen 
Bundesstaaten ist im Jahre 1909 den Tech- 
nischen Hochschulen das Recht verliehen 


worden, gleich den Universitäten akademische 
Grade zu verleihen, insbesondere auch den Grad 
eines Diplom-Ingenieurs. Diesen Allerhöchsten 
Erlassen lag, da sie mit diesem Grade die 
Führung eines Titels verknüpften und nicht 
irgend eine andere Form von Auszeichnungen, 
der Wille und die Absicht zugrunde, die Be- 
deutung des abgeschlossenen akademisch-tech- 
nischen Studiums zum Ausdruck zu bringen und 
die Personen, die ihre berufliche Tätigkeit auf 
Grund dieser fachwissenschaftlichen Vorbildung 
ausüben, durch Verleihung des Titels Dipl.-Ing. 
nach außen zu kennzeichnen. 

Im Hinblick darauf, daß die Anwendung des 
Titels Dipl.-Ing. auch bei unseren Behörden 
nicht immer und in nicht geregelter Weise er- 
folgte, haben der Königlich Preußische Herr 
Minister des Innern und der Königlich Preu- 
Bische Herr Finanzminister unterm 8. Januar 1912 
folgende Verfügung erlassen: 

„Nachdem der Herr Minister der geist- 
lichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegen- 
heiten durch Erlaß vom 23. Januar 1909 die 
Rektoren der Technischen Hochschulen ersucht 
hat, Anordnung dahin zu treffen, daß die Titel 
„Diplom-Ingenieur“ und „Doktor-Ingenieur‘‘, die 
nach dem Allerhöchsten Erlasse vom 11. Ok- 
tober 1899 abgekürzt „Dipl.-Ing.“ und „Dr.- 
ng.“ (in deutscher Schrift) zu schreiben sind, 
in den Programmen und Personalverzeichnissen 
der Technischen Hochschulen stets vor den 
Namen der Inhaber gesetzt werden, wird hier- 
nach, einem Antrage des Verbandes Deutscher 
Diplom - Ingenieure entsprechend, auch in 
unserem Geschäftsbereich zu verfahren sein. Es 
wird z. B. im amtlichen Verkehr künftig nicht 

„An den Diplom-Ingenieur Herrn N.“, 
sondern 
„An Herrn PBipl.-Ing. N.“ oder 
„An Herrn Dr.-Jug. N.“ 
zu schreiben sein. 


Eure Hochwohlgeboren ersuchen wir er- 
gebenst, hiernach das Erforderliche gefälligst 
zu verfügen. i 
- Der Minister des Innern. Der Finanzminister. 


Indem wir Euer Hochwohlgeboren vor- 
stehenden Ministerial-Erlaß ergebenst unter- 
breiten, gestatten wir uns zu beantragen, Euer 
Hochwohlgeboren möchten gleichfalls verfügen, 
„Dipl.-Ing.“ auf 
Patent-, Gebrauchsmuster- und Warenzeichen- 
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Urkunden ebenso als zum Namen gehörig ge- 
führt wird wie der Doktor-Titel. 


In Erwartung einer gütigen Rückäußerung 
zeichnen wir usw.“ 


Daraufhin wurde dem Verband der amtliche 
Bescheid, daß der vom Verband gewünschten 
Anordnung, den Titel Dipl.-Ing. zum Namen in 
den amtlichen Veröffentlichungen und Urkunden 
über die Schutzrechte hinzuzufügen, durch einen 
Erlaß des Präsidenten entsprochen worden sei. 


Verwaltungs-Ingenieur-Frage. 


Es wird Kenntnis genommen von einem Rund- 
schreiben der Aeltesten der Kaufmannschaft zu 
Berlin, das sich damit beschäftigt, die Welt- 
fremdheit der Richter und staatlichen Ver- 
waltungsbeamten durch deren Einführung in die 
Geschäfte der Industriebetriebe und des Bank- 
wesens zu beseitigen. Im Hinblick auf dieses 
Schreiben beschließt der Vorstand erneut, bei 
dem Preußischen Landtag wegen der Zulassung 
der Diplom-Ingenieure zur staatlichen Ver- 
waltung vorstellig zu werden. 


Jubiläumsversammlung des Volkswirtschaft- 
lichen Verbandes. 


Es wird Kenntnis genommen von dem Be- 
richt über die Jubiläumsversammlung des Deut- 
schen Volkswirtschaftlichen Verbandes, anläßlich 
der der Vorsitzende dieses Verbandes, Herr 
Professor Dr. Albrecht, Berlin, der bekannte 
Sozialpolitiker und Leiter der Zentralstelle für 
Volkswohlfahrt, hervorhob, daß alle maßgeben- 
den Personen des Volkswirtschaftlichen Ver- 
bandes das Dienstverhältnis der praktischen 
Volkswirte zu ihren Arbeitgebern voll und ganz 
in dem Sinne auffassen, wie dies bezüglich der 
Diplom-Ingenieure in der jüngst erschienenen 
Broschüre des Herrn Tipl.-Ing. Dr. Lang über: 
„Die Diplom-Ingenieureinderdeut- 
schen Volkswirtschaft“ zur Dar- 
stellung gelangt sei. 


Beiträge der Diplom-Ingenieure zur öffentlichen 
Sozialversicherung. 

Ein Mitglied des Verbandes ist seitens der 
unteren Verwaltungsbehörde in einem deutschen 
Bundesstaat für invalidenversicherungsbeitrags- 
pflichtig erklärt worden. Es wird beschlossen, 
den Streitfall seitens des Verbandes für das 
betreffende Mitglied durchzuführen. 


Streitfall Diplom-Brauerei-Ingenieure. 
Es wird über den Stand des gegen den 
Verein der genannten Personen 
Verfahrens berichtet. 


eingeleiteten: 


Verbandsnachrichten 


Verband Deutscher Gemeinnütziger Rechtsaus- 
kunftsstellen. 


Es wird Kenntnis gegeben von einem 
Schreiben des vorstehend genannten Verbandes, 
und der Vorstand beschließt, diesem Verbande 
als Körperschaftsmitglied beizutreten. 


Internationaler Kongreß für gewerblichen Rechts- 
schutz. 


Es wird Kenntnis genommen von einer Ein- 
ladung zum Internationalen Kongreß für ge- 
werblichen Rechtsschutz in London. Der Vor- 
stand beschließt, diese Einladung durch ein 
Dankesschreiben zu erwidern. 


Hochschulreform. 


Es wird Kenntnis genommen von einem 
Schreiben des Bezirksvereins Berlin betreffend 
„Hochschulreform“. Der Vorstand kann sich 
den „Hochschulreform‘‘-Bestrebungen nicht an- 
schließen und gibt dem Bezirksverein Berlin 
anheim, innerhalb seines Kreises sich mit der 
genannten Frage zu beschäftigen. Ein Ein- 
greifen des Hauptverbandes wird abgelehnt. 


Das praktische Jahr für Diplom-Ingenieure. 


Es wird ein Schreiben des Bezirksvereins 
Berlin betreffend die Ausgestaltung der prak- 
tischen Ausbildung zukünftiger Diplom - In- 
genieure verlesen. Der Vorstand beabsichtigt, 
diese Frage zur Verbandsfrage zu machen, hält 
es aber für zweckmäßig, wenn die Angelegen- 
heit erst summarisch in den Bezirksvereinen 
bearbeitet wird, um die dabei gewonnenen Er- 
fahrungen verwerten zu können. 


Zeitungslisten auf der Geschäftsstelle. 


Einer Anregung des B.-V. Dortmund gemäß 
sollen die Bezirksvereine aufgefordert werden, 
der Geschäftsstelle alle diejenigen Lokal- 
zeitungen aufzugeben, an welche die zu ver- 
öffentlichenden Berichte usw. des Verbandes 
regelmäßig gesandt werden sollen. 


Die Ausbildung von höheren Technikern der 
Kommunalverwaltungen. 


Es wird Kenntnis genommen von einem Ant- 
wortschreiben des deutschen Städtetages, Zen- 
tralstelle betreffend die Ausbildung von höheren 
Technikern der Kommunalverwaltungen, gemäß 
dem Aufsatz: Diplom-Ingenieure und die Selbst- 
verwaltung, in Heft 2, 1910, der Zeitschrift, in 
welchem der Städtetag es ablehnt, die Ausbil- 
dung von Kommunalbaumeistern zu übernehmen. 
Die Antwort lautet: 


Aus den Bezirksvereinen 


Berlin, den 9. April 1912. 

S.O.16, Am Köllnischen Park 8. 
Der Vorstand des Deutschen Städtetages hat 
in seiner letzten Sitzung dem dortigen Wunsche 
entsprechend die mitgeteilten Gesichtspunkte für 
eine Ausbildung der höheren Baubeamten durch 
die Kommunen näher behandelt. Er gelangte 
zu der Feststellung, daß der Deutsche Städte- 
tag weder selbst die Vorschläge ausführen, noch 
den Städten die Ausführung empfehlen könne. 
Hiervon beehre ich mich auftragsgemäß er- 

gebenst Kenntnis zu geben. 
Der Direktor. 


Desgleichen wird Kenntnis genommen von 
der Verhandlung des bayerischen Städtetages, 
der sich dem Antrage des Verbandes (siehe Heft 
5, 1912) hinsichtlich der Stellung der wissen- 
schaftlich gebildeten Kommunaltechniker bezüg- 
lich Gehalt und Amtsbezeichnung grundsätzlich 
anschließt, anderseits jedoch nicht in das Be- 
stimmungsrecht der Selbstverwaltungs-Körper- 
schaften eintreten möchte. 


Eingabe an das hessische Staatsministerium. 

Auf Antrag des B.-V. Darmstadt wird an das 
hessische Staatsministerium eine Eingabe be- 
treffend Gebrauch der Bezeichnung Tipl.-Ing. 
gerichtet. 


Kongreß für Städtewesen. Düsseldorf 1912. 
Es liegt eine Einladung des Kongresses für 
Städtewesen vor. Der Vorstand beschließt für 
diesen Kongreß einen entsprechenden Beitrag 
zu bewilligen und den B.-V. Düsseldorf zu er- 
suchen, den Verband dabei zu vertreten. 
Der Vorstand. 


: Aus den Bezirksvereinen. : 


B.-V. Bochum. 
25. Juli 1912. 

An Stelle des wegen Wegzugs nach Gum- 
mersbach ausscheidenden Kollegen Pöppelmann 
wurde Kollege Kruskopf einstimmig als Vor- 
sitzender gewählt. Gleichzeitig wurde Kollege 
Dieffenbach an Stelle des Kollegen Kruskopf 
als Beisitzer gewählt. 

Ferner wurde beschlossen, für die Sommer- 
monate die Monatsversammlungen nur jeden 
zweiten Monat, und zwar am ersten Dienstag 
in den unzradzahligen Monaten stattfinden zu 
lassen. 

Für Sonnabend, den 13. Juli, wurde ein Aus- 
flug mit Damen nach Wetter, und für Sonnabend, 


Monatsversammlung vom 
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den 27. Juli, eine Besichtigung des Rhein-Herne- 
Kanals bei Wanne vorgesehen. 


B.-V. Chemnitz. Auf der am 1. Juni ds. Js. 
stattgehabten Gründungsversammlung wurden 
die Vorstandsämter wie folgt besetzt: 


Dipl.-Ing. Gabler, Chemnitz, Weststr. 68, 
Vorsitzender; Dipl.-Ing. Bauer, Chemnitz, 
Hohenzollernstr. 31, Schriftführer; Dipl.-Ing. 


Kohlmann, Chemnitz, Kurfürstenstr. 12, Kassen- 
führer. 

Von der Wahl von Ersatzmitgliedern und Bei- 
sitzenden wurde für das laufende Geschäftsjahr 
abgesehen. 

Der Bezirks-Verein tagt vorläufig jeden 2. 
und 4. Dienstag im Monat, abends 8!/ Uhr im 
Restaurant Meister-Eck, Chemnitz, Friedrich- 
August-Str. 5. 


B.-V. Köln. In der letzten Sitzung wurde eine 
Neuwahl verschiedener Vorstandsmitglieder vor- 
genommen, so daß sich der Vorstand des Be- 
zirks-Vereins wie folgt zusammensetzt: 1. Vor- 
sitzender: Dr. techn. Hoerner, Köln, Roland- 
straße 8811; 2. Vorsitzender: Pipl.-Sng. Wohl- 
leben, Mülheim (Rhein), Deutzerstr. 150; 
1.Schriftführer: Dipl.-Ing. Wiegand, Köln-Deutz, 
Freiheitstr. 12; 2. Schriftf.: Pipl.-Sng. Hülse- 
mann. 


B.-V. München. ‚Die Angestellten-Versiche- 
rung und ihre soziale Bedeutung“ war das 
Thema des Vortragsabends vom 21. Juni d. J. 
Der Vortragende, Herr Professor Dr. Hanns 
Dorn, gab zunächst eine Uebersicht über die 
Vorgeschichte und die sozialpolitischen Grund- 
lagen des Gesetzes. Er zeigte an der Hand 
der Berufsstatistik die schwindenden Aussichten 
der Privatbeamten, zu sozialer Selbständigkeit 
zu gelangen, und gab unter Verwendung der in 
den letzten Jahren durchgeführten Enquete ein 
Bild von der Entwicklung der Gehaltsverhält- 
nisse der Angestellten in den einzelnen Schich- 
ten. Im Anschluß daran erörterte er die ver- 
schiedenen organisatorischen Grundfragen, die 
bei der Aufstellung des Gesetzes zur Diskussion 
standen: Freiwillige Versicherung oder Zwangs- 
versicherung, Durchführung des Versicherungs- 
zwanges durch private Versicherungsunterneh- 
mungen oder durch öffentliche Versicherungs- 
einrichtungen, Eingliederung der Angestellten- 
versicherung in die Reichsversicherungsordnung 
oder Schaffung einer selbständigen Versicherungs- 
anstalt. — Sodann gab der Vortragende eine 
Uebersicht über die wichtigsten Grundbestim- 
mungen des Gesetzes selbst und schloß mit einer 
sozialpolitischen und volkswirtschaftlichen Würdi- 
gung der neuen Versicherung. In der Diskussion 
wurde u. a. bemerkt, daß die Diplom-Ingenieure 
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durch die zwangsweise Einreihung in diese für 
ganz andere Berufsverhältnisse geschaffene Ver- 
sicherung schwer geschädigt werden. Die bis 
zum 40. Lebensjahr Angestellte bleiben, sind 
pensionsberechtigt, dagegen verlieren alle an- 
deren jegliche Rechte, z. B. wer in den Staats- 
dienst, wer in Auslandsdienst tritt, wer invalid 
wird, wer sich selbständig macht. Die Witwen 
und Waisen der Diplom-Ingenieure, die das Un- 
glück gehabt haben, ihren Ernährer vor dessen 
40. Jahr zu verlieren, erhalten keinen Pfennig, 
aber es mußten zwangsweise für sie Beiträge 
gezahlt werden, für die eine Lebensversiche- 
rung ein kleines Vermögen ausbezahlen würde. 
Da man für den Auslandsdienst nur Leute in 
der Vollkraft der Jahre verwenden kann, also 
Anfang der 30, und Diplom-Ingenieure infolge 
der sog. Wartezeit noch nicht pensionsberechtigt 
sind, so hat die Erfüllung dieser volkswirtschaft- 
lich wichtigen Funktion die gleichen Folgen wie 
die Entlassung eines Beamten mit schlichtem 
Abschied, oder aber man muß seine Natio- 
nalität aufgeben, um in den Genuß der Fürsorge- 
Einrichtungen seines Vaterlandes gelangen zu 
können. 


: Adressen-Aanderungen Im Mitglieder-Vorzeichnis, 
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Dipl.sing. Ernst Windeck, Parey (Elbe), (Berlin NW. 87). 
Adolf Borger, Blumenthal (Hannover), bei Bremen, 
Wilhelmstr. 10 (Aachen). 

Kgl. Regierungsbaumeister Former, Braunschweig, 
Spielmannstr. 7. 

Dipl.Ing. Dr. Carl Ergang, Berlin-Neukölln, Saalestr. 7 (Char- 
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Dr.s Ing. 


lottenburg). 
» » Heinrich La Baume, Berlin NW. 52, Wickinger 
Ufer 6. 
Dr.Ing. C. Gelger, Durlach (Baden), Ettlinger Str. 13 (Düssel- 
dorf). 


Dipl.. Jng. Jeschke, Breslau, Tiergartenstr. 7 II. 
Harms, Direktor d. Betriebsamtes d. Stadt Rüstringen, 


Rüstringen (Oldenburg), Lilienburgstr. 34 (Bernburg). 

» „ Wismar, per Adr. Herrn Ingenieur H. Cronenberg, 
Rio de Janeiro, Avenida Rio Bronco 60/74, 

" » K. Bastert, Brunsbüttelkoog, Koogstr. 71. 

„n » Hermann Müller-Lankow, im Laufe des Juli in 
Bonn (Rhein), Heerstr. 21; ab 1. August cr. in Char- 
lottenburg, Herderstr. 3 II. 

„ » Kreis, Gewerbereferendar, Saarbrücken 3, Richard- 


Wagner-Str. 9 II, meldet seinen Austritt für das 
nächste Geschäftsjahr an. 

B.-V. Duisburg, 2. Vorsitzender Herr August Ebertz ist nach 
Rußland übergesiedelt. Mitteilungen in Ausschuß- 
angelegenheiten sind an Herrn ®ipl.»Ing. Waddige, 
1. Vorsitzender, B.-V. Duisburg, zu richten. 

Dipl.sIng. Walther Serwill, Cischkowo bei Krutsch (Posen). 

H. Soldau, Köln a. Rh., Gladbacher Str. 13 Il. 
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Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis — Hilfskasse des Verbandes 


Dipl.»Ing. Ferdinand Winter, Berlin N., Chausseesitr. 62 II 


(Dresden). 

» » Dr. E. Hinlein, Nürnberg, städt. Bauschule, Lorenzer 
Straße. 

» » Eduard Roederer, Regierungsbaumeister, Saarburg 
(Lothr.), Französische Vorstadt 16 Il (Straßburg i. E.). 

» „ Alfred Kadiubowski, Aachen, Frankenstr. 10. 

» » Paul Günther, Chemiker im Kabelwerk der Siemens- 
Schuckertwerke, Berlin-Gartenfeld, Charlottenburg 5, 
Friedrich- Karl-Platz 9 IV. 

» » Bomm, Köln, Viktoriastr. 1 (Wassenberg). . 

" » P. Wiegand (B.-V. Köln), Köln-Deutz, Freiheilstr. 12. 

» » Dr. Beyer, Königlicher Gewerbeassessor, Bochum, 


Gewerbe-Inspektion. 


Hilfskasse des Verbandes. 


Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
Beiträge: 
Dipl.-Ing. von Pasinski, Düsseldorf . M. 10,— 


” Bohr, Groß-Lichterfelde-Westt „ 10,— 

n Moeller, Kiel . . . 2. 22». 10,— 

n R. Haase, Braunschweig . . v» 3— 

" W. Stender, Charlottenburg . „ 5,— 

Dr.-Gng. Heinemann, Berlin. . . . » 5— 

Dipl.-Ing. Seltmann, Charlottenburg . » 5,- 

” Bauer, Lübeck . . . . 2 en 5,— 

” Walcher, Nürnberg . . . . » 10— 

n Ackermann, Münster . . . » 5— 

" Rammel, Berlin . . . 2.2. 5— 

” Crumbach, Aachen . . . . » 5,— 

” Boer, Charlottenburg . . . » 5— 

n Jakoby, Obertürkheim . . . » 5, — 

n Dittmer, Berlin . . 2» 2.0. 5,— 

w Barkow, Charlottenburg . . » 10,— 

Prof. Dr.-Ing. Schlesinger, Berlin . . „ 50,— 
Dipl. ng. Professor Ruppel, Frank- 

furt a. M... 2 222022 500, — 

n Arnoldt, Dortmund . . . . » 10,— 

” Horn, Düsseldorf . . . . . » 10,— 

Dr.. 3ng. Schmitz, Essen (Ruhr) . . . » 10,— 

Dipl. Jng. Grosse, Leipzig . . .. . » 5— 

„ Grimm, Charlottenburg. . . » 3— 

” Koch, Bernburg . . . 2 2.2. 5 

r Remak, Berlin . . . 2. 5,— 


In der vorigen Nummer muß es heißen: 
Dipl.-Sng. C. Weihe, Frankfurt a. M, M. 50,— 
nicht Düsseldorf. 
Das Kuratorium 
i. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Unter der Parole „Schutz dem Baumeister- 
titel“ wird seitens des Verbandes Deutscher 
Architekten- und Ingenieurvereine für eine reichs- 
gesetzliche Regelung der Befugnis zur Führung 
des Titels „Baumeister“ gekämpft. 

Daß in dieser Angelegenheit seitens des 
Reiches etwas geschehen wird, verspricht das 
Gesetz vom 30. Mai 1908 (Abs. 2 des § 133 der 
Reichsgewerbeordnung) mit folgenden Worten: 

„Die Befugnis zur Führung des Meister- 
titels in Verbindung mit einer anderen Bezeich- 
nung, die auf eine Tätigkeit im Baugewerbe 
hinweist, insbesondere des Titels „Baumeister“ 
und „Baugewerksmeister‘, wird durch den 
Bundesrat geregelt. 

Bis zum Inkrafttreten des Bundesratsbe- 
schlusses darf ein solcher Titel nur dann geführt 
werden, wenn die Landesregierung über die Be- 
fugnis zu seiner Führung Vorschriften erlassen 
hat und nur von denjenigen Personen, welche 
diesen Vorschriften entsprechen.“ 


Schutz dem Baumeistertitel! 
Von Dipl.-Ing. J. v. Hanffstengel, 


Frankfurt a. M. 


Die im ersten Absatz in Aussicht gestellte 
Regelung durch den Bundesrat wird voraussicht- 
lich nicht mehr lange ausbleiben. Denn erst 
vor Kurzem ist eine diesbezügliche Anregung 
seitens des preußischen Ministers der öffent- 
lichen Arbeiten beim REN DSAMIE des Innern 
erfolgt 1). 

Welcher Art die es sein wird, ist 
noch unbestimmt. Jedenfalls wird sie alle die- 
jenigen akademischen Techniker unmittelbar 
berühren, die im Baufache tätig sind. Selbst- 
verständlich können neue Titel für Kollegen der 
anderen Fakultäten den übrigen Technikern nicht 
gleichgültig sein. Deshalb halte ich es für eine 
unbedingte Notwendigkeit, daß der Verband 
Deutscher Diplom-Ingenieure, als die berufene 
Standesvertretung aller akademisch gebildeten 
Techniker, zu dieser Frage Stellung nimmt. 


1) Zeitschrift des Verbandes Deutscher Architekten- und 
Ingenieurvereine, 1911, Nr. 7, S. 61. 
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Bacher, a die een des Baumeister- 
ir nur, įm. „Kreise: ‚der. Architekten und In- 
genieure: erörtert ‘worden. Es erscheint daher 
notwendig, bevor eine Stellungnahme seitens des 
Verbands erfolgt, die in diesem Kreise laut 


gewordenen Stimmen — sei es von Korpo- 
rationen oder von Einzelnen — kurz wieder- 
zugeben. 


Aeußerungen (Eingaben) von Korpo- 
rationen. 

1. Eingabe des Verbandes Deutscher Archi- 
tekten- und Ingenieurvereine vom 18. Dez. 1894?), 

Es wird ausgeführt, daß der Titel „Re- 
gierungsbaumeister‘‘ eine geeignete Amtsbe- 
zeichnung nicht mehr bilde, da die Bezeichnung 
Baumeister durch die Führung seitens solcher 
Herren, die keine Staatsprüfung abgelegt haben, 
mehr und mehr an Ansehen verliert. 

Vorgeschlagen wird, die Titel „Baureferen- 
dar‘‘ bezw. „Bauassessor‘ einzuführen. 

2. In einer Eingabe des Architektenvereins 
Berlin vom 29. Dezember 1908 wird um Fort- 
fall des Titels „Bauinspektor‘‘ ersucht). 

3. Der Vorstand des Verbandes Deutscher 
Architekten- und Ingenieurvereine regte durch 
seine Eingaben an die maßgebenden Stellen der 
Bundesstaaten vom April 1910) an, daß jedem 
Regierungsbauführer, der die Staatsprüfung be- 
standen hat, die Bezeichnung „Regierungsbau- 
meister‘ verliehen werden möge, die er auch 
nach seinem Ausscheiden aus dem Staatsdienste 
ohne den Zusatz a. D. führen dürfe. 

Durch den Ersatz der Amtsbezeichnung Bau- 
inspektor durch Regierungsbaumeister mit Er- 
laß vom 25. Juli 1910 wurde die Erfüllung dieses 
Wunsches erschwert. 

4. Dieser Umstand wird wohl mit Veran- 
lassung gewesen sein, daß der Architektenver- 
ein Berlin am 30, Oktober 1911 eine Eingabe 
an den preußischen Minister des Innern richtete®°), 
in der ersucht wurde, gegen die mißbräuchliche 
Führung des Titels Baumeister vorzugehen. Als 
Antwort auf diese Einzabe erfolgte die schon 
oben erwähnte Anregung des Ministers beim 
Reichsamte des Innern, die Führung des Titels 
Baumeister reichsgesetzlich zu regeln. 

5. Gleichzeitig regte derselbe Verein beim 
Vorstande des Verbandes Deutscher Architekten 
und Inzenieurvereine an®), eine reichsgesetz- 
liche Regelung in der Frage der Berechtigung 
zur Führung des Baumeistertitels beim Bundes- 


2) Wochenschrift des Architektenvcereins Berlin, 1911, Nr. 24, 

S. 148. 

8) Wochenschrift des Architektenvereins Berlin, 1911, 
S. 19. 

% Wochenschrift des Architektenvereins Berlin, 1911, 
S. 17. 

s) Zeitschrift des Verbandes Deutscher Architekten- und 
Ingenieurvereine, 1911, Nr. 7, S. 61. 

6) Zeitschrift des Verbandes Deutscher Architekten- und 
Ingenieurvereine, Nr. 7, S. 61. 


Nr. 24, 


Nr. 5, 
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rate zu beantragen und dafür einzutreten, da B 
für diese Berechtigung ein voll- 
wertiges akademisches Studium mit 
entsprechender Abschlußprüfung 
zurGrundbedingung gemacht werde. 

Dies ist die letzte Kundgebunz seitens des 
Architektenvereins Berlin. Eine Antwort ist vom 
Vorstande des Verbandes bisher noch nicht er- 
folgt. 


Aeußerungen von Einzelnen. 


Schon vor längerer Zeit hat sich die Wochen- 
schrift des Architektenvereins Berlin bemüht, die 
Stimmung innerhalb ihres Leserkreises festzu- 
stellen. Sie forderte zu Aeußerungen ihrer 
Leser in der Titelfrage auf?). Diese sind zahl- 
reich eingegangen und wurden unter der Unter- 
schrift: 

„Berufsbezeichnung für diejenigen Archi- 
tekten und Ingenieure, die die große Staats- 
prüfung abgelegt haben und in Privatdiensten 
oder im mittelbaren Staatsdienste stehen“, 
veröffentlicht. 

1. Der erste Artikel?) ist überschrieben 
„Bauanwalt‘“ und hat Herrn Baurat Redlich-Neu- 
kölln zum Verfasser. 

Es wird vorgeschlagen, die Titulatur der 
juristischen genau nachzubilden. Die in Privat- 
oder Kommunaldienst übertretenden Regierungs- 
baumeister a. D. sollen den Titel „Bauanwalt“ 
erhalten. Herr Baurat Redlich nimmt an, daß 
sich dann Bauanwaltkammern bilden würden, 
und daß die Zuweisung bestimmter Vorrechte 
an die Bauanwälte von selbst kommen würde. 

Alle übrigen Architekten und Ingenieure 
sollten von diesen Kammern bezw. Vorrechten 
ausgeschlossen sein. Namentlich sollte aber auch 
ihr Recht, sich Architekt oder Ingenieur zu 
nennen, von den Ausschüssen der Bauanwalts- 
kammer geregelt werden. 

2. Der zweite Artikel) ist ein Referat über 
5 Zuschriften an die Schriftleitung der „Bau- 
welt‘, die den Artikel des Baurats Redlich über- 
nommen hatte. 

Gegen die Einführung des Titels Bauan- 
walt wenden sich die Regierungsbaumeister 
Kuttner-Berl:n, Schmülling-Schöneberg und Went- 
scher-Halle. Sie halten zumteil den Titel Re- 
gierungsbaumeister für ausreichend geschützt, 
verlangen aber strenge Befolgung der be- 
stehenden Vorschriften, z. B. der, die den Zu- 
satz „a. D.“ für nicht beamtete Regierunzsbau- 
meister anordnet, z. T. fordern sie das Verbot 
der Führung des Titels Baumeister durch Un- 
berechtigte und regen für Diplom-Ingenieure die 
Bezeichnung Privatbaumeister an. 


7) Wochenschrift des Architektenvereins Berlin, 1911, Nr. 5, 
S. 17. 
8) Wochenschrift des Architektenvereins Berlin, 1911, Nr. 11, 
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Herr Architekt und Redakteur Wagenführ ist 
mit der Bezeichnung Bauanwalt unter der Be- 
dingung einverstanden, daß die neue Gruppe 
neben und nicht über die bestehenden 
Architektengruppen tritt. 

Im wesentlichen für die Vorschläge spricht 
sich Herr Regierungsbaumeister Fabricius-Cöln 
aus. Er nimmt an, daß der Staat am Bauanwalt 
das gleiche Interesse haben wird wie am Patent- 
anwalt. 

3. Bedeutungsvoll sind 3 Aeußerungen in 
Nr. 13 der Wochenschrift S. 68 ff. Zunächst 
ergreift Herr Regierungsbaumeister Wentscher- 
Halle das Wort, um festzustellen, daß die Aende- 
rung des Titels Regierungsbaumeister durchaus 
nicht ein Wunsch derjenigen Herren ist, die in 
erster Linie davon betroffen werden. Er er- 
sucht, dies durch eine schriftliche Rundfrage bei 
den aktiven Regierungsbaumeistern festzustellen. 


4. Herr Regierungsbaumeister Heymann 
schlägt vor, den Titel Baumeister zu einer Be- 
rufsbezeichnung für alle Akademiker des 
Baufaches herauszuheben und gesetzlich zu 
schützen. Er meint, daß sich dieser Titel den 
Titeln Richter, Pastor, Oberlehrer usw. gleich- 
wertig an die Seite stellen wird. Den Herren 
mit Staatsprüfung, die aus dem Staatsdienst aus- 
geschieden sind, soll der Zusatz „Regierungs- 
baumeister a. D.“ freistehen. 


5. Eine wesentlich andere Anschauung wird so- 
wohl in Nr. 13 wie auch in Nr. 24, S. 145 von 
Herrn Baurat Hensel-Ratibor vertreten. Er hält 
den Schutz des Baumeistertitels praktisch für 
unmöglich. Dagegen ist es nach seiner Meinung 
notwendig, für die Regierungsbaumeister a. D. 
eine besondere Berufsbezeichnung zu schaffen, 
die jedoch nicht durch den Zusatz a. D. auf das 
Ausgeschiedensein aus dem Staatsdienst hin- 
deutet. Zu diesem Zweck soll allen Regierungs- 
bauführern nach Ablegung der Staatsprüfung 
der Titel „Staatsbaumeister‘‘ zuerkannt werden, 
gleichgültig, ob sie in den Staatsdienst über- 
nommen werden oder nicht. Den beamteten 
Herren soll eine Bezeichnung verliehen werden, 
die auf diejenige Behörde hindeutet, bei der 
sie beschäftigt sind. Als solche Bezeichnungen 
kämen „Regierungsbaumeister‘‘ und „Ministerial- 
baumeister“ in Betracht. 


6. Herr Regierungsbaumeister Kutzbach führt 
aus ?), daß sich die Technischen Hochschulen über 
die Ziele der alten Bauakademie, die nur für den 
Staatsdienst ausbilden sollte, hinaus entwickelt 
haben. Daher hält er die Verleihung von „Ab- 
schlußdiplomen‘“ seitens der Technischen Hoch- 
schulen nicht für ausreichend. Er hält nach 
ihrer heutigen Entwicklung die Technische Hoch- 
schule für diejenige Anstalt, die die Grund- 


9) Wochenschrift des Architektenvereins Berlin, 1911, Nr. 24, 
S. 146. 
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lage für die Erwerbung des Baumeistertitels 
geben soll. Dieser Titel würde jedoch nicht 
sofort nach’ Verlassen der Hochschule, sondern 
erst nach Nachweisung einer bestimmten Praxis 
durch die dazu befugten Organe (Ausschüsse 
der Diplom-Ingenieure bezw. Architekten, evtl. 
auch die Hochschule selbst), zu verleihen sein. 

Die Titel Architekt und Ingenieur würden 
für Herren, deren Vorbildung in der Mitte 
zwischen derjenigen eines Diplom-Ingenieurs und 
eines Baugewerkschulabsolventen liegt, zu reser- 
vieren sein. 


7. In derselben Nummer der Wochenschrift 
vertritt Herr Regierungsbaumeister Schubart 
folgende Auffassung: 


„Man nahm bei der Einführung der Diplom- 
Prüfung an, daß für das praktische Leben die 
Ablegung dieser Prüfung als Nachweis voller 
akademischer Bildung Anerkennung finden und 
eine weitere Ausbildung im Staatsdienste ent- 
behrlich machen würde. „Erst dem Drängen der 
Techniker haben wir es zu verdanken, daß sich 
heute viele Diplom-Ingenieure nutzlos weitere 
4 Jahre mühen, die sie besser ihrer kommu- 
nalen oder privaten Tätigkeit gewidmet hätten, 
um den Titel Regierungsbaumeister a. D. führen 
zu können.“ 

Hieraus zieht Herr Schubart nicht den Schluß, 
daß man die nutzlosen 4 Jahre durch Maß- 
nahmen der Regierung beseitigen, sondern daß 
man den Titel „Regierungsbaumeister a. D.“ 
durch den knapperen „Baumeister“ ersetzen 
solle. Später sagt er in demselben Aufsatz, 
daß es jedem einzelnen im Privatleben stehenden 
Kollegen überlassen werden könnte, sich ent- 
weder Baumeister oder Regierungsbaumeister 
a. D. zu nennen. 


8. Herr Privatdozent Regierungsbaumeister 
a. D. Zeller 1%) will die gesamte soziale wie 
gesellschaftliche Stellung des akademisch ge- 
bildeten Technikers aus dem Gesichtspunkte der 
Verwaltung betrachtet wissen. Er hält den 
jetzigen Zustand zwar nicht für ideal, denn 
die Staatsverwaltung kann als rigoros betrachtet 
werden, wenn sie Anwärter zurückweist und 
ihnen damit die Möglichkeit der höheren Aus- 
bildung gänzlich nimmt, oder sie zwar aus- 
bildet, aber nach dem Baumeister wegschicken 
muß. Er hält es auch für besser, „wenn der 
Nachwuchs viele evtl. (im Staatsdienste) ge- 
opferte Jahre gleich von Anfang an im Sinne 
anderer Ziele verwendet“. 

Gleichwohl hält er die Standesvorurteile 
gegen einen Akademiker, der nicht den Rang 
der fünften Rangklasse der höheren Beamten 
besitzt, für so wunüberwindlichh daß er ihn 
schlechthin den Subalternbeamten zuweist. 


w) Wochenschrift des Architektenvereins Berlin, 1911, Nr. 29, 
S* 167. 
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Er fordert also für alle Diplom-Ingenieure 
eine weitere Ausbildung, und zwar — je nach- 
dem sie sich dem Staatsdienste, dem Kommunal- 
oder Privatdienste widmen — beim Staate, bei 
der Kommune oder im Privatdienste. Wenn 
eine geeignete 21/, jährige Praxis nachzuweisen 
ist, und je 3 Monate bei der Regierung oder 
einem Kgl. Hochbauamte zugebracht sind, soll 
die Zulassung zur Prüfung bei dem neu zu 
schaffenden Oberprüfungsamte erfolgen. Den- 
jenigen Herren, die diese Prüfung bestanden 
haben, soll der Titel Regierungsbaumeister ohne 
Zusatz a. D. und — was der Verfasser für be- 
sonders richtig hält — der Rang der 5. Rang- 
klasse der höheren Beamten verliehen werden. 

Den im Staatsdienst verbleibenden Herren 
sollen die Titel Bauassessor bezw. Regierungsrat 
verliehen werden, um dadurch die Zusammen- 
gehörigkeit des Technikers mit dem Juristen 
zu betonen. 


9. In dieselbe Kerbe schlägt Herr Regierungs- 
baumeister C. Rudolph. In einer Tabelle in 
Nr. 10, S. 98, Jahrgang 1912 der „Wochenschrift“ 
läßt er die Diplom-Ingenieure ohne staatliche 
Prüfung aus den höheren Stellungen im Staats-, 
Kommunal- und Gemeindedienste völlig aus- 
scheiden. Er reserviert für sie das Gebiet der 
Hochschultätigkeit, wo sie nach Erwerbung des 
akademischen Grades Tr.-Şng. den Herren mit 
Staatsprüfung gleichgestellt sein sollen. Ferner 
die Laufbahn als ‚Privatperson‘. Hier sollen 
jedoch die Titel „Baurat‘‘ und „Geheimer Bau- 
rat“ nur an Herren mit Staatsprüfung verliehen 
werden. 

Mit dieser Zuschrift hat die Diskussion in 
der „Wochenschrift“ vorläufig ein Ende. Da- 
gegen sucht die Zeitschrift des Verbandes 
Deutscher Architekten- und Ingenieurvereine in 
einer Artikelserie — überschrieben „Schutz dem 
Baumeistertitel‘“ Klarheit in die Frage zu 
bringen 11). Sie geht von dem Reichsgesetz vom 
30. Mai 1908 aus, nach dem bis zum Inkraft- 
treten des Bundesratsbeschlusses der Titel Bau- 
meister nur dann geführt werden darf, wenn 
die Landesregierung über die Befugnis zu seiner 
Führung Vorschriften erlassen hat, und nur von 
denjenigen Personen, welche diesen Vorschriften 


entsprechen. Dementsprechend sucht sie die 
diesbezüglichen Bestimmungen in den ver- 
schiedenen Bundesstaaten festzustellen, um 


schlüssig zu werden, „ob eine einheitliche 
Regelung dieser Frage für ganz Deutschland 
überhaupt erstrebenswert und überhaupt durch- 
führbar sei‘. 


10. Der Verfasser des Artikels „Preußen“ 
stellt fest, daß Vorschriften für die Führung des 
Titels Baumeister nur für Regierungsbaumeister 


u) Zeitschrift des Verbandes Deutscher Architekten- und 
Ingenieurvereine, 1912, Nr. 7, S. 61. 


Dipl.-Yng. v. Hanffstengel, Schutz dem Baumeistertitel 


bezw. staatlich geprüfte Baumeister und für be- 
amtete Personen erlassen sind. Die große Ver- 
schiedenheit in den einzelnen Bundesstaaten läßt 
eine einheitliche Regelung erwünscht erscheinen. 

11. Für das Königreich Sachsen !?) sind aus- 
führliche Bestimmungen erlassen. Danach sind 
Absolventen einer Baugewerkschule nach be- 
sonderer Prüfung, ferner Diplom-Ingenieure des 
Hochbaufaches zur Führung des Titels be- 
rechtigt. 

Der Verfasser hält den Titel Regierungsbau- 
meister für ausreichend geschützt. Der Nachteil 
für die Absolventen der Technischen Hochschule 
wird durch den geschützten Titel Diplom-In- 
genieur bis zu einem gewissen Grade ausge- 
glichen, wenn auch eine Lücke in der Gesetz- 
gebung darin zu erblicken ist, daß Diplom- 
Ingenieure anderer Fächer als des Hochbaues 
sich nicht Baumeister nennen dürfen. Er glaubt 
daher nicht, daß eine reichsgesetzliche Regelung 
im Sinne der Anregung des Architektenvereins 
Berlin im Interesse der akademisch gebildeten 
Techniker Sachsens liegt und meint, daß ein 
derartiger Versuch auf unüberwindliche Schwierig- 
keiten stoßen wird. 

12. In Hessen!) bestehen im wesentlichen 
dieselben Bedingungen wie in Preußen. Der 
Herr Verfasser des betreffenden Artikels spricht 
sich dafür aus, daß nur Herren mit staatlicher 
Prüfung der Baumeistertitel verliehen wird. 

13. Aus Württemberg 13) wird mitgeteilt, 
daß der Mißbrauch des Titels Baumeister selten 
ist. „Es ist lebhaft zu wünschen, daß sich die 
württembergische Regierung bei der bald zu 
erhoffenden Regelung der Titelfrage durch den 
Bundesrat entschlossen auf die Seite der höher 
geprüften Techniker stellen möge.“ 

Der Bearbeiter des Artikeis „Oldenburg“ hält 
die Führung des Titels Baumeister durch Nicht- 
akademiker, solange der Titel Regierungsbau- 
meister besteht, für unerwünscht. Er hält es 
für die Pflicht des Verbandes, gegen Schritte der 
Innungen, die den Baumeistertitel für ihre Mit- 
glieder erstreben, vorzugehen. 

14. In Bayern 14) stehen der Regelung in der 
vom Architektenverein Berlin vorgeschlagenen 
Weise keine Hindernisse entgegen. 

15. Den gleichen Standpunkt nehmen die Ge- 
werbekammer und der Architekten- und In- 
genieurverein Hamburg 4) ein. 

16. Auch der Bearbeiter des Mecklenburger 
Artikels 5) ist im Großen und Ganzen der 
gleichen Meinung. 


13) Zeitschrift des Verbandes Deutscher Architekten- und 
Ingenieurvereine, 1912, Nr. 7, S. 62. 

23) Zeitschrift des Verbandes Deutscher Architekten- und 
Ingenieurvereine, 1912, Nr. 7, S. 71. 

4) Zeitschrift des Verbandes Deutscher Architekten- und 
Ingenieurvereine, 1912, Nr. 9, S 79. 

15) Zeitschrift des Verbandes Deutscher Architekten- und 
Ingenieurvereine, 1912, Nr. 12, S. 106. nr 
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17. In Nr. 19 der Zeitschrift S. 170 äußert 
sich Herr Wagner-Mainz gegen einen staatlichen 
Schutz des Baumeistertitels. Er hält die Ge- 
pflogenheit, sich Baumeister zu nennen, für 
ein Gewohnheitsrecht weiter Kreise. Namentlich 
hegt er Bedenken gegen Bestrebungen, den 
Baumeistertitel für Herren mit Staatsprüfung zu 
reservieren, da diese Bestrebungen nur dem In- 
teresse einer Minderheit im Verbande dienen und 
geeignet sind, die Einheitlichkeit der Standes- 
bewegung, soweit sie durch den Verband wahr- 
genommen wird, zu zertrümmern. 

Die vorgetragenen Ansichten gehen zum Teil 
recht weit auseinander. Trotzdem ist es mög- 
lich, sie in der Hauptsache folgenden drei 
konkreten Vorschlägen unterzuordnen: 


a) Gewährung eines geschützten, für das 


Privatleben geeigneten Titels an die jetzigen Re- _ 


gierungsbaumeister a. D. (Bauanwalt, Staatsbau- 
meister, Regierungsbaumeister ohne Zusatz a.D., 
Baumeister schlechthin). 

b) Schutz des Titels Baumeister durch Reichs- 
gesetz und Verleihung an Hochschulabsolventen 
des Baufaches. 

Diese Ansicht ist die des Architektenvereins 
Berlin und wohl auch die der Mehrzahl der 
Autoren. 

c) Belassung des jetzigen Zustandes, da der 
Scrutz des Baumeistertitels aus praktischen 
Gründen unmöglich ist. 

Wie ich schon oben erwähnte, stammen alle 
diese Anregungen von Mitgliedern der Archi- 
tekten- und Ingenieurvereine oder ihnen nahe- 
stehenden Gruppen. Ihre Durchtührung würde 
aber meines Erachtens nicht dazu beitragen, die 
Interessen des gesamten Techniker- 
standes zu fördern. 

Zunächst ist von dem Vorbild der Juristen ab- 
zusehen. Die Tätigkeit des Juristen Ist eine 
regelnde, die des Technikers eine schaf- 
fende. 
daß der Staat dem jungen Juristen an dem 
logischen Aufbau der staatlichen Verwaltung 


Es ist ein Naturgesetz alles organisch Leben- 
den, daß Organe und Formen, selbst Gewohn- 
heiten, die von der Natur einmal als zweck- 
mäßig angelegt sind, immer wieder weiterver- 
erbt werden, auch dann noch, wenn die um- 
gebenden Lebensbedingungen, für welche sie 
sich einst als zweckentsprechend erwiesen, längst 
verändert sind. Die Biologie nennt solche Er- 
scheinungen Atavismen. Allmählich, wenn der- 


Erkennt man es als zweckmäßig an, 


Atavistische Schönheitsbegriffe in der Technik. 
Von Dipl.-Ing. W. Speiser, Berlin-Wilmersdorf. 
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ein Beispiel und Vorbild für die spätere regelnde 
Tätigkeit gibt, so soll man die schaffende Tätig- 
keit des Technikers nicht durch den staat- 
lichen Ausbildungsschematismus lahmlegen. 
Für den geringen Prozentsatz derjenigen Tech- 
niker, die später in den staatlichen Verwaltungs- 
dienst eintreten, mag die staatliche Ausbildung 
wohl notwendig sein. Räumt man aber diesen 
Herren nach ihrem Austritt aus dem Staats- 
dienst, nur weil sie eine der juristischen ähn- 
liche Ausbildungszeit durchgemacht haben, be- 
sondere Vorrechte in bezug auf Titel, Rang 
usw. ein, so diskreditiert man damit die übrigen 
Vertreter der Technik. 

Aus dem gleichen Gesichtspunkte soll man 
sich auch gegen die Verleihung des Titels 
Baumeister nur an Diplom-Ingenieure des Bau- 
faches wenden. Wir Vertreter der Technik 
gehören zusammen, Architekt, Bauingenieur, 
Maschinenbauer und Chemiker müssen Seite an 
Seite kämpfen, denn es gilt nicht, möglichst 
anderen Ständen gleichzutun, um schließlich von 
ihnen aufgesogen zu werden, sondern es heißt 
die Weltanschauung des Technikers, die sich 
auf den Naturgesetzen aufbaut, zur Geltung zu 
bringen. In diesem Kampfe bildet der gemein- 
same Titel Diplom-Ingenieur ein festes Band, 
das heute schon viele Tausende umfaßt und 
nicht zerrissen werden darf. | 

Deshalb braucht man aber weder die schöne 
alte Bezeichnung „Baumeister“ fallen zu lassen, 
noch sie ohne Schutz denjenigen Handwerkern 
auszuliefern, die es nicht zum Maurer- oder 
Zimmermeister bringen konnten. Man sollte sie 
als Amtsbezeichnung weiterführen. Dem „Bau- 
meister‘ haftet etwas Bodenständiges an. Daher 
soll er mit dem Amte, nicht mit der Person 
verbunden werden. Daß als Grundbedingung 
für die Verleihung des Baumeisters die volle 
akademische Bildung verlangt wird, möchte ich 
mit Rücksicht auf kleinere Kommunen, die kein 
geeignetes Feld der Betätigung für einen Aka- 
demiker bieten, nicht befürworten. 


artige Teile für die Erhaltung des Individuums 
oder der Art geringere Bedeutung bekommen, 
legt die Natur auch auf ihre Ausbildung weniger 
Wert, die Organe werden rudimentär, die Ge- 
wohnheit wird zur markierenden Geste, so daß 
Zweck und Sinn nur noch aus der Stammesge- 
schichte erklärbar sind. So legt die Dattel- 
palme im Balkonkasten der Großstadt dieselbe 
lange Pfahlwurzel an, mit der ihre Vorfahren 
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Feuchtigkeit aus dem Grundwasser durch den 
Wüstensand holten; so bilden wir Menschen, 


als Erbe einer langen Ahnenreihe, immer noch 
den Blinddarm aus, der uns (wahrscheinlich) 
nicht nur nichts mehr nützt, sondern uns oft 
genug in Gefahr bringt. 


: Fig. 1. Linienschiff „Idahor. 


Ebenso nun, wie bei allen organischen Wesen 
die Formen, welche einmal gebildet wurden und 
sich als zweckentsprechend durchgesetzt haben, 
sich mit überaus zäher Ausdauer erhalten, 
werden auch die Formen technischer Gebilde — 
und ist nicht die Technik auch etwas organisch 
gewordenes, etwas lebendiges? — bisweilen mit 
auffallender Beharrlichkeit beibehalten. Da jedes 
Einzelgebilde der Technik für sich hergestellt 
wird, kann man von einer direkten „Vererbung“ 
natürlich nicht sprechen; es sei denn, daß man 
die Verwendung vorhandener Gußmodelle oder 
Werkzeuge, die die einmal gewählte Form bei- 
zubehalten zwingen, als einen der „Vererbung“ 
ähnlichen Vorgang ansprechen wollte. Vielmehr 
beruht hier das Vorhandensein solcher „ata- 
vistischen‘“ Formen darauf, daß naturgemäß der 
Ingenieur, der neue Erzeugnisse konstruiert, be- 
wußt oder unbewußt sich an die vorhandenen 
Vorbilder hält, die als Lösung für die gerade 
vorliegende Aufgabe bereits bekannt sind, und 
die ihm aus Praxis oder Studium vor Augen 
stehen. 

Um auch hier einige Beispiele zu nennen, 
sei an den bekannten eisernen Turm der funken- 
telegraphischen Station in Nauen erinnert, der 
ursprünglich in einer Höhe von 100 m, später 
von 200 m mit Recht die Bewunderung von Laien 
und Technikern hervorrief und doch zunächst 
ein eigenartiges Gefühl des Unbehagens darüber 
nicht loswerden ließ, daß dieses Gebilde nicht, 
wie wir es sonst von hohen Bauwerken ge- 
wohnt sind, sich nach oben hin verjüngte. Wie 
eigenartig berühren uns die Gittermasten der 
neuen amerikanischen Schlachtschiffe, die eine 
völlige Umgestaltung unseres bisherigen Begriffs 
„Mast“ oder gar „Mastbaum‘ erforderten 
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(Fig. 1)1); wie seltsam erschien uns noch vor 
wenigen Jahren das prismenförmig abge- 
schnittene Heck schnellfahrender Motorboote, 
und welchen ungewohnten Anblick würde in 
Europa die als „pig“ bekannte Schiffsform ge- 
währen, die in wenigen Jahren auf den großen 
nordamerikanischen Seen sich ein- 
geführt hat und der Eigenart der 
dortigen Verkehrs- und Ladever- 
hältnisse Rechnung trägt. 

Die Gewöhnung des Auges an 
gewisse Formen bedingt all- 
mählich, daß wir die Vorstellung 
bestimmter Eigenschaften an das 
Vorhandensein dieser Form 
knüpfen. So ist es bei den 
meisten Fahrzeugen, die zu 
schneller Fortbewegung dienen, 
dem Auge zum gewohnheits- 
mäßigen Bedürfnis geworden, daß 
aufrechte Konstruktionsteile mehr 
oder weniger nach hinten ge- 
neigt werden. Bis zu gewissem 
Maße empfinden wir diese Neigung geradezu 
als Gradmesser der zu erwartenden Geschwindig- 
keit. So legt man bei schnellfahrenden Yachten 
die Masten ganz schräg nach hinten über (,„Fall“ 
der Masten), so sahen wir die Steuerstange 
unserer Automobile, die ursprünglich ganz senk- 
recht stand, sich mehr und mehr nach hinten 
neigen, je größer die erreichten Geschwindig- 
keiten wurden. (Zweckmäßigkeitsrücksichten 
sprechen hier allerdings mit, sind jedoch nicht 
allein ausschlaggebend.) Anderseits ist es in- 


„Kutsche.“ 


Fig. 2. 


teressant zu beobachten, wie diese Gewöhnung 
des Auges in dem Augenblick versagt bzw. 
nicht zur Wirkung kommt und kommen kanı, 
wo an die Stelle eines gewohnten Konstruk- 


1) Fig. 1 ist mit freundlicher Erlaubnis des Verlages dem 
„Taschenbuch der Kriegsflotten 1912“ von Weyer (München, 
J. F. Lehmanns Verlag) entnommen. 
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tionsgliedes ein neues von fremdem Aussehen 
tritt. Die bereits erwähnten Gittermasten der 
amerikanischen Kriegsschiffe stehen durchaus 
senkrecht, und unter dem Eindruck des ganz 
ungewohnten Anblicks verstummt der Gedanke, 
auch diese Masten wie üblich nach hinten über- 
zulegen. 

= Hauptsächlich durch diese Gewöhnung des 
Auges ist es offenbar auch erklärlich, daß bei 
neuartigen Gebilden der Technik bisweilen eine 
Form gewählt wurde, die in Anlehnung an 
ältere, bekannte Formen entstanden war und 
häufig durch ihr Mißverhältnis zu dem Material 
oder der Ausführungsart der neuen Technik 
einen unzweckmäßigen und unschönen Eindruck 
hervorruft. Man denke an die gußeisernen 
Säulen mit korinthischen und ionischen Kapitälen, 
wo man die Steinarchitektur einfach auf die 
ganz anders entstehenden Formen des Eisen- 
baues meinte übertragen zu können, an die 
gewaltigen Steinportale eiserner Brücken, welche 


» Berline.” 


Fig.- 3: 


ohne organischen Zusammenhang mit dem 
eigentlichen Bauwerk und ohne ihren ursprüng- 
lichen Zweck von Schutz- und Trutzbauten zu er- 
füllen, den Eindruck des Plumpen, Ueberflüssigen 
und Häßlichen um so mehr hervorrufen, als sie 
dem Bedürfnis des gesteigerten Verkehrs un- 
serer Zeit nur mehr als Hindernis im Wege 
stehen ?). Ueberhaupt gehört hierher jede Art 
der Maskierung technischer Formen, in welchem 
Gewand und unter welcher Prätention sie auch 
immer auftreten mag. 

Das, was ich einen „atavistischen Schönheits- 
begriff“ in der Technik nennen möchte, kenn- 
zeichnet jedoch nicht so sehr die bewußte Ueber- 
nahme von Formen, die bereits für andere 
Zwecke bekannt sind, auch nicht die natürlich 
zunächst plumpe Neugestaltung von Neuem, als 
vielmehr das zähe Festhalten und Weiterver- 
wenden von Formen, deren Beibehaltung nur 


2%) Franz, Technik und Wirtschaft, 1911, p. 25 ff. 
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mehr durch die hefligende Kraft der Gewohn- 
heit gerechtfertigt erscheint, sofern ihnen nicht 
jede Berechtigung abzusprechen ist. 

Es sei mir erlaubt, hierfür ein Beispiel etwas 
ausführlicher darzustellen, das in einem nun- 
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Fig. 4. „Halbberline.* 


mehr Jahrhunderte alten Atavismus zu einem 
regulären „rudimentären Organ‘ geführt hat. 

Um den Anfang des 15ten Jahrhunderts 
wurde in Ungarn die Erfindung gemacht, einen 
Wagen in Riemen an seinem Gestell aufzu- 
hängen, um eine Federung zu erzielen. Von dem 
Ort der Erfindung, Kocs, einem Dorf in der Nähe 
von Raab, leitet sich die Bezeichnung Kutsche her, 
unter der diese Wagen in Westeuropa bekannt 
wurden. Die Gemahlin Karls VI hielt 1405 
ihren Einzug in Paris in einem derartig gebauten 
Wagen, der als erster Vertreter dieses Ge- 
dankens ein gewisses Aufsehen erregte und bald 
Nachahmung fand. Es entwickelte sich die Form 
der im 17ten und 18ten Jahrhundert allgemein 


Fig. 5. Postwagen (ca. 1825). 


gebräuchlichen Reisewagen (Fig. 2), bei welcher 
der Wagenkasten zwischen den bekannten C- 
Federn in Riemen hoch über dem Längsbaum 
(Langwiet) aufgehängt war, der Vorderwagen 
und Hinterwagen verband. Aus einer leichteren 
Bauart dieser Wagen, der Kalesche, entwickelte 


Digitizad by Google 
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sich dann um 1650 die „Berline“ (Fig. 3), deren 
Erfindung dem piemontesischen Marquis Philippe 
de Chieza zugeschrieben wird, der als Hof- 
architekt des Großen Kurfürsten in Berlin am 
Schloßbau und an Kanalbauten mitwirkte. End- 


> 
Sa 


Fig. 6. Automobil-Karosserie mit rudimentären Hängetaschen (Kühlstein-Rühe, veraltet). 


lich schuf das Bedürfnis nach einem leichten, 
kleinen Wagen für den Stadtverkehr die soge- 
nannte Halbberline (Fig. 4), die aus der Berline 
dadurch entstand, daß man den vorderen Teil 
des Wagenkastens fortschnitt (daher Coupé!) $). 
Die Aufhängung des Wagenkastens an durch- 
gehenden Gurten ergab eine bogenförmige Be- 
grenzung des unteren Teils als Forderung einer 
günstigen Auflage und Befestigung sowie des 
gefälligen Aussehens. Auch der Boden der aus 
Polen übernommenen Wagenform, der Britschka, 
der ursprünglich ganz eben ausgeführt wurde, 
nimmt nach und nach diese Wölbung an. 
Wenn nun der vordere Teil dieser Auflage- 
kurve fortgeschnitten wurde, so war man ge- 
zwungen, dem bleibenden Stück wenigstens eine 
kurze Verlängerung nach vorn zu geben, um den 
Tragriemen nicht scharfkantig abbiegen zu 
lassen, und wohl auch um dem Auge einen etwas 
gefälligeren Uebergang zu bieten. Diese schnabel- 
förmige Verlängerung des Wagenkastens wird 
nun häufig besonders betont und verziert. Aus 
Gründen der Materialersparnis ließ man natür- 
lich die Tragriemen nicht immer in ganzer Länge 


3) Die Figuren 3 und 5 sind dem vortrefflichen, technisch- 
historisch äußerst interessanten Werke von F. A. Bickes ent- 
nommen: „Anleitung zur Kenntnis und richtigen Beurteilung aller 
Arten von Equipagen", Freiburg 1829. Die Figuren 2 und 4 
stammen aus einer in der Bibliothek der Kgl. Technischen Hoch- 
schule Berlin vorhandenen „Sammlung von Zeichnungen der 
neuesten englischen, französischen und deutschen Staats- oder 
Stadt-Wagen usw. und eines neu erfundenen leichten Rennschlitten, 
der nie umfällt". Ais Verlag dieser sauber kolorierten Sammlung 
ist angegeben „Industrie-Comtoir in Leipzig“, das Jahr ist nur 
aus dem Wasserzeichen einiger Blätter „Lan 3. Republ. fr. Liberte 
Egalite“ zu ermitteln als ca. 1796. 
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unter dem Wagenkasten durchgehen, sondern 
befestigte sie mit eisernen Beschlägen, soge- 
nannten Hängetaschen (französisch „main‘), an 
beiden Enden des Wagenkastens. Namentlich die 
vordere Hängetasche, in welche jene schnabel- 
förmige Verlängerung des 
Wagenkastens übergeht, er- 
hält nun häufig besondere 
Verzierungen, sie wird zur 
Volute aufgerollt, sie wird 
mit Schnallen und Ringen ver- 
sehen, sie bekommt die Ge- 
stalt von Händen, Armen, 
Schlangen, Posthörnern und 
dergleichen. 

Und unter dem Einfluß die- 
ses konventionellen Schmucks 
hat sich diese schnabelförmige 
Verlängerung von der Halb- 
berline her bis auf die Jetzt- 
zeit vererbt, wie wir uns denn 
überhaupt scheinbar durchaus 
nicht von der Urform des alten 
Kutschwagens freimachen kön- 
nen. Fig. 5 zeigt einen alten 
Postwagen, bei dem deutlich 
eine Berline und zwei Halbberlinen zu einem 
Wagenkasten vereinigt sind; man kann ganz 
moderne Automobile sehen, die in fast genau 
gleicher Ausbildung den Chauffeursitz mit einer 
„Halbberline‘“‘ umkleidet haben und, davon mar- 
kiert abgesetzt, einen Wagenkasten in Berlinen- 
form. Es sei hier auch an die „Modetorheit“ 
der ersten Eisenbahnwagen erinnert, die eben- 
falls die alte Kutschwagenform nachahmen zu 
müssen meinten. 

Die C-Feder („Feder à la Polignac“) wurde 
durch die aus England kommende Ellipsenfeder 
verdrängt (um 1800), deren Einführung eine 
weitere bedeutende Verkürzung des Wagens bei 
Anordnung der Federn unter dem Sitz ge- 
stattete; dabei wurde die Bogenbegrenzung des 
Wagenkastens durch die Einziehung unter dem 
Sitz völlig unterbrochen. Trotzdem blieb die 
runde Begrenzung im untersten Teil, trotzdem 
blieb jener Schnabel. Das Automobil streifte 
das unbeholfene Aeußere des „Wagens ohne 
Pferde“ ab, das moderne „Chassis“ gab der 
„Karosserie“ ganz neue Formen — es blieb 
der Schnabel. Und noch an unseren neuesten 
Wagen ist es geradezu eine Ausnahme, wenn 
dieser lächerliche Atavismus nicht nachgeahmt 
wird; die allermeisten unserer heutigen Autos 
und Pferdefuhrwerke zeigen noch immer, wenn 
auch bisweilen in rudimentärer Verkümmenung, 
so doch deutlich jenes Organ, das bei ihren Vor- 
fahren seine Bedeutung hatte, das aber heute 
nur noch den Wert konventioneller Modetorheit, 
eines verzierenden — bzw. verunzierenden — 
Schnörkels hat (Fig. 6). 
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Daß sich in den letzten Jahren unser Wagen- 
bau allmählich darauf zu besinnen beginnt, daß 
den völlig neuen Verhältnissen auch neue Formen 
angepaßt werden müssen, ist glücklicherweise 
unleugbar. Man sieht heute bereits in immer 
steigender Zahl Wagen, die in durchaus ge- 
fälliger Form der Eigenart des Automobil- 
Charakters Rechnung tragen (Fig.7)#). 

Die Zahl der Beispiele ließe sich unschwer 
vermehren. Auf Schritt 
und Tritt treten sie dem 
Sehenden täglich ent- 
gegen. Es scheint mir 
interessant, sich darüber 
klar zu werden, wie 
auch unsere technischen 
Werkformen auf allen 
Gebieten dem Naturge- 
setz der allmählichen Ent- 
wicklung unterliegen, und 
wie wir ganz analog 
dem biologischen Ent- 
stehen von Formen und | 
Arten das Entstehen technischer Konstruktions- 
glieder, Formen und Schönheitsbegriffe durch 
den Wandel der Zeiten verfolgen können. Es 
ist eine eigene Sache um die Aesthetik von In- 
genieurschöpfungen. Man hat genug darüber 
geschrieben und gesprochen, daß nur zu oft 


Es wird heute im Deutschen Reich keinen 
Unternehmer geben, der sich grundsätzlich gegen 
die bestehende soziale Versicherung 
aussprechen würde. Die große Zweckmäßigkeit 
und segenreiche Wirksamkeit der von Bismarck ge- 
schaffenen Versicherung gegen Unfall, Krankheit, 
Alter und Invalidität wird nirgends geleugnet 
werden. Der Wunsch, dem Arbeiter, den ein 
Unfall betroffen hat, der durch Krankheit siech 
geworden ist oder der ein hohes Alter erreicht 
hat, einen Rechtsanspruch auf staatliche Hilfe 
zur Ueberwindung der ihm entstandenen wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten zu schaffen, ent- 
springt einem gesunden sozialen Gefühle. Die 
sich hieraus ergebenden Lasten hat die deutsche 


Industrie ohne Murren auf sich genommen und 


„das bischen soziale Fürsorge‘, wie 
sie von der Sozialdemokratie mit Vorliebe ge- 


4) Die Figuren 6 und 7 sind mir von der Wagenfabrik Kühl- 
stein in Charlottenburg (Karosserie Kühlstein-Rühe) freundlichst 
zur Verfügung gestellt. Die Fig. 6 ist einem mehrere Jahre alten 
Katalog entnommen, entspricht also nicht mehr der modernsten 
Ausführungsform der Firma. 
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dem Ingenieur die Gabe fehlt, außer der reinen 
Zweckmäßigkeit seiner Erzeugnisse auch deren 
ästhetische Wirkung im Auge zu behalten. Wir 
sind darüber hinausgekommen, die Zweckmäßig- 
keit zu maskieren, anderseits verlangen wir eine 
gewisse Rücksicht auch auf ein mehr als kon- 
struktiv-ökonomisches Schönheitsgefühl. Um 
beiden Forderungen gerecht zu werden, wird 
es nötig sein, auch über die Unzweckmäßig- 
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Fig. 7. Moderne Automobil- Karosserie (Kühlstein-Rühe. 


keiten und Sinnlosigkeiten einer Konstruktion 
klar zu werden und bei jeder Uebernahme vor- 
handener Formen nicht nur-ein konstruktives, 
sondern auch ein entwicklungsgeschichtliches 
„Weshalb?“ zu fragen. Zn 


Wirtschaftliche Betrachtungen. 
Von Dipl.-Berging. Piatscheck. 


nannt wird, hat bereits einen Umfang erreicht, 
daß die Frage, ob die Schultern der Industrie 
dauernd die nötigen Kräfte haben werden, 
um dies Riesengebäude zu tragen, nicht unbe- 
rechtigt ist. Es muß daher Aufgabe der be- 
teiligten Faktoren sein, das ganze Versicherungs- 
wesen mit dem geringsten Aufwand zu regeln 
und zu verwalten, abgesehen davon, daß unge- 
sunde Auswüchse beschnitten werden müssen. 
Auf die Rentenhysterie, auf die Jagd nach Rente 
mit ihrer nachweisbaren Demoralisation ist schon 
wiederholt von berufenen Seiten mit Nachdruck 
hingewiesen worden. Die Frage der Ver- 
waltung jedoch ist bisher noch wenig ge- 
streift worden. 

Hat auch die Reichsversicherungs- 
ordnung eine einheitliche Fassung der 


vordem einzelnen Versicherungsgesetze ge- 
bracht, was naturgemäß erwünscht war, so 
hat sie in der Organisations- und Ver- 


waltungsfrage nicht nur völlig versagt, sondern 
sie noch bei weitem verschlechtert. Für 
die Einrichtung der Versicherungsämter 


314 Dipf.-Berging. Piatscheck, Wirtschaftliche Betrachtungen 


lag wirklich auch nicht der geringste zwin- 
gende Grund vor. Eine Vereinheitlichung 
der Versicherungsgesetzgebung konnte aber nur 
erreicht werden, wenn auch die Versicherungs- 
träger mit ihren Verwaltungsapparaten in eine 
einheitliche Organisation ver- 
schmolzen worden wären. Diesen ent- 
scheidenden und durchaus notwendigen Schritt 
hat man leider unterlassen, wahrscheinlich 
weniger aus sachlichen als aus persönlichen 
Gründen. Es mußten naturgemäß bei einer der- 
artigen Verschmelzung eine große Zahl von 
Arbeitskräften frei werden, zum Segen der ge- 
samten Volkswirtschaft. Allerdings hätte der 
Staat die Verpflichtung gehabt, diese Arbeits- 
kräfte schadlos zu halten oder sie anderweitig 
nutzbringend zu verwerten, aber es wäre dann 
auch erst ganze Arbeit geleistet worden, und 
das dringend notwendige Haushalten in der Ver- 
waltungstätigkeit wäre möglich geworden. 
Unserer Industrie, die auf dem Weltmarkt 
schwer genug kämpfen muß, sollten wirklich 
unnütze Lasten erspart werden, statt dessen 
werden unzählige neue Verwaltungs- 
stellen ohne zwingenden Grund er- 
richtet. Die Privatbeamtenversicherung wird 
nicht zweckmäßigerweise an bestehende Ver- 
waltungsapparate angegliedert, sondern auch 
wieder mit einem völlig neuen ausgestaltet. So- 
lange die deutsche Industrie leistungsfähig ist, 
und sich wie bisher weiter entwickelt, wird sie 
vielleicht diesen Ballast mit durchschleppen 
können, wenn aber erst der Stillstand oder gar 
Rückgang eintritt, werden diese Posten für un- 
fruchtbare Arbeiten die Gütererzeugung derartig 
belasten, daß das Tempo des Rückgangs noch 
wesentlich beschleunigt wird, und Deutschland 
läuft dann Gefahr, an seinem Beamtenheer 
Schiffbruch zu leiden. Der Möglichkeit eines 
Rückgangs muß aber ernstlich ins Auge gesehen 
werden. Im Kohlenverbrauch, auf den Kopf der 
Einwohnerzahl gemessen, marschieren wir 
heute schon dicht hinter Amerika. Eine wesent- 
liche Steigerung der Industrieentwicklung wird 
daher nur in beschränkten Grenzen 
möglich sein und vor allen nur solange möglich 
werden, als ein jährlicher Bevölkerungszuwachs 
noch erwartet werden darf. Die unerbittliche 
Statistik zeigt jedoch, daß der Geburtenüber- 


schuß die Tendenz nach unten zeigt, und man. 


kann schon heute mit Bestimmtheit leider an- 
nehmen, daß der Zeitpunkt, von welchem ab 
Deutschlands Bevölkerung nicht mehr zunimmt, 
in nicht mehr allzuweiter Ferne liegt. Wenn 
auch durch die Entwicklung der Technik eine 
erhöhte Produktionsmöglichkeit sicher ist, so 
bildet doch das Fundament der industriellen Ent- 
wicklung die Bevölkerungszahl. 

Von der in letzter Zeit von seiten der Bank- 
welt viel genannten Hochkonjunktur ist 


wirklich nicht allzuviel zu merken. Die gegen- 
wärtige Lage der Industrie kennzeichnet sich 
durch viel Arbeit, aber schlechte 
Preise. Durch hohe Kreditgabe ist die Er- 
weiterung der Produktion teilweise treibhaus- 
artig entwickelt worden. Die Folge ist die 
Jagd nach Arbeit um jeden Preis. 
Dies kann man nicht gesunde Zustände nennen. 
Gewiß gibt es eine stattliche Anzahl von großen 
Unternehmungen, die steigend Erfolge zu ver- 
zeichnen haben, aber der Gewinn, auf die Pro- 
duktionseinheit bezogen, ist auch bei diesen wie 
auf der ganzen Linie im Sinken begriffen; da- 
durch wird die Konzentrationsbewegung noch 
wesentlich beschleunigt. Es ist jedoch fraglich, 
ob zum dauernden Segen der Volkswirtschaft, da 
eine große Anzahl einzelner Betriebe eine viel 
größere Beweglichkeit besitzt und infolge der 
Vielzahl der darin tätigen selbständigen Köpfe 
sicherer den Fortschritt gewährleistet, als es 
ein Riesenunternehmen kann, bei welchem die 
Gefahr einer gewissen Erstarrung nicht von der 
Hand zu weisen ist. 

Unsere neue soziale Gesetzgebung setzt sich 
auch über die Prüfung der tatsächlichen Not- 
wendigkeit leicht hinweg und beschwert sich 
nicht mit Erwägungen wirtschaftlicher Natur. 
Musterbeispiele hierfür sind die Sicherheits- 
männer und der Eichzwang für Förder- 
wagen. Beide Gesetze, ab irato gemacht, 
stellen lediglich eine Verbeugung vor Herrn 
Demos vor, haben praktisch gar keine Erfolge, 
bringen’ aber der Industrie wieder neue erheb- 
liche Lasten. Daß die Einrichtung der Sicher- 
heitsmänner eine unnütze soziale Spielerei be- 
deutet, wurde den eindringlichen Warnungen des 


Bergbaues nicht geglaubt. Jetzt liegt der Be- - 


weis in den Berichten der Gewerbebeamten klar 
zu Tage. Ebenso verhält es sich mit der Eichung 
der Förderwagen. An 200 neue Eichbeamte 
sind eingestellt worden, um das Gesetz durch- 
zuführen. Dem Bergbau kostet die Eichung in 
diesem Jahre schlecht gerechnet ca. 4 Millionen 
Mark, eine Ausgabe, die völlig nutzlos ist, wie 
selbst die Eichbehörde zugeben muß. Bei der 
Geringwertigkeit des geförderten Rohgutes ist 
eine derartig feine Inhaltsbestimmung zwecklos, 
da selbst erhebliche Schwankungen des Inhalts 
merkliche Einflüsse auf Leistung und Lohnhöhe 
nicht ausüben können. Dazu kommt, daß die 
Füllung der Gefäße erfahrungsgemäß großen 
Schwankungen unterworfen ist, die zum Teil 
auf eine ungenügend gelieferte Menge des 
Fördergutes, zum Teil auf das verschiedene Sack- 
maß des Gutes und Einflüsse der maschinellen 
Förderung zurückzuführen sind, so daß die 
Eichung jeden Zweck verfehlt. Dem Arbeiter 
erwachsen keine Vorteile, dem Unternehmer 
kostet es Geld, Zeitverlust, Arbeit, und die 
Denunzianten haben wieder ein neues Gebiet. 


a — 


Hochschulnachrichten 


Daß man auf diesem Wege mit Erfolg um 
die Seele des Arbeiters ringen kann, muß doch 
wohl allmählich auch dort bezweifelt werden, 
wo man lediglich teils aus gutem Herzen, teils 
aus Sorge um das Mandat auf Kosten der In- 
dustrie Sozialpolitik treibt. Die Industrie hat 
sich wirklich mit gewichtigen Gründen 
gegen diese Gesetzmacherei gewandt. 
Ihre Mahnungen werden entweder überhaupt 
nicht der Beachtung für würdig befunden, oder 
im Glauben an ihre grenzenlose Tragfähigkeit 
leichten Herzens in den Wind geschlagen. Es 
kann daher nicht oft genug darauf hingewiesen 
werden, daß eine Gesetzgebung, die nicht Rück- 
sicht auf wahre Wirtschaftlichkeit nimmt, mit 
der Dauer nicht nur die Volkswirtschaft, sondern 
auch den ganzen Staat in Gefahren bringen kann, 
die die schwersten Erschütterungen nach sich 
ziehen können. Unsere Rüstung zu Wasser und 
zu Lande muß unbedingt lückenlos gehalten 
werden. Unser Beamtenkörper schwillt dank 
einer unwirtschaftlichen Gesetzgebung ins riesen- 
hafte.e. Die sozialen Lasten mehren sich von 
Tag zu Tag. Was wird aus dem Staat werden, 
wenn die Industrie, die gut 4/, der Staatsbedürf- 
nisse trägt, nicht mehr leistungsfähig ist? 

Schließlich sei noch auf eine wenig erfreuliche 
Seite unserer sozialen Lastenverteilung 
hingewiesen. Bekanntlich werden die Lasten der 
Versicherung nach dem Arbeiterkopf bzw. der 
Lohnsumme auf den Unternehmer umge- 
legt. Solange diese Lasten klein waren, war 
dies Verfahren auch unbedenklich. Nach und 
nach haben jedoch diese Ausgaben eine Höhe 
erreicht, die schon weit über 10% der Lohn- 
summe hinausgeht. Nun ist die Arbeitsleistung 
in der Industrie, so weit sie Rohstoffe gewinnt, 
insbesondere im Bergbau, völlig abhängig 
von den von der Natur gegebenen Ver- 
hältnissen. Hieraus ergibt sich, daß die 
Produktionseinheit an den verschiedenen Ge- 
winnungsstätten eine völlig verschiedene Lohn- 
höhe erfordert. Es kommt vor, daß für ein und 
denselben Gewerbezweig die Lohnhöhe um das 
Vielfache schwankt. Es liegen z. B. im Bergbau 
die Verhältnisse oft so, daß in einem Bergbau- 
revier die mit ungünstigen natürlichen Verhält- 
nissen arbeitenden Betriebe bis zur doppel- 


Hochschulnachrichten. i 


Von der Akademie Frankfurt a. M. Nach 
dem soeben erschienenen Vorlesungsverzeichnis für 
das am 24. Oktober beginnende Wintersemester 
beläuft sich die Gesamtzahl der bis jetzt ange- 
kündigten Vorlesungen auf 147 (gegen 142 im 
letzten Wintersemester). Hiervon entfallen 26 
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ten Höhe Lohn auf die Gewinnungseinheit 
haben, gegenüber denjenigen mit den besten 
natürlichen Verhältnissen. Das an sich schon 
schwer kämpfende Unternehmen muß daher nicht 
nur für die gleiche Fördermenge die doppelte 
Lohnausgabe aufwenden, es wird obendrein durch 
die Versicherungsgesetze nochmals besonders be- 
straft, indem es zu deren Lasten auf die Ge- 
winnungseinheit doppelt so viel beitragen muß, 
wie das günstig arbeitende Werk. Diese Kluft 
wird aber mit steigendem Lohn und erhöhten 
sozialen Lasten immer weiter, und es kann 
keinem Zweifel unterliegen, daß unsere gesetz- 
lichen Bestimmungen dazu beitragen, die ohnehin 
schon mit schlechten natürlichen Verhältnissen 
kämpfenden Unternehmungen zugunsten der mit 
vorzüglichen natürlichen Verhältnissen arbeiten- 
den wirtschaftlich zu ruinieren. Dies kann aber 
unmöglich im Geiste sozialer Fürsorge liegen. 
Die Volkswirtschaft als Ganzes hat das größte 
Interesse daran, daß neben gleichwertigen Ab- 
lagerungen auch solche der Bearbeitung unter- 
zogen werden, die weniger günstige natürliche 
Verhältnisse aufweisen, da die bestmöglichste 
Verwertung aller Bodenschätze angestrebt werden 
muß, und es sollten Mittel und Wege gefunden 
werden, ein derartiges Unterfangen nicht noch 
durch ungerechte Verteilung der sozialen Lasten 
zu erschweren oder unmöglich zu machen. 

Wenn man auch bis zu einem gewissen Grade 
aus praktischen Rücksichten die Lohnhöhe bzw. 
die Arbeiterkopfzahl der Verteilung der sozialen 
Lasten zugrunde legen wird, so gebietet doch 
die soziale Gerechtigkeit, daß dieser Maßstab 
nach anderer Richtung eine Verbesserung er- 
fährt. Vielleicht wäre es zweckdienlich, die 
Höhe der staatlich veranlagten Gewerbe- oder 
Einkommensteuer als Gradmesser für die Lasten- 
verteilung mit hereinzuziehen. Die Sorge um . 
die Gesunderhaltung unseres Wirtschaftslebens 
muß dauernd darauf bedacht sein, die Schultern 
unserer Industrie tragfähig zu erhalten. Dies ist 
aber nur dann mit Erfolg zu erreichen, wenn 
unsere Gesetzgebung, mehr als bisher, sich nur 
von wirklichen Bedürfnissen leiten läßt 
und Erwägungen einer gesunden Wirtschaft nicht 
das Ohr verschließt. 

(Deutsche Bergwerkszeitung Nr. 132, 1912.) 


auf die Gruppe Volkswirtschaftslehre, Völker- 
kunde und Geographie, 10 auf Rechtswissen- 
schaft, 5 auf Versicherungswissenschaft, Statistik 
und Soziale Medizin, 17 auf Handelswissen- 
schaften im engeren Sinne, 10 auf Philosophie, 
8 auf Geschichte und Kunstgeschichte, 37 auf 
Sprach- und Literaturgeschichte und neuere 
Sprachen, 32 auf Mathematik, Naturwissen- 
schaften und Technik, 2 auf Künste und Fertig- 
keiten. Wie bisher ist bei der Zusammenstellung 
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des Stundenplanes durch Mittag- und Abendvor- 
lesungen nach Möglichkeit den Bedürfnissen der 
Beamten, der kaufmännischen Angestellten, der 
Lehrer und anderer beruflich tätiger Personen 
Rechnung getragen worden. Das Vorlesungs- 
verzeichnis, das auch über die Zulassungsbe- 
dingungen, die Studienhonorare usw. Auskunft 
gibt, ist durch die Frankfurter Buchhandlungen 
zu beziehen; unentgeltlich wird es von der 
Quästur der Akademie (Jordanstraße 17, Tel. Il, 
2214) zugesandt oder vom Pförtner verabfolgt. 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Dresden. 

Ueber die Gewichtszunahme von 
Papierstoffen beim Erhitzen. Von Dipl. 
Sing. Fritz Zweigler, Wildenau. Thomas & Hubert, 
Weida i. Thür., 1912. 

Ueber den Einfluß der Temperatur 
auf das elektromotorische Verhalten 
des Eisens in Kalilauge. Von Pipl.-Ang. 
Johannes Woost, Kreischa. Thomas & Hubert, Weida 
i. Thür., 1912. 

Technische Hochschule Dresden in Verbindung 
mit der Königl. Sächs. Bergakademie zu 
Freiberg. 

Die chemischen Vorgänge bei der 
Cyanlaugung von Silbererzen. Von Dipl.. 
Sng. Emil Kühn, Schwäbisch-Gmünd (Württbge.). 
Wilhelm Knapp, Halle a. S., 1912. 

Technische Hochschule Karlsruhe. 

l. Ueber die Konstitution der Holzöl- 
säure und die Polymerisation von 
Holzöl. 

2. Ueber die hydrolytische Spaltung 
wässerigalkoholischer Seifenlösungen. 
Von Sigismund von Schapringer. Gerlachsche Buch- 
_ druckerei, Freiberg i. Sa., 1912. 

Technische Hochschule München. 

Das Maltoseanilid und die An- 
wendung des Anilins zur Isolierung 
der Maltose aus Dextringemischen. 
Von Dr.-Qng. David Fleischhacker, Pießburg. 

Die Laufänderungen des Gelben 
Flusses in historischer Zeit. Von Kgl. 
Reallehrer Jakob Menauer. L. Stich, Nürnberg, 1912. 

Ueber die Bestimmung der Hexa- 
bromidzahlen desLeinöles und einiger 
anderer fettertrocknender Oele, sowie 
die Bestimmung von Rüböl in ersterem. 
Von ®Dipf.-$ng. H. Muggenthaler. 


Sozialpolitik. : 


Zum Begriff „Streikbrecher‘'. 
Daß zwischen Diplon-Ingenieuren und den 
unteren Technikern der gewerblichen Betriebe 
von einem gemeinsamen Klassenbewußtsein keine 


Sozialpolitik 


Rede ist, und demzufolge auch — um in der 
Sprache des Gewerkschaftlers zu reden — die 
„kKlassenpolitische Solidarität‘ nicht besteht, ist 
bisher nicht bestritten worden; es sei denn von 
solcher Seite, die interessiert ist und deshalb einen 
solchen Zustand „haben möchte“. Es können 
deshalb vernunftgemäß die Angehörigen der 
einen Klasse denen der anderen Klasse auch 
keinen moralischen Vorwurf daraus machen, daß 
sie ihr in dem einen oder anderen Fall bei einem 
Kampfe, der sie gar nichts angeht, nicht ge- 
holfenhaben. Wenn trotzdem die eine Partei der 
anderen Partei „Streikbruch‘“ vorwirft, so muß 
dies — auch vom gewerkschaftlichen Stand- 
punkt aus — als eine Ungehörigkeit be- 
zeichnet werden. Anderseits hat man sich in- 
dessen unter dem Einflusse der von sozialistischer 
Seite entwickelten Klassenmoral in gewerkschaft- 
lichen Kreisen daran gewöhnt, alle Personen, 
die ein und derselben Klasse angehören, 
schlankweg dann mit der Bezeichnung „Streik- 
brecher‘‘ zu belegen, wenn sie sich einem Vor- 
gehen, das von „Genossen‘, d. h. den anderen 
Angehörigen derselben Klasse inszeniert 
wurde, nicht anschlossen. Gegen diesen Miß- 
brauch des Wortes „Streikbrecher‘‘ wandte sich 
Dr. Waldschmidt auf der Tagung vom 
13. Juni d. J. zum dreijährigen Gedächtnis der 
Gründung des Hansabundes, also einer 
Organisation, die sicher nicht als „reaktionär‘‘ 
gilt. In seinem Referat über „Die Einzelforde- 
rungen des Hansabundes für die Industrie‘, das 
als Ergänzung zu den neuen vom Dircktorium 
vorgeschlagenen Richtlinien erstattet wurde, 
führte der Referent nach dem Bericht des offi- 
ziellen Organs: „Hansabund“, 2. Jahrgang, 
Nr. 23, Seite 307 aus: 

„Wir lesen jetzt täglich von Streiks. — Wir 
haben nichts dagegen, wenn Arbeiter von ihrem 
Koalitionsrecht Gebrauch machen, aber was wir 
verlangen müssen, ist, daß denjenigen Arbeitern, 
die durchaus gewillt sind, zu unseren Lohnsätzen 
und Arbeitsbedingungen zu arbeiten, ihre Ge- 
werbe- und Willensfreiheit geschützt ist. Ar- 
beiter, die zur Arbeitsstelle gehen wollen, 
dürfen in keiner Form, nicht direkt und nicht 
indirekt, nicht tätlich und nicht durch Beleidi- 
gungen, auch nicht durch stumme Drohungen, 
gehindert werden. (Sehr richtig!) Hierbei 
möchte ich auf den Mißbrauch aufmerksam 
machen, der fortgesetzt auch in der Presse mit 
dem Worte „Streikbrecher‘‘ getrieben wird. 
„Streikbrecher‘“ wird jeder genannt, der keine 
Lust hat, einen Streik mitzumachen, auch wenn 
er der Organisation, welche den Streik be- 
schlossen hat, gar nicht angehört. Vernünftiger- 
weise kann als „Streikbrecher‘‘, d. h. also doch 
als Vertragsbrüchiger, nur derjenige bezeichnet 
werden, der sich irgendwie verpflichtet hat, 
unter Umständen einen Streik mitzumachen, nicht 


Verschiedenes 


aber der, den mangels Zugehörigkeit zu der 
streikenden Gewerkschaft, die Sache gar nichts 
angeht, und dem die Arbeitsbedingungen gut ge- 
nug sind, die die zum Streik Verpflichteten ver- 
schmähen. Heute lassen sich durch diesen wider- 
sinnigen Gebrauch der Bezeichnung als Streik- 
brecher viele Arbeiter irreführen und glauben 
in der Tat, sich durch eine derartige, sie als 
Wortbrüchige brandmarkende Bezeichnung von 
der Arbeit abhalten lassen zu müssen, und auch 
das Publikum läßt sich vielfach in dieser Weise 
irreführen und dadurch sein Urteil über solche 


arbeitswilligen Leute trüben‘. 
| Verschiedenes. 
U ——— ee 


Errichtung eines Instituts zur wissenschaft- 
lichen Erforschung der Kohle im Industriebezirk 
Düsseldorf. Die Kaiser - Wilhelms - Gesellschaft 
zur Förderung der Wissenschaften in Berlin be- 
absichtigt, innerhalb des rheinisch-westfälischen 
Industriebezirks ein wissenschaftliches Institut 
ins Leben zu rufen, welches sich insbesondere 
der Erforschung der Kohle und ihrer Derivate 
widmen soll. Damit würde ein von namhaften 
Vertretern der Wissenschaft und der Praxis als 
besonders aussichtsvoll bezeichneter Plan ver- 
wirklichtt werden. Der Anstalt eröffnet sich 
ein Arbeitsgebiet, das nicht nur ein hohes wissen- 
schaftliches Interesse beansprucht, sondern auch 
für den genannten Bezirk und seine Industrie, 
insbesondere für die Kohlen- und Hüttenindustrie 
und ihre verwandten Betriebsarten von hervor- 
ragender Bedeutung ist. Epochemachende For- 
schungsergebnisse dürfen auf dem erwähnten 
Gebiete nur aus einer planmäßigen und mehr- 
jährigen Bearbeitung des Stoffes erwartet 
werden. Eine solche ist nur in einem rein 
wissenschaftlichen, mit allen Hilfsmitteln der 
modernen Technik ausgestatteten und unter 
Leitung einer bedeutenden Persönlichkeit stehen- 
den Institut ausführbar. Nur eine solche Anstalt 
kann sich mit Aussicht auf Erfolg der Be- 
arbeitung eines Problems zuwenden, dessen 
Lösung die Gewinnung reicher Schätze für die 
Kulturmenschheit bedeuten würde. Das weit- 
gehende Interesse unserer Industrie in der hier 
‚in Frage stehenden Angelegenheit läßt sich aus 
dem Umstande erkennen, daß eine Reihe von 


größeren Werken der Kohlen- und Hütten- 
industrie und verwandter Betriebsarten des 
rheinisch - westfälischen Industriebezirks jähır- 


liche Beiträge zur Bestreitung der laufenden 
Unterhaltungs- und Verwaltungskosten der ge- 
planten Anstalt auf eine lange Reihe von Jalıren 
‚zugesichert haben. Diesen Werken, zu denen ohne 
Zweifel noch weitere hinzutreten werden, soll 
eine Mitwirkung auf die Verwaltung des In- 
stituts eingeräumt werden. Als Sitz der Anstalt 
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ist Mülheim a. d. Ruhr in Aussicht ge- 
nommen. Diese Stadt hat sich bereit erklärt, 
mit Hilfe einer größeren Stiftung die Bau- und 
Einrichtungskosten zu übernehmen. Der bisherige 
Verlauf der Angelegenheit hat deutlich gezeigt, daß: 
der in der Kaiser-Wilhelms-Gesellschaft verkörperte 
Grundgedanke, Deutschlands Vorrangstellung 
auf naturwissenschaftlichkem Gebiete durch die 
Gründung von Forschungsinstituten zu wahren, 
in den Kreisen der rheinisch-westfälischen In- 
dustrie allgemeines Verständnis und opferwillige 
Zustimmung findet. 


Vereinigung der Hochschullehrer gegen Dr. 
Salvisberg. Schon seit längerer Zeit erhob der 
Herausgeber der Hochschulnachrichten, Schrift- 
steller Dr. Paul Salvisberg, in seinem Organ!) 
verschiedene Angriffe gegen die Münchener Orts- 
gruppe des Vereins Deutscher Hochschullehrer, 
so auch in Nr. 275 vom Februar d. J. unter der 
Ueberschrift „Schwarze und weiße Kuriosa“, der 
sich mit der angeblichen Aufhetzung der liberalen 
Studentenschaft durch einen Führer der Vereini- 
gung der Hochschullehrer gegen das Zentrum 
beschäftigt. 

Die Veranlassung zu diesem Artikel gaben 
folgende Vorkommnisse: In der wissenschaft- 
lichen Beilage der M. N. N. vom 11. August 1908 
war ein Artikel über Titel und Orden der Uni- 
versitätslehrer, unterzeichnet mit Pseudonym 
Viator, erschienen, der sich auch mit den „Hoch- 
schulnachrichten‘ befaßte und am Schlusse aus- 
führte: ‚Der Senat der Universität schlug vor, 
man solle einem bekannten offiziellen Organ, 
das sich gegen die Universität verwenden lasse, 
die Subvention entziehen, die es aus der Uni- 
versitätskasse selbst in Form von Insertions- 
gebühren empfange.‘“ Dr. Paul Salvisberg, der 
Schriftleiter der Hochschulnachrichten, machte 
verschiedene Versuche, den Pseudonymisten zu 
erfahren, es gelang ihm aber nicht; er strengte 
auch eine Beleidigungsklage gegen den Schrift- 
leiter der Münchener Neuesten Nachrichten, 
Dr. Oskar Bulle an, die aber mit der Frei- 
sprechung Bulles endete’). — Am 6. Februar d. J., 
dem Tage der Landtagswahl, schrieb nun der 
Bayerische Kurier: „Am Wahlabend seien für 
München Demonstrationen zu befürchten. Dort 
bearbeitet ein bekannter Führer der Wissen- 
schaft, ein kgl. Universitätsprofessor, dessen 
Name feststehe, mit Eifer und Nachdruck die 
liberale Studentenschaft, daß sie im Falle eines 
Sieges des Zentrums eine große eindrucksvolle 


Kundgebung veranstalten werde, über deren 
u ee a ar mÁ Rp nn 

1) Das Niveau dieses Blattes wird am besten gekennzeichnet 
durch den Prozeß zwischen Dr. Salvisberg und der G. J. Göschen- 
schen Verlagsbuchhandlung, die Käuflichkeit von Buchbesprechungen 
durch Annoncenaufträge betreffend. Durch Beschluß des Kgl. 
Amtsgerichts München I, Abt. für Strafsachen, vom 4. Dez. 1906 
wurde dieser Prozeß zu ungunsten Salvisbergs erledigt. 

(Die Schrift.) 


2) Näheres siehe Wissenschaftliche Beilage der M. N.N., Jahr- 
gang 1909, Nr. 71. 
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Spontanität dann hinterher schöne Märchen in 
der liberalen Presse zu lesen wären.“ Die Vor- 
standschaft der Ortsgruppe München des Vereins 
Deutscher Hochschullehrer wandte sich schrift- 
lich an den Bayerischen Kurier mit dem Er- 
suchen um Bekanntgabe des betreffenden Pro- 
fessors. Der Bayerische Kurier verweigerte die 
Namensnennung, worauf die Ortsgruppe München 
in den Münchner Neuesten Nachrichten ihr 
Schreiben an den Bayerischen Kurier veröffent- 
lichte und gegen die anonyme Kampfweise dieses 
Blattes Stellung nahm. 

Der 1. Vorsitzende der Ortsgruppe München 
des Vereins Deutscher Hochschullehrer, der Pro- 
fessor der Technischen Hochschule Dr. F. 
Kreuter, fühlte sich durch den eingangs er- 
wähnten Artikel der Hochschulnachrichten be- 
leidigt und strengte deshalb gegen Dr. Paul 
Salvisberg eine Beleidigungsklage an, über 
die vor dem Schöffengericht unter dem Vorsitz 
des Oberlandesgerichtsrates Wilhelm Mayer ver- 
handelt wurde. Der Privatkläger erschien mit 
R.-A. Dr. Prager, der Privatbeklagte mit Justiz- 
rat Mayr. Nach Verlesung des inkriminierten 
Artikels erklärte Dr. Paul Salvisberg: Er 
habe mit diesem Artikel niemand persönlich be- 
leidigen wollen und habe auch heute noch das 
Bewußtsein, niemand beleidigt zu haben. Er 
habe sofort eine nach jeder Richtung aus- 
reichende Satisfaktion angeboten, die Hochschul- 
lehrer hätten aber verlangt, daß er sich durch 
eine öffentliche Erklärung, daß seine Bemerkung 
eine sachlich vollkommen unbegründete sei, bloß- 
stelle, sich also selbst der Lüge hätte bezichtigen 
sollen. Das habe er abzelehnt. 

Dr. Prager führt aus, der inkriminierte 
Artikel sei nur das Schlußglied einer Kette von 
Beleidigungen, die Salvisberg seit Jahren in der 
unerhörtesten Weise gegen die Münchner Hoch- 
schullehrer richte. 

Nach erfolglosen Vergleichsverhand- 
lungen und den Plaidovers der beiden An- 
wälte verurteilte das Gericht den Angeklagten 
Dr. Paul Salvisberg wegen Beleidi- 
gung zur Geldstrafe von 150 Mk., eventuell 
15 Tagen Gefängnis, und sprach dem Privat- 
kläger die Publikationsbefugnis in den 
Münchner Neuesten Nachrichten und in den 
Hochischulnachrichten zu. 

Dabei ging es u. a. von der Erwägung aus, 
daß Dr. Salvisberg nicht in Wahrung berech- 
tigter Interessen gehandelt habe, denn mit den 
Angelegenheiten der Hochschule habe seine 
Person nichts zu tun, und für ihn bestehe jetzt 
nach beinahe fünf Jahren, nachdem er sich seiner- 
zeit in der Presse schon in energischer Weise 
dagegen geschützt habe, kein Recht mehr, auf 
die Tatsachen in ausfälliger Form zurückzu- 
greifen. (Münchner Neueste Nachrichten.) 


Buchbesprechungen. 
Der Patent-Verkauf von Friedrich Weber 
jun., Berlin, Patentanwalt. 1911. Verlag: Eduard 


Butzmann, Berlin-Wilmersdorf. Preis: 
brosch. 2 Mk., gebd. 3 Mk. 

Der Verfasser hat bereits ein Büchlein ge- 
schrieben über: „Die Patentverwertung auf dem 
Lizenzwege‘“, das in dieser Zeitschrift seiner- 
zeit von dem Unterzeichneten besprochen wurde. 
Das vorliegende Werkchen bildet ein neues Glied 
der einschlägigen Literatur. Im Plauderstil gibt 
der Verfasser einen Ueberblick über die bei der 
Patentverwertung auftretenden Fragen nebst 
Antworten, soweit sich solche bei dem indi- 
viduellen Charakter des Verwertungsgeschäftes 
überhaupt geben lassen. Naturgemäß wird auch 
überall die einschlägige Judikatur, soweit sie 
für rein praktische Fälle von Bedeutung 
ist, herangezogen; dabei spricht der Verfasser 
stets zum Laien; mit Recht; denn industrielle 
Werke bedürfen keiner Winke, da hier der 
Zweck des Patentes meist von vornherein schon 
festgelegt ist und vielfach gar nicht auf eine 
Verwertung hinausläuft.e Wenn die jüngere Ge- 
neration der Patentanwälte es auch normaler- 
weise ablehnt, in Patentverwertungsgeschäften zu 
machen, da diese Tätigkeit zu den beruflichen 
Aufgaben des Patentanwaltes so wenig paßt wie 
etwa die Grundstücksverwertung zum Berufe des 
Rechtsanwaltes, so bietet das Alltagsleben doch 
gerade dem Patentanwalt eine solche Fülle von 
Beobachtungen und Erfahrungen, daß es zu be- 
grüßen ist, wenn diese in einem Werkchen von 
der Art der vorliegenden eine übersichtliche Zu- 
sammenstellung finden. Der Patentanwalt ist 
aber auch deshalb hierzu berufen, weil er, als 
wirtschaftlich Unbeteiligter all diesem Ge- 
schehenen gegenüber, die Dinge so wiedergibt, 
wie sie sind, während man es in allen anderen 
Fällen mit — bewußten oder unbewußten — 
Parteianschauungen zu tun hat. Mit 
größter Vorsicht müssen insbesondere die ein- 
schlägigen Veröffentlichungen der sogenannten 
„Patent-Erwirkungs- und Verwertungsbureaux‘ 
aufgenommen werden, in denen jedem Erfinder, 
in der Absicht, diesem recht viele Aufträge für 
Auslandsanmeldungen zu entlocken, goldene 
Berge vorgemalt werden. Demgegenüber ist auf 
die abso:ut nüchternen Ausführungen des Ver- 
fassers hinzuweisen. Das Büchlein gibt dem 
Laienerfinder einen einfachen und zuverlässigen 
Leitfaden in die Hand; es gibt die Dinge so 
wie sie sind, und nicht wie sie die Erfinder 
meist gerne hören möchten. Das Werkchen kann 
deshalb bestens empfohlen werden. 

Berlin W., im Juli 1912. 

Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt. 


Verbandsnachrichten — Aus den Bezirksvereinen 


Karte der Deutschen Wasserstraßen 1: 800 000 
unter besonderer Berücksichtigung der Tiefen- 
und Schleusenverhältnisse, bearbeitet von Pr.- 
Sug. Sympher, Geh. Oberbaurat, Preis Mk. 12,—. 
(Gea-Verlag G.m.b.H., Berlin W.35.) 

Alle diejenigen Kreise, welche entweder am 
Ausbau oder an der Befahrbarkeit der deutschen 
Wasserstraßen Interesse haben, werden es be- 
grüßen, daß die Sympher und Maschke „Karte 
der Deutschen Wasserstraßen unter besonderer 
Berücksichtigung der Tiefen- und Schleusenver- 
hältnisse‘“ wieder erschienen ist. Die neue Aus- 
gabe bietet gegenüber der bisherigen wesent- 
liche Vorteile dadurch, daß sie bei einem Maß- 
stabe von 1:800000 (früher 1:1250000) von 
den deutschen schiffbaren Flüssen und Kanälen 
eine klarere Darstellung gibt, welches sich wie 
folgt charakterisiert. 

Durch Farben sind die Flüsse, welche vor- 
zugsweise von Natur oder durch Regulierung 
schiffbar sind, die kanalisierten Flüsse, die schiff- 
baren Kanäle und die zur Ausführung genehmig- 
ten Kanäle unterschieden, auch sind die Grenzen 
der See- und Flußschiffahrt verzeichnet und die- 
jenigen Wasserläufe kenntlich gemacht, auf denen 
Flößerei betrieben wird. Durch die Breite der 
an den Flüssen entlang laufenden Bänder sind 
die Tiefen derselben bei Niedrig- und Mittel- 
Wasser dargestellt und durch Zahlen in Zenti- 
metern festgelegt. Die Schleusen sind mit ihren 
Längen und Breiten eingetragen, die Längen der 
Wasserwege in Kilometern angegeben. Ferner 
enthält die Karte die Eisenbahnlinien und alle 
Orte, welche für Schiffahrts- und Eisenbahnver- 
kehr von Bedeutung sind, im besonderen die 
Umschlagplätze. 

Die „Sympher, Wasserstraßenkarte‘ wird in- 
folge ihres reichen und exakten Inhaltes nicht 
nur der deutschen Schiffahrt und dem Wasser- 
sport ein wichtiges Hilfsmittel sein, sondern auch 
weitere Industriekreise werden dem Werke 
sicherlich Interesse entgegenbringen. 


Verbandsnachrichten. 


Vom Vorstande. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 
Herren Zipf.-Jng.: 


Bender, Carl, Oberingenieur und Leiter des 


technischen Bureaus in dem Exporthaus Otto . 


Wippern, Hamburg. Hamburg, Schmilinsky- 
straße 84,1. 
London, Fritz, Regierungsbauführer, Brom- 


berg, Elisabethstraße 50, I1. 
Oeters, Christoph, Johannes, Eisenbeton- 
ingenieur, Dessau, Akensche-Straße 9. 
Rades, Carl, Chemnitz, Hohenzollernstr. 32. 
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Reinisch, Paul, Schlüter- 
straße 10. 

Rietsch, Johann, Architekt bei der Hochbau- 
inspektion Colmar, Colmar (Els.), Neuer Platz. 

Schmidt, Hugo, Statiker in Fa. Steffens & 
Nölle A.-G., Tempelhof, Schöneberg, Sedan- 


straße 3. 


Charlottenburg, 


. Wenzl, Max, Bromberg, Elisabethmarkt 12/1. 


Wertheimer, Herbert F., Patentanwalt, 
Washington, D. C. Verein. Staaten c/O Cosmos- 
club. 

Weyer, Karl, Regierungsbauführer, Wiesbaden, 
Goldener Brunnen. 

Zinser, Gerhard, Zuffenhausen, Ulrichstr. 20. 

In die Liste der Förderer wurde aufge- 
nommen Herr Dipl.-Jng.: 


Nohel, Heinrich (Oesterreicher), Danzig, Holz- 
gasse 29. 


Jahresbericht Heft 7, Seite 173. 


Zu meinen Ausführungen über „Polytechnikum 
Cöthen‘“ erkläre ich auf Anfrage des B.-V. Ober- 
schlesien, daß die dort von mir gewählte Fassung 
zu Mißverständnissen Veranlassung geben kann. 
Der richtige Sachverhalt ist folgender: 

Ich habe in der Hauptversammlung lediglich 
über eine Möglichkeit referiert, die im Deutschen 
Ausschuß für Technisches Schulwesen kurz er- 
örtert wurde, habe aber nicht angegeben, daß 
der Ausschuß für Technisches Schulwesen oder der 
Verband die Verfolgung dieser Möglichkeit gut- 
heißt oder beschlossen hat. 

Dipl.-Ing. Dr. Lang. 


Aus den Bezirksvereinen. : 


B.-V. Berlin. In der Sitzung vom 11. Juni 
hielt der Direktor der Hermsdorier Boden-A.-G. 
Regierungsbaumeister W ehl einen Vortrag über 
„Villen-Landhäuser und Gartenstädte‘‘. Be- 
sonders hob der Vortragende hervor, wie im 
vorliegenden Falle in der Gemeinde Hermsdorf 
es gelungen ist, durch unermüdliche Agitation 
und durch geeignete Repressalien die Hausbe- 
sitzer dahin zu bringen, künstlerisch einwands- 
freie Bauten herstellen zu lassen. Auch über 
die Konflikte mit der Gemeindeverwaltung und 
deren Beseitigung gab der Vortrag ein anschau- 
liches Bild. Interessant waren auch die weiteren 
Ausführungen über die Preise und die Renta- 
bilität in den Gartenstädten, die bemerkenswerte 
Aufschlüsse über die ganze Bewezung gaben. 

Im weiteren Verlaufe der Sitzunz wurden die 
Referate der Kommission für das praktische Jahr 
erledigt. Angesichts der Schwierigkeit der Ma- 
terie sollen noch weitere Erhebungen stattfinden. 
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Im Anschluß an den Vortrag des Regierungs- 
baumeisters Wehl veranstaltete der B.-V. Berlin 
am 15. Juni einen Sommerausflug zur Besichti- 
gung der Gartenstadt Hermsdorf, an den sich ein 
gemütliches Beisammensein aller Teilnehmer 
schloß. Wenn auch das ungünstige Wetter nur 
eine geringe Zahl von Teilnehmern versammelt 


sah, so war die Stimmung doch eine sehr rege 


und gemütliche. 

In der Sitzung vom 18. Juni wurden die Refe- 
rate der Kommissionen für Hochschulreform von 
der Versammlung entgegengenommen. Dipl.-3ung. 
Werner referierte und stellte zum Beginn seiner 
Ausführungen 12 Leitsätze auf, deren Haupt- 
punkte absolute Lehrfreiheit, Lernfreiheit und 
Prüfungsfreiheit sind. Zu einem Resultat kam 
die Versammlung nicht, da angesichts der Größe 
des Materials noch weitere Vorschläge aus den 
Reihen der Mitglieder gehört werden sollen. 


B.-V. Essen. Auf Anregung unseres Mit- 
gliedes, Tipl.-ng. Reisner, Essen, wurde in Duis- 
burg die Gründung einer Geographischen Ge- 
sellschaft, der „AMerkator-Gesellschaft‘‘, in die 
Wege geleitet. Bekanntlich ist Duisburg der 
Wirkungsort des berühmten Geographen 
Merkator, und bei der kürzlich stattgefundenen 
vierhundertsten Erinnerungsfeier wurde von ge- 
nanntem Kollegen die Anregung zur Gründung 
der Gesellschaft gegeben. Ihr Zweck ist es, 
neben den geographischen Fachgebieten be- 
sonders die Wirtschaftsgeographie zu pflegen 
und damit auch Kaufleute, Reeder und Indu- 
strielle zu interessieren. In der großen Handels- 
und Schiffahrtsstadt Duisburg und den wirt- 
schaftlich bedeutenden Nachbargroßstädten des 
rheinisch-westfälischen Industriebezirkes dürfte 
die Gesellschaft bald viele Freunde in den ge- 
bildeten Ständen finden. 


B.-V. Straßburg i. Es. Diplom-In- 
genieure als Bibliothekare. AufGrund 
des Erlasses des Preußischen Ministers der geist- 
lichen und Unterrichtsangelegenheiten, veröffent- 
licht unterm 14. Januar 1912, nach welchem fort- 
ab Diplom-Ingenieure in gleicher Weise wie 
Theologen, Juristen, Aerzte oder Philologen zur 
Bibliothekarslaufbahn zuzulassen sind, richtete 
der B.-V. Straßburg an den Direktor der Uni- 
versitäts- und Landesbibliothek die Bitte, bei 
der Besetzung einer neuen Bibliothekarstelle 
möglichst einen Diplom-Ingenieur zu berück- 
sichtigen, und zwar mit Rücksicht auf die immer 
mehr zunehmende technische Literatur und die 


Wichtigkeit dieser Abteilung für Industrie und 


Handel. 

In seiner Antwort betont der Direktor, daß 
der Anstellung eines Diplom-Ingenieurs prin- 
zipiell nichts im Wege stände, daß zurzeit je- 
doch die verfügbaren Stellen sämtlich zur Ver- 
waltung der alten (nichttechnischen) Abteilung 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis — Hilfskasse des Verbandes 


unbedingt nötig seien und die Anstellung eines 
Ingenieurs daher im Augenblick nicht in Frage 
käme. 


: Adressen-Aenderungen Im Mitglieder -Verzeichnis : 


Dipl 3ng. Kohlmann, Gewerbeinspektions-Assessor, Chemnitz, 
Kurfürstenstr. 12. 

O. H. Langen, Bremen, Am Wall 89:00 II. 

F. Dunkel, 'Filehne, Wilhelmstr. 27 (Charlottenburg). 


” ad 

n n R. Müller, Nürnberg, Dovestraße 5 II (Nürnberg, 
Gäbelsbergerstr. 27). 

» » Franken, Ingenieur bei der Firma F. A. Neuman, 
Eschweiler. 

n „n Schneider, Flöhn, König-Albert-Str. 31. 

” „n A. Brodsky, Charlottenburg, Wielandstr. 7 IV. 

” » Karl Richard Müller, Hannover, Ifflandstr. 27a, 
Corpshaus Vandalia (Antwerpen). 

" „ Hans Schrauth, München 2, Loristr. 5 I (Hamburg 13). 

” » Bernhard Nerreter, Essen (Ruhr), Brunnenstr. 54 pt. 
(Aachen). 

n » M. Micheel, Luckenwalde, Grabenstr. 29 (Danzig). 

" » Werner Kunsemüller, Weitmar b. Bochum, Dieberg- 


straße 2 (Hannover). 

H. Dobert, Leipzig, Städt. Gaswerk I, Yorkstr. 19 

(Liegnitz). 

Zuschriften an den Schriftführer des Bezirksvereins Berlin sind 
von Ende Juli bis 2. September 1912 statt an Dipl.s3ng. 
M. Grimm an Dr.»Ing. Willy Heinemann, Berlin 
W. 30, Rosenheimerstr. 17, zu richten. 


n " 


Hilfskasse des Verbandes. 
Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
Beiträge: 
Dipl.-Ing. Machmar, Essen (Ruhr) . . M. 10,— 


Dr.-Zng. Zahn, Charlottenburg . . . »  5,— 

Dipl.. 3ng. Kayser, Essen (Ruhr) . . . » 3,— 

” Bömminghaus, Essen (Ruhr) » 5, — 

n Schumann, Düsseldorf. . . »  5,— 

” Prof. Schlink, Braunschweig „ 20,— 

n Rüter, Essen (Ruhr) . . . . » 5- 

” Hayn, Essen (Ruhr) . . . . xw 10,— 

" Bomnüter, Essen (Ruhr) . . „ 5— 

» Gieseler, Essen (Ruhr). . . » 5- 

" Kurt Schmidt, Essen (Ruhr) „  5,— 

" G. Hagelloch, Essen (Ruhr) „  3,— 

w O. Dinkelacker, Essen (Ruhr) „  5,— 

w Dietrich, Essen (Ruhr). . . »  5— 

” Hopmann, Essen (Ruhr) . . „ 5— 

Dr.-Ing. W. Arlt, Essen (Ruhr) . . . » 5- 

Dipl.-Ing. Holl, Düsseldorf . . . . . » 5- 
n Hermann Müller-Lankow, 

Bonis. sor- Se e 5,— 

w Soldau, Düsseldorf . . . . » 10,— 

„ Krüger, Düsseldorf . . . . »2 10,— 

„ Oppert, Düsseldorf . . . . » 10—- 

n Stamm, Frankfurt a M. . . » 50,— 

n Bäumler, Düsseldorf . . . » 5- 


Das Kuratorium 
i. A.: 2ipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Krupp. 


Es ist hier nicht der Ort, um in breiter Aus- 
führlichkeit auf die Geschichte des Hauses Krupp 
einzugehen, aber ebensowenig kann auch der 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure achtlos an 
der Jahrhundertfeier dieses größten deutschen 
Industrie - Unternehmens vorübergehen. Mit 
Staunen liest man die Zahlen von der heutigen 
Größe des Werkes, und voller Bewunderung 
hört man von den schweren und bitteren 
Kämpfen, welche diesem Aufschwunge vorauf- 
gingen; die rückhaltlose Anerkennung dieser 
Erfolge deutscher Energie und deutscher Tüch- 
tigkeit tritt jedoch zurück hinter der Bewunde- 
rung der Persönlichkeit desjenigen Mannes, der 
innerhalb eines Menschenalters sein Unternehmen 
aus den kleinsten Anfängen bis zum Weltruhme 
geführt hat. Alfred Krupp wird dem 
deutschen Ingenieur für alle Zeit 
das Vorbild bleiben. Er war es, 
der von Anfang an den Wert der Qualitäts- 
arbeit richtig erkannte, und der schon Ende der 
zwanziger Jahre des vorigen Jahrhunderts da- 
mit anfing, Garantien auf seine Fabrikate zu 
geben. Höchste Vollkommenheit seiner Erzeug- 
nisse, das war die Richtschnur all seines Strebens. 

Eine wirtschaftliche und nationale Tat 
zugleich war es, daß Alfred Krupp die deutsche 


Industrie unabhängig vom englischen Stahle 
machte und daß er als erster an den Export 
seiner Waren dachte. Seine Pionierarbeit hat 
Deutschland den Weltmarkt erschlossen. 

Und eine soziale Tat war es, als Alfred Krupp 


am 26. April 1848, seinem sechsunddreißigsten 


Geburtstage, sein letztes Silberzeug, Löffel, 
Kannen, Sporen, einschmelzen ließ, um seine 
Arbeiter entlohnen zu können. 

So ist Alfred Krupp das Vorbild des 
modernen Ingenieurs, ein ernsthafter Fach- 
mann, ein weitausschauender Wirtschaftspolitiker 
und ein Bahnbrecher auf dem Gebiete sozialer 
Fürsorge, und aus diesen drei Komponenten 
resultiert seine kraftvolle Persönlichkeit, die 
auch heute noch der Firma Krupp ihr Gepräge 
aufdrückt. So lange Qualitätsarbeit oberstes 
Fabrikationsprinzip bleibt, so lange ein rühriger 
Geschäftsgeistt den Weltmarkt bearbeitet und 
und so lange im erfreulichen Gegensatze zu 
den Klassenkämpfen der Jetztzeit in Essen ein 
harmonisches Zusammenarbeiten zwischen dem 
Fabrikherrn, den Angestellten und Arbeitern 
stattfindet, so lange wird auch die Firma Krupp 
weiter blühen und ferner dazu beitragen, 
Deutschlands YorzaneSicllune in der Welt zu 
festigen. A.B. 
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Der Verstand, das Denken in Begriffen, erkennt nur die 
Relation der Dinge und ihre Folge in Raum und Zeit; dieses 
ist aber alles das Wesen der Mannipfaltigkeit. Die An- 
schauung aber faßt das innerste Wesen, die platonische Idee, 
auf, die Bedeutung der Hieroglyphen der unendlich mannig- 
faltigen Erscheinungen. 

(Schopenhauer, Handschriftlicher Nachlaß.) 


Ein durchgreifender Unterschied scheint 
zwischen dem Techniker und dem Juristen zu 
bestehen, der nicht nur durch soziale äußere 
Stellung und Bewertung des Standes hervor- 
gerufen ist, sondern der grundsätzlicher Art ist 
und die ganze Welt- und Lebensauffassung 
unserer durch die Entwicklung nach der in- 
dustriellen Seite vollständig geänderten Kultur 
beeinflußt. 

Das Leben, bis etwa gegen die Mitte des 
vorigen Jahrhunderts, floß gleichmäßig in 
ruhigem Strome dahin; die Kultur schritt mehr 
nach der geistigen Seite fort, dabei doch in 
spießbürgerlicher Beschränktheit am Alten, 
Ueberlieferten zäh festhaltend und nur unwillig 
und mißtrauisch Neues aufnehmend. Alles war, 
mit heutigem Maßstab gemessen, klein und ein- 
fach, die Staaten, die Städte, das Recht, die 
Verwaltung, die sonstigen öffentlichen Ein- 
richtungen. Ein Einzelner war imstande, das 
gesamte Öffentliche Leben zu übersehen und zu 
beurteilen, die Ausbildung und Allgemeinbildung 
der führenden Stände war annähernd die gleiche, 
das Einarbeiten in ein anderes Fach bot wenig 
Schwierigkeit, so daß einer den anderen ersetzen 
oder wenigstens vertreten konnte. 

Das hat sich in der zweiten Hälfte des Jahr- 
hunderts wesentlich geändert. Die allgemeine 
Einführung der Dampfmaschine hat ungeheure 
Energiequellen erschlossen, die sich in reißen- 
dem Strome fast über die ganze Erde verteilt 
haben und eine vollständige Umgestaltung der 
Dinge unserer täglichen Umgebung sowohl als 
auch unserer ganzen Lebensführung mit sich ge- 
bracht haben. Eisenbahn, Dampfschiff und Tele- 
graph haben Länder und Städte näher anein- 
andergebracht; Gas, Wasser, Elektrizität, Kanali- 
sation sind alltägliche Bedürfnisse geworden, die 
auch der Aermste kaum noch entbehren kann; 
ja selbst im Luftmeer schickt man sich an, Ver- 
kehrsstraßen einzurichten. Tausende von Fabriken 
sind tätig, die zum notwendigen Bestand der 
modernen Kultur gewordenen Ge- und Ver- 
brauchsgegenstände immer wieder herzustellen 
und neue dazu zu ersinnen und zu schaffen. 

Das klare, einfache, übersichtliche, aus ver- 
hältnismäßig nur wenigen Teilen aufgeführte 
Weltbild unserer Großväter hat sich wesentlich 
durch Hinzufügung einer Unmasse neuer, ganz 
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Anschauliches und begriffliches Denken. 
Von Dipl.-Ing. Carl Weihe, Patentanwalt, Frankfurt a. M. 


eigenartiger und bisher kaum für möglich ge- 
haltener Bausteine geändert. Aus dem einfachen, 
meistens gleichartige Klötzchen enthaltenden 
Holzbaukasten ist ein moderner Anker-Steinbau- 
kasten mit tausenden der verschiedenartigsten 
Steine, mit Brücken-, Dach- und Eisenkonstruk- 
tionsteilen geworden, zu dessen Aufbau ein ge- 
naues Studium der beigegebenen Pläne und 
Grundrisse erforderlich ist und der trotzdem 
nicht immer glatt gelingt. Hindurch durch diese 
neue äußere Welt ziehen sich die geistigen 

Fäden, die das Ganze erschufen, zusammen- und 
im Getriebe halten, die Arbeit des Denkers, 
des Naturforschers, des Konstrukteurs, des Zeich- 
ners bis herunter zum Werkmeister, der die 
letzten Anweisungen für die praktische Durch- 
führung der Entwürfe gibt. Aber auch die 
Arbeit des Unternehmers, der das nötige Kapital 
zur Verfügung stellt und das Risiko auf sich 
nimmt, die Arbeit des Kaufmanns, des Acqui- 
siteurs darf hier nicht vergessen werden. 

Kein Wunder, daß diese vielgestaltige, 
komplizierte neue Welt, die der Mensch, ein 
zweiter Schöpfer, in die der Natur hineingestellt 
hat, für den Einzelnen unübersehbar geworden 
ist. Nur mit dem Prinzip der Arbeitsteilung, 
das schon beim Aufbau dieser Welt Anwendung 
finden mußte, ist es möglich, die neue Welt zu 
beherrschen und zu leiten, in ihr sich zurecht 
zu finden und die bei dem ungeheuren Betriebe 
zwischen den Menschen auftretenden Differenz- 
und Streitpunkte richtig zu erkennen und durch 
gerechten, d. h. aus der verständigen Auffassung 
des Tatbestandes gefundenen Urteilsspruch zu 
beseitigen. 

Daß das neue Weltbild ein fast durchaus 
technisches ist, dürfte unbestritten sein, daß zu 
seiner Beherrschung der Erbauer desselben in 
erster Linie berufen ist, folgt daraus mit not- 
wendiger Konsequenz. Es ist daher die Forderung 
zu stellen, daß der Techniker einen erheblichen 
Anteil an Gesetzgebung, Verwaltung und Recht- 
sprechung, diesen drei Hauptfaktoren der Tätig- 
keit des Staates, erhält, und von dieser Forde- 
rung darf nicht abgelassen werden, wenn sonst 
nicht das ganze Getriebe in ein unentwirrbares 
Chaos sich auflösen soll. Bisher hat lediglich 
der Jurist die Leitung des Ganzen in Händen 
gehabt, was auch bis zum Einsetzen der in- 
dustriellen Entwicklung ohne erhebliche Nach- 
teile für das Allgemeinwohl ging. Die neue Zeit 
verlangt aber Arbeitsteilung, und diese ist um 
so mehr geboten, als gerade der Jurist durch 
die Eigenart seiner Wissenschaft und die der 
dazu nötigen Ausbildung am allerwenigsten ge- 
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eignet ist, die technische Welt, die uns heute 
überall umgibt und die in alle Verhältnisse des 
Lebens eingreift, zu verstehen und zu über- 
blicken. Techniker und Jurist streiten um die 
Herrschaft, aber beide in verschiedener Weise. 
Während der Jurist unter allen Umständen an 
seiner Alleinherrschaft festhält, nichts von 
seiner Allmacht aufgeben will und keine anderen 
Götter neben sich duldet, liegt dem Techniker 
in seiner bescheidenen und uneigennützigen 
Weise nur an einer Mitherrschaft.e Er gibt 
dem Juristen was des Juristen ist, verlangt aber 
dafür auch das, was ihm selbst zusteht; er 
geht dabei von der richtigen Erkenntnis aus, 
daß nur durch die Teilung der Arbeit, durch 
Zusammenarbeiten und durch gegenseitige Er- 
gänzung und Förderung das sich täglich mehr 
komplizierende Gesamtleben aller Bürger des 
Staates in richtige Bahnen gelenkt werden kann. 

Hiermit kommen wir zu dem Hauptthema 
dieses Aufsatzes. Die von den herrschenden 
Klassen zu leistende Arbeit ist eine geistige, 
also eine des Denkens. 

Das Produkt der Energieumsetzung, welche 
wir als Denken bezeichnen, ist aber zweifacher 
Art. Einmal ist es möglich, irgend welche 
Gegenstände oder Vorgänge der Außenwelt im 
eigenen Innern so zu reproduzieren, daß sie 
scheinbar sicht- und greifbar vor uns stehen 
und wir sie in allen Teilen deutlich erkennen 
und ihre tatsächlichen oder von uns nur ge- 
wünschten Veränderungen verfolgen können. 
Anderseits besteht die Möglichkeit, Aussagen von 
den Gegenständen oder Vorgängen zu machen, 
welche nicht nur für einen bestimmten Gegen- 


stand oder Vorgang zutreffen, sondern auch für - 


andere ähnliche, und daher mehr oder weniger 
Allgemeingültigkeit besitzen. Die erstere Art 
des Denkens liefert uns in unserem Geiste eine 
Scheinwelt, welche bis zu einem gewissen Grade 
mit der von uns als real angenommenen wirk- 
lichen äußeren Welt übereinstimmt und zu dieser 
sich etwa wie das Spiegelbild zur Wirklichkeit 
verhält. Die zweite Art ist nur ein unbestimmter 
Abglanz, ein verschwommener Schattenriß der 
Wirklichkeit, der alle Einzelheiten verschwinden 
läßt und lediglich ein Schema oder besser ein 
Symbol zurückläßt. Die Scheinwelt der ersteren 
Art bleibt der realen Welt stets kongruent oder 
mindestens ähnlich, sie zeigt uns nichts, was 
nicht in jener schon ist oder sein könnte. Die 
Schattenwelt der zweiten Art schwebt über der 
Wirklichkeit und nimmt aus ihr nur Andeutungen, 
die sie als Bausteine für sich selbst benutzt, 
als Material für eine neue Welt, die der realen 
Welt als etwas Fremdes gegenübertritt. 

Als anschauliches und als abstraktes (begriff- 
liches) Denken hat man beide Denkprozesse be- 
zeichnet und sie zuweilen in Gegensatz zuein- 
ander, namentlich in bezug auf die Bewertung 


ihrer Resultate gesetzt. Das anschauliche Denken 
ist dasjenige, in welchem der Techniker er- 
zogen ist und welches er bei seiner täglichen 
Arbeit des Entwerfens, Konstruierens, . Bauens 
usw. in erster Linie sich bedient. Die ganz be- 
stimmte Maschine, die er bauen will, muß er 
sich bis zur Fertigstellung stets vor Augen 
halten, vorstellen bis in alle Einzelheiten hin- 
ein, er muß jeden Teil derselben in seiner 
Konstruktion, Anordnung und Zusammenspiel mit 
den übrigen Teilen vor der Herstellung schon 
geistig gesehen haben, damit die Ausführung 
auch möglich wird. 

Des abstrakten oder begrifflichen Denkens 
dagegen bedarf der Jurist. Aus einer großen 
Anzahl tatsächlicher oder nur möglicher Einzel- 
fälle wird eine Norm abstrahiert, welche als 
Gesetz aufgestellt wird, und der Richter hat bei 
der Urteilsfindung zu prüfen, ob der ihm vor- 
getragene Fall unter das allgemeine Gesetz sub- 
summiert werden kann. Die Regeln der formalen 
Logik, die ja die weitgehendste Abstraktion dar- 
stellen, die überhaupt der Mensch vornehmen 
kann, sind dabei seine Haupthilfsmittel, und ein 
großer Teil der Ausbildungszeit des Juristen 
wird zu solchen Subsumtionsübungen benutzt. 

Anschaulich heißt die erstere Denkart, weil 
wir gleichsam mit einem geistigen Auge (dieser 
dem allgemeinen Sprachgebrauch entlehnte Aus- 
druck kennzeichnet sehr deutlich den Vorgang) 
die Gegenstände, mit denen sich unser Denken 
beschäftigt, vor uns sehen, sie anschauen wie 
mit dem leiblichen Auge, sie uns vorstellen, als 
wenn wir sie vor uns stellten und dadurch 
unseren Sinnen zugänglich machten. Beim wirk- 
lichen Wahrnehmen eines Gegenstandes er- 
regt dieser von außen her unsere Sinne, wir 
sehen, fühlen, riechen ihn, wodurch er für uns 
eine Realität, eine Beziehung zu unseren Sinnen 
erhält. Aehnlich ist es beim anschaulichen 
Denken, nur daß wir den Gegenstand nicht 
wirklich sehen, sondern wie im Traum nur zu 
sehen glauben, nicht wirklich fühlen, sondern 
nur zu fühlen glauben, wobei unsere Sinne ge- 
wissermaßen von innen her gereizt werden, ohne 
daß wir jedoch in irgend einem Augenblick uns 
bewußt zu sein aufhören, daß diese von unserem 
Geist gebildete Vorstellung nicht die Wirklich- 
keit selbst ist, welches Bewußtsein beim Traum 
meistens fehlt. Beim Wahrnehmen eines 
Objektes projiziert sich dieses durch die Sinne 
in unser Inneres, beim Vorstellen desselben 
projizieren wir es aus unserem Inneren heraus 
nach außen. Je mehr die Vorstellung mit der 
Wirklichkeit übereinstimmt, um so vollkommener 
ist sie. 

Macht man sich die Kant-Schopenhauersche 
Lehre von der Idealität aller Dinge, von der 
Welt als Vorstellung zu eigen, so fallen Wahr- 
nehmen und Vorstellen noch mehr ineinander, 
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und man erkennt, daß sie nur dem Grade, nicht 
der Art nach verschieden sind. 

Ganz anders ist es beim abstrakten, begriff- 
lichen Denken. Hier wird nicht das einzelne 
Objekt reproduziert, sondern alle in bezug auf 
die jeweilig anzustellende Betrachtung einander 
ähnlichen Objekte werden in ihre Bestandteile 
oder Eigenschaften zerlegt und ihnen wird das 
entnommen, was allen gemeinsam ist. Für dieses 
Gemeinsame setzt man eine Formel, ein Symbol, 
den sogenannten Begriff, und die so konstruierten 
Begriffe werden dann in Urteilen und Schlüssen 
zueinander in Beziehung gesetzt nach bewußten 
oder unbewußten Regeln; erst das Endresultat 
dieser Operationen wird wieder mit der Wirk- 
lichkeit verglichen. Mit anderen Worten, man 
zieht von den Objekten alles spezifisch Indi- 
viduelle für die Betrachtung Unwesentliche und 
Zufällige ab (ab-trahere) und behält nur das 
Generelle, Wesentliche, das Immerwieder- 
kehrende, dem dann natürlich eine konkrete 
Vorstellung nicht mehr entsprechen kann, es 
sei denn, daß sie zu einem bloßen umrißartigen 
verwaschenen Schattenbild zusammenschrumptt, 
welche, dem Nachbild im Auge vergleichbar, 
verschwindet, wenn man sie in die Achse des 
deutlichen Sehens bringen will. Ein Dreieck 
schlechthin, das weder spitzwinklig, noch recht- 
winklig, noch stumpfwinklig ist, kurzum der Be- 
griff des Dreiecks kann nicht vorgestellt 
werden, sondern nur ausgesprochen oder ge- 
schrieben. Die Sprache bildet dabei ein nicht 
zu umgehendes Hilfsmittel, wie weiter unten 
noch gezeigt werden soll. 

Vorstellungen einerseits und Begriffe ander- 
seits sind also die Objekte, mit denen das 
Denken operiert. Während aber die Vor- 
stellungen den Objekten der Wirklichkeit nach 
Möglichkeit gleichen sollen und um so deut- 
lichere sind, je mehr sie dieses tun, stehen die 
Begriffe mit der Wirklichkeit nur in sehr losem 
Zusammenhange und sind um so vollkommener, 
vor allem in ihrer Handhabung, je weiter sie 
sind, d. h. je mehr das Allgemeine der Dinge 
dem Besonderen gegenüber in den Vordergrund 
tritt. Daß natürlich nicht jeder anschaulichen 
Vorstellung auch ein vollkommen gleiches, ein- 
heitliches Objekt in der Wirklichkeit zu ent- 
sprechen braucht, bedarf kaum der Erwähnung; 
ich kann mir auch einen Wagen mit Beinen an- 
statt der Räder anschaulich vorstellen, ohne je 
einen solchen gesehen zu haben. Darauf beruht 
ja auch das Erfinden neuer Gegenstände. Aber 
immer bin ich gezwungen, auf bekannte Teile 
oder Formen zurückzugreifen und aus ihnen in 
der Anschauung das Neue zusammenzusetzen. 
Anschaulich vorstellen kann ich eben nur das, 
was ich tatsächlich schon ganz oder in seinen 
Teilen mit Hilfe der Sinne angeschaut habe. 
Es wäre jetzt zu untersuchen, wie dieses 
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Operieren mit den Vorstellungen und Begriffen, 
das anschauliche und das begriffliche Denken 
im ınenschlichen Geiste erfolgt und welche Unter- 
schiede sich daraus ergeben. Dabei kann viel- 
leicht ein anschauliches Beispiel von Nutzen sein, 
das ich mir schon vor Jahren gebildet habe, 
als ich in die moderne Erkenntnistheorie ein- 
geführt wurde. 

Wir denken uns eine große hohle Kugel, in 
welcher sich ein Mensch befindet. Die Kugel 
ist licht-, luft- und schallsicher, so daß keine 
Mitteilung irgend welcher Art von außen nach 
innen gelangen kann. Es soll auch die An- 
nahme gemacht werden, daß der in ihr be- 
findliche Mensch niemals bisher von der Außen- 
welt etwas erfahren hat und wie ein Caspar 
Hauser in seinem Gefängnis glaubt, daß er und 
seine Kugel die ganze Welt bilden, daß der 
Umfang der Welt durch die Innenfläche der 
Kugel begrenzt sei. 

Ein solcher Geist wird aus sich heraus nie 
zur Entwicklung kommen können, denn es fehlen 
ihm die zum Denken notwendigen Vorstellungen, 
es fehlen ihm die Begriffe, mit denen er operieren 
kann, es fehlt ihm das Spielzeug, der Widerstand, 
an dem er seine verborgene Kraft betätigen und 
stählen kann, es fehlt der Kraft die Materie, in 
der sie sich äußert. 

Um unseren, in für den Außenstehenden 
scheinbar so unglücklicher Lage befindlichen 
Geist-Menschen im Innern der Kugel aus seinem 
Hindämmern und vorstellungslosen Sein aufzu- 
rütteln und ihm die Möglichkeit zu geben, seine 
latenten Geisteskräfte zu wirksamen, kinetischen 
umzuformen, sind wir gezwungen, ihm das dazu 
nötige Material in seine Kugel hineinzuschaffen. 

Dazu diene uns eine weitere Annahme. An 
unserer Kugel werden verschiedene Instrumente 
angebracht, welche einen Verkehr mit der Außen- 
welt ermöglichen. Zunächst ein oder mehrere 
Tastorgane, die man sich vielleicht ganz mech- 
anisch als in Stopfbüchsen der Kugel geführte, 
nach allen Seiten bewegliche Stangen vorstellen 
kann und die unser Kugelmensch beliebig von 
innen her bewegen kann. Mit diesen Stangen kann 
er nun die Außenwelt, wenn auch sehr unvoll- 
kommen, abtasten. Trifft eine solche Stange auf 
irgend einen Gegenstand der Außenwelt, so wird 
dadurch ihre Beweglichkeit in bestimmter Rich- 
tung aufgehoben, und unser Mensch fühlt einen 
Widerstand an der Stange, der für ihn eine neue, 
vielleicht die erste Erfahrung seines Lebens bildet. 
Er wird vielleicht zuerst den empfundenen 
Widerstand auf eine besondere Eigenschaft seines 
Tastorgans zurückführen, wird aber bald nach 


. Sammlung einer größeren Zahl derartiger Er- 


fahrungen denselben nach außen projizieren und 
ihn einem Etwas (Gegenstand, Ding) zuschreiben, 
das nicht er selbst oder seine Kugel, sondern 
etwas Anderes, außerhalb Befindliches ist. Da- 
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durch wird er auch gezwungen, sich eine Raum- 
vorstellung zu machen, denn da es außer ihm 
bzw. seiner Kugel, die er mehr oder weniger 
mit sich selbst identifiziert, noch andere Dinge 
hier und dort gibt, so muß er notwendig einen 
sie alle umschließenden Raum dazu denken, in 
welchem sie sich befinden und in bestimmter 
Weise (Entfernung unter einander, Richtung) an- 
geordnet sind. 

Merkt er nun weiter, daß die ihm Wider- 
stände darbietenden Gegenstände sich bald hier 
bald dort im Raume befinden, daß, wo er kurz 
vorher noch Widerstand fand jetzt keiner mehr 
entgegensteht, so schließt er auf eine Ver- 
schiebung der Gegenstände im Raum und ge- 
langt damit zur Vorstellung der Bewegung. Von 
dieser bis zur Zeitvorstellung ist dann nur noch 
ein Schritt: wie er gezwungen ist, sich zwischen 
der jetzigen Stellung eines Gegenstandes und 
seiner früheren noch ein Etwas zu denken, das 
zwischen beiden liegt und auch alle Zwischen- 
stellungen aufgenommen hat, und dem er, ob- 
gleich es weder Form noch Inhalt besitzt, doch 
eine gewisse Existenz (Realität) zuschreiben muß, 
nämlich den Raum, so wird er auch noch ein 
zweites Etwas sich konstruieren, das nicht außen 
zwischen den beiden Stellungen des Gegen- 
standes, sondern gleichsam in ihm selbst zwischen 
der einen Stellung und der anderen liegt und das 
flüchtig ist, vergeht und vorher nicht vorhande:ı 
war und auch nach Einnahme der letzten Stellung 
verschwindet; mit anderen Worten, zwischen den 
beiden verschiedenen Stellungen des Gegen- 
standes, d. h. bis der Gegenstand aus seiner 
Anfangs- in seine Endstellung gekommen ist, 
liegt für den Kugelmenschen eine: bestimmte 
Summe inneren Denkens, innerer Vorstellung, 
innerer Erfahrung, und an dieser Summe mißt 
er dieses Etwas, das er Zeit nennt. Je größer 
diese Summe an innerer Tätigkeit ist, desto mehr 
Zeit ist verflossen (und zwar in ihm selbst) 
zwischen der Einnahme der ersten Stellung und 
der der zweiten; je kleiner die Summe ist, desto 
geringer war diese Zeit. 

Durch das Tastorgan, das unser Kugelmensch 
immer besser zu gebrauchen lernt, kann er die 
Gegenstände seiner näheren Umgebung abtasten 
und sich nach dieser Abtastung eine bestimmte 
Vorstellung von der Eigenart derselben in bezug 
auf ihre gegenseitige Stellung, ihre äußere Ge- 
stalt, ihre Härte, ihre Oberflächenbeschaffenheit 
(rauh, glatt), vielleicht auch ihre Schwere 
machen. Er wird sich also eine bestimmte Welt 
konstruieren im Innern seiner Kugel und im- 
stande sein, diese Welt oder besser ein Abbild 
dieser Welt, so wie er sie sich vorstellt, so 
wie sie für ihn also vorhanden ist, als Bild auf 
einer Tafel abzuzeichnen, wiederzugeben. In- 
wieweit dieses von ihm nur auf Grund seiner 
Erfahrung durch das Abtastorgan konstruierte 


Weltbild mit der wirklich vorhandenen Welt 
übereinstimmt und ob überhaupt Unterschiede 
zwischen beiden vorhanden sind, kann er nicht 
feststellen, ja er wird naturgemäß zunächst in 
naiver Weise annehmen, daß beide identisch 
sind. 

Den Unterschied zwischen dem „Ding an 
sich‘ und seiner „Erscheinung“, den erst der 
skeptische oder kritische Forscher macht und 
der schon seit alter Zeit die Philosophen be- 
schäftigt, kennt er wohl noch nicht, denn dazu 
sind Zweifel an der einwandsfreien Zuverlässig- 
keit seiner Tastorgane nötig, zu denen er zu- 
nächst noch keine Veranlassung hat. 

Aber die Erfahrungen, die der Kugelmensch 
mit Hilfe seiner Tastorgane an der außerhalb 
seiner Kugel befindlichen Welt macht, werden an 
Umfang und Inhalt zunehmen und das Weltbild, 
das er sich auf seiner Tafel aufzeichnet, wird 
immer vollständiger und ausgedehnter werden. 
Es wird auch immer mehr ins einzelne gehen, 
dataillierter werden, denn durch lange Uebung 
mit den Tastorganen wird auch die Genauigkeit 
des Abtastens eine höhere, und die Empfind- 
lichkeit für geringe Unterschiede in der Lage, 
Richtung und Bewegung der äußeren Gegen- 
stände wächst. Ebenso werden spätere genauere 
Abtastungen frühere flüchtigere kontrollieren 
und auch abändern, so daß er manche Teile 
seines auf der Tafel gezeichneten Weltbildes 
auslöschen und durch neue Aufzeichnungen er- 
setzen muß, wodurch sich vielleicht auch deren 
Verbindung mit den herumliegenden Bildteilen 
ändert und daher auch diese wenigstens teil- 
weise korrigiert werden müssen. 

Wenn wir jetzt noch unserem Kugelmenschen 
weitere Organe geben, etwa ein künstliches Auge 
in Gestalt einer Kamera obscura, ein künst- 
liches Ohr in Gestalt eines Telephons, ein Ge- 
ruchs-, ein Geschmacks- und ein Temperatur- 
organ, so daß er imstande ist, auch andere 
Eigenschaften der Gegenstände der Außenwelt 
wahrzunehmen, so wird sein Weltbild, seine an- 
schauliche Vorstellung von den Gegenständen 
immer vollständiger werden und sich der Wirk- 
lichkeit immer mehr nähern. 

Wir sehen jetzt schon, worauf dieses Bei- 
spiel hinaus soll. Der Kugelmensch sind wir 
selbst, die wir mit der Außenwelt lediglich durch 
unsere Sinnesorgane in Verbindung stehen. Wir 
können nur das erkennen, was durch unsere Sinne 
Eingang in unser Inneres findet, und wir können 
es nur so erkennen, wie es auf unsere Sinne 
wirkt. Ob die Vorstellung, die wir uns aus diesen 
Sinneserregungen konstruieren, der Wirklich- 
keit entspricht, wissen wir nicht, und werden 
wir nie wissen. Die Philosophie macht ihre 
Spekulationen darüber; in der Wissenschaft und 
im praktischen Leben werden wir gut tun, die 
Uebereinstimmung als vollständig anzunehmen. 

. (Schluß folgt.) 
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Beitrag zur Geschichte des Wasserbaues in Aegypten. 


Von ®ipl.-Ing. H. E. Axelrad, Berlin. 


Das Land, das der Nil von den Katarakten 
bis an das Mittelmeer durchzieht, hat viele ge- 
lehrte Forscher durch seinen wundersamen Reiz 
veranlaßt, auf die Eigenart desselben hinzu- 
weisen, und auch darauf, wie sehr der durch- 
ziehende Strom in dem der Wüste abgerun- 
genen Gebiete nicht bloß in materieller Hin- 
sicht stets der treue Ernährer geblieben, son- 
dern wie er auch die geistige Ausbildung und 
das soziale Werden der an seinen Ufern ange- 
siedelten Bewohner so unverkennbar beeinflußt 
hat. Die allmählichke Urbarmachung des alten 
Aegyptens steht mit dem Wasserbau in innigster 
Beziehung; denn nur durch Ueberwändung von 
Schwierigkeiten, die man in anderen Ländern 
nicht kannte, war es möglich, einen Anbau zu 
erringen, und selbst die Prachtbauten der Tempel 
und Labyrinthe, die Errichtung der Obelisken 
und Pyramiden treten ins Dunkle, wenn man 
die vielen und großen Unternehmungen in Be- 
tracht zieht, welche der Wasserbau dieses Lan- 
des erforderte. Der See des Möris, der Kanal 
nach dem arabischen Meerbusen, die Erddämme, 
auf denen man Städte und andere Wohnplätze 
errichtete oder die man als Schutzwehre der- 
selben gegen die gewaltigen Ausströmungen des 
Nils aufführte, die Menge größerer und kleinerer 
Kanäle, welche das ganze Land bedeckten und 
auf Tagereisen sich in die Iybischen und arabi- 
schen Sandwüsten erstreckten, so daß der mäch- 
tige Strom sich gleichsam in tausend kleine 
Strömungen verlief und dem Meere kaum die 
Hälfte seiner Wasserarme zuführte, endlich die 
Bewässerungsteiche, die Zisternen, die Nil- 
messer, die Schleusen, Brücken und Schöpf- 
maschinen sind Werke, die teils durch ihren 
Umfang, teils durch das Kühne und Große ihrer 
Anlagen Bewunderung erregen, indem sie zu- 
gleich von der Festigkeit, der Macht und dem 
sinnreichen Kunstfleiß des Volkes beredtes 
Zeugnis ablegen. 

Die Aegypter waren nicht bloß die ersten, 
sie waren auch die külhnsten Wasserbaumeister, 
und ihr merkwürdiger Strom gab ihnen den 
Anstoß zu jenen hervorragenden Bauten, die sie 
zu dem bedeutendsten Kulturvolke des frühesten 
Altertums machten. Manche Eigentümlichkeit 
hängt bei den alten Niltalbewohnern unmittel- 
bar mit der Natur des Landes, ebenso wie mit 
der des Stromes innig zusammen. Es ist dies 
vor allem der lebhafte Sinn für Regelmäßig- 
keit, eines der Hauptfundamente ägyptischen 
Wesens, auf welchem das Volk stehend, so 
Großes erreicht hat; ihre hohe Achtung vor 


bestehenden Gesetzen und ihr strenges Fest- 
halten an alt hergebrachter Ordnung. Der Grund, 
warum gerade diese Eigenschaften so ausgeprägt 
hervortreten, ist in dem alljährlichen Steigen 
und Fallen des sie ernährenden Stromes zu 
suchen, das sich in einer unwandelbaren Regel- 
mäßigkeit vor ihren Augen vollzog. Die Wahr- 
nehmung der Stromschwellungen, die nicht von 
einem zufälligen Witterungswechsel abhingen, 
leitete sie zu höheren Betrachtungen und For- 
schungen. Um den richtigen Zeitpunkt genau 
festzustellen, gelangte man hier schon früh- 
zeitig zu astronomischen Kenntnissen und einem 
auf astronomischen Beobachtungen basierenden 
Kalender mit Jahreseinteilung. Hingen doch 
vom Beginn der Füllung des Nilbettes, vom 
höchsten und niedrigsten Wasserstand mehr oder 
weniger alle Geschäfte und Hantierungen im 
Laufe des Jahres ab. 

Ueber die innigen Wechselbeziehungen 
zwischen Land und Volk des alten Aegyptens 
spricht sich Carl Ritter!) treffend aus, indem 
er sagt: „Soweit unsere Geschichte zurückreicht, 
kennen wir bis heute noch kein einem Haupt- 
strome anwolhnendes Kulturvolk, in dessen Ge- 
schichte die lokalisierende Erdnatur so scharf 
ausgeprägt erscheint, in welcher die Natur des 
Vaterlandes so überwiegend bedeutend in der 
Entwicklung des Aeußeren und Inneren her- 
vortrat, wie bei dem Volke des alten Aegyp- 
tens. Es ist daher wohl auch von der ganzen 
Menschengeschichte nur ein einziges Mal die 
Eigentümlichkeit der ägyptischen Entwicklungs- 
geschichte zur Erscheinung gekommen, und 
diese konnte nur mit der Bildung im 
Wassersysteme des Nilstromes zusammenfallen.*“ 
Dies zeigt die ununterbrochene Reihe von 
Architekturdenkmälern, die sich an den Ufern 
des Stromes von der Südgrenze Aegyptens bis 
zur Mittelmeerküste hinzieht, welche in Hin- 
sicht auf ihre Riesengröße, die Vollendung und 
Pracht ihrer Ausführung und die den Jahr- 
tausenden trotzenden Felsenfestigkeit den ersten 
Rang auf der Erde einnehmen. „Die Baukunst 
der alten Aegypter ist von ihrem heimatlichen 
Boden nicht loszureißen; in fremder Erde ge- 
bettet, erscheint sie eine rätselhafte Sphinx, dem 
Verständnisse des Beschauers unzugänglich. Aber 
um so klarer redet sie im eigenen Lande; 
unser Interesse wird da nicht allein geweckt 
durch das Gefühl der Ehrfurcht bei dem Ansehen 


1) Carl Ritter: Die Erdkunde im Verhältnis zur Natur und 
Oeschichte des Menschen. 
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der Denkmäler aus den Urzeiten der mensch- 
lichen Zivilisation, sondern wächst, indem wir 
erkennen, daß wir hier eine Kunst vor uns 
haben, die das Siegel der Ursprünglichkeit an 
ihrer Stirn trägt. Als ob Jahrtausende hindurch 
nur dieses eine Volk gelebt hätte, ist ihre Kunst 
unberührt geblieben von der Einwirkung anderer 
Völker, kein fremder Gedanke mischt sich in 
die verständige Form ihrer Säule, kein aus- 
wärtiger Lehrmeister überliefert ihnen die Ge- 
setze und Regeln der Skulptur, kein Muster 
des Auslandes stand ihnen zu Gebote bei der 
eigentümlichen Darstellung ihrer Bildwerke; aus 
dem ureigensten Geiste entsprang hier die Kunst 
wie Wissenschaft und beide wurden zu Trä- 
gern der Kultur und Gesittung für gleichzeitige 
und nachkommende Völkerschaften der Erde ?2).“ 

Bei so wunderbarem, produktionsfähigem 
Fruchtboden, wie das Niltal ihn besitzt, war 
eine große Ergiebigkeit des Ackerbaues und 
somit auch die Hauptbedingung zur Existenz 
einer dichten Bevölkerung gesichert. Diesen Um- 
ständen gemäß entfaltete sich rasch gedeihlicher 
Wohlstand, und wieder lieh der Strom seine 
hilfreiche Mitwirkung, indem er nach allen Seiten 
hin den Verkehr erleichterte und den Aufschwung 
von Handel und Gewerbe begünstigte. Um den 
Wohlstand zu wahren, den die Bevölkerung vor- 
zugsweise dem Nil verdankte, war sie unaus- 
gesetzt damit beschäftigt, ihre Wohnungen und 
die sie ernährende Feldflur gegen das alljähr- 
liche Anschwellen und Ueberschwemmen des 
Stromes zu schützen. Es entstanden so die ersten 
künstlichen Erhöhungen und Eindämmungen, 
welche die bewohnten Orte gegen die eindrin- 
genden Fluten sicherten. Für die zweckmäßige 
Anlage und Erhaltung fester Uferumwallungen 
und eines vielfach verzweigten Kanalnetzes wurde 
Sorge getragen. Dieses nahm einen stets ausge- 
dehnteren Maßstab an, da man genötigt war, 
durch die immer stärker anwachsende Bevölke- 
rung so weit hin als möglich das befruchtende 
Wasser des Stromes zu leiten, um neues Kultur- 
land auf dem von ihm erreichten Terrain zu 


gewinnen. Die Baulust der Bevölkerung wurde - 


geweckt durch die infolge eigenartiger Be- 
schaffenheit des Landes gebotenen Arbeiten, und 
gerade die ersten Wasserbauten der alten 
Aegypter, die durch den Nilstrom veranlaßt 
wurden, ließen ihren Bausinn erstarken und 
führte sie zur Lösung der schwierigsten 
Aufgaben, zu architektonischen Schöpfungen, die 
bis zum heutigen Tage nicht übertroffen worden 
sind. 

Einer der interessantesten Beiträge zur Ge- 
schichte des Wasserbaues ist wohl die Ent- 
stehung des ersten Staubeckens, des Mörissees, 


2) G. Erbkam: Ueber die Gräber und Tempel des alten 
Aegyptens. 


den König Amenemhat Ill. aus der XII. Dynastie 
(nach Lepius regierte er 2221 bis 2179 v. Chr., 
und der von den griechischen Historikern Möris 
genannt wurde), unter einer großen Zahl von 
Monumenten, als sein Hauptwerk ausführen ließ. 
Ueber die großartige Anlage, deren Zweck es 
war, die Ueberschwemmung durch ein großes 
Reservoir zu regulieren, haben fast alle klassi- 
schen Autoren, welche Aegypten in ihren Wer- 
ken behandelten, ausführliche Notizen hinter- 
lassen. Um die wohltätige Wirkung der Ueber- 
flutung für den Boden Aegyptens zu steigern, 
sollte die Ueberschwemmung für das Delta 
durch Ableitung eines Teiles der Wassermenge, 
welche in der Nähe von Memphis in Ober- 
ägypten aufgefangen wurde, gemäßigt werden, 
um hier Versumpfungen zu vermeiden und die 
Marschlande trocken legen zu können. Es sollte 
aber auch dazu dienen, in den Jahren höherer 
Ueberschwemmung einen Teil der Wassermenge 
aufzubewahren, um in den Jahren geringerer 
Ueberflutung die höher gelegenen Aecker zu 
bewässern. Aber auch in den wasserlosen Mo- 
naten sollte die aufgespeicherte Wassermenge 
dem Ackerlande der Umgebung dienlich sein. 
Betrachtet man die Karte Ober-Aegyptens, 
so findet man, daß wenige Meilen von Memphis 
eine Senkung die Iybische Bergkette durch- 
schneidet, die aus dem Nil zu einem geräumi- 
gen muldenförmigen Talkessel, dem heutigen 
„Fayum‘“, führt. Die Mulde des Fayum bot 
einen gutgelegenen Raum für ein Becken 
zur Aufnahme eines Teiles der Ueber- 
schwemmung des Nils, und die Senkung der 
Iybischen Berge gewährte einen natürlichen Weg 
für einen Kanal, der das Becken aus dem Nil 
und den Nil aus dem Becken speisen konnte. 
Nachdem Tausende von Menschen den Boden 
aufgegraben hatten, ließ König Amenemhat III. 
einen 17 Kilometer langen und hundert Meter 
breiten Kanal bauen, um einen Teil des Nil- 
wassers nach dem Tale hinzuleiten. Dieser große 
Kanal ist noch bis auf unsere Zeit erhalten 
geblieben und unter dem Namen Josephs-Kanal 
bekannt. Das Werk muß unermeßliche Summen 
gekostet haben, denn es ist an mehreren Stellen 
in den Felsen gehauen. Es war noch nicht ge- 
nügend, daß man Aegypten von einer über- 
mäßigen Ueberschwemmung befreite, die in 
jenen alten Zeiten auf einem Lande, das viel 
niedriger war als heute, zu lange stehen blieb 
und Unfruchtbarkeiten verursachte; man mußte 
dieses Wasser auch für den Ackerbau nützlich 
machen. Diesen Zweck erreichte der große 
Fürst dadurch, daß er zwei andere Kanäle aus 
dem See zu dem Flusse ziehen ließ. Zu ihren 
Häuptern wurden Schleusen angelegt, die wäh- 
rend der Zeit der Nilschwellung geschlossen 
blieben. Dann drang das Wasser durch den 
Josephs-Kanal und häufte sich in dem unge- 
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heueren Becken des Möris-Sees an. Während 
der sechs Monate, in denen der Nil fiel, öffnete 
man die Schleusen, und eine Wasserfläche von 
etwa 35 Kilometer im Umfange, die 10 Meter 
höher stand als der gewöhnliche Wasserspiegel 
des Nils, ergab zum zweiten Male eine Ueber- 
schwemmung, der man eine beliebige Richtung 
geben konnte. Ein Teil des Wassers kehrte 
in den Fluß zurück und diente der Schiffahrt, 
ein anderer verteilte sich in unzählige Kanäle, 
bewässerte die Felder und verbreitete bis nach 
den sandigen Hügeln hin Fruchtbarkeit. 


ENTUTCHF un KARTE 
wer 
PROYNIA FATON 


— tiam hey bo m m d Fa — 


binant de Breite londa 


Fig. 1. 


In der Mitte des vergangenen Jahrhunderts 
gelang es dem Ingenieur des Khedive Moham- 
med-Ali, Linant-Bey 3) die wahre Lage des Sees 
näher nachzuweisen, der nach seinen Forschun- 
gen nicht in der Erde eingegraben, sondern 
durch ungeheuere Dämme umgeben, als Bassin 
ausgebildet war, von dessen Umwallungen sich 
noch heute deutliche Spuren nachweisen lassen. 

„Auf einer Reise nach Medinet el-Fayum‘‘, 
berichtet Linant de Bellefonds, „verweilte ich 
in der Schlucht des Bahr belama bei dem Dorfe 
Sele (siehe Karte) und genoß das in diesen 
Gegenden seltene Vergnügen, auf einem frischen 


3) Linant: Mémoire sur le lac Moeris, Alexandrie 1843. 


Dipl.-Jng. Axelrad, Beitrag zur Geschichte des Wasserbaues in Aegypten 


Rasen am Ufer eines fließenden Wassers zu 
sitzen. Ich betrachtete mir ringsum die steilen 
Böschungen des Bahr belama und bemerkte an 
ihrem oberen Teile unter den Stein- und Erd- 
lagen die Querschnitte eines Hügels zu beiden 
Seiten der Schlucht. Diese beiden Einschnitte 
waren senkrecht zur Richtung des Weges, und 
ich erinnerte mich, daß dieser Weg in sehr 
gerader Richtung auf einer Höhe fortlief, die 
viel tiefer gegen Norden als gegen Süden ab- 
fiel. Um den dadurch angeregten Gedanken 
weiter zu verfolgen, erstieg ich eilig die 


Karte von Linant de Bellefonds. 


Böschung der Schlucht und war bald auf dem 
erhöhten Boden, wo sich die Straße von Zawieh 
befindet. Ich erkannte in dieser Erhöhung den 
Damm, der in gerader Richtung von El-edua 
bis zu einem Punkte östlich von den Trümmern 
am Ufer des Bahr-Wardan fortgeht. Der ganze 
Zustand und die Größe des Dammes, der aus 
wenig Erde, vielen Kieseln und Kiessand be- 
steht, sprachen für sein hohes Alter und für 
seinen Zusammenhang mit dem See des Möris. 
Zur Bestätigung dieser Vermutung verfolgte ich 
den Damm von seinem östlichen Anfangspunkte 
an. Er geht von den gedachten Trümmern 
schnurgerade bis El-edua (22800 französ. Fuß) 
und von da mit geringer Beugung bis El-ellam 
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(13200 franz. Fuß). Die südliche Landschaft 
liegt etwa 6 franz. Fuß, die nördliche 24—27 franz. 
Fuß niedriger. Es ist schwierig, die untere 
Breite genau zu messen, weil die Böschung 
nach Norden sehr sanft abfällt, doch kann man 
die Breite auf 18 franz. Fuß schätzen. 

Beim Dorfe Ell-ellam verschwindet der 
merkwürdige Bau, er wurde ohne Zweifel von 
den durchbrechenden Wassern in alter Zeit weg- 
geschwemmt. Ich fand ihn aber wieder nord- 
westlich von Biamo, westlich von den Bau- 
werken, die man für Fußgestelle von Bild- 
säulen gehalten hat. Ich traf ihn trotz mancher 
neuen Unterbrechungen bei Zawieh in der Rich- 
tung gegen die Ruinen von Crocodilopolis, ferner 
südöstlich von Medineh, und ich schloß, daß 
er von hier über Ebgig nach Atamere geführt 
habe. Er zeigt sich wieder, und zwar gut aus- 
gemauert bei Miniet el-Heit, wo er den Floß- 
graben des Bahr-Neslet schließt. Von da geht 
er über Schidimo bis gegen den See Garak 
(32400 franz. Fuß), wo er in der Wüste endigt. 
Ich maß ihn bei Bahr-Neslet. Hier hat er eine 
obere Breite von 30 franz. Fuß, eine starke 
Böschung nach unten und zahlreiche Strebe- 
pfeiler auf der Seite des abfließenden Wassers. 
Seine Höhe beträgt 37 franz. Fuß. An dieser 
Stelle bemerkte ich eine große Menge Trümmer 
von Deichen und Brücken, die schon im Alter- 
tum zerstört und auf derselben Stelle wieder 
erbaut wurden.‘ 

Durch den Damm wurde ein Areal von 
405 476000 Quadratmeter umschlossen, dessen 
Umwallung aus etwa 20—30 Millionen Kubik- 
meter Erde bestand. Sein Fassungsvermögen war 
87000 Mill. Kubikfuß Wasser, das nach Abzug 
der Verdunstung auf 82000 Mill. Kubikfuß 
sank 4). Vergleichsweise bemerkt Linant, daß 
Mohammed-Ali jährlich für Dämme etwa 27 Mil- 
lionen Kubikmeter Erde aufschütten ließ. Der 
Arbeiter liefert etwa ?/ Kubikmeter pro Tag, 
so daß der Mörissee in etwa vier Monaten von 
444 444 Arbeitern aufgeführt werden konnte. 
Ueber die Breite des Dammes berichtet der 
Aegyptolog Lepsius in seinem Brief vom 
18. Juli 1843, daß sie nicht sicher anzugeben 
ist, wohl aber nach seinen Untersuchungen etwa 
150 Fuß betragen haben muß. „Die Höhe der 
Dämme 5) wird mit der Zeit etwas niedriger 
geworden sein. Ich fand sie 1,90 Meter über 
dem jetzigen Seeboden und 5,60 Meter über 
der jenseitigen Fläche. Wenn wir diese letztere 
von gleicher Höhe mit dem ursprünglichen See- 
boden annehmen (der aber wahrscheinlich tiefer 
lag, weil das äußere Terrain bewässert wurde 
und sich folglich erhöhte), so würde die frühere 
Höhe des Dammes, abgesehen von seiner all- 


4) Linant: Mémoire sur le lac Moeris, Alexandrie 1843. 
8) Lepsius: Briefe aus Aegypten, Bri. 1852, S. 80. 


mählichen Verflachung von oben her 5,60 Meter, 
also an 17 Fuß betragen haben, und sich der 
Boden im Inneren des Sees während seines 
mehr als zweitausendjährigen Bestehens um 
11 Fuß durch die Erdniederschläge erhöht 
haben. Nimmt man aber an, daß auch die 
elf bis zwölf Fuß schwarze Erde, die sich noch 
außerhalb der Dämme finden, in historischer 
Zeit aufgeschwemmt wurden, so würden sich 
die obigen Zahlen sogar verdoppeln. Dadurch 
begreift es sich, wie seine Nützlichkeit mit der 
Zeit sehr verringert werden mußte, denn durch 
die Erdfüllung von 11 Fuß gingen dem See 
(wenn wir den Umfang desselben nach Linant 
annehmen) ungefähr 13000 Millionen Quadrat- 
fuß Wasser verloren, die er früher mehr halten 
konnte.“ 

Von großem Interesse sind die Berichte der 
alten Historiker über die Bedeutung des Staues, 
die freilich weder in bezug auf den Umfang 
noch auf die Einzelheiten, die sie berichten, 
übereinstimmen, was wohl auf das Fehlen einer 
genauen Messung des Seebettes zurückzuführen 
ist. — Von den Nachfolgern des Menes, so 
erzählt Herodot, hat König Möris (irrtümliche 
Bezeichnung bei den Griechen für Amenem- 
hat HI.) denkwürdige Werke ausgeführt, indem 
er das nördliche Torgelände am Tempel des 
Hephaestos (d. h. des Ptah) zu Memphis erbaute, 
einen großen See ausgrub und in diesem Pyra- 
miden errichtete. „Die Priester sagten mir,“ 
so fährt er fort, „daß unter der Herrschaft des 
Möris der Nil das Land unterhalb Memphis 
überschwemmt habe, wenn er auch nur 8 Ellen 
gestiegen sei; jetzt aber bedecke der Fluß das 
Land nicht, wenn er nicht 16, wenigstens aber 
15 Ellen steige; und mir scheint, wenn sich 
der Boden in demscliben Verhältnis weiter er- 
höht, die Acgypter, welche unterhalb des Möris- 
sees das Gebiet des Deltas bewohnen, Mangel 
leiden werden. Der Umfang des Sees des Möris 
beträgt 3600 Stadien oder sechzig Schoenen und 
hat eine Tiefe an der tiefsten Stelle von 
50 Klafter. Die Länge des Sees geht von Nor- 
den nach Süden. Daß er von Menschenhänden 
gemacht und gegraben' ist, zeigt er selbst. Denn 
etwa in der Mitte des Sees stehen zwei Pyra- 
miden, deren jede das Wasser um 50 Klafter 
überragt, und darauf sitzt ein steinerner Koloß 
auf einem Thron. Das Wasser des Sees aber 
ist kein selbsterzeugtes, denn die Gegend dort 
ist äußerst wasserlos, sondern wird durch einen 
Graben aus dem Nil hineingeführt. Sechs Mo- 
nate fließt das Wasser aus dem Nil in den See 
und sechs Monate wieder aus dem See in den Nil. 

Die sechs Monate, in denen das Wasser aus 
dem See abfließt, hat der königliche Schatz 
täglich ein Talent Silber Einkünfte für Fische, 
und wenn es wieder in ihn zurückkehrt, zwanzig 
Minen. Die Eingeborenen sagen, der See sei 
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auch unter der Erde durch einen Kanal, der 
gegen Abend zu bei dem Berge über Memphis 
gezogen worden sei, nach der Iybischen Sand- 
wüste hingeleitet worden. Da ich die ausge- 
grabene Erde nirgends sah, so fragte ich die 
Bewohner des Ufers, wo sie denn hingekommen 
wäre? Sie sagten mir: man habe sie in den 
Fluß gebracht und der Strom habe sie nach 
dem Meere hingebracht.“‘ l 


Diodorus Siculus bereiste 57 v. Chr. Aegypten 
und gibt Bericht, daß — zehn Schoenen von der 
Stadt Memphis entfernt — König Möris einen 
See ausgraben ließ von wunderbarem Nutzen 
und von unglaublicher Größe. „Wer fragt 
nicht, die Größe dieses Werkes erwägend, 
wieviel Myriaden von Männern dieses Werk in 
wieviel Jahren volibracht hatten. Aber seinen 
Nutzen, den gemeinsamen Vorteil für die Be- 
wohner Aegyptens und die weise Einsicht dieses 
Königs möchte wohl niemand nach Verdienst 
zu rühmen imstande sein.“ 


Der griechische Historiker Strabo von Amasia, 
der 20 n. Chr. seine Werke herausgab, sagt 
von diesem oberhalb Memphis gelegenen See: 
„Der Bezirk der Stadt Arsinoe, welche früher 
die Stadt der Krokodile hieß, übertrifft alle 
übrigen sowohl durch seinen Anblick und durch 
seine Fruchtbarkeit, als durch seine Werke. Er 
allein ist mit schönen großen Oelbäumen be- 
deckt, während das übrige Aegypten ohne Oel- 
bäume ist, er trägt nicht wenig Wein, Getreide, 
Hülsenfrüchte und sehr viele andere Gewächse. 
Dazu besitzt er den bewunderungswerten See 
des Möris, ein Meer seiner Größe nach, dem 
Meer auch durch seine Farbe ähnlich und auch 
die Ufer gleichen den Ufern des Meeres. Dieser 
See des Möris ist durch seine Größe und Tiefe 
ausreichend, bei den Ueberschwemmungen die 
große Flut aufzunehmen, so daß diese be- 
wohnten und bepflanzten Gebiete nicht über- 
strömt werden; danach aber beim Sinken des 


Aus dem Rechtsgrundsatz, daß ein Gesetz nur 
für das Gebiet seines Urheberstaats erlassen 
wird, ergibt sich ohne weiteres auch der räum- 
liche Geltungsbereich des Gewerbe-Unfallver- 
sicherungsgesetzes: prinzipiell gilt es nur für 
die innerhalb der Reichsgrenzen betriebenen 
Unternehmungen. Die deutschen Kolonien und 
Tsingtau gelten nicht als Inland, ebenso nicht 
Neutral- Moresnet, jenes bekannte zwischen 


Wassers, nachdem er den Ueberfluß, durch 
eine der beiden Mündungen des Kanals 
abgegeben hat, das für die Bewässerung er- 
forderliche Wasser zurückzubehalten, sowohl er 
selbst als der Kanal. Dies nun geschieht auf 
natürlichem Wege; aber an den beiden Mün- 
dungen des Kanals sind auch Schleusen ange- 
bracht, durch welche die Baumeister den Zu- 
fluß des Wassers regeln.“ Auch Tacitus (An- 
nalen 2, 61) gedenkt des ausgegrabenen Sees, 
„der die Ueberflutungen des Nils aufnehme“. 
Der See des Möris, dies gewaltige und 
größte aller Wasserbauwerke der alten Aegyp- 
ter, dessen Nutzen noch Diodor so hoch ein- 
schätzte und das noch zu Tacitus Zeit bestand, 
fiel wahrscheinlich durch Vernachlässigung der 
Anlage dem Untergange anheim. Das Niveau 
des Seebodens stieg durch stetige Einführung 
neuer Schlammassen, die das Nilwasser all- 
jährlich mit sich brachte, was eine Wertvermin- 
derung des Reservoirs ergab, da das Quantum 
an Wasser, welches das Becken aufnehmen 
sollte, dadurch herabgesetzt wurde. In diesem 
Falle hätte eine Ueberhöhung der Dämme nichts 
genutzt, da das Einströmen des Nilwassers vom 
Kanalniveau und dem Niveau des Seebeckens 
selbst abhing. Da auch die Dämme in späterer 
Zeit vernachlässigt wurden, muß bei einer 
starken Ueberschwemmung das Wasser die 
Umwallung überstiegen haben, und indem es 
diese zum Teil zerstörte, erfolgte ein Durch- 
bruch nach Westen, welcher den am niedrigsten 
liegenden Teil des Fayum mit Wasser füllte 
und den heute sich dort befindenden See Birket 
el-Kerum bildete. Das Wasser dieses Sees, der 
vom Josephs-Kanal noch heute spärlich gespeist 
wird, genügt noch immer, den größten Teil des 
Fayum zu einem der fruchtbarsten und 
blühendsten Gebiete Aegyptens zu machen. Der 
Spiegel des Birket liegt 70 Fuß tiefer als der 
Kanal, welcher einst das Reservoir mit dem 
Nil verbunden hat. (Schluß folgt.) 


Der räumliche Geltungsbereich des Gewerbe-Unfallversicherungsgesetzes. 
Von Magistratsassessor F. Lange, Neukölln. 


Preußen und Belgien streitige Grenzgebiet. Bei 
einem im Inlande von Inländern betriebenen 
Unternehmen ist die Versicherungspflicht, falls 
es sich überhaupt um einen versicherungs- 
pflichtigen Betrieb handelt, selbstverständlich. 
Zweifelhaft kann aber die Anwendbarkeit des 
deutschen Gesetzes nach zwei Richtungen hin 
sein, nämlich bei dem Betrieb eines Ausländers 
im Inlande oder eines Inländers im Auslande. 
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Da der deutsche Ingenieur heute längst nicht 
mehr dem ‚Territorialitätsprinzip‘ huldigt, dürfte 
eine Erörterung der hier in Betracht kommenden 
Rechtsverhältnisse im Interesse der Versicherten 
sich empfehlen. 

Das Gesetz selbst gibt über diese Fragen 
keine Auskunft. Erst die Rechtsprechung und 
Verwaltungstätigkeit des Reichsversicherungs- 
amts haben hier feste Grundsätze geschaffen. 
Danach ist stets zu prüfen, ob es sich um 
selbständige oder unselbständige Bestandteile 
eines Betriebes handelt. Das Reichsversicherungs- 
amt behandelt unselbständige Bestandteile 
eines Betriebs, sog. „Ausstrahlungen“ — z. B. 
die Ausführung kleinerer Bauarbeiten, Montagen 
u. a. — als Zubehör des Betriebs und deshalb 
in der Anwendbarkeit des Gesetzes wie den 
Betrieb selbst. Daraus folgt, daß solche Aus- 
strahlungen eines deutschen Betriebs ins Aus- 
land der deutschen Gesetzgebung unterworfen 
sind, daß also auf alle Personen ohne Rücksicht 
auf ihre Nationalität, falls sie bei solchen Aus- 
strahlungsarbeiten im Auslande beschäftigt 
werden, das deutsche Gesetz Anwendung findet. 
So ist z. B. der Unfall eines Arbeiters einer im 
Inland an der Grenze gelegenen Zuckerfabrik, der 
beim Transport von Zuckerfässern für die Fabrik 
während des Transports durch ein vom Wagen her- 
unterfallendes Faß jenseits der Grenze verletzt 
wird, nach deutschem Gesetz von der in Betracht 
kommenden Berufsgenossenschaft zu entschä- 
digen. Dasselbe gilt von einen in einem 
deutschen Werk beschäftigten Techniker, der die 
Montage einer in diesem Werk hergestellten 
Maschine im Auslande zu leiten hat und bei 
dieser Tätigkeit oder bei der Reise einen Unfall 
erleidet. Hier liegt eben nur eine gelegentlich, 
zeitlich und inhaltlich geringfügige Ausdehnung 
der inländischen Betriebstätigkeit ins Ausland 
vor, die wirtschaftlich ohne selbständige Be- 
deutung ist und deshalb vom deutschen Gesetz 
mit geschützt wird. Auch diejenigen Ange- 
stellten, die von deutschen Firmen zu Aus- 
stellungsarbeiten ins Ausland geschickt werden, 
sind sowohl während ihrer Reise wie bei ihrer 
Tätigkeit im Auslande versichert. Endlich sind 
Tiefbohrunternehmungen deutscher Firmen im 
Auslande mit Rücksicht darauf, daß sie je nach 
Bedarf an den verschiedensten Orten ausgeführt 
werden, auch dann als versicherungspflichtig an- 
gesehen worden, wenn sie noch so weit von 
der Betriebszentrale in Deutschland entfernt 
waren. Voraussetzung für die Anwendbarkeit 
des deutschen Gesetzes ist hier allerdings, daß 
die Leitung der einzelnen Arbeiten von der Zen- 
trale aus erfolgt und daß ein Stamm von Be- 
triebsbeamten und Arbeitern vorhanden ist, der 
durch Empfangnahme von Anweisungen seitens 
der Zentrale mit dieser in steter Verbindung 
bleibt. 


Die Anwendung desselben Grundsatzes auf 
Ausstrahlungen ausländischer Betriebe ins Inland 
hat als Ergebnis, daß das deutsche Gesetz für 
die hierbei tätigen Personen keine Geltung hat. 
Läßt also z. B. eine englische Firma eine von ihr 
gebaute Maschine in Deutschland montieren und 
beschäftigt hierbei neben ihrem eigenen Personal 
einen deutschen Ingenieur, so ist dieser gegen 
Betriebsunfälle durch das deutsche Gesetz nicht 
versichert, es sei denn, daß sein Rechtsverhält- 
nis zu einer deutschen Firma ihm den Ver- 
sicherungsschutz wahrt. 


Umgekehrt sind die Verhältnisse dann anders 
zu beurteilen, wenn es sich um selbständige 
Bestandteile eines industriellen Unternehmens 
handelt. Diejenigen Personen (Deutsche wie 
Ausländer), welche von einem ausländischen Be- 
triebsunternehmer in einem in Deutschland lie- 
genden Betriebe beschäftigt werden, der nach 
seinem ganzen Umfang und seiner wirtschaft- 
lichen Bedeutung als selbständig anzusehen ist 
(Filiale, Zweigniederlassung usw.), sind der 
deutschen Gesetzgebung unterworfen. Betreibt 
also z. B. eine englische Gesellschaft in Deutsch- 
land eine Gasanstalt oder hat eine ausländische 
Firma in Deutschland eine in das deutsche 
Handelsregister eingetragene Filiale, so sind die 
sämtlichen hierbei beschäftigten Personen nach 
deutschem Recht gegen Betriebsunfälle ver- 
sichert. 


Hat dagegen ein deutscher Unternehmer einen 
Betrieb im Ausland ohne jeden Zusammenhang 
mit einem inländischen Unternehmen — z. B. ein 
deutsches Konsortium betreibt die Ausbeutung 
von Erdölquellen in Rußland — oder sind die 
von einer deutschen Firma im Ausland auszu- 
führenden Arbeiten von solchem Umfang und 
solcher Dauer, daß sie nicht mehr eine un- 
selbständige Ausstrahlung des deutschen Be- 
triebes bilden, dann findet das Gewerbe-Unfall- 
versicherungsgesetz auch auf die in diesen Be- 
trieben beschäftigten Deutschen keine An- 
wendung. Die ausländische Verkaufsstelle einer 
deutschen Maschinenfabrik wurde als nicht nach 
deutschem Recht versichert angesehen, weil sie 
eine auf längere Dauer berechnete Schöpfung 
darstelle, in der sich in regelmäßiger Wiederkehr 
und in erheblichem Umfange technische Ver- 
richtungen vollzogen, welche die regelmäßige 
Zuziehung mindestens eines Monteurs erfor- 
forderten. Die Verkaufsstelle stand unter be- 
sonderer kaufmännischer und technischer Leitung 
und hatte selbständige Kassenführung. Der Un- 
fall eines deutschen Angestellten der Verkaufs- 
stelle bei einer im Auslande vorgenommenen 
Montage wäre also nicht nach deutschem Recht 
zu entschädigen gewesen. Ebenso hat das 
Reichsversicherungsamt die Ausführung eines 
Bahnbaues in Deutsch -Südwestafrika, eines 
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Hafen- und Molenbaues in Tanger, die Aus- 
führung umfangreicher Brückenbauten, die Her- 
stellung eines Schachtes, an der 100 Arbeiter 
34 Monate lang beschäftigt waren usw., durch 


deutsche Unternehmer für nicht versicherungs- | 


pflichtig erklärt. Maßgebend für die Frage der 
Selbständigkeit gegenüber dem Hauptbetrieb ist 
besonders der Umstand, ob die Leitung und 
Rechnungsführung von der Zentrale aus erfolgt 
oder nicht. Dagegen ist es für die Versicherungs- 
pflicht eines im Inlande bestehenden Betriebs 
unerheblich, ob der Unternehmer Ausländer ist 
und seinen Wohnsitz im Auslande hat, da es 
nicht auf die Person des Betriebsunternehmers, 
sondern lediglich auf den Sitz des Betriebes an- 
kommt. Ebenso ist es für die Versicherungs- 
pflicht eines Unternehmens gleichgültig, ob die 
Arbeiter durchweg Ausländer sind und im Aus- 
lande wohnen. 

Die Anwendung dieser Grundsätze auf die 
Eisenbahn- und Binnenschiffahrtsbetriebe des 
sich über mehrere Staaten erstreckenden Trans- 
portverkehrs führt zu dem Ergebnis, daß die 
Grenze der Versicherungspflicht im allgemeinen 
mit der geographischen Reichsgrenze zusamnien- 
fällt. Deshalb ist bei ausländischen Eisenbahnen, 
die in das Inland übergehen, und bei auslän- 
dischen Schiffahrtsbetrieben, die auch deutsche 
Flüsse befahren lassen, das deutsche Gesetz auf 
den sich im Inlande abspielenden Betriebsteil 
anzuwenden, falls es sich eben nicht nur um 
eine bloße „Ausstrahlung“ des ausländischen Be- 
triebs, sondern um einen regelmäßigen Verkehr 
von erheblichem Umfang handelt. Für Eisen- 
bahnanschlußstrecken ist namentlich der Umstand 
entscheidend, ob im Inland eine dauernde Be- 
twriebsanlage vorhanden ist, wenn auch der Sitz 
des Gesamtunternehmens sich im Auslande be- 
findet und eine Reihe gesetzlicher Bestimmungen 
nicht anwendbar ist. So hat das Reichs-Ver- 
sicherungsamt den im Inland sich abwickelnden 
Eisenbahnbetrieb einer Kleinbahn mit Sitz im 
Auslande versicherungsrechtlich als selbständigen 
Betrieb angesehen, obzleich die inländische Be- 
triebsstrecke nur eine Länge von 1,4 km hatte, 
weil auf die Dauer errichtete Betriebsanlagen 
von nicht unerheblichem Umfang benutzt wurden 
und das sonst im Auslande tätige Personal einen 
nicht geringen Teil seiner Tätigkeit im Inlande 
ausübte. Bei ausländischen Schiffahrtsbetrieben 
ist ein selbständiger Betrieb angenommen 
worden, wenn ein Schiff im Jahre durchschnitt- 
lich während mindestens 12 Wochen in Deutsch- 
land fährt. Dieselben Grundsätze haben um- 
gekehrt auf den Verkehr deutscher Eisenbahnen 
und Schiffe im Auslande Anwendung zu finden. 
Ein unselbständiger Betrieb bedingt den Schutz 
durch das deutsche Gesetz, wenn sich der Ver- 


kehr im Auslande auf kürzere Anschlußstrecker 
beschränkt, bei größeren Strecken nur dann, 
wenn es sich um vereinzelte Gelegenheitsfahrtenr 
handelt. Dagegen ist der Betrieb eines zwischen 
Danzig und Warschau ständig verkehrenden 
deutschen Dampfers, soweit er sich im Auslande 
vollzog, als nach deutschem Recht nicht ver- 
sichert angesehen worden. Die von dem 
Dampfer befahrene Weichselstrecke war auf 
russischem Gebiet fast ebenso lang wie auf 
deutschem, der Dampfer nahm während der 
ganzen Fahrt Ladung an Bord und hatte sich in 
einem Jahr den ganzen Sommer über in Rußland 
aufgehalten. 


Die verschiedene Beurteilung nach deutschem 
und ausländischem Recht wird vielfach insofern 
zu Mißständen führen, als in einem Falle Per- 
sonen ganz unversichert bleiben, während sie 
in einem anderen Falle sowohl im Inlande wie 
im Auslande der Versicherung unterliegen 
würden und eine doppelte Entschädigung ver- 
langen könnten. Nach $ 4 des Gewerbe-Unfall- 
versicherungsgesetzes können deshalb mit den 
Regierungen anderer Staaten Abkommen ge- 
troffen werden, durch welche die Anwendung 
der deutschen Gesetze ausgeschlossen werden 
kann für die in Deutschland befindlichen 
selbständigen Bestandteile eines ausländischen Be- 
triebs oder erstreckt werden kann auf die im 
Auslande befindlichen selbständigen Bestand- 
teile eines deutschen Unternehmens. Solche Ab- 
kommen sind allerdings bisher nur mit Luxem- 
burg am 2. September 1905 und den Nieder- 
landen am 27. August 1907 getroffen worden!). 
Voraussetzung für den Abschluß solcher inter- 
nationaler Abkommen ist natürlich auf deutscher 
Seite, daß die durch die ausländische Gesetz- 
gebung gewährte Unfallfürsorge der deutschen 
gleichkommt. 


Bei der Schwierigkeit der hier in Betracht 
kommenden Rechtsfragen empfiehlt es sich jeden- 
falls für jeden Versicherten, vor Abschluß eines 
Dienstvertrages mit einer ausländischen Firma 
im Inlande oder einem deutschen Unternehmen 
im Auslande sich über die Frage der Unfall- 
versicherung genau zu informieren. Findet das 
deutsche Gesetz keine Anwendung oder bietet 
die ausländische Gesetzgebung keinen voll- 
wertigen Ersatz, so ist billigerweise vom Unter- 
nehmer eine ausreichende Versicherung bei einer 
deutschen Privatgesellschaft zu fordern. 


1) Reichsgesetzblatt 1905, S. 753 und 1907, S. 763. Dazu die 
Erläuterungen in dem Rundschreiben des Reichs-Versicherungs- 
amts vom 25. Januar 1908 (Amtl. Nachr. S. 527), die Ausführungs- 
bestimmungen vom 16. Dezember 1907 (Reichs-Gesetzblatt S. 773) 
und die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 29. Januar 1908 
(Reichsgesetzblatt S 15). 


— 


B. 


Hochschulnachrichten 


: Hochschulnachrichten. - 


Neuordnung des Unterrichts in Elektrotechnik 
an der Technischen Hochschule zu Berlin. 


Durch Ministerialerlaß ist Herr Prof. Dr. 
E. Orlich, bisher Vorstand der Elektrotech- 
nischen Abteilung der Physikalisch-Technischen 
Reichsanstalt als ordentlicher Professor an die 
Technische Hochschule Berlin berufen worden. 

Bei dieser Gelegenheit sind auf Antrag der 
Abteilung für Maschinen-Ingenieurwesen einige 
wichtige Aenderungen im Lehrplan für den 
Unterricht in Elektrotechnik durchgeführt wor- 
den. Das bisher von Herrn Geheimrat Prof. 
Tr.»Sng. Slaby vertretene Lehrgebiet der 
Grundlagen der Elektrotechnik ist den immer 
mehr gesteigerten Anforderungen entsprechend 
geteilt worden. Während bisher die Studie- 
renden des allgemeinen Maschinenbaues, des 
Verkehrsmaschinenwesens und der Verwaltung 
die Vorlesungen über Grundlagen der Elektro- 
technik in demselben Umfange hören mußten, 
wie er für die Bedürfnisse der eigentlichen 
Elektroingenieure erforderlich ist, soll von jetzt 
ab eine Entlastung eintreten insofern, als für 
die Maschineningenieure usw. nur eine ihren 
Bedürfnissen angepaßte Vorlesung mit vermin- 
derter Stundenzahl und entsprechenden Uebungen 
im Laboratorium angesetzt ist, während die 
eigentlichen Elektroingenieure die Grundlagen 
wie bisher in ausführlicher Behandlung zu hören 
haben. 

Da bei der starken.und wieder steigenden 
Besuchsziffer der Technischen Hochschule zu 
Berlin die Durchführung eines intensiven Unter- 
richtes nach dieser Teilung durch eine einzelne 
Lehrkraft ausgeschlossen erscheint, ist auf An- 
trag der Abteilung für Maschinen-Ingenieurwesen 
das Lehrgebiet in zwei Arbeitsgebiete geteilt 
worden, und zwar entsprechend der oben 
skizzierten Unterscheidung. 

Die Ausbildung der Maschineningenieure in 
abgekürzten Vorlesungen und Uebungen wird 
der langjährige Mitarbeiter und Vertreter des 
Herrn Geheimrats Slaby, Professor Dr. W. 
Wedding, übernehmen, während dem neu- 
berufenen Professor Dr. Orlich die Ausbil- 
dung der Elektroingenieure übertragen ist. Für 
jeden der beiden Herren ist zur Abhaltung der 
Uebungen ein besınderes Laboratorium vorge- 
sehen. M. K. 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Aachen. 
Betrachtungen über die Wärmebilanz 

eines Siemens-Zinkofens. Von Dipl.-Ing. 

Fr. Eulenstein. Wilhelm Knapp, Halle a. S., 1912. 
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Untersuchung über den Einfluß 
einer Axial-Belastung auf den Gleit- 
modul bei Drehung. Von Pipl.-$ng. Paul 
Nettmann, Barberton. M. Krayn, Berlin, 1912, 

Die Wirtschaftlichkeit und Zweck- 
mäßigkeit des Unterwerksbaues und 
Oberwerksbaues im rheinisch-west- 
fälischen Steinkohlenbergbau. Von 
Bergassessor Dr. Westermann, Dortmund. 

Studien über Vereinfachung der 
Verhüttung eisen- und kupferhaltiger 
sulfidischer Nickelerze und Hütten- 
produkte. Von Harald Pedersen, Trondhjem. 
Wilhelm Knapp, Halle a. S., 1912. 

Die Erhöhung der chemischen Wider- 
standsfähigkeit mechanisch noch gut 
bearbeitbarer für Konstruktionszwecke 
verwendbarer Legierungen. Von Dipl.-$ng. 
Otto Barth, Köln. Wilhelm Knapp, Halle a. S., 1912, 

Ueber den Einfluß des Siliciums 
auf die Eigenschaften des Flußeisens. 
Von ®Bipl.-Sng. Pietro Paglianti. Wılhelm Knapp, 
Halle a. S., 1912. 

Das elektrochemische Verhalten 
des Wolframs. Von ®ipfl.-$ng. Alexander Roder- 
burg. Aachener Verlags-Druckerei, Aachen, 1912. 

Vergleichende Untersuchung über 
Methoden der quantitativen Antimon- 
bestimmung. Von ®ipl.-$ng. Carl Hallmann, 
Essen. H. Trapp, Bonn, 1911. 

Ueber -Campher aus Bornylen- 
carbonsäure Derivate der Bornylen- 
carbonsäure. Von PDipf.-$ng. Wilhelm Hilbing, 
Krefeld. A.W. Schade, Berlin N., 1912. 

Ueberden Einfluß geringer Mengen 
Phosphor, Mangan und Zinn auf die 
physikalischen Eigenschaften von 
Kupfer. Von ®ipf.-$ng. E. Münker. Wilhelm 
Knapp, Halle a. S., 1912. 


Technische Hochschule Berlin. 

Wagentechnische Untersuchung eines 
35 PS Kraftlastwagens (ohne Motor- 
untersuchung). Von ®ipl.-Ing. Gabriel Becker. 

Der Azetylen-Sauerstoff-Schweiß- 
brenner, seine Wirkungsweise und seine 
Konstruktionsbedingungen. Von Dipl.. 
Sng. Hans Ludwig. Julius Springer, Berlin, 1912. 

Ueber Antrachinonxanthone. Von 
Dipl.-Ing. Dezsö Urmenyi, Nasgyszentmiklos. Emil 
Ebering, Berlin, 1912. 


Technische Hochschule Danzig. 
Stauchversuche an zylindrischen 

Bleiröhren. Von Dipl.-Ing. Albert Kirsch, Mittel- 

bexbach (Rheinpfalz). Wilhelm Knapp, Hallea.S., 1912. 


Technische Hochschule Karlsruhe. 

Ueber die bauliche Anlage, den 
Betrieb, die Leistungsfähigkeit und 
die Betriebskosten des Rangierbahn- 
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hofes Karlsruhe Von Dipl.-Ing. Friedrich 
Sammet. J. Lang, Karlsruhe, 1912. 

Beiträge zur Identifizierung und 
Kenntnis der Kohlenwasserstoffe des 
Erdöls. Von Jenö Tausz. Robert Noske, Borna- 
Leipzig, 1912. 

Ueber die elektrische Doppel- 
brechung der Gase. Von David E. Hansen. 
Gustav Schade, Berlin, 1912. 


[re ] 


Kurse für gewerblichen Rechtsschutz. 


Da zurzeit keine Möglichkeit zur systema- 
tischen Ausbildung auf dem Gebiete des ge- 
werblichen Rechtsschutzes besteht und die be- 
stehenden Vorlesungen an Hochschulen und 
Universitäten sich nur immer auf einzelne Ge- 
biete erstrecken, wird der Verband Deut- 
scher Patentanwälte von jetzt ab jeweils 
im Wintersemester, etwa von Oktober bis Mitte 
Dezember, und im Sommersemester, von Mitte 
Februar bis Mitte Mai, Kurse zur Aus- und 
Weiterbildung auf dem Gebiete des gewerb- 
lichen Rechtsschutzes veranstalten. 


Zunächst sind folgende Vorlesungen ge- 

sichert: 

1. Patentanwalt Dr. J. Ephraim: 
„Die patentfähige Erfindung nach deut- 
schem und internationalem Rechte.“ 

2. Patentanwalt Dr. Heinemann: 
„Das Warenzeichenrecht.‘‘ 

3. Rechtsanwalt Dr. Isay: 
„Grundlagen des Zivilprozesses mit be- 
sonderer Berücksichtigung des Patent- 
erteilungsverfahrens.‘‘ 

4. Patentanwalt Dr. Lang: 
„Das Gebrauchsmusterwesen.“ 

5. Patentanwalt Dr. Levy: 
„Amerikanisches und englisches Patent- 
recht.“ 

6. Rechtsanwalt Meinhardt: 
„Die den ordentlichen Gerichten über- 
wiesenen Patentsachen.‘‘ 

7. Patentanwalt Mintz: 
„Das Verfahren vor dem Kaiserlichen 
Patentamte.‘ 


Die Kurse werden im Dienstgebäude des 
K. K. Patentamtes im Sitzungssaale 102, im 
ersten Obergeschoß stattfinden. Die Gebühr für 
jede Vorlesung beträgt 10 M. Zugelassen wird 
jeder Studierende oder Absolvent einer Tech- 
nischen Hochschule, Universität oder dergleichen. 
Anmeldung und Belegen geschieht bei der Ge- 
schäftsstelle des Verbandes Deutscher Patent- 
anwälte, Berlin SW.11, Königgrätzerstr. 83. 


Verbandsnachrichten. 


Vom Vorstande. 


Wir machen die Verbandsmitglieder auf den 
seit drei Jahren bestehenden Stellennachweis auf- 
merksam, dessen Abonnement auf das drin- 
gendste empfohlen werden kann. 

Der Abonnementspreis beträgt 1,30 M. pro 
Quartal, wofür die Vakanzenpost mit durch- 
schnittlich 20—40 Stellennachweisen wöchentlich 
franko zugestellt wird. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 

Herren Tipl.-ng.: 

Clemens, Walter, Friedenau, Wilhelmshöher 
Straße 22. 

Fischer, Max, Bromberg, Elisabethstr. 5a, Il r. 

Hencky, Heinrich, Assistent a. d. Techn. 
Hochschule Darmstadt, Darmstadt, Heinrich- 
straße 104,11. 

Bender, Carl, Oberingenieur und Leiter des 
techn. Bureaus in dem Exporthaus Otto Wip- 
pern Hamburg, Hamburg, Schmilinskystr. 84, I. 

Jochheim, Hermann, Dr.-Ing., Chemiker d. 
Bad. Anilin- u. Sodafabrik, Ludwigshafen a. Rh. 

Lemmerich, Alfred, Ingenieur bei der 
Sächs. Maschinenfabrik, Chemnitz, Prome- 
nadenstr. 10,1. 

Meßwarb, Ludwig, Lehrer am Technikum, 
Neustadt i. Mecklb. 

Schäffer, Karl, Bromberg, Schlosserstr. 5. 

Schmidt, Fritz, Techn. Sachverständiger bei 
den Farbenfabriken vorm. Friedr. Bayer & 
Co. Leverkusen, Wiesdorfk” Düsseldorfer 
Straße 37,1. 

Schönsiegel, Anton, PDipl.-Sng. der Sächs. 
Maschinenfabrik, Chemnitz, Kyffhäuserstr. 20. 

Stelling, Ernst Georg, ®ipl.-Sng. bei der 
Sektion für Strom- und Hafenbau Hamburg, 
Hamburg, Schlüterstr. 42 bei Herrn Grote. 

Trau, Friedrich, Betriebsleiter der Deutschen 
Asphalt-Akt.-Ges. Frankfurt a. M., Frank- 
furt a. M., Franziusstr. 8. 

Hingerle, Jos, München, Pullacher Str. 3,1. 

Koeberlin, Karl, Dipl.-$ng. der Maschinen- 
fabrik Stigler, München, Jägerstr. 6, H. 

Pradel, Alfred, ständiger Mitarbeiter beim 
Kaiserlichen Patentamt, Berlin 47, Yorkstr. 89. 

Schneider, Friedrich, Architekt, Riesa, Pau- 
sitzer Str. 11,1. 

Vieweg, Volkmar, Wissenschaftlicher Hilfs- 
arbeiter a. d. Physikalisch-Technischen Reichs- 
anstalt, Charlottenburg, Goethestr. 76, HI. 

London, Fritz, Regierungsbauführer, Brom- 
berg, Elisabethstr. 50, II. 

Oeters, Christoph Joh, Dessau, Akensche- 
straße 9. 


A 


Aus den Bezirksvereinen 


Rades, Carl, Tipl.-Ing. der Sächs. Maschinen- 
fabrik Chemnitz, Hohenzollernstr. 32. 

Reinisch, Paul, Charlottenburg, 
straße 10. 

Rietsch, Johann, Architekt bei der Hoch- 


Schlüter- 


bauinspektion Colmar, Colmar (Els.), Neuer 
Platz. 
-Schmidt, Hugo, Statiker bei der Firma 


Steffens & Nölle, A.-G., Tempelhof, Schöne- 
berg, Sedanstr. 3. 
Wenzl, Max, Bromberg, Elisabethmarkt 12, II. 
Wertheimer, Herbert F., Patentanwalt, 
Washington D. C., Ver. Staaten, c/o Cosmos- 
Club. 


Weyer, Karl, Regierungsbauführer, Wies- 
baden, Goldener Brunnen. 

Zinsor, Gerhard, Zuffenhausen, Ulrich- 
straße 20. 


Berner, Max, Regierungsbaumeister, Betriebs- 
ingenieur, Ludwigshafen a. Rh, 4. Garten- 
weg 3b. 

Grötzer, Ernst, Regierungsbaumeister, Col- 
mar i. Els., Golberystr. 23. 

Frieling, Otto, Regierungsbaumeister a. D., 


Oberingenieur, Bredeney bei Essen-Ruhr, 
Brunnenweg 18. 
Mast, Paul, Regierungsbaumeister, Gleiwitz 


O.-S., Neudorferstr. 2a. 

Krause, Georg Max, Regierungsbaumeister, 
Zivilingenieur, Leipzig, Hospitalstr. 38. 

Becker, Wilhelm, Großh. Baurat, Wasserbau- 
assessor, Mainz, Raimundistr. 3. 

Berger, Arno, Rechtsanwalt, Berlin SW. 11, 
Königgrätzer Str. 105. 

Bernhard, Eduard, Zivil-Ingenieur, 
wald, Winklerstr. 11. 

Hantusch, Albert, Regierungsbaumeister, 
Wanzleben, Bez. Magdeburg, Schwanstr. 1. 
Johannsen, Otto, Professor, Dr.-ng. h. c., 
Direktor des Kgl. Technikums für Textil- 
industrie in Reutlingen, Dozent a. d. Kgl. 
Techn. Hochschule Stuttgart, Vorstand des 
Prüfamtes für Textilstoffe in Reutlingen, Reut- 

lingen (Württemb.), Bismarckstr. 43. 

Jung, Hermann, Regierungsbaumeister, Jena, 
Kaiserin-Augusta-Str. 19. 

Koenen, Mathias, Dr.-Ing. h. c., Regierungs- 
baumeister a D., Direktor der A.-G. für 
Beton- und Monierbau, Berlin W. 9, Bellevue- 
straße 5. 

Kraus, Jakob, Direktor d. Maschinenfabrik 
und Mühlenbauanstalt G. Luther, Akt.-Ges., 
Braunschweig. 

Krone, Johannes, Oberingenieur und Pro- 
kurist bei Friedr. Krupp A.-G., Essen-Ruhr, 
Bismarckstr. 56. 

Larsen, Harald, staatl. gepr. Ingenieur, Berlin- 
Lichterfelde, Manteuffelstr. 22, I. 

Merle, Fritz, Dipl.-Berg- und Hüttening., 
Hamburg, Marienthaler Str. 23. 


Grune- 
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Rudloff, Johannes, Wirkl. Geh. Marine-Ober- 
baurat, Professor, Berlin W. 15, Konstanzer 
Straße 1. 

Skutsch, Rud., Professor, Regierungsbau- 
meister, Dortmund, Möllerstr. 31. | 

Stellwag, Hermann, Regierungsbauführer 
a. D., Ingenieur i. Fa. Dyckerhoff & Widmann, 
Biebrich a. Rh., Kasteler Str. 1,1. 

Stubbe, Hans, Professor, Regierungsbau- 
meister a. D., ord. Professor für Baukon- 
struktionslehre a. d. Techn. Hochschule Braun- 
schweig, Berner Str. 7. 

Wagner, Baurat, ständiger technischer Hilfs- 
arbeiter im Großh. Hess. Ministerium der 
Finanzen, Abt. f. Bauwesen; Vorsitzender des 
Mittelrheinischen Architekten- u. Ingenieur- 
vereins, Darmstadt, Liebigstr. 25. 

Wagner, Wilhelm, Regierungsbaumeister, 
Vorstand des städt. Baupolizeiamtes, Mainz, 
Taunusstr. 23. 

Weidtmann, V., Dr. jur, Geh. Bergrat, 
M. d. H., Generaldirektor der Aktiengesell- 
schaft zu Stolberg und in Westfalen, Aachen, 
Hochstr. 2. 

Weise, Hugo, Regierungsbaumeister, Breslau, 
Lohestr. 56. 

Zopke, Professor, Regierungsbaumeister a. D. 
Direktor des Staatlichen Technikums zu Ham- 
burg, Hamburg 5, Andreasstr. 17. 

In die Liste der Förderer wurden ein- 
getragen die Herren: 

Arnstein, Karl, Ingenieur der Eisenbeton- 
Bauunternehmung Ed. Züblin & Co. Straß- 
burg, Doktor der technischen Wissenschaften, 
Straßburg i. Els., Jarsstr. 6. 

Nohel, Heinrich, Dipl.-Ing. 
Danzig, Holzgasse 29. 


(Oesterreicher), 


Aus den Bezirksvereinen. l 


B.-V. Mannheim - Ludwigshafen. Die letzte 
Monatsversammlung fand am 4. Juli statt. 
Kollege Lorinser referierte eingehend über die 
Baumeisterfrage. Da die Interessen der aka- 
demischen Techniker und insbesondere diejeni- 
gen der Diplom-Ingenieure in erheblichem Maße 
von den Bestrebungen eines gewissen Teils des 
Verbandes Deutscher Architekten- und Ingenieur- 
vereine berührt werden, beschloß der Bezirks- 
verein seine Stellung zu dieser Frage in einer 
Resolution an die Verbandsleitung niederzulegen. 

Der B.-V. zählt zurzeit 42 Mitglieder. 

Die nächste Versammlung findet am 1. Don- 
nerstag im Oktober statt. Während der 
Sommermonate treffen sich die Kollegen auf 
der Terrasse des Mannheimer Friedrichparks mit 
Damen jeden Donnerstag beim Abendkonzert. 
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B.-V. Essen. Anläßlich des Jubiläums der Firma 
Fried. Krupp ist dieser gemeinsam vom Verband und 
dem Bezirksverein Essen eine künstlerisch ausgeführte 
Glückwunschadresse folgenden Wortlautes überreicht 
worden: 


Im Laufe ihres Werdeganges 
haben sıch die Kruppschen 
Werke auf den mannigfal- 
tigsten Gebieten industrieller 
Tätigkeit zu einem Vorbild 
technischen Schaffens ent- 
wickelt, sie haben den Ruf 
der deutschen Technik im 
Auslande begründet und deut- 
sche Arbeit zu hohem An- 
sehen gebracht, zugleich auf 
dem Gebiet sozialer Fürsorge 
bahnbrechend und segens- 
reich gewirkt. 
Mögen die Kruppschen Werke 
auch in Zukunft als Vor- 
kämpfer deutscher Technik 
wirken zum Wohle ihrer 
Werksangehöripen, zum 
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Zur gefi. Beachtung! 


Die Zustellung des den Verbandsmitgliedern zu- 
stehenden Exemplars der Verbandszeitschrift erfolgt 
regelmäßig vor Beginn des neuen Quartals durch 
Post-Ueberweisung, und zwar sollen die Ueber- 
weisungslisten dem Postzeitungsamt 14 Tage vor Be- 
ginn des neuen Quartals eingereicht sein. Wohnungs- 
veränderungen sind daher jedesmal so zeitig der 
Expedition der Verbandszeitschrift, Berlin W. 57, 


Kurfürstenstr. 11, mitzuteilen, daß die Berichtigung 
der Ueberweisungslisten noch rechtzeitig erfolgen 
kann. Spätere Meldungen von Adressenänderungen 
haben häufig zur Folge, daß die inzwischen er- 
schienenen Nummern unpünktlich oder garnicht von 
der Post ausgeliefert werden, da Nachlieferungen 
nur auf besonderen Antrag bei dem Postamt des 
Bestellbezirks und gegen eine Postgebühr von 10 Pf. 
erfolgen. 

Bei Wohnungsveränderungen innerhalb eines 
Quartals oder nach erfolgter Ueberweisung der Zeit- 


schrift ist seitens des betr. Mitgliedes die Ueber- 
weisung nach dem neuen Wohnsitz bei dem zuletzt 
zuständigen Postamt unter Zahlung einer Ueber- 
weisungsgebühr von 50 Pf. zu beantragen, da 
andernfalls 

die Post die Zustellung unterbricht. Gleichzeitig 


ist der Expedition der Zeitschrift die Wohnungs- 
änderung direkt bekannt zu geben, damit diese 
für die künftigen Ueberweisungen der Zeitschrift 
rechtzeitig vorgemerkt werden kann. 
Reklamationen wegen unpünktlicher oder unter- 
bliebener Lieferung der Zeitschrift sınd stets nur bei 
dem Postamt des Bestellbezirks, in welchem das 
Mitglied seinen Wohnsitz hat, anzubringen, da die 
Post für pünktliche Zustellung zu sorgen hat und 
Reklamationen so am schnellsten Erledigung finden. 
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Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
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" du Bois, Charlottenburg . . » 
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ï F. S., Essen (Ruhr) . . . . . » 10,— 
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Von Dipl.Ing. Carl Weihe, Patentanwalt, Frankfurt a. M. 


(Schluß.) 


Anschauliches und begriffliches Denken. 


So kommt unsere Erkenntnis zustande. Die 
durch die Sinne veranlaßten Vorstellungen 
nennen wir Wahrnehmungen; wir nehmen es als 
wahr an, was unsere Sinne uns von außen her 
mitteilen. 

Die so in unserem Innern durch äußere 
Reize entstandenen anschaulichen Vorstellungen 
(Wahrnehmungen) können jedoch auch ständig 
wieder ohne äußeren Anlaß mit größerer 
oder geringerer Genauigkeit reproduziert wer- 
den; Gedächtnis und Phantasie heißt diese 
Fähigkeit. Diese Vorstellungsbilder werden nun 
durch das Denken zueinander in Beziehung ge- 
setzt, ihre Teile, Eigenschaften, Veränderungen, 
Bewegungen werden nacheinander betrachtet 
und miteinander verglichen. Mit öfteren Wieder- 
holungen derselben Veränderungen bildet sich 
bei uns auch eine gewisse Erfahrung heraus, 
die als das Gefühl der Erwartung in uns auf- 


tritt. Wir erwarten bestimmte, noch nicht ein- 
getretene Veränderungen. Eine Vorhersage 
künftiger Veränderungen wird möglich, das 


Prinzip der Kausalität in seinen verschiedenen 


Modifikationen als Grund und Folge, Ursache 
und Wirkung usw. findet seine Anwendung. 

Aber immer wird dieses Denkverfahren ein 
umständliches, schwerfälliges bleiben, da es an 
den Vorstellungen klebt und mit ihnen operieren 
muß. Denn die Vorstellungen, obwohl sie in- 
folge des Gedächtniss>s stets zur Hand liegen, 
können deutlich nur einzeln in unser Bewußt- 
sein treten, ähnlich wie beim Sehen nur das- 
jenige ganz in allen Einzelheiten erblickt wird, 
was in der Sehachse des Auges liegt und dessen 
Bild auf die macula lutea retinae fällt. Von 
mehreren gleichzei.igen Vorstellungsbildern wird 
nur jeweils eines klar von den anderen sich 
abheben und deutlich in seinen Einzelheiten er- 
scheinen, während die anderen dagegen ver- 
schwommen zurückbleiben und warten müssen, 
bis an sie die Reihe kommt. 

Beim anschaulichen Denken müssen also 
nacheinander die einzelnen Vorstellungsbilder 
reproduziert und für sich in das klare Bewußt- 
sein gebracht werden, was zeitraubend und 
wegen der großen Inanspruchnahme des Ge- 
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dächtnisses ermüdend ist. Ein bekanntes Mittel, 
diesen letztgenannten Nachteil zu verringern, 
besteht in der Betrachtung der wirklichen, den 
Vorstellungen entsprechenden Gegenstände. Wir 
ersetzen dann die Vorstellung durch die Wahr- 
nehmung, die allerdings erkenntnistheoretisch 
auch eine Vorsteillunz ist, eine Vorstellung ver- 
anlaßt durch Reizung der Sinne von außen. Der 
vor unseren Augen stehende Gegenstand (Modell) 
liefert uns ohne Hilfe des Gedächtnisses ver- 
mittels der Sinne die Vorstellung immer wieder 
und gestattet beispielsweise seine Veränderun- 
gen sinnfällig uns ins Bewußtsein zu brin- 
gen. Langsam und schwerfällig bleibt die 
Methode aber trotzdem, denn jede Vorstellung 
liefert uns wieder das Gesamtbild in allen seinen 
Einzelheiten, die alle unabhängig von ihrer Be- 
deutung für die anzustellende Betrachtung mit- 
geschleppt werden müssen. Außerdem gilt das 
erzielte Resultat nur für den einen vorliegenden 
Fall, eine Verallgemzinerung lediglich aus der 
Vorstellung heraus ohne Abstraktion ist nicht 
möglich. 

Dem steht aber anderseits ein nicht zu 
ersetzender Vorteil gegenüber. Die Vollständig- 
keit der Vorstellungsbilder schließt ein Vernach- 
lässigen, ein Uebersehen von Einzelheiten so 
ziemlich aus. Die anschauliche Vorstellung gibt 
im allgemeinen den Gegenstand in seiner Totali- 
tät wieder mit allen wesentlichen und unwesent- 
lichen, ständigen und zufälligen Merkmalen, sie 
gestattet die Teile nicht nur für sich, sondern 
in ihrer Zusammenstellung und Zusammenwir- 
kung zu betrachten. Man verbleibt auf dem 
Boden der Wirklichkeit, der realen Welt, und 
Irrtümer sind durch die ständig mögliche Kon- 
trolle, namentlich wenn der Gegenstand in 
natura vor dem Betrachter steht, kaum mög- 
lich. 

Die Bewegungen einer Maschine lassen sich 
in ihrem Zusammenspiel übersehen und zeigen 
uns ihre Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit ua- 
mittelbar. Dadurch wird es möglich, viel tiefer 
in das Innere des Gegenstandes einzudringen, 
gleichsam seinen Sinn (Idee) intuitiv zu ver- 
stehen, vergleichbar dem Verständnis, das uns 
bei cindrinzlicher Betrachtung eines Kunst- 
werkes allmählich aufgeht. 

Unser Kugelmensch, um noch einmal zu dem 
oben gegebenen Beispiel zurückzukehren, wird 
aber gar ba!d die Erfahrung machen, daß die 
sinn'ichen Erregungen, welche er von der Außen- 
welt her erhält und aus denen er sich szine Vor- 
stellungen konstruiert, zuweilen einander gleiche 
oder schr ähnliche sind, obwohl dieselben von 
verschiedenen Gegenständen herrühren. Er wird 
an den Dingen Eigenschaften entdecken, die bei 
jedem Individuum derselben Art wiederkehren, 
die allen gemeinsam sind und den Dingen einen 
Art- oder Gattungscharakter aufprägen, der un- 
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abhängig von den ihnen sonst noch anhaftenden 
mehr nebensächlicken und zufälligen Eigen- 
schaften ist. Er wird erkennen, daß es in 
vielen Fällen genügt, diesen Grundcharakter 
einer ganzen Gegenstandsgruppe in seiner Vor- 
stellung zu reproduzieren, ja er wird sogar so- 
weit gehen, sich für diesen Grundcharakter eine 
Abkürzung, ein Zeichen, ein Symbol zu bilden, 
das keiner Vorstellung mehr enispricht, das 
lediglich eine Vorsteliung von einer Vorstellung, 
eine mittelbare Vorstellung (Schopenhauer) ist, 
und so kommt er zu dem, was wir die Be- 
griffe nennen. 

Ein solcher Begriff ist natürlich viel hand- 
licher als die kompakte Vorstellung und belastet 
das Gedächtnis viel weniger als diese. Mit ihm 
ist leicht Fangspiel spielen und ihn in Relation zu 
anderen Begriffen setzen, er schwebt über der 
Welt der Wirklichkeit und ist wie ein Check, 
der an sich ein Stück Papier, seinen Wert erst 
durch die Bedeutung, die man ihm unterlegt, 
erhält. Das Vorstellungsbild, welches ursprüng- 
lich der Wirklichkeit, der Wahrnehmung nach 
Möglichkeit entsprechen, ein genauss Spiegelbild 
derselben sein soll, verschwimmt zu einem 
schwachen Schattenbild, das kaum noch den 
Gegenstand erkennen läßt, und dieses selbst 
wird dann kurzer Hand durch ein Zeichen, den 
Begriff ersetzt, für den die willkürliche Be- 
stimmung getroffen wird: Dies bedeutet das 
und das. Die schwerfällige, zeitraubende, immer 
wieder notwendige Reproduktion der anschau- 
lichen Vorstellung fällt fort, an ihre Stel'e tritt 
eine Anweisung, die leicht von Hand zu Hand 
gehen kann. 

Es wird für unseren Kugelmenschen eine 
große Erleichterung sein, nicht mehr auf seiner 
Tafel wahrheitsgetreus Bilder der Gegenstände 
aufzeichnen zu brauchen und diese seinen Be- 
trachtungen zugrunde legen zu müssen, sondern 
es genügen jetzt einfache Symbole als Ersatz 
für die Vorstellungen. Diese werden zu Urteilen, 
die Urteile zu Schlüssen zusammengesetzt, und 
ganze Schlußreihen liefern wieder Beweise und 
Beweisreihen; das Zusammensetzen, in Be- 
ziehungsetzen, Vergleichen, kurzum das Ope- 
rieren mit diesen Begriffen erfolgt nach den 
Regeln der Logik, die meistens unbewußt ihre 
Anwendung finden und im wesentlichen in der 
Kategorie der Kausalität ihr Fundament haben. 

Ein weiterer Vorteil besteht darin, daß eine 


sachliche Gliederung der durch die Sinne uns 


zugänglichen Gegenstände der Außenwelt mög- 
lich wird. Die Abstraktion gestattet höhere Ge- 
sichtspunkte aufzustellen, die zu einer Erkenntnis 
von Ordnung und Gesetz führen, die den ruhen- 
den Pol in der Erscheinungen Flucht erkennen 
lassen. Alle unsere Naturgesetze sind solche 
Abstraktionen. Schließlich liefern die Begriffe 
in ihrer Zusammenstellung als Sprache ein be- 
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quemes Mittel der Gedankenübertragung von 
Individuum zu Individuum, sie ermöglichen eine 
Vorstellung im Hörer auszulösen, welche einer 
gleichen Vorstellung im Sprechenden mehr oder 
weniger entspricht. 


Geometrie einerseits und Algebra anderseits 
geben einen guten Vergleich zwischen Anschau- 
ung und Begriff. Geometrie ist ohne unmittel- 
bare anschauliche Vorstellung nicht denkbar, 
der geometrische Beweis des Pythagoräischen 
Lehrsatzes kann nur an Hand einer Figur, d. h. 
einer Wahrnehmung bzw. mit Hilfe einer an- 
schaulichen Vorstellung, die der Wahrnehmung 
fast identisch ist, im Kopf, wie man sagt, ge- 
führt werden. Sobald die Anschauung abreißt, 
mißlingt er. Er kann aber auch nur jeweils 
für eine bestimmte Figur, für ein bestimmtes 
Dreieck geführt werden und gilt zunächst nur 
für dieses. Erst daraus, daß wir die Dimensionen 
dieses Dreiecks willkürlich gewählt haben, 
schließen wir, daß er für alle (rechtwinkligen) 
Dreiecke gilt; hierbei verläßt uns aber die An- 
schauung und wir kommen in die Regionen 
der Abstraktion, die wir nicht ohne ein Gefühl 
der Unsicherheit betreten. 


Ganz anders bei der Algebra. Die anschau- 
liche Vorstellung fehlt hier vollständig, es wird 
lediglich mit Symbolen, sog. Größen, operiert, 
von deren Bedeutung während des Rechnens 
ganz abgesehen wird. Nur der Ansatz der Rech- 
nung stützt sich in manchen Fällen auf eine 
Figur, auf eine Anschauung, und erst das 
Resultat wird wieder damit verglichen, wäh- 
rend alle Zwischenoperationen, also das eigent- 
liche algebraische Rechnen jeglicher Anschauung 
entbehren. Es ist vergleichbar der mechanischen 
Funktion einer Rechenmaschine, die, nachdem 
die Aufgabe eingestellt ist, lediglich durch 
Drehung von Kurbeln und Hebeln mit den 
Daten der Aufgabe operiert und schließlich das 
gesuchte Resultat gibt. Auch das algebraische 
Rechnen wird bei gehöriger Uebung schließ- 
lich zu einem fast mechanischen, das nur ver- 
hältnismäßig wenig Mühe beansprucht. Ein 
brauchbares Beispiel ist vielleicht die Infini- 
tesimalrechnung: Für ein kleines Stück einer 
Kurve wird aus der auschaulichen Betrachtung 
desselben heraus eine Differential-Gleichung auf- 
gestellt, und aus der Integration derselben er- 
geben sich die Eigenschaften der ganzen Kurve, 
selbst solcher Teile, die sich durch ihre Lage 
im Unendlichen der Anschauung entziehen, ohne 
daß während der Rechnung auf die Kurve selbst 
zurückgegriffen zu werden braucht oder zurück- 
gegriffen werden kann. 


Hieran erkennen wir sofort den großen Vor- 
zug des rein begrifflichen Denkens gegenüber 
dem rein anschaulichen Denken: Geschwindig- 
keit, leichte Handhabung, geringe Anstrengung 
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und Unbeschränktheit, letztere sogar so weit- 
gehend, daß Begriffe aufgesteilt werden können 
und mit ihnen operiert werden kann, für welche 
jede auch nur schwache Vorstellung ausge- 
schlossen ist, wie beispielsweise Sein, Freiheit, 
Tugend. Hieran erkennen wir aber auch so- . 
fort den erheblichen Mangel, den das Ab- 
strahieren mit sich bringt: die Unzuverlässig- 


keit. Rechenfehler hat ein jeder schon gemacht 
und selbst dem Geübtesten laufen sie noch 
unter; sie können schon bei der Aufstellung 


des Ansatzes, der Differentialgleichung ent- 
stehen, und dies kommt am häufigsten vor, und 
können auch während des Rechnens selbst auf- 
treten. In jedem Falle wird das Resultat ein 
falsches. 

Mit dem begrifflichen Denken ist es ebenso. 
Sobald die Anschauung verlassen wird und der 
Begriff an ihre Stelle gesetzt wird, können 
schon Fehler eintreten, sei es, daß der Begriff 
die Sache überhaupt nicht deckt, sei es, daß 
er zu weit oder zu eng ist. Die Sprache ist 
ja im wesentlichen eine Zusammenstellung von 
Begriffen, von denen ein jeder eine Gegenstands- 
gruppe, eine Tätizkeitsgruppe, eine Eigenschafts- 
gruppe usw. bezeichnet, d. h. Abstraktionen, 
welche durch Beachtung lediglich der ständigen, 
gemeinsamen Merkmale von einer Reihe von 
Gegenständen, von einer Reihe von Eigen- 
schaften usw. entstanden sind. In jahrhunderte- 
langer Entwicklung hat jedes Wort der Sprache 
seine bestimmte begriffliche Bedeutung erhalten, 
eine ausgesprochene oder nur gefühlsmäßige 
Definition, die von einem jeden, der die Sprache 
spricht, anerkannt wird. Aber die Grenzen der 
Bedeutung sind nicht festgezogen, und ebenso 
ist die Sprache nicht reichhaltig genug, um für 
alle Nuancen des Seins einen Begriff zu haben. 
Daher die Fehler im Ansatz, die Diskrepanz von 
Anschauung und Begriff, die Unvollständigkeit 
der Wiedergabe einer Vorstellung durch Worte. 

Und auch das Operieren mit den Begriffen 
ist der Gefahr von Fehlern ausgesetzt. Nament- 
lich bei längeren und ineinander geschobenen 
Denkreihen kommen Verstöße gegen jene Denk- 
gesetze vor, die gleich den Axiomen der Mathe- 
matik von allen Menschen als richtig anerkannt 
die Logik bilden. Beide Fehler beeinflussen 
natürlich das Resultat und werden meistens erst 
dann bemerkt, wenn man versucht, dieses wie- 
der in eine Anschauung umzusetzen. Der hohe 
Flug in die abstrakte Welt der Begriffe ent- 
fernt uns von der Welt der Wirklichkeit, macht 
uns weltfremd (ein jetzt vielfach diskutierter 
Ausdruck), und wir werden um so weltfremder 
sein, je mehr wir gewohnt sind, in begrifflichem 
Denken die reale Welt zu verlassen, die an- 
schauliche Vorstellung zu vernachlässigen. Er 
ist aber auch mit Gefahren verknüpft, denn wir 
werden sehr leicht von dem richtigen Kurs ab- 
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getrieben, und eine Landung in der wirklichen 
Welt, manchmal überhaupt nicht wieder mög- 
lich, stößt oft auf Schwierigkeiten oder wirft 
uns mit Propellerdefekt in wildfremdes Land, 
fern der Heimat, von der wir ausgingen. 


Die Schwierigkeiten werden noch größer, 
wenn die Begriffe in der Sprache benutzt wer- 
den, anschauliche Vorstellungen von einem 
Menschen auf den anderen zu übertragen. Da 
zeigt sich erst die Unvollkommenheit der Me- 
thode; eine mit der Vorstellung des Sprechen- 
den vollständig übereinstimmende Vorstellung 
im Hörer zu erwecken, dürfte wohl trotz noch 
so vieler und wohl gewählter Worte nur in den 
allerseltensten Fällen gelingen. 


Anschauliches und begriffliches Denken 
haben also beide ihre Vorzüze und ihre Nach- 
teile. Was hilft uns aus diesem Dilemma? Die 
goldene Mittelstraße wird auch hier die beste 
sein. Wenn es vielleicht auch nicht vorkomm:en 
wird, daß ein Mensch lediglich anschaulich oder 
lediglich begrifflich denkt, so ist es doch eine 
bekannte Tatsache, daß ein Teil der Menschen 
mehr die Abstraktion bevorzugt, während ein 
anderer das Anschauliche bei all seinem Den- 
ken in den Vordergrund schiebt. Veranlagung 
einerseits und Erziehung, Ausbildung und Beruf 
anderseits spielen auch hierbei eine große 
Rolle. Daß unsere Schulerziehung bisher ledig- 
lich das begriffliche Denken auf Kosten der 
Anschauung entwickelt hat, hat man trotz 
Pestalozzi und Fröbel erst in neuerer Zeit er- 
kannt, nachdem Naturwissenschaft und Technik 
sich als gleichberechtigte Wissenschaften neben 
die mittelalterlichen Fakultäten gestellt haben. 
Harmonische Ausbildung beider Fähigkeiten 
sollte das Ziel der Schule der Zukunft sein, 
vorderhand aber wird es gut sein, das an- 
schauliche Vorstellen mehr zu betonen, um erst 


wieder das durch Generationen hindurch sich fest- 


gesetzte und auch unsere Literatur zum größten 
Teil beherrschende Uebergewicht der Abstrak- 
tion einigermaßen aufzuheben. 


Harmonisches Zusammenwirken beider Denk- 
weisen wird dann eintreten, wena bei der Ab- 
straktion immer wieder auf die Anschauung zu- 
rückgegriffen, ja nach Möglichkeit diese nie aus 
dem Auge gelassen wird. Hebt sich das be- 
griffliche Denken von der Oberfläche der Wirk- 
lichkeit in die Höhe, so so!l dies nur zu einem 
kurzen Sprung geschehen, um nach kurzer Zeit 
wieder zu ihr zurückzukehren und dadurch 
eine Kontrolle zu üben, ob sich Fehler ein- 
geschlichen haben, ehe ein nächster Sprung 
ausgeführt wird. Nur dann werden wir sicher 
sein können, fchlerfreie Resultate zu erzielen, 
so weit diese überhaupt bei der Unvollkommen- 
heit aller menschlichen Fähigkeiten möglich 
sind. 
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Beide Methoden werden sich gegenseitig 
unterstützen und fördern, und die Vorteile der 
einen werden die Nachteile der anderen auf- 
heben. Denkt der Jurist im wesentlichen be- 
grifflich und der Techniker im wesentlichen an- 
schaulich, so ergibt sich aus diesen Betrach- 
tungen ohne weiteres, daß beide sich notwendig 
ergänzen und gegenseitig unterstützen müssen. 
Dies gilt für die Verwaltung sowohl, als auch 
für die Rechtsprechung, ja sogar für die Gesetz- 
gebung. Das Gesetz muß von vornherein den 
Tatsachen des täglichen Lebens angepaßt und 
aus ihnen herausgewachsen sein, wenn eine ver- 
nünftige Rechtsprechung mögiich sein soll. 

Als Beispiel soll hier kurz noch auf eines 
der wichtigsten Industrierechte, auf das Patent- 
recht, eingegangen werden. Bei allen in diesem 
auftretenden Fragen, sei es, daß sie die Prü- 
fung von Erfindungen im Anmelde- oder Nich- 
tiekeitsverfahren, oder sei es, daß sie die Fest- 
stellung des Schutzrechtes im Verletzungs- oder 
Feststellungsverfahren betreffen, darf die an- 
schauliche Vorstellung, d. h. hier der technische 
Tatbestand n’emais aus dem Auge gelassen wer- 
den. Er bildet die Grundlage, von der auszu- 
gehen ist, und auf sie ist immer und immer 
wieder bei allen Beweisführungen und Schluß- 
folgerungen zurückzukehren. Ehe der technische 
Tatbestand nicht vollständig geklärt und von 
jedem einzelnen der beteiligten Persönlichkeiten, 
Richter, Parteivertreter und Parteien, voll und 
ganz verstanden ist, ehe aiso nicht in einer jeden 
dieser Personen eine deutliche und klare an- 
schauliche Vorstellung von den technischen 
Gegenständen, um welche sich der Streit dreht, 
gebildet ist, ehe sind langatmige Schriftsätze 
und Plaidovers, die nicht dazu beitragen, diese 
Vorstellung zu erwecken, von gar keinem Nutzen. 
Unterstützt und aufrechterha.ten wird diese Vor- 
stellung durch die unmittelbare sinnliche Wahr- 
nchmung, wie oben ausgeführt wurde, daher 
ist immer wieder der Gebrauch von Modellen 
und Zeichnungen zu empfehlen. Das Modell, 
namentlich wenn es ina Naturgröße und be- 
triebsfähig ist, liefert die beste Anschauung, 
Zeichnungen setzen für ihr Verständnis schon 
eine gewisse Uebunz voraus und versagen viel- 
fach, wenn kompliziertere Bewegungen in Frage 
stehen. Auch ist es ratsam, die hauptsächlichsten 
Ausführungsformen, in denen sich die Erfindung 
verkörpert, im Modell oder Zeichnung sich zu 
veranschaulichen und eventuell in den Zeich- 
nungen verschiedene Bewegungssieillungen zum 
Ausdruck zu bringen. Um die Vorstellungen 
bei umfangreichen Dingen weniger schwerfällig 
zu machen und von Unwesentlichem zu ent- 
lasten, leisten kinematische Modeile und schema- 
tische Zeichnungen gute Dienste. Diese sind 
zwar auch schon eine Art Abstraktion, aber 
eine, die die Anschauung noch nicht verlassen 
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hat und noch nicht zum reinen Begriff geworden 
ist. Trotzdem ist auch bei ihrem Gebrauch Vor- 
sicht geboten, namentlich wenn nicht ganz 
zweifelsfrei feststeht, ob die im Schema fort- 
gelassenen Teile irgendeinen Einfluß auf die 
Gesamtwirkung haben. Schließlich dürfen wir 
noch die Forderung stellen, daß auch ein jeder 
der Beteiligten, namentlich ein jeder der Rich- 
ter ein besonderes Modell während der ganzen 
Dauer der Verhandlung und Beratung vor sich 
habe, um an Hand desselben stets die Anschau- 
ung wach zu erhalten und sich durch Auge, Tast- 
und Bewegungssinn (kinaesthetische Bewegun- 
gen der neueren Psychologie) vollständig in die 
Sache einzufühlen und sie zu begreifen; nur 
dann wird es ihm möglich sein, mit Verständnis 
und Kritik dem Parteivortrag zu folgen und ein 
richtiges und verständiges Urteil zu finden. 
Wie weit dies allerdings dem bloß juristisch 
vorgebildeten Richter möglich ist, sei hier da- 
hingestellt. Soviel scheint jedenfalls festzu- 
stehen, daß, von besonderer Veranlagung ab- 
gesehen, anschauliches Vorstellen nur durch 
langjährige Uebung, unterstützt durch praktische 
Handfertigkeit und Zeichnen, erlangt werden 
kann. Alle diejenigen, welche den technisch, d. h. 
anschaulich vorgebildeten Richter für unsere 


Von großer Bedeutung bzi den alten Aegyp- 
tern war es, die alljährliche Höhe der Nil- 
schwemmung möglichst weit am Oberlauf des 
Flusses kennen zu lernen, da danach die Aus- 
sichten für seinen Verlauf und infolgedessen der 
Ertrag der Ernte des Jahres berechnet wurde. 
König Amenemhat Ill. hatte während seiner 
ganzen Regierungszeit an den Felswänden des 
Niltals, bei den umbischen Festungen Semme 
und Kumme alljährlich die Höhe der Ueber- 
schwemmung verzeichnen lassen und auch seine 
Nachfolger haben diese Einrichtung längere Zeit 
hindurch beibehalten, bis später wahrscheinlich 
die Fixierung der Nilhöhe durch den Nilmesser 
von Elephantine vorgenommen wurde. Elephan- 
tine ist eine Insel in Mittelägypten, gegenüber 
der heutigen Stadt Assuan, auf deren südöst- 
lichem Ende der im Altertum so bedeutende 
Stapelplatz, die Stadt Elephantine lag, deren 
Stelle gegenwärtig Schutthügel einnehmen; sie 
war durch den von Strabo genau beschriebenen 
Nilmesser berühmt. Das noch erhaltene alte 
Nilmessergebäude ist ein mit dem Fluß in Ver- 
bindung stehendes, schmales und unbzedecktes 
Treppenhaus, in welchem in 6 Abteilungen 
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Patentprozesse verlangen, haben dies längst er- 
kannt. | | 

Doch ich will hier den alten Streit nicht 
wieder anfachen, die Zeit wird es ja lehren, 
was uns Not tut. 


Zusammenfassung. 


Anschauliches und begriffliches Denken haben 
beide ihre Vorzüge und Nachteile. Die reine 
Anschauung, der Wahrnehmung verwandt, ver- 
bindet mit Wahrheitstreuz und Unmittelbarkeit 
eine gewisse Schwerfälligkeit, während der 
reinen Abstraktion Leichtigkeit, Anpassungs- 
fähigkeit und Unbeschränktheit einerseits, bei 
großer Unzuverlässigkeit anderseits zukommen. 

Harmonisches Zusammenspiel beider Denk- 
methoden vereinigt die Vorzüge beider und ist 
die einzige Möglichkeit, zu fehlerfreien Denk- 
resultaten zu gelangen. 

In unserer Ausbildung ist die gleichbetonte 
Pflege beider unbedingt zu fordern. Im prak- 
tischen Leben sollen beide nebeneinander her- 
gehen, so im besonderen bei der Beurteilung 
von Fragen aus dem Patentrecht soll durch 
Modell und Zeichnung die anschauliche Vor- 
stellung stets wach erhalten werden, um einer 
zu weitgehenden Abstraktion vorzubeugen. 


(Schluß.) 


55 Stufen hinabführen, neben denen die Merk- 
zeichen für den Wasserstand angebracht sind. 


„Dieser Nilmesser,‘‘ sagt Strabo, „ist ein am 
Ufer des Nils aus gleichmäßigen Quadern er- 
bauter Brunnen, in welchem man die Anschwel- 
lungen des Stromes bezeichnet, sowohl die 
größten als die kleinsten und mittleren; denn 
das Wasser des Brunnens steigt und fällt mit 
dem Strom. 


An der Wand des Brunnens sind Zeichen 
eingehauen, die sowohl das vollkommene, als 
jedes andere Wachstum andeuten. Dazu sind 
Personen bestellt, welche das allmähliche An- 
wachsen beobachten und es anderen anzeigen. 
Denn aus gewissen Zeichen erkennen sie län- 
gere Zeit vorher das Wachstum des Nils, und 
dies lassen sie überall verkünden. Solches_ ist 
höchst wichtig für den Pflanzer, sowohl wegen 
der Verteilung des Wassers, als für die Besor- 
gung der Kanäle und Dämme. Anderseits richten 
sich auch die Vorsteher der Provinzen danach 
wegen der Abgaben, indem ein höheres Steigen 
des Flusses auch einen reicheren Ertrag ver- 
spricht.‘ 
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Im Jahre 1870 ist auf Befehl des Khedive 
Ismail vom ägyptischen Astronomen Mahomed- 
Bey das alte Nilmessergebäude von Elephantine 
vollständig freigelegt und für den Gebrauch wie- 
der nutzbar gemacht worden, so daß gegen- 
wärtig wieder wie vor Jahrtausenden die Ver- 
kündigung der Nilschwelle von hier aus erfolgt. 
Eine Inschrift, die in bezug hierauf angebracht 
ist, lautet: Apres plus de mil ans d’abandon et 
d’oublie ce Nilometre a été complètement de- 
blayé. Les anciennes divisions sont respectées, 
une nouvelle coudée est adoptée et remise à 
Pusage publique en 1870 de J. Chr. sous le 
bon souverain regénérateur de Egypte le Khe- 
dive Ismail par un de ses fidèles serviteurs 
lastronome Mahmoud-Bey. 
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wortete das Ackerland dem willkürlichen Lauf 
der Hochflut und schränkte den Ertrag der 
Ernten ein. Aus diesem Grunde wurde es für 
Aegypten von großer Bedeutung, als im 19. Jahr- 
hundert in Frankreich und später in England 
das Bestreben hervortrat, dem Boden des Niltals 
gesteigerte Erträgnisse abzuringen. Der be- 
deutsame Grund hierfür lag in der Einführung 
der Baumwollbepflanzung im Jahre 1821, die 
heute in der ägyptischen Wirtschaft eine be- 
trächtliche Rolle spielt und die zur Schaffung 
der gewaltigsten Ingenieurbauten der Neuzeit 
führte. Um die Ländereien auch in trockenen 
Jahreszeiten mit Wasser versorgen zu können, 
entschloß sich die ägyptische Regierung im Ver- 
eine mit der englischen im Jahre 1898 nach 


Oben: die Westwand, links unten die Nordwaarl 


Fig. 2. Der Nilmesser von Elephantine. 


Die Art und Weise der Ausnutzung der Nil- 
überschwemmung ist bis in die Mitte des 
19. Jahrhunderts wie unter den Pharaonen die- 
selbe geblieben. Es gab da noch immer die- 
selben Wasserbauten; Erddämme, die Ueber- 
schwemmungsbecken abgliedern, dieselben Ka- 
näle, die gleichen ‚Ziehbrunnen, von Büffeln be- 
wegte Schöpfräder und auch denselben Pflug, 
den ägyptische Denkmäler abbilden. Trotz der 
groBen Fruchtbarkeit des Niltals folgten auf 
Zeiten der Blüte mehrfach die des Verfalles. 
Der Grund hierfür ist nicht in der Verände- 
rung der Naturverhältnisse zu suchen, sondern 
in der Vernachlässigung der Kanäle, die durch 
die Schlickablagerung ausgefüllt wurden und die 
dadurch eine Herabminderung ihrer Leistungs- 
fähigkeit im Zu- und Abfließen erfahren. Die 
Unachtsamkeit bei der Deichhaltung überant- 


langen eingehenden Studien zum Bau des Stau- 
dammes von Assuan. 

Die Länge des nahezu rechtwinklig zum 
Lauf des Nils gezogenen Wehres ist 2000 m, 
mit einer Mauerhöhe von 21,50 m. In der Höhe 
der Nilsohle besitzt der Damm 180 Schützen 
von 2 m Breite, die durchgehend in Gruppen 
zu je 15 angeordnet sind. 

Die größten Nilfluten können ohne Ein- 
schränkung durch diese Oeffnungen abfließen, 
welche gleichzeitig den Zweck haben, alle 
Sinkstoffe, die der Fluß mit sich führt, weiter 
zu fördern. Durch diese Anordnung der Oeff- 
nungen wird auch vermieden, daß die Absetzung 
des Schlammes das Staubecken verkleinert und 
die Sinkstoffe der Befruchtung des Landes ent- 
zogen werden. Der Fluß erreicht bei Assuan 
zur Zeit des Hochwassers eine Tiefe von 17 m 
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und eine Breite von 1409 m. Die Stauhöhe, die 
durch den Damm geschaffen wird, beträgt 20 m, 
wobei das Fassungsvermögen des ganzen Stau- 
beckens, welches ungefähr 225 km flußabwärts 
gerechnet werden kann, auf rund 1 Milliarde 
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Fig. 3. Lage des Assouan-Dammes. 


Kubikmeter geschätzt ist. Drei Jahre nach Be- 
endigung des Baues beschloß die ägyptische Re- 
gierung den Damm um 7 m zu erhöhen, was im 
ersten Entwurf aus Rücksicht gegen die ober- 
halb des Dammes liegende Insel Philae unter- 
lassen wurde und deren reizvolle Tempelruinen 
nun ganz unter Wasser gesetzt werden. Durch 
die Erhöhung und Verstärkung des Dammes 
wird das Fassungsvermögen von 1000 Millionen 
auf 2300 Millionen cbm gebracht und dadurch 
400 000 ha Land mehr fruchtbar gemacht. Die 
Kosten des Dammes mit der Erhöhung werden 
79 Millionen Mark betragen. 

Im Frühjahr des Jahres 1909 wurde das Wehr 
bei Esneh, das 180 km nördlich von der Assuan- 
Sperre liegt, dem Betriebe übergeben. Es ver- 
folgt hier einen anderen Zweck als der Damm 
von Assuan. Während letzterer zur Aufnahme 
des Wassers dient, also als Talsperre wirkt, soll 
das Wehr von Esneh nur den Wasserspiegel im 
Flusse heben, und zwar derart, daß das Wasser 
in seitlich neu angelegte Kanäle dringen kann, 
die hoch genug liegen, um alles Land, das zu 
bewässern ist, zu beherrschen. 

Die Anlage besteht aus einer gemauerten 
Schleusenbrücke von 862 m Länge, die mit 
120 Oeffnungen versehen ist und an der sich 
links unmittelbar am Westufer eine Kammer- 
schleuse und rechts eine vorspringende befestigte 
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Rampe anschließen. Durch bewegliche Schütze 
kann das Wasser bis zu einer Höhe von 77 m, 
in der Hochwasserzeit bis zu 82,50 m angestaut 
werden. Oberhalb des Stauwehres zweigen auf 
beiden Ufern Kanäle zur Versorgung des Riesel- 
gebietes ab. Die Kammerschleuse ist 80 m lang, 
16 m breit und hat 12 m hohe Schleusentore. 
Dies Wehr wurde in zwei Jahren mit einem 
Kostenaufwand von 20 Millionen Mark herge- 
stellt und versorgt rund 100000 ha mit Riesel- 
wasser. An dem Bauwerk waren ständig 8 bis 
10000 Arbeiter beschäftigt. 

Unterhalb des Assuandammes sind noch an- 
dere Werke im Nil erbaut worden, nämlich die 
Wehre von Assiut an der Deltaspitze und das 
bei Zifta. Diese Wehre verfolgen denselben 
Zweck wie das von Esneh. Die Staudämme 
bei Assiut und Zifta sind im Jahre 1902 zu- 
sammen mit dem Assouandamm beendet worden. 
Der Stau von Assiut hat die Aufgabe, die nutz- 
bringende Verteilung des von Assuan ` los- 
gelassenen Wassers durchzuführen. Der Damm 
hat eine Länge von 850 m und ist mit 120 Oeff- 
nungen versehen, die eine Weite von 5 m be- 
sitzen und zwischen 2 m breiten Pfeilern an- 
geordnet sind. An ihn schließt sich eine 
Schiffsschleuse von 80 m Länge und 16 m 
Breite. 

Der Bau dieser Werke ermöglicht einem aus- 
gedehnten Kanalnetz die dauernde Bewässerung. 
Dadurch gewinnt das ganze Land heute ein 
anderes Aussehen als früher bei der Becken- 
bewässerung. Bei letzterer überschwemmte der 
Nil zur Flutzeit die Länder und bildete große 
Seen, aus denen nur die hochgelegenen Dörfer, 
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Maßstab 1: 1250. 
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Fig. 4. Stauanlage bei Esnch. 


die Palmenwälder und die Deiche hervorragten. 
Jetzt wird das Wasser durch Kanäle und 
Zwischendämme zusammengehalten und durch 
kleinere Verteilungsgräben derart auf das Land 
geleitet, daß es sich in dünner Schicht, dem 
Gelände des Landes folgend, ausbreitet. Die 
Hauptbewässerungskanäle, von denen der 
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lbrahamiakanal eine Sohlbreite von 50 m und 
eine Gesamtlänge von 318 km besitzt, gleichen 
kleinen Flüssen. 

Die Höhe der aufgewandten Kosten für die 


ägyptischen Bewässerungsanlagen betragen 
400 Millionen Mark, erzielten aber in jeder 
Richtung hin vollkommene Erfolge. Vor allem 


wurden die früher sehr gefürchteten niedrigen 
Nilfluten beseitigt, die ein Bewässern der Lände- 
reien unmöglich machten und große Hungers- 
nöte hervorriefen. Die Sicherheit der Bestellung 
der Felder ist gewonnen und vor allem ist sie 
ergiebiger und bequemer geworden. Der Boden 
trägt jetzt nicht nur im Winter Körnerfrüchte, 
Gemüse und Klee, sondern auch während des 
ganzen Jahres kann er ausgenutzt werden, vor 
allem für die Baumwollpflanzungen, die dem 
Lande reichen Segen bringen. 


Quellennachweis: 


Andre&ossy (General): Untersuchungen über 


den See Neuzaleh, über das Natrontal und 
über den See Möris. Gera 1801. 
Dunker, Max: Geschichte des Altertums. 


Leipzig 1878. 


| Verschiedenes. | 


Hochschulbetrieb und Verwaltung. 


An der Technischen Hochschule in Wien 
wollte ein Ingenieur Vorlesungen über 
„soziale Arbeiterfragen‘“ halten, allein 
die Abhaltung dieser Vorlesungen wurde ihm 
regierungsseitig nicht gestattet mit der Be- 
gründung, daß diese Angelegenheit nicht 
Sache eines Ingenieurs, sondern die 
eines Volkswirtschaftlers sei. Nach 
der Auffassung des Ministeriums ist also nicht 
der kompetent, der die Materie studiert hat 


und sie aus cigener Anschauung uad Erfah- 
rung kennt, sondern jener, der sie praktisch 
mehr von Hörensagen kennt und aus den 


Büchern gelernt hat. Mit andern Worten: die 
Ingenieure haben ihrem Tätizkeitstrieb Schran- 
ken zu setzen und nur diejenige Materie zu 
bearbeiten, die man ihnen zu bearbeiten 
gestattet und nicht jene, die sie beherr- 
schen und entsprechend ihrer praktischen 
Ausbildung neben der theoretischen in erster 
Linie zu lehren und zu bearbeiten berufen sind. 
Es ist dies eine alte Wahrheit, die ewig neu 
bleibt, so lange die heute noch gültigen An- 
schauungen bestehen und man bei uns die Buch- 
gelehrsamkeit zu überschätzen pflegt, und die 
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Erdkunde, 


Nilmesser und Nilstandsınarke. 


Kenntnis des praktischen Lebens, die nicht 
leichter wiegt als die Buchgelehrsamkeit, zu 
unterschätzen gewohnt ist. Im Gegenteil 
darf man sogar behaupten, daß die praktische 
Kenntnis des Wirtschaftslebens höher zu schätzen 
sei als die Buchgelehrsamkeit, weil nur aus ihr 
gewöhnlich die fruchtbaren und nützlichen Ge- 
danken bei auch theoretischer Beherrschung des 
Stoffes herauszuwachsen pflegen, während die 
nur theoretische Gelehrsamkeit in der Regel 
nicht recht viel nützliche Arbeit zu leisten pflegt. 
Infolgedessen muß in dem Zusammenhang der 
Theorie mit der Praxis das Ideal der wirk- 
lichen Gelehrsamkeit erblickt werden. Es mag 
ja sein, daß sich manche Gedanken theorctisch 
in der einen oder andern Weise nicht so breit 
und weit ausspinnen lassen, als dies in der 
Neigung des reinen Stubengelehrten liegt, wenn 
er auf die Uebertragung derse!ben in die Praxis 
Rücksicht nehmen muß, allein daran ist nicht 
viel gelegen, weil solche Erörterungen zwar 
interessant scin können, aber wenig Bedeutung 
gewöhnlich ihnen zugemessen werden darf. 
Von diesem Gesichtspunkte aus wäre der Mann 
der Tat an die erste Stelle zu setzen, weil das 
Raten, seitdem die Welt besteht, immer leichter 
gewesen is‘, ais Taten zu vollbringen und nütz- 
liche Arbeit zu leisten. 

Wir wundern uns nicht 
scheid, weil die alte Schule 


über 
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obigen Be- 
immer an 
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dem Standpunkt festhielt: „Die Wissen- 
schaft habe nur Selbstzweck“, und von 
dem Standpunkte aus ist dieses Verbot verständ- 
lich. Ob es nicht falsch ist, danach fragt die 
alte Schule und in dem Falle auch die Ver- 
waltung nicht, weil sie eben befangen ist oder 
von dem obengenannten falschen und längst 
überlebten Standpunkte auch heute noch ab- 
sichtlich nicht abgehen will. Dabei hat die 
Wissenschaft, die höchste Blüte mensthlicher 
Geistestätigkeit, unsere ganze Kultur und das 
vielgestaltige und hochentwickelte Wirtschafts- 
leben nicht nur geschaffen, sondern sie hat es 
auch zu leiten und zu führen. Daraus aber 
folgt, daß die überlieferte Anschauung gleich 
in mehrfacher Hinsicht angreifbar ist. Die 
Wissenschaft hat also einen Zweck, 
und, weil sie unser Kultur- und Wirtschaftsleben 
nicht nur geschaffen, sondern auch zu leiten 
und zu führen hat und alle Entscheidungen im 
Leben sich auf die Wissenschaft stützen müssen, 
hat sie sogar eine ganz eminent prak- 
tische Bedeutung. Und wenn dies der 
Fall ist, dann gehören doch Männer an die 
maßgebenden Stellen, die auch das praktische 
Leben aus eigener Anschauung kennen und ver- 
stehen, wenigstens sollte diese Kenntnis im Vor- 
wärtskommen keinen Hinderungsgrund bilden 
dürfen. Wenn man die Erfahrung sogar mit als 
„Hauptsache“ gelten ließe, könnten berechtigte 
Einwände dagegen nach unserer Anschauung 
nicht gemacht werden. Denn di? Wissenschaft 
hat Volk und Staatswesen zu fördern, zu stützen 
und zu führen, wie auch umgekehrt jedes ge- 
sunde Volk und Staatswesen die Wissenschaft 
hochhalten wird, weil sie als Jungbrunnen an- 
gesehen werden muß, aus dem man seine Nah- 
rung schöpft. Folglich gehören Wissenschaft und 
Wirtschaft zusammen. 

Daraus aber folgt weiter, daß diejenige 
Wissenschaft das größere Gewicht haben dürfte, 
die den größeren Einfluß auf das praktische 
Leben, die gesunde Vo!ks- und Staatswirtschaft, 


hat. Hierauf beruht die Größe und Kraft eines 
Staatswesens. Unsere Verhältnisse sind deshalb 
mehr krank a's notwendig, weil man maß- 


gebendenorts immer noch zu viel an dem alten 
Standpunkte festhält und die Wissenschaften in 
den öffentlichen Verwaltungen nicht entsprechend 
hoch kommen läßt, die den meisten und größten 
Einfluß auf unsere gesamte Volks- und Staats- 
wirtschaft haben, das sind: die Technik und 
die Naturwissenschaften. Sie haben uns auch 
nichts weniger als die neue Zeit gebracht, 
und das ist doch etwas und eine Leistung, die 
der alten Schule sogar in die Augen stechen 
dürfte, wenn sie auch sonst noch so kurzsichtig 
ihr gegenüber sich zu verhalten und zu beneh- 
men pflegt und immer noch auf ihren „Selbst- 
zweck‘ stolz sein möchte. 
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Wir wundern uns über das Vorgehen der 
obersten Behörde in dem gegebenen Fall 
auch darum nicht, weil auch in Bayern und 
sonst in Deutschland (Ausnahmen bestätigen die 
Regel) ähnlich regiert zu werden pflegt. Uns 
sind Fälle aus der Praxis bekannt, die ganz 
ähnlichen Beweggründen, wie der vorliegende, 
entsprungen sein dürften. Bei den Staatsver- 
waltungen (speziell in den Eisenbahnverwaltun- 
gen), ist es öfters vorgekommen, daß man auf 
Berichte von Ingenieuren Randbemerkungen ge- 
macht hat, wie: das geht ihn nichts an, das ist 
seine Sache nicht usw. Obwohl er eidlich ge- 
lobt hat, den Dienst nach bestem Wissen und 
Gewissen zu machen, muß der Ingenieur oft 
mit halbverbundenen Augen arbeiten, er darf 
dies und jenes nicht sehen — weil sonst an- 
dere Beamte nicht beschäftigt werden könnten; 
man müßte anders organisieren, die Verwal- 
tung vereinfachen, und das gerade will man 
nicht. Wie könnten sonst in den wirtschaftlichen 
Verwaltungen so viele Beamte sitzen, die 
organisch nicht dahin gehören, wenn man ein- 
fach, praktisch und billig verwalten wollte. 

Auch sonstige Teilgebiete sind dem Ingenieur 
im Eisenbahnwesen geradezu verschlossen und 
den Juristen vorbehalten. Es sei hier z. B. 
nur das Tarifwesen angeführt und der Verkehr. 
Man hält hier den Ingenieur fern, obwohl er 
besser rechnen gelernt hat und auch besser 
rechnen kann, als wie andere Beamte, und daß 
er neben volkswirtschaftlihen auch techno- 
logische Kenntnisse mitbringt, macht seine Ar- 
beitskraft noch wertvoller. Jedenfalls haben 
Tarifwesen und Verkehr mehr und innigere Be- 
rührungspunkte mit der Technik als mit der 
Rechtspflege. Heute aber ist die Sache so, daß 
die wirtschaftlichen Verwaltungen in mehrere 
getrennte Verwaltungen zerfallen. Die Ingenieure 
dürfen nicht in die anderen Verwaltungsbetriebe 
eintreten und Einblick nehmen, und umgekehrt 
interessiert die technische Verwaltung den 
Juristen nicht, weil er zu wenig davon ver- 
steht. Darin steckt ein Teil der Rückständig- 
keit und mit die Ursache der Schwerfälligkeit. 
Die Verwaltungsarbeiten sind viel zu sehr unter- 
teilt und zersplittert, infolgedessen muß die Ge- 
schäftsabwicklung schwerfälliger und teuerer 
sein als notwendig. Auch geht der Ueberblick 
zu schr verloren. Insofern sind unsere heu- 
tigen wirtschaftlichen Verwaltungen unorga- 
nisch und infolgedessen nicht zeitgemäß. 
Daß man in Bayern die Eisenbahnunterhaltung 
und den Eisenbahnbetrieb getrennt hat, das ist 


auch unorganischh weil beide so viele Be- 
rührungspunkte haben, daß sie am zweck- 
mäßigsten zusammengelegt werden. Der Be- 


triebsvorstand kann selten einen selbständigen 
Schritt tun ohne den Bahnunterhaltungsvorstand, 
wozu daher die umständliche Hin- und Her- 
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schreiberei und gegenseitiges Abhalten und Be- 
hindern in der Arbeit. — Die preußische Ver- 
waltung hat in Erkennung und Würdigung dieser 
Vorteile beide Dienstzweige unter der Leitung 
des Ingenieurs vereinigt. 

Neuerdings sucht man die wankende Stel- 
lung zu schützen, indem man die Behauptung 
aufstellt: „Wirtschaft und Recht‘ und nicht: 
„Wirtschaft und Technik“ gehören zusammen. 
Man will also die Wirtschaft als eine Funktion 
des Rechts aufgefaßt wissen, was an sich orga- 
nisch nicht der Fall ist und daher auca nicht 
richtig sein kann, und dadurch die verlorenen 
Posten befestigen. Wenn das der Fall wäre, 
dann müßten innige Verbindungen zwischen 
Recht und Wirtschaft bestehen und beide sich 
gegenseitig viel mehr, als es geschieht, be- 
fruchten. Tatsächlich bestehen diese innigen 
Beziehungen nicht. Im Gegenteil. Das Recht 
kümmert sich um die Wirtschaft schr wenig, 
so lange diese sich in gewissen, d. i. den zu- 
lässipen Grenzen bewegt. Die Wirtschaft ist 
zu vergleichen mit ciner Kreisfläche, innerhalb 
welcher vorgehen kann, was will, ohne daß 
sich das Recht darum kümmert. Nur wenn die 
Grenzen der Kreisfläche überschritten und die 
Wirtschaft ausartet und über den Kreisumfang 
hinübertritt, dann kommt das Recht zur Geltung 
und weist die Wirtschaft in ihre Schranken 
zurück. Wenn man nun vergleicht, wie viel 
wirtschaftliche Arbeit innerhalb der Kreisfläche 
sich abwickelt und wie wenig über die Kreis- 
fläche übergreift, dann hat man einen Anhalts- 
punkt dafür, wie weit das Recht in die Wirt- 
schaft eingreift. 

Viel eher gehören Technik und Wirt- 
schaft zusammen. Beide Gebiete haben un- 
endlich viele Berührungspunkte und sind innig 
miteinander verwachsen, die Technik ist eine 
Funktion der Wirtschaft, weil diese aus ihr 
herauswächst und von ihr vielfach ganz be- 
herrscht wird. Als bestes Beispiel dient hier 
unsere Entwicklungsgeschichte. Wer hat uns die 
ncue Zeit, die moderne Volks- und Staatswirt- 
schaft gebracht? Doch die Technik und die 
modernen Wissenschaften. Daran ist nicht zu 
zweifeln. Hätte das Recht in der Wirtschaft 
die Rolle der Technik spielen können, dann hätte 
man die Wirkung der modernen Wissenschaften 
auf unser gesamtes Ku:tur- und Wirtschaftsleben 
nicht erst abzuwarten brauchen, um auf die Höhe 
zu kommen, auf der wir uns heute befinden, 
dann hätte das Recht die Stelle vertreten, die 
die Technik einnehmen mußte, um die Entwick- 
lung und die Wirtschaft zu ermöglichen, wie 
wir sie heute sehen und anstaunen können. Es 
wären nicht Recht und Wirtschaft die ganze 
Zeit so indifferent nebeneinander hergewandelt, 
wenn die organischen Beziehungen zwischen 
beiden bestehen, wie sie zwischen Technik und 
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Wirtschaft täglich und stündlich zu beobachten 
sind, die sich fortgesetzt wechselseitig stützen 
und fördern und nur als ein Ganzes aufgefaßt 
werden können. Das Recht sagt nur, was ver- 
boten ist, aber nicht was erlaubt ist und wie 
eine Sache zu machen ist. 

Es ist notwendig, dies festzustellen, weil die 
Unkenntnis und die unzweckmäßige Einteilung 
und Zusammenfassung beider Gebiete in unseren 
öffentlichen Verwaltungen cie Ursache der Rück- 
ständigkeit bilden dürfte, die so viel beklagt 
zu werden pflegt und so drüskend auf unserem 
ganzen Wirtschaftsleben lastet. Man hat die 
reinliche Scheidung hier durchzuführen unter- 
lassen und das Recht hat die Wirtschaft an 
sich gerissen, die organisch sich dagegen 
sträubt und zur Technik sich hingezogen 
fühlt. Sobald diese rückständige Einteilung 
und Behandlıing der Geschäfte in unseren 
öffentlichen Verwaliungen schwindet, wird die 
Verwaltungsreform einen großen Ruck nach 
vorwärts machen und sich einem System 
nähern, das zeitgemäß und für unsere Verhält- 
nisse geeignet und brauchbar sein dürfte. Den 
Rechtsgelehrten würde dabei nichts genommen, 
was sie tatsächlich besaßen, sondern von ihrem 
Wirkungskreis würde nur das abgetrennt, was 
organisch nicht zu ihm gehört, was aber aus 
der veralteten Anschauungsweise heraus bis 
heute ihm zugeteiit ist. Wie wenig organisch die 
Einteilung heute in den öffentlichen wirtschaft- 
lichen Verwaltungen ist, wissen ja die Rechts- 
gelehrten selbst am besten, weil sie in der 
Regel keinen Schritt nach vorwärts machen 
können, ohne den Ingenieur zu fragen, wäh- 
rend umgekehrt der letztere höchst selten einen 
Rechtsgelehrten zur erschöpfenden Erledigung 
von wirtschaftlichen Aufgaben braucht. 

Wenn diese Neuerung durchgeführt ist, dann 
ist die reinliche Scheidung erreicht, auf die man 
im Interesse einer gesunden Wirtschaft so großes 
Gewicht legen muß. Eine Feindschaft zwischen 
Rechtsgelehrten und Ingenieuren braucht dadurch 
nicht zu entstehen und soll auch nicht entstehen, 
denn den ersteren wird nur etwas genommen, 
was sie nie besessen haben. Im Gegenteil wird 
das Zusammenarbeiten beider alsdann ersprieß- 
licher sein als es bis jetzt unter den alten Ver- 
hältnissen werden konnte. Die Rechtsgelehrten 
werden alsdann in wirtschaftlichen Verwaltun- 
gen als Justitiare tätig sein und auf ihrem 
eigentlichen Wissensgebiet arbeiten und wirken. 
Diese Einteilung dürften beide Teile nur be- 
grüßen, da beiderseitig bei den ernsten Charak- 
teren doch der feste Wille herrschen dürfte, 
der Oeffentlichkeit in bester Weise zu dienen. 


Dies aber kann nur geschehen dann, wenn 
jedem Teil die Arbeit zugewiesen wird, die 


er vermöge seiner Studien und Kenntnisse auch 
rasch und zielbewußt erledigen kann. Eine Sache 
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zu bearbeiten, die man nicht vollständig be- 
herrscht, macht in der Regel keine besondere 
Freude, und man geht gewöhnlich auch nur 
mit einer gewissen Abneigung an sie heran. In 
diesem Umstand mag noch mit die Ursache 
zu erblicken sein, daß unsere heutigen wirt- 
schaftlichen Verwaltungen so langsam und 
schwerfällig arbeiten. Nicht die unzweckmäßige 
Arbeitsverteilung und die vielen Instanzen 
allein dürften die Schuld an der mehr sterilen 
als wirtschaftlich vorteilhaften Arbeitsweise tra- 
gen, sondern ein weiterer ungünstiger Faktor 
in der Erschwerung der Verwaltungsarbeit 
dürfte die gezwungene Beschäftigung vieler Be- 
amten mit Arbeiten sein, die ihnen, wiz man zu 
sagen pflegt, nicht liegen und an die sie nur 
mit einer gewissen Zurückhaltung herantreten. 
Dieses Verhalten ist natürlich, weil es in der 
menschlichen Natur b>gründet ist. Auch darf man 
sich keine Blöße geben und den Nebenbeamten 
nicht merken lassen, daß man über Weg 
und Ziel der Arbeit im Unklaren ist. Auf Um- 
wegen sucht man sich das Notwendigste zu- 
sammenzutragen, und dann beginnen die weiteren 
Informationen, die so lange ein Her- und Hin- 
schreiben erfordern, bis das Material, das die 
erschöpfende Beurteilung der Sache ermög- 
licht, zusammengetragen ist. Nun erst kann mit 
der eigentlichen Bearbeitung des Kernes der 
Sache begonnen werden. Anders wäre die Ge- 
schäftsbehandlung, wenn jedem Beamten nur die 
Arbeit zugewiesen würde, die er erschöpfend 
oder doch in der Hauptsache erschöpfend be- 
arbeiten kann, weil Weg und Ziel der Arbeit 
ihm immer klar vor Auzen liegen. Durch eine 
zweckmäßige Arbeitsverteilung kann bei sach- 
kundiger Arbeitsbehandlung die Abwicklung 
der Dienstgeschäfte also gefördert werden. Mit 
Recht sagt der bekannte Universitätsprofessor 
Dr. Piloty-Würzburg (siehe Frankfurter Zeitung 
Nr. 172 vom 23. Juni 1909): „Die Verwaltungs- 
juristen sollen innerhalb der Verwaltung keine 
andere Rolle spielen als die Militärrichter im 
Heer; sie bilden eine Gruppe für sich und 
sollen ausschließlich Richter sein, unabhängig 
wie die Richter der ordentlichen Gerichte, aber 
sie sind nicht berufen, den Geist der Verwal- 
tung zu diktieren, so wenig die Militärrichter 
sich in das militärische Kommando einzumischen 
haben. Es ist eine der größten Auf- 
gaben der Zukunft unseres Staates, 
die Verwultung von dendrückenden 
Fesseln des juristischen Buch- 
stabendienstes zu befreien und ihrem 
Geist seine angeborene Freiheit wieder zu geben. 
Da, wo kein Paragraph ihn (den Juristen) stützt, 
ist es öd und leer um ihn her.“ 

Wir fassen unsere Ausführungen dahin zu- 
sammen, daß die Verhältnisse in jedem großen 
Staatswesen und die gesamte Volks- und Staats- 
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wirtschaft heute so vielgestaltig und verwickelt 
sind, daß jede Staatsregierung, der das Wohl- 
ergehen des Ganzen am Herzen liegt, alle Ur- 
sache hat, nach der zweckmäßigsten Arbeitsart 
zu suchen, die eine vollständigere Ausnutzung 
der im Volk vorhandenen Intelligenz ermöglicht. 
Nur so kann die Forderung erfüllt werden: 
„Das Wohl des Staates istoberstes 


Gesetz“. 
(Aus der Zeitschrift: „Die weiße Kohle“) 


Berufsaussichten. Im Briefkasten einer der 
größten Berliner Tageszeitungen fand sich jüngst 
wörtlich folgende Auskunft: 


„Ein erfolgreiches Studium des Maschinenbaufaches ist 
nur dann denkbar, wenn der betreffende Student bereits vor- 
her einen Ueberblick über Arbeitsverfahren, Herstellungsweise 
und die dazu gehörigen handwerksmäßigen Griffe besitzt. Es 
wurde deshalb fıüher allgemein verlangt, daß ein Studierender 
des Maschinenbaufaches nach dem Abiturientenexamen erst 
ein Jahr in einer größeren Maschinenfabrik, möglichst mit 
Gießerei, praktisch arbeitete, um das Ineinandergreifen des 
Werkstättenbetriebes und die Herstellung und Bearbeitung der 
einzelnen Stücke aus eigener Anschauung und Mitarbeit kennen 
zu lernen. Die deutsche Maschinenindustrie, insbesondere die 
Maschinenfabriken, in welchen cine gute Ausbildung nach der 
angegebenen -Richtung möglich ist, verhalten sich jedoch 
immer ablehnender ı:nd verlangen jetzt größtenteils ein Lehr- 
geld, das als hohe Strafe für den Besuch der Werkstätten 
abschreckend wirken soll. Manche privaten Techniken haben 
aus dem Grunde besondere Lehrfabriken für ihre Hörer ein- 
gerichtet, und die Technischen Hochschulen müssen not- 
gedrungen von der Forderung des- einjährigen Praktikums 
mehr und mehr abgehen. Es besteht jetzt vielfach wegen der 
ablehnenden Haltung der Industrie die Ansicht, daß das 
praktische Jahr besser nach dem Studium erledigt wird, doch 
ist es sehr wahrscheinlich, daß die meisten Studierenden, wenn 
sie eine Ingenieurstellung finden, nicht mehr praktisch arbeiten 
werden. Eine Anzahl wird es ja wohl nolgedrungen fun 
müssen, weil die Industrie Anfänger, die von der Technischen 
Hochschule kommen, immer weniger gern aufnimmt und 
lieber Absolventen einer technischen Mittelschule einstellt.“ 


Daß die wenigsten Menschen vom Ingenieur- 
beruf auch nur eine annähernd richtige Vor- 
stellung haben, und da3 selbst in den Kreisen 
Gebildeter die wunderlichsten Anschauungen 
über unseren Studien- und Ausbildungsgang 
herrschen, ist allgemein bekannt. Eine Tages- 
zeitung, die etwas auf sich hält, sollte sich 
jedoch, wenn auch ihr die Materie fremd ist, 
zum mindesten vorher genau danach erkundigen, 
ehe sie derartige entstellende Auskünfte erteilt. 
Oder solite diese Auskunft etwa tendenziös sein 
und eine Verbeugung nach einer gewissen Seite 
des Leserpublikums bedeuten ? 

Zur Richtigstellung sei einmal bemerkt, daß 
es keine deutsche Maschinenfabrik gibt, die, um 
ihre Eleven abzuschrecken, sich hohe Summen 
zahlen läßt, oder die das Lehrgeld etwa als 
Strafe für die Praktikanten auffaßt. Richtig 
dagegen ist, daß eine Reihe von Maschinen- 
fabriken mit voller Berechtigung ein Lehrgeld 
verlangt, als Entschädigung für die von den 
Praktikanten angerichteten Materialschälen und 
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als Ausgleich für die verminderte Leistungs- 
fähigkeit der mit der Ausbildung der Eleven 
betrauten Meister und Handwerker. 

Es ist ferner nicht richtig, daß die Absicht, 
das praktische Jahr evtl. hinter das Studium 
zu verlegen, auf die angebliche ablehnende 
Haltung der Industrie zurückzuführen sei. 
Lediglich das Streben nach fruchtbringenster 
Verbindung des Studiums an der Technischen 
Hochschule mit der praktischen Tätigkeit im 
Werkbetriebe hat den Ausschuß für technisches 
Schulwesen veranlaßt, der Frage der Verlegung 
bzw. Teilung des praktischen Jahres näher zu 
treten. Gerade über diesen Punkt ist in der ein- 
schlägigen Literatur u. a. auch in dieser Zeit- 
schrift bereits sehr ausführlich referiert worden. 

Die letzte Behauptung, daß die Industrie 
Hochschulabsolventen immer weniger gern ein- 
stellt und Mittelschultechniker bevorzugt, ist 
so absurd, daß tatsächlich der Gedanke nahe 
liegt, die Briefkastenredaktion ist entweder ven 
interessierter Seite, ohne daß sie sich dessen 
bewußt wurde, gemißbraucht worden, cder sie 
selbst hat Interesse an der tendenziösen Ent- 
stellung der Tatsachen. Zunächst ist es völlig 
unmöglich davon zu sprechen, Mittelschultech- 
nixer würden den Hochschulabsolventen bevor- 
zugt, da beide Kreise für gänzlich verschiedene 
Tätigkeit in Betracht kommen und sich nicht 
gegenseitig ersetzen können. Weder können 
Diplom-Ingenieurstellöingen von Technixern ein- 
genommen werden, weil diesen hierzu die Kennt- 
nisse fehlen, noch wird jemals schon aus rein 
wirtschaftlichen Gründen eine umgekehrte Be- 
setzung stattfinden. Selbstverständi-h hat die 
Industrie einen größeren Bedarf an mechanischen 
Hilfskräften als an Kopfarbzitern, daß sich aber 
der Hochschulabsolvent einer ständig wachsen- 
den Wertschätzung in den Kreisen der ladustrie 
erfreut, lehrt ein einfacher Blick auf den Stellen- 
markt der Fachzeitschriften. Und wema je- 
mandem schon tiefere Einblicke in diese Ver- 
hältnisse versagt sind, so sollte er doch wenig- 


stens solche reia Außeriishen Informationsmittel - 


benutzen, ehe so völlig verkehrte Auskünfte 
in die Welt hinausposaunt werden. 


Neve Elrendoktoringenieure. 
Technischen Hochschule in Dresden hat auf ein- 
stimmigen Antrag der Hochbauabteilung Geh. 
Rat Edmund Waldow, Vertr. Rat im Sächsischen 
Finanzministerium, in Anerkennung seiner her- 
vorrapenden Verdienste um die Technik und 
um die Würdigung technischer Arbeit die Würde 


Der Senat der 


eines Doktoringenieurs chrenhalber verlichen. 


Hochschulnachrichten 


Gleichfalls hat die Stuttgarter Technische Hoch- 
schule Prof. Eugen Hartmann in Frankfurt a. M. 
die Würde eines Doktoringenieurs ehrenhalber 
verliehen. Die Auszeichnung erfolgte in An- 
erkennung von Hartmanns hervorragenden Ver- 
diensten um die Unterstützung der wissenschaft- 
lichen Bestrebungen auf dem Gebiete der 
Elektrotechnik und Physik. 


— 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Berlin. 

Ueber Versuche zur Darstellung eines 
Isomeren des Histidins und die Kon- 
stitution des Kondensationsproduktes 
aus5(4)-Methyl-imidazolund Chloral, 
von Dipl.-Ing. Christian Memmel aus Schweinfurt. 
Berlin 1912. 

Ueber Phthaloine (Benzoine der 
Phthalreihe), von PDipl.-Qug. Adolf Gebhardt 
aus St. Petersburg. Berlin 1912. 


Technische Hochschule Braunschweig. 

Ucber das Holz als Baumaterial des 
Wasserbaues, insbesondere über die 
Höhenlage der Fäulnisgrenze des 
Holzes und seine Dauerhaftigkeit 
unter verschiedenen Verhältnissen, von 
Dipl.-Ing. Fritz Richter aus Hamburg. Stridde & See- 
wöster, Hannover 1911. 

Die Sicherheit der Förderseile, von 
Dipl.-$ng. Oskar Speer aus Berlin. 1912. 

Ueber die Ausbreitung Hertzscher 
Wellen an Metallen und Salzlösungen, 
von Dipl.-Jng. Friedrich Erb. Friedr. Vieweg & Sohn, 
Braunschweig 1912. 

Spektrographische Studien, von Dipf.- 
ng. Otto Fischer aus Rühle a.d. W. Friedr. Vieweg 
& Sohn, Braunschweig 1912. 

Ueber pyrogene Acetylenkonden- 
sation, von Dipl.-Ing. Klaus Schlie aus Braun- 
schweig. Friedr. Vieweg & Sohn, Braunschweig 1912. 

Die Gewinnung von Zymase unter 
besonderer Berücksichtigung der 
Plasmolyse frischer PBrauereihefe, 
von Dipl.-3ng. Paul Rinckleben aus Braunschweig. 
Sonderabdruck aus den Nrn. 17 usw. usw. der Allgem. 
Zeitschrift für Bierbrauerei und Malzfabrikation. Wien 
1912, 


Technische Hochschule Karlsruhe. 

Ueber die Drehmomente der Dämpfer- 
wicklung einer Mehrphasen-Synchron- 
maschine bei kleinen Pendelschwingungen 
im Parallelbetrieb, von Dipl.-Ing. Winfried 
O. Schumann. jJ. Langs Buchdruckerei, 1912. 


Technische Hochschule München. 


Ueber die gestaltlichen Verhält- 
nisse der Integralkurven einer Diffe- 
rentialgleichung erster Ordnung 
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zweiten Grades in der Umgebung 
eines Doppelpunktes der Diskrimi- 
nantenkurve, von Dipl.-Ing. Jacob Weigel. 
Ehrh. Karras, Halle a. S., 1912. 

Beiträge zur Petrographie der Ober- 
pfalz: Das Gebiet zwischen Weiden 
und Vohenstrauß, von ®ipl.-$ng. Heinr. 
Kretzer aus Wassertrüdingen. Fritz Huber, Regens- 
burg 1912. 

Ueber Stärke und Stärkekleister, 
von Dipl.-Ing. Hans Kaden aus Obermenzing. 

Ueber die Vestnersche Fällung von 
Eisen, Kobalt, Nickel und Mangan, 
sowie über die direkte Ueberführung 
der Sulfide dieser Metalle in wägbare 
Sauerstoffverbindungen bzw. Metalle, 
von Dipl.-Ing. Franz Strohmeier. 

Beiträge zur Chemie der Hefe, von 
Dipl. Zug. Gustav Dreyer. 

Untersuchungen über den Einfluß 
von Humusstoffen auf die Verwitterung 
der Silikate, von Dipl.-$ng. Hans Niklas. 


7 Verbandsnachrichten. : 


Vom Vorstande. 


Wir machen die Verbandsmitglieder auf den 
seit drei Jahren bestehenden Stellennachweis auf- 
merksam, dessen Abonnement auf das drin- 
gendste empfohlen werden kann. 

Der Abonnementspreis beträgt 1,30 M. pro 
Quartal, wofür die Vakanzenpost mit durch- 
schnittlich 20—40 Stellennachweisen wöchentlich 
franko zugestellt wird. 


- Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Karlsruhe (Baden). Die aus Anlaß des 
Wegzuges des seitherigen Vorsitzenden vorge- 
nommenen Vorstandswahlen haben ergeben: 

Dipl.-Ing. E. Schilling, Karlsruhe, Dur- 
lacher Allee 69, Vorsitzender und Ausschuß- 
vertreter; Tipl-3ng. R. Wörnle, Karlsruhe, 
Schloßpl. 8, Schriftführer; Dipl.-Ing. H.Stiller, 
Durlach, Kaiserstraße, Beisitzer. 

Adresse des Bezirksvereins: Tipl. 


ug. E. Schilling, Karlsruhe, Durlacher 


Allee 69. Die Sitzungen und Zusammenkünfte 
im August und September fallen aus, zur 
ersten Sitzung im Oktober ergehen besondere 
Einladungen. 
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: Adressen-Aenderungen Im Mitglieder-Verzeichnis, : 


Zur getl. Beachtung! 


Die Zustellung des den Verbandsmitgliedern zu- 
stehenden Exemplars der Verbandszeitschrift erfolgt 
regelmäßig vor Beginn des neuen Quartals durch 
Post-Ueberweisung, und zwar sollen die Ueber- 
weisungslisten dem Postzeitungsamt 14 Tage vor Be- 
ginn des neuen Quartals eingereicht sein. Wohnungs- 
veränderungen sind daher jedesmal so zeitig der 
Expedition der Verbandszeitschrift, Berliin W. 57, 


Kurfürstenstr. 11, mitzuteilen, daß die Berichtigung 
der Ueberweisungslisten noch rechtzeitig erfolgen 
kann. Spätere Meldungen von Adressenänderungen 
haben häufig zur Folge, daß die inzwischen er- 
schienenen Nummern unpünktlich oder garnicht von 
der Post ausgeliefert werden, da Nachlieferungen 
nur auf besonderen Antrag bei dem Postamt des 
Bestellbezirks und gegen elne Postgebühr von 10 Pf. 
erfolgen. 

Bei Wohnungsveränderungen innerhalb eines 
Quartals oder nach erfolgter Ueberweisung der Zelt- 


schrift ist seitens des betr. Mitgliedes die Ueber- 
weisung nach dem neuen Wohnsitz bei dem zuletzt 
zuständigen Postamt unter Zahlung einer Ueber- 
weisungsgebühr von 50 Pf. zu beantragen, da 
andernfalls 


die Post die Zustellung unterbricht. Gleichzeitig 
ist der Expedition der Zeitschrift die Wohnungs- 
änderung direkt bekannt zu geben, damit diese 
für die künftigen Ueberweisungen der Zeitschrift 
rechtzeitig vorgemerkt werden kann. 

Reklamationen wegen unpünktlicher oder unter- 
bliebener Lieferung der Zeitschrift sind stets nur bei 
dem Postamt des Bestellbezirks, in weichem das 
Mitglied selnen Wohnsitz hat, anzubringen, da die 
Post für pünktliche Zustellung zu sorgen hat und 
Reklamationen so am schnelisten Erledigung finden. 


Die Geschäftsstelle 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure. 


Dipl.»Ing. Alex. Brodsky, Charlottenburg 2, Wielandstraße 7 
(Berlin W. 15). 

» » Richard Grosser, Auerbach i. Vogtl. (Berlin W. 35). 
Dr.s Jng. Carl Hufschmidt, Siegen. 
Dipl.Ing. Max Doeleke, Apleıbeck, Kr. Hörde. 
Georg Pfahl, Bremen, Bahnhofstr. 6 III. 
Georg Eichstaedt, Swinemünde, Osternothafen. 
M. W. Neufeld, Soden (Taunus), Haus Chr. Sachs. 
Gerhard Meyer, Wilhelmshaven, Kaiserl. Werft. 
Ludwig Hahn, Offenbach a. M., Roonstr. 6. 
Georg Hesse, Duisburg, Realschulstr. 22. 
Albrecht Fritze, Schöneberg, Winterfeldstr. 2 II]. 
Julius Kirchner, Aschersleben, Heinrichstr. 1 J. 
Wilheim Wulfhorst, Gütersloh i. W., bei Gebrüder 
Wulfhorst. 
Hans Löslein, Leverkusen, Bez. Köln. 
Paul Limprecht, Kassel, Habichtswalder Str. 6. 
Jacob May, Charlottenburg 2, Kurfürstenallee 41 MI. 
Otto Grave, Esch a. Alzette i. Luxemburg. 
Hans Heidtmann, Lüneburg, Julius Wolffstr. 3 II. 
Richard Huck, Essen, Hellinghauser Str. 46 I. 
Anton Gold, Friedberg i. Hessen, Große Kloster- 
gasse 3 I. 
Karl Gehien, München 31, Hiltenberger Str. 17 Il. 
Max Tradt, Steglitz, Viktoriastr. 5. 
Johannes Arend Duiker, Groningen in Holland, 
Boteringestr. 49. 
Waldemar May, Otersen, Werden-Allee. 
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Dr. s Sng. 
Dipl.Ing. 
Dr » Ing. 
Dipl Ing 
Dr. s Ing. 
Dipl Jng 
"a ” 


Hilfskasse des Verbandes 


Franz Lawaczeck, Halle a. S., Merseburger 
Chaussee 3a pt. 

Walter Bross, Mannheim A. 36. 

Günther Titze, Waldenburg I. Schlesien, Siemens- 
Schuckert-Werke. 

Georg Tilemann, bis 2).8. Hannover, Im Moore 2 Ill, 
dann Neudeck O.-S. 

Reuter, Leipzig A. L. 3, Floßplatz 1 II. 

Erich Bayer, llikirch bei Grafenstaden (Els.), Haupt- 
straße (Bremen). 

Gustav Kamm, München 2, Herzog-Heinrichstr. 13 HI 
(Kassel). 

Ferdinand Böcking (Heidelberg) befindet sich längere 
Zeit auf Reisen. 

Manfred Sachs, Frankfurt a. M., Gartenstraße 95 
(Wiesbaden). 

Ernst Philippi, München, Kurfürstenstr. 31 I r. 
Adolf Franz, Berlin-Steglitz, Ringstr. 53 (Nieder- 
schöneweide). 

W. Beysiegel, Frankfurt a. M., Frankensteiner Str. 3 I. 
F. Preller, Dresden-A., Herculesstr. 15 II (Hamburg). 
W. v. Westernhagen, Düsseldorf, Klosterstraße 42 
(Dortmund). 

Georg Koschmider, Hamburg 5, Hansaplatz 12. 
P. Appel, Kiel, Fährstr. 16 (Berlm). 

Theodor Elperting, Grube Elisabeth, Mücheln bei 
Halle a. S. (Berlin). 

Paul Britsch, Gotha, Beckedorifstr. 13. 
Stübinger, Berlin W.5), Joachimsthaler Str. 50. 
Erwin Link, Reg.-Baumeister, Stuttgart, Hohenzollern- 
straße 23 11. 

Richard Haase ist jetzt Ausschußvcıtreter für Braun- 
schweig. 

Hans Cichorius, Bunzlau, 
(Tomaschow, Russ. Polen), 
Chr. Oeters, Berlin-Neukölln, Berliner Str. 88 II 
(Dessau). 

Göpfert, Aachen, Junkerstr. 97. 

Paul Boulanger, Hagendingen b. Metz, Thyssensche 
Werke (Hamborn, Bruckhausen). 

Wencker, Harburg a. d. Elbe, Kreuzstr. 9 (Hemfurt, 
Waldeck). 

Paul Langkau, Schöneberg, Hohenfriedburgstr. 11. 
Mölbert, Berlin NW.52, Calvinstr. 5 (Stockstadt). 
M. Zivi, Münster i. W , Ludwigstr. 3. 

Arnold Wittelshöfer, Regierungsbau'ührer, Berlin- 
Halensce, Joachim-Fiiedrich-Str. 57 (Berlin). 

Georg Wazau, Dircktor der „Kristiania”, Kristiania 
(Norwegen), Inkognitogaten 6 (Geithain). 

Paui Christlein, Nürnberg, Baaderstr. 72 (Char- 
lottenburg). 

Erwin Jakober, Regierungsbaumeister, techn. Hilfs- 
arbeiter b. städt. Baupolizeiamt, statische Abt , Leipzig, 
Elsterstr. 39 I (Wilhelmshaven). 

Hans Hertz, Bremen, Körne:wall 15. 

Fritz Hell, Meschede a. d. Ruhr, Nordstr. (Wiebels- 
kirchen b. Saarbrücken). 

Dahlhaus, Charlottenburg, Röntgenstr. 4 IH r. 
Heinrich Bloch, Rcgierungsbauführer a. D., Alten- 
essen, Gertrudstr. 20 II (Gelsenkirchen). 

Arthur Wormser, Frankfurt a. M., Feldbergstr. 17 
(Charlottenburg). 

Hans Rahm, Frankfurt a. M.-Bockh., Sophienstr 10. 
Erwin Dippel, Frankfurt a. M. 3, Roltechstr. 12. 
Wilhelm Süchting, Hamburg '36, Tesdorpfsir. 6. 
Max C. Gütermann, Hamburg 13, Schlütersitr. 3 II. 
Anton Zintl, Breslau 16, Annenstr. 22. 


Löwenberger Straße 21 


Dipl. Jng. 
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Fritz Beer, Breslau 13, Ooethestr. 89. 

Karl Flügel, Karlsruhe i. B., Kaiserstr. 164. 

C. F. Pflugmacher, Rheydt, Rez. Düsseldorf, 
Friedrich-Wilhelm-Str. 101 (Dortmund). 

Hermann Hupfeld, Köln, Brüsseler Platz 1 II. 
Josef Esser, Stettin, Birkenallee 37 I (Frankfurt a. M.- 
Bockh.) 

August Schneider, \Wiebelskirchen, 
Hamburger Str. 22 (Berlin N. 2). 
Hans Mayer, Herne i.W., Hotel Schmitz (Kassel). 
Hans v. Cöllen, Neuburg a. d. Donau, Inf.-Reg. 15 


Bezirk Trier, 


(Bremen). 

Hans Rohwer, Berlin W. 35, Steglitzer Str. 34 (Char- 
lottenburg). 

Albert Erlanger, Charlottenburg 4, Sybelstraße 19 
(Berlin). 

Edmund Ahrends, Berlin W.50, Rankestr. 34 (Char- 
lottenburg). 

Friedr. Pfefferkorn, Zehlendorf (Wannseebahn), 


Cäcilienstr. 10 (Leipzig). 

Heinrich Haas, Regierungsbaumeister a. D., Feuden- 
heim b. Mannheim, Schützenstr. 17 (Karlsruhe, Baden). 
Gustav Schmidt, Straßburg i. Els., Vogesenstr. 72 
(Frankfurt a. M.). 

Paul Prange, Hannover, Herschelstr. 22 (Stettin). 
Heinrich Gütschow, Frankfurt a. M., Rheinstr. 3. 
Emil Vorwerk, Essen (Ruhr), Sibyllastr. 12 11. 
Richard Schürmann, Essen (Ruhr), Isabellasir. 35. 
Ludwig Flügel, Biebrich a. Rh., Wiesbadener Str. 104. 
Karl Kinzel, Düsseldorf, Bahnstr. 61 1 (München). 
Robert Arbeiter, Charlottenburg 4, Bismarckstr. 29 
(Wien). 

Paul Singelmann, Dessau, Amalienstr. 140 (Fürsten- 
walde). 

Adam Kreglewski, Aachen, Hochstr. 40 (Bremen). 
Albert Günther, Berlin S 61, Schleiermacherstr. 22. 
Paul Rassfeld, Kiel, Pharmakologisches Institut, 
Hospitalstr. 20, ab 1. Oktober, (Tnarandt). 

Erich Henne, Kiel, Schillerstr. 20 III, ab 1. Okt 


Gillhausen (Förderer), Dr. Jng bh. c., Geh. Baurat, 


Mitglied des Direktoriums der Fa. Friedr. Krupp A.-G., 
Essen (Ruhr), Hohenzollernstr. 12. 


Krupp von Bohlen und Halbach (Förderer), Dr.-Ing. h. c., 


Dr. jur., Kaiserl. Legationsrat a. D., Villa Hügel bei 
Essen (Ruhr). 


Dr. -Cari Ergang (Förderer), Berlin-Neukölln, Saalestr. 7. 


Pe. ee 


Wir 
Beiträge: 


Dipl..Qug. Braune, Düsseldorf . . . 
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quittieren hiermit dankend über folgende 


Langeloth, Frankfurt aM. . 
Huth, Düsseldorf . . . . on 
Hoeltz, Frankfurt a. M.. .. 


Das Kuratorium 
i. A.: Dipl- 3ng. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöncberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Praktische Verbandsarbeit. 


Zur Lage der Diplom-Ingenieure in der Privat- Industrie. 
Von Dipl.-Ing. Dressel, Geestemünde. 


In der Zeitschrift unseres Verbandes stand Dieses Inserat gibt mir Veranlassung, zu 
in der Nummer vom 15. August 1912 folgende fragen, ob unser Verband auf dem richtigen 
Annonce, die in gleicher Fassung auch in der Wege ist, um sein Ziel, die Hebung unseres 
Zeitschrift des Vereins deutscher Ingenieure Standes, zu erreichen. Zu der Annonce selbst 


zu finden war: ist ein Kommentar wohl überflüssig; ein 
Diplom-Ingenieur, der sein Examen mit „1“ 

a Oeo München gemacht hat und bereits drei Jahre in der 

Ab 1. Oktober "(spätestens Praxis ist und etwas leistet, sollte eigentlich 

l. November) d. J. ist an dem wohl etwas mehr Gehalt beanspruchen können, 

neuen Laboratorium für Wiirme- als 2400 M.; und die meisten Diplom-In- 
ee RE genieure werden wohl auch tatsächlich mehr 
PE u Eine el nase erhalten, selbst wenn sie das Examen nur mit 
Assistentenstelle „3“ bestanden haben. Viel Angebote wird also 


Herr Professor Dr. M. Schröter für seine 
Assistentenstelle wohl nicht erhalten; eigentlich 


zu besetzen. 

Bedingungen: Diplom mit . 
erster Note, dreijährige Tätig- dürfte er gar keine bekommen !); wenn eine 
keit in der Praxis. Gehalt 2400 Mk. Nee 


1) Der Autor übersieht hierbei den wissenschaftlichen Bildungs- 


pro Jahr. . . wert derartiger Assistententätitckeit. Jeder Ingenieur hat wohl 
Bewerbungen mit Zeugnis- nach einigen Jahren der Praxis das Bedürfnis auf dem inzwischen 

; ; gewonnenen Spezialgebiet noch einmal eine Zeitlang rein wissen- 
abschriften und Photographie an schaftlich zu arbeiten, wozu bekanntlich der Beruf selbst wenig 
Professor Dr. M. Schröter. Zeit übrig läßt, wozu dagegen derartige Assistenttätigkeit reichlich 


Gelegenheit bietet. Die Schrittl. 
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Hochschule bei derartigen Bedingungen solche 
Gehaltsangebote macht, sie machen kann, was 
will man da von der Privatindustrie sagen? 
Einige Angebote werden auf diese Annonce aber 
wohl doch eingelaufen sein, und woran liegt 
das? Wie sieht es denn mit den Diplom-In- 
genieuren in der Privatindustrie aus? In seinem 
Artikel: „Was uns not tut“ (Zeitschr. d. 
Verb. D. Dipl.-Ing., 1. Maiheft 1910), sagt Herr 
Dipl.-Jng. Ludwig - Charlottenburg, der junge 
Diplom-Ingenieur käme oft nicht an die rich- 
tige Stelle in der Praxis; wenn das geschähe, 
und dafür solle der Verband durch geeignete 
Stellenvermittlung sorgen, würden die Diplom- 
Ingenieure auch weiterkommen und würde da- 
mit der Stand sich heben. Ich möchte sagen, 
die meisten Diplom-Ingenieure kommen nicht 
an die richtige Stelle; auch mir liegt es fern, 
eine Brandschrift für schlecht bezahlte Kol- 
legen schreiben zu wollen; ich bin aber der 
Ansicht, daß hierüber doch noch weiter ge- 
sprochen werden muß. Wie steht es denn mit 
diesen ‚geeigneten‘ Stellen in der Privat- 
industrie? Wieviele solcher Stellen gibt es, und 
in welchem Verhältnis dazu steht das Ange- 
bot von Diplom-Ingenieuren? Da kann ich na- 
türlich nur ein Urteil über mein Spezialgebiet, 
den Schiffbau, abgeben; ich glaube jedoch, im 
allgemeinen Maschinenbau und der Elektro- 
technik sieht es nicht besser aus. Daß bei 
den Architekten ähnliche Verhältnisse vorliegen, 
hat Herr ®2ipl.-$ng. Heinemann in seinem den 
Aufsatz des Herrn Sipl.-Sng. Ludwig ergän- 
zenden Artikel in unserer Verbandszeitschrift 
(1. Juliheft 1910) nachgewiesen. Auf einer 
mittleren Werft und auch auf großen Werften, 
sofern sie sich nur mit Handelsschiffbau be- 
fassen, gibt es an Stellen, für die wirklich 
ein Akademiker erforderlich ist, höchstens drei 
bis vier: zwei bis drei für die theoretischen 
Untersuchungen und Berechnungen für die Neu- 
bauten, ein bis zwei für Projekte; auf großen 
Werften, die auch Kriegsschiffbau treiben, gibt 
es vielleicht zehn bis zwölf Stellen für Aka- 
demiker: zwei für Handelsschiffsprojekte, zwei 
für Kriegsschiffsprojekte und je drei bis vier 
für die Handels- und Kriegsschiffsneubauten. 
Das ist sicher reichlich genug! Und wieviel 
Angebote stehen diesen Stellen gegenüber ? 
Mindestens die dreifache Zahl! Außerdem sind 
diese wenigen Stellen auf lange Zeit hinaus 
besetzt, da sie alle von jungen Kollegen ein- 
genommen werden, die sie nicht ohne Not ver- 
lassen werden. Und doch kommen schr viele 
Diplom-Ingenicure des Schiffbaufaches jährlich 
neu in die Praxis! Woher sollen denn für 
diese die „gecigneten‘ Stellen kommen? Diese 
Herren können aber unmöglich an die richtigen 
Stellen gelangen, da einfach keine da sind, 
sondern sie müssen mit solchen Stellungen vor- 


Dipl.-Ing. Dressel, Praktische Verbandsarbeit 


lieb nehmen, die auch von Technikern aus- 
gefüllt werden können, oder sie müssen, wie 
dies auch vielfach geschieht, ein ihnen ganz 
fremdes Fach ergreifen und sich da einarbeiten. 
Daß unter diesen Umständen die Lage und 
die Aussichten der Herren nicht gerade glän- 
zende zu nennen sind, brauche ich wohl nicht 
weiter zu erwähnen. 

Wie kann da nun Abhilfe geschaffen wer- 
den, und was tut unser Verband, um hier 
Besserung herbeizuführen? Herr Dipl. - Jg. 
Günther-Charlottenburg hat in seinem Referat 
„Aufklärende Vorträge über Berufswahl“ 
(1. Märzheft 1912, Zeitschr. des Verb. D. Dipl.- 
Ing.) einen Weg angegeben, den ich zur wei- 
teren Verfolgung empfehlen möchte. Auch ich 
bin der Meinung, daß über unser Studium und 
besonders die Aussichten später in der Praxis 
aufklärende Vorträge in den Schulen gehalten 
werden sollten, die objektiv, aber schonungs- 
los die schlechten Aussichten darlegen. Und 
ich möchte noch etwas weiter gehen als Herr 
Dipl.-Ing. Günther; ich möchte direkt vor 
dem Studium warnende Vorträge in 
Vorschlag bringen; denn nur, wenn das An- 
gebot nachläßt, so daß die Kollegen nur ge- 
eignete Stellen anzunehmen brauchen, kann sich 
unser Stand heben. Die Aerzte und Philo- 
logen haben meines Wissens auch bereits ver- 
schiedentlich Warnungen vor dem Ergreifen 
dieser Berufe erlassen, da sie überfüllt seien; 
warum sollte das, was da geht, nicht auch 
für uns ein gangbarer Weg sein? Liegt doch 
eine solche Warnung auch ebensosehr im 
Interesse der jungen Leute, die davor bewahrt 
werden, später in Stellungen zu kommen, in 
denen sie keine Befriedigung finden, für die 
das Studium unnötig gewesen wäre. 

Der Staat nimmt nicht mehr Baubeamte an, 
als er gebraucht; die Privatindustrie dagegen 
ist frei; da muß eben vom Verbande diesem 
Andrange gesteuert werden, damit eine Ueber- 
produktion von akademischen Ingenieuren, ein 
ungesundes Ueberangebot vermieden wird; 
sonst bildet sich unvermeidlich ein akademi- 
sches Proletariat heraus. 

Da wird in unserem Verbande immer so 
viel von Verwaltungsreform, von der Zulassung 
der Diplom-Ingenieure zur höheren Verwaltung 
und Diplomatie gesprochen; gewiß, das ist ja 
ganz schön und gut; es ist sicher auch richtig, 
daß auch diese Laufbahnen uns zugänglich sein 
müssen, da unsere akademische Bildung der, 
die die Universität verleiht, mindestens gleich- 
wertig ist, und ich verkenne diese Bestrebungen 
absolut nicht. Aber ich glaube, es gibt doch 
Dinge, die uns vorläufig näher liegen, das sind 
die Stellungen der Diplom-Ingenieure in der 
Privatpraxis. Die meisten Diplom - Ingenieure 
haben sicher ihren Beruf ergriffen, um in der 


Dipl.-Yng. v. Pasinski, Meistertitel oder akademischer Grad 


Industrie tätig sein und schaffen zu können, 
und nicht, um Verwaltungsbeamte zu werden, 
und so wird es auch wohl in Zukunft bleiben. 
Die wenigsten werden sich als Ingenieure zur 
Verwaltung drängen. Daher meine ich, wir 
müssen erst einmal sehen, daß wir auf 
unserem engeren Gebiete unseren Stand heben; 
dann erst, wenn dies geschehen ist, können 
wir daran denken, uns andere Gebiete für 
unsere Tätigkeit zu suchen. Mindestens müssen 
diese beiden Bestrebungen gleichzeitig verfolgt 
werden. Daß der Andrang zur Praxis zu groß 
ist, ist ja in unserer Zeitschrift auch schon 
gesagt worden; Herr Stadtbauinspektor Tip!.- 
Sung. Kalbfus-Altona führt in seinem Aufsatze: 
„Auch eine Aufgabe der Bezirksvereine‘‘ (1. De- 
zemberheft 1911) als einen der Gründe für 
das Bestreben, die Verwaltungslaufbahn für uns 
zu erschließen, an, daß der Wettbewerb um 
Stellungen bereits so stark sei, daß Nur-In- 
genieure bereits zu viel vorhanden seien. Aber 
es gibt eben noch andere Wege zur Erreichung 
unseres Zieles und, wie ich glaube, ebenso 
wichtige und richtige, wie der ist, die Ver- 
waltungslaufbahn für uns zu eröffnen. 

Herr Tipf.- Jng. Günther sagt in seinem 
Referat ganz richtig, derjenige, der wirklich 
ausgesprochene Neigung und Begabung für tech- 
nische Geistesarbeit besäße, würde sich durch 
die objektive Darlegung auch der vielen 
Schattenseiten unseres gewiß schönen und inter- 
essanten Berufes nicht davon abbringen lassen; 


In den Kreisen des Verbandes Deutscher 
Architekten- und Ingenieurvereine haben in den 
letzten Jahren die Erörterungen über den Schutz 
des Baumeistertitels bzw. über die ausschließ- 
liche Verleihung dieses Titels an die für den 
Staatsbaudienst vorgebildeten akademischen 
Techniker einen breiten Raum eingenommen. 
Ueber den Inhalt und den gegenwärtigen Stand 
der Erörterungen ist in Heft 15 d. Z. aus- 
führlich "berichtet worden. Die sackgassenartige 
Entwicklung dieser Angelegenheit nötigt zu 
einer Erörterung dieses Themas in dieser Zeit- 
schrift, und zwar von etwas höherem Stand- 
punkte aus. 

Als sehr bezeichnend für die Flachheit dieser 
Frörterungen ist es, daß wissenschaftlich und 
künstlerisch vorgebildete Kreise einen Titel- 
schutz auf Grund der Gewerbeordnung (Abs. IV 
$ 133, Ges. vom 30. Mai 1908) anstreben. 

Der geschichtlichen Entwicklung, der gegen- 
wärtigen Gepflogenheit und dem herrschenden 


Meistertitel oder akademischer Grad. 
Von Dipl.-Ing. v. Pasinski, Düsseldorf. 
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nun und die vielen anderen, meist unge- 
eigneten Elemente, die sich heute zum Studium 
der Ingenieur-Wissenschaften drängen, die sollen 
gerade von ihrem Vorsatze abgebracht wer- 
den; sonst kann sich unser Stand nicht heben, 
da eben sonst immer wieder Diplom-Ingenieure 
ungeeignete Stellen anzunehmen gezwungen 
sind, bei denen sie auch absolut keine Aus- 
sichten auf Weiterkommen haben. 

Leider habe ich bisher ein Eingehen auf 
die Vorschläge des Herrn Dipl.-3ng. Günther, 
bzw. den Antrag des Bezirks-Vereins Aachen, 
vergeblich in der Zeitschrift unseres Verban- 
des erwartet und benutze daher die Gelegen- 
heit, diese Frage einmal wieder anzuschneiden. 

Weiter möchte ich dann zum Schlusse noch 
bemerken, daß solche Annoncen, wie sie den 
Ausgangspunkt dieses Schreibens bildet, von 
unseren Gegnern mit Freuden aufgegriffen wer- 
den. Gewiß, unser Verband kann und soll sich 
nicht mit der Gehaltsfrage befassen, wenigstens 
nicht direkt; indirekt muß er es wohl oder 
übel doch; denn nur, wenn die wirtschaftliche 
Lage der Akademiker sich bessert, kann sich 
auch die gesellschaftliche Stellung heben; diese 
beiden Dinge sind nun einmal nicht vonein- 
ander zu trennen. Hoffentlich geben diese 
Zeilen die Anregung dazu, daß unser Verband 
sich einmal etwas eingehender mit dieser An- 
gelegenheit befaßt und in Erwägungen darüber 
eintritt, ob wir auf diese Weise nicht vi:l- 
leicht weiter kommen. 


Sprachgebrauch nach ist die Zuerkennung des 
Titels „Meister“ der Ausdruck für den Besitz 
einer abgeschlossenen handwerks- 
mäßig fachlichen Ausbildung. So fin- 
den wir den Meistertitel "in Verbindung mit 
allen Handwerken, wie Maurermeister, Zimmer- 
meister, Bäckermeister u. a. m., im Baufache 
die Titel Schachtmeister, Betonmeister und Bau- 
gewerksmeister oder Baumeister, in der In- 
dustrie die Titel Maschinenmeister, Werkmeister 
und Montagemeister, und auf untere und 
mittlere Beamte übertragen, die Bezeichnungen 
Wegemeister, Hausmeister, Bahnmeister, Post- 
meister, Eichmeister, Zahlmeister, Rentmeister 
u. a. m. Ueberall ist es der Ausdruck einer 
abgeschlossenen fachlichen Ausbildung, nir- 
gends aber der Ausdruck wissenschaft- 
licher Ausbildung. 

In wissenschaftlichen Berufen ist der Meister- 
titel nicht gebräuchlich. Dies beruht auf klarer 
Erkenntnis und Auseinanderhaltung des Wesens 
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der Wissenschaft und des Wesens des Faches. 
Das Fach ist ein abgeschlossenes, scharf ab- 
gegrenztes Gebiet. Hier kann man sich alle 
derzeitigen Fachkenntnisse und Fertigkeiten an- 
eignen, es zum „Meister des Faches“ 
bringen. Die Wissenschaft ist dagegen ein un- 
begrenztes Gebiet, ebenso die Kunst. Hier 
kann man wohl gewisse Grade der Aus- 
bildung erreichen, die die Befähigung des 
Inhabers zum weiteren Vordringen in die un- 
endlichen Gefilde der Wissenschaft ausdrücken, 
man kann es aber nicht zum ‚„Wissenschafts- 
meister‘ bringen, denn diese Bezeichnung wäre 


der höchste Ausdruck der Mißachtung der 
Wissenschaft. Wohl spricht man von einem 
Meister der Wissenschaft oder Meister der 
Kunst, meint aber damit nur einen Meister 
in der Anwendung wissenschaftlicher For- 
schungsmethoden oder einen Meister der 
künstlerischen Darstellung, also wieder nur 
Fachmeister, keine Wissenschafts- oder 
Kunstmeister. 


Trotz dieser allgemeinen und begründeten Ab- 
lehnung des Meistertitels in den wissenschaft- 
lichen Berufsstäinden finden wir zwei Aus- 
nahmen, den ‚,Forstmeister‘“ und den „(Regie- 
rungs-)Baumeister‘“. Es handelt sich aber in 
beiden Fällen nur um scheinbare Ausnahmen, 
denn beide, heute wissenschaftlich vorgebildeten 
Beamtengruppen haben diesen Titel aus einer 
Zeit hinübergenommen, als die Ausbildung noch 
nicht den ausgesprochen wissenschaftlichen 
Charakter hatte oder wenigstens sich nicht der 
diesbezüglichen allgemeinen Anerkennung er- 
freute. Heute, nach einer dazwischenliegenden 
gewaltigen Umgestaltung der Art der Ausbil- 
dung und der Auffassung der Berufsaufgaben, 
sollte man diese Bezeichnungen als unzeit- 
gemäß und unzutreffend ablehnen. 

Der Wissenschaftler steht über dem Fach- 
mann. Er soll unbekannte Gebiete erforschen, 
Neues finden und schaffen und der Entwick- 


Vor Jahresfristt, kurz vor meiner ehren- 
vollen Ernennung zum Lektor an dieser Uni- 
versität wurden einige von mir ausgesprochene 
Ansichten angegriffen. Der Name des Mannes, 


3) Von der von Wilhelm Ostwald herausgegebenen Serie 
.„Oroße Männer. Studien zur Biologie des Genies", welche 
bei der Akademischen Verlagsgesellschaft m.b. H. zu 
Leipzig erscheint und die in ihren ersten beiden Bänden einen 
tiefen und nachhaltigen Eindruck erzielte, ist soeben der 
Ill. Band zur Ausgabe gelangt. Der Titel des Werkes lautet: 
«Jakobus Henricus van’t Hoff. Sein Leben und Wirken“. 
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lung neue Wege bahnen. Das neu Gefundene, 
Geschaffene und Erprobte gibt er als Formel, 
Verfahren oder Anweisung an die einzelnen 
Fachgebiete ab, und der Fachmann kann es 
in der Anwendung dieser Formeln, Verfahren, 
Anweisungen zum „Meister“ bringen! Wohl 
kann man nicht von jeden wissenschaftlich Ge- 
bildeten verlangen, daß er mit jedem Strich Neues 
schaffe. Trotzdem aber steht dieser gleichsam 
als Kulturpionier auf Vorposten, um jede Ge- 
legenheit zu neuem Schaffen oder der Anbah- 
nung neuer Wege zu ergreifen. Dies gilt ganz 
besonders von den wissenschaftlich vorgeb!l- 
deten Technikern, auch von denen im Staats- 
und Kommunald:enst. 

Somit wäre eine Bewegung zur Abschaffung 
des Meistertitels unter den höheren Technikern 
wohl verständlich, weil sie darin keinen Aus- 
druck ihrer wissenschaftlichen Vorbildung und 
Betätigung erblicken. Man könnte darauf hin- 
weisen, daß in allen andern wissenschaftlichen 
Berufen der Meistertitel nicht gebräuchlich ist 
und bedeuten, daß man in der ferneren Ver- 
leihung des Meistertitels ebenso eine Miß- 
achtung der qualitativen Ausbildung erblicken 
müßte, wie sie der Oberlehrer in der Titulatur 
Schulmeister schen würde. Man denke sich nur 
den höherer Justizbeamten als „Gerichts- 
meister“ oder den höheren Verwaltungsbeamten 
als „Verwaltungsmeister‘“ ! 

Eine solche Bewegung wäre nach der jahr- 
zehntelangen wissenschaftlichen Ausbildung der 
höheren Techniker verständlich. Unverständlich 
aber ist (kommende Generationen dürften es 
noch härter bezeichnen), wenn sich heute höhere 
Techniker um den ewigen Schutz des Meister- 
titels zur Dokumentierung ihrer wissenschaft- 
lichen Ausbildung und Tätigkeit bewerben. 
Diesen Schutz soll de Gewerbeordnung 
gewähren, zu deren Regelungsbereich bekannt- 
lich wissenschaftlich und künstlerische Tätigkeit 
nicht gehört. Welch’ fürchterliche Verwirrung! 


Die Phantasie in der Wissenschaft. - 
Antrittsvorlesung !), gehalten am 11. Oktober 1877 an der Universität Amsterdam . 
von Jakobus Henricus van't Hoff. F 


der mich bekämpfte, sowie die Art und Weise, 
in der der Kampf stattfand, erregten in der 
chemischen Welt cin gewisses Aufsehen: Kolbe 
hatte sich nämlich folgendermaßen geäußert: 

„In einem unlängst veröffentlichten Aufsatze 
„Zeichen der Zeit“ (Journ. f. prakt. Chemie 
14, 268ff.) habe ich als eine der Ursachen 


Verfasser des stattlichen Bandes ist der vertraute Freund und 
Schüler van't Hoffs, Professor Dr. E. Cohen in Utrecht. 

Mit Erlaubnis der Akademischen Verlagsgesellschaft m. b. H. 
bringen wir hier einen Abschnitt aus der Biographie zum Abdruck, 
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des heutigen Rückganges der chemischen For- 
schung in Deutschland den Mangel an allge- 
meiner und zugleich auch an gründlicher 
chemischer Bildung bezeichnet, woran eine nicht 
geringe Zahl unserer chemischen Professoren 
zum großen Nachteil der Wissenschaft labo- 
riert. Folge davon ist das Ueberhandnehmen 
des Unkrauts der gelehrt und geistreich schei- 
nenden, in Wirklichkeit trivialen, geistlosen 
Naturphiloscphie, welche vor 50 Jahren durch 
die exakte Naturforschung beseitizt, gegen- 
wärtig von Pseudonaturforschern aus der die 
Verirrungen des menschlichen Geistes beherber- 
genden Rumpelkammer wieder hervorgeholt und, 
gleich einer Dirne, modern herausgeputzt und 
neu geschminkt, in die gute Gesellschaft, wo- 
hin sie nicht gehört, einzuschmuggeln versucht 
wird. Wem diese Besorgnis übertrieben scheint, 


der lese, wenn er es vermag, die kürzlich er-. 


schienene, von Phantasie-Spielereien strotzende 
Schrift der Herren van’t Hoff und Herr- 
mann über „Die Lagerung der Atome im 
Raume‘. Ich würde dieselbe wie manche an- 
dere ignorieren, wenn nicht ein namhafter 
Chemiker sie in seine Protektion genommen 
und als verdienstliche Leistung warm empfohlen 
hätte. Ein Dr. J. H. van’t Hoff, an der 
Tierarzneischule zu Utrecht angestellt, findet, 
wie es scheint, an exakter chemischer For- 
schung keinen Geschmack. Er hat es bequemer 
erachtet, den Pegasus zu besteigen (offenbar 
der Tierarzneischule entlehnt) und in seiner 
„La chimie dans l'espace“ zu verkünden, wie 
ihm auf dem durch kühnen Flug erklommenen 
chemischen Parnaß die Atome im Weltenraume 
gelagert erschienen sind. 

Die prosaische chemische Welt fand an diesen 
Halluzinationen wenig Geschmack, deshalb 
unternahm es Dr. F. Herrmann, Assistent 
am landwirtschaftlichen Institute zu Heidelberg, 
durch eine deutsche Bearbeitung denselben wei- 
tere Verbreitung zu geben. Dieselbe führt den 
Titel „Die Lagerung der Atome im Raume von 
Dr. J]. H. van’t Hoff; nach des Verfassers 
Broschüre: „La chimie dans l’espace‘‘, deutsch 
bearbeitet von Dr. F. Herrmann, Assistent 
am landwirtschaftlichen Institute der Uni- 
versität zu Heidelberg, mit einem Vorwort von 
Dr. Johannes Wislicenus, Professor der 


Chemie an der Universität zu Würzburg; Druck _ 


und Verlag von Friedrich Vieweg und 
Sohn 1877“. Diese Schrift auch nur halbwegs 
eingehend zu kritisieren, ist nicht möglich, weil 
die Phantasie-Spielereien darin ganz und gar 
des tatsächlichen Bodens entbehren und dem 
nüchternen Forscher rein unverständlich sind. 
Um aber von dem, was den Verfassern vor- 
geschwebt haben mag, eine Idee zu bekommen, 
genügt es, folgende zwei Sätze zu lesen. Die 
Schrift beginnt mit den Worten: 
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„Die moderne chemische Theorie hat zwei 
schwache Punkte. Sie spricht sich weder über 
die relative Stellung, welche die Atome im 
Molekül einnehmen, noch über deren Bewe- 
gungsart aus.“ 

Der andere Satz, welcher oben auf Seite 35 
der Schrift steht, lautet: 

„In dem asymmetrischen Kohlenstoffatom 
haben wir ein Medium, welches sich durch die 
schraubenförmige Anordnung (sic!) seiner 
kleinsten Teile, der Atome, auszeichnet !?“ 

Um dem Vorhalte zu begegnen, daß es nicht 
erlaubt sei, aus dem Zusammenhang gerissene 
Sätze wiederzugeben, verweise ich auf die 
Schrift selbst. Man wird sich überzeugen, daß 
jene Sätze im Zusammenhange mit den an- 
deren ebenso barock und unverständlich sind, 
wie für sich allein. 

Es ist bezeichnend für die heutige kritik- 
arme und kritikhassende Zeit, daß zwei so gut 
wie unbekannte Chemiker, der eine von einer 
Tierarzneischule, der andere von einem land- 
wirtschaftlichen Institute, die höchsten Probleme 
der Chemie, welche wohl niemals gelöst wer- 
den, speziell die Frage nach der räumlichen 
Lagerung der Atome, mit einer Sicherheit be- 
urteilen, und deren Beantwortung mit einer 
Dreistigkeit unternehmen, welche den wirk- 
lichen Naturforscher geradezu in Staunen setzt. 

Ich würde, wie gesagt, von jener Arbeit 
keine Notiz genommen haben, wenn nicht un- 
begreiflicherweise Wislicenus dieselbe mit 
einem vorgedruckten Vorwort versehen und, 
nicht etwa scherzweise, sondern in vollem Ernst, 
als verdienstliche Leistung warm empfohlen 
hätte, wodurch sich mancher junge unerfahrene 
Chemiker verleiten lassen dürfte, diesen seichten 
Spekulationen ohne Fundamente einigen Wert 
beizumessen. Wislicenus spricht sich in 
diesem Vorworte aus wie folgt: 

„..» Ich selbst sah mich bei meiner Ar- 
beit über die Paramilchsäure genötigt, den Satz 
auszusprechen, daß die Tatsachen dazu zwingen, 
die Verschiedenheit isomerer Moleküle von 
gleicher Strukturformel durch verschiedene 
Lagerung ihrer Atome im Raume zu erklären 
und damit offen für die Berechtigung der 
Chemie einzutreten, geometrische Anschauungen 
in die Lehre der Konstitution der Verbindungs- 
moleküle hineinzuziehen.“ 

Es gehört zu den Zeichen der Zeit, daß 
die modernen Chemiker sich berufen und im- 
stande erachten, für alles eine Erklärung zu 
geben, und wenn dazu die gewonnenen Erfah- 
rungen nicht ausreichen, zu übernatürlichen Er- 
klärungen greifen. Solche vom Hexenglauben 
und Geisterklopfen nicht weit entfernte Be- 
handlung wissenschaftlicher Fragen hält auch 
Wislicenus für statthaft.e. Derselbe fährt 
dann weiter fort: 
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„Das Verdienst, diesen Schritt in ganz be- 
stimmter und höchst glücklicher Weise getan zu 
haben, gebührt van’t Hoff. Die Funda- 
mentalidee seiner Theorie (sic!) liegt in dem 
Nachweise, daß die Verbindungen eines Kohlen- 
stoffatoms mit vier verschiedenen einfachen oder 
zusammengesetzten Radikalen je zwei Fälle 
räumlicher Isomerie bieten müssen. So frappant 
dieser Gedanke beim Durchlesen des van’t 
Hoffschen Schriftchens: „La chimie dans 
l’espace‘ wirkte, so fesselnd war für mich seine 
weitere mathematische Entwicklung und die An- 
wendung auf die immer zahlreicher werdenden 
Fälle der von mir als „geometrische“ bezeichneten 
Isomerien und auf die optisch aktiv organi- 
schen Substanzen.“ 

„Mag es auch sein, daß die Ausführungen 
van’t Hoffs teilweise über das gegenwärtige 
Bedürfnis hinausgehen, daß sich einzelne ihrer 
speziellen Anwendungen später nicht vollständig 
bestätigen mögen; einen wirklichen und wich- 
tigen Schritt vorwärts hat die Theorie der 
Kohlenstoffverbindungen damit getan, und dieser 
Schritt ist ein organischer und innerlich not- 
wendiger. Er entwickelt die bisher bestbegrün- 
deten Anschauungen in logisch konsequenter 
Weise und dient ihnen zur Stütze, indem er 
sie auf tatsächlich beobachtete Fälle ausdehnt, 
welche jenseits ihrer Grenzen zu liegen 
scheinen .. .“ 

Wislicenus erklärt hiermit, daß er aus 
der Reihe der exakten Naturforscher ausge- 
schieden und in das Lager der Naturphilosophen 
ominösen Andenkens übergetreten ist, welche 
ein nur dünnes „Medium‘ noch von den Spiri- 
tisten trennt.“ 

Es ist hier nicht der Ort, um diesen so 
weitgehenden Meinungsunterschied näher zu er- 
örtern; dennoch habe ich ihn erwähnt, weil er 


den Hauptanlaß bildete zur Wahl meines 
Themas: Die Phantasieinder Wissen- 
schaft. 


Die Wissenschaft ist praktisch im höchsten 
Sinne des Wortes. 

Handelt es sich darum, ein bestimmtes Ziel 
zu erreichen, so ist es manchmal leichter, die 
obwaltenden Schwierigkeiten zu umgehen, 
als dieselben zu bekämpfen; ersteres ist 
oft möglich, wo letzteres unsere Kräfte über- 
steigt. Dennoch würden wir gezwungen sein, 
uns auf das direkte Bekämpfen zu beschrän- 
ken, wenn nicht zwischen dem, was ist, und 
dem, was eintreten wird, ein Zusammenhang be- 
stände. 

Dieser Zusammenhang existiert tatsächlich; 
in seiner Gesamtwirkung nennt man ihn Zu- 
sammenhang zwischen Ursache und Wirkung. 
Die Wissenschaft stellt sich zur Aufgabe, diesen 
Zusammenhang in allen Einzelheiten kennen zu 
lernen. 
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Aus diesem Grunde nannte ich die Wissen- 
schaft praktisch im höchsten Sinne des Wortes; 
sie ist das große Hilfsmittel, mit dem die Um- 
gebung unserem Willen unterworfen wird. 

Damit ist aber zu gleicher Zeit unser Thema 
näher angedeutet als: Die Rolleder Phan- 
tasie bei der Ergründung des Zu- 
sammenhanges zwischen Ursache 
und Wirkung. 

Der Fähigkeit, sich irgendein Ding so deut- 
lich vorzustellen, daß sich seine sämtlichen 
Eigenschaften mit ebenso großer Bestimmtheit 
erkennen lassen, wie durch die einfache Be- 
obachtung, wollen wir den Namen Phantasie bei- 
legen. Es bedarf nunmehr bloß der Beschrei- 
bung des Mechanismus, mittels dessen der Zu- 
sammenhang zwischen Ursache und Wirkung 
sich erforschen läßt, und Feststellung des Ortes, 
wo die soeben umschriebene Fähigkeit eine 
Rolle spielt. Dieser Mechanismus ist ein höchst 
einfacher. Er setzt sich aus zwei Teilen zu- 
sammen: 

1. Mittels des ersten, der Beobachtung, ver- 
sucht man sich eine genaue Kenntnis, unserer 
Umgebung ohne weiteres, zu verschaffen. 

2. Mittels des zweiten wird darin der ur- 
sächliche Zusammenhang erforscht. 

1. Während das Beobachten an sich, das 
Sichrechenschaftgeben über die Eindrücke auf 
unsere Sinneswerkzeuge, nichts anderes als das 
Geübtsein derselben erfordert, sowie die Fähig- 
keit, ihre Aufmerksamkeit zu konzentrieren, 
sind höhere Anforderungen zu stellen an das- 
jenige, was der Beobachtung erst ihren hohen 
Wert verleiht: 

a) an die Wahl des Augenblicks oder des 
Beobachtungsobjekts, 

b) an die beliebige Aenderung des Beob- 
achteten, 

c) an das Auffinden derjenigen Hilfsmittel, 
die die Beobachtung erleichtern, ja häufig erst 
ermöglichen. 

Dies sind ebenso viele Antezedentien, bei 
denen ganz andere Fähigkeiten eine Rolle 
spielen als geübte Sinnesorgane und Aufmerk- 
samkeit. 

a) Wahl des Augenblicks oder des Beob- 
achtungsobjekts: Als vor einiger Zeit der 
französische Astronom Leverrier kurz vor 
seinem Tode die Existenz eines neuen Planeten 
in der Nähe der Sonne vorausgesagt hatte, 
suchten auf seine Anfrage mehrere Sternwarten 
diesen Planeten, und zwar in dem Momente, in 
welchem er, zwischen Erde und Sonne stehend, 
als eine dunkle Scheibe auf letzterer sichtbar 
sein konnte. Diese Beobachtungen wurden nicht 
von dem erhofften Resultate gekrönt. 

Ein Amerikaner wählte einen anderen Mo- 
ment; er kam auf den Gedanken, daß 
dieser Planet bei einer Sonnenfinsternis in der- 
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selben Weise sichtbar sein könnte, wie der 
Mond während der Nacht. Tatsächlich wurde 
bei dieser Gelegenheit Vulkan zum ersten Male 
beobachtet. 

Für dieses sogenannte Auf-den-Gedan- 
ken-kommen ist es notwendig, die mög- 
lichen Fälle in Gedanken zu über- 
blicken und eine bestimmte Wahl 
daraus zu treffen, d. h, es wird ein 
Zusammenwirken der Phantasie mit der Urteils- 
kraft erfordert. 

b) Von noch größerer Bedeutung als die 
Wahl des Objekts oder des Augenblicks der 
Beobachtung ist die beliebige Aenderung des 


Beobachteten; hierdurch eröffnet sich ja die 
Möglichkeit zur Wahl. Beim Studium der 
Gärung versuchte Tyndall festzustellen, was 


eintritt, falls alles insofern geändert wird, daß 
die sich mit der gärenden Substanz in Be- 
rührung befindende Luft befreit ist von den 
darin schwebenden kleinen Stäubchen, die sich 
z. B. mittels eines Lichtbündels darin sichtbar 
machen lassen. Diese Stäubchen wurden in ganz 
einfacher Weise entfernt, indem er die Innen- 
wände des Kastens, in dem der Versuch aus- 
geführt wurde, mit Glyzerin bedeckte; nach 
einiger Zeit blieben selbst die kleinsten Stäub- 
chen an der Wand kleben, wie Fliegen an 
einem mit Teer bestrichenen Zaun. 

Es war wiederum die Phantasie, die ihn auf 
den Gedanken brachte. 

c) Drittens, die Hilfsmittel, die die Beob- 
achtung erleichtern und oft aber erst ermög- 
lichen. Es liegt eine Schwierigkeit vor, die 
das Beobachten der Netzhaut durch die Pupille 
hindurch, obwohl sie völlig durchsichtig ist, 
unmöglich macht, und zwar die, daß man gerade 
während der Beobachtung sich selbst, wie man 
es nennt, im Lichte steht. Stellt man eine 
Flamme zwischen das beobachtete und das be- 
obachtende Auge, so würde sie zwar das erstere 
beleuchten, seine Beobachtung indes unmöglich 
machen. Helmholtz kam nun auf den 
Gedanken, zwischen die beiden Augen 
einen kleinen Spiegel mit einer kleinen Oeff- 
nung zu stellen, und zwar so, daß seitlich 
einfallendes Licht in das beobachtete Auge fällt, 
während die Oeffnung es ermöglicht, das Auge 
zu beobachten. 

Dieses Zusammenwirken der Phantasie und 
der Urteilskraft war die Erfindung des Augen- 
spiegels. 

So weit der erste Teil des Mechanismus, 
Die genaue Kenntnis unserer Umgebung ist das 
Resultat seiner Anwendung; aber diese Kenntnis 
bezieht sich auf ein komplexes Ganze, auf 
Konglomerate von Ursachen und Wirkungen. 

2. Es handelt sich nunmehr darum, aus 
diesem relativen Chaos Stück für Stück die 
Fäden zu entwirren, die jede Ursache mit der 
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damit zusammenhängenden Wirkung verbinden. 

Die Art und Weise, in der dies stattfindet, 
läßt sich mittels folgenden Gileichnisses um- 
schreiben: 

„Mehrere Musikanten, A, B, C usw., spielen 
gleichzeitig hinter einem Vorhange verschiedene 
Instrumente. Wir denken uns die Musikanten 
als ein zusammenhängendes Ganze von Ur- 
sachen; das von ihnen erzeugte Konzert ist 
das Konglomerat von Wirkungen. Die Frage 
nach dem Zusammenhang zwischen jeder be- 
stimmten Ursache und ihrer Wirkung betrifft 
dann die Kenntnis des Instruments, das von 
jedem der Musikanten gespielt wird. Das ein- 
fachste Mittel wäre gewiß, daß man alle Musi- 
kanten bis auf einen, z. B. A, ersuchte, einen 
Augenblick nicht zu spielen. Manchmal ist dies 
nicht möglich, und können nur die Musikanten 
zusammen etwas weniger laut oder etwas 
lauter spielen. In anderen Fällen ist man ge- 
zwungen, sich darauf zu beschränken, A auf- 


hören oder auch ihn sein Spiel ändern zu 
lassen. 
Dies bezieht sich dann noch alleın auf 


den einfachsten Fall, in dem man die Beteili- 
gung der Musikanten beliebig für den Versuch 
regulieren kann. Und dennoch dreht sich alles 
— auch im kompliziertesten Falle — um das 
Beobachten der Uebereinstimmung, bzw. des 
Unterschiedes in dem Bespielen der cinzelnen 
Instrumente. 

Bei der Darstellung des arsensaures Am- 
moniaks frappierte Mitscherlich die Aehn- 
lichkeit dieses Salzes mit der korrespondieren- 
den Phosphorsäureverbindung, die er kurz zu- 
vor in Händen gehabt hatte. 

Die fortgesetzte Untersuchung brachte den 
Beweis, daß es die Uebereinstimmung in der 
Kristallform ist, die sich in dieser Weise äußert. 

Diese Bemerkung, die zur Entdeckung des 
Zusammenhanges zwischen Zusammensetzung 
und Kristallform führte, ist dem Heraushören 
desselben Instruments in zwei im übrigen völlig 
verschiedenen Orchestern vergleichbar. 

Um diese Bemerkung zu machen, bedarf es 
der Phantasie; hätte nicht die Form des ersten 
Falles Mitscherlich während der Beob- 
achtung des zweiten lebhaft vorgeschwebt, so 


wäre ihm die Uebereinstimmung nicht aufge- 


fallen. 

Wenn auch hier die Phantasie benutzt wird, 
um dasjenige, was früher beobachtet wurde, 
wieder in den Sinn zu bringen, so läßt sie 
sich dennoch nicht mit dem Gedächtnis auf 
eine Linie stellen; sie steht zu ihm etwa in 
demselben Verhältnisse wie die Fähigkeit, sich 
eine gewisse Person vorzustellen, zu der, ihren 
Namen zu behalten. 

Nicht alle Mittel zur Erforschung des ur- 
sächlichen Zusammenhanges sind hiermit er- 
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schöpft. Die bisher erörterten beziehen sich 
nur auf die Fälle, in denen man sozusagen 
einer Abstammung in gerader Linie gegenüber- 
steht: Ursachen -auf der einen Seite, Wirkun- 
gen auf der anderen. Es können aber gerade 
so gut mehrere Becbachtungen zusammen Wir- 
kungen einer gemeinschaftlichen, unbekannten 
Ursache sein. Die Erforschung derselben findet 
auf ganz anderem Wege statt, und zwar da- 
durch, daß man sich eine größere Anzahl mög- 
licher Ursachen denkt (Hypothesen) und deren 
Wirkungen mit den Tatsachen vergleicht. 
Dabei stellt sich einmal heraus, daß Ab- 
weichungen vorliegen, ein zweites und drittes- 
mal vielleicht ebenfalls, bis schließlich eine 
Uebereinstimmung eintritt; dann ist diese mög- 
liche Ursache die wahrscheinliche geworden. 
Keplers Untersuchungen über die Planeten 
bilden vorzügliche Belege zu diesem zweiten 
Hilfsmittel zur Erforschung des ursäcklichen Zu- 
sammenhanges, weil er bei der Mitteilung seiner 
Entdeckungen auch die Art und Weise bekannt- 
gab, in der er dazu kam, dieselben zu machen. 
Es würde uns zu weit führen, darauf im 
einzelnen einzugehen; es genüge, hier darauf 
hinzuweisen, daß Keplers Phantasie ihm 
während 22 Jahren neue Ausgangspunkte lie- 
ferte, bis er schließlich der möglichen Ursache 


auf die Spur kam und die Gesetze fand, die 


heute seinen Namen tragen. Daß hier die oben- 
genannte Fähigkeit eine Rolle spielt, braucht 
wohl kaum gesagt zu werden. 

Zusammenfassend ergibt sich: Im Mechanis- 
mus zur Erforschung eines ursächlichen Zu- 
sammenhanges ist die Phantasie notwendig bei 
fünf Operationen: 

1. Bei der Wahl des Augenblicks oder des 
Beobachtungscbjekts. 

2. Bei der beliebigen Aenderung des Be- 
obachteten. 

3. Beim Auffinden der Hilfsmittel, die die 
Beobachtung erleichtern, ja, öfters erst ermög- 
lichen. 

4. Beim Beobachten einer UÜebereinstimmung 
bzw. eines Uhnterschiedes. 

5. Bei dem Aufstellen der Hypothese. 

Dieser Mechanismus für sich at!lein ist un- 
fruchtbar. Derjenige, der sämtliche Fähigkeiten 
besitzt, die jener erfordert, bleibt ohne jed- 
wede Bedeutung, falls ihm der unwidersteh- 
liche Drang fehlt, diese Fähigkeiten auszu- 
nutzen; und dieser unwiderstehliche Drang, der 
sich zunächst als Begeisterung, sodann als Aus- 
dauer äußert, ist häufig das Nachjagen einer 
Vorstellung, die nur im Geiste des Forschers 
vorhanden ist, ist somit das Resultat der 
Phantasie. Derartige Illusionen, sie mögen 
richtig oder falsch sein, haben Wunder hervor- 
gebracht: der feste Glaube an den Einfluß 
der Himmelskörper auf das Schicksal des Men- 


schen, der an den Stein der Weisen, haben 
der Astroncmie, der Chemie unschätzbare 
Dienste geleistet. Während dreiundzwanzig 
Jahren hat Faraday, der an den Zusammen- 
hang zwischen Licht und Elektrizität glaubte, 
diesem Zusammenhange nachzuspüren versucht; 
er hat ihn gefunden in dem Einflusse des 
Magnetismus auf das polarisierte Licht. Diese 
Illusion war, zu jener Zeit wenigstens, nur 
schwach begründet, und Faraday sagt denn 
auch von sich selbst in einem an de la Rive 
gerichteten Briefe: „Do not suppose that 
I was a very deep thinker, or was marked 
as a precocious person. I was a very lively 
imaginative person and could believe in the 
„Arabian Nights‘ as easily as in the „Ency- 
clopaedia‘“.“ 

Dies bringt mich auf die Geschichte: Die 
oben entwickelte Ueberzeuzunz, daß die Phan- 
tasie eine Rolle spielt sowohl bzi der Fähig- 
keit zur wissenschaftlichen Forschung als bei 
dem Bedürfnis, dieselbe zu verwerten, hat 
mich dazu gebracht, zu untersuchen, ob bei 
auf dem Gebiete der Wissenschaft bekannten 
Männern diese Fähigkeit sich auch in anderer 
Weise kundgab als in ihren Untersuchungen. 


Beim Studium von mehr als 200 Biographien 
ergab sich, daß dies tatsächlich, und zwar in 
hohem Maße, der Fall ist. 


Daß dies nicht die Folge einer willkür- 
lichen Wahl der Biographien ist, wird durch 
folgende Tatsache bewiesen: Arago hat uns 
Einzelheiten aus dem Leben von 29 berühmten 
Astronomen überliefert; 12 von ihnen, d.i. mehr 
als 40 Proz., leisten den früher beschriebenen 
Anforderungen Genüze, und unter diesen zählt 
man, was bemerkenswert ist, die besten Namen: 
Copernicus, Tycho-Brahe, Kepler, 
Galilei und Newton. 

So weit die gesunden Aeußerungen einer 
starken Phantasie; in zweiter Linie wollen 
wir uns der krankhaften zuwenden. Es hat 
nämlich meine Aufmerksamkeit erregt, daß Bei- 
spiele der sonderbarsten Phantasie, Aberglaube, 
Spiritismus, Halluzinationen, ja selbst Irrsinn 
in den untersuchten Biographien nicht selten 
vorkemmen. Newton hatte stets Angst, daß 
in einem Wagen ein Unglück geschehen würde, 
und hielt sich an der Tür fest. Keplers 
Vorstellungen über das Weltall waren ganz 
sonderbar; in a!lem Ernst glaubte er, daß die 
Erde ein Reptil sei, und daß die Planeten, 
die die Erde umgeben, durch ihre Bewegung 
einen melodischen Akkord hervorbrächten (Ju- 
piter und Saturn bildeten den Bad, Mars den 
Tenor usw.). 


Ich nenne dies alles, um zu umschreiben, 
was unter krankhaften Aeußerungen der Phan- 
tasie zu verstehen ist. 
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Nachdem wir nunmehr einerseits auf die 
wichtige Rolle hingewiesen haben, die der 
Phantasie zufällt unter den Fähigkeiten, die 
jemand zum fruchtbaren Forscher gestalten, 
und nachdem wir festgestellt haben, daß sie 
in der Geschichte den Platz einnimmt, den wir 
vermuteten, haben wir nunmehr noch eine Be- 
merkung zu machen, die sich auf unsere Zeit 
bezieht. 

Die Zahl derjenigen, die sich mit wissen- 
schaftlicher Forschung befassen, steigt; vor- 
mıls waren nur unwiderstehlicher Drang und 
außergewöhnliche Begabung imstande, alle 
Schwierigkeiten zu überwinden, die einer wissen- 
schaftlichen Laufbahn im Wege standen. 
Heutzutage liegt dieser Weg offen und ist ein 
breitgetretener. 

Es ist aber gerade davon die Folge, daß 
bei steigender Zahl der mittlere Gehalt ein 
niedrigerer wird; die seltenen Gaben, unter diesen 
die Phantasie, geraten in ein unzünstiges Ver- 
hältnis den allgemein verbreiteten gegenüber. 
Dies hat die Art und Weise, in der der wissen- 
schaftliche Mechanismus arbzi:et, geändert. 

Wenn das Zwerchfell, das beim Atmen eine 
Hauptrolle spielt, künstlich gelähmt wird, über- 
nimmt der Brustkasten so gut wie möglich 
während einiger Zeit die Arbeit des Zwerch- 
fells. Wenn die Phantasie fehlt, so versucht 
man diesen Mangel in anderer Weise wieder 
auszugleichen: 

1. Die sorgfältige Wahl des Objekts und des 
Augenblicks läßt sich ersetzen durch systema- 
tisches Beobachten aller Erscheinungen in jedem 
Momente; der Sternhimmel wurde über die 
verschiedenen Sternwarten verteilt, und wenig 
kann sich der Aufmerksamkeit entziehen; was 
auskristallisiert, wird nach Straßburg gesandt, 
ausgemessen und tabelliert. 

2.u.3. Die Erzielung eines Resultats, welches 
das Experiment oder die Verfeinerung der Be- 
obachtungsmittel fordert, läßt sich durch Tasten 
nach allen Richtungen und durch Probieren 
unterstützen. 

4. Das Herausfinden läßt sich erleichtern, 
indem man die Beobachtungen in Zahlen aus- 
drückt und diese Zahlen unter sich vergleicht. 


Auf die bekannte Denkschrift des Verbandes 
Deutscher Architekten- und Ingenieur-Vereine 
vom Jahre 1910 über die „Rechts-, Staats- und 
Wirtschafts-Wissenschaften an den Technischen 
Hochschulen“ erwiderte die Technische Hoch- 
schule Karlsruhe im Dezember 1910 in unbe- 
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5. Die Hypothese schimmert schließlich so 
deutlich durch die zahllosen Beobachtungen hin- 
durch, daß zu deren Aufstellung nur ein kleiner 
Schritt erforderlich wird. 

6. Begeisterung kann Ehrsucht sein. 


Tatsächlich ist hierdurch den Bedürfnissen 
Genüge geleistet; die Resultate bzweisen es. 
Aber die wissenschaftliche Entdeckung ist nun- 
mehr etwas anderes geworden, als sie war: 


sie ähnelt dem Zusammenschießen einer 
Festung von verschiedenen Seiten, dem vor- 
sichtigen Erklettern der Trümmer und dem 


Kampfe, um die Fahne bei der gemeinschaft- 
lichen Ankunft oben aufzupflanzen. Sie 
ähnelte dem einfachen Vorrücken einer ein- 
zelnen Batterie, wie jener, durch welche Na- 
poleon bei Toulon die englische Flotte zu 
bezwingen wußte. Wenn es nunmehr auch mög- 
lich ist, die Phantasie durch ein großes Opfer 
an Arbeit zu ersetzen, so ist sie damit nicht 
ausgeschlossen; die Rolle, die sie spielt, ist 
eine andere geworden; nicht die Rolle, die 
sie zu spielen imstande ist; noch heute würde 
Kepler sich ebensohoch über seine Umgebung 
zu erheben gewußt haben, wie zu seiner Zeit. 


Cuvier hat einmal, am Schluß einer Bio- 
graphie, zwei große Chemiker, Vauquelin 
und Davy, miteinander verglichen. Dabei 
drückte er sich ungefähr folzgenderwei;se aus: 
„Ungeachtet seiner zahllosen Untersuchungen, 
ungeachtet der wichtigen, merkwürdigen Ent- 
deckungen, mit denen Vauquelin die Wissen- 
schaft bereicherte, läßt er sich nicht mit Davy 
auf eine Linie stellen. Jener setzte seinen 
Namen in die Paragraphen; dieser in die Titel 
jeglicher Kapitel. Jener beobachtete mit einer 
Laterne in aler Anspruchslosigkeit die ge- 
ringsten Verborgenheiten und drang bis in die 
dunkelsten Winkel; dieser stieg auf wie ein 
Adler und beleuchtete das große Gebiet der 
Physik und Chemie mit einer brennenden 
Fackel.“ 


Diese Worte mache ich zu den meinigen, 
um zu beschreiben, was die Forschung ohne 
Phantasie ist, was sie sein kann, wenn man 
diese in zulässiger Weise benutzt. 


Wie arbeitet man sich autodidaktisch in die Nationalökonomie ein? : 
Von Dipl.-Ing. Schleicher, Reg.-Baumeister, Heilbronn. z 


friedigender Weise !). Sie drückte zwar ihr 
volles Wohlwollen für die in dieser Denkschrift 
vertretenen Bestrebungen, sowie ihre Bereit- 


1) Vgl. den Bericht über die Verhandlungen der 40. Abge- 
ordneten-Versammlung in Münster i.W. am 22. und 23. Sept. 1911. 
Mitteilungen des Verbandes D. A.- u. L-V., Nr. 57, II. Teil, S. 433 ff. 
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willigkeit aus, diese Wissenschaften in ihren 
Lehrplan aufzunehmen, kam aber hierüber zu 
keinem positiven Ergebnis wie die anderen Hoch- 
schulen. Sehr interessant ist die bei dieser Ge- 
legenheit gemachte Aeußerung der Hochschule: 
„Endlich zeigen die Erfahrungen, daß die Studie- 
renden gerade in den ersten Jahren für die 
juristischen und nationalökonomischen Fächer 
noch nicht reif sind.“ 

Dieser Ausspruch wurde von der +40. Abge- 
ordnetenversammlung des genannten Verbandes 
nicht gebilligt; es wurde mit Recht auf den 
großen Widerspruch hingewiesen, daß der Stu- 
dierende der Technischen Hochschule für diesen 
Stoff nicht reif sein solle, während derselbe 
Studierende auf der Universität hierfür reif sei. 
Und doch erscheint unseres Erachtens die Be- 
obachtung der Karlsruher Hochschule teilweise 
— aber für Hochschule und Universität zu- 
gleich — richtig zu sein. 

Wir sagen teilweise, denn wir sind der An- 
sicht, daß die meisten Studierenden für die ab- 
strakte Methode, in welcher diese Wissenschaften 
vorgetragen werden, nicht reif sind, daß diese 
unpädagogische Methode und vielleicht auch die 
besondere Lehrart des Dozenten abschreckend, 
interessetötend wirkt. 

Die Hauptkunst des Dozenten sollte darin 
bestehen, das Interesse an ihrer Wissenschaft 
zu wecken. Da der junge Student, nachdem er 
an der Mittelschule bis zum 18. Jahre die Schul- 
bank gedrückt hat, ziemlich theorieunlustig ge- 
worden ist und sich nach der Wirklichkeit, nach 
praktischer Betätigung sehnt, so muß anstatt 
der abstrakten Methode die induktive Methode 
treten, welche an konkreten Beispielen die An- 
schauung zu Hilfe ruft, von Besonderen, von 
Einzelfall zum Allgemeinen emporsteigt und da- 
mit das Interesse weckt. 

Weiter kommt wesentlich hier in Betracht, 
dab an die Technischen Hochschulen, welche 
ja doch viel mehr als die Universitäten die 
Hochschulen für das Wirtschaftsleben sind, her- 
vorragende Lehrer der Nationalökonomie berufen 
werden müssen. Ganz richtig betont Baudirektor 
Trug. C. v. Bach in seinem Vortrag ?): „Be- 
merkungen zur wissenschaftlichen Ausbildung der 
Ingenieure und zur Frage des weiteren Ausbaues 
der Technischen Hochschulen“, daß für den Vor- 
trag über Staatsbürgerkunde und National- 
ökonomie nur ein bedeutender, anregend wirken- 
der Mann in Betracht kommt, und daß es im In- 
teresse des deutschen Volkes liegt, auch an den 
Hochschulen des Wirtschaftslebens, den Tech- 
nischen Hochschulen, hervorragende Männer der 
Volkswirtschaft zu berufen, was man jetzt noch 
für unnötig hält. Der bekannte Nationalökonom 


®) Gcehalten im württ. Bezirksverein des Vereins deutscher 
Ingenieure am 1. Februar 1912. Sonderabdruck aus der Zeitschrift 
des Vereins deutscher Ingenieure, Verlag Wittwer, Stuttgart. 


Werner Sombart führte einmal aus, daß die 
Nationalökonomie die Zentralwissenschaft unserer 
Zeit sei. Das soll wohl heißen, daß sie im 
Mittelpunkte der Wissenschaften stehe, daß sie 
die wichtigste ist; daß man ihre Lehren vor 
allem kennen müsse. 

Das hat ja kein anderer mehr betont, als 
Friedrich List, der Bismarck des deutschen Wirt- 
schaftslebens.. Im Jahre 1841 legte er von 
Augsburg aus dem Konglomorat von Kleinstaaten 
in Deutschland sein einigendes und kräftiges 
Wirtschaftsprogramm: „Das nationale System 
der politischen Oekonomie‘“ vor mit dem popu- 
lären Appell: „Sollen in Deutschland die National- 
interessen durch die Theorie der politischen 
Oekonomie gefördert werden, so muß sie aus 
den Studierstuben der Gelehrten, von den 
Kathedern der Professoren, aus den Kabinetten 
der hohen Staatsbeamten in die Kontore der 
Fabrikanten, der Großhändler, der Schiffsreeder, 
der Kapitalisten und Bankiers, in die Bureaus 
aller öffentlichen Beamten und Sachwalter, in 
die Wohnungen der Gutsbesitzer, vorzüglich aber 
in die Kammern der Landstände herabsteigen, 
mit einem Wort, sie muß Gemeingut aller Ge- 
bildeten in der Nation werden.‘ Wie arbeitet 
man sich nun leicht in diese Wissenschaft der 
Nationalökonomie ein, welche ja, wie immer 
mehr anerkannt wird, jeder Gebildete in den 
Grundzügen beherrschen soll? Der Autodidakt 
muß unbedingt die induktive Methode anwenden 
und an konkreten Beispielen sich einarbeiten, 
wenn er nicht erlaimen will; er muß die 
Methode des Forschens, des Findens und Ent- 
deckungenmachens anwenden. Es gibt hierfür 
nun kein Problem, das hierzu so einladet, wie 
das Problem der Bodenfrage: Das Studium über 
die Stellung der verschiedenen Völker, national- 
ökonomischen Theorien und bedeutenden National- 
ökonomen zu dieser Frage, die wir für die 
Kardinalfrage der Volkswirtschaft halten. — Man 
braucht dabei absolut kein Anhänger der Boden- 
reform zu sein oder werden zu müssen. 

Nachdem wir uns durch flüchtiges Studium 
eines Leitfadens, wie z. B. von Fuchs?) oder 
Konradi), einen Ueberblick über das Gesamt- 
gebiet verschafft haben, lesen wir volkstümlich 
und temperamentvoll geschriebene Bücher, wie 
die Bodenreform von A. Damaschke°) und 
„Aufstieg und Niedergang der Völker‘ von einem 
Deutschen 6), welch letzteres dem Gedankenkreis 


3) Volkswirtschaftslehre von Prof. der Nationalökonomie in 
Tübingen. Sammlung Göschen Nr. 133. 

4) J. Konrad, Leitfaden zum Studium der Nationalökonomie, 
5. Aufl., 1910. Verlag G. Fischer, Jena. 

6) Die Bodenreform. Grundsätzliches und Geschichtliches zur 
Erkenntnis und Ueberwindung der sozialen Not. 5. Aufl., 1911. 
Verlag Fischer, Jena. 

6) Aufstieg und Niedergang der Völker nach volksorganischer 
Geschichtsauffassung. 2. Aufl. Volkserzieher-Verlag, Schlachten- 
see, 1911. 
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des konservativen und völkischen National- 
ökonomen Ruhland entspringt. Diese fesselnd 
geschriebenen, geschichtlichen Darstellungen er- 
wecken in uns solches Interese an dem Zu- 
stand des sozialen Wirtschaftslebens bei den ver- 
schiedenen Völkern und seiner Entwicklung, daß 
wir Lust und Liebe zum weiteren Vordringen be- 
kommen haben. Hierzu ist vor allem eine volks- 
tümliche, geschichtliche Darstellung trefflich ge- 
eignet: „Die Geschichte der Nationalökonomie“ 
von A. Damaschke’). 

Sehen wir uns dieses Werk, welches eine 
erste Einführung sein soll, etwas näher an. 
Während die 1. bzw. 2. Auflage vom Jahre 
1904/1905 nur 244 Seiten umfaßte, ist die 1911 
erschienene 5. Auflage (11—14000) 574 Seiten 
stark geworden. Diese Stoffvermehrung hat aber 
dem Werk gar keinen Eintrag getan. Im Gegen- 
teil, es ist viel anregender geworden, da die be- 
schriebenen volkswirtschaftlichen Theorien, Be- 
wegungen und Persönlichkeiten durch Beifügung 
weiterer konkreter Einzelheiten umfassender, 
deutlicher und nachhaltiger vor Augen treten 
wie in der Kürzung der ersten Auflagen. 

Das Buch will eine „erste Einführung sein“, 
setzt also nichts voraus. Wenn nun Fach- 
leute, wie z. B. ein süddeutscher Professor, be- 
dauern, daß „solche Bücher in die 4. Auflage 
kommen, in denen die Namen Sonnenfels, Rau, 
Hermann, Dietzel und so viele andere vollständig 
fehlen‘, so sind wir diesbezüglich mit dem 
Autor Damaschke ganz der gegenteiligen An- 
sicht. In der Beschränkung zeigt sich doch 
erst der Meister! Es ist sehr zweckmäßig, 
wenn diese Theoretiker nicht aufgeführt sind. 
Die Beschränkung auf solche Männer, deren 
Lehren über die Wände der Schule hinaus Be- 
wegungen ausgelöst haben, welche für die leben- 
dige Gegenwart noch etwas bedeuten, halten 
wir für ganz richtig. | 

Wenn weiter ein anderer „Fachmann“ be- 
dauert, daß in dem Werke die Lebensgeschichten 
der führenden Männer so ausführlich dargestellt 
seien, und meint, es sei überflüssig, das Leben 
eines Fr. List oder F. Lassalle so ausführlich dar- 
zustellen, so sind wir hier wieder ganz ent- 
gegengesetzter Ansicht. Die interessanten Einzel- 
heiten der Lebensgeschichte großer Männer der 
Volkswirtschaftslehre interessieren den Anfänger 
viel mehr als alle ihre feinsten Theorien. Nur 
durch solche konkrete Angaben wird das In- 
teresse an ihren theoretischen Leistungen ge- 
weckt und gefördert. 

In seiner „Geschichte der Nationalökonomie“ 
behandelt nun Damaschke kurz die Aufgaben 
der Nationalökonomie, dann das Altertum, das 
Mittelalter, das Zeitalter des Merkantilismus, in 
welchem der Ackerbau so wenig galt und der 


7) 5. Aufl., 1911. Verlag Q. Fischer, Jena. 
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Handel (größere Ein- als Ausfuhr) als beste 
Quelle des Nationalreichtums angesehen wurde. 
Hierauf werden die Lehren der physiokratischen 
Schule, welche nur die Landwirtschaft für pro- 
duktiv hielt, geschildert, dann die der liberalen 
Schule und des nationalen Systems von List. 
Den Schluß bilden Schilderungen des Kommunis- 
mus, der Lehren der Anarchisten und der Boden- 
reformer. 

Als kräftiger roter Faden zieht sich die 
Stellung der verschiedenen Zeiten und Be- 
wegungen zum Bodenproblem durch das Ganze. 
Aus den Schriften der vorgeführten National- 
ökonomen werden Proben gegeben, die uns ein 
gutes Bild von ihrer Stellung und Denkungs- 
weise geben. Nach unserer Ansicht erfüllt das 
Buch jetzt, in seiner Erweiterung der ersten 
Auflagen, vollkommen die Aufgabe einer ersten 
Einführung, Freude an dem Stoff zu erwecken 
und den Wunsch rege zu machen, immer tiefer 
in das Verständnis der sozialen Gesetze einzu- 
dringen. Da jedoch die Frage des Grund und 
Bodens in diesem Werk eine so große Rolle spielt, 
so würden wir gerne gesehen haben, daß nach 
Behandlung von Karl Rodbertus, dem Weisen 
von Jagetzow, neben Schäffle und Vogelsang 
auch noch der geniale Staatsgelehrte L.v.Stein, 
den wir gerne den Aristoteles des 19. Jahr- 
hunderts nennen würden, mit seinem Handbuch 
der Verwaltungslehre (3. Aufl., Stuttgart 1888) 
und seinen sich an Rodbertus anschließenden 
Studien: „Die drei Fragen des Grundbesitzes 
und seiner Zukunft‘ (Stuttgart 1831) und 
„Bauerngut und Hufenrecht‘“ (Stuttgart 1882) 
genannt wäre. Die erstgenannte theoretische 
Studie schildert die Wirkungen des Kampfes des 
Geldkapitals gegen das Grundkapital, d. h. der 
Kapitalisierung des Grund und Bodens. Die 
zweite praktische Studie behandelt die Reform 
des Agrarrechts, um der Auflösung des Bauern- 
standes entgegenzuwirken. In dem die 2. Hälfte 
dieser Studie bildenden Anhang wird der Bericht ° 
des Landesausschusses des Herzogtums Salzburg 
betreffend die Erlassung eines Agrarrechtes mit- 
geteilt, ‘welcher zu denselben Ergebnissen wie 
L. v. Stein gelangt. 

Bezüglich des städtischen Grundbesitzes, der 
städtischen Wohnungsfrage hat Professor Dr. 
Eberstadt-Berlin (in seinem Handbuch des 
Wohnungswesens und der Wohnungsfrage 1910, 
Kapitalmarkt usw.) die Anschauungen von Rod- 
bertus bezüglich des städtischen Immobiliar- 
kredits weiter verfolgt. Sowohl L. v. Stein 
als auch Eberstadt weisen auf die Reform des 
Hypothekarrechts als Lösung der ländlichen bzw. 
städtischen Bodenfrage hin. 

Damaschke bespricht Seite 535 ff. seines Werkes 
die Bedeutung der Faktoren der produktiven 
Tätigkeit: Grund und Boden, Arbeit und Kapital 
und die Begriffe Grundrente und Zins. 


362 Dipl.-Ing Schleicher, Reg.-Baumeister, Wie arbeitet man sich autodidaktisch in die Nationalökonomie ein? 


Wir haben nun durch unser seitheriges 
Studicm ein großes Interesse an grundsätzlichen 
Erörterungen gewonnen und nehmen daher das 
„Laienbrevier der Nationalökonomi:“ von 
A. Pohlmann (215 S., Leipzig, 1908) zur 
Hand. Pohlmann behandelt hier in sehr an- 
schaulicher Weise die ökonomischen Werte, 
Arbeit und Eigentum, Arbeitstei:ung und Kapital- 
bildung, die Bedeuiung des Tausches im Arbeits- 
und Wertbildungsprozeß. In letzterem wird 
unterschieden: Tausch einer Sache gegen eine 
andere, Tausch einer Sache gezen Arbeit (das 
Lohnproplem), Tausch einer Sache gegen ein 
Recht oder der Grund und Boden als Quelle der 
Arbeit. Nachdem weiier im Kapitel 6 das Geld 
als Hilfsmittel des Tausches sehr interessant 
dargesiellt ist, wird im Kapitel 7 das subjektive 
Gefühl als wirtschaftlicher Faktor behandelt. 
Kapitel 8 enthält die Schlußfolgerunzen aus sämt- 
lichen Darlegungen. 

Nach dem Studium dieser grundsätzlichen Er- 
örterungen greifen wir zur Abwechslung wieder 
zu einer geschichtlichen Darstellung, der treff- 
lichen Arbeit von K. Bücher: „Die Entstehung 
der Volkswirtschaft“ (2. Aufl, Tübingen 1398) 
und lesen in erster Linie den Teil I, S. 1—80, 
in welchem die drei Perioden der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Völker: Die Periode der ge- 
schlossenen Hauswirtschaft, die Periode der 
Stadtwirtschaft und dann die Periode der Volks- 
wirtschaft dargestellt sind. 


Jetzt erst nehmen wir die populäre Volks- 
wirtschaftslehre von K. Jentsch, betitelt: „Grund- 
begriffe und Grundsätze der Volkswirtschaft“ 
(416 S., Leipzig 1895), vor und arbeiten sie glatt 
durch. Jentsch stützt sich im wesentlichen auf 
die Grundlegung der politischen Ozkonomie des 
Staatssozialisten Adolf Wagner. 


Hierauf arbeiten wir das Werk: ‚Die deutsche 
Volkswirtschaft im 19. Jahrhundert“ von 
W. Sombart durch (647 S.) und verstehen die 
Lage Deu‘schlands ganz, nachdem wir noch 
„Deutschlands wirtschaftliche Weltstellung‘“ von 
Dr. C. Kindermann (100 S., 1908) durchgelesen 
haben. Die Beziehungen von Volkswirtschaft 
und Staat finden wir in dem kleinen. Werk von 
Kindermann‘) kurz und gut behandelt. 


Wir haben jetzt ein großes Interesse für 
den Sozialismus gewonnen und nehmen daher 
folgende Werke zur Hand: Dr. Grünfeld: 
Lorenz von Stein und die Gesellschaftslehre 
(Verlag Fischer-Jena, 1910), die „Neue Staats- 
lehre‘““ des soziologischen Rechtslehrers A. Menger 
(Verlag Fischer-Jena, 1905, 263 S.), das Werk 
von W. Sombart: „Sozialismus und soziale Be- 
wegung“ (Verlag Fischer-Jena) und die Arbeiter- 
frage von Herkner (Verlag Guttentag). 


`) Volkswirtschaft und Staat von C. Kindermann, Bibliothek: 
Wissenschaft und Bildung, 123 S., 198. 


Eine sehr kritische Kost bietet uns nach 
diesen Studien das Werk: „Waffen, Kapital und 
Arbeit‘ von E. Dührinz (Thomas, Leipzig 1905), 
in welchem die Entproletarisierung und Ent- 
protzung der Gesellschaft behandelt ist und als 
dessen Fortsetzung: „Soziale Rettung durch 
wirkliches Recht statt Raubpolitik und Knechts- 
juristerei‘‘ (1907). 


Mit dem Kritizismus von E. Dühring be- 


waffnet, nehmen wir nun die Werke der liberalen 
Volkswirtschaftler: F. Oppenheimer, Theorie der 
reinen und politischen Oekonomie, ein Lehr- und 
Lesebuch für Studierende und Gebildete (Berlin 
1910, 738 S.), von Naumann, „Neudeuische Wirt- 
schaftspolitik“ (Verlag Hilfe-Berlin) und des 
konservativen Volkswirtschaftlers Ruhland 
„Politische Oekonomie‘“ in Arbeit. Die in Be- 
tracht kommenden Probleme verfolgen wir an 
der Hand der dort anzegebenen Literatur, indem 
wir vor allem die Werke von A.Smith, Fr.List, 
Carey, Malthus, Ricardo, Rodbertus, Dühring, 
Marx, Wagner usw. benutzen. 


+ 


Oppenheimer hat sich vor allem durch seine 
kritischen Werke: „Das Grundgesetz der Marx- 
schen Gesellschaftslehre“ und „David Ricardos 
Grundrententheorie‘ einen  hervcrragenden 
Namen verschafft. Er bricht in seinem oben- 
genannten Werk „Theorie der reinen und poli- 
tischen Oekoncmie‘, welches in seiner klaren 
und edlen Sprache ein gutes Lehr- und Lese- 
buch für Studierende und Gebildete darstellt, 
gestützt auf Carey und Dühring, ganz mit dem 
seitherigen obersten Axiom der Sozialökonomik: 
Der Lehre von der „ursprünglichen Akku- 
mulation“ ?). Er errichtet einen Umbau, viel- 
leicht einen Neubau, für die Oekonomie auf 
neuem Fundament und mit vielen neuen Materi- 
alien. Die systematische Einteilung seines 
Werkes erleichtert das Studium ungemein. 

Die Philoscphen nennen die Verwunderung, 
welche der naive Mensch empfindet, wenn er 


°?) Ich erlaubte mir Oppenheimer bezüglich dieses Grundaxioms 
des wirtschaftlichen Eigentums und seines Axioms des Gewalt- 
eigentums auf die zwei Schriften von Lorenz v. Stein aufmerksam 
zu machen: „Gegenwart und Zukunft der Rechts- und Staats- 
wissenschaft Deutschlands“ (1876) und „Die 3 Fragen des Grund- 
besitzes“ (1851). In beiden gibt Stein eine Theorie für die Lehre 
von der ursprünglichen Akkumulation und in letzterer zugleich 
eine solche des Gewalteigentums, 

Darauf teilte mir Oppenheimer mit, daß er von L. v. Stein 
bisher nur das letziere Werk über die 3 Fragen des Grundbesitzes 
und zwar vor langer Zeit studiert habe. Die Vorstellung über die 
beiden Wurzeln des Eigentums seien viel älter und gingen min- 
destens auf St. Simon und wahrscheinlich viel weiter zurück. — 
Das hielt ich auch für wahrscheinlich. Ich wollte nur darauf 
aufmerksam machen, daß L, v. Stein eine Theorie für beide 
Axiome aufgestellt hat. 

Eine Theorie für das Axiom der natürlichen Akkumulation 
kann nur ein soziologischer Jurist mit großartigen historischen 
Blick, wie Stein es war, Urteil von Schmoller, aufstellen. Die 
Anhänger Oppenheims werden sich mit ihr auseinanderzusetzen 
haben. 


4^ 


Hochschulnachrichten 


zum erstenmal begreift, daß die ganze soge- 
nannte Außenwelt uns immer gegeben ist als 
eine Summe von Sinneseindrücken, also inneren 
Tatsachen — das philoscphische Erstaunen. Wer 
dieses empfunden hat, tritt in den: Tempel der 
Philosophie! i 

Analog nennt Oppenheimer mit Recht die 
Verwunderung, welche das Begreifen der von 
ihm dargelegten Beziehungen zum ersten Male 
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aus.öst — das ökonomische Erstaunen! 
Jetzt erst können wir die Hauptkapitel über 
die ethischen und wirtschaftlichen Grundlagen 
der technischen Arbeit in den Werken: „System 
der technischen Arbeit“ (1902) und ,„Güter- 
herstellung und Ingenieur“ (1910) des hervor- 
ragenden Ingenieurs und Nationalökcnomen Dr. ` 
Max Kraft-Wien richtig würdigen! 


: Hochschulnachrichten. : 


Fritz Kötter $. Am 17. vor. Mts. verstarb 
im Alter von 54 Jahren der ord. Professor an 
der Technischen Hochschule zu Beriin Geheim. 
Reg. Rat Dr. Fritz Kötter. Aus dem höheren 
Schulfach hervorgegangen, habilitierte er sich 
im Jahre 1887 an der hiesigen Technischen 
Hochschule für das Gebiet der angewandten 
Mathematik, um im Herbst 1889 als Nachfolger 
Bertrams zur Bergakademie überzusiedeln. Im 
Sommer 1895 wurde diese Dozentur in eine 
etatsmäßige Professur umgewandelt. Im Herbst 
1900 wurde Kötter an die Technische Hoch- 
schule, dem Ausgangspunkt seiner Dozententauf- 
bahn, zurückberufen, woselbst er bis zu seinem 
Tode den Lehrstuhl für Mechanik in der Bau- 
ingenieurfakultät inne hatte. 

Kötters Hauptverdienst besteht in der Nutz- 
barmachung der Mathematik, besonders der 
Funktionentheorie für die Zwecke der Technik. 
Von ihm stammt die erste einwandfreie Formu- 
lierung der Erddrucktheorie, womit er den An- 
fang zu einer neuen experimentellen Entwicklung 
dieser für die Technik ungemein wichtigen Frage 
lieferte. Sehr wichtig sind weiterhin seine Bei- 
träge zur Erforschung der Spannungs- und 
Deformationszustände in Walzeisenprofilen, die 
auf Torsion beansprucht sind. Endlich hat 
Kötter es verstanden, die von Kirchhoff auf- 
gestellte Theorie der Biegung und Knickung 
von Stäben und Platten zu vertiefen und hat so 
durch seine ganze Lebensarbeit bewiesen, wie 
fruchtbringend das Zusammengehen von In- 
genieuren und Mathematikern ist. 


Die Zukunft der Berliner Bergakademie. Für 
die Angliederung der Berliner Bergakademie an 
die Technische Hochschule in Charlottenburg 
wird, wie wir hören, der nächste Etat für 1913 
die erste Baurate fordern. Die neue „Abteilung 
für Bergbau“, die an Stelle der Berliner Berg- 
akademie tritt und als Bestandteil der Hoch- 
schule zu gelten hat, soll in einem Neubau 
Platz finden, der sich dem bereits jetzt vor- 
handenen Erweiterungsbau der Technischen 
Hochschule nach dem Charlottenburger Knie zu 


anschließt. Die Herstellung der Bauten soll 
derart gefördert werden, daß sie am 1. Ok- 
tober 1915 bezogen werden können, 
ein Zeitpunkt, an dem die Berliner Berg- 
akademie eingehen wird. Mit der Angliederung 
der Bergakademie, die dem Ressort des Handels- 
ministeriums untersteht, an die Technische Hoch- 
schule geht gleichzeitig die Verwaltung der 
Abteilung auf das Kultusministerium über, dem 
die Technische Hochschule untersteht. Die jetzt 
bestehende Abteilung für Chemie und Hütten- 
wesen auf der Technischen Hochschule bleibt 
von der bevorstehenden Angliederung unberührt. 
Die neue Abteilung, die nach dem Muster der 
Organisation der Technischen Hochschule in 
Aachen einen Abteilungsvorsteher und ein 
Kollegium erhält, dem die ordentlichen Pro- 
fessoren angehören, wird auch im Senat der 
Hochschule vertreten sein. Bis zu der bevor- 
stehenden Angliederung im Jahre 1915 bleibt 
die Bergakademie selbständig weiter bestehen, 
um dann nach ihrer Uebersiedlung die jetzt be- 
nutzten Räumlichkeiten an die Geologische 
Landesabteilung abzugeben. Zu erwähnen wäre 
noch, daß besonders angeregt wurde, die Berg- 
verwaltung möge dafür sorgen, sich beim 
Examen ihren besonderen Einfluß wegen der 
Eigenart der zur Prüfung gelangenden Fächer 
in der neuen Abteilung zu bewahren. Eben- 
so wurde dem dringenden Wunsch Ausdruck 
gegeben, die Bergakademie in Clausthal, die 
später als einzige Bergakademie bestehen 
bleiben solle, besonders zu pflegen und dem 
äußerlich dadurch Ausdruck zu geben, daß der 
dortige Direktor in Rang und Besoldung dem 
Direktor der Berliner Bergakademie gleichge- 
stellt werde. 


Doktor-Dissertationen. 
Technische Hochschule München. 


Die Betriebskraft als Kosten- 
element der industriellen Unter- 
nehmung von Tipl-Sng. Anton Welponer. 
R. Oldenbourg, München, 1912. 

Der geologische Aufbau des 
Reiteralpgebirges im Berchtes- 
gadenerLand von Tipl.-\ug. Georg Gillitzer. 
Hof- und Univ.-Buchdruckerei, Müncken, 1912. 
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Sozialpolitik. : 


Die englischen Trade-Unions und der 
Syndikalismus. 


Es war früher bei unseren Kathedersozialisten 
Mode, auf England hinzuweisen, wenn sie 
ihren Satz beweisen wollten, daß das Heil für 
die Industrie und ganz besonders für die 
Arbeiter in der uneingeschränkten 
Koalition liege. Sie pflegten zu sagen, daß 
gerade die dort sich entwickelnden ungeheuren 
Arbeiterorganisationen bewiesen hätten, daß sie 
das beste Werkzeug seien, um den Frieden 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu 
erhalten, die Lohnfrage praktisch zu lösen und 
die Fabriken, soweit die Arbeitsbedingungen 
in Betracht kommen, zu Musterstätten zu ge- 
stalten. Besonders von den freisinnigen Poli- 
tikern und Sozialpolitikern wurde darauf hinge- 
wiesen, daß, wenn man dank einem weitherzigen 
und uneingeschränkten Koalitionsrecht so mäch- 
tige Arbeiterorganisationen erstehen lasse, diese 
sich auf das rein wirtschaftliche Gebiet be- 
schränken und sich keiner politischen Partei 
anschließen würden. Es mag zugegeben werden, 
daß die englischen Trade-Unions Jahrzehnte lang 
die hier skizzierte Taktik befolgt haben, und 
daß ihnen mancher Erfolg für die Arbeiter 
zugeschrieben werden kann; es mag auch richtig 
sein, daß sich in vielen Fällen die Industrie 
schließlich an die Organisationen und die mit 
ihnen zu führenden Verhandlungen und oft ge- 
nug schweren Kämpfe gewöhnt hat, genau so 
wie sich heute das Buchdruckgewerbe an die 
Organisation der Gehilfen „gewöhnt“ hat. Heute 
aber kann man von dem oben gezeichneten 
Idyll nur noch sagen: Es war einmal! Gerade 
die Beschlüsse und Verhandlungen, die in der 
zu Ende gehenden Woche auf dem Gewerk- 
vereinkongreß in Newport gefaßt und geführt 
worden sind, beweisen uns, wie sehr die eng- 
lischen Gewerkvereine sich seit der Zeit, da 
jenes Idyll wahr sein konnte, gewandelt haben, 
und sowohl der Bergarbeiterstreik zu Anfang 
dieses Jahres als auch die beiden Transport- 
arbeiterstreiks des verflossenen und des laufen- 
den Jahres haben uns gezeigt, daß von jener 
Politik der Besonnenheit so gut wie nichts 
übrig geblieben ist. Dieser Kongreß zeigt näm- 
lich mit erschreckender Deutlichkeit, welche 
Fortschritte heute schon der auf französischer 
Erde geborene Syndikalismus unter den eng- 
lischen Gewerkvereinen gemacht hat. 


Bis in die neunziger Jahre hinein haben die 
Trade-Unions ihr altes Programm hochge- 


halten, wenigstens haben sie gegen Stürmer 
und Dränger innerhalb und außerhalb ihrer 
Reihen es mannhaft verteidigt. Sie waren einst 
in der Tat insofern unpolitisch, als sie auf 
kein Parteiprogramm eingeschworen waren. Die 
Führer waren meistens liberal, aber sowohl in 
der Gefolgschaft wie auch vereinzelt in der 
Leitung gab es eine nicht unbeträchtliche An- 
zahl von konservativen Arbeitern. Das Ansehen 
der leitenden Männer war so hoch gestiegen, 
daß Gladston in zwei seiner Ministerien Ge- 
werkvereinsführer aus den Reihen der Arbeiter 
als Unterstaatssekretäre aufnahm. Der erste 
war der Steinhauer Henry Broadhurst, der vor 
kurzem gestorben ist, und der zweite der heute 
noch lebende alte Bergarbeiterführer Thomas 
Burt, der der liberalen Partei angchört und 
es abgelehnt hat, in die politische Arbeiter- 
partei einzutreten. Die Arbeiter haben vor 
diesen greisen Führer, der vom ganzen Lande 
respektiert wird und der der ‚Vater‘ des Unter- 
hauses ist, doch noch soviel Achtung, daß sie 
ihm sein Mandat nicht nehmen, so lange er es 
nicht freiwillig niederlegt oder es durch den 
Tod verliert. Schon in den achtziger Jahren 
aber begann der Sozialismus in die Reihen der 
Trade-Unions einzudringen, zunächst in Form 
der sich bildenden Gewerkvereine der unge- 
lernten Arbeiter, die früher zu den manchmal 
recht zünftlerisch angehauchten Trade-Unions 
nicht zugelassen wurden, dann in Gestalt der 
politischen Agitatoren. Der wirkungsvollste 
Führer dieser neuen Bewegung wurde John 
Burns, der siegreiche Organisator des ersten 
Dockerstreiks, den er Schulter an Schulter ınit 
dem verstorbenen Kardinal Marmming durch- 
führte, der aber inzwischen sich zum Kabinett- 
minister emporgeschwungen und der sich, je 
älter er geworden ist, zu einem immer bitte- 
reren Gegner des Sozialismus entwickelt hat. 
Seit jenen Zeiten ist der Sozialismus immer 
tiefer in die Gewerkvereine eingedrungen, und 
man kann heute nicht mehr leugnen, daß er 
sie vollkommen beherrscht. Freilich ist der 
Sozialismus dieser Gewerkvereinsführer anders 
geartet als derjenige unserer deutschen Sozial- 
demokraten. Führer und Gefolgschaft sind in 
der großen Mehrzahl nicht nur nationale Leute, 
sondern sogar religiöse Leute geblieben, die 
Sonntags in der Kapelle predigen. Aber in 
ihren politischen und sozialen Tendenzen sind 
sie in ihrer Art ebenso radikal, wie unsere 
deutschen Sozialdemokraten. Daß sie dabei 
immer noch einen, wie man so sagt, gentle- 
männischen Zug bewahren, liegt in der britischen 
Erziehung und Tradition. Inzwischen aber hat 
sich an ihnen gezeigt, daß unsere schnelllebige 
Zeit zur Entwicklung und Beendigung solcher 
Bewegungen bei weitem nicht mehr der langen 
Zeiträume bedarf, wie ehedem. Dieser Sozi- 
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Aus der Rechtsprechung 


alismus hat kaum zwei Jahrzehnte die Trade- 
Unions durchdrungen, und schon klopft die 
schon erwähnte dritte Phase mit Gewalt an 
die Tür. Mit erschreckender Deutlichkeit hat 
gerade der Kongreß in Newport gezeigt, daß 
Männer wie Ramsay, Macdonald, George Barnes, 
Arthur Henderson heute schon von einem sehr 
starken Kontingent der englischen Gewerkver- 
eine als erledigt und überständig betrachtet 
werden, und daß die neue Gewaltpolitik der 
Syndikalismus, mit Generalstreik und 
Sabotage, an die Stelle ihrer national-sozial- 
istischen Politik treten muß. Der Syndikalismus 
mit seiner Gewaltpolitik muß internaticnal 
werden, und jegliches Hand-in-Hand-Gehen mit 
der bürgerlichen Gesellschaft, insbesondere jedes 
Paktieren mit einer bürgerlichen Regierung, 
muß aufhören. Wie weit dieser Geist sich ein- 
gefressen hat, geht aus dem markanten Be- 
schluß des Kongresses von Newport hervor. 
Von seiten des Gewerkvereins der Ziegel- 
arbeiter war ein Beschlußantrag eingebracht 
worden, durch die eine sehr progressive Ge- 
werkvereinspolitik festgelegt wurde. Um Miß- 
verständnisse zu vermeiden, brachte ein Dele- 
gierter einen Zusatzantrag ein, durch den die 
Propaganda des Syndikalismus entschieden zu- 
rückgewiesen wurde. Dieser Zusatzantrag 
wurde mit 550 009 gegen 1100000 Stimmen ab- 
gelehnt. Allerdings erklärte der ablehnende 
Teil, daß er sich dadurch keineswegs mit dem 
Syndikalismus identifizieren wolle, und daß er 
den Zusatzantrag nur deswegen ablehne, weil 
die Sache ‚nicht hierher gehöre‘. Aber die 
Tatsache, daß eine so große Mehrheit es ab- 
gelehnt hat, die Gewaltpolitik ausdrücklich zu 
mißbilligen, zeigt doch, wohin die Fahrt geht. 
Genau so hat es auch mit dem Sozialismus 
in den Gewerkvereinen angefangen, und die 
englische Industrie hat den Beschluß sehr wohl 
verstanden. Sie weiß, daß nun in der Zukunft 
die Lohn- und Arbeitkämpfe sich in noch viel 
rauheren Formen abspielen werden als bisher, 
und daß der Entwicklung der britischen In- 
dustrie, die in den letzten Jahrzehnten schon 
im Tempo weit hinter der deutschen und ameri- 
kanischen zurückgeblieben ist, noch ein Hemm- 
schuh mehr angelegt worden ist. Das sicherste 
Zeichen hierfür ist, daß die Londoner Börse 
am nächsten Tage in allen Industriewerten flau 
war, und sie hat in diesen Dingen stets die 
hellsten Ohren. Diese Entwicklung von der 
Zunft zur Sabotage und zum Generalstreik hat 
in schlagender Weise die Prophezeiungen unserer 
Kathedersozialisten, daß das Heil der Industrie 
in den Gewerkschaften liege, ad absurdum ge- 
führt. 

(Deutsche Bergwerkszeitung.) 
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Aus der Rechtsprechung. 


Eigene Haftung des leitenden Ingenieurs. 


Wird bei der Vornahme von Arbeiten der 
mit deren Leitung Beauftragte durch un- 
vorsichtiges Hantieren der Arbeiter verletzt, so 
kann er sich seiner Dienstherrin gegenüber nicht 
auf das Verschulden der Arbeiter berufen; es 
steht der Dienstherrin vielmehr die Einrede zu, 
daß der Verletzte als Vorgesetzter der Arbeiter 
für deren sachgemäßes Handeln selbst einzu- 
stehen habe. Aus diesen Gründen ist der nach- 
stehend mitgeteilte Schadenersatzanspruch eines 
Ingenieurs abgewiesen worden. 


Der Ingenieur K. in Duisburg war bei 
der Aktiengesellschaft Charlottenhütte als Leiter 
des Martinstahlwerks angestellt. Es wurde unter 
seiner Leitung an dem Vorderventil eines Ofens 
des Martinstahlwerks eine Ausbesserung vorge- 
nommen. Dabei ist ihm eine der mehrere 
Zentner schweren Eisenplatten, mit denen die 
Charnierbühne des Ventilkastens abgedeckt war, 
auf den Fuß gestürzt. Für den entstandenen 
Schaden machte er die Charlottenhütte verant- 
wortlich. Er behauptete: Die Abdeckung der 
Bühne sei in ordnungswidrigem Zustand ge- 
wesen, deshalb sei die Beklagte nach § 618 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs schadenersatzpflichtig ; 
weiter sei aber auch die Abnahme der Platten 
durch die Arbeiter in unsachgemäßer Weise er- 
folgt, hierfür müsse die Beklagte nach §§ 823, 
831 BGB. haften. 


Das Landgericht Duisburg erkannte zu 
Gunsten des Klägers. Dagegen hat das Ober- 
landesgericht Düsseldorf die Klage abgewiesen. 
Aus den Entscheidungsgründen ist hervorzu- 
heben: In jedem Falle ist zur Begründung der 
Schadenspflicht der Beklagten ein Verschulden 
erforderlich. Ein solches ist aber nicht er- 
wiesen. Der Zustand der Bühne war zurzeit des 
Unfalls nach dem Gutachten des Sachverständigen 
betriebssicher.. Der Unfall ist nur auf das ord- 
nungswidrige Verfahren der Arbeiter zurück- 
zuführen, die die abzuhebenden Platten nach der 
falschen Richtung hin umwarfen. Dafür kann 
aber der Kläger die Beklagte nicht verantwort- 
lich machen. Denn er selbst trug die Verant- 
wortung für die Arbeiten, er hatte den Arbeitern 
die Anweisung zur Abhebung der Platten ge- 
geben und blieb dabei stehen. Dabei handelte 
er nicht mit der erforderlichen Sorgfalt. Wenn 
der Kläger der angeblichen Sachkunde der 
Arbeiter Vertrauen geschenkt hat, so hat er 
das auf seine Gefahr getan und kann daraus 
einen Schadenersatzanspruch nicht geltend 
machen. 
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Der Kläger versuchte es ohne Erfolg mit 
dem Rechtsmittel der Revision: das Reichsge- 
richt hat das Urteil des Oberlandesgerichts ge- 
billigt und die Revision zurückgewiesen. (Akten- 
zeichen II. 462,11. — Urteil vom 11. Juni 1912.) 


Der Boykott im Urteile des Reichsgerichts. 


In einem vom Reichsgericht entschiedenen 
Falle waren bei Einleitung eines Bovkotts in 
einem Flugblatte des Arbeiterverbandes un- 
wahre Angaben über die Arbeitsverhältnisse 
bei einem Arbeitgeber gemacht worden. Die 
Anzalıl der Arbeitsstunden und die Länge der 
Pausen waren unrichtig wiedergegeben, das 
Verhalten eines Vertreters des Arbeitgebers 
wurde entstellend charakterisiert. Das Reichs- 
gericht hatte die Frage zu prüfen, ob diese wahr- 
heitswidrige Darstellung gegen die guten 
Sitten verstößt und daher nach 8 826 BGB. 
zum Schadenersatz verpflichtet. Das Reichs- 
gericht hat die Frage bejaht. Seine Entschei- 
dung gipfelt in dem Satze: 

„Wer im wirtschaftlichen Kampfe die 
scharfe Waffe des Boykotts zur Hand nehmen 
will, der soll, bevor er dieses meist zu einer 
sehr empfindlichen Schädigung des Betroffenen 
führende Kampfmittel in Bewegung setzt, ge- 
wissenhaft prüfen, ob die tatsächliche Grund- 
lage seines Vorgehens auf Wahrheit beruht.‘ 


Im übrigen geht das Reichsgericht im An- 
schluß an frühere Entscheidungen davon aus, 
daß unsere gegenwärtige Rechtsordnung den 
Boykott an sich als Kampf- und Zwangsmittel 
im gewerblichen Wett- und Lohnkampfe erträgt 
und erlaubt. Als Grenze wird indessen der 
Satz aufgestellt, daß der Boykott nicht infolge 
der dabei angewandten Mittel gegen besondere 
zivil- oder strafrechtliche Verbote oder gegen 
die guten Sitten verstoßen darf. Einen Verstoß 
gegen die guten Sitten erblickte das Reichs- 


gericht in Uebereinstimmung mit seiner bis- 
herigen Rechtsprechung darin, das wahrheits- 
widrige Darstellungen bei Einleitung oder 


Durchführung des Boykotts benutzt werden. Es 
verlangte von demjenigen, der durch Flugblätter 
oder Veröffentlichungen in der Presse einen 
Boykott begründet und dafür das Interesse 
weiterer unbeteiligter Kreise in Anspruch nimmt, 
daß er den Sachverhalt wahrheitsgemäß schildere 
und die tatsächlichen Unterlagen hierfür sorg- 
fältig nachprüfe. Diese Verpflichtung besteht 
gleichermaßen für Arbeitgeber- und Arbeiter- 
verbände, besonders wenn es sich um einen 
Kampf handelt, der sich um Waren des allge- 
meinen und unentbehrlichen Bedarfs dreht. Es 
ist nicht in allen Fällen erforderlich, daß der 
Verbreiter solcher unrichtigen Darstellungen 
grobfahrlässig im juristischen Sinne handelt. Es 
genügt, wenn sein Vorgehen mit Rücksicht auf 
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die besonderen Umstände des Falles nach der 
allgemeinen Sittenanschauung als leichtfertig zu 
bezeichnen ist. Allerdings kann der Drang und 
die Eile im Lohnkampf vielleicht Unwahrheiten, 
die im Laufe des Lohnkampfes mit unterlaufen, 
als entschuldbar erscheinen lassen. Aber anders 
liegt die Sache, wenn Unwahrheiten bei Ein- 
leitung des Boykotts in Frage stehen. Dann 
erfordert das Anstandsgefühl aller billig und 
gerecht Denkenden eine Wahrheits- und Sorg- 
faltspflicht, deren Verletzung auch bei bloßer 
Fahrlässigkeit die Maßregel zu einer sittlich 
verwerflichen und daher unerlaubten Handlung 
im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches stem- 
peln kann. Es kommt schließlich nicht darauf 
an, ob die Angestellten des betreffenden Arbeit- 
gebers tatsächlich Grund zur Beschwerde hatten. 
Auch wenn das der Fall war und ein Streik 
gerechtfertigt sein mochte, so macht doch die 
Benutzung unstatthafter Mittel bei Inszenierung 
des Boykotts diesen zu einer gegen die guten 
Sitten verstoßenden, zum Schadensersatz ver- 
pflichtenden Handlung. — Von diesen Gedanken 
ist die Entscheidung des Reichsgerichts getragen. 


- Verbandsnachrichten. : 


Vom Vorstande. 


Wir machen die Verbandsmitglieder auf den 
seit drei Jahren bestehenden Stellennachweis auf- 
merksam, dessen Abonnement auf das drin- 
gendste empfohlen werden kann. 

Der Abonnementspreis beträgt 1,30 M. pro 
Quartal, wofür die Vakanzenpost mit durch- 
schnittlich 20—40 Stellennachweisen wöchentlich 
franko zugestellt wird. 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 

Herren Zipl.-Jng.: 

Altvater, Heinrich, Ingenieur im Tiefbau- 
technischen Bureau Dr. Heyd, Darmstadt, 
Darmstadt, Soderstr. 76, Il. 

Bartmann, Otto, Weyberg (Kr. Erkelenz). 

Bub, Friedrich, Tr.-3ng., Chemiker, Eilenburg, 
Südpromenade 5. 

Burger, Karl, Ing. im Bauleitungsdienst b. 
d. K. G. O. Stuttgart, Stuttgart, WeiBenburg- 
straße 27. 

Frank, Julius, 
straße 19. 

Gebhardt, Adam, Techn. Aspirant, München, 
Görresstr. 36, 111. 

Glater, Gcorg, Ing. der Städt. Kanalisations- 
werke, Breslau, Clausewitzstr. 12,1. 

Goetze, Albert, Altona a. E., Wielandstr. 8. 

Haas, Ernst, Ing. im Tiefbautechn. Bureau Dr. 
Heyd, Darmstadt, Darmstadt, Hügelstr. 19, H. 


Architekt, Leipzig, Wisen- 


Aus den Bezirksvereinen 


Hänsch, Alfred, Tr.- ng. im Ingenieurbureau 
Bidag der Hans Reisert-Gesellschaft m. b. H., 
Cöln-Braunsfeld, Cöln, Görresstr. 1. 

Hase, Georg, Regierungsbauführer, Techn. 
Hilfsarbeiter an der Kaiserl. Werft, Wilhelms- 
haven, Müllerstr. 37. 

Häßler, Karl, Regierungsbaumeister a. D., 
Betriebsingenieur der Kaysersberger Talbahn, 
Colmar (EIs.), Sulzerstr. 3,1. 

Krieger, Rudolf, Gr.-Schönbrück (Westpr.). 

Lindheimer, Fritz, Betriebsing. z. Z. Werk- 
zeugmaschinenfabrik Collee & Engelhard, 
Offenbach, Frankfurt a. M., Diesterwegstr. 29. 

Matzinger, Heinrich, Darmstadt, Bessunger- 
straße 41. 

Maul, Franz, Konstrukteur im Handelschiffs- 
maschinenbaubureau Vulcanwerke Hamburg, 
Carolinenstr.- 32, HI. 

Monasch, Berthold, ©r.-3ng., Patentanwalt, 
Leipzig, Lampestr. 3. 

Prielipp, Walther, Konstrukteur bei der 
Dortmunder Union, Dortmund, Lippestr. 3, H. 

-Putziger, Bruno, Verwaltungsingenieur im 
Kabelwerk Oberspree, Grünau (Mark), Kur- 
fürstenstr. 3,1. 

Richter, Fritz, Tr.-$ng., Regierungsbau- 
führer, Darmstadt, Heidelberger Str. 36,11. 

Ritter, Paul, Architekt in privater Stellung, 
Leipzig, Poniatowskistr. 1, Ill. 


Rößler, Fritz, Architekt i. Fa. Curjel & 
Moser, Karlsruhe, Luisenstr. 79. 
Schiller, Emil, Tr.-Ing., Chemiker, West- 


deutsche Sprengstoffwerke A.-G., Rummenohl 
b. Hagen i. W. 


Singer, Josef, städt. Ingenieur, München, 
Kreittmayrstr. 28, HI. 

Stephan, Walter, Posen, Große Berliner 
Straße 25a, Ill. 

Weickum, Heinrich, Adana (Kleinasien) 


Bagdadbahnbau, Bauabteilung I. 

Weil, Jacques, selbständig in Firma Weil, 
Hoeringer, Kalk- und Sägewerke, Bauunter- 
nehmungen, Boersch b. Rosheim. 

Wirthensohn, Robert, Konstrukteur, Chem- 
nitz, Arndtstr. 8,1. 

Wolf, Richard, Techn. Leiter des Portland 
Cement- und Tonwerks ‚„Mirke‘“, Zollhaus 
i. Nassau Cementwerk Mirke. 

Wolff, Ernst, Hannover, Eichstr. 17. 

Zeunemann, Walther, Statiker, Tegel, Span- 
dauer Str. 28,11. 


In die Liste der Förderer wurde einge- 
tragen Herr: 
Dipl.-3ng. Ullmann, Rudolf, (Oesterreicher), 
Straßburg i. E., Kalbsgasse 13. 


In Heft 16 unter „Verbandsnachrichten®e muß es 
heißen statt „Wagner, Regierungsbaumeister, Mainz“: 
„Wagner, Stadtbauinspektor, Mainz“. 


367 


: Aus den Bezirksvereinen. x 


B.-V. Leipzig. Aus der Reihe der üblichen 
Monatsversammlungen, in denen die geschäft- 
lichen Angelegenheiten reichen Stoff zur Be- 
tätigung im Verbandsinteresse boten, ferner 
der Dämmerschoppen, die sich eines immer 
größeren Anklanges erfreuen und damit sehr 
zur Hebung der Kollegialität beitragen, sind 
einige Veranstaltungen besonders hervorzu- 
heben. 

Am 5. Februar sprach Kollege Tipl.-\ng. 
Wittich über das Thema: „Stärken und 
Schwächen der mittleren tech- 
nischen Lehranstalten‘. Seine, während 
mehrjähriger Lehrtätigkeit gesammelten Er- 
fahrungen sollen in gekürzter Form in der 
Zeitschrift noch veröffentlicht werden. 

Unser Vorsitzender Tipl.-\ng. Hottenroth 
erfreute uns am 15. April durch einen an Hand 
von Plänen sehr anschaulich gemachten Vortrag 
über „die zukünftige Bebauung 
zwischen dem Bayrischen Bahnhof 
und dem Völkerschlachtdenkmal“. 

Die vom 8. Juni bis 28. Juli auf dem Ge- 
lände des Meßplatzes veranstaltete Elektro- 
technische Ausstellung bot besonders den Nicht- 
fachleuten unter unseren Mitgliedern durch die 
Fülle des Ausgestellten und durch Vorträge 
reiche Belehrung. So besuchten wir offiziell 
die Vorträge des Herrn Dir. Dessauer über 
„die letzten Erfindungen auf dem 
Gebiete der Röntgen-Apparate, mit 
kinematographischen Vorführun- 
gen‘ und unseres Kollegen Tipl-3ng. Vol- 
hard über „Grundbegriffe der Elek- 
trotechnik“. Herr Volhard hatte sich durch 
die Leitung der „belehrenden Abteilung‘‘ be- 


sondere Verdienste um die Ausstellung er- 
worben. 
In der letzten Monatsversammlung am 


-16. August berichtete Kollege Tipl.-Jug. Kade 


über die durch die Verabschiedung der „Aka- 
demiker-Vorlage‘ des Rates der Stadt 
Leipzig eingetretenen Gehaltsbesserungen und 
Gleichstellung der verschiedenen akademisch 
gebildeten Beamten der Stadt Leipzig. Näheres 
hierüber wird noch in der Zeitschrift ver- 
öffentlicht werden. 

Um auch in der Pfiege der Geselligkeit 
nicht nachzustehen, hatten wir für den 24. Aug. 
eine Wasserfahrt nach Connewitz mit Ange- 
hörigen geplant. Leider machte uns der Wetter- 
gott die wohl von allen Leipzigern so ge- 
schätzte idyllische ‚„Stechkahnpartie‘‘ buchstäb- 
lich zu Wasser. Aber wir ließen uns hier- 
durch nicht die Laune verderben, sondern ver- 
einigten uns mit unseren Damen im Waldcafe 
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zu Connewitz zu einer feuchtfröhlichen Runde. 
Die wohlgelungene Veranstaltung, welche die 
Hälfte unserer Verbandsmitglieder bis in den 
frühen Morgen zusammenhielt, soll uns eine 
Anregung sein, auch für die Zukunft durch 
ähnliche Veranstaltungen unsere Mitglieder und 
ihre Angehörigen gesellschaftlich einander näher 
zu bringen. 

Wir zählen gegenwärtig 47 Mitglieder und 
2 Förderer, viel zu wenig für eine Stadt wie 
Leipzig. Im kommenden Oktcber hoffen wir 
aber, durch Werbeschreiben und vornchmlich 
durch einen Propagandavortrag, dessen Ueber- 
nahme uns Herr Dr. Alexander Lang bereit- 
willigst zugesichert hat, recht viel neue Mit- 
glieder für den Verband zu gewinnen. Nament- 
lich in den hiesigen Privatunternehmungen sind 
zahlreiche Kollegen tätig, die bisher den Weg 
zum Verbande noch nicht gefunden haben. 

F. 


Adressen-Aenderungen Im Mitglieder-Verzeichnis. 


Zur gefi. Beachtung! 


Die Zustellung des den Verbandsmitgliedern zu- 
stehenden Exemplars der Verbandszeitschrift erfolgt 
regelmäßig vor Beginn des neuen Quartals durch 
Post-Ueberweisung, und zwar sollen die Ueber- 
weisungslisten dem Postzeitungsamt 14 Tage vor Be- 
ginn des neuen Quartals eingereicht sein. Wohnungs- 
veränderungen sind daher jedesmal so zeitig der 
Expedition der Verbandszeitschrift, Berlin W. 57, 


Kurfürstenstr. 11, mitzuteilen, daß die Berichtigung 
der Ueberweisungslisten noch rechtzeitig erfolgen 
kann. Spätere Meldungen von Adressenänderungen 
haben häufig zur Folge, daß die inzwischen er- 
schienenen Nummern unpünktlich oder garnicht von 
der Post ausgeliefert werden, da Nachlieferungen 
nur auf besonderen Antrag bei dem Postamt des 
Bestellbezirks und gegen eine Postgebühr von 10 Pf. 
erfolgen. 

Bei Wohnungsveränderungen innerhalb eines 
Quartals oder nach erfolgter Ueberweisung der Zeit- 


schrift ist seitens des betr. Mitgliedes die Ueber- 


weisung nach dem neuen Wohnsitz bei dem zuletzt. 


zuständigen Postamt unter Zahlung einer Ueber- 


weilsungsgebühr von 50 Pf. zu beantragen, da 
andernfalls 
die Post die Zustellung unterbricht. Gleichzeitig 


ist der Expedition der Zeitschrift die Wohnungs- 
änderung direkt bekannt zu geben, damit diese 
für die künftigen Ueberweisungen der Zeitschrift 
rechtzeitig vorgemerkt werden kann. 
Reklamationen wegen unpünktlicher oder unter- 
bliebener Lieferung der Zeitschrift sind stets nur bei 
dem Postamt des Bestellbezirks, in welchem das 
Mitglied seinen Wohnsitz hat, anzubringen, da die 
Post für pünktliche Zustellung zu sorgen hat und 
Reklamationen so am schnellsten Erledigung finden. 


Die Geschäftsstelle 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure. 


Dipl Ing. 
‚sw » 
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Joh. Kierzek, Königshütte O.-S., Raczekstr. 3 II. 
Fr. Wiih. Fiaskāmper, Ingenieur und Betriebs- 
chemiker der Königsberger Zellstoff-Fabrik A.-G., 
Königsberg. 


" » :Strehlow, Kiel, Jahnstr. 11.1 


n „n Friedr. Kölin, Hamburg 23, Eilenau 84 (Kiel - Alt- 
Heickendorf). 

»  » C.W.Müller, Charlottenburg, Kaiserdamm 30 (Werder 
a. H.). 

" » | Adolf Meyer, Essen, Hochstr. 17. 

» = Ph. Fach, Kassel, Jägerstr. 7 11. 

» » Ewald Gersten, Dr.s 3ng., Düsseldorf, Bismarck- 
straße 82 II (Freiberg i. Sa.). 

„n » Winderlich, Wasserbauamt Culm (Westpr.), (Eiben- 
stock i. Sa.). 

” » Fritz Rohde, Friedenau, Wiesbadener Str. 83. 

» «„ Hans Rohwer, Berlin W. 35, Steglitzer Str. 34 I 
(Charlottenburg). 

Dr.s3ng. H. Rosenthal, Wilmersdorf, Babelsberger Straße 6 
(Oberschöneweide). 

” » K. Lemberg, Oberingenieur im tiefbautechnischen 
Bureau Zr.»Ing. Th. Heyd, Darmstadt, Clemens- 
straße 15 II (Dresden). 

Dipl.»sIng. Robert Dölling, Hamburg 23, Jordanstr. 10 (Saar- 
brücken). 

Tr.» Yng. Richert, Chemiker der Oelfabrik G. W. Farenholtz, 
Magdeburg, Große Diesdorfer Str. 37 (Straßburg). 

Dipl.Ing. Ewald Kohn, Essen (Ruhr), Huyssenallee 36 (Berlin). 

” » Paul Koch, Berlin N. 28, Anklamer Str.31 I (Braun- 
schweig). 

” » P. Mittmann, Ryckevorsel i. Belgien (Sieımianowitz). 

” » Drubba, Oberlehrer, Hamburg 22, Oberaltenallee 7 II. 

Dr.» Jng. Voerkelius, Hildesheim, Calenberger Graben 33. 
Dipl.sIng. Kautter, Osnabrück, Klöntrupstr. 6. 

n » Bruno Dufke, Wilmersdorf, Uhlandstr. 118/119 (Neu- 
Ruppin). 

” » Theo Freudenthal, Alt-Heickendorf b. Kiel, Villa 
Kroeger, Techn. Hilfsarbeiter bei der Kaiseri. Werft 
(Hamburg). 

Hilfskasse des Verbandes. 
Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
Beiträge: 
Dipl.-Ing. Singer, Direktor, Frankfurt a. M. M.20,— 


Hommel, Dr.-$ng., Frankfurt 


ae Men dr ne ae te en i 20,— 
E. Hiller, Frankfurt aM. . . „ 50,— 
Fr. Dachsold, Essen (Ruhr) „ „ 3,— 
Haas, Karlsruhe . . . . . » 10,— 
Petermann, Berlin . . . . » 5— 
Wurm, Berin . . 2 2.2.2. 10,— 


Das Kuratorium 
i. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel- Paulus- Str. 17. 
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Zur Frage der Ehrengerichtsbarkeit. 


Der Vorstand des Bezirksvereins Frankfurt a. M. hat an 
die Verbandsleitung und an die von der Ausschußsitzung im 
März 1912 mit der Bearbeitung der Ehrengerichisfrage be- 
trauten Bezirksvereine eine Denkschrift gelangen lassen, deren 
Inhalt für sämtliche Verbandsmitglieder von hohem Interesse 
sein dürfte und die daher nachstehend zum Abdruck ge- 
bracht sei. Die Schriftl. 


Ehrengerichte befassen sich im all- 
gemeinen mit der Untersuchung und Bei- 
legung von Ehrensachen. Sie entstanden aus 
dem Bedürfnisse einzelner Stände, unter den 
Standesangehörigen eine über die Anforderungen 
der öffentlichen Gesetze hinausgehende Auf- 
fassung der Lebens- und Berufspflichten zu 
pflegen. Der allmählichen Entwicklung dieses 
Bedürfnisses entsprechend wurden und werden 
derartige Gerichte zunächst durch private Ab- 
machungen der Standesangehörigen unter sich 
gebildet, und nur in solchen Fällen ist eine 
staatliche Legalisierung und Autorisierung er- 


folgt, in welcken ein öffentliches Interesse 
vorlag. 
Die ersten Ehrengerichte wurden 


vom deutschen Adel gegründet und landesherr- 
lich bestätigt, sind aber später, nachdem der 


Adel aufhörte, ein abgeschlossenes Ganze zu 
bilden, eingegangen. Heute bestehen sie inner- 
halb einzelner Berufsstände und gesellschaft- 
licher Gruppen, z. B. für Offiziere, Aerzte, 
Zahnärzte, Patentanwälte, Rechtsanwälte bzw. 
studentische Korporationen, also vorwiegend 
für höher gebildete Personen. 

Die natürliche Erklärung für diese Tatsache 
besteht darin, daß eben mit dem Bildungs- 
niveau gesellschaftlicher Schichten auch die An- 
forderungen bezüglich der Lebens- 
und Berufsauffassung wachsen. Das 
Gesetz und dementsprechend die ordentlichen 
Gerichte werden stets nur dem Durchschnitts- 
niveau der gesamten lebenden Generation 
Rechnung tragen können, nicht aber den An- 
schauungen einzelner bevorzugter Stände. Hier- 
auf sind denn auch die ewigen Klagen über 
Mangel an Schutz der persönlichen Ehre und 
die Schwierigkeiten der Ducllfrage zurückzu- 
führen. 

Diese Verschiedenheit der sittlichen An- 
schauungen innerhalb der einzelnen Volks- 
schichten ist durch die Legalisierung der Ehren- 


370 


gerichtsbarkeit einzelner Stände offiziell aner- 
kannt, liegt es doch auch zweifellos im öffent- 
lichen Interesse, aufstrebende Volksschichten 
nicht an der Ausübung der Selbst- 
zucht, um die es sich hier vorwiegend 
handelt, zu hindern. In’ der Erhebung ein- 
zelner Kreise über das Durchschnittsniveau der 
Pflichtauffassung kann und darf man keine 
Ucberhebung schen, vielmehr handelt es 
sich hier um ein nobile officium der höher 
Gebildeten, die durch Stellung erhöhter An- 
forderungen an ihre Standesgenossen das 
Kulturniveau der Gesamtheit zu heben ver- 
pflichtet sind. Die Oeffentlichkeit anerkennt 
diese Bedeutung der höher gebildeten Stände 
durch Gewährung einer hohen sozialen Stel- 
lung, die u. a. auch in den Urteilen der öffent- 
lichen Gerichte eine große Rolle spielt. 


Es unterliegt wohl keinem Zweifel, daß 
heute der Stand der akademisch ge- 
bildeten Ingenieure dasselbe Bildungs- 
niveau erreicht hat, wie die Angehörigen der 
alten akademischen Berufe, und er hat daher 
auch die Pflicht, dasselbe sittliche Niveau ein- 
zuhalten. Brauchen nun die alten akademischen 
Berufsstände das Hilfsmittel des Ehrengerichtes, 
um alle Standesangehörigen zur Selbstzucht an- 
zuhalten, so können wir als aufstrebender Stand 
dies Mittel erst recht nicht entbehren. Wir 
können auch nicht warten, bis unsere private 
Vereinigung, der Verband Deutscher Diplom- 
Ingenieure, alle Kollegen umfaßt, oder gar 
staatlich durch Schaffung von Kammern legali- 
siert ist, sondern wir müssen gerade jetzt 
zeigen, wo wir hinaus wollen. 


Vor etwa 25 Jahren wurden die staatlich 
autorisierten Ehrengerichte für die 
Aerzte geschaffen, um den mit dem Geld- 
erwerb verbundenen Gefahren für das sittliche 
Niveau des Standes zu begegnen. Wie viel 
größeren Gefahren ist in dieser Beziehung der 
Ingenieur ausgesetzt, der doch mitten im Er- 
werbsleben steht, ja sogar vielfach An- 
gestellter gewerblicher Betriebe ist. Man 
wende nicht ein, daß etwa aus diesem Grunde 
eine höhere Berufsauffassung für uns 
ein Unding sei und uns höchstens hindern 
könne; verlangt doch sogar schon Professor 
Schär, ein hervorragender Dozent an der 
Berliner Handelshochschule, daß auch der 
Handel ethisch vertieft werde, und insbeson- 
dere die höher gebildeten Kaufleute stets den 
Endzweck alles Handels in der für die ge- 
samte Volkswirtschaft geleisteten Ar- 
beit erblicken sollen. Wenn wir auch von 
diesem Zustand noch recht weit entfernt sind, 


so sind wir doch in der Lage, unsere In- 
genieurtätigkeit in objektiver Weise auszu- 
üben, und gerade daran hat nicht nur die 
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Octfentlichkeit, sondern jeder Arbeitgeber cin 
hohes Interesse. Das Publikum will auch in 
technischen Dingen, von denen es vielfach noch 
weniger versteht als von juristischen cder medi- 
zinischen Angelegenheiten, von vertrauenswür- 
digen Personen beraten sein, und zwar muß 
nicht nur der Architekt und Zivilingenieur, son- 
dern auch der Ingenieur einer Unternehmer- 
firma, der Stadt oder des Staates dieser An- 
forderung genügen. Für alle diese muß es 
erste Pflicht sein für jede Ange- 
legenheit ihres Klienten die tech- 
nisch und wirtschaftlich richtige 
Lösung zu finden und den Erwerb 
erstin zweite Linie zu stellen. Da- 
mit wird nicht nur dem Klienten und der 
Volkswirtschaft, sondern auch dem wohlver- 
standenen eigenen Interesse am meisten ge- 
nutzt. Gelingt es nun mit Hilfe unserer Ehren- 
gerichtsbarkeit, diese Berufsauffassung unter 
den Diplom-Ingenieuren zu pflegen und Ver- 
stöße zu verhüten oder zu ahnden, dann wird 
das unserem Standesansehen, das zu heben 
unser Verband verpflichtet ist, in hohem 
Maße förderlich sein. Man wird in zahlreichen 
Fällen, wo es nicht nur auf technisches Kön- 
nen, sondern auch auf Vertrauenswür- 
digkeit ankommt, diejenigen Ingenieure be- 
vorzugen, welche einer straffen Standes-Diszi- 
plin unterworfen sind. Wir müssen cs dahin 
bringen, daß das Publikum uns dasselbe Ver- 
trauen entgegenbringt, wie den Anwälten und 
Acrzten, mit deren objektivem Verhalten all- 
gemein gerechnet wird. Auch die Industrie 
wird hieran erheblich interessiert sein, da zur- 
zeit vielfach ihren Vertretern noch ein starkes 
Mißtrauen entgegengebracht wird, das gerade 
in Deutschland unberechtigt und kränkend ist. 
So muß beispielsweise unser Verband mit Hilfe 
seiner Ehrengerichtsbarkeit auch gegen das 
Schmiergelderunwesen eintreten und es jedem 
Diplom-Ingenieur zur Pflicht machen, nicht nur 
seinerseits etwaigen Versuchungen zu wider- 
stehen, sondern auch Schmiergeldempfänger im 
Erwerbsleben zu meiden. 

Eine weitere Aufgabe der Ehrengerichte be- 
steht in dm Ausgleich von Streitig- 
keiten unter Kollegen und in der Rehabi- 
litierung unschuldig verdächtigter Standes- 
angehöriger. 

Auf die behördliche Autorisierung 
des Ehrengerichtes werden wir zunächst 
verzichten müssen, ebenso wie zurzeit noch die 
Zahnärzte; wir werden dieses Ziel erst er- 
reichen, wenn unser Verband die große Mehr- 
zahl aller Standesangehörigen umfassen wird, 
und die Gesetzgeber sich von der Notwendig- 
keit unserer Organisation überzeugt haben 
werden. Den Nachweis dieser Notwendigkeit 
zu erbringen, ist aber unsere Aufgabe, und 


Nationalrat Dr. Sulzer-Ziegler, Technik und soziale Frage 


gerade deshalb sollten wir mit der Einrich- 
tung von Ehrengerichten nicht zögern. 

Der Bezirksverein Frankfurt a. M. 
hat in Erkenntnis dieser Gründe bereits in 
seiner konstituierenden Sitzung auf die Not- 
wendigkeit einer Ehrengerichtsbarkeit hinge- 
wiesen und im Jahre 1910 eine Ehren- 
gerichtsordnung in zahlreichen Mit- 
gliederversammlungen und Kommissionssitzun- 
gen durchberaten, die schließlich die Genehmi- 
gung der Verbandsleitung erhielt. Mit un- 
wesentlichen Aenderungen wurden die Frank- 
furter Bestimmungen seitens des Verbands-Vor- 
standes vor der Hauptversammlung 1912 den 
einzelnen Bezirksvereinen unterbreitet, doch 
konnte auf der diesjährigen Frühjahrstagung 
des Ausschusses die Angelegenheit nicht er- 
ledigt werden, da einerseits die Satzungs- 
kommission eine definitive Fassung nicht mehr 
-hatte durchberaten können, anderseits aber die 
Ausschußsitzung mit anderen Fragen zu sehr 
belastet war. 

Es wurde beschlossen, die Bestimmungen den 
Bezirksvereinen Hamburg, Nürnberg, 
Mannheim undFrankfurt a. M. zur noch- 
maligen Beratung zu überweisen. 

Die Entstehung der Frankfurter Be- 
stimmungen zu erklären, ist der Zweck 
dieses Aufsatzes. Die Bestimmungen sind ausge- 
arbeitet auf Grund der Ehrengerichtsordnung 
der Aerzte, Anwälte und Offiziere. Es ist Wert 
auf möglichste Einfachheit und Kürze gelegt 
worden, da die Beurteilung des einzelnen Falles 
der Einsicht der Richter überlassen werden 
kann und erst im Laufe der Jahre sich be- 
stimmte Regeln ergeben können. Zu diesem 
Zwecke müßten die Entscheidungen der Ehren- 
gerichte gesammelt werden. 

Die Frankfurter Ehrengerichtsordnung stelit 
als Grundsatz für die Berufs- und Standes- 


Sie sind gewohnt, an Ihrer jährlichen Ver- 
sammlung Vorträge über technische Themata 
entgegenzunehmen, und ein solches war ja auch 
diesmal in Aussicht genommen. Infolge im letz- 
ten Moment eingetretener Verhinderung meines 
Vetters Sulzer-Imhoof hat sich der Festvor- 
stand an den Sprechenden gewandt, und ich 
habe zugesagt unter der Bedingung, daß mir 
die Wahl des Themas frei gestellt werde. So 
müssen Sie sich nun wohl oder übel begnügen 
mit Ausführungen, die Sie zwar wohl angehen, 
— vielleicht näher als Sie selbst glauben — 


Technik und soziale Frage. ') 
Von Nationalrat Dr. E. Sulzer-Ziegler, Winterthur. 
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führung des Diplom-Ingenieurs die Verpflich- 
tung auf, „die Berufstätigkeit ge- 
wissenhaft auszuüben und durch 
das Verhalten in Ausübung des Be- 
rufes und außerhalb desselben die 
Standesehrezu wahren“. Dieser Grund- 
satz, der sich auch in anderen Ehrengerichts- 
ordnungen, insbesondere auch in den durch Ge- 
setz geregelten findet (siehe R.O. § 28, G. betr. 
P.A.5), überläßt es dem Ehrengericht, im Ver- 
fahren die Grenzen der Standesehre festzu- 
legen, und diese Grenzen werden um so engere 
werden, je mehr sich das Bewußtsein der 
Notwendigkeit einer höheren Auffassung der 
Standesführung bei den akademischen In- 
genieuren geltend macht. Umgekehrt werden 
die Entscheidungen des Ehrengerichts wieder 
einen Einfluß auf das berufliche und außer- 
berufliche Verhalten des einzelnen haben und, 
soweit sie veröffentlicht werden sollten, auch 
der Allgemeinheit zeigen, auf 
welch’ hoher Stufe die Selbstdiszi- 
plin des Diplom-Ingenieurstandes 
steht. Gerade in unserer Zeit, wo nach der 
überaus stürmischen Entwicklungsperiode der 
Technik alles nach Qualitätsarbeit drängt und 
man privatim und auf gesetzlichem Wege immer 
mehr den Wettbewerb in lautere 
Bahnen zu drängen sucht und auch drän- 
gen muß, um nicht die ganze moderne Kultur 
in ihren auf der Technik beruhenden Grund- 
festen zu erschüttern, ist dies von außerordent- 
licher Bedeutung. 

Möge daher unser Verband baldigst dafür 
Sorge tragen, daß die Ehrengerichtsbarkeit für 
alle Verbandsmitglieder obligatorisch eingeführt 
werde. Nicht nur der Verband und sein ein- 
zelnes Mitglied, sondern die gesamte deutsche 
Volkswirtschaft wird letzten Endes Nutzen dar- 
aus ziehen. 


mit denen sich aber wohl die meisten von Ihnen 
kaum intensiv abgegeben haben. Das Thema 
mag dem einen oder andern als etwas gesucht 
erscheinen, viele mögen keinen rechten Zu- 
sammenhang zwischen Technik und sozialer 
Frage erkennen; wenn dem so ist, so hoffe 
ich Sie heute eines andern zu belehren, denn 
der Zusammenhänge sind viele, und es ist viel- 


1) Vortrag, gehalten auf der Oeneralversammlung der Gesell- 
schaft ehemaliger Studierender der Eidg. Tech- 
nischen Hochschule am 18. August 1912 im Stadthaus zu 
Winterthur. Veröffentlicht in Nr.9 der Schweizerischen Bauzeitung. 
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leicht gut, wenn die Welt der Techniker diesen 
Fragen etwas mehr Aufmerksamkeit schenkt, 
als das bisher der Fall gewesen ist. 

Ich kann Ihnen wohl kaum einen schlagen- 
deren und kürzeren Beweis für das soeben Ge- 
sagte geben, als indem ich Ihnen die Widmung 
vorlese, die Professor Julius Wolff in Breslau 
seinem neuesten Buch ‚Die Volkswirtschaft der 
Gegenwart und Zukunft“ vorgestellt hat und 
die lautet: 

„Den Technikern, dies- und jenseits un- 
serer Grenzen, die zusammen mit werk- und 
wagefreudigen Unternehmern, den Wikinger- 
naturen in Volks- und Weltwirtschaft, dank 
dem Arbeitsfleiß der Millionen, den Reich- 


tum unserer Tage in der Frist weniger Ge- 


schlechter-Folgen schufen, ist dieses Buch 
gewidmet.“ 

Sie sind wohl im ersten Moment befremdet 
über diese Worte, wohl auch unerwartet ge- 
schmeichelt. Es ist aber keine Schmeichelei, 
es ist die volle Wahrheit in diesen Worten ent- 
halten. Der Verfasser des genannten Buches ist 
einer der wenigen Nationalökonomen, die sich 
nicht haben einfangen lassen von den Irrtümern 
und Trugschlüssen, die eine allmächtige Rich- 
tung in seiner Wissenschaft seit Jahrzehnten 
propagiert, und hat die Augen offen behalten 
für die wahren Tatbestände. Und wenn man 
nun der Wahrheit die Ehre geben will, so muß 
man gestehen, daß es in allererster Linie die 
Technik ist, der die Menschheit die enormen 
wirtschaftlichen Fortschritte des letzten Jahr- 
hunderts und des ersten Jahrzehnts des jetzi- 
gen verdankt. Der Technik verdankt man die 
modernen Verkehrsmittel zu Land und zu 
Wasser, der Technik verdankt man den Tele- 
graphen, das Telephon, die Ausnutzung der 
Elektrizität. Ihr verdankt man die Maschinen 
und die gewaltige Erhöhung der Produktivität 
der menschlichen Arbeit und damit die uner- 
hörte Verbilligung der meisten Lebensbedürf- 
nisse, so daß die Lebenshaltung auch des öko- 
nomisch Schwächsten in den meisten Kultur- 
ländern eine unendlich bessere geworden ist. 
Der Technik und dem, was sie der Menschheit 
geschenkt hat, verdankt man indirekt die nie 
dagewesene Bevölkerungsvermehrung der euro- 
päischen Länder und die wirtschaftliche Er- 
schließung der andern Weltteile. Jawohl, meine 
Herren, so ist es, und die Träger dieser Technik 
sind die Techniker, sind Sie mit. Man darf 
ruhig behaupten: Die soziale Frage ist mit 
in erster Linie eine Frage der Technik. Sie war 
berufen und ist es heute noch, der Menschheit 
ungeahnte Erleichterung ihres Daseins, ihres 
Kampfes gegen die Naturgewalten zu verschaf- 
fen. — Ich denke, ich habe Ihnen damit einen 
ersten Zusammenhang zwischen Technik und 
sozialer Frage bewiesen, wenn auch der Kürze 
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der Zeit wegen nur skizziert, denn die Ge- 
dankenreihen, die sich einem aufdrängen, ließen 
sich sehr weit ausspinnen. 

Ein zweiter Zusammenhang besteht darin, 
daß die Technik die menschliche Arbeit an sich 
erleichtert hat und durch ihre Fortschritte täg- 
lich erleichtert. Es ist nun einmal des Menschen 
Schicksal, daß er sich sein täglich Brot und alles, 
was er im Leben braucht, durch Arbeit erwer- 
ben muß. Hat die Technik, wie oben ausge- 
führt, die Produktivität, den Ertrag dieser Ar- 
beit durch ihre Erfindungen gesteigert, so hat 
sie dazu ein zweites geleistet, sie hat trotz. 
des größeren Ertrages die Arbeit erleichtert, 
weniger beschwerlich gemacht. Die eigentliche 
Kraftleistung, die Muskelarbeit, hat sie ihm zum 
größten Teil abgenommen und dafür die ge- 
zähmten Naturgewalten eingespannt, dem Men- 
schen, seiner Eigenart entsprechend, mehr die 
intellektuelle Tätigkeit zugewiesen, die Mani- 
pulierung an der Maschine. Wo es irgend mög- 
lich, werden heute keine Lasten mehr durch 
Menschenkraft bewegt, die mechanischen Trans- 
portmittel und Hebezeuge sind dafür einge- 
treten, die Drehbänke, die Webstühle, um nur 
von diesen zu reden, werden nicht mehr ge-. 
treten, nur die Aufmerksamkeit, die Intelligenz 
und die geschickte Hand wird in Anspruch ge- 
nommen. Die Arbeit ist dadurch, auch der 
menschlichen Natur als geistigem Wesen ent- 
sprechend, zu einer menschenwürdigeren ge- 
worden, und noch sind wir lange nicht am Ziel; 
das laufende Jahrhundert wird noch tausend 
Fortschritte in dieser Richtung bringen, dank 
der Technik. Gerade in den letzten Wochen. 
sind Artikel in der von Dr. Alex. Tille redigier- 
ten südwestdeutschen Wirtschaftszeitung er- 
schienen, unter dem Titel: „Die Erleichterun- 
gen der menschlichen Handkraft-Tätigkeit im 
neuzeitlichen Eisenhüttenbetrieb“, welche für 
dieses Gebiet den Beweis leisten, wie die sogen. 
rohen Arbeiten, die Handlangerdienste, um es 
kurz auszudrücken, gegenüber früher reduziert, 
und wo sie noch bestehen, erleichtert worden! 
sind, und ein Gleiches läßt sich sozusagen von! 
jeder Industrie nachweisen. Die knappe Zeit. 
gestattet mir nicht, auf Einzelnes einzugehen, 
aber ich möchte Ihnen empfehlen, die genannter 
Artikel zu lesen, um an diesem typischen Bei- 
spiel den Beweis für die Richtigkeit meiner all- 
gemeinen Ausführungen zu ersehen. 

Damit sind aber die Verdienste der Technik 
um die Förderung des sozialen Fortschrittes 
noch nicht erschöpft. Es besteht noch ein Ge- 
biet, auf dem sie Großes, früheren Zeiten Un- 
bekanntes geleistet hat, das Gebiet der Hygiene. 
Wem anders als der Technik verdanken. wir 
die modernen Wasser- und Lichtversorgungen,. 
die sanitärischen Einrichtungen der Wohnun- 
gen, die Gesundung der Wohnquartiere, . die 
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Lüftung der Arbeitsräume. Alle Branchen der 
Technik dürfen hier das Verdienst in Anspruch 
nehmen, die Mechanik, wie die Ingenieurkunst, 
die Chemie, wie die Baukunst. Man vergleiche 
heutige Wohnungen mit früheren, heutige Städte 
mit alten, heutige Fabriken mit denen des 
letzten Jahrhunderts. Wem verdanken wir den 
Rückgang der Sterblichkeitsziffern in allen Län- 
dern, in den Städten vor allem, der Technik. 
So sehen wir überall Zusammenhänge zwischen 
Technik und sozialer Frage und überall zum 
Ruhme der Technik. 

Nur ein Gebiet ist, relativ wenigstens, im 
Rückstand geblieben, das bis jetzt unüberbrück- 
bare Schwierigkeiten bereitet zu haben scheint, 
das aber hoffentlich auch noch energischer und 
mit größerem Erfolg von der Technik bearbeitet 
werden wird. Es ist die Steigerung der Pro- 
duktivität des Bodens. Nicht als ob nicht auch 
hier Großes geleistet worden wäre, aber im 
Vergleich mit den Leistungen und Fortschritten 
auf andern Gebieten tritt es zurück. Und doch 
wäre keine größere Wohltat für die Menschheit 
denkbar, als die billigere und reichlichere Be- 
schaffung der Lebensmittel. Ich hege die Hoff- 
nung, daß, nachdem der Technik soviel gelungen 
ist, ihre Anstrengungen auch auf diesem Ge- 
biete schließlich von größerem Erfolg gekrönt 
sein werden. Indirekt namentlich hat sie auch 
da schon Großes geleistet; denken Sie an die 
künstlichen Bewässerungsanlagen z. B. in Aegyp- 
ten, die Entsumpfungsanlagen, wie sie z. B. 
an den Pomündungen in Italien in großartigem 
Maßstab durchgeführt werden; aber das kann 
uns noch nicht voll befriedigen. Die Erträg- 
nisse des Bodens müssen an sich gesteigert 
werden können. Leider haben hier die 
modernen hygienischen Einrichtungen in ent- 
gegengesetztem Sinne zum Teil gewirkt; denken 
Sie an die enorme Verschwendung von Düng- 
stoffen durch die Kanalisation der großen Städte 
zum Beispiel. Dieser Verschwendung den 
Riegel zu stecken, muß eine der nächsten Auf- 
gaben der Technik sein, und sie wird, daran 
zweifle ich nicht, auch diese Aufgabe lösen. 

Ich resümiere! Das Hauptverdienst für die 
wirtschaftlichen Fortschritte der Kulturvölker 
seit Anfang des letzten Jahrhunderts gebührt 
der Technik. Aber wenn wir fragen, was eigent- 
lich der Hauptgrund dieser großartigen Ent- 
faltung gewesen sei, so müssen wir, wenn wir 
wieder der Wahrheit die Ehre geben wollen, 
antworten: Die liberale Wirtschaftsordnung, die 
uns das Ende des vorvorigen und das vorige 
Jahrhundert gebracht haben. Und mit dieser 
liberalen Wirtschaftsordnung gleichbedeutend 
ist es die unbeschränkte Entfaltung des Unter- 
nehmungsgeistes, dem damals endlich die 
Fesseln abgenommen worden sind, die Jahr- 
hunderte lang auf ihm gelastet haben. Des- 
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halb sagt Professor Julius Wolff ganz richtig: 
„Den Technikern, dies- und jenseits der Gren- 
zen, die zusammen mit werk- und 
wagefreudigen Unternehmern, den 
Wikinger-Naturen in Volks- und Weltwirtschaft, 
dank dem Arbeitsfleiß der Millionen, den Reich- 
tum unserer Tage in der Frist weniger Ge- 
schlechter-Folgen schufen, ist dieses Buch ge- 
widmet.‘ 

Sprechen wir zuerst von dem, was er die 
„Wikinger-Naturen‘“ heißt, hernach vom ‚Ar- 
beitsfleiß der Millionen“. 

Ueber die Rolle des Unternehmertums in der 
modernen Volkswirtschaft habe ich mich vor 
einigen Jahren in einem Vortrag ausgesprochen, 
der wahrscheinlich dem einen oder andern von 
Ihnen bekannt ist. Ich will mich hier nicht 
wiederholen. Denjenigen unter Ihnen, die sich 
dafür interessieren, bin ich gern bereit, nach- 
träglich einen Abdruck zuzustellen. Ich glaube 
dort den Nachweis von der ausschlaggebenden 
Rolle des Unternehmungsgeistes und des Unter- 
nehmertums für das wirtschaftliche Gedeihen 
geliefert zu haben, und auch hier ist dies wie- 
der vornehmlich der Fall im Zusammenhang 
mit der Technik. 

Was ist heute der Dank für all die gewal- 
tigen Leistungen der Technik und ihrer Träger, 
speziell auch des technischen Unternehmer- 
tums, und für die Triebfeder dieser Leistungen, 
die liberale Wirtschaftsordnung ? — Bei einem 
Teil der Bevölkerung, demjenigen, der zum 
Sozialismus schwört, nicht nur keine Anerken- 
nung, sondern Verunglimpfung, Verkleinerung, 


Verleumdung und Umsturzdrohungen. Wie ist 
das erklärlich, wie ist das möglich ? 
Die gewaltigen technischen Fortschritte 


haben Umwandlungen auf sozialem Gebiet zur 
Folge gehabt, die zum Teil wenigstens mit 
Kümmernissen und Leiden für gewisse Bevölke- 
rungsklassen verbunden waren. Das ist eine 
Tatsache, die unumwunden zugestanden werden 
muß. Der Uebergang zur Maschinenarbeit 
hauptsächlich hat, wenigstens vorübergehend, 
Arbeitslose geschaffen, die Stellung des arbeits- 
suchenden Handarbeiters verschlechtert, solange 
wenigstens, bis der durch die größere Billigkeit 
der Waren gesteigerte Bedarf den Ausgleich ge- 
bracht hat. Ich erinnere an die Weber in 
Schlesien usw. Anderseits hat die schranken- 
lose Konkurrenz als Ausflu der zu Be- 
ginn dieser Maschinen-Aera proklamierten un- 
beschränkten Freiheit des Individuums und der 
Gewerbefreiheit einen Teil der damaligen Träger 
der Industrie, namentlich in England, Handlun- 
gen begehen lassen, die mit einer höheren Moral 
nicht vereinbar sind. Aber jene zugestandener- 
maßen begangenen Sünden einer neuen Aera 
sind nun von einer sich Wissenschaft nennen- 
den Lehre in einer unerlaubten und un- 
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zulässigen Weise ausgeschlachtet und zum Vor- 
wand genommen worden, um die ganze Ent- 
wicklung der liberalen Wirtschaftsordnung zu 
verurteilen und als innerlich schlecht darzu- 
stellen. Unter maßlosen Uebertreibungen und 
zum Teil tendenziösen Entstellungen sind 
Theorien aufgestellt worden, welche seit eini- 
gen Jahrzehnten die Köpfe verwirren und auf 
Umsturz hinarbeiten. Die darin aufgestellten 
Forderungen schießen weit übers Ziel hinaus. 
Angesichts der bis jetzt in der Weltgeschichte 
unerreichten Fortschritte, welche die liberale 
Wirtschaftsordnung gezeitigt hat, dieselbe um- 
zustürzen und an eine neue, in keiner Weise be- 
währte, in ihren Folgen absolut dunkle, nach 
früheren Erfahrungen und mißglückten Ver- 
suchen ähnlicher Bestrebungen, zu einem ver- 
hängnisvollen Rückschritt führende Wirtschafts- 
ordnung zu denken, ist der bare Unsinn. Nicht 
umstürzen, sondern ausbauen und verbessern 
wollen wir die bestehende Wirtschaftsordnung, 
und dazu ist auch wieder die technische Welt 
mit in erster Linie berufen. Sie hat die Mission, 
auch weiter Menschenkraft schonende und 
sparende, die Produktivität der menschlichen 
Arbeit steigernde Methoden auf allen Produk- 
tionsgebieten ausfindig zu machen, wie sie es 
bisher schon getan hat, und sie wird es tun, 
wenn man sie ungestört an der Arbeit läßt. 
Sie hat z. B. die Unfallverhütung zur Aufgabe 
sich gestellt und weiter zu stellen, desgleichen 
die Krankheitsverhütung, sie hat in engster Zu- 
sammenarbeit mit dem Unternehmungsgeist und 
Unternehmertum neue Landstriche der Bebau- 
ung und Ausnutzung ihrer Naturschätze zu er- 
schließen, um damit neue Besiedelungsgebiete 
für die Kulturmenschheit zu eröffnen, das was 
ein neuerer Volkswirtschaftler die ‚Bauern- 
grundlage‘‘ nennt, für diese zu erweitern usw. 
Aber diese Mission kann sie nur erfüllen auf 
dem Boden der jetzigen liberalen Wirtschafts- 
ordnung, denn diese ist der Nährboden der 
Technik, wie das letzte Jahrhundert bewiesen 
hat, und es ist hundert gegen eins zu wetten, 
daß eine Wirtschaftsordnung, wie sie die sozia- 
listische Theorie mit ihren durchaus unreifen 
und der menschlichen Natur keine Rechnung 
tragenden Ideen in Aussicht nimmt, anstatt der 
Entwicklung eine wahre Erstarrung alles Fort- 
schrittes bringen würde, den Tod namentlich 
alles technischen Fortschrittes, weil aller An- 
reiz dazu verloren ginge. Die Technik und ihre 
Träger haben deshalb ein eminentes Interesse 
an der Erhaltung unserer Wirtschaftsordnung, 
aber, wie oben gesagt, allerdings auch die 
Pflicht, so weit es an ihnen liegt, dieselbe 
für das Große und Ganze des Volkes erträglich 
und gedeihlich zu gestalten. 

Damit komme ich auf die Worte der 
zitierten Widmung von Professor Julius Wolff 
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zu sprechen, welche lauten: „Dank dem Ar- 
beitsfleiß der Millionen“. Sind die Techniker 
im großen und ganzen mit unter den Leitenden, 
den Disponierenden im Wirtschaftsgetriebe, und 
zwar ohne Unterschied, ob sie als selbständige 
Unternehmer oder im Dienst einer Unterneh- 
mung stehen, so meint Wolff mit diesen „Mil- 
lionen‘ die Geleiteten, die Arbeiter im engeren 
Sinne, das was Alexander Tille die „Handkraft“ 
heißt, die, welchen die Arbeit durch vor ihnen 
arbeitende Geistesarbeiter angewiesen wird. 
Jeder Handarbeit, zumal auf industriellem Ge- 
biet, hat die geistige, die disponierende Arbeit 
vorauszugehen, denn die Industrie und die ganze 
Technik ist bedingt durch die der ausführenden 
Handarbeit vorausgehende Aufwendung ange- 
strengter Geistesarbeite. Nur ein planmäßiges, 
alle Faktoren des Ertragszieles erwägendes Ar- 
beiten ist fruchtbar. Man kann es kurz das ge- 
schäftsmäßige Denken nennen, und an diesem 
hat der Techniker seinen Anteil, sei es, daß 
er das geschäftsmäßige Denken in sich selbst 
verkörpert, sei es, daß er im Dienste geschäfts- 
mäßig denkender Unternehmer arbeitet, immer 
leistet er ein gut Teil der geistigen Arbeit. 
Diese Tätigkeit vollzieht sich in den unzähligsten 
Abstufungen vom obersten technischen Leiter 
eines Unternehmens bis zum gewöhnlichen 
Zeichner, beaufsichtigenden Ingenieur oder 
Laboratoriums-Chemiker. 

Es ist nun der, man kann wirklich sagen, 
unglaubliche, eigentlich verblüffende Irrtum der 
sozialistischen Theorie, der dahin geht, daß nur 
die Handarbeit den Namen Arbeit verdiene, daß 
die Handarbeit die Arbeit par excellence sei, 
daß alle Werte nur durch den, was sie „Ar- 
beiter“ heißt, geschaffen werden. 

Ich habe im genannten, im Jahr 1908 ge- 
haltenen Vortrag über ‚Unternehmertum‘ dar- 
über folgendes ausgeführt: 

„Der Sozialismus mit der ihm eigentümlichen 
materialistischen Betrachtungsweise anerkennt 
diese organisatorische und leitende Arbeit nicht, 
weil sie ja sinnlich nicht wahrnehmbar ist. Er 
anerkennt als Arbeit nur die körperliche, die 
das physische Auge sicht, ich möchte sagen, 
die Muskeltätigkeit. Was ist das für eine ab- 
surde Auffassung! Schon beim gewöhnlichen 
Handlanger wirken die unsichtbaren Kräfte des 
Denkens mit, beim Berufsarbeiter spielen diese 
schon eine wesentliche Rolle, beim Meister und 
Aufscher, beim Kontrolleur ist es schon vor- 
wiegend geistige Arbeit, beim Ingenieur, beim 
Werkleiter tritt die geistige Arbeit immer mehr 
in den Vordergrund, um die höchste Stufe beim 
Geschäftsleiter, beim Unternehmer selbst zu er- 
reichen. Also überall eine Abstufung vornehm- 
lich geistiger Funktionen auf der ganzen Linie, 
und da sieht der stumpfsinnige Sozialismus 
nichts als ‚„schwielige Hände“, übersieht die 
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unendlich viel wichtigere, die ausschlaggebende 
geistige Arbeit, die alles durchdringt, alles be- 
stimmt, und nimmt für die „schwielige Hand“ 
in seiner Bescheidenheit den ganzen Arbeits- 
ertrag in Anspruch. Meine Herren, man muß 
sich nur wundern, wie es der sozialistischen 
Theorie gelungen ist, denkende Menschen der- 
art vor den Kopf zu schlagen, daß sie alle 
Besinnung verloren haben. Wie es überall in 
der Welt der Geist ist, der lebendig macht, 
so ist es auch in der gewerblichen, in der in- 
dustriellen Tätigkeit der Geist, das Denken, 
das vor allem schafft und wirkt. Wo dieses 
nicht besteht in allen Abstufungen vom quali- 
fizierten Arbeiter hinauf bis zum Chef und bei 
diesem in der höchsten Potenz, da wird über- 
haupt nichts Tüchtiges geschaffen. Wir wollen 
die Arbeit des einfachen Handlangers, den nun 
einmal seine Begabung zu nichts weiterem fähig 
macht, gewiß nicht gering achten, sie verdient 
in ihrer Art, wenn sie ehrlich getan wird, 
unsere Anerkennung wie jede andere, aber 


ob derselben und ob der manuellen Ar- 
beit überhaupt die unendlich viel wich- 
tigere, die ausschlaggebende geistige Ar- 
beit zu übersehen und zu verkleinern, wie 


es die Sozialisten tun, ist einfach lächerlich, 
und es braucht die ganze unglaubliche An- 
maßung der sozialistischen Theoretiker, um so 
etwas zustande zu bringen und damit zu- 
sammenhängend der gedankenlosen Nachbeterei, 
um solchen Theorien Anhang zu verschaffen.“ 

Ich bin heute noch genau der gleichen An- 
sicht. Ich weiß nun zum voraus, daß versucht 
werden wird, zu bestreiten, daß die Verkennung 
der geistiren Arbeit sozialistische Theorie sei. 
Wenn es paßt, wird behauptet, es sei nicht 
wahr, dab die sozialistische Theorie eigent- 
liche Arbeit nur in der Handarbeit sehe. Es ist 
ja das eigentümliche, daß die Verfechter jener 
Theorie sich in den grellsten Widersprüchen er- 
gehen, das eine Mal das, das andere Mal jenes 
als die wahre Theorie ausgeben, immer je nach- 
dem es in den Kram paßt. Ich will aber 
Dutzende von Belegen beibringen für die Rich- 
tigkeit meiner Behauptung. Da wird z. B. vom 
Jahresgewinn und der Dividende irgendeines 
großen industriellen Geschäftes berichtet und 
dann beigefügt: Seht ihr Arbeiter, das, was 
die Aktionäre unter sich verteilen, macht so und 
so viel auf den Kopf des Arbeiters, das ihm zu 
Unrecht abgenommen, wenn -nicht abgestohlen 
wird, das gehörte eigentlich euch, aus denen 
man es herausgepreßt hat usw. Man sollte 
meinen, wenn eine solche Rechnung gemacht 
werden will, zum Divisor würden wenigstens 
auch noch die Angestellten gerechnet, darunter 
also namentlich auch die technischen, und man 
würde zugeben, daß ihnen eine relativ größere 
Quote als dem einzelnen Handarbeiter zuerkannt 
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würde. Aber davon ist keine Rede. Ueber die 
Berechtigung des Unternehmergewinnes, also 
auch der Aktiendividende, will ich an diesem 
Orte keine Ausführungen machen, aber wenn 
nach der sozialistischen Auffassung derselbe 
den in der betreffenden Unternehmung beschäf- 
tigten Personen gehört, so gehört er unter 
allen Umständen nicht nur den Handarbeitern, 
sondern zum mindesten hätte der geistig Be- 
schäftigte auch ein Anrecht, und zwar ein be- 
vorzugtes. Das wird nicht zugestanden, sonst 
käme die ganze Theorie ins Wanken. Es zeigt 
das die ganze Absurdität dieser Anschauungen 
und Theorien. 

Die Sache hat aber ihre ernste Seite. Wenn 
man die Konsequenzen dieser Theorien zieht 
— und sie werden oft ganz unverblümt ge- 
zogen —, so bedeuten sie eine Unterordnung 
der höherstehenden Geistesarbeit in der Volks- 
wirtschaft unter den Massenwillen der bloßen 
Handarbeit. Die Mission des Proletariats soll 
es sein, die wirtschaftlichen Geschicke in die 
Hand zu nehmen, seinen Willen den nach der 
Natur der Dinge berufenen geistigen Leitern 
der Volkswirtschaft aufzudrängen. Beiläufig be- 
merkt würden die Vertreter dieser Theorie nicht 
wenig in Verlegenheit kommen, wenn sie eine 
klare Definition des Begriffes „Proletariat‘ 
geben müßten. Welche Verwirrung der Be- 
griffe! Wer nicht fähig ist zu geistiger Arbeit, 
soll den geistig Befähigten Befehle erteilen, und 
diese sollen sich das gefallen lassen. Die offen- 
bar verkehrte Welt! Wie die Dinge nach kurzer 
Zeit aussehen würden, wenn solche Verkehrt- 
heiten ins Tatsächliche umgesetzt würden, kann 
sich jeder ausmalen. | 

Glücklicherweise, auch für die Verfechter 
solcher Ideen, bleibt es in der Regel beim Ge- 
rede, und kommt es nicht zu Taten. Aber doch 
nicht immer. Wir konstatieren Anfänge solcher 
Einmischungen, z. B. von den sozialistischen 
Gewerkschaften, welche technische Fortschritte 
verunmöglichen, vervollkommnete Maschinen 
nicht zur Ausnutzung kommen lassen, arbeit- 
sparende Methoden verbieten u. dergl. Es lassen 
sich dafür Hunderte von Beispielen, nament- 
lich aus der englischen Industrie, beibringen. 
Es sind das Anfänge der Lahmlegung technischen 
Fortschrittes, welche unter den Technikern Be- 
denken erregen müssen, und dazu noch gemein- 
schädlich sind. 

Nun bin ich durchaus nicht der Ansicht, 
daß der Techniker seine Neuerungen rücksichts- 
los einführen soll, er soll da, wo seine Ar- 
beit vorübergehende Arbeitslosigkeit erzeugt, 
auch ein Herz haben und den Uebergang mög- 
lichst schonend gestalten. In solchen Fällen 
ist, namentlich in früheren Zeiten, schon ge- 
sündigt worden; auch hier hat der Techniker 
eine soziale Aufgabe zu erfüllen, aber er kann 
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nicht zugeben, daß der Fortschritt lahmgelegt 
werde, und muß verlangen, daß man sich seinen 
Anordnungen füge. Wenn Rücksichten auf die 
ökonomisch Schwachen verlangt werden, so 
wird sich jeder Menschenfreund damit einver- 
standen erklären können, aber daß im Namen 
derselben höhere Interessen des Fortschrittes 
verletzt werden sollen, das kann nicht zuge- 
geben werden. Der Techniker hat also auf der 
einen Seite die Aufgabe, diese höheren Inter- 
essen zu wahren, auf der andern Seite als 
Mensch für die von ihm Geleiteten zu fühlen. 
Er wird auch deren Interessen schließlich am 
besten wahren. 

Das im allgemeinen gesunde Denken der in- 
dustriellen und gewerblichen Arbeiterschaft hat 
bis jetzt, bei uns wenigstens, allzu krasse Ueber- 
griffe verhindert, wie es denn überhaupt ein 
Bollwerk ist gegen die Begriffsverwirrung, 
welche in den sozialistischen Theorien liegt. Der 
einfach und gesund denkende Arbeiter, der nicht 
durch die ewigen Predigten der gleichen Irr- 
lehren verwirrt ist, anerkennt ohne weiteres 
die Superiorität des Technikers und unterzieht 
sich seinen Anordnungen willig, mit dem Gefühl, 
daß auch er dabei am besten fahre. Es muß 
ja zugegeben werden, wie oben schon bemerkt, 
daß den ökonomisch Schwachen gegenüber 
namentlich früher Rücksichtslosigkeiten began- 
gen worden sind, aber wir sind auf dem besten 
Weg, sei es durch Weckung des sozialen Ge- 
wissens oder, wo dies nicht ausreicht, durch 
die Gesetzgebung überall zugunsten derselben 
zu intervenieren und Schärfen, welche das wirt- 
schaftliche Leben mit sich bringt, zu mildern. 
Bedenke man übrigens, daß diese Schärfen sich 
durchaus nicht nur bei ökonomisch Schwachen 
erzeigen, sondern bei Hoch und Nicdriz, das 
geschäftlich nicht auf der Höhe steht. Wie 
manches früher blühende Geschäft ist nicht 
schon im Kampf der Konkurrenz untergegangen, 
und wenn alle der Konkurrenz ausgesetzt sind, 
Klein und Groß, so geschieht schließlich keinem 
ein Unrecht, aber die Allgemeinheit hat immer 
den Nutzen davon. Auf das Ausschalten der 
Konkurrenz kommen schließlich im Gegenwarts- 
staat die Bestrebungen der Gewerkschaften 
heraus, gerade wie zu alleroberst auf der so- 
zialen Stufenleiter bei den Trusts, und von dieser 
Idee sind auch schon technische Kreise, zumal 
in Deutschland, ergriffen worden. Gestatten 
Sie mir auch hierüber einige Worte. Gegen eine 
loyale Wahrung Ihrer Interessen durch die 
Techniker in Verbänden ist sicherlich nichts 
einzuwenden. Wenn sich diese Verbände aber 
auf den Klassenkampfstandpunkt stellen wollen, 
die Verbände derjenigen Leute, welche der 
Unternehmer als seine Vertrauensleute muß be- 
trachten können, so ist es nicht verwunderlich, 
wenn denselben von seiten der Unternehmer 
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Opposition gemacht wird. Die Zumutung an 
diesen, in seinem Betrieb auch bei seinen Ver- 
trauensleuten eine ihm feindliche Haltung zu 
dulden, geht denn doch über das Zulässige 
hinaus und bedeutet den Anfang vom Ende 
der technischen Unternehmung. In Berlin haben 
wir ja bereits einen Streik der technischen An- 
gestellten der Eisenkonstrukticnswerkstätten er- 
lebt, hoffentlich bleibt es bei diesem einzigen. 
Sicherlich ist es in gewisser Beziehung ein 
Nachteil der modernen Volkswirtschaft, daß 
Großbetriebe nötig sind, und daß die auf eigenen 
Füßen stehenden Existenzen dadurch relativ 
voraussichtlich zurückgehen, und das trifft auch 
die Vertreter der Technik, aber das muß in den 
Kauf genommen werden. Das selbständige 
Handeln und Denken erleidet deshalb keinen 
Abbruch, denn ein kluger Chef wird die ihm 
unterstellten leitenden Organe möglichst selb- 
ständig arbeiten lassen, so daß sie in ihrer 
Stellung volle Befriedigung finden, eine Befriedi- 
gung, die sich auch in materieller Richtung 
durch den natürlichen Gang der Dinge einstellt. 
Uebrigens sind Großbetriebe schon vorher da- 
gewesen, nicht erst die moderne Technik hat 
sie geschaffen, nämlich die öffentlichen von 
Staat und Gemeinden, und die Stellen in solchen 
sind notorisch von jeher mit Vorliebe aufgesucht 
worden, so daß es offenbar in denselben zu 
sein so schlimm nicht ist. 

Meine Herren, ich hoffe Sie nun überzeugt 
zu haben, daß Beziehungen zwischen Technik 
und sozialer Frage tatsächlich bestehen. Es 
ließe sich ja darüber im einzelnen noch sehr 
viel sagen, aber dazu ist die mir zugewiesene 
Zeit zu knapp. Nehmen Sie als sicher an, daß 
die Technik berufen ist, zur Lösung der so- 
zialen Frage ihr gut Teil beizutragen, aber sie 
und ihre Vertreter können mit Rücksicht auf 
das, was sie bisher schon geleistet hat und 
noch zu leisten berufen ist, verlangen, daß sie 
die ihr gebührende Anerkennung finden, daß 
die Verkleinerung und Verleumdung von seiten 
derjenigen, die sich allein berufen fühlen, das 
Glück auf Erden zu bringen, einmal aufhören, 
daß ihr als eminent geistigem Faktor in der 
Volkswirtschaft derjenige Einfluß und diejenige 
Herrschaft unbestritten bleiben, die ihr ver- 
nunftgemäß zukommen; sie kann verlangen, daß 
ihr nicht zugemutet werde, sich einem unintelli- 
genten, oft brutalen Massenwillen zu fügen, und 
muß erklären, daß sie fest entschlossen ist, 
sich solches nicht gefallen zu lassen. Sie ge- 
stattet auch nicht, daß ihre zum allgemeinen 
Wohle erstellten Werke durch brutale Eingriffe 
einer Hand voll pflichtvergessener Handarbeiter 
unter dem Einfluß gewissenloser Agitatoren 
kaltgestellt werden, wie dies zum Teil mit Er- 
folg schon geschehen, zum Teil schon beab- 
sichtigt gewesen ist. 
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Die Technik und die Techniker haben so- 


ziales Empfinden genug, um die ökonomisch 
Schwachen nicht unter ihren Fortschritten leiden 
zu lassen, und haben den guten Willen, an 
ihrem Ort alles zu tun, um die menschliche 
Arbeit, da wo sie schwer empfunden wird und 
mühsam, nach Möglichkeit zu erleichtern. Die 
Technik und die Techniker dürfen für sich das 
Verdienst in Anspruch nehmen, daß durch ihre 
Arbeit alle Klassen der Bevölkerung an den 


Die Bewertungsfrage von Maschinen für 
Zwecke der Inventur und Bilanz ist für den 
Techniker schon deshalb von besonderem 
Interesse, weil davon die Leistungsfähig- 
keit eines Werkes in hohem Grade abhängig 
erscheint; je reichlicher man die Abschreibun- 
gen bemißt, um eine möglichst rasche Entwer- 
tung der Maschinen herbeizuführen, desto nie- 
driger sind die Buch- und Bilanzwerte der Ma- 
schinen und desto früher wird es möglich, alte, 
unmodern gewordene Maschinen durch neue, 
rationell arbeitende und Zeit sparende zu er- 
setzen, ohne daß man im Augenblick der 
Außerdienststellung mit einem Schlage exorbi- 
tant hohe Abschreibungsbeträge in die laufende 
Unkostenberechnung einzustellen braucht. 

Zunächst ist die Frage zu untersuchen, wie 
eigentlich Maschinen und maschinelle Einrich- 
tungen zu bewerten sind; von ihrem eigentlichen 
Neuwert bei der erstmaligen Beschaf- 
fung ist dabei naturgemäß auszugehen. Schon 
der nächste Schritt, ob man die Kosten der 
Montierung der Fundamente und des 
Einlaufens mit in Rechnung zu stellen hat oder 
nicht, ist eine Streitfrage, wobei natürlich solid 
bilanzierende Unternehmungen den Standpunkt 
vertreten, daß höchstens der Neuan- 
schaffungswert der Maschinen + Fracht-, 
Zoll- und Zufuhrspesen als zulässiger Buchungs- 
wert einer Maschine anzusehen ist. Alle anderen 
mit der Aufstellung einer Maschine verbundenen 
Ausgaben laufen zu Lasten des Betriebs über 
Unkosten, cft auch die vorgenannten Spesen. 

Weit wichtiger aber als diese Frage ist die 
spätere Ermittlung der in die Bilanz der lau- 
fenden Betriebsjahre einzustellenden Bilanzwerte; 
bei der Inventuraufnahme ist jedes vorhandene 
Stück in ein besonderes Inventarium einzutragen 
und entsprechend zu bewerten. $ 40 des neuen 
Deutschen Handelsgesetzbuches schreibt vor, daß 
sämtliche Vermögensgegenstände nach dem Wert 
anzusetzen sind, -der ihnen im Zeitpunkt der 
Inventur und Bilanzaufstellung beizulegen ist. 
Auch die strengere Aktiengesetzgebung besagt 
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Kulturfortschritten ihren Anteil haben, und 
dürfen alle gegenteiligen Behauptungen als 
Verleumdung zurückweisen. Entstanden und 


entwickelt unter den Grundsätzen der liberalen 
Wirtschaftsordnung, die ihr Nährboden ist, 
wirft sich die moderne Technik unbedingt zum 
Verteidiger derselben auf, sie hält an dem Be- 
währten fest und weist unabgeklärte und Ge- 
fahr bringende Experimente auf sozialem Gebiet 
von sich. 


Das Maschineninventar und seine Bedeutung. = 
Von C. M. Lewin, beratender Ingenieur in Berlin. . 


über die Bewertung von Fabriken und Teilen 
derselben nichts Genaueres; es heißt dort nur 
in § 261 HGB., daß Anlagen, die dauernd zum 
Betriebe einer Gesellschaft bestimmt sind, zum 
Anschaffungs- oder Herstellungspreis angesetzt 
werden können, sofern ein der Abnutzung gleich- 
kommender Betrag in Abzug gebracht oder ein ihr 
entsprechender „Erneuerungsfonds‘‘ geschaffen 
wird. Nähere Erläuterungen, wie die Abnutzung 
alljährlich zu bestimmen ist, werden an keiner 
Stelle gegeben, und es ist daher Sache der 
Leiter eines Unternehmens, richtige Wertansätze 
für Anlagen und für Maschinen zu finden. 

Auch in der Steuergesetzgebung finden wir 
keine erschöpfenden Auskünfte; es können vom 
steuerpflichtigen Einkommen außer den Wer- 
bungskosten noch die Abnutzungen für Ma- 
schinen mit einem ‚angemessenen‘ Prozentsatz 
in Abzug kommen. Was ist nun für Ma- 
schinen ein angemessener Prozentsatz für die 
Entwertung? Und wie sind die Einrichtungen 
in Fabrikbetrieben beschaffen, welche uns er- 
kennen lassen, wie der Wert der einzelnen Ma- 
schinen ermittelt wird? Gewöhnlich führt man 
im Hauptbuch cin sogenanntes „Maschinen- 
konto“, welches den jeweiligen Wertbestand 
aller Maschinen in einer Post ausweist; zur 
näheren Nachweisung der vorhandenen Bestände 
dient das sog. „Maschineninventarium‘, in 
welchem laut früheren Einkaufsfakturen und 
sonstigen Rechnungsbelegen jede einzelne Ma- 
schine verzeichnet ist, sowohl mit Neuwerten 
als auch mit den durch Vornahme der Abschrei- 
bungen reduzierten, gegenwärtigen Buchwerten. 

Irgendeine Seite (hier z. B. Fol. 7) eines 
solchen Maschinen-Inventar-Buches !) einfachster 
Form stellt Formular 1 dar. 


1) Eine scharfe Begrenzung des Begriffes: „Maschinen“ ist 
schwer; der engste Begriff der Maschine wäre dahin zu defi- 
nieren: Eine Maschine muß Kraft erzeugen oder übertragen bzw. 
Arbeit in irgend welcher Form leisten. Doch sind oft Kessel, 
Maschinen, Apparate und Zubehörteile so eng kombiniert, daß 
man nicht sagen kann, was Maschine und was maschinelle Ein- 
richtung ist. Das ändert aber nichts an den Ausführungen über 
die Abschreibungsfrage dieser Objekte. 
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Formular 1. 
Fol. 7. Maschinen-Inventarium (einfache Form). Fol. 7. 
| 1906 1907 
= Neu- z: PR — 
ou k ET anschaffungs- U = 5 s 
„.=| Nähere Geliefert T dei j 2 Jek ol p y, b. Di y A 7 Anmerkungen 
= Y ||Bezeichnung| von der Be p i taid Fracht. Zoll 22 = k= 5 13| S 5 < betreffend 
es = Jesch: Ip er, á z= DL DO = er a & = y is 
E=| derselben Firma F "| Fundament = = D S SP 3 2 = Verkäufe 
Z. und Montage e i x ea © | > aa 
M. M M M M. M M M 
el ETEN VERA Seit 7. 8. 1907; 
| Transport |30 758 — /185 372 =|- 5 außer Dienst 
49|| Filter- | Maschinen- 1905, 5.000 500 — = 4 500; 500 | — 14000 -— on urn 
| presse |fabrik Hof|| 17. 11. Extra- 
| Fakt.-Nr. abschreibung 
| 1682 2) || noch 2500 Mk. 
er | | 5 AnA aan Enr 
50 | Koller- || Maschinen- 1906, 2.000 3002000 — 1 7001 170 | — | — 11530 
ı gang |fabrik A.-G.| 5.3. 
Luther, Fakt.-Nr. 
| Braun- 312°) 
| schweig 
51 || Koller- ||Maschinen-| 1906, 2 800 
gang \fabrik A.-G.| 16. 3. 
„Luther, || Fans 100,3450| — 3350| 350 | — | — 3000 
raun- =” z | 
Reserve- schweig, 17. 10. 650 
garnituren | Fakt.-Nr. 
E 14852) 
Weitere Zugänge pro 
31 658/5450 — 194 0922| 1907 werden hier nach- 
getragen, 


Wir sehen, daß jede Maschine eines Betriebes, 
durch fortlaufende Nummerierung kenntlich ge- 
macht, in jener Reihenfolge aufgeführt erscheint, 
wie dies der Unterbringung in den einzelnen 
Betriebsabteilungen und Werkstätten entspricht. 
Durch besondere Ueberschriften sind zunächst 
die allgemeinen Zwecken dienenden Betriebs- 
maschinen von den Arbeitsmaschinen der ein- 
zelnen Werkstätten (z. B. Schlosserei, Dreherei, 
Schmiede usw.) getrennt verzeichnet; die Num- 
mer des Maschineninventariums finden wir an 
oder neben jeder Maschine wieder, entweder auf 
einer eigenen Nummerntafel oder durch Kenn- 
zeichnung mit Farbe. Zweckmäßig ist es, am 
Schlusse der Eintragung für jede Werkstatt ent- 
sprechenden Raum frei zu lassen, um nach- 
trägliche Zugänge schon so einzutragen, daß 


alle Maschinen einer Werkstätte aufeinander 
folgen. 
Nähere Details über alle uns interessieren- 


den Werte der Bilanz finden wir im Maschinen- 
inventarium; aus dem betreffenden Konto im 
Hauptbuche (Form. 2) erkennen wir nur den 
Bestand der Maschinen zu Jahresbeginn 1906 


mit B a 4-8 8. a w e a a a al M.: 
unter der Spalte Zugänge . .... 5450 » 
so daß Ende 1906 insgesamt . . 226 580 M. 


2) Dabei ist angenommen, daß die Maschinenrechnung keine 
mitgelieferten Werkzeuge enthält; wäre dies der Fall, dann muß 
der hierfür entfallende anteilige Betrag auf Werkzeugkonto über- 
tragen werden; sonst erscheint der Werkzeugwert hier und bei 
Inventarisierung des Werkzeugkontos nochmals, also doppelt, auch 
in der Praxis oft vorkommende Fehler. 


vor Durchführung der Abschreibungen da sind. 
Da diese nach eingehender Besichtigung jeder 
einzelnen Maschine mit insgesamt 31658 M. 
(nach Formular 1 voriger Seite) festgelegt 
erscheinen, verbleibt pro Ende 1906 ein 
Bilanzwert von 194922 M. auf Maschinenkonto. 
Die Bemessung der Abschreibungen kann 
an Hand des vorangeführten Maschineninven- 
tariums in sachgemäßer und richtiger Weise er- 


Formular 2. 


Hauptbuch. 
Maschinenkonto. 


Fol. 32. 
Soll 


An Bilanzkonto . . . . 
„ diverse Zugänge. . . 


1906 


1907| An Bilanzkonto 
„ diverse Zugänge . 
| 


1906! Per Gewinn- und Verlustkonto . 
„» Bilanzkonto . . .. 


1907| Per Kassa . . 2. 2 2 2 200. 
„» Gewinn- und Verlustkonto . . 
(Extra-Abschreibung für Abgänge) . 
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folgen, da man über alle für die Bemessung 
der Abschreibungen wissenswerten Daten durch 
einen Blick in das Inventarium Klarheit erlangt; 
Alter der Maschine, Zeitdauer ihrer Benutzung 
geben im Verein mit dem augenblicklichen Zu- 
stand zur Zeit der Inventur den besten Maß- 
stab für die Bestimmung der Höhe der vorzu- 
nehmenden Jahres-Abschreibung. In Betrieben, 
bei denen über die jährliche Stundenleistung 
jeder einzelnen Maschine eine entsprechende 
Statistik geführt wird, ist diese naturgemäß bei 
Abschreibungsfestlegung heranzuziehen; eine 
solche Statistik ist aus den Lohn- bzw. Akkord- 
zetteln der Arbeiter leicht aufzumachen, falls 
dafür gesorgt wird, daß auf jedem solchen 
Lohnbelege Maschinennummer und Zahl der 
Arbeitsstunden notiert wird. Dann ist es mit 
Jahresschluß möglich, zu erkennen, ob im ab- 
gelaufenen Jahre für eine Maschine eine nor- 
male oder eine weit stärkere Aus- 
nutzung stattgefunden hat; eine „normale“ 
Ausnutzung wäre eine solche zu nennen, bei 
der eine Maschine maximal an etwa 300 Arbeits- 
tagen zu acht bis zehn Stunden in Verwendung 
stand. Uebersteigt die Ausnutzungsdauer einer 
Maschine diese Zeit (2400 bis 3000 Arbeits- 
stunden im Jahre), was bei Einführung von 
Ueberstunden, Nachtschichten und Sonntags- 
arbeit durch Forcierung des Betriebes leicht 
vorkommen kann, dann ist auch zweckmäßig 


eine höhere als die normal bemessene Ab- 
schreibung anzusetzen. 
Wird mit Jahresschluß an Hand des 


Maschineninventariums nach Form. 1 der Zu- 
stand sämtlicher Maschinen von dem Betriebs- 
leiter und den Betriebsbeamten geprüft, bei jeder 
einzelnen Maschine der erforderliche Abschrei- 
bungsbetrag in die entsprechende Rubrik ein- 
gestellt, so erhalten wir einen Abschreibungs- 
betrag, der in gar keinem prozentualen Ver- 
hältnis zum Bestand am Jahresschluß steht. Es 
wird aber der faktischen Entwertung der vor- 
handenen maschinellen Anlagen sehr gut ent- 
sprechen, weil man außer der rein betrieb- 
lichen Abnutzung die Entwertung infolge anderer 
Ursachen (wie z. B. Mode, Systemwechsel, tech- 
nischer Fortschritt und anderes) berücksichtigt 
hat. Klar ist, daß für Maschinen, die nur einige 
Monate im Betriebe gestanden haben, eine Ab- 
nutzung pro rata temporis in Anrechnung kom- 
men muß; die sehr oft anzutreffende Bilan- 
zierungsart, bei der alle Zugänge des laufen- 
den Jahres von der Bemessung der Abschreibun- 
gen ausgeschlossen sind, ist durchaus unrichtig 
und unbedingt zu verwerfen. 

Ebenso ist im allgemeinen nicht statthaft, die 
Abschreibungen zur Deckung von Abgängen zu 
verwenden, wie wir dies in der Praxis oft vor- 
finden; es sei denn, daß die Abschreibungen 
so reichlich hoch bemessen erscheinen, daß sie 
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außer für die Wertminderung infolge Abschrei- 
bung auch noch für die Abgänge Deckung ge- 
währen. 

Nehmen wir z. B. an, eine Maschine des 
Maschinenkontos (hier Nr. 49 in Form. 1, eine 
Filterpresse) müsse aus irgendwelchen Ur- 
sachen außer Dienst gestellt werden. Wie 
wickelt sich im allgemeinen dieser Vorgang in 
der Praxis der Buchführung ab? | 

Im besten Falle wird der Erlös für die aus- 
rangierte und zum Verkauf gestellte Maschine 
dem Maschinenkonto gutgebracht; da Erlös und 
Zeitwert, den wir bei Führung von Inventarien- 
büchern sofort zur Hand haben, sich nur selten 
decken werden, wird für diese Maschine ent- 
weder eine erhöhte Abschreibungspost einzu- 
stellen sein, bzw. wird die Differenz zwischen 
letztem Zeitwert minus Abschreibung und Er- 
lös durch Extraabschreibung oder durch Ein- 
stellung unter Abgänge zu decken sein. 

Nehmen wir an, daß als Betrag der Ab- 
schreibung pro 1907 für die am 7. August 1907 
dienstunfähig gewordene Maschine Nr. 49 trotz 
der kürzeren Dauer der Dienstleistung wie bis- 
her 10% vom Neuwerte derselben, also 500 M., 
eingestellt werden, dann verbleibt nach Abzug 
vom letzten Bilanzwerte von 4500 M. noch ein 
ungedeckter Betrag von 4000 M., der als Ab- 
gang eingetragen und nach Jahresschluß zu- 
nächst vom Maschinenkonto abzusetzen ist. Die 
Summe aller Erlöse auf diesem Konto (hier er- 
scheinen auch z. B. 1500 M. für die verkaufte 
Maschine Nr. 49) ist schon vorher dem Ma- 
schinenkonto im Hauptbuche gutgebracht worden. 

Das Maschinenkonto in der Bilanz würde 


(keine anderen Abgänge vorausgesetzt) dann 
folgendes Bild zeigen: 
Maschinenkonto. 
Bestand am 1. Januar 1907 . 194 922 M. 
— Abgänge a 4000 „ 
190922 M. 
— Abschreibungen z. B. 10°% vom 
Buchwert . i ao W € 19092 „ 
171 830 M. 
-+ Zugänge z. B. o.. e. > 10000 »„ 
181 830 M. 


Wird kein Maschineninventarium geführt, 
dann stellt sich der Vorgang ganz anders dar; 
der Buchhaltungschef wird wie alljährlich 100% 
vom Restbuchwert abschreiben und bilanzieren 
wie folgt: 

Maschinenkonto. 
Bestand am 1. Januar 1907 . 
— 10°/, Abschreibung 


194 922 M. 
. 19492 „ 
175430 M. 
4 Zugänge . » ». 2 2 2 2.020. 10000 » 
185430 M. 


Er wird daher zu weit höheren Resultaten 
gelangen, weil er zunächst — ob wissentlich 
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oder aus Versehen, ist gleich — die Abschrei- 
bung auch zur Deckung der Abgänge ver- 
wendet. Diese Differenz 
zwischen 185 430 M. 
und 181 830 M. 


= 3600 M. 
schmälert die Abschreibungen, und die notwen- 
dige Folge einer derartigen Bilanzierungspraxis 
ist: es entstehen Buchwerte, die die wirklichen 
Zeitwerte gewaltig überragen und die im wei- 
teren Verlaufe der Geschäftsführung oft zu den 
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Formular verwenden, das Spalten für Funda- 
ment-, sowie Fracht-, Zollspesen- und Montage- 
kosten enthält und evtl. auch noch eine be- 
sondere Spalte für den Feuerversicherungswert 
ausweist; dadurch wirdes bei spezifizierter Form 
der Versicherung leicht möglich, von Zeit zu 
Zeit eine Richtigstellung der Versicherungs- 
werte durchzuführen, um nicht unnötige Prämien 
zu bezahlen. Auch kann man dann stets er- 
sehen, ob alle Neuanschaffungen durch Nach- 
versicherung Deckung gefunden haben; es ge- 


Formular 3. 


Maschinen-Inventar 


Nähere Bezeichnung des Inventarstückes: _ 


geliefert von: 


geliefert am: 


Im Betrieb seit: 


No. 


Standort: 


Preis laut Faktura: 


Preis inkl. Montage, Fracht, Zoll etc. 


_ Lebensdauer geschätzt ...... Jahre Jährliche Abschreibung 
NEE o = 
Jahr | Abschreibung | Buchwert || Jahr | Abschreibung | Buchwert 


uns aus dem Handelsteil der Tagespresse wohl- 
bekannten Sanierungsaktionen führen; durch 
große Extraabschreibungen müssen dann Buch- 
und Zeitwerte in Einklang gebracht werden, und 
die Beteiligten müssen dann — da die Reserve- 
fonds hierfür nur selten reichen —. durch Zu- 
sammenlegung, Zuzahlungen, Zubußen u. a. die 
erforderlichen Geldmittel mit mehr oder weni- 
ger schweren Opfern tragen. 

Das vorstehende Inventarium Form. 1 ent- 
hält wohl in gedrängter Form alle wichtigen 
Daten; doch ist bei demselben vorausgesetzt, 
daß alle Fundament-, Fracht- und Aufstellspesen 
über Unkosten Verbuchung finden. Da diese 
Art der Führung aber nur in wenigen Fällen 
vorkommt, müssen wir manchmal auch ein 


nügt dazu, das Form. 1 durch Aufnahme einiger 
neuer Spalten zu verbreitern bzw. zu erweitern. 

Andere Formen von Maschineninventarien 
zeigen z. B. besondere Fundament-?), Fracht-, 
Zoll- und Montagekonten, die stärker als die 
Maschinen selbst abgeschrieben werden müssen. 
Denn während Maschinen bei Außerdienst- 
stellung noch einen Erlös — und sei es auch nur 
den Verkaufserlös als Altmaterial — ergeben, 
sind die genannten anderen Faktoren in dem Mo- 
mente der Außerdienststellung einer Maschine voll- 


3) Manche Fabriken sehen ein besonderes „Maschinen- 
aufstellungskonto* vor, auf welches alle jene mit der 
Inbetriebsetzung verbundenen Kosten verbucht werden, die bei 
einer Außerdienststellung bzw. Veräußerung von einzelnen Objekten 
als gänzlich unrealisierbar anzuschen sind. 


Hochschulnachrichten 


ständig wertlos geworden, ja es müssen oft für 
Entfernung der Fundamente beträchtliche Kosten 
aufgewendet werden. Die raschere Entwertung 
dieser Posten ist ebenso notwendig wie ihre 
möglichst rasche Ausscheidung aus dem Ma- 
schinenkonto; Bildung eines eigenen Funda- 
mentekontos ist sehr empfehlenswert und in der 
Praxis schon vielfach anzutreffen. Es gibt 
außer diesen Formularen noch eine Reihe von 
Abänderungen, von denen insbesondere eine 
kartothekartige Führung von Inventarien- 
büchern zu erwähnen ist; dabei ist für jedes 
Objekt ein eigenes Blatt bestimmt und muß noch 
eine besondere Zusammenstellung aller Endbe- 
träge an Hand der Karten gemacht werden. Wird 
irgendein Inventarstück ausgeschieden, dann wird 


Die Zukunft der Berliner Bergakademie. 


Zu unserer Notiz im letzten Heft über dieses 
Thema erfahren wir von unterrichteter Seite, 
daß es allerdings im Prinzip beschlossen ist, 
die bisher dem Handelsminister unterstehende 
Bergakademie zu Berlin als selbständige An- 
stalt eingehen zu lassen, und der dem Kultus- 
minister unterstehenden Technischen Hochschule 
zu Charlottenburg als besondere Abteilung für 
Bergbau anzugliedern. In diesem Sinne beant- 
wortete schon der Minister für Handel und 
Gewerbe in der Sitzung der Budgetkommission 
vom 23. Februar 1912 eine Anfrage des Ab- 
geordneten Tr.-3ng. Macco, ohne jedoch einen 
näheren Zeitpunkt für die Umgestaltung anzu- 
geben. Die in der Zwischenzeit zu diesem 
Zwecke gepflogenen Verhandlungen über die 
Art und Weise der Angliederung, auch beson- 
ders bezüglich der Uebernahme des Lehrkörpers 
sind noch nicht endgültig abgeschlossen. Auch 
sind noch keine endgültigen Bestimmungen in 
der Platzfrage für die Neubauten und auch über 
die Ausdehnung der letzteren getroffen. Man 
ist zurzeit im Bauamt des Arbeitsministeriums 
damit beschäftigt, die Entwürfe und Zeichnun- 
gen auszuarbeiten, die in gemeinsamen Be- 
sprechungen der beteiligten Ressorts der 
Finanz-, Handels-, Kultus- und Arbeitsministerien 
beraten und festgelegt werden. Geplant ist ein 
weiterer Anbau an den schon bestehenden so- 
genannten Erweiterungsbau der Technischen 
Hochschule auf dem Gelände des Eckgrund- 
stücks an der Berliner Straße und Kurfürsten- 
Allee (altes Sternbergsches Grundstück). Dieses 
geplante Gebäude ist in der Hauptsache für 
die Abteilung für Bergbau vorgesehen, doch 
sollen einzelne Räume noch für eine Abteilung 
der Technischen Hochschule vorbehalten werden. 
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die betreffende Karte entfernt, während für 
jedes neue Objekt eine neue Karte angelegt 
werden muß. Die Kartothekform ist daher für 
alle Inventarienbücher sehr zweckmäßig, mit 
Ausnahme jener Anlagekonten, die sich aus 
vielen kleinen Posten zusammensetzen, wie z.B. 
das Werkzeugkonto; einen Vordruck für Ma- 
schinen-Karthotheken ¢) zeigt Formular 3. 

Ist es versäumt worden, derartige Inven- 
tarienbücher vom ersten Tag eines Unterneh- 
mens an zu führen, dann empfiehlt es sich, von 
einem Sachverständigen eine Taxe anfertigen zu 
lassen und ihre Wertansätze zur Anlage von 
Inventarienbüchern zu benutzen; evtl. kann man 
hierzu auch die Wertansätze der Feuerversiche- 
rungspolicen verwenden. 


Das Eisen- und Metallhüttenwesen, das an 
der Bergakademie zurzeit noch besteht, soll 
von der eigentlichen Abteilung für Bergbau ab- 
gesondert und der Abteilung für Chemie und 
Hüttenkunde der Technischen Hochschule an- 
gegliedert werden, und zwar sollen besondere 
Baulichkeiten für das Eisen- und Metallhütten- 
wesen auf dem dem Fiskus jenseits der Kur- 
fürsten-Allee gehörenden Gelände aufgeführt 
werden. 

Es besteht wohl die Absicht, die ganzen Bau- 
lichkeiten so weit zu fördern, daß die Ueber- 
siedelung ‚der Bergakademie zum Herbst 1915 
ausgeführt werden könnte; doch ist es vor- 
läufig noch nicht abzusehen, ob dieser Termin 
innegehalten werden kann, weil nämlich bisher 
noch keine Bewilligungen von seiten des Land- 
tages für diese Umwandlungen vorliegen, und 
in der Industrie eine Strömung sich bemerkbar 
gemacht hat, die die Selbständigkeit der Berg- 
akademie in Berlin gewahrt wissen will, so daß 
sich erst Bestimmtes über die ganze Angelegen- 
heit sagen läßt, sobald der Landtag in dieser 
Beziehung entschieden und die entsprechenden 
Mittel bewilligt haben wird. 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Berlin. 

Versuche mit Schmierringen bei 
höheren Tourenzahlen, von Dipl.-Ing. 
Hermann Cranz aus Stuttgart. 

Ueber den Einfluß des Arsens auf 
die Eigenschaften des Flußeisens, von 
Dipl.-Ing. Josef Liedgens aus Thale a. Harz. Verlag 
Stahleisen m. b. H., Düsseldorf 1912. 


4) Die Rückseite von Forın. III ist zweckmäßig dazu zu be- 
nutzen, um aus Betriebs-Statistiken die Benutzungszeit und 
die Instandhaltungskosten pro Jahr festzustellen ; ergibt sich 
eine die normale Benutzungszeit (300 Arbeitstage à 10 Stunden) 
übersteigende Indienststellung,” dann sind stärkere Ab- 
schreibungssätze als in normalen Betriebsjahren vorzusehen; für 
die Unkostenermittlung jeder einzelnen Arbeitsstelle — die sog. 
Platzkosten — ist eine solche Statistik von großem Wert. 
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Zur Kenntnis der Farblacke, welche 
die Hydroxylfarbstoffe mit oxydischen 
Beizen, speziell mit solchen von 
selteneren Metallen, bilden, von Bipl.- 
Sng. Pedro Bruno Guggiari aus Asunción (Paraguay). 
Emil Eberling, Berlin 1912. 

Ueber Ultraphosphate, von ®Pipl..ng. 
Adolphe Victor Kroll aus Luxemburg. Leop. Voss, 
Leipzig und Hamburg 1912. 


Technische Hochschule Darmstadt. 

Ausbildung der Straßenbahnanlagen 
mit Rücksicht auf die Bodenbewegungen 
im Senkungsgebiete des rheinisch- 
westfälischen Kohlenbergbaues, von 
Dipl.-Ing. Franz Goetz. Fredebeul & Koenen, Essen- 
Ruhr 1911. 

Beitrag zur Ableitung von Einfluß- 
linien für durchlaufende Träger auf 
n-Stützen unter Zugrundelegung des 
Trägers auf (n-l)-Stützen als statisch 
bekanntes Hauptsystem, von Dipl.-Ing. 
Georg Geyer aus Nürnberg. Karl Theyer, Mainz 1912. 

Untersuchungen über die Knick- 
sicherheit von Kolbenstangen, von 
Dipl.-Jng. Otto Mies aus Köln a. Rh. Dinglers Poly- 
technisches Journal 1912. 

Ueber die Einwirkung von Wasser 
und Natronlauge auf Baumwoll- 
cellulose, von ®Dipf.-Qng. Michael Robinoff aus 
Stolpzi (Rußland). 


Technische Hochschule Dresden. 

Ueber den physik-chem. Zustand 
photographischer organischer Ent- 
wicklungslösungen, insbesondere die 
Dissoziationskonstanten des Brenz- 
katechins, der Kohlensäure und des 
Phenolphtaleins, von Dipl.-Ing. Paul Grauer, 
Csäktornya (Ungarn). 

Technische Hochschule München. 

Ueber Elektrolysen von Estersalzen 
der Camphersäure, sowie von Kalium- 
salzen der campholytischen Säuren 
mit Kaliumazetat, von Dipl.-Ing. Ernst Laub- 
mann aus Hof i. S. 


Aus der Rechtsprechung. 


Wann fallen Bauzeichnungen und Kostenan- 
schläge unter die Vorschrift des § 632 BGB.? 


Von einem praktischen Juristen. 


In § 632 BGB. wird bestimmt: l 

„Eine Vergütung gilt als stillschweigend 
vereinbart, wenn die Herstellung des Wer- 
kes den Umständen nach nur gegen eine 
Vergütung zu erwarten ist. 


Aus der Rechtsprechung 


Ist die Höhe der Vergütung nicht bestimmt, 
so ist bei dem Bestehen einer Taxe die 
taxmäßige Vergütung, in Ermangelung einer 
Taxe die übliche Vergütung als vereinbart 
anzusehen.“ | 


Das Gesetz billigt also dem Unternehmer 
eines Werkes auch dann eine Vergütung zu, 
wenn sie nicht ausdrücklich, sondern bloß still- 
schweigend vereinbart ist, und stellt im Absatz 1 
insoweit eine den Verhältnissen des Lebens ent- 
sprechende Vermutung auf, als eine stillschwei- 
gende Vereinbarung dann vorliegen soll, 


1. wenn es sich um die Herstellung eines 
Werkes handelt, 


2. wenn den Umständen nach eine Ver- 
gütung zu erwarten ist. 


1. Daß Bauzeichnungen und Kostenanschläge 
unter den Begriff „Werk“ fallen, bedarf keiner 
weiteren Erörterung. Werk bedeutet das Er- 
gebnis einer Arbeitstätigkeit. Nicht die Arbeit, 
nicht die Dienstleistungen als solche, sondern 
ihr Erfolg bilden den Gegenstand der Ver- 
pflichtung des Unternehmers. Dadurch unter- 
scheidet sich gerade der Werkvertrag vom 
Dienstvertrag, der die Arbeit, die Dienste zum 
Gegenstand hat. Bauzeichnungen und Kosten- 
anschläge sind deshalb auch regelmäßig nur dann 
zu bezahlen, wenn sie fertig vorliegen. 


2. Nicht so leicht läßt sich die Frage be- 
antworten, in welchen Fällen den Umständen 
nach eine Vergütung zu erwarten ist. Diese 
Frage läßt sich überhaupt grundsätzlich nicht 
entscheiden. Es ist vielmehr. in jedem ein- 
zelnen Falle zu prüfen, was von den Parteien 
als gewollt anzusehen ist. 


Wird z. B. ein Unternehmer beauftragt, einen 
Kostenanschlag für ein beabsichtigtes Bauwerk 
einzureichen, so kann das die Bedeutung haben, 
daß der Unternehmer lediglich aufgefordert 
werden soll, eine spezialisierte Offerte einzu- 
reichen. In diesem Falle kann der Unternehmer, 
falls ihm die Ausführung des Bauwerks dem- 
nächst nicht übertragen wird, keine Vergütung 
für den eingereichten Kostenanschlag verlangen. 


Die Absicht der Parteien kann aber auch 
dahin gehen, daß ein selbständiger Werkvertrag 
über die Herstellung des Kostenanschlags selbst 
abgeschlossen werden soll. Dann steht dem 
Unternehmer eine Vergütung selbstredend zu. 
Endlich kann auch vereinbart werden, daß der 
Unternehmer, wenn der in Aussicht genommene 
Vertrag über die Herstellung des Bauwerkes 
zustande kommt, für den Kostenanschlag keine 
besondere Vergütung bekommen soll, daß er 
aber, falls der Vertrag nicht zustande kommt, 
die vorbereitende Arbeit bezahlt erhalten soll!). 


1) Planck, BGB. Bd. II, § 632, Anm. 2a, Abs. 2. 


Aus der Rechtsprechung 


Diese Grundsätze werden auch in der Recht- 
sprechung vertreten, wie an einigen Beispielen 
gezeigt werden soll. 

a) Der Beklagte beabsichtigte den Bau von 
zwei Glashäusern. Er ersuchte den Kläger um 
Rücksprache. Dieser schickte dem Beklagten 
seinen Ingenieur, dem der Beklagte eine Zeich- 
nung seiner Parkanlagen sowie einen Grundriß 
für die Glashäuser vorlegte und dabei seine 
Wünsche bezüglich des Baues der Glashäuser 
auseinandersetzte. Der darauf von dem Ingenieur 
des Klägers angefertigte detaillierte Kosten- 
anschlag nebst Zeichnung gefiel dem Beklagten 
nicht. Der Kläger ließ deshalb einen neuen 
Kostenanschlag mit Zeichnung anfertigen und 
schickte beides dem Beklagten, der jedoch den 
Bau der Glashäuser nicht dem Kläger, sondern 
einem anderen übertrug. Der Kläger verlangte 
Bezahlung der zweiten Zeichnung. Er wurde 
mit seiner Klage abgewiesen. 

Das Gericht führt aus: 

Ein Grundsatz, der dahin geht, „daß der 
Gewerbetreibende, der innerhalb seiner Ge- 
werbstätigkeit auf Grund eines Vertrages Vor- 
arbeiten behufs Erlangung der Hauptarbeit an- 
fertigt,” hierfür Vergütung verlangen könne, 
wenn ihm die Hauptarbeit nicht übertragen wird, 
sofern nicht ganz besondere Umstände den 
Ausschluß der Vergütung rechtfertigten‘, be- 
stehe nicht. Es komme vielmehr lediglich auf 
den Einzelfall an. Handele es sich um eine bloße 
Offerte, dann stehe dem Unternehmer eine Ver- 
gütung nicht zu. Eine Offerte liege aber ins- 
besondere bei Bestehen einer Konkurrenz vor. 
Es sei deshalb im gegebenen Falle zu prüfen, ob 
nach der Absicht der Parteien der Kostenanschlag 
des Klägers ein selbständiges Werk darstellen 
solle, aus dem der Beklagte — ganz abgesehen 
von der Vergebung der Arbeit — sich ein 
Bild über die Ausführung und die Kosten der 
Arbeit machen könne, oder ob der Kosten- 
anschlag dem Beklagten für seine Entscheidung, 
ob er die Arbeit dem Kläger oder einem anderen 
übertragen solle, nur als Unterlage dienen solle. 
Da dem Kläger vor der Anfertigung der zweiten 
Zeichnung von dem Beklagten ausdrücklich ge- 
sagt worden sei, daß er noch mit zwei an- 
deren Firmen konkurrieren müsse, so habe er 
schon hieraus erkennen müssen, daß der Be- 
klagte von ihm nicht einen Uebersichtsplan ge- 
wünscht habe, der einen selbständigen Wert 
habe, sondern daß es ihm nur darum zutun ge- 
wesen sei, festzustellen, wer am billigsten ar- 
beite. Wenn also der Kläger gleichwohl einen 
zweiten Kostenanschlag geliefert habe, so habe 
er dies lediglich in seinem Interesse getan 
und habe die Gefahr der Konkurrenz tragen 
müssen ?). 


© 3) Urteil des Oberlandesgerichts Breslau 26. 3. 09 (Recht- 
sprechung des OLO., XX, S. 206 fg.). 
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b) Der Beklagte hatte dem Kläger einen 
Bebauungsplan — eine Darstellung, wie er 
seinen Baugrund am vorteilhaftesten ausnutzen 
könne — in Auftrag gegeben. Hierzu genügte 
eine allgemeine, übersichtliche Darstellung des 
zu errichtenden Gebäudes mit allgemeiner Be- 
rechnung der Baukosten. Darüber war der 
Kläger auch nicht im Zweifel. Er fertigte des- 
halb den bestellten Plan auch nicht in einer 
Weise an, daß er zur baupolizeilichen Genehmi- 
gung vorgelegt werden konnte. Anderseits 
näherte sich der gelieferte Plan so sehr einem 
einreichungsfähigen Bauplane, daß es nur ge- 
ringer Ergänzungen, wie Herstellung der 
Fassadenzeichnung, Einschreibung der Maße 
usw. bedurfte, um einen förmlichen Bauplan 
zu haben. Eine Vergütung war nicht ausdrück- 
lich vereinbart. Der Kläger verlangte die üb- 
liche Vergütung nach $ 632 BGB., deren Zahlung 
der Beklagte mit der Begründung ablehnte, daß 
Kläger den ihm erteilten Auftrag überschritten 
habe. Der Kläger machte demgegenüber gel- 
tend, daß der Beklagte wiederholt sein Bureau 
besucht, gegen die ihm vorgezeigten Pläne 
nichts eingewendet, sich also damit einverstan- 
den erklärt habe. Er wies auch seine Behaup- 
tung nach und drang mit seiner Klage darauf 
durch. 

Das Gericht führt aus: 

Für die Bemessung der üblichen Vergütung 
könne nicht von vornherein der Umfang der 
gelieferten Arbeit allein maßgebend sein. 
Gerade bei einem Auftrage, wie hier, werde 
ein Laie selten in der Lage sein, im einzelnen 
genau die Leistung festzustellen, sondern in der 
Regel sich damit begnügen müssen, den Zweck 
des Auftrags zu bezeichnen, während es dem 
billigen und nach den Grundsätzen von Treu 
und Glauben zu regelnden Ermessen des Beauf- 
tragten überlassen bleiben müsse, die Ausfüh- 
rung im einzelnen zu bestimmen. Jedenfalls 
habe der Beklagte an und für sich nicht mehr 
zu vergüten, als das bestellte oder vom Kläger 
nach seinen Kenntnissen und Erfahrungen als 
bestellt anerkannte Werk. Habe aber der Be- 
klagte das Bureau des Klägers wiederholt be- 
sucht und sich mit den vorgezeigten Plänen 
in der vom Kläger angegebenen Weise einver- 
standen erklärt, so habe er den Kläger in die 
Meinung versetzt, daß er mit der Art der Aus- 
führung einverstanden sei, und könne sich des- 
halb, wenn er nicht gegen Treu und Glauben 
handeln wolle, nicht nachträglich darauf be- 
rufen, daß er den Plan nicht gewollt habe?). 

c) Der Beklagte hatte Geschäftshäuser ge- 
baut. Der Kläger hatte sich vorher um die 
Uebertragung der Bauten unter Einreichung von 
zwei Bauzeichnungen beworben. Die Bauten 


8) Urteil des Oberlandesgerichts München 12. 6. 09 (a. a. O. 
XX, S. 203 fg.). 
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sind nicht ihm, sondern einem andern über- 
tragen worden. Er verlangte gleichwohl die 
übliche Vergütung für die Zeichnungen nach 
§ 632 BGB. Der Beklagte wandte ein, daß er 
die Zeichnungen nicht bestellt habe, daß die 
Zeichnungen vielmehr dem Kläger nur als Mittel 
zur Bewerbung um die Uebertragung der Bauten 
gedient hätten. Der Kläger machte demgegen- 
über geltend, daß der Beklagte die Zeichnun- 
gen bei Ausführung der Bauten verwertet habe. 
Er wies dies nach und erstritt ein obsiegliches 
Urteil. 

Das Gericht führt aus: 

Wären die Zeichnungen nicht bestellt ge- 
wesen, sondern hätte sich ihrer der Kläger 
nur zu dem Zwecke bedient, um die Ausführung 
der beabsichtigten Bauten übertragen zu er- 
halten, so seien sie allerdings nur als ein ins 
einzelne gehende Angebot anzusehen, das den 
Beklagten veranlassen sollte, die Bauten an den 
Kläger zu vergeben. Da ein Werkvertrag über 
die Bauausführung zwischen den Parteien nicht 
zustande gekommen sei, so wäre auch an und 
für sich eine Vergütung für die Zeichnungen 
nicht zu zahlen. In diesem Falle habe der Be- 
klagte aber auch keinerlei Rechte an den Zeich- 
nungen gehabt und habe sie deshalb auch nicht 
verwerten dürfen. Wenn dies letztere dennoch 
geschehen sei, um sich über Art und Kosten 
der Bauausführung auch nur im allgemeinen zu 
unterrichten, dann hätten die Zeichnungen eine 
selbständige Bedeutung für sich gehabt. Dies 
wäre aber ein Anhaltspunkt dafür, daß die Ab- 
sicht der Parteien dahin gegangen sei, einen 
besonderen Werkvertrag auf Lieferung der 
Zeichnungen abzuschließen, und stehe in diesem 
Falle dem Kläger die Vergütung als stillschwei- 
gend vereinbart zu). 

d) Der Beklagte hatte dem Kläger, der als 
tüchtiger Bildhauer bekannt ist, den Entwurf 
eines monumentalen künstlerischen Grabdenk- 
mals in Auftrag gegeben. Eine Preisabrede war 
nicht getroffen. Der Kläger, der diesen Entwurf 
anfertigte, verlangte die übliche Vergütung 
nach $ 632 BGB., deren Bezahlung der Be- 
klagte mit der Begründung verweigerte, daß 
eine solche nach den Umständen des Falles 
nicht zu erwarten gewesen sei. Der Beklagte 
wurde verurteilt. 

Das Gericht führt aus: 

Das Berufungsgericht habe mit Recht bei 
der Frage, ob die Leistung des Klägers nur 
gegen eine Vergütung zu erwarten gewesen 
wäre, unter anderem auch dem Umstande Rech- 
nung getragen, daß es sich bei dem Kläger 
um einen Künstler von Ruf handele. Es habe 
ferner richtig in Erwägung gezogen, daß der 
Entwurf zu einem monumentalen künstlerischen 


4) Urteil des Oberlandesgerichts Celle 26. 6. 09 (a. a. O. XX, 
S. 205 fg.). 


Grabdenkmale einen überaus wesentlichen Teil 
des zu schaffenden Werkes darstelle und des- 
halb aus zutreffenden Gründen den $ 632 BGB. 
zur Anwendung gebracht’). 


e) Die beklagte Stadtgemeinde plante die 
Anlage einer Kanalisation. Kläger, der ge- 
werbsmäßig solche Anlagen herstellt und be- 
strebt war, den Auftrag zur Herstellung der 
Anlage zu erhalten, erbot sich, ein generelles 
Projekt mit Kostenanschlag „kostenlos“ zur 
Verfügung zu stellen. Die Beklagte wünschte 
noch einige Aenderungen und Ergänzungen des 
vom Kläger darauf gelieferten Projekts, und er- 
klärte sich Kläger bereit, diese „vorläufig wieder 
kostenlos“ vorzunehmen. Er hat dann noch 
wiederholt weitere Aenderungen und Ergänzun- 
gen vorgenommen, zunächst nachdem die Stadt- 
verordneten Beschränkung auf Innenkanalisation 
beschlossen hatten, sodann, nachdem seitens der 
Regierung Beanstandungen erfolgt und eine 
biologische Kläranlage verlangt worden war. 
Als endlich das Ministerium eine einheitliche 
Kläranlage verlangte, hat Kläger ein ‚„defini- 
tives Projekt“ ausgearbeitet. Alle diese Ar- 
beiten hat er wie früher „vorläufig kosten- 
los‘‘ vorgenommen. Er fordert jetzt für alle 
diese späteren Arbeiten eine nach der Gebühren- 
ordnung für deutsche Architekten berechnete 
Vergütung. Er ist in den beiden Vorinstanzen 
mit seiner Klage abgewiesen worden. Das 
Reichsgericht hebt auf mit folgender Begrün- 
dung: 

Die Herstellung der Vorarbeiten sei die Her- 
stellung eines Werkes im Sinne des § 632 BGB. 
Es gelte also eine Vergütung als stillschweigend 
vereinbart, wenn die Herstellung des Werkes 
nach den Umständen nur gegen eine Vergütung 
zu erwarten sei. Daß dies hier nicht zutreffe, 
bedürfe einer näheren Begründung, als sie das 
angefochtene Urteil gebe. Es sei festzustellen, 
in welchem Sinne es gemeint war, daß Kläger 
sich nur zu „vorläufig kostenloser‘ Ausführung 
der Aenderungen und Ergänzungen erboten habe. 
An sich liege die Auffassung nahe, daß er bei 
der Anfertigung dieser späteren Arbeiten von 
der Erwartung ausgegangen sei, wenn auch nicht 
gleich, so doch schließlich einmal dafür eine 
Entlohnung zu erhalten, sei es durch Bezahlung, 
sei es durch Uebertragung des Auftrags zur 
Herstellung der projektierten Anlage. Auch sei 
nicht berücksichtigt worden, daß der Bürger- 
meister der beklagten Stadtgemeinde sich nach 
Beendigung der Vorarbeiten mehrfach dahin aus- 
gesprochen habe, daß der Anspruch des Klägers 
begründet sei, selbst wenn darin ein bindendes 
Anerkenntnis nicht gefunden werden könnte 6). 


8) Reichsgerichts- Entscheidung 23. 12. 10 (Recht, Jahrg. 15, 
Nr. 988). 

8) Reichsgerichts-Ent:cheidung 23. 6. 11 (mitgeteilt in Deutsch. 
Jur.-Ztg., Jahrg. 1911, S. 150i). 
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Verschiedenes — Verbandsnachrichten 


| Verschiedenes. j 


Technische Hilfsarbeiter beim Reichsmarine- 
amt. Aus den Kreisen der Verbandsmitglieder 
sind verschiedentlich Anfragen betr. Annahme 
einer Stellung bei der Marineverwaltung laut 
geworden. Vcn sachkundiger Seite wird darauf 
hingewiesen, daß die Anstellung von Diplom- 
Ingenieuren, als technische Hilfsarbeiter bei der 
Marine, nach den Bestimmungen des Reichs- 
schatzamtes jetzt nur noch auf Privatdienst- 
vertrag erfolgen darf, auch wenn in den An- 
kündigungen oder den Verhandlungen bei Ueber- 
nahme einer Stelle dies nicht besonders zum 
Ausdruck kommt. Diese angestellten Diplom- 
Ingenieure besitzen keine Beamteneigenschaft 
und sind ebenso nach dem Versicherungsgesetz 
für Angestellte versicherungspflichtig, wie die 
Kollegen in der Privatpraxis mit weniger als 
5000 Mark Jahreseinkommen. Es sei noch be- 
merkt, daß technische Hilfsarbeiter unter den 
derzeitigen Verhältnissen keine Aussicht auf 
Vorwärtskommen bei der Marine haben und daß 
ihre dienstliche und gesellschaftliche Stellung, 
trotz der Bemühungen des Verbandes, nicht der 
sozialen Stellung der Diplom-Ingenieure ent- 
spricht, die sie verlangen müssen und wie sie 
ihnen seit 1908 auch bei den anderen Reichs- 
ämtern zugestanden ist. 


Deutsche Hochschulen im Auslande. 


Eine überaus beherzigenswerte Befürwortung 
deutscher technischer Hochschulen im Auslande 
macht Herr Dr. Freiherr von Mackey-München 
in der „Vossischen Zeitung‘, indem er u. a. 
ausführt: „Mögen andere Kulturstaaten auf 
einzelnen Gebieten technischen und industriellen 
Könnens genau so viel und selbst mehr leisten 
als wir, in der Gesamtorganisation, in der 
engen und harmonischen Verbindung von theo- 
retischer und angewandter Wissenschaft, von 
Hochschule, Laboratorium und Fabrik, Werk- 
stätte, Ausführungsbureau stehen wir an- 
erkannterweise unerreicht da. Würden wir also 
das gleiche System auch im Ausland entwickeln, 
so hätten wir offenbar beste Aussichten, jenem 
Ziel uns zu nähern, das dem Verein britischer 
Ingenieure zugunsten Englands vorschwebt: 
uns eine Vorzugsstellung im Wettbewerb der 
Nationen um die Preise der gewaltigen Auf- 
gaben zu sichern, welche die technische, in- 
dustrielle und verkehrspolitische Durchdringung 
und Entwicklung, namentlich der asiatischen 
Welt, heute an Europa stellt. So mag es als 
ein gewichtiger, glückverheißender Markstein 
im Werdegang der deutschen Auslandsschule 
bezeichnet werden, daß in Japan, dank den 
Bemühungen des neuen Botschafters, des Grafen 
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Rex, der schon während seiner Teheraner und 
Pekinger Amtszeit so großes Interesse und 
scharfen Blick für Bedeutung und Bedürfnisse 
deutschen Schulwesens bewiesen hat, die Ver- 


. wirklichung des Planes des Vereins für deutsche 


Wissenschaft, die Errichtung einer ersten aus- 
ländischen, privaten und selbständigen techni- 
nischen Hochschule deutscher Leitung und deut- 
schen Patronats, für nächste Zeit bevorsteht. 


Vor allem aber sollten unsere groß- 
kapitalistischen und großindustriellen Kreise 
Hand in Hand mit unseren Technikern und 


Ingenieurer selbständig, aus eigener Initiative, 
energischer und opferfreudiger als bisher für 
die Schaffung von Sammelpunkten, Lichtquellen, 
Bildungsstätten deutscher technischer Wissen- 
schaft sich einsetzen. Was die Briten in dieser 
Richtung tun und planen, geschieht ja gewiß 
nicht nur aus sentimentalem vaterländischen 
Pflichtbewußtsein heraus, sondern in der Er- 
kenntnis, daß gerade solche Arbeit sich mit 
hohem Zins und Zinseszins bezahlen wird. 
Würde auch in Deutschland eine ähnliche Or- 
ganisation aller berufenen Stände mit gleichem 
Ziel, gestützt auf die überaus reichen Mittel, 
die diesen zur Verfügung stehen, begründet, 
so wäre damit nicht nur dem deutschen Aus- 
landsschulwesen eine überaus kräftige und heute 
unentbehrliche Stütze und Ausweitung gesichert, 
sondern auch Deutschlands Kultur- und Wirt- 
schaftsmacht in der weiten überseeischen Welt 
ein Feld von heute noch unabmeßbaren Ernte- 
und Erfolgesmöglichkeiten gewonnen.“ 


Verbandsnachrichten. 


Vom Vorstande. 


Wir machen die Verbandsmitglieder auf den 
seit drei Jahren bestehenden Stellennachweis auf- 
merksam, dessen Abonnement auf das drin- 
gendste empfohlen werden kann. u 

Der Abonnementspreis beträgt 1,30 M. pro 
Quartal, wofür die Vakanzenpost mit durch- 
schnittlich 20—40 Stellennachweisen wöchentlich 
franko zugestellt wird. 


Das praktische Jahr. 


Bereits in Nr. 6 vom 15. März cr. hatten 
wir eine allgemeine Erhebung unter den Ver- 
bandsmitgliedern über die Frage des praktischen 
Jahres angekündigt. Inzwischen ist der Frage- 
bogen zur Versendung gelangt und mit der 
Bearbeitung des Materials soll demnächst be- 
gonnen werden. Hierbei ist beabsichtigt, die. 
nach derselben Richtung zielenden Arbeiten des 
Deutschen Ausschusses für technische Schul- 
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wesen wirksam zu unterstützen, und zwar durch 
Verschaffung von Unterlagen gerade aus den 
Kreisen, welche eine praktische Lehrzeit selbst 
durchgemacht und die zur Zeit vorhandenen 
Schäden am eigenen Leibe gespürt haben. 


Pflicht eines jeden Bezirksvereins-Kollegen ist 
es, den inzwischen erhaltenen Fragebogen um- 
gehend und möglichst gewissenhaft auszufüllen. 
Für den Fall, daß jemand den Fragebogen nicht 
erhalten haben sollte, sei er nachstehend noch 
einmal zum Abdruck gebracht: 


Fragebogen. 


I. Im allgemeinen ist eine praktische Aus- 
bildung durchgeführt für die folgenden Abtei- 
lungen der mechanischen Industrie: 

a) Maschinenbau, 

b) Schiff- und Schiffsmaschinenbau, 

c) Elektrotechnik, 

d) Berg- und Hüttenwesen. 


Halten Sie es auch für eine der anderen 
Fachrichtungen wünschenswert und welche 
Wünsche würden Sie haben für 

a) Architekten, 

b) Bauingenieure, 

c) Chemiker. 


ll. Es ist allgemein anerkannt, daß zum er- 
folgreichen Studium an einer Technischen Hoch- 
schule und zur vollen Ausfüllung des techni- 
schen Berufes es notwendig ist, eine praktische 
Tätigkeit auszuüben. 

Ist diese Zeit — 1 Jahr — ausreichend? 


Ill. Von der praktischen Tätigkeit wird ver- 
langt, das Wesen des Fabrikbetriebes kennen 
zu lernen, also der Arbeitsvorgänge und der 
dieselben ausübenden Beamten und Arbeiter. 


a) Wie soll dieses Jahr verteilt sein? 
b) Wie soll während dieses Jahres die 
Ausbildung vor sich gehen? 


IV. Wenn die praktische Arbeitszeit voran- 
geht, so wird das Verständnis für den Hoch- 
schulunterricht erleichtert. 

Geht das Studium der praktischen Arbeits- 
zeit voran, so erleichtert dieses die kritische 
Beurteilung der Arbeitsvorgänge. Eine Ver- 
teilung der praktischen Tätigkeit in die Zeit 
vor dem Studium oder während des Studiums 


ist von verschiedenen Seiten befürwortet 
worden. 

Wann soll die praktische Tätigkeit er- 
folgen ? 


a) vor dem Studium ? 

b) während des Studiums? 

c) geteilt? 

V. Zur Ausbildung im technischen Zeichnen 
und in technischen Fächern wird vielfach von 
Praktikanten während ihrer praktischen Aus- 
bildung eine Fortbildungsschule oder Werk- 


Aus den Bezirksvereinen 


schule (zur Ausbildung von Lehrlingen) be- 
sucht. 
Was halten Sie hiervon? 


VI. Eine Zahlung an die Firma schließt 
auch einen Anspruch an sie ein. Eine Bezahlung 
durch die Firma gibt letzterer die Möglichkeit, 
den Praktikanten zu entfernen. 

Was ist wünschenswert? 


VII. Bei gleichem Zeitaufwand lernt man in 
kleineren Betrieben weniger Abteilungen, aber 
diese intensiver, in Großbetrieben aber mehr Ab- 
teilungen, aber diese nicht so intensiv kennen. 

Welche Ausbildung halten Sie für wünschens- 
wert? 


VI. Welche Erfahrungen haben Sie, mit 
Ihrer eigenen Tätigkeit gemacht, wo und in 
welchem Jahre? 

(Es wird gebeten, diese Frage bezüglich der 
Dauer, Zeiteinteilung, Ausbildungsort, technische 
Vorkenntnisse, Großbetrieb oder Kleinbetrieb 
usw. recht ausführlich zu beantworten.) 


Bei den Fragen 1—8 kommt es darauf an, 
klare und sachgemäße Angaben darüber zu er- 
halten, wie sich die im praktischen Leben 
stehenden Diplom-Ingenieure auf Grund ihrer 
inzwischen gesammelten Erfahrungen eine er- 
folgreiche, das Technische Hochschulstudium und 
den akademisch-technischen Beruf fördernde 
praktische Ausbildung denken. 


Frage 9 soll eine möglichst erschöpfende 
Auskunft darüber geben, wie jeder Kollege seine 
eigene praktische Ausbildung hinsichtlich ihres 
Erfolges jetzt beurteilt, nachdem er bereits be- 
ruflich tätig war, und somit Vorteile oder 
Mängel des seinerzeit eingeschlagenen Weges 
erkannt hat. Hierbei sind mit möglichster Aus- 
führlichkeit und Gewissenhaftigkeit alle die- 
jenigen Angaben zu machen und Umstände zu 
verzeichnen, welche die Tragweite eines jeden 
Urteils richtig erkennen lassen. 

Die Fragebogen sind bald möglichst, spä- 
testens jedoch bis zum 1. November d. J. aus- 
gefüllt zurückzureichen. 


: Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Berlin. Die erste Mitgliederversamm- 
lung nach den Ferien findet Dienstag, den 8. Ok- 
tober, im Motivhaus, Hardenbergstraße, statt. 
Rechtsanwalt Dr. Martin Manasse spricht über 
das Thema: Einiges über Grundstückserwerb, 
Hausbau und Bauleitung. Als Gäste eingeführte 
Diplom-Ingenieure sind willkommen. 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis 


B.-V. Danzig. Das Amt des Schriftführers 
ist auf Tr.-\ng. Ernst Waldmann, Danzig- 
Langfuhr, Hermannshöferweg 2, übergegangen. 


B.-V. Düsseldorf. Mitgliederversammlung, 
Vorstandssitzung und gesellige Zusammenkünfte 
werden nicht mehr im Zweibrücker Hot, sondern 
in Zukunft im Restaurant Cornelius, Schadow- 
straße, abgehalten. 


B.-V. Karlsruhe (Baden). In Ergänzung der 
in voriger Nummer dieser Zeitschrift enthaltenen 
Mitteilung sei nachstehend das vollständige Er- 
gebnis der aus Anlaß des Wegzuges des seit- 
herigen Vorsitzenden vorgenommen Vorstands- 
wahlen veröffentlicht: 

Tipt.-\ng. E. Schilling, Karlsruhe, Dur- 
lacher Allee 69, Vorsitzender und Ausschuß- 
vertreter; Tipl-‘ng. R. Wörnle, Karlsruhe, 
Schloßpl. 8, Schriftführer; Tipl.-\ng.H. Stiller, 
Durlach, Turmberg 10, Kassenwart; Tipl.- ‘ng. 
K. Flügel, Karlsruhe, Kaiserstraße 104, Bei- 
sitzer. 

Adresse des Bezirksvereins: Tipl. 
Sng. E. Schilling, Karlsruhe, Durlacher 
Allce 09. Zur ersten Sitzung im Oktober ergeht 
besondere Einladung. 


: Adrassen-Aenderungen Im Mitglieder-Verzeichnis. : 


Zur gefi. Beachtung! 


Die Zustellung des den Verbandsmitgliedern zu- 
stehenden Exemplars der Verbandszeitschrift erfolgt 
regelmäßig vor Beginn des neuen Quartals durch 
Post-Ueberwelsung, und zwar sollen die Ueber- 
weisungslisten dem Postzeitungsamt 14 Tage vor Be- 
ginn des neuen Quartais eingereicht sein. Wohnungs- 
veränderungen sind daher jedesmal so zeitig der 
Expedition der Verbandszeitschrift, Berlin W. 57, 


Kurfürstenstr. 11, mitzuteilen, daß die Berichtigung 
der Ueberweisungslisten noch rechtzeitig erfolgen 
kann. Spätere Meidungen von Adressenänderungen 
haben häufig zur Folge, daß die inzwischen er- 
schienenen Nummern unpünktlich oder garnicht von 
der Post ausgeliefert werden, da Nachlieferungen 
nur auf besonderen Antrag bei dem Postamt des 
Bestellbezirks und gegen eine Postgebühr von 10 Pf. 
erfolgen. 


Bei Wohnungsveränderungen innerhalb eines 


Quartals oder nach erfolgter Ueberweisung der Zeit- 
schrift ist seitens des betr. Mitgliedes die Ueber- 
weisung nach dem neuen Wohnsitz bei dem zuletzt 
zuständigen Postamt unter Zahlung einer Ueber- 
weisungsgebühr von 50 Pf. zu beantragen, da 
andernfalls 


die Post die Zustellung unterbricht. Gleichzeitig 
ist der Expedition der Zeitschrift die Wohnungs- 


änderung direkt bekannt zu geben, damit diese 
für die künftigen Ueberweisungen der Zeitschrift 
rechtzeitig vorgemerkt werden kann. 
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Reklamationen wegen unpünktlicher oder unter- 
bliebener Lieferung der Zeitschrift sind stets nur bei 
dem Postamt des Bestellbezirks, in welchem das 
Mitglied seinen Wohnsitz hat, anzubringen, da die 
Post für pünktliche Zustellung zu sorgen hat und. 
Reklamationen so am schnelisten Erledigung finden. 

Die Geschäftsstelle 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure. 


Dipl.»Yng. Beck, Charlottenburg, Bleibtreustr. 6 I. 
Hugo Berkes, Ingenieur der Hüstener Geweıkschaft, 


» 
i Hüsten i. W., Bahnhofstr. (Hamborn-Bruckhausen). 
» » Ernst Bretschneider, Kgl. Regierungsbaumeister, 
Friedenau, Blankenbergstr. 3 (Austritt). 
” „ C. Dressel, Techn. Hilfsarbeiter, Berlin W. 50, Ranke- 
straße 28, Gths. II 1. (Geestemünde). 
" » Kurt Fischer, Hamburg 24, Schröderstr. 5 Il r. 
" » Gustav Gebken, Betriebsassistent des Martin- und 
Elektio-Stahlwerks der Gewerkschaft „ Deutscher Kaiser“, 
Hambo:rn, Casino. 
» » Carl Heinlein, Charlottenburg, Bleibtreustr. 10/11. 
" „ Max Heydenhauss, Friedenau, Taunusstraße 20 II 
(Steglitz). 
Dr.s Jng. Moldenhauer, Düsseldorf, Heinrichstr. 155 II, 
„ » Willy Müller, Berlin- Karlshorst, Stolzenfulsstr. 5 


(ab 1. Oktober) (Breslau). 
Dipl.Ing. H. Nauke, Schweidnitz, Ziegelstr. 19 IT (ab 1. Okt.) 
(Breslau). 


Ed. Neuscheffer, Karlsruhe i. B., Kaiserstr. 38 IlI 


(Bad Sulza). 

» » Pohlmann, Berlin W. 30, Heilbronner Str. 10 (nicht 
W. 57, Frobenstr. 3). 

n „ F. Preller, Regierungsbaumeister, Berlin SW., Warten- 
burgstr. 19 IF 1. (Dresden). 

" » Pundt, Hamburg, Weidenallee 22a (Vegesack). 

P » Erich Schinke, Gotha, Steinmühlenallee 8 (Witten- 
berg, Bez. Halle) (Austritt). 

” » Hans Schubert, Architekt, Stuttgart, Hohenheimer 
Str. 101 I (ab 1. Oktober) (Bielefeld). 

n » Schützmannsky, Regierungsbaumeister, Kötzschen- 
broda bei Dresden, Meißnerstr. 18b (Dresden-N.) 

„ ~ Alfred Schwarzer, Hamburg, Besenbinderhof 25. 

0) „ H. Strobel, Leipzig, Dorotlicenplatz 3b IE (Austritt). 

» » Rich. Thomas, Charlottenburg, Roscherstr. 17 (Nieder- 
schöneweide). 

n » August Voit, Regierungsbaumeister, Hamburg, 
Sonnenau 3 II. 

” » Willib. Volrath, Emden i. Ostfr., Am Delft 23 (ab 
1. Oktober) (Kiel). 

» ~ R. Wachler, Zwickau, Amalienstr. 3 I (ab 1. Okt.). 

” » Hch. Weber, Chemnitz i. S., Barbarossastr. 29 I 
(Halle a. S.). 

" » K. Weimann, Essen (Ruhr), Steinstr. 5 IT. 

Dr.-3ng. Walter Zahn, Friedenau, Odenwaldstr. 10 (Char- 
lottenburg‘. 
Tipl.s 3ng. Erich Böer, Duisburg-Meiderich, Auf d. Damm 112 


(Charlottenburg). 


Dr.s Jng. Joh. Carst:ns, Leverkusen b. Köln, \Weskottstr. (ab- 
20. September) (Mülheim a. Rh.). 


Tipl Jng Alfred Droth, Steglitz, Albrechtstr. 114 (ab 1. Okt.) 
(Berlin). 
" » Eugen Essich, Stuttgart, Hohenheimer Str. 41b pt. 
(Heilbronn). 
5 » Rud. Fichtner, Bremen, Waller Chaussee 48a 


(Danzig-Langfuhr). 
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Dipl.Ing. 


”„ 


Hilfskasse des Verbandes 


Alex. Former, Aucsburg, Stettenstr. 6 Gths. (Biaun- 
schweir). 

Ernst Th. Gedschold, 
Rospitzerstr. 5a (Kolberg). 
Hugo Gornick, ab I. Oktober Berlin, genaue Adresse 
gibt er erst noch an (Tschiaturi i. Kaukasus). 


Marienwerder i. Westpr., 


August Grzeschik, Halensce, Friedrichsruher Str.7 III 
(Neisse). 


Otto Gugenheim verzieht am 1. Okt. nach Berlin, 
kann aber seine Adresse dann erst angeben. 

Josef Hollenhorst, Gütersloh, Hohenzolicinstr, 38 
(Münster i. W.). 

Wilh. Helfferich, Hermannslifen b, Arnau (Böhmen) 
(Dresden-Plauen). 

Walter Holtschmidt, Hamburg 19, Bismarckstr. 31. 
Karl Huhn, königshütte (O.-Schles.), Parkstr. 9 pt. l. 
Herbert Kindenberg, München 2, Grimmstr. 3. 


Theo Klingelhöffer, Frankfurt a. M. 1, Beethoven- 
strabe 3b. 


Friedr. Krauss, Straßburg i. Els., Ruprechtsan. 
Th. van Kan, Aachen, Reiffmuseum (Düsseldorf). 


Dr. B. Alexander-Katz, Berlin SW. 48, Wilhelmstr. 139 II. 


Dipl 3ng. 


” 


Wilh. Knüfer, Kunzendorf b. Sorau (N.-L.), Ober- 
Ing. bei den Lohser Werken (Westeregeln). 


Georg Kleinmann, Hanau, Lamboystr. 23a (Darm- 
stadt). 


Adolf Künkler, Königshütte (O.-Schles.), 
straße 41 II (Eschweiler). 


Jul. Katzenstein, Düsseldorf, Bralımstr. 25 II (Essen). 
Ludw. Lenz, Aachen, Mariahılfstr. (Straßburg i. Els). 
Leo Mainzer, Frankfurt a. M. 4, Elbestr. 14. 


Karl A. Moll, 
(Friemersheim). 


Kaiser- 


Dillingen a. d. Saar, Saarstrabe 16 


` Wilh. Meyer, Papenburg (Ems), (Lingen). 


Gust. Maier, Kaiserslautern, hauptpostlagernd (ab 
1. Okt.) (Stuttgart). 


Rich. Mittelhäuser, Berlin SO. 36, Bouchestr. 15 1 
bei Venus (Charlottenburg). 

Kurt Neumann, Berlin SO. 36, l.ohmühlenstr. 36 II 
(Charlottenburg). 

H. Neinhardt, Siegen, Essertsufer 23 (Dortmund). 
C. F. Osten, Wiesbaden, Schwalbacher Str. 3 (Mann- 
heim). 

Kurt Pantell, Frankenthal i. d. Pfalz, postlagernd 
(Breslau). 

Karl Platt, Barmen, Prinzenstr. 7 I. 

Bruno Putziger, Berlin W. 50, Passauer Str. 37 II 
(Grünan). 

Willy Richter, Hamburg 23, Wandsbecker Chaussee 199 
(Ptiorzheim). 

Paul Ruhland, Straßburg i. Els., Oberlinstr. 11 II 
(Frankfurt a. M.). 

Wilh. Ramban, Hamburg 30, Falkenried 75 Il. 
W. Ruprecht, Mühlheim a. Rhein, 
(Hamburg). 

Fritz Schmidt, München-Gladbach, Franziskanerstr. 
(Wiesdort). 


Herm. Schmitt, Erfurt, Beaumeontstr. 6 II (Pader- 
born). 


Berliner Str. S 


Dipl» Ing. 


" 


” 


Statiker Arnold Vogel, 
Dipl s Jng. 


” 


Lid 


n 


Lad 


Carl Schmitz, Gichen, Ederstr. 2 L 

Heinr. Sintenis, Berlin N. 4, Kesselstr. 17 1. 
Franz Stachnik, Kattowitz (O.-Schles.), Qustav- 
Fırytag-Str. 5 I (Mülheim a. Rh.). 

Kurt Stein, Chemnitz, Stadt. Tiefbauamt, Schleusen- 
abteilung (Dahlem). 


Bernd Seyfferth, Volksdorf b. Hamburg, postlagernd 
(Hamburg). 


L. Schweinfurth, Frankfurt a. M.- Bockh., Moltke- 
allee 57 (Hagen). 

Hch. Trage, Charlottenburg 2, Schillerstr. 110 Il. 
Fritz Tannert, Kottbus, Dresdner Str. 147 II (Rheydt). 


Eugen Vandewart, Westend, Kırschenallee 5 (Char- 
lottenburg). 


Karl Wentzel, Frankfurt a. M. 1, Gutieutstr. 3 (nicht 

103). 

Alex. Winkhaus, München 2, Pestalozzistr. 46 I. 
(Rybnik). 

Karl Zeil, München 19, Johann-von-Werth-Str. 51H 

(Freiburg). 

Herm. Friese, Stuttgart, Hermannstr. 7 (Herrenberg). 


Wilh. Gütschow, iWestpr.), 
(Hamburg 24). 


Georg Jöhrens, Königsberg i.Pr., Tuchmacherstr. 3/4. 
Rich. Lechner, Essen (Ruhr), Göthestr. 30. 


Zoppot postla;sernd 


Beiträge: 


” 


” 


n 


" 


” 


n 


"n 


Hilfskasse des Verbandes. 


Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
Dipl.-Ing. M. Wagner, Essen (Ruhr) . . M. 5,— 
Fliedner, Frankfurt aM. . . » 5— 

M. Neufeld, Soden (Taunus) . » 5, - 

W. Seydel, Frankfurt a. M. . „ 5— 
Kern, Chemnitz. . . . . . » 10,— 
König, Friedenau . . . . . » 3—- 
Bücher, Düsseldorf . . . . n» 10,— 
Halm, Essen (Ruhr) . . . . » 3-— 
Werner, Wilmersdorf. . . . » 20,— 
Lesemann, Essen (Ruhr) . . s» 5,— 
Rabba, Essen (Ruhr) . . . . » 10,- 
Wehner, Düsseldorf . . . . »„ 10,— 
Höffer, Essen (Ruhr) . . . . » 5— 


n 


Wentzel, Frankfurt a. M. . . s» 25,— 


B.-V. Oberschlesien . 2 2.22.2020 34,50 
Dipl.-Ing. Heilmann, Düsseldorf . . . „ 10,— 
ý Lechner, Essen (Ruhr) . . . » 5— 
n Kaiser, Frankfurt aM. . . . a 25,— 


Das Kuratorium 
i. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Ber!in-Schöneberg, Apostel- Paulus-Str. 17. 


JAHRGANG 1912 


ZEITSCHRIFT 


2. OKTOBER-HEFT 


DES VERBANDES 
l DEUTSCHER 
DIPLOM-INGENIEURE 


Sctriftleiter: Dipl.-Jng. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str, 17. Lützow 5504. 


Herausgeber: Der Verband. Geschäftsstelle: 
Berlin W.15, Meinekestr. 4, Telephon: Stein- 
platz 1053. Bezugspreis der halbmonatlich 
erscheinenden Zeitschrift des V. D. D.-I. für 
das Inland 10 Mark, vierteljährlich 2,50 Mark, 
für das Ausland 13,60 Mark, vierteljährlich 
3,40 Mark. Bestellungen bei allen Buchhand- 
lungen und Postanstalten oder direkt beim Verlag. 


Verlag von M.Krayn, Berlin W. 57, Kurfürsten- 
e: Straße Nr. 11, Telephon Amt Lützow, 6204. 
Die Zeitschrift des V. D. D.-I. kommt am 1. und 
15. jeden Monats zur Auslieferung. Anzeigen- 
preis: Millimeterzeile dreigespalten 15 Pfennig, 
bei Wiederholung Rabatt. Stellengesuche 
10 Pfennig per Millimeter, beim Verlag von 
Verbandsmitgliedern aufgegeben 8 Pfennig. 


Reklamationen, die Zustellung der Zeitschrift betreffend, sind, sofern die Zeitschrift durch die Post überwiesen 
ist, stets an die Postanstalt des Bestellbezirks, bei Zusendung unter Streifband dagegen direkt an die Expedition 


der Zeitschrift, Verlag M. Krayn, Berlin W. 57, Kurfürstenstraße 11, 


zu richten, nicht an die Geschäftsstelle 


des Verbandes. 


Inhalt: 
Seite Seite 
Praktische Verbandsarbeit'! Der bank Ingenieur Zur jüngsten Entwicklung des gewerblichen 
in der Privatindustrie . . . BE engen Da . 389 Rechisschutzes in England, Amerika und 
Die Lage der Berg-Diplom- ienen ii Deutschland. Von Dipl.-Ing. Dr. Alexander 


Preußen. Von Dipl.-3ng. May in Otersen (Aller) 393 


Das Versicherungsgesetz für Angestellte. Von 
Magistratsassessor Dr. Thelemann, Neukölln 394 


Lang, Patentanwalt, Berlin . . .. 40! 
Aus Vereinen und Kongressen e aoa a aa 409 
Verschiedenes — Literatur . . . . 2 . . . 409 
Verbandsnachrichten . . . 2 2 2 2 2.20.41 


Praktische Verbandsarbeit! 
Der Diplom-Ingenieur in der Privatindustrie. 


Auf den unter gleicher Ueberschrift in Nr. 18 dieser Zeitschrift erschienenen Artikel des Dtpl.»Jng. Dressel, 
Geestemünde, sind eine Reihe von Zuschriften eingegangen, von denen einige nachstehend zum Abdruck gebracht seien. 


Konstruktionsbureau oder Betrieb? 
Von Pipl.:$ng. v. Dreden, 


Der Artikel in der letzten Nummer der 
Zeitschrift über praktische Verbandsarbeit ver- 
fehlt gewiß seinen Zweck nicht, mir gibt jedoch 
die Anmerkung der Schriftleitung zu dem Auf- 
satz, der von der Ausbietung einer schlecht 
bezahlten Hochschulassistentenstelling ausgeht, 
Veranlassung, mich über dieses Thema zu 
äußern. 

Gerade die Hochschule müßte der Privat- 
industrie in betreff der Anstellungsverhältnisse 
mit gutem Beispiele vorangehen. Sie verlangt 
von der Tätigkeit des Assistenten sehr viel 
und will von seinen Leistungen möglichst großen 
Nutzen ziehen, sonst würde sie nicht ein 
Diplom mit erster Note und eine dreijährige 
Praxis verlangen. Wenn sie sich berechtigt 
glaubt, hierfür ein Gehalt von nur 2400 M. 
pro Jahr auszusetzen, so ist dieses sehr be- 
dauerlich, um so mehr als die Privatindustrie 
sich dann erst recht für berechtigt halten darf, 
die Leistungen. der Diplom-Ingenieure schlecht 


eignen Triebe, 


Die Schriftleitung. 


Berlin-Karlshorst. 


zu besolden. Die Schriftleitung sucht nun die 
Hochschule mit ihrer Anmerkung in Schutz zu 
nehmen, meiner Ansicht nach sehr zu unrecht 
und auch mit wenig Glück; denn sie führt 
nur den Grund an, weshalb solche Stellen an- 
genommen :werden,. wobei es noch sehr in Frage 
steht, ob sich nicht bei demi heutigen Stande 
unseres Berufes auch Herren zu dieser Stelle 
melden, denen es in den drei Jahren Praxis trotz 


ihres guten Zeugnisses nicht gelungen ist, eine 


bessere und befriedigendere Stellung zu er- 
halten, die also der Not. gehorchen, nicht dem 
sich auf einem Spezialgebiet 
weiterzubilden. Wenn aus diesem Grunde solche 
Stellen gesucht: werden, so dürfte die Hoch- 
schule doch auf keinen Fall diesen Vorteil, den 
der Inhaber dieser Stelle genießt, gewissermaßen 
als Gegenleistung in Abzug bringen. Sie muß 


vor allen Dingen würdigen, welches Quantum 
von Arbeit und Kapital dazu gehört, den Grad 
eines Diplom-Ingenieurs (mit. erster Note) zu 
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erlangen. Wenn die Privatindustrie, die in ihrer 
Betriebskostenaufstellung jedes Gehalt genau 
einkalkulieren muß, dazu übergehen wollte, 
einen Teil ihrer Stellen als Ausbildungsstellen 
für „nicht Spezial‘-Ingenieure oder solche ohne 
Praxis auszuschreiben — leider kommt dieses 
schon hin und wieder vor —, so könnte sie 
unter dieser Flagge auf billige Art Nutzen aus 
den :üngeren Ingenieuren ziehen, sehr zum 
Nachteil unseres Standes. 

Der Diplom-Ingenieur darf nur eine 
schlecht besoldete Stellung annehmen, das ist 
die Anfangsstellung. Hier ist nicht die Be- 
zahlung die Hauptsache, und hier müßte einem 
jeden, also vor allem dem protektionslosen, die 
Hilfe des Verbandes zur Seite stehen, die ihm 
die richtige Stelle beschaffen hilft. Ich ver- 
spreche mir nicht viel davon, wenn der Ver- 
band sich damit befaßt, vor dem Studium der 
Ingenieurwissenschaften zu warnen, viel mehr 
wie auf diesen Akt der Wohltätigkeit kommt 
es darauf an, daß der Verband darauf hin- 
wirkt, daß mehr und mehr Stellen durch Diplom- 
Ingenieure besetzt werden, die bisher von weni- 
ger vorgebildeten Ingenieuren oder juristischen 
oder auch kaufmännischen Personen besetzt 
sind.. Hier müßte eine rege Propaganda ein- 
setzen. Während für die Besetzung der städti- 
schen und staatlichen Verwaltungsstellen, soweit 
diese dem Diplom-Ingenieur zukommen, der 
Verband rege tätig ist, will mir scheinen, als 
ob sich in der Privatindustrie noch vieles tun 
ließe. | 

Ich möchte hier auf einen Hauptfaktor kurz 
eingehen, der dem jungen Diplom-Ingenieur und 
seinem Fortkommen hindernd in den Weg tritt. 
Die Privatindustrie will sich mit der praktischen 
Weiterbildung des Ingenieurs, dessen Studium 
beendet ist, bzw. mit dessen Einarbeitung in 
Spezialgebiete möglichst wenig befassen, und 
verlangt daher stets Ingenieure, die mehrjährige 
Praxis auf dem ihr eigenen Spezialgebiet be- 
sitzen, verschließt daher besonders unseren 
jüngeren Kollegen von vornherein die Möglich- 
keit, sich um solche Stellen zu bewerben, die 
ihnen in jeder Hinsicht zusagen und denen sie 
nicht ohne Berechtigung das felsenfeste Ver- 
trauen auf den Erfolg entgegenbringen. Dieses 
leider fast allgemein übliche Verfahren hat, be- 
sonders bei größeren Firmen, jetzt nicht mehr 
die Berechtigung, die es ih früheren Jahren 
hatte, wo es vor allem galt, von der Kon- 
kurrenz zu lernen. Der Diplom-Ingenieur wird 
da, wo mancher weniger vorgebildete In- 
genieur, der nur den Vorzug hat, das betref- 
fende Spezialgebiet bereits einige Jahre beackert 
zu haben, und eben seine Schuldigkeit tut, 
seine Kenntnisse schr zum Vorteil der Firma 
verwerten können, nachdem er sich bald durch 
klaren Blick und schnelle Erfassung der für 


seinen Posten bedeutungsvollen Momente in das 
Ganze eingefügt hat. Leider fehlt aber be- 
sonders einer großen Zahl mittlerer Unter- 
nehmungen, die zum Teil überhaupt von Kauf- 
leuten geleitet werden oder solchen, die sich 
nur in der Praxis technische Kenntnisse er- 
worben haben und durch Kapitalbeteiligung in 
leitende Stellen gelangt sind, das Verständnis 
hierfür, und das ist ja nur erklärlich, da ihnen 
die Gelegenheit fehlt, Vergleiche zu ziehen. Ich 
will hier nur auf das mir naheliegende Gebiet 
der Betriebsstellungen eingehen. Selten findet 
man, daß, abgesehen von Maschinenfabriken und 
solchen, die das hier verwendete Material er- 
zeugen, die Betriebsleitung in Händen von 
Diplom-Ingenieuren liegt. Diese Stellen sind be- 
setzt mit Leuten, die eine Fachschule, höchstens 
ein Technikum besucht haben oder sogar von 
Kaufleuten, die sich mit der technischen Seite 
ihres Berufes schlecht und recht abfinden. Ein 
Maßstab für ihre Leistungen bzw. für das, was 
an ihrer Stelle geleistet werden könnte, fehlt, 
und der Unternehmer gibt sich zufrieden, da 
diese Beamten „ihre Schuldigkeit tun“. 


Ich spreche hier natürlich von der Allge- 
meinheit, denn es gibt unter diesen Leuten ge- 
wiß auch einzelne, die in der Betriebsleitung 
Hervorragendes leisten. Heutzutage genügt zu 
einer leitenden Betriebsstelle nicht mehr eine 
Fachschulbildung oder ein Hervorgehen aus der 
Praxis. Jeder leistungsfähige Spezialbetrieb, ob 
er nun Hüte oder Schuhe, Schokolade oder was 
weiß ich sonst fabriziert, braucht einen durch- 
gebildeten Ingenieur. Hier ist der Diplom-In- 
genieur am Platze. Eine ganze Reihe Gebiete 
gibt es, wo er unentbehrlich sein muß, bisher 
aber leider mit wenigen Ausnahmen keine B:- 
tätigung findet, so im Kleinmaschinenbau, in 
der Feinmechanik, Blechbearbeitung usw. usw, 


Vor allem also gilt es dahin zu wirken, daß 
Diplom-Ingenieure nicht mehr in der bisherigen 
Weise vor den „fach‘“gebildeten Technikern 
und Ingenieuren zurückstehen müssen und die 
Unternehmer zu der Ueberzeugung zu bringen, 
daß die Diplom-Ingenieure in kurzer Zeit das- 
selbe und mehr wie jene leisten, auch wenn 
sie keine Praxis oder diese auf einem anderen 
Gebiete haben. 


Der Diplom-Ingenieur braucht, um vorwärts. 
zu kommen, nur eine Anfangsstellung in einem 
gesunden Unternehmen und auf dem Gebiete, wo 
er glaubt auf Grund seiner Anlagen und Kennt- 
nisse am leistungsfähigsten zu sein. Hierzu 
diene ihm nicht nur die direkte Hilfe einer 
Stellenvermittlung, sondern auch indirekt die 
Bestrebungen des Verbandes, auf die in- 
dustriellen Unternehmer dahingehend einzu- 
wirken, daß diese sich mehr wie bisher bereit 
finden, junge Diplom-Ingenieure aufzunehmen. 


— T 
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Die Anfangsstellung. 
Von ®iptl.-Gng. Emil Joël, Berlin-Halensee. 


Zu diesem viel, zuletzt in Nr. 18 unserer 
Zeitschrift durch Kollegen Dressel, behan- 
delten Thema möchte ich speziell zu dem Punkt 
„geeignete Stellungen“ einiges sagen. Allerdings 
kann ich nicht beurteilen, ob es für alle tech- 
nischen Fachrichtungen Gültigkeit hat, jeden- 
falls aber für alles, was „Fabrik“ im engeren 
oder weiteren Sinne ist. 

In dem erwähnten Aufsatz heißt es, daß 
z. B. bei einer mittleren Werft von den drei 
oder vier wirklich einen Akademiker erfordern- 
den Posten, zwei oder drei auf theoretische 
Berechnungen und einer oder zwei auf die 
Projektierung kommen. Damit wird direkt 
ausgesprochen, was ich in mehrjähriger Tätig- 
keit, die mir interne Einblicke in die verschie- 
densten Zweige speziell der Berliner Metall- 
Industrie gewährte, immer wieder mit höchstem 
Mißvergnügen bestätigt gefunden habe. 


Es ist in der Technik scharf zu unterschei- 
den zwischen rein wissenschaftlichem Forschen 
und wirklich produktivem Schaffen. Das erstere 
gewährt ideelle Befriedigung, und wenn auch 
nicht zu leugnen ist, daß manche prinzipielle 
Anregung ihm zu danken ist, so glaube ich 
doch, daß der heutige Stand der Technik auf 
die Erfolge des produktiven Schaffens zurück- 
zuführen ist, das in schwerem Ringen mit dem 
Wettbewerb des Weltmarktes wirtschaftliche 
Werte hervorbringt und stets da am erfolg- 
reichsten ist, wo es gelang, die Arbeitsteilung 
am vortcilhaftesten zu gestalten. Deshalb sind 
für jedes Industriewerk heute nicht diejenigen 
von der größten Bedeutung, welche sich in 
noch so tiefen Spezialkenntnissen erschöpfen, 
aber darüber hinaus gleichsam wie mit Scheu- 
klappen versehen herumlaufen, sondern die- 
jenigen, welche mit vollem Verständnis für 
ihren Fabrikationszweig dessen Beziehungen zu 
den verwandten Industrien in technischer, wie 
vor allem auch in wirtschaftlicher Hinsicht zu 
übersehen und danach großzügig zu handeln 
verstehen. 

Wie oft habe ich mit größtem Bedauern von 
leitenden Leuten der Großindustrie die Ansicht 
aussprechen hören, daß für derartige wichtige 
und wichtigste Posten ein intelligenter Kauf- 
mann mit technischem Interesse und techni- 
schem Verständnis weit besser zu verwenden 
ist, als ein Ingenieur mit noch so hoher wissen- 
schaftlicher Bildung, weil letzterer zu einseitig 
und deshalb geistig zu wenig beweglich ist. 

Woher kommt das? Weil sich die jungen 
angehenden Ingenieure viel zu wenig dessen 
bewußt sind, daß das Hochschulstudium, ab- 
gesehen von den rein theoretischen, meist vor 
der Vorprüfung behandelten Fächern, nichts 


wichtigsten 


technisch Vollständiges bieten kann noch soll, 
sondern nur einen Ueberblick und eine gewisse 
technische Schulung des Geistes, welche be- 
fähigt, sich leicht in jede Materie hineinzufinden. 


Da nun — ich kann natürlich sachlich nur von 
meinem Fach, dem Maschinen-Ingenieurwesen, 
reden — auf den Hochschulen noch nicht der 


richtige Weg gefunden ist, um die zweite 
Studienhälfte in der möglich nützlichsten Weise 
zu verwenden, so bringen immer noch die 
meisten jungen Kollegen diese 4—5 Semester 
wesentlich am Konstruktionstisch oder im Labo- 
ratorium mit Berechnungen usw. zu. Natürlich 
denken sie, daß diese Tätigkeit dann auch in 
der Praxis die eines jungen Akademikers zu- 
nächst einzig würdige Aufgabe ist. Das zeigt 
sich mir auch wieder in dem angeführten Auf- 
satz, wo als einzige „geeignete‘ Stellen für 
Diplom-Ingenieure in der erwähnten Werft 
Posten für theoretische Berechnungen und Pro- 
:cktierungen, also reine, einseitige Bureautätig- 
keit genannt werden. 

In der mir hauptsächlich bekannten Berliner 
Industrie findet man überall in den Konstruk- 
tions- und Berechnungsbureaus, in den projek- 
tierenden Abteilungen und, in der elektrischen 
Industrie, allensfalls auch im Prüffeld, haufen- 
weise Akademiker, dagegen am Lebensnerv des 
Ganzen, in der Betriebsleitung meistens Fach- 
schüler usw., weil diese angeblich „mehr Praxis“ 
haben, ferner im Material-Einkauf, einem der 
Posten der zentralorganisierten 
Großindustrie, wo natürlich am besten ein fähi- 
ger und geschäftsgewandter Ingenieur stände, 
desgleichen in der Verkaufsorganisation und an 
den entscheidenden Dircktionsstellen, mit leider 
wenigen Ausnahmen, technisch gebildete Kauf- 
leute an Stelle akademisch gebildeter, kaufmän- 
nisch geschulter Ingenieure. Diesen Kaufleuten 
sind manchmal als spezialtechnische Ratgeber, 
aber selten mit ausschlaggebenden Befugnissen, 
Ingenieure zur Seite gestellt. 

Leider habe ich nach meinen praktisch- 
geschäftlichen Erfahrungen in manchen Fällen 
zugcestehen müssen, daß diese Verteilung richtig 
war, weil bedauerlicherweise noch immer sehr 
viele akademisch gebildete Ingenieure über ihre 
Fachwissenschaft den Blick für das Ganze und 
seine Umgebung verloren haben. Da, wo dies 
nicht der Fall war, haben diese Ingenieure denn 
auch meist eine glänzende Entwicklung durch- 
gemacht, und wir haben gerade in Berlin einige 
leuchtende Beispiele hierfür in der Groß- 
industrie, deren Namen ich nicht aufzuzählen 
brauche. | | 

Darum ist meiner langen Rede kurzer Sinn 
der: 
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Ihr jungen Kollegen, die ihr von der Hoch- 
schule kommt, glaubt nicht, daß ihr nun mit 
der Erwerbung des Tipl.-3ng. große Leute mit 
berechtigten Ansprüchen geworden seid. Bleibet 
euch vielmehr bewußt, daß ihr wohl manches 
wißt, aber nur die Gaben und auch die Pflicht 
habt, schneller euch in neue Materien einzu- 
arbeiten und vorwärts zu kommen als andere. 
Seid auch anderseits überzeugt, daß es nur im 
eigensten Interesse eurer Firma liegt, euch so 
schnell vorwärts zu bringen, als es eure Fähig- 
keiten irgend gestatten; denn es gibt noch 
immer — trotz der beklagten Berufsüberfüllung 
— viel mehr wichtige Posten, als dafür ge- 
eignete tüchtige Leute. Diese eure Fähigkeiten 
zu entdecken und zu zeigen habt ihr aber viel 
mehr und leichter Gelegenheit im Betriebe, wo 
es auf Intelligenz, scharfen Blick, Geistesgegen- 
wart und Organisationstalent ankommt, als im 
Bureau oder Laboratorium, wo dazu noch meist 
ein engherziger Abteilungschef ängstlich dar- 
über wacht, daß ja nicht etwa sein eigenes 
Talglichtchen verdunkelt werde. Darum seht, 
von der Hochschule weg, zunächst in den Be- 
trieb zu kommen; denn das ist der Weg, der 
am ehesten zu ersten Stellungen, sei es in der 
Fabrik selbst oder in der Verkaufsorgani- 
sation, führt. Als Anfangsstellung ist der 
Posten eines dritten Betriebsassistenten immer 
noch viel besser als der eines Konstrukteurs 


Praktische Verbandsarbeit 


usw., weil ihr da vom pulsierenden Geschäfts- 
leben usw. etwas zu schen und zu hören be- 
kommt, was euch nach den vielen Vorlesungen 
und Uebungen dringend not tut. Ihr erfahrt 
da, wie alles ineinander greift, wie von der 
Werkstatt auch die Konstrukteure korrigiert 
werden, was für Aufträge vorliegen, zu welchen 
Preisen sie hereingenommen sind, was die Kon- 
kurrenz angeboten hat usw., natürlich nur, wenn 
ihr cuch darum kümmert. 


Und wenn euch bei eurer Bewerbung für 
eine solche Stellung, frisch von der Hochschule 
weg, der typische Bescheid gegeben wird, da- 
für hättet ihr „noch zu wenig Praxis‘, so 
bietet mutig an, ein halbes Jahr für geringes 
Gehalt zu arbeiten, wenn es eine gute Fabrik 
ist, in die hineinzukommen solche Bemühung 
lohnt. Habt ihr fünf Jahre studiert, so kommt 
es auf dieses halbe Jahr auch nicht mehr an, 
in dem ihr ja schließlich nur lernen könnt. Der 
Fähige hat von hier aus ungleich mehr Mög- 
lichkeiten zum Vorwärtskommen, als z. B. vom 
Konstruktionsbureau aus. 


Nur dem Ingenieur, der voll begriffen hat, 
daß, bei aller Freude an der Materie selbst, in 
der Industrie das Endziel alles Strebens der 
Gewinn sein muß, gehört die Zukunft, denn 
überall im gewerblichen Leben ist er letzten 
Endes der einzige Maßstab für die Leistung. 


Aufklärungsarbeit unter den Abiturienten. 
Von Dipl.-Ing. Paul Müller, Aachen. 


In dem Aufsatze: ‚Praktische Verbands- 
arbeit‘ im 2. Septemberheft dieser Zeitschrift 
wird die Frage der Aufklärungsarbeit unter 
den Abiturienten höherer Schulen angeschnitten. 
Ueber diese Frage wurde auf der letzten 
Hauptversammlung gemäß Antrag Aachen (siehe 
Zeitschrift 1912, Heft 5, Seite 107) Beschluß ge- 
faßt, und ihre Bearbeitung wurde den Bezirks- 
vereinen Braunschweig und Aachen übertragen. 
Es ist nun schon eine recht ansehnliche Arbeit 
geleistet worden, und in dankenswerter Weise 
haben mehrere Bezirksvereine uns in der Be- 
schaffung des Materials tatkräftig unterstützt. 
Es war jedoch noch nicht möglich, über alle 
Laufbahnen des akademisch gebildeten In- 
genieurs erschöpfende Auskunft zu erhalten, 
und die Hauptarbeit, das umfangreiche Material 
zu sichten und für den vorliegenden Zweck 


- -brauchbar zu gestalten, steht uns noch bevor. 


Es wird also schwerlich vor Ablauf des Win- 
ters möglich sein, den Bezirksvereinen die Unter- 
lagen zur Verfügung zu stellen, deren sie zur 
Veranstaltung von aufklärenden Vorträgen be- 
dürfen. Inzwischen wären uns weitere Rat- 
schläge namentlich aus den Kreisen der in Pri- 
vatstellungen tätigen Kollegen sehr erwünscht. 


Das eine aber darf schon jetzt — der er- 
wähnte Aufsatz gibt die Veranlassung dazu — 
ausgesprochen werden: Aus beinahe allen 
Sondergebieten des Ingenieurberufs ertönt der 
Warnungsruf: Unsere Laufbahn ist überfüllt! 
Den jungen Leuten ist dringend davon abzu- 
raten! — Nun wird zwar solcher Pessimismus 
auch in anderen Berufen zu finden sein. Die 
Aerzte, die Juristen, die Kaufleute — alle klagen 
über die Ueberfüllung ihres Faches. Für den 
Ingenieurstand liegen aber die Verhältnisse in 
zweifacher Richtung besonders eigenartig. Auf 
der einen Seite ist von berufener Stelle oft 
genug auf die Schäden hingewiesen worden, 
die einer Beschränkung des Angebots an tech- 
nischer Intelligenz entspringen müssen. Für die 
Qualität der Führer in der Industrie — so 
heißt es — sei scharfer Wettbewerb und reich- 
licher Nachwuchs förderlich und daher er- 
wünscht. Die Leistungsfähigkeit der Industrie 
müsse auf die Dauer darunter leiden, wenn 
durch Warnung vor dem akademischen Studium 
dem Mittelschultechniker das Feld geräumt 
werde. So wenig ein objektiver Ratgeber diese 
Argumente außer acht lassen darf, so eindring- 
lich sollte doch auch anderseits der folgende 


Dipt.-$ng. May, Die Lage der Berg-Diplom-Ingenieure in Preußen - 


Hinweis betont und beachtet werden: Jeder, 
der sich dem akademischen technischen Studium 
zuwendet, hat sich darauf gefaßt zu machen, 
daß er nach dem Abschluß seines Hochschul- 
studiums noch mindestens fünf Jahre lang gar 
kein oder kein ausreichendes Einkommen hat. 
Diese Jahre hat er als zu seiner Ausbildung 
erforderlich zu erachten, ganz gleichgültig, ob 


er in den Staatsdienst eintritt oder in die 
Privatindustrie geht. Die wenigen Fälle, in 
denen junge Diplom-Ingenieure, etwa durch 


Eintritt in die väterliche Fabrik, früher zu aus- 
kömmlichem Verdienst gelangen, kommen als 
Ausnahmen nicht in Betracht. Weit häufiger 
wird es der Fall sein, daß sich die Zahl der 
„Ausbildungsjahre‘‘ erhöht, oder daß — anders 


ausgedrückt — ein großer Teil der Lebensarbeit 


des einzelnen in untergeordneter Stellung und 
bei mangelhafter Bezahlung vor sich gehen wird. 
Gewiß ist es vom volkswirtschaftlichen Stand- 
punkt aus sehr zu beklagen, daß gerade in 
unserem Berufe, dessen Lebenselement frohes 
Schaffen realer Werte sein sollte, die Hälfte des 
ganzen Menschenlebens zur Ausbildung ver- 
wandt werden muß. Aber die Wurzel dieses 
Uebels, die Ueberschätzung des durch Prüfungen 
und Titel abgestempelten Wissens auf Kosten 
des Könnens, liegt tiefer, als daß der Ingenieur- 
stand allein in der Lage wäre, hier Wandel zu 
schaffen. Es ist schon ein Gewinn, wenn die 
tatsächlichen Verhältnisse an geeigneter Stelle 
klar ausgesprochen werden. Wird diese Auf- 
klärung zur rechten Zeit in der geplanten Weise 


Da über die Lage der Berg-Diplom-Ingenieure 
in Preußen in den Kreisen der Kollegen anderer 
Fachrichtungen, wie überhaupt in der großen 
Oeffentlichkeit leider zu wenig bekannt ist, 
scheint es angebracht, hierzu in dieser Zeit- 
schrift einmal das Wort zu ergreifen. 

Wie akut diese Angelegenheit nämlich ist, 
geht schon daraus hervor, daß aus ihr heraus 
ein besonderer Verband der deutschen Diplom- 
Berg-Ingineure hervorgegangen ist, der leider 
seine eigenen Wege geht, ohne mit dem Ver- 
bande Deutscher Diplom-Ingenieure Fühlung zu 
haben. 

Der Verfasser bedauert als Mitglied beider 
Verbände diese Tatsache um so mehr, als ein 
Zusammengehen im beiderseitigen Interesse 
läge. 

Die Berg-Diplom-Ingenieure, mit Ausnahme 
derer von Freiberg und Aachen, waren bis vor 


Die Lage der Berg-Diplom-Ingenieure in Preußen. 
Von ®ipfl.-Jng. May in Otersen (Aller). 


393 


gehörig betrieben, so wird damit das Ueber- 
angebot nach und nach gewiß von selbst auf 
das erträgliche Maß zurückgeführt. Wenn da- 
mit der Einfluß des Geldbeutels auf die Aus- 
wahl technischer Intelligenz noch mehr zur 
Geltung kommt, wie bisher, so ist das bedauer- 
lich, aber beim Wettlauf der verschiedenen Be- 
rufsarten um Standesansehen und wirtschaftliche 
Position, bei den Bestrebungen zur Hebung des 
Ingenieurstandes zumal ist die Rolle des Geld- 
beutels nun einmal nicht auszuschalten. 

Es erschien angezeigt, den hier gekennzeich- 
neten Standpunkt, den wir aus den Aachener 
Vorarbeiten gewonnen haben, schon jetzt dar- 
zulegen; wir stehen damit in gewissem Gegen- 
satz zu dem in dem genannten Aufsatz ge- 
machten Vorschlage, es solle grundsätzlich 
vor dem technischen Studium gewarnt werden. 
Wem außer den nötigen geistigen und körper- 
lichen Eigenschaften die finanziellen Garantien 
in gehörigem Maße zur Verfügung stehen, dem 
soll gewiß nicht vom akademischen technischen 
Studium abgeraten werden. Wer die dazu er- 
forderlichen Opfer an Geld und Zeit zu bringen 
nicht in der Lage oder willens ist, der schlage 
— natürlich ebenfalls unter Voraussetzung aus- 
reichender Begabung — den Weg über die tech- 
nische Mittelschule ein. In diesem Falle ist 
das erreichbare Endziel dem des finanziell nicht 
unabhängigen Durchschnitts-Akademikers sicher 
ähnlich, die Verzinsung des in Geld, Zeit und 
Hoffnungen angelegten Kapitals aber ist un- 
gleich günstiger. 


kurzem nicht berechtigt, den akademischen Grad 
eines PDipl.-Sng. zu führen, und deshalb hat 
wohl der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
ihre Aufnahme bisher abgelehnt. 

Nachdem nun aber auch den Bergakademien 
in Clausthal und Berlin das Recht verliehen 
wurde, den Grad eines Diplom-Ingenieurs zu 
erteilen und damit diese besonders in Hinblick 
auf Aachen ungerechtfertigte Zurücksetzung be- 
seitigt ist, dürfte es an der Zeit sein, die Lage 
der Berg-Diplom-Ingenieure in Preußen einmal 
vor dem Forum aller Diplom-Ingenieure ein- 
gehender zu erörtern. 

Ich hoffe damit anzubahnen, daß die Standes- 
frage der Kollegen im Bergfache zur eigenen 
Sache des Verbandes Deutscher Diplom-In- 
genieure gemacht wird, wodurch die Angelegen- 
heit wohl zweifellos vor der Oeffentlichkeit 
ein ganz anderes Gewicht erhalten dürfte. 
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Es gibt in Preußen bekanntlich zweierlei 
akademisch gebildete Bergleute mit abge- 
schlossener Hochschulbildung. Einmal sind dies 


die an der Bergakademie durch vierjähriges 
eingehendes Studium dem Programm der 


Akademien nach für die leitenden Stellen in 
der Privatindustrie bestimmten Berg-Diplom-In- 
genieure und anderseits die aus den zur Aus- 
bildung für den höheren Staatsdienst im Berg- 
fach vom Oberbergamt angenommenen Berg- 
baubeflissenen hervorgehenden Bergassessoren. 
Die Ausbildung der höheren Beamten für Staats- 
und Privatdienst ist also verschieden, und der 
Berg-Diplom-Ingenieur ist nicht berechtigt, 
Staatsbeamter zu werden. 

Während also z. B. der Architekt-Diplom- 
Ingenieur wohl Regierungsbaumeister oder etwa 
der Maschinen-Diplom-Ingenieur wehl Gewerbe- 
assessor werden kann, ist dem Berg-Diplom- 


Ingineur die Bergassessorenlaufbahn ver- 
schlossen. 

Wie sieht es nun in der Praxis aus? Den 
verhältnismäßig wenigen Stellen im höheren 
preußischen Staatsdienste steht natürlich ein 
viel größeres Angebot von Bergassessoren 


gegenüber, die zur Privatindustrie übergehen 
und dort die leitenden Stellen beanspruchen 
und tatsächlich auch in sehr vielen Fällen cin- 
nchmen. Dies wird ihnen noch dadurch er- 
leichtert, daß sie in Beurlaubung vom Staats- 
dienst in der Lage sind, ohne Risiko ihr Heil 
in der Privatindustrie zu versuchen. 

Der Berg-Diplom-Ingenieur wird hierdurch 
nur zu oft aus den höheren Stellen verdrängt, 
da der mit der Bergbehörde kollegialer stehende 
Assessor gern vorgezogen wird. Die weitere 
Folge hiervon ist, daß sich die Berg-Diplom- 
Ingenieure nur zu oft in Stellungen befinden, 
für die die Ausbildung auf der Bergschule voll- 
auf genügt, ja vielleicht sogar besser ist, da 
sie auf solche Stellen zugeschnitten ist. Es 
besteht daher die Gefahr, daß sich eine Art sub- 
alternes akademisches Bergbeamtentum heraus- 
bildet und der Bergassessor nur zu leicht seine 
Ausbildung nicht neben, sondern über der des 
Berg-Diplom-Ingenieurs bewertet. 


Auf Grund ;ahrelanger Bemühungen der 
Privatbeamtenverbände ist im Anschluß an die 
Neureglung der Arbeiterversicherung in der 
Reichsversicherungsordnung auch die öfientlich- 
rechtliche Zwangsversicherung der höheren Ange- 
stellten durch ein in seinem Aufbau und in der 


Das Versicherungsgesetz für Angestellte. 
Von Magistratsassessor Dr. Thelemann, Neukölln. 


Magistratsassessor Dr. Thelemann, Das Versicherungsgesetz für Angestellte 


Eine weitere wichtige Seite der 


kommt noch hinzu. 


Während bekanntlich alle akademisch-tech- 
nisch Gebildeten zur Erlangung der Würde eines 
Doktor-Ingenieurs des Diplom-Ingenieurgrades 
bedürfen, ist dies bei den Bergassessoren in 
Preußen nicht der Fall. 


Frage 


Das Recht, den Doktor-Ingenieur an Berg- 
assessoren zu verleihen, hat außer Aachen auch 
die Technische Hochschule in Charlottenburg er- 
halten, und zwar bemerkenswerterweise zu 
einem Zeitpunkte, wo für die wirklichen In- 
genieure des Bergfachs, den Berg-Diplom-In- 
genieuren, die Würde eines Doktor-Ingenieurs 
an den Bergakademien in Clausthal und Berlin 
noch nicht erreichbar war. 


‘Der Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
läßt bei dem Doktor-Ingenieur den Diplom-In- 
genieur als integrierenden Bestandteil vor dem 
Namen fort. Wie steht es nun mit dem preu- 
ßBischen Bergassessor, der Doktor-Ingenicur ist? 
Ist dieser berechtigt, unserem Verbande beizu- 
treten, ähnlich wie diejenigen, welche den Tr.- 
„ug. ehrenhalber verliehen bekommen haben’? 
Dann erhielte also auch der Bergassessor mit 
seiner Promovierung den Diplom-Ingenieur 
honoris causa! 


Der Verband Deutscher Diplom-Berg-Inge- 
nieure ist in seiner Sache ohne Erfolg vorstellig 
geworden. Was sollauch ein Rat, der aus Leuten, 
die alle dem Stande der preußischen Berg- 
assessoren angehören, anderes beschließen, als 
daß die gegenwärtigen Verhältnisse keiner 
Revision bedürfen! 

Wie steht es nun aber mit dem Verbande 
Deutscher Diplom-Ingenieure? Wie stellt er 
sich zu diesen in einer Fachrichtung herrschen- 
den Verhältnissen, die er wie alle anderen mit 
vertreten muß? — 


Ich hoffe, daß dieses Thema, das einmal in 
unserem Organ angeschnitten werden mußte, 


noch lebhaft erörtert wird, um so diese wichtige 
Angelegenheit 
zu bringen. 


endlich einen Schritt vorwärts 


Organisation des Apparats sich eng an die 
R.V.O. anlehnendes Ergänzungsgesetz, das 
Reichsgesetz vom 20. Dezember 1911, für das 
ganze Gebiet des Deutschen Reichs erstmalig 
und einheitlich geregelt worden. Das Gesetz 
(über welches bereits gute Kommentare, der 


Magisratsassessor Dr. Thelemann, Das Versicherungsgesetz für Angestellte 


von Potthoff und von Hagen vorliegen) !) tritt 
zum 1. Januar 1913 in Kraft; die Organisation 
der Verwaltung für die neue Versicherung wird 
jedoch bereits jetzt in Angriff genommen, ins- 
besondere sind zurzeit die Wahlen für die 
Vertreter der interessierten Kreise im Gange, 
damit der Apparat beim Inkrafttreten des Ge- 
setzes alsbald tätig werden kann. 

Dem Aufbau des Gesetzes, welchem infolge 
klarer und reiner Sprache ebenso wie der 
R.V.O. gesetzestechnisch eine hohe Stellung 
zukommt, werden die nachstehenden Ausfüh- 
rungen im wesentlichen folgen, soweit Aus- 
führungsbestimmungen bereits vorhanden sind, 
werden sie an der entsprechenden Stelle an- 
gezogen werden. 


L Versicherungspflicht (§§ 1—14). 


Nach 8 1 des Gesetzes werden für den Fall 
der Berufsunfähigkeit und des Alters sowie zu- 
gunsten der Hinterbliebenen die Angehörigen 
folgender Personenklassen vom vollendeten 
16. Lebensjahre an versichert: 


1. Angestellte in leitender Stellung, wenn deren 
Beschäftigung ihren Hauptberuf bildet; 


2. Betriebsbeamte, Werkmeister und andere 
Angestellte in einer ähnlich gehobenen 
oder höheren Stellung ohne Rück- 
sicht auf ihre Vorbildung, ferner Bureau- 
angestellte, soweit sie nicht mit niederen 
oder lediglich mechanischen Dienstleistun- 
gen beschäftigt werden — auch bei dieser 
Klasse ist Erfordernis, daß die betreffende 
Beschäftigung den Hauptberuf bildet; 


Handelsgehilfen und Gehilfen in Apotheken; 


= U 


. Bühnen- und Orchestermitglieder; 
. Lehrer und Erzieher; 


O g 


aus der Schiffsbesatzung deutscher See- und 
Binnenfahrzeuge die Kapitäne, Offiziere des 
Deck- und Maschinendienstes, Verwalter und 
Verwaltungsassistenten sowie die in einer 
ähnlich gehobenen oder höheren Stellung 
befindlichen Angestellten, ohne Rücksicht 
auf ihre Vorbildung. 


Betont ist, soweit Zweifel möglich sind, über- 
all die gehobene oder höhere Stellung, womit 
die reinen Handarbeiter von der neuen Versiche- 
rung ausgeschlossen sind; dagegen ist es die 
Tendenz des Gesetzes, alle übrigen, nicht zu 
den Arbcitern gehörigen Angestellten einzube- 
ziehen. . 

Voraussetzung der Versicherung ist für alle 
die aufgezählten Personen: 


1. daß sie nicht schon berufsunfähig sind, 


2. daß sie gegen Entgelt als Angestellte be- 
schäftigt werden, 


1) Eine einfache Textausgabe ist in der Universalbibliothek 
von Reclam erschienen, 
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3. daß ihr Jahresarbeitsverdienst 5000 M. nicht 
übersteigt, und 


4. daß sie beim Eintritt in die versicherungs- 
pflichtige Beschäftigung das Alter von 
60 Jahren noch nicht vollendet haben. 


Die Voraussetzungen zu 1 und 4 bezwecken 
die Ausscheidung der schlechten Risiken (be- 
reits invalide und schon zu alte Personen); die 
zu 3 scheidet als nicht der öffentlichen Für- 
sorge bedürftige die Hochentlohnten aus, welche 
selbst für ihre Zukunft zu sorgen in der Lage. 
sind; die Voraussetzung zu 2 spricht die Be- 
schränkung auf* bezahlte Angestellte 
aus. Als Entgelt oder Bezahlung gelten nach 
§ 2 neben Gehalt oder Lohn auch Gewinn- 
anteile, Sach- und andere Bezüge (Wohnung, 
Beköstigung), die der Versicherte, wenn auch 
nur gewohnlheitsmäßig (also ohne Rechts- 
anspruch), statt oder neben Gehalt erhält; die 
Beschäftigung eines Ehegatten durch den an- 
deren, sowie eine Beschäftigung, für die als 
Entgelt nur freier Unterhalt gewährt wird, be- 
gründen keine Versicherungspflicht (§§ 6u.7). 


Die Angestelltenversicherung ist eine 
Zwangsversicherung; zu ihr müssen für 
jede den versicherungspflichtigen Kategorien 
angehörende Person Beiträge entrichtet wer- 
den. Die Nichtverwendung der Marken macht 
nach § 340 strafbar, Der Versicherungsanspruch 
entsteht allerdings nur durch die Entrichtung 
der genügenden Zahl Beiträge (anders als bei 
den Krankenkassen, bei denen die Mitgliedschaft 
ohne Anmeldung und Beitrag bloß auf Grund 
der Beschäftigung besteht); wegen Unterlassung 
der Markenverwendung dürfte jedoch ein zivil- 
rechtlicher Schadensersatzanspruch gegen den 
Arbeitgeber bei Verlust oder Beeinträchtigung 
der Renten bestehen. 


Versicherungsfrei sind die in Betrieben oder 
im Dienste des Reichs, eines Bundesstaats, cines 
Gemeindeverbandes, einer Gemeinde oder cines 
Versicherungsträgers Beschäftigten, die bei Zu- 
grundelegung ihres tatsächlichen Einkommens 
Anwartschaft auf Pension und Hinterbliebenen- 
versorgung im Mindestbetrage der ihrem Ein- 
kommen entsprechenden Gehaltsklassen des 
Versicherungsgesetzes haben. 


Versicherungsfrei sind ferner: 


1. Beamte der erwähnten Korporationen auch 
ohne jede Anwartschaft auf Ver- 
sorgung, solange sie lediglich für ihren Be- 
ruf ausgebildet werden, sowie die im Reichs- 
oder Staatsdienst vorläufig beschäftigten 
Beamten; 


2. Angestellte in Eisenbahn-, Post- und Tele- 
graphenbetrieben des Reichs oder der Bun- 
desstaaten, die Aussicht auf Uebernahme in 
ein mit ausreichender Pension- und Hinter- 
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bliebenenversorgung verbundenes Beamten- 
verhältnis haben; 

3. (hier nicht interessierend); | 

4. Personen, die während der wissenschaft- 
lichen Ausbildung für ihren zukünftigen Be- 
ruf gegen Entgelt unterrichten; 

5. (hier nicht interessierend). 


Wer bereits öfientliche Pension bezieht, aber 
noch gegen Beschäftigung im Privatdienst tätig 
ist, wird auf Antrag von der Versicherungs- 
pflicht befreit. 

Die Versicherungspflicht kann vom Bundes- 
rat erstreckt werden auf solche Persenen, welche 
einen selbständigen Betrieb mit ähnlicher 
Tätigkeit wie die versicherten Angestelltenkate- 
gorien haben, ohne Angestellte zu beschäftigen. 

Wer nicht mehr im Angestelltenverhältnis 
tätig ist, kann sich freiwillig weiterversichern, 
wenn er wenigstens schon 6 Beitragsmcnate 
zu verzeichnen hat. 

Für die Berechnung der Beiträge werden die 
Versicherten nach der Höhe ihres Jahresarbeits- 
verdienstes in 9 Gehaltsklassen eingeteilt, für 


welche folgende Monatsbeiträge gelten 

(§ 16, 172): 

Klasse aE 
A | bis 550 M. Jahresverdienst . . . | 1,60 
B i mehr als 550 M. bis einschließl. 850 M. | 3,20 
C n n» 850» » „ 1150,» 4,80 
D » »ll50» » „n 1500,» 6,80 
E n n1500» » „ 2000 » 9,60 
F | » „2000n » „ 2500 » | 13,20 
G | » »250%» n „»  3C00 „ | 16,60 
H | » 300» » „ 4000 » |20,- 
I i n n4000» » v 5000 „ 26,60 

Der Jahresarbeitsverdienst wird wie folgt 


berechnet: Ist das Gehalt in einer Jahressumme 
ausgedrückt, so wird diese zugrunde gelegt, 


bei vierteliährlicher Gehaltszahlung wird das 
4 fache, bei monatlicher das 12fache, bei 
wöchentlicher das 52fache berechnet. Für Ge- 


winnanteile und sonstige nicht feststehende Be- 
züge wird der Betrag des letzten Jahres zu- 
grunde gelegt. Sachbezüre werden in Geld um- 
gerechnet. 


li. Die Versicherungsleistungen 
(SS 20—935). 

Das Ziel der Versicherung ist die Gewäh- 
rung von Ruhegeld und Hinterbliebenenversor- 
gung. 

1. Rulhiegeld wird in drei Fällen gezahlt: 
a) bei dauernder Berufsunfähigkeit. Dizse 

liegt vor, wenn die Arbeitsfähigkeit des 

Versicherten durch körperliche Gebrechen 

oder wegen Schwäche sciner körperlichen 

und geistigen Kräfte auf weniger als die 

Hälfte derjenigen eines körperlich und 
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geistig gesunden Versicherten von ähnlicher 
Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen 
herabgesunken ist; 


b) wenn zwar nicht dauernd, aber über 
26 Wochen ununterbrochen Berufsunfähig- 
keit in obigem Sinne vorliegt, so wird von 
der 27. Woche ab bis zur Erlangung der 
halben Erwerbsfähigkeit ein Kranken-Ruhe- 
geld gezahlt; 


c) Ruhegeld erhält endlich, wer das 65. Lebens- 
jahr vollendet hat, auch wenn er noch 
erwerbsfähig ist und auch noch tatsächlich 
verdient. 


Das Ruhegeid ist in allen drei Fällen 
gleicher Höhe. 

Wer die Berufsunfähigkeit selbst vorsätzlich 
verschuldet oder sie sich bei Begehung eines 
Verbrechens oder vcrsätzlichen Vergehens zu- 
gezogen hat, verliert den Anspruch auf Ruhe- 
geld. 


von 


2. Außerdem gewährt das Gesetz Hinter- 
bliebenenversorgung in Gestalt von Witwen- und 
Waisenrenten. 


a) Witwenrente erhält die Witwe nach 
dem Tode ihres versicherten Mannes. Eine 
Abart ist die Witwerrente, welche der er- 
werbsunfähige Ehemann einer versicherten 
Frau bezieht, die die Familie ganz oder 
überwiegend aus ihrem Arbeitsverdienst er- 
halten hat. 

Die Witwenrente erhält auch die noch 
selbst erwerbsfähige, auch die noch ver- 
mögende Witwe; Witwerrente erhält aber 
nur der bedürftige Witwer. 

b) Waisenrente erhalten: 

1. die noch nicht 18 Jahre alten ehelichen 
Kinder nach dem Tode des versicherten. 
Vaters; 

2. wenn die Mutter versichert war, er- 


halten nach ihrem Tode nur ihre 
vaterlosen Kinder Waisenrente, 
ebenso ihre unehelichen Kinder. Bei. 


Lebzeiten des Vaters wird sonst in der 
Regel keine Waisenrente gewährt; Aus- 
nahmen bestehen nur für zwei Fälle, 
wenn nämlich der Vater die Familie. 
verlassen hat und die sie ernährende 
Mutter verstorben ist, sowie wenn die. 
Mutter stirbt und der überiebende 
Vater erwerbsunfähig ist. 


3. Als Nebenleistung der Versicherungs- 
anstalt kennt das Gesetz noch ein Heilver- 
fahren, das zur Abwendung drohender Berufs- 
unfähigkeit oder zur Wiederherstellung der Er- 
werbsfähigkeit eingeleitet werden kann und 
während dessen Dauer die Familienangehöri- 
gen ein Hausge!d beziehen (soweit ihnen nicht. 
Lohn cder Gehalt weiter gezahlt wird). 


Magistratsassessor Dr. Thelemann, Das Versicherungsgesetz für Angestellte 


4. Ein Versicherter kann endlich den An- 
trag stellen, statt der Rente Unterbringung in 
eine Anstalt zur Versorgung zu erhalten. 


Das Recht auf die Versicherungsleistungen 
wird erst durch eine bestimmte Reihe von Beiträ- 
gen zur Versicherung erworben (sog. Warte- 
zeit): Männliche Versicherte müssen 120 Bei- 
tragsmonate, weibliche 69 Beitragsmonate nach- 
weisen; Hinterbliebenenfürsorge wird stets erst 
nach 129 Beitragsmonaten gewährt (vgl. aber 
für die Uebergangszeit $ 396). 


Außer der Erfüllung der Wartezeit muß aber 
weiter noch die Aufrechterhaltung der Anwart- 
schaft vorliegen: es müssen in bestimmten Zeit- 
räumen immer eine bestimmte Anzahl von Bei- 
trägen geleistet werden; wenn die versiche- 
rungspflichtige Beschäftigung (ohne Eintritt ven 
Invalidität) ganz aufgehört hat, muß eine jähr- 
liche Anerkennungsgebühr von 3 M. entrichtet 
werden, damit die Anwartschaft auf die Rente 
bei Eintritt der Invalidität oder Erreichung des 
65. Jahres oder auf die Hinterbliebenenrenten 
beim Tode des Versicherten nicht verfällt. Nach 
8 49 des Gesetzes müssen innerhalb der e:sten 
10 Kalenderjahre nach dem ersten Beitrags- 
monat :ährlich8, vom 11. Jahre ab aber nur noch 
jährlich 4 Beitragsmonate zurückgelegt werden. 
Beitragsmonate sind die Monate, in denen eine 
versicherungspflichtige Beschäftigung stattge- 
funden hat; der Beschäftigung werden aber 
gleichgestellt die Zeiten militärischer Dienst- 
leistung, nachgewiesener zeitweiser Erwerbs- 
unfähigkeit durch Krankheit und des Besuchs 
einer staatlich anerkannten Lehranstalt zur be- 
ruf.ichen Fortbildung. 


Die Höhe des Ruhegeldes hängt von der 
Dauer der Versicherung ab: das jährliche Ruhe- 
geld beträgt nach Ablauf der obligatorischen 
120 Beitragsmonate !/, der in dieser Zeit entrich- 
teten Beiträge und erhöht sich bei längerer 
Beitragsleistung um 1/ der übrigen Beiträge. 
Hat also z. B. der Versicherte 20 Jahre lang 
gearbeitet und sind an Beiträgen für die ersten 
10 Jahre (120 Monate) zusammen 1800 M., für 


die letzten 10 Jahre 2400 M. gezahlt 
worden, so beträgt das jährliche Ruhegeld 
ne = 750 M.; treten bei 30 jähriger 


Tätigkeit noch weitere 2400 M. Beiträge für 
das 21.—30. Jahr hinzu, so beträgt das Ruhe- 
geld 1050 M. 


Das Witwengeld beträgt (analog den staat- 
lichen Pensionssätzen) ?/; = 40% des Ruhe- 
geldes; die Waisen erhalten je 1/, des Betrages 
der Witwenrente, Doppelwaisen je 1/} des Be- 
trages der Witwenrente. In dem oben ange- 
führten Fall betrüge nach 20 jähriger Beitrags- 
leistung 
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die Witwenrente 300 M., 
die Waisenrente pro Kind 60 M.; 
nach 30 jähriger Beitragsleistung: 420 bzw. 84 M. 


Die Anerkennungsgebühr von 3 M. jährlich 
wird bei Berechnung der Renten nicht mitge- 
rechnet. 

Witwen- und Witwerrenten fallen bei der 
Wiederverheiratung fort, wobei als Abfindung 
die Witwe noch den 3fachen Jahresbetrag ihrer 
Rente erhält; die Witwerrente fällt außerdem 
mit dem Aufhören der Bedürftigkeit fort. Die 
Waisenrenten werden bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres gezahlt. 


Im Vergleich zu der Invalidenversicherung 
für Arbeiter bedeuten diese, gewiß noch er- 
höhungsfähigen Versicherungsleistungen ein er- 
hebliches Mehr: Der Arbeiter erhält Invaliden- 
rente erst, wenn er zu ?/, erwerbsunfähig ist, 
der Angestellte bereits bei !/,; der Arbeiter 
erhält Altersrente erst nach Vollendung des 
70. Lebensjahres, der Angestellte mit 65 Jahren; 
die Arbeiterwitwe erhält Witwenrente erst, 
wenn sie selbst auch erwerbsunfähig ist, die 
Witwe des Angestellten dagegen, auch wenn 
sie selbst noch erwerbsfähig ist. Die Waisen- 
renten reichen bei der Arbeiterversicherung bis 
zur Vollendung des 15. Lebensjahres, bei der 
Angestelltenversicherung dagegen bis zum be- 
endeten 18. Lebensjahr. Endlich sind die Be- 
züge entsprechend den erhöhten Beträgen auch 
dem Betrage nach höher. 


Der § 175 des Gesetzes faßt für den Fall, 
daß bei periodischer Ueberprüfung der 
Deckungsfrage sich ein Ueberschuß nach ver- 
sicherungstechnischer Berechnung ergibt, für 
diesen Fall eine Erhöhung der künftigen Lei- 
stungen in Frage. Eine Herabsetzung der Ver- 
sicherungsleistungen ist nicht ins Auge gefaßt, 
vielmehr ist für den Fall, daß sich die Bei- 
träge als nicht ausreichend für die gesetzlich 
bestimmten Leistungen erweisen sollten, die Bei- 
tragserhöhung durch besonderes Gesetz mög- 
lich (§ 175). 

Die Auszahlung der Renten erfolgt durch 
die Postanstalt des Wohnsitzes ($ 313). 


Die Renten sind nur in beschränktem Maße 


abtretbar und pfändbar sowie kompensabel 

(§ 94). 

I. Organisation der Versicherung 
(§ 96 ff.). 


Träger der Angestelltenversicherung ist die 
„Reichsversicherungsanstalt für Angestellte“ in 
Berlin; dieser fließen die Einnahmen zu, sie 
hat auch aus ihrem Vermögen die Renten zu 
zahlen und die Verwaltungskosten „des neuen 
Behördenorganismus aufzubringen. Sie ist eine 
juristische Person und genießt den Charakter 
als öffentliche Behörde (so daß sie z. B. Grund- 
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buchanträge ohne Zuziehung einer Urkunds- 


person selbst stellen kann). 


Die Verwaltung der neuen Versicherung zer- 
fällt in drei Instanzen: 


a) Zentralinstanz ist das Direktorium, 
welches aus dem Präsidenten, einer Anzahl von 
Räten und aus vier nichtbesoldeten Mitgliedern 
(je zwei Vertretern der Arbeitgeber und der 
versicherten Angestellten) besteht. Bei Vor- 
bereitung wichtiger Beschlüsse wird das Direk- 
torium vom Verwaltungsrat gutachtlich 
beraten; dieser besteht aus dem Präsidenten 
oder seinem Vertreter als Vorsitzenden und min- 
destens je 12 Vertretern der Arbeitgeber und 
der versicherten Angestellten. Entscheidende 
Instanz ist der Verwaltungsrat für die Etatfest- 
setzung und die Abnahme der Rechnungs- 
beschlüsse und Bilanzen. 


b) Mittelinstanz ist der für einen größeren 
Verwaltungsbezirk eingesetzte Rentenaus- 
schuß, in dessen Hand die Rentenfestsetzungen 
und -entziehungen kezen. Er besteht aus einem 
Obmann als ständigen Vorsitzenden, mindestens 
einem Vertreter und aus Beisitzern, die je zur 
Hälfte aus den Arbeitgebern und den Ange- 
stellten zu entnehmen sind. Die Bezirke der 
Rentenausschüsse sind zurzeit noch nicht fest- 
gesetzt. 


c) Die untere Verwaltungsbehörde (Magi- 
strat, Gemeindevorstand), deren Tätigkeit aber 
beschränkt ist auf die Ausstellung der Quit- 
tungskarten, die Mitwirkung bei den Vertreter- 
waklen und die Ausführung etwa angenardneter 
Vernehmungen im Streitverfahren. 


Für den Bezirk jeder unteren Verwaltungs- 
behörde bestehen Vertrauensmänner, mindestens 
sechs (und für jeden zwei Ersatzmänner); die 
Zahl ist erhöhbar für Bezirke mit mehr als 
10 000 Versicherten. Sie werden je zur Hältte 
aus den Angestellten und den Arbeitgebern ent- 
nommen. Ihre gesetzliche Funktion ist die 
Wahl der Vertreter für die höheren Instanzen; 
nach § 144 können ihnen aber bestimmte wei- 
tere Funktionen übertragen werden. Näheres 
in dieser Hinsicht ist noch nicht bekannt. Ven 
Amts wegen, ohne Auftrag, haben sie alle für 
den Rentenausschuß oder der Reichsversiche- 
 rungsanstalt wichtigen Tatsachen dieser mitzu- 
teilen. 

Es bestehen also folgende Gruppen von Ver- 
tretern: 

a) die Vertrauensmänner; diese werden je zur 

Hälfte von den Versicherten und den Arbeit- 

gebern direkt nach dem System der Ver- 

hältniswahl gewählt (Näheres darüber 
weitereunten); 

b) die Versicherungsvertreter bei den Renten- 
ausschüssen; sie werden von den sämt- 
lichen Vertrauensmännern des Renten- 
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ausschußbezirks gewählt, und zwar die 
Arbeitgebervertreter von den Vertrauens- 
männern der Arbeitgeber, und die der An- 
gestellten entsprechend; 

c) der Verwaltungsrat bei der Reichsversiche- 
rungsanstalt; er wird von den sämtlichen 
Vertrauensmännern der R.V.A. gewählt, 
und zwar arch wieder paritätisch; 

d) die vier nichtbeamteten Mitglieder des 
Dircktoriums, die vom Verwaltungsrat ge- 
wählt werden; 

e) die Beisitzer bei dem zur Entscheidung 
der Versicherungsstreiticrkeiten berufenen 
Schiedsgericht und dem Oberschiedsgericht; 
sie werden von den Vertrauensmännern ge- 
wählt. 


Zurzeit interessieren besonders die Wahlen 
der Vertrauensmänner, die gerade jetzt im, 
Gange sind und die deshalb von besonderer 
Bedeutung sind, weil diese Vertreter direkt von 
den Betciligten gewählt werden; alle übrigen 
Vertreter werden von den Vertrauensmännern 
(bzw. dem Verwaltungsrat) gewählt. 


Die Wahl der Vertraueasmänner ist geregelt 
durch die in Ausführung der SS 145 ff. des Ge- 
setzes vom Reichskanzler erlassene ,„Wahlord- 
nung für die Wahl der Vertrawensmänner und 
Ersatzmänner‘“ vom 3. Juli 1912 (RGBl. S. 419 ff.). 


Die Wahl der Vertraueasmänner erfolgt 
direkt, in öffentlicher Wahlhandlung und mittels 
Stimmzettel; das Wahlrecht muß persönlich 
ausgeübt werden, eine Bevollmächtigung ist 
nicht statthaft! Arbeitgeber dürfen innerhalb 
bestimmter Frist ihre Stimme brieflich abgeben. 
Für di: Wahl der beiden Vertretergruppen (An- 
gestellte und Arbeitgeber) können besondere 
Tage bestimmt werden. Jeder Wähler muß sich 
ausweisen, die Versicherten durch die beim 
Magistrat zu lösende Versicherungs-(Quittungs-) 
karte, die Arbeitgeber durch eine ebenda auszu- 
stellende Bescheinigung über ihre Qualität als 
Arbeitgeber im Sinne des Versicherungsgesetzes. 
Jeder wahlberechtigste (volljährige) Versicherte 
hat 1 Stimme; bei den Arbeitgebern ist jedoch 
ein Pluralwahlrecht für größere Betriebe 
statuiert: Arbeitgeber m.t 51—100 versiche- 
rungspf.ichtigen Angestellten haben 2 Stimmen, 
für jedes weitere 109 erhöht sich die Zahl um 
1 Stimme, bis zum Maximum von 20 Stimmen 
für 1 Arbeitgeber. Das Wahlrecht ist nicht auf 
Männer beschränkt, doch ist Volljährigkeit 
Voraussetzung. 

Die Wahl erfolgt nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl unter Zugrundelegung von Vor- 
schlagslisten. Jede Wählergruppe von min- 
destens 5 Personen ist berechtigt, eine Vor- 
schlagsliste einzureichen, die mindestens so- 
viel Namen aufzuweisen hat, als die Zahl der für 
den betr. Bezirk und Kategorie zu wählenden 
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Vertrauensmänner und Ersatzmänner beträgt — 
die Höchstzahl der anzugebenden Namen be- 
trägt das Doppelte der Zahl der zu Wählenden. 
Jede Vorschlagsliste muß von den Einreichern 
(mindestens 5) unterzeichnet sein und einen für 
den weiteren Schriftwechsel bevollmächtigten 
Vertreter angeben. Wenn jemand mehrere.Vor- 
schlagslisten unterschrieben hat, so wird sein 
Name unter allen gestrichen; wer auf mehreren 
Listen steht, wird vom Wahlleiter befragt, für 
welche Liste er sich entscheidet, und bei Nicht- 
erklärung auf allen gestrichen. Die einge- 
reichten Vorschlagslisten werden vom Wahl- 
leiter bekanntgemacht. Die Wahl kann nun so 
erfolgen, daß der Wähler cine bestimmte Liste 
bezeichnet, oder aber so, daß er selbst die 
Namen der zu Wählenden auf den Stimmzettel 
schreibt; ersteres wird das häufigere sein, da 
es in der Regel auf die Liste nur einiger weniger 
großer Verbände und ihres Anhangs ankommen 
wird. Stimmzettel, die von den Verschlagslisten 
abweichen (auch in der Reihenfolge der Namen), 
sind ungültig ?). 

Die Vertrauens- und Ersatzmänner werden 
unter die Vorschlagslisten nach dem Verhältnis 
der Zahl der ihnen zugefallenen Stimmen ver- 
teilt, und zwar werden zunächst die Vertrauens- 
männer und danach die Ersatzmänner bestimmt, 
wobei innerhalb der einzelnen Liste die Reihen- 
folge der Namen bestimmend ist. Nachstehend 
das amtliche Beispiel für die Er- 
mittlung eines Wahlergebnisses (da- 
zu wird bemerkt, daß nach $ 28 der Wahlord- 
nung zur Ermittlung der Reihenfolge, in der 
die Sitze den verschiedenen Listen zu 
entnehmen sind, eine Gruppierung der Stimmen- 
zahlen zunächst nebeneinander vorzunehmen ist, 
dann unter jeder Zahl ihr Halbes, Drittel, 
Viertel usw. zu setzen ist; die Zahlen werden 
dann einfach ihrer Größe nach aus den ver- 
schiedenen Reihen abgelesen und bestimmen so 
die Sitzvergebung): 

Es ist angenommen, daß von der betr. 
(z. B. Angestellten-) Gruppe 4 Vertrauens- 
männer und 8 Ersatzmänner zu wählen sind. 
Es sind 5 Listen aufgestellt (A, B, C, D, E) 
und an Stimmen entfallen auf 

A B C D E 
6212 5626 1224 968 912 

Die Zahlen werden dann wie folgt grup- 

piert: 


A B C D E ’ 
1. - 6212 5626 1224 968 912 
2. (1) 3106 2813 612 484 456 
3. (1) 2070 1875 408 322 304 
4. (14) 1553 1406 306 242 228 
5.(1/,) 1242 1125 244 193 182 
6. (!/,) 1035 937 204 161 15 


2) Wenn für eine der beiden Kategorien nur 1 Vorschlagsliste 
eingereicht ist, findet keine Wahl statt; es gelten die auf ihr Vor- 
geschlagenen als gewählt. 
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Dann entfallen die Sitze in nachstehender 
Reihenfolge auf die einzelnen Listen: 
1. Vertrauensmannsitz Liste A (Zahl 6212) 


2. n „n B ( » 5626) 
3. „ "i w A ( „ 3106) 
4. " | „ B ( „ 2813) 
5. erste Ersatzmannsize » A ( » 2070) 
6. 7 „ B ( „ 1875) 
7. " „n A ( „ 1553) 
8. "n n B ( n 1406) 
9. zweite Ersatzmannsitze „ A ( „ 1242) 
10. ” n C ( » R24 
11. je „Be » 1125) 
12. i „ A ( » 1035) 
Die Wahlen sind binnen 1 Monat nach der 


Bekanntmachung des Wahlergebnisses anfecht-. 
bar, worüber die untere Verwaltungsbehörde 
entscheidet; auf Beschwerde gegen deren Ent- 
scheidung befindet die höhere Verwaltungs- 
behörde (Regierungspräsident) endgültig. Die 
Anfechtung der Wahl hindert jedoch die Aus- 
übung des Amtes als Vertrauensmann nicht. 


IV. Deckung der Versicherungs- 
leistungen (§§ 170—228). 


Die Mittel für die Versicherung werden von 
den Arbeitgebern und den Versicherten aufge- 
bracht, und zwar durch monatliche Beiträge, 
für welche je 1 Marke in einer vom Ange- 
stellten bei der unteren Verwaltungsbehörde 
(Magistrat, Gemeindevorstand) zu lösenden 
Quittungskarte verwendet wird. 

Die Beitragshöhe beläuft sich je nach der 
Gehaltsklasse auf 1,60—26,60 M. monatlich 
(siehe die oben abgedruckte Tabelle); je die 
Hälfte des Monatsbeitrags hat der Prinzipal 
und der Angestellte aufzubringen. Zur Ver- 
wendung der Marken, die durch Hineinschreiben 
des Verwendungstages zu entwerten sind, ist 
der Arbeitgeber verpflichtet), er hat auch die 
Marken zu kaufen und kann bei der Gehalts- 
zahlung die Hälfte des Betrags in Abzug brin- 
gen — die Abzüge dürfen, wenn 1 mal unter- 
blieben, höchstens bei der folgenden Gehalts- 
zahlung nachgeholt werden, so daß einem An- 
gestellten bei 1 Gehaltszahlung niemals mehr 
Abzüge als für 2 Gehaltsperioden gemacht wer- 
den dürfen. 

Die Quittungskarte hat der Angestellte zu 
beantragen. Er hat sie auch dem Prinzipal 
zur Markenverwendung vorzulegen, kann sie 
diesem übrigens dauernd zur Verwahrung über- 


8) Wenn ein Angestellter während des ganzen Kalendermonats 
bei 1 Chef beschäftigt war, so hat dieser die Marke zu verwenden. 
War er dagegen während des Monats kei mehreren Arbeitgebern 
angestellt oder nicht den ganzen Monat hindurch in Stellung, so 
hat jeder Arbeitgeber 8°/, des von ihm in dem Monat gezahlten 
Entgelts als Monatsbeitrag zu zahlen (wovon er die Hältte von 
deın Angestellten wieder einziehen kann). Für diese Teilbeträge 
werden von den Markenverkaufsstellen besondere Marken in ver- 
schiedener Höhe verkauft. 
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lassen; sie darf wider den Willen des Ange- 
stellten nicht zurückgehalten, auch nicht mit 
Vermerken oder Kennzeichen über Führung und 
Leistungen des Inhabers versehen werden. Die 
Karte hat Raum für 48 Marken, reicht also in 
der Regel für 4 Jahre; sie soll alle 5 Jahre, 
auch wenn sie nicht vollgeklebt ist, erneuert 
werden. 

Die in $ 172 des Gesetzes angegebenen Bei- 
träge sind nicht für alle Zeit unabänderbar; 
ob sie dauernd zur Deckung der Leistungen 
ausreichen, wird alle 5 Jahre (zuerst Ende 
1919) von der Reichsversicherungsanstalt durch 
eine versicherungstechnische Bilanz nachgeprütft. 
Wenn die Bilanz einen Fehlbetrag ergibt, so 
sind durch Gesetz die Beiträge entsprechend zu 
erhöhen; bei einem Ueberschuß ist die Er- 
höhung der Leistungen ins Auge gefaßt. Eine 
Herabsetzung der Beiträge ist da- 
gegenvomGesetznichtvorgeschen. 

Die in §§ 16 und 172 angegebenen Beiträge 
und Gehaltsklassen sind in der Regel bindend 
für die Beteiligten; nur in beschränktem Maße 
ist der Uebertritt des Versicherten in eine 
höhere Klasse zulässig, nämlich nur bis zum 
vollendeten 25. Lebensjahre, sowie ferner für 
diejenigen Angestellten, deren Gehalt sinkt — 
letztere können, wenn sie mindestens !/, Jahr 
in der höheren Klasse waren, darin bleiben. Der 
Prinzipal ist zu einem höheren Beitrag nur 
im Falle ausdrücklicher Vereinbarung ver- 
pflichtet; in Ermanglung einer solchen Abrede 
bleibt es für seinen Beitragsanteil bei der ge- 
setzlichen Höhe, der Angestellte hat dann ent- 
sprechend mehr beizutragen, damit sich der Be- 
trag der von ihm gewählten Klasse ergibt. 


V. Das Verfahren zur Erwirkung 


der Renten (§§ 229—311) 


mag, da es naturgemäß erst dann von Bedeutung 
wird, wenn die ersten Renten zur Festsetzung 
gelangen (also kaum vor 5 Jahren), hier nur 
gestreift werden. Wer Rente beansprucht, hat 
den Antrag darauf an den Rentenausschuß zu 
stellen, der darüber nach Prüfung aller ein- 
schlägigen Punkte in der Regel in mündlicher 
Verhandlung unter Zuziehung der Versiche- 
rungsvertreter entscheidet; gegen den Bescheid 
ist Berufung an das Schiedsgericht und dann 
Revision an das OÖberschiedsgericht gegeben, 
die beide mit Beisitzern in paritätischer Be- 
setzung entscheiden. 


Wichtig für die erste Zeit nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes sind die Bestimmungen 
über die Einleitung eines Heilverfahrens zur 
Abwendung drohender Invalidität. Darüber ent- 
scheidet die Reichsversicherungsanstalt; gegen 
seine Entscheidung gibt es kein ordentliches 
Rechtsmittel, sondern nur Beschwerde beim 
Reichsamt des Innern. 
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VI. Zuschuß- und Ersatzkassen 
(§§ 365—389). 


1. Fabrik-, Betriebs-, Haus-, Seemanns- und 
ähnliche Kassen für ein oder mehrere bestimmte 
Unternehmungen können unter gewissen Vor- 
aussetzungen auf die von ihnen gewährten 
Pensionen und Hinterbliebenenunterstützungen 
die Ruhegeldbezüge usw. des Versicherungs- 
gesetzes anrechnen. Diese Voraussetzungen sind 
(kumulativ): 


a) die Kassen dürfen nur für den Kreis der 
Angestellten im Sinne des Gesetzes vom 
20. Dezember 1911 errichtet sein oder es 
muß für diese ein besonderer Vermögensteil 
ausgeschieden und separat verwaltet 
werden; 


b) die betr. Kassen müssen die Beiträge zur 
Reichsversicherung aus ihren Mitteln ent- 
richtet haben und dazu von den Arbeit- 
gebern Zuschüsse in Höhe der Mindest- 
beträge, die ihnen nach dem Gesetze ob- 
licgen, erhalten. 


Die betr. Kassen übernehmen also die Ver- 
pflichtungen aus dem Reichsgesetz, wofür ihnen 
dann die Leistungen der Reichsversicherung zu- 
gute kommen; es wird dadurch eine die An- 
gestellten treffende doppelte Belastung ver- 
mieden, dabei aber die höhere Leistung der 
Zuschußkasse erhalten. 


Die Zuschußkas:en sind berechtigt, ihre 
satzungsmäßigen Leistungen gegen Einzahlung 
des Deckungskapitals auf die Reichsversiche- 
rungsanstalt zu übertragen, sie können auch 
durch Einzahlung der entsprechenden Prämien- 
reserve die Wartezeit ihrer Mitglieder ab- 
kürzen. 


2. Kassen der bezeichneten Art können, 
wenn sie schon vor dem 5. Dezember 1911 
bestanden haben und rechtsfähig sind, als Er- 
satzkassen zugelassen werden, d. h. die Bei- 
tragsleistung zu ihnen steht der Versicherung 
bei der Reichsversicherungsanstalt gleich. Vor- 
aussetzung ist die Zuständigkeit für alle Anze- 
stellten des Unternehmens, die Gleichwertigkeit 
der Kassenleistungen mit den reichszesetzlichen 
Leistungen, die Beitragsleistung d:r Arbeitgeber 
in mindestens gleicher Höhe wie bei der Reichs- 
versicherung, und endlich die Beteiligung der 
Angestellten bei der Verwaltung der Kasse und 
der Feststellung der Leistungen; zur Gewähr- 
leistung der übernommenen Leistungen ist das 
Vermögen der Ersatzkasse in bestimmter 
Weise anzulegen (§ 331). Die Beitrazszeit bei 
einer Ersatzkasse wird auf die Reichsversiche- 
rung angerechnet und umgekehrt. 


Ueber die Zulassung als Ersatzkasse wird in 
jeden einzelnen Falle entschieden. 
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VII Einfluß bestehender Versiche- 
rungsverträge auf die Versiche- 
rungspflicht (§ 360 ff.). 


Angestellte, für die vor dem 5. Dezember 
1911 bei Öffentlichen oder privaten Lebensver- 
sicherungsunternehmungen ein Versicherungs- 
verfrag geschlossen ist, können auf ihren An- 
trag von der Beitragsleistung befreit werden, 
wenn der Jahresbetrag der Beiträge für diese 
Versicherungen bei Inkrafttreten des Gesetzes 
(1. Januar 1913) mindestens dem ihrer Ge- 
haltsklasse entsprechenden Beitrage gleich- 
kommt; es ist zulässig, die Lebensversicherung 
bis zum 1. Januar 1913 noch so zu erhöhen, daß 
der gesetzliche Beitrag dann erreicht ist, nur 
muß die Versicherung überhaupt, wenn auch 
mit geringerer Prämie, am 5. Dezember 1911 
bereits abgeschlossen gewesen sein. (Einen 
zweiten Befreiungsfall sieht der § 390 Il vor.) 
Der so versicherte Angestellte hat sich gleich- 
wohl eine Aufnahmekarte ausstellen zu lassen 
und in dieser den Antrag auf Befreiung unter 
Beifügung der Versicherungspapiere zu stellen. 
Die Befreiung erstreckt sich nur auf die Bei- 
tragspf.icht des Angestellten; sein Arbeit- 
geber hat die ihm selbst obliegende Beitrags- 
hälfte zu entrichten — dafür erhält, bei Er- 
füllung der übrigen Voraussetzungen, der An- 
gestellte seinerzeit die halben Versicherungs- 
leistungen. Wenn die Lebensversicherung vor- 
zeitig durch Rückkauf, Verfall (unterlassene 
Prämienzahlung) usw. erlischt, so lebt die Bei- 
tragspfiicht für den Angestellten wieder auf; 
die Reichsversicherungsanstait erhält ki:zrvon 


durch Mitteilung der Lebensversicherung 
Kenntnis. 
VI. Sonstige Erleichterungen für 


die Uebergangszeit. 


1. Zur Vergrößerung des Kreises der Ver- 
sicherten hat die R.V.A. im ersten Jahre nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzes Angestellten mit 
5—10 C09 M. Jahresarbeitsverdienst den Beitritt 
zu gestatten, wenn sie in den letzten 4 Jahren 
30 Monate in versicherungspflichtiger Beschäfti- 


gung (abresehen von der Höhe des Verdienstes) 
gestanden haben, ebenso unter der gleichen 
Voraussetzung Selbständigen mit höchstens drei 
versicherungspflichtigen Angestellten ($ 394). 

2. In den ersten 3 Jahren nach Inkraft- 
treten des Gesetzes kann die R.V.A. einzelnen 
Angestellten nach vorheriger ärztlicher Unter- 
suchung gestatten, die 5;ährige Wartezeit zum 
Bezuge der Rente durch Einzahlung der ent- 
sprechenden Prämienreserve abzukürzen (§ 395). 

3. In den ersten 10 Jahren nach dem In- 
krafttreten des Gesetzes genügt zur Erfüllung 
der Wartezeit bei den Hinterbliebenenrenten das 
Zurücklegen von 60 Beitragsmonaten ($ 396). 

4. Angestellte, die am 1. Januar 1913 bereits 
55 Jahre sind, werden auf ihren Antrag von 
der Versicherungspflicht befreit, wenn ihnen die 
Abkürzung der Wartezeit nicht gestattet wird 
oder nicht möglich ist (§ 397). 

5. In den ersten 15 Jahren nach dem In- 
kraittreten des Gesetzes wird der Witwe oder 
den Kindern die Hälfte der Beiträge erstattet, 
wenn der Versicherte stirbt oder berufsunfähig 
wird, ohne daß Versicherungsleistungen verlangt 
werden können (z. B. wegen nicht erfüllter 
Wartezeit usw.), § 399. Im übrigen kennt das 
Gesetz für männliche Versicherte keine Beitrags- 
erstattung (für die Spezialfälle der Verheiratung 
und der Einstellung der Erwerbstätigkeit bei 
weiblichen Versicherten, vgl. $ 62 u. 63 des Ge- 
setzes). Vielmehr sind alle Beiträge verfallen 
und vermehren das Vermögen der Versiche- 
rungsanstalt. Dahin gehören die Fälle des Todes 
oder der Invalidität vor erfüllter Wartezeit oder 
bei nicht aufrechterhaltener Anwartschaft (so 
bei Aufgabe der Stellung und Selbständig- 
machung ohne Weiterversicherung oder Aner- 
kennungsmarken), ferner der Tod eines Ver- 
sicherten, der keine Familie hinterläßt. Diese 
ohne Gegenleistung ins Vermögen der Versiche- 
rungsanstalt gefallenen Beiträge tragen mit da- 
zu bei, die verhältnismäßig hohen Versicherungs- 
leistungen zu begründen; diese Tendenz der 
Ausschließung von Erhaltungen ist dem Ver- 
sicherungsgesetz mit der R.V.A. gemeinsam. 


Zur jüngsten Entwicklung des gewerblichen Rechtsschutzes 


= in England, Amerika und Deutschland. 
- Von Dipl.-ng. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt, Berlin. 


Der Stand des gewerblichen Rechtsschutzes 
eines Landes gibt einen Maßstab ab nicht nur 
für die Beurteilung dessen Handelspolitik, son- 
dern auch dessen wirtschaftlicher Prosperität. 
Deshalb erscheint die Verfolgung der amtlichen 
Veröffentlichungen der führenden Industrie- 


länder nicht nur interessant für den Industriellen 
und den Patentanwalt, sondern auch für den 
Nationalökonomen. Naturgemäß müssen die zu 
vergleichenden Länder denselben gewerblichen 
Rechtsschutzsystemen angehören. Es ist deshalb 
beispielsweise nicht gestattet, ein Land des 
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Eintragungssystems zu vergleichen mit einem 
Landes des Vorprüfungssystems. Auch die 
historisch gewordene Eigenart des jeweiligen 
Patentgesetzes muß berücksichtigt werden; 
man wird beispielsweise die Zahl der im 
Deutschen Reiche erhobenen Beschwerden 
nicht vergleichen dürfen mit der Zahl der 
Beschwerden, die in Amerika alljährlich erhoben 
wird, da die gesetzlichen Voraussetzungen für die 
Beschwerdeerhebung in beiden Ländern ganz 
anderer Art sind. Dasselbe gilt etwa bezüglich 
der mündlichen Verhandlungen, die in England 
einerseits und Deutschland anderseits gewährt 
werden, denn auf Grund des englischen Ge- 
setzes konnte sich die mündliche Verhandlung 
dort zur Regel entwickeln, während sich das 
deutsche Verfahren im wesentlichen auf dem 
Schriftsatze aufbaut. Unter Berücksichtigung 
dieser und anderer bekannter Momente soll im 
nachstehenden ein Ueberblick über die jüngste 
Entwicklung des gewerblichen Rechtsschutzes in 
England, Amerika und Deutschland gegeben 
werden. <; 
England. 

Die jüngste Entwicklung des gewerblichen 
Rechtsschutzes in England ist gekennzeichnet durch 
die Abnahme der Patent- und Warenzeichenanmel- 
dungen und die außerordentliche Zunahme der 
Musteranmeldungen. So sank die Zahl der Patent- 
anmeldungen von 306031) im Jahre 1909 auf 
30388 im Jahre 1910 und auf 29353 im Jahre 
1911; die Zahl der Warenzeichenanmeldungen 
sank von 10889 im Jahre 1909 auf 10623 im 
Jahre 1910 und auf 9743 im Jahre 1911; die 
Zahl der Musteranmeldungen stieg von 26412 
im Jahre 1909 auf 32745 im Jahre 1910 und 
auf 43 057 im Jahre 1911. England ist das Land 
der Muster, die allerdings nicht ohne weiteres 
mit den deutschen Gebrauchs- und Geschmacks- 
mustern identisch zu setzen sind. 


Aus der Zahl der Musteranmeldungen 
erklärt sich der glänzende ,„Abschluß‘‘, 
den das englische Amt gerade im letzten 
Jahre erzielte; naturgemäß; denn es kom- 
men verhältnismäßig hohe Gebühren ein, 
gegen einen verhältnismäßig geringen Aufwand 
an Prüfungspersonal. So ist der Reingewinn des 
englischen Amtes in den letzten Jahren fort- 


1) Die statistischen Angaben sind dem Bericht des englischen 
Comptroller General W. Tempel Franks entnommen; der Be- 
richt ist überschrieben: „Twenty-ninth Report of the Comptroller 
General of Patents, Designs, and Trade Marks with Appendices, 
for the year 1911. Ordered, by The House of Commons, to be 
printed, 18 March 1912. London: Published by His Majesty's 
Stationary Office To be purchased, either directly or through 
any Bookseller, from Wyman & Sons, Ltd., Fetter Lane, E. C., 
and 32, Abington Street, S.W.; or Oliver and Boyd, Tweeddale 
Court, Edinbourgh; or E. Ponsonby, Ltd., 116, Grafton Street, 
Dublin, Printed by Eyre and Spottiswoode, Ltd., East Harding 
Street, E. C., Printers to the King’s Most Excellent Majesty, 1912, 
Price 2!, d.* 


gesetzt gestiegen; es stiegen die Einnahmen 
von 302829 £ im Jahre 1909 auf 314024 £ im 
Jahre 1910, und auf 319711 £ im Jahre 1911; 
die Ausgaben stiegen von 203536 £ im Jahre 
1909 auf 214955 £ im Jahre 1910 und sanken 
auf 204930 £ im Jahre 1911. Der Ueberschuß 
der Einnahmen gegen die Ausgaben beträgt 
114731 £ gegenüber einem Ueberschuß von 
100 000 £ im Jahre 1910. Eine Zunahme des 
prüfenden Personals besteht so gut wie nicht; 
das englische Amt beschäftigt insgesamt 679 Per- 


sonen, also weit weniger a's etwa das deutsche 


Amt. 


An Einzelheiten bezüglich des englischen Ver- 
fahrens ist als interessante Erscheinung zu ver- 
merken, daß die Zahl der Patentanmeldungen 
mit provisorischer Beschreibung in den letzten 
Jahren stark gefallen ist; im Jahre 1909 hatte 
sie ihren Höchststand erreicht. Im Gegensatz 
hierzu ist die Zahl der Anmeldungen mit voll- 
ständigen Beschreibungen in den letzten Jahren 
fortgesetzt gestiegen und hat mit dem Jahre 
1911 ihren Höhepunkt erlangt. Diese Entwick- 
lung ist zu begrüßen, um so mehr als man da- 
mit vielleicht hoffen kann, die Einrichtung der 
provisorischen Anmeldung überhaupt beseitigt zu 
sehen, denn trotz der Peinlichkeit, mit der die 
englische Prüfunzsbehörde die Uebereinstimmung 
von provisorischer und definitiver Anmeldung 
prüft, verlieren doch fortgesetzt viele enzlische 
Anmelder bei Anmeldungen in den Unionsstaaten 
die Priorität und müssen sich so ihre eigenen 
Erfindungen als neuheitsschädlich entgegen- 
halten lassen. Wenn auch Deutschland hierin 
vorsichtig ist, so nimmt anderseits Oesterreich 
neuerdings in dieser Frage eine Haltung ein, 
die dem englischen Parlament die Beseitigung 
des Institutes der provisorischen Anmeldung 
nahelegen dürfte. 


Von den beanstandeten Anmeldungen wurden 
10363 ohne mündliche Verhandlung erwidert, 
740 nach einer mündlichen Verhandlung; in 
321 Fällen mußte eine Bezugnahme auf ältere 
Patentbeschreibungen eingefügt werden. Dem- 
gegenüber betrugen die entsprechenden Zahlen 
für das Jahr 1909: 9127 erwidert ohne münd- 
liche Verhandlung, 1005 nach einer mündlichen 
Verhandlung. 


Eine nicht weniger interessante Erscheinung 
zeigt sich bezüglich der Nationalität der Erfin- 
der; wie bereits früher, so zeigte sich auch im 
letzten Jahre die Tendenz: Abnahme der Er- 
finder aus Großbritannien und den meisten 
britischen Kolonien, Zunahme der Erfinder aus 
Oesterreich, Belgien, Dänemark, Frankreich, 
Deutschland (3304 gegen 3221 im Jahre 1910 
und 3038 im Jahre 1909), Italien, Spanien, 
Schweden, Schweiz und Argentinien; merk- 
würdigerweise haben die Anmeldungen aus den 
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Vereinigten Staaten abgenommen; sie betrugen 
26070 gegen 2818 im Jahre 1910; vielleicht eines 
der Zeichen, die darauf hindeuten möchten, daß 
Amerika daran ist, England immer mehr an 
Deutschland, seinem „natürlichen Liefe- 
ranten‘, abzutreten. 

In bezug auf die Lebensdauer der Patente 
zeigt die jüngste Entwicklung in England inso- 
fern eine bemerkenswerte Erscheinung, als von 
den 13452 Patenten, die auf Grund von An- 
meldungen, die im Jahre 1898 gesiegelt worden 
waren, 528 während der vollen Periode von 
1} Jahren aufrecht erhalten wurden; das macht 
3,900, während es im Jahre 1910 nur 300 waren; 
vielleicht ein Beweis, daß die juristische Be- 
handlung in Verbindung mit der wirtschaftlichen 
Verwaltungsmöglichkeit der gewerblichen Rechts- 
schutzobjekte heute in England und Deutsch- 
land ungefähr konform gehen. 

Wie vö.lig bedzu:ungslos sich die Einführung 
des Ausübungszwanges erwies, zeigt die jüngste 
Entwicklung wiederum. Die Zahl der Zurück- 
nahmen von Patenten, die ausschließlich oder 
hauptsächlich im Auslande ausgeübt wurden, ist 
ganz unbedeutend; es wurden im Jahre 1911 
insgesamt fünf Anträge gestellt, und in zwei von 
diesen Fällen wurde die Zurücknahme ausge- 
sprochen; im Jahre 1910 wurden sechs Anträge 
gestellt und in einem Falle das Patent zurück- 
genommen. 


Bemerkenswert ist, daß sich die Zahl der 
Patentanwälte ebenso wie in Deutschland, so 
auch in England stets auf annähernd gleicher 
Höhe bewegt, obschon die Zulassung von Patent- 
anwälten in England so gut wie ganz in die 
Hände der Berufsorganisation gelegt ist und so 
den Anwälten ein Mittel gegeben wäre, die Zahl 
der Anwälte stets zu drücken. Die englische Pa- 
tentanwaltschaft ist von dieser Handlungsweise 
ebenso weit entfernt, wie dies unter gleichen 
Voraussetzungen die deutschen Anwälte wären. 
Es wurden im Jahre 1910 insgesamt 13 Patent- 
anwälte neu eingetragen und im Jahre 1911 ins- 
gesamt 11, so daß die Gesamtzahl der englischen 
Patentanwälte Ende 1911 sich auf 267 belief; 
genau dieselbe Zahl wie zu Ende des Jahres 
1910. 


Amerika. 


Beim Patentamt der Vereinigten Staaten 
gingen im Jahre 1911 insgesamt 69121 °) Patent- 
anmeldungen ein, gegen 64629 im Jahre 1910 
und 65839 im Jahre 1909; die Zahl der An- 
meldungen ist also im Steigen begriffen. 


2) Die statistischen Angaben sind entnommen dem „Report of 
the Commissioner of Patents to Congress for the year ended 
December 31, 1911*; abgedruckt in „The Official Gazette of the 
United States Patent Office, issued Tuesday, February 13, 1912, 
Published by Authority of Congress. Washington: Government 
Printing Office. 1912.“ 


ze r 


403 


Die Zahl der Warenzeichenanmeldungen be- 
trug im Jahre 1911 insgesamt. 4205 gegen 
4239 im Jahre 1910 und 4184 im Jahre 1909; 
diese Zahl ist somit im großen und ganzen un- 
verändert geblieben; Amerika scheint sich da- 
nach urheberrechtlich zum Lande der 
Warenzeichen entwickeln zu wollen. Dazu 
kommen noch 659 Anmeldungen auf Etikette 
(370 im Jahre 1910) und 248 auf Vordrucke 
(120 im Jahre 1910), die jedoch hier ausscheiden 


können, da diese Einrichtung beim deutschen 
Patentamt nicht existiert. 

Bezüglich der Finanzen des amerika- 
nischen Amtes ist festzustellen: Es be- 
trugen die Gesarmteinnahmen im Jahre 1911 


insgesamt 2019 288,03 Doll., gegen 2025 5306,69 
Dollar im Jahre 1910; die Gzsamtausgaben be- 
trugen 1953 689,91 Doll. gegen 2 005 711,94 Doll. 
im Jahre 1910. Somit beläuft sich der Rein- 
gewinn auf 65693,12 Doil. gegen 19 324,75 Doll. 
im Jahre 1910. Hinsichtlich der Nationalität der 
Erfinder ist zu konstatieren, daß auch hier die 
Zahl der aus dem Inlande gekommenen Anmel- 
dungen abgenommen hat, und zwar betrug sie 
29801 gegen 32058 in 1910, daß dagegen die 
Zahl der aus dem Auslande gekommenen An- 
meldungen zugenommen hat; sie betrug 40583 
gegen 3719 in 1910. Es ist ferner zu konsta- 
tieren, daß auch in diesem Jahre an Deutsch- 
land weitaus am meisten Patente erteilt worden 
sind, und zwar wurden erteilt 1320 Patente 
gegen 1038 im Jahre 1910. Der Deutsche legt 
sonach auf die amerikanischen Schutzrechte 
einen fortschreitend zunehmenden Wert. Nach 
Deutschland folgt an zweiter Stelle England mit 
935 Patenten gegen 894 im Jahre 1910; der Eng- 
länder scheint somit dem Deutschen das Feld 
in Amerika räumen zu wollen. Die Bemühungen 
des amerikanischen Patentamts - Präsidenten 
(Commissioners), als Prüfer nur Personen mit 
abgeschlossener akademischer Vorbildung zu be- 
schäftigen, sind im letzten Jahr endlich verwirk- 
licht worden. Heute sind nur noch Beamte mit 
abgeschlossener Hochschulbildung, wie dies bei 
den älteren Kulturländern schon längst der Fall 
ist und wie dies jeder Sachkundige auch in 
Amerika kommen sah, im Prüfungsgeschäfte der 
Union tätig. Dieser Erfolg sei aber, führt 
der Bericht aus, nur zu erzielen ge- 
wesen dadurch, daß der Kongreß seit 
dem Jahre 1909 weit umfassendere Mittel 
für Gehälter vorgesehen hatte, — Solche und 
viele andere Grundsätze und Institutionen wird 
die Union aufnehmen müssen in dem Maße, 
als sie von einem Lande der Zivilisation zu einem 
Kulturlande wird. Dann werden die zahlreichen 
Mißstände, die der anständige und gebildete 
Amerikaner in seinem Lande heute beklagt, von 
selbst verschwinden und Fälle der Erwirkung 
von Patenten durch Bestechung der Beamten, 
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xon denen der letzte Bericht des Präsidenten 
ebenfalls erzählt, werden praktisch ebenso aus- 
geschlossen sein wie in den fortgeschritteneren 
Staaten. 


Deutschland. 


Die Zahl der Patentanmeldungen hat abge- 
nommen ?); sie betrug 44929 gegen 45209 im 
Jahre 1910 und 44411 im Jahre 1909. Dem- 
gegenüber hat die Zahl der bekanntgemachten 
Anmeldungen und auch die der erteilten Pa- 
tente zugenommen; die Zahl der erteilten Pa- 
tente betrug 12640 gegen 12100 in 1910 und 
11995 in 1909. Schlüsse auf eine weniger 
strenge Prüfunz dürfen hieran nicht geknüpft 
werden. 


Die höchste Anzahl der eingegangenen 
Patentanmeldungen weist unter allen Klassen 
ebenso wie im  Vorjahre die Elektro- 


technik auf, und zwar 2992 gegen 2782 im 
Jahre 1910; ein Beweis, wie fortgeschrittene 
Technik und gewerbliche Schutzrechte Hand in 
Hand miteinander gehen. 


Die Statistik der Anmeldungen aus dem In- 
und Auslande ergib!, in Uebereinstimmung der 
für England und Amerika festgestellten Ent- 
wicklungstendenz, daß die Zahl der auf das 
Deutsche Reich entfallenden Anmeldungen ab- 
genommen hat, und zwar um 707, gegen eine 
Zunahme von wenn auch nur 192 im Jahre 
1910; die aus dem Auslande eingegangenen An- 
meldungen haben dagegen auch hier um 427 
zugenommen, und zwar um 427 gegen 605 im 
Jahre 1910. Die Zahl der Anmeldungen aus 
Großbritannien beträgt 1231 gegen 1286 im 
Jahre 1910, die aus den Vereinigten Staaten 
1929 gegen 1922 im Jahre 1910; auch hier 
zeiet England eine abnehmende, Amerika eine 
steigende Tendenz. Sonach ergibt sich: Deutsch- 
land gibt an England dreimal soviel Anmeldun- 
pen als umgekehrt, und zwar gibt Deutschland 
von Jahr zu Jahr mehr, England von Jahr zu 
Jahr weniger. Deutschland gibt an Amcrika ein- 
halbmal soviel Anmeldungen als es von Amerika 
erhält, und zwar gibt Deutschland an Amerika 
jedes Jahr mehr und Amerika an Deutschland 
ebenfalls. Dabei entfernt sich England immer 
mehr von Amerika und umgekehrt. Der volks- 
wirtschaftliche Effekt dieser Entwicklung er- 
gibt sich von selbst. 

Einen Einblick bezüglich der Erreichung der 
gesetzlichen Höchstdauer von 15 Jahren gewähren 
folgende Anzaben: von den zwischen 1377 bis 
Ende 1895 erteilten Patenten haben 2,9%, von 
den in den Jahren 1891 bis 1895 erteilten Pa- 
tenten 3,5% und von den 1877 bis Ende 1397 


2) Veröffentlicht in „Blatt für Patent-, Muster- und Zeichen- 
wesen, Carl Heymanns Verlag, Perlin W.S, XVII. Jahrg., 1912, 
No. 3, pog. 46 ff.“ 


erteilten Patenten haben 3% die . gesetzliche 
Höchstdauer erreicht; man kann demgemäß ein 
schwaches Steigen der Durchschnittsziffer an- 
nehmen. 


Die Zahl der Zurücknahmeanträge ist auch 
im letzten Jahre gesunken; sie betrug 11 gegen 
24 im Jahre 1910 und 42 im Jahre 1909. Auf 
Erteilung einer Zwangslizenz ist nur ein Antrag 
eingegangen. Endgültig entschieden wurden 
seitens des Patentamtes 6, seitens des Reichs- 
gerichts 2; von den letzteren wurden von 
diesem 1 bestätigt und 1 abgeändert; im Jahre 
1910: jeweils 3 bestätigt und 3 abgeändert, 
im Jahre 1909 dagegen 2 bestätigt und keine 
abgeändert. 


Bezüglich des Gebrauchsmusterwesens ist 
festzustellen: Während die Zahl der Anmel- 
dungen bisher siets zunahm, ist sie letztes Jahr 
zum ersten Male zurückgegangen; sie beträgt 
54444 gegen 54580 im Jahre 1910. Die höchste 
Anzahl der einzegangenen Anmeldungen kommt 
ebenso wie im Vorjahre auf hauswirtschaftliche 
Maschinen und Geräte; dieses Gebiet ist die 
eigentliche Domäne des deutschen Musters. Von 
den 1891 bis Ende 1911 einzetragenen Mustern 
bestanden noch 141 S17 und von diesen 12,2% 
länger als 3 Jahre. Gegen die Verfügungen 
der Anmeldestelle für Gebrauchsmuster sind in 
13 Fällen Vorstellungen beim Präsidenten er- 
hoben worden; von diesen wurden 6 abge- 
wiesen und 7 anzrkannt. 


In der Entwickiung der Warenzeichenabtei- 
lung zeigt sich eine wichtige Erscheinung. Wah- 
rend bis zum Jahre 1909 die alljährliche Zu- 
nahme der Anmeldungen einige Tausende be- 
trug, ist seit dieser Zeit eine gewisse zunehmende 
Flauheit eingetreten, so daß angenommen wer- 
den kann, die Zahl der Anmeldungen strebe 
einem kontinuierlichen Maximum zu. Es betrug 
die Zahl der Anmeldungen 26002 gegen 25 9063 
im Jahre 1910 und 23271 ım Jahre 1909. Die 
Zahl der Löschungen ist zurückgegangen; sie 
betrug 1898 gegen 1956 im Jahre 1910 und 
2026 im Jahre 1999. 


Es muß noch in Uecbereinstimmung mit dem 
englischen und amerikanischen Bericht auf die 
Einnahmen und Ausgaben des deutschen Patent- 
amtes eingegangen werden. Die Einnahmen be- 
trugen im Jahre 1911 insgesamt 10635655 M, 
gegen 10220 348 M. im Jahre 1910 und 9 735 634 
Mark im Jahre 1999. Die Ausgaben beliefen 
sich auf 5126959 M., gegen 5121 313 M. im 
Jahre 1910 und 4938799 M. im Jahre 1909. 
Es folgt somit ein Reingewina aus dem letzten 
Jahre von 5559705 M., gegen 5099035 M. im 
Jahre 1910 und 4795835 M. im Jahre 1909. 


beansprucht die 
Patent- 


Eine besondere Beachtung 
Entwicklung im Vertretungswesen am 
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amt. In Betracht kommen Patentanwälte und 
Rechtsanwälte. Da ein Anwaltszwang nicht be- 
steht, so werden Vertretungen auch von anderen 
Leuten, sogenannten „Patentagenten‘“, in der 
Statistik mitgeführt; merkwürdigerweise unter 
der Rubrik „sonstige Vertreter‘. Nachdem noch 
im vorigen Jahre die Entwicklung dahin ten- 
dierte, im Patentanmeldeverfahren die Ver- 
tretung auszuschalten, ist im letzten Jahre der 
Anteil der Anmeldungen, die durch Vertreter 
bewirkt wurde, wieder gestiegen; er betrug 
51,8% der eingegangenen Anmeldungen, gegen 
51,2% im Jahre 1910 und 52,306 im Jahre 1909. 
Der Anteil dieser Vertretungen, der auf die 
Patentanwälte fällt, hat wie früher, so auch 
im letzten Jahre weiter abgenommen; es wur- 
den von Patentanwälten eingereicht 45,6% der 
eingegangenen Anmeldungen, gegen 46,70 im 
Jahre 1910 und 48,00% im Jahre 1909 und so- 
gar 50,200 im Jahre 1998. Die Verschiebung 
erfolgte zugunsten der Rechtsanwälte und der 
Patentagenten, deren prozentualer Anteil am 
Anmeldevertretungsgeschäft zunahm. Die be- 
herrschende Stellung der Patentanwälte in Ein- 
spruchs-, Nichtigkeits- und Zurücknahme- 
verfahren kommt dagegen auch in der neuesten 
Statistik zum Ausdruck. Es wäre aber nunmehr 
nachgerade an der Zeit, daß der Statistiker des 
Patentamtes mit der Rubrik „sonstige Vertreter“ 
aufräumt oder doch genau sagt, was er dar- 
unter verstanden wissen will. An der Gruppe 
„sonstige Vertreter‘ als solcher hat weder ie 
Wissenschaft noch die Praxis ein Interesse; si2 
haben nur dann ein Interesse daran, wenn daraus 
ersichtlich ist, zu welchem Anteil die Patent- 
agenten noch am Vertretungsireschäft neben den 
legitimen Vertretern in Betracht kommen, und 
da kommt es in erster Linie auf die „Vertretun- 
gen* jener „Vertreter‘ an, die „vertreten‘‘, ob- 
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schon sie von der „Vertretung“ seitens des 
Präsidenten ausgeschlossen worden sind; es 
sind das jene meist unsauberen Elemente, die 
die Schriftsätze entwerfen und diese dann unter 
Verheimlichung des eigentlichen Sachverhaltes 
und vielfach unter Belügung der Auftrag- 
geber diesen zur Untersuchung und Ein- 
reichung weitergeben. Nachdem das Patent- 
amt so mannigfache und viele Erhebungen 
macht, sollte es ihm auch möglich sein, diese 
kleine Mehrarbeit auf sich zu nehmen; denn eine 
zukünftige Reform des Patentanwaltsgesetzes 
ist ohne eine solche Statistik gar nicht vernünftig 
durchführbar. Die bisher in der amtlichen 
Statistik erscheinende Rubrik „sonstige Ver- 
treter‘“ ist nicht nur nichtssagend, sondern wirkt 
schädlich, weil sie geeignet erscheint, dem 
Leser ein ganz falsches Bild von dem Umfang 
und der Wirksamkeit des Patentagententums zu 
geben. Es braucht nicht betont zu werden, daß 
an die Beseitigung dieses Mißstandes auch das 
Patentamt selbst das allergrößte Interesse hat; 
eine Remedur sollte deshalb unverzüglich ein- 
setzen! 

Die Zahl der Patentanwälte hat sich ungefähr 
auf der Höhe des Vorjahres gehalten. Zur 
Patentanwaltsprüfung hatten sich 13 Kandidaten 
gemeldet; 1 Kandidat ist nach Ablegung der 
schriftlichen Prüfung zu der mündlichen Prüfung 
nicht zugelassen worden, 3 Kandidaten haben 
die Prüfung zum ersten Male nicht bestanden, 
8 Kandidaten haben die Prüfung bestanden, da- 
von 2 bei ihrer Wiederholung. Auf Grund des 
Examens wurden eingetragen 6 Patentanwälte; 
7 Patentanwälte wurden gelöscht, und zwar 
2 auf ihren Antrag, 4 infolge Ablebens, 1 auf 
Grund cehrengerichtlicher Entscheidung. Am 
Ende des Jahres 1911 standen 274 Patent- 
anwälte in der Liste eingetragen. 


° Aus Vereinen und Kongressen. : 


Gesellschaft Deutscher Metallhütten- und Berg- 
leute, E.V. 


Die erste Generalversammlung der oben ge- 
nannten, Anfang dieses Jahres gegründeten Ge- 
sellschaft fand vom 20.—23. September d. J. in 
Berlin statt. Der Kongreß bezann am Freitag, 
den 20. September mit einem Begrüßungsabend 
im „Heidelberger‘‘, bei welchem der Vorsitzende 
des Vorstandes, Herr Niedner-Tarnowitz, die 
zahlreich erschienenen Teilnehmer willkommen 
hieß und der Hoffnung auf einen erfolgreichen 
Verlauf der ersten Tagung Ausdruck gab. Die 
am darauffolgenden Sonnabend, den 21. d. M., 


in der Technischen Hochschule zu Charlotten- 
burg stattfindende Mitglieder - Versammlung 
wurde von Herrn Borchers-Aachen mit einer 
Ansprache eröffnet, in welcher er der Ver- 
dienste der Gesellschaft für wirtschaftliche Aus- 
bildung in Frankfurt a. M. für die Vorbereitung 
der Gründung der Gesellschaft in herzlichen 
Worten gedachte und sodann dem Vorstande 
für die mühevolle Arbeit in den seit der Grün- 
dung verflossenen Monaten dankte. Hierauf 
erstattete der Vorsitzende des Vorstandes, 
Herr Niedner, einen Bericht über d.e Entwick- 
lung der Gesellschaft und die Geschäftstätig- 
keit seit der Gründung. Er hob besonders her- 


‚vor, daß die Gesellschaft, deren Mitgliederzahl 


schnell auf über 350 gestiegen ist, vom Ok- 
tober d. J. ab ein eigenes Organ unter der Be- 
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zeichnung „Metall und Erz‘ als neue Folge 
der „Metallurgie“ selbständig herausgeben 
werde, das dea Mitgliedern der Gesellschaft 
für den Jahresbeitrag kostenlos geliefert wer- 
den wird. In der Mitgliederversammlung wurden 
die Herren Berghauptmann a. D. Vogel-Bonn 
und Bergrat Zörner-Kalk in den Verwaltungsrat 
neu hinzu gewählt. Als. Ort für die nächste 
Mitgliederversammlung, die im Juni 1913 statt- 
finden soll, wurde Aachen bestimint. 


Nach Erledigung der satzungsgemäßen Tages- 
ordnung nahm Herr Bornhardt das Wort 
zu scinem Vortrage über „Die Erzvorkommen 
des Rheinischen Schiefergebirges‘“. Er lie3 hicr- 
bei die Eisen- und Manganerzvorkemmen un- 
berücksichtigt und beschränkte sich, der Zu- 
sammensetzung der Zuhörerschaft Rechnung 
tragend, auf die für den Metallhüttenmann 
praktisch wichtigen Erzvorkommen. 


Die wirtschaftliche Bedeutung der rheini- 
schen Erzvorkommen ist daran zu ermessen, 
daß hieraus im Jahre 1911 für 6,6 Millionen 
Mark Bleierze und für 12 Millionen Mark Zink- 
erze erzeugt worden sind. Ueberwiegend 
handelt es sich um Gänge, die in den Schiefer- 
und Grauwacken des Unterdevons aufsetzen. 
Solche Gänge kommen besonders im Sieger- 
lande, im Bergischen und in dem Ems- und 
Braubacher, dem Molau und Holzappeler, dem 
Ramsbecker und dem Westeifeler Bezirk vor. 
Ausnahmen bilden nur die Vorkommen von 
Mechernich und Aachen, von denen die ersteren 
Lager im Buntsandstein, die letzteren Höhlen- 
füllungen im Kohlenkalk darstellen. Unter den 
Gängen lassen sich mehrere Typen unter- 
scheiden: 


1. der Siegerland- und Emser Typus, der 


reich ist an Spateisenstein und Quarz als 
Gangart; 


2. der Bensberger Typus, der arm ist an 
Gangart, aber reich an Nebengesteinsbruch- 
stücken; 

3. der zu drusiger Ausbildung neigende 
Typus der Glasurbleierzgänge, bei dem Spat- 
eisenstein als Gangart fehlt, dafür aber Bitter- 
spat und Kalkspat als Gangart vorkommen; 


4. der Molau-Holzappeler und 


5. der Ramsbecker Typus, die beide ihrem 
Mincralinhalt nach mit dem Siegerland-Emser 
Typus übereinstimmen, sich aber durch Be- 
sonderheiten ihrer tektonischen Ausbildung von 
den übrigen Typen unterscheiden. 


Die geologische Geschichte der Gänge läßt 
sich in drei Perioden gliedern. 


In der ältesten Periode, die noch in die 
Devonzeit fällt, sind die unterdevonischen 
Schichten aufgerichtet, gefaltet und danach 
durch große tektonische Brüche in Schollen 


zerlegt worden. Längs der Hauptbrichlinien 
haben sich dabei „Ganggräben‘ im Sinne Denck- 
manns gebildet. In den entstandenen Spalten 
hat sich zuerst Spateisenstein mit etwas 
Schwefelkies, dann, in etwas späterer Zeit, die 
Hauptmenge des Quarzes ausgeschieden. 

Die zweite Periode schließt mit dem zweiten 
großen Faltungsschwbe ab, dem das rheinische 
Schiefergebirge in spätcarbonischer Zeit aus- 
gesetzt gewesen ist. In dieser Periode ist die 
Hauptmenge der Blei- und Zinkerze in die 
Gänge einsewandert, meist im Wege metasoma- 
tischer Verdrängung der in der ersten Periode 
ausgeschiedenen Mineralien, des Spateisinsteins 
und des Quarzes. 

“In der bis zur Gegenwart reichenden dritten 
Periode sind die Gänge, nachdem sie schon 
vorher viele Störungen erlitten hatten, durch 
weitere tektonische Brüche zerrissen und ver- 
worfen worden. Außerdem hat sich durch Ein- 
wirkungen von der Oberfläche her der Eiserne 
Hut der Gänge gebildet und sind an dessen 
unterer Grenze infolge vn Abwärtswanderung 
der Mineralsubstanzen sekundäre Anreicherun- 
gen von Blei- und Kupfererzen entstanden. 


Die Bildung der Glasurbleierzgänge und der 
mit ihnen verwandten Gänge des Lintorf-Vel- 
berter Bezirks muß in eine geologisch etwas 
jüngere Zeit als die der übrigen Gänge ver- 
legt werden. Es spricht manches dafür, daß 
diese jüngeren Gänge zu denen des Oberharzes 
genetisch in enzen Beziehungen stehen. 


Die Ausscheidungen der Erze in der durch 
Oberflächeneinflüsse nicht mehr veränderten 
Teufe der Gänge erweisen sich vielfach als 
abhängig von der Beschaffenheit des Neben- 
gesteins. Man sollte daher die Nebengesteins- 
verhältnisse durch gründliche geologische Unter- 
suchungen in möglichst weitem Umfange auf- 
klären, um nere praktisch wertvolle Unterlagen 
für eine zweckdienliche Ausführung von Ver- 
suchsarbeiten sowohl in der horizontalen wie 
in der vertikalen Erstreckung der Gangvorkom- 
men zu gewinnen. In der Tiefenerstreckung der 
Gänge haben sich Beweise für das Vorhanden- 
sein „primärer Teufenunterschiede‘‘ nicht auf- 
finden lassen. Man kann vielmehr ohne Be- 
denken behaupten, daß sich die rheinischen Erz- 
gänge, nicht einzeln, aber wohl in ihrer Ge- 
samtheit, ohne wesentliche Aenderung ihres 
Verhaltens bis in unberechenbare Teufen her- 
nieder erstrecken. 


Der Bergbau wird beim Niedergehen in 
die Teufe durch Wasserzuflüsse nicht in stär- 
kerem Maße als bisher schon gestört werden. 
Die Erschwerung, die ihm aus der mit der 
Tiefe eintretenden Zunahme der Gebirgstempe- 
ratur droht, wird sich vergleichsweise auch er- 
träglich gestalten, da die geothermische Tiefen- 
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stufe im. rheinischen Schiefergeb.rge eine Durch- 
schnittsgröße von 45 m (gegen 25—28 m. im 
westfälischen Kohlenrevier) besitzt, wonach man 
bis zu 1500 m Tiefe wird niedergelien können, 
ehe man eine Gebirgstemperatur von 40° C 
erreichen wird. 

Nach einem Frühstück im Kasino der Tech- 
nischen Hochschu!e versammelten sich die Teil- 
nehmer zu dem Vortrage des Herrn Pütz- 
Tarnowitz über „Der gegenwärtige Stand der 
Aufbereitung kiesiger Zink- und Bleierze in 
Oberschlesien“. Für die Lieferung von Zink- 
erzen als Hauptprodukt kcmmen in Ober- 
schlesien zurzeit 12 Gruben in Frage, deren 
Produktien sich im Jahre 1911 auf 375210 t 
Zinkblende, 11890 t Galmei, 47722 t Bleierze 
und 10557 t Schwefelkies bzw. Markasit mit 
einem Gesamtwert von 36568965 M. belief. 
Diese Fertigprodukte entstammen einem Hauf- 
werke, weiches aus Zinkblende, Bleiglanz, Mar- 
kasit bzw. Schwefelkies, Galmei, Dolomit und 
Letten besteht. Die Verarbeitung erfolgt in 
9 Blendewäschen mit einer Stundenleistung von 
insgesamt 410 t und 6 Galmeiwäschen mit 100 t 
je Stunde Durchsatzfähigkeit auf naßmechani- 
schem Wege. Außerdem sind eine trocken- 
magnetische Aufbereitung mit 15 t und eine 
naßmagnetische mit 5 t Leistung in 24 Stunden 
in Betrieb. Die Hauptschwierigkeiten der Auf- 
bercitung liegen in der innigen Verwachsung 
von Schwefelkies und Zinkblende, der lettigen 
Beschaffenheit des Haufwerks, der wechseln- 
den Zusammensetzung und der oft greßen Ar- 
mut an Erzen. Die vorwiegend mcdernen An- 
lagen erzielen eine günstige Anreicherung z.B. 
von 7—12%0 Zn-Gehalt im Rohlager, auf 40% 
und mehr Zn im Fertigprodukt, sowie ein 
günstiges Ausbringen bis etwa 89% Zn der 
Aufgabe. Die größte Anlage ist die Blende- 
wäsche der Bergwerksgesellschaft Georg von 
Giesches Erben, welche 1000 t in 10 Stunden 
verarbeitet. 

Nach Besprechung der wichtigsten Einzel- 
heiten der verschiedenen Anlagen geht der Vor- 
tragende auf den Gang der Aufbereitung näher 
ein. Hierbei werden besonders als wichtigere 
Neuerungen hervorgehoben die Wellen-Satz- 
siebe Patent Schuchardt und die Rostsiebe 
Patent Schubert. Ferner findet die neve Me- 
thode der Entwässerung der Schliecherze durch 
sog. Wippkästen eingehende Würdigung, sowie 
die auf den oberschlesischen Erzwäschen über- 
wiegende maschinelle Entschlammung der Klär- 
teiche. Der Wasserverbrauch stellt sich auf 20 
bis 33 cbm je Tonne und Minute, der Kraftver- 
brauch auf 8—13 PS je Tonne und Stunde, die 
Leistung je 1 Mann der Belegschaft auf 1—3 t 
und die Kosten durchschnittlich auf 3—4 M. je 
Tonne Rohhaufwerk. Am Schlusse seiner Aus- 
führungen bespricht der Vortragende noch kurz 
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die Mittel und Wege, welche für eine Auswer- 
tung der stark schwefelkieshaltigen Teile der 
Lagerstätte sowie der ausgedehnten Halden 
eventuell in Frage kommen könnten. Eine 
nochmalige Verarbeitung auf naßmechanischem: 
Wege ist zwar technisch möglich, aber ver- 
spricht keine ausreichende Wirtschaftlichkeit. 
Auch eine elektromagnetische Aufbereitung 
dürfte nicht in allen Fällen gerade am zweck- 
mäßigsten sein. Unter den Aufbercitungsver- 
fahren dürften vielleicht ferner noch die 
Schwimmverfahren ins Auge zu fassen sein. 
Von den schen recht mannigfaltigen Methoden 
käme eventuell das Humboldtsche Verfahren als 
technisch durchführbar in Frage. Die meisten 
Aussichten auf Erfolg auch in wirtschaftlicher 
Beziehung bieten jedoch die Emulsionsverfahren, 
weshalb Versuche hiermit anzuraten sind. Noch 
günstiger jedoch dürfte auf hüttenmännischem 
Wege die aufgeworfene Frage zu beantworten 
sein. Für die Beurteilung dieser Möglichkeiten 
hält sich jedoch der Vortragende als Bergmann 
nicht für berufen. 

Am Sonnabend abend vereinigten sich die 
Teilnchmer zu einem Festessen . im Hotel 
„Der Kaiserhof‘‘. Am nächsten Sonntag vormit- 


tag wurde die Tagung in der Technischen 
Hochschule fortgesetzt. Zunächst sprach Herr 
Stephan-Ugine über das Thema „Einiges 


über die Erzeugung von Metallen im elektri- 
schen Ofen“. Nach kurzem Hinweis auf die 
bisherigen Versuche mit der Reduktion von 
Kupfererzen auf elektrothermischem Wege, be- 
richtet der Vortragende über scine eigenen Ver- 
suche zur Erzeugung von Metallen im elektri- 
schen Ofen. Die Versuche für die Erzeugung 
von Kupfer sollten in erster Linie die Brauch- 
barkeit des elektrothermischen Verfahrens für 
die Verhüttung von Kupfererzen aus dem Bel- 
gischen Kongo untersuchen und zugleich die 
für die wirtschaftliche Kritik notwendigen Unter- 
lagen schaffen. Der dabei verwendete Elek- 
trodencften, System Paul Girod, wurde im Laufe 
der Versuche mehrfach umkonstruiert, um die 
extremen Beheizungsarten des Elektrodenofens, 
die Lichtbogen- und Widerstandsbeheizung, aus- 
zuprobieren und sichere Unterlagen für den 
Bau größerer Oefen zu gewinnen. Elektro- 
Iytische Wirkungen waren dabei nicht beab- 
sichtigt, vielmehr wurde im elektrischen Strom 
ausschließlich die Wärmequelle gesucht. Die 
Versuche verliefen ohne Störung, so daß auf 
größere Schwierigkeiten hinsichtlich der Füh- 
rung eines größeren industriellen Betriebes nicht 
geschlossen werden kennte. Es wurde bei den 
verschiedenen Versuchen sowohl mit Gleich- 
strom als auch mit Wechselstrom und mit ver- 
schiedenster Spannung gearbeitet. Als Zuschlag 
dienten Kalkstein, als Reduktionsmittel Holz- 
kohle, Koks, Anthrazit, die sich sämtlich als 
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brauchbar erwiesen. Als Elektroden dienten 
einesteils solche aus Kohle, anderseits Pole aus 
weichem Stahl, sowie wassergekühlte Kupfer- 
pole. Die verwendeten Erze hatten einen Ge- 
halt von ca. 30% SiO. 10% Al,O,, 10—20%o 
CuO, 3—5% CoO und einen Feuchtigkeits- 
gehalt von 7—32%. Bei der Verschmelzung 
dieser Erze war eine Temperatur notwendig, 
die über das erwartete Maß hinausging. Erst 
bei 15500 C wurde die Schlacke so dünn- 
flüssig, daß das reduzierte Kupfer sich absetzen 
und die Schlacke abfließen konnte. Bei ein- 
zelnen Versuchen zum Schmelzen der Erze ohne 
jeglichen Zuschlag mußten Temperaturen von 
über 19000 angewendet werden, um die Masse 
in guten Fluß zu bekommen. 

Die angegebenen Temperaturen können nur 
als Anhaltspunkte dienen, da die Temperatur- 
messung schr erhebliche Schwierigkeiten 
machte. Als Reduktionsprodukt wurde stets ein 
durch beträchtliche Mengen Co, Fe und Si ver- 
unreinigtes Schwarzkupfer erhalten. Je niedri- 
ger die Temperatur des Prozesses gehalten 
wurde, um so reiner war das erzeugte Kupfer. 
Sobald die angewendete Temperatur die Reduk- 
tionstemperatur ven Eisen und Silicium er- 
reichte, wurde das erzeugte Produkt durch 
reduziertes Eisen und Silicium verunreinigt. Der 
Stromverbrauch betrug 1000—1200 Kwst. pro 
Tonne durchgesctztes Erz. Diese Ziffern können 
angesichts des Umstandes, daß die erzielten 
ganz anormalen und sehr strengflüssigen 
Schlacken stärkerer Ucberhitzung bedürfen, al; 
verhältnismäßig günstir bezeichnet werden. Bei 
Versuchen mit leicht schmelzbaren Erzen er- 
gab sich ein bedeutend niedrigerer Stromver- 
brauch. Der Elektrodenabbrand betrug im 
Mittel 8 kg pro Tonne durchgesetztes Erz, der 
Verbrauch an Reduktionskohle durchschnittlich 
25%% des Kupfergehaltes der Beschickung. Bei 
der Zustellung des Ofens bewährte sich am 
besten eine Stampfmasse aus feuerfester Erde 
mit ca. 80% SiO, und 15% Al, O,. 

Aus seinen Versuchen zieht der Vortragende 
folgende Schlußfcleerung: Der elektrische Ofen 
wird für die Verhüttung von Kupfererzen kaum 
eine große Bedeutung erlangen, da die jetzigen 
metallurgischen Einrichtungen so ökonomisch 
arbeiten, daß eine Konkurrenz durch den elck- 
trischen Ofen überall da nicht zu erwarten ist, 
wo der elektrische Strom durch Verwendung 
von Kohle erzeugt werden muß. In Gegenden 
aber, die an festem Brennstoff arm, an Wasser- 
kraft jedoch reich sind und wo ein Transport 
der Erze außerdem unwirtschaftlich ist, wird 
der elektrische Ofen ein wertvoller Gehilfe der 
Kupferindustrie werden. Zu einem ähnlichen 
Ergebnis gelangte der Vortragende bei seinen 
Versuchen mit dem elektrischen Schmelzen von 
Nickel und Zinkerzen. 


Aus Vereinen und Kongressen 


Nach diesem Vortrage, dem eine lebhafte 
Diskussion folgte, sprach Herr Oberingenieur 
V. Engelhardt, Vorsteher der elektrochemi- 
schen Abteilung der Siemens & Halske A.-G. 
und Direktor der Gesellschaft für Elektrostahl- 
anlagen m. b. H. über „Zinkelektrolyse in 
wässriger Lösung‘. Nach einer Zusammen- 
fassung der annähernd dreißigjährigen Be- 
mühungen, auf verschiedenen Wegen diesem 
spröden Gebiete zu technischen und wirtschaft- 
lichen Erfolgen zu verhelfen, konzentriert der 
Vortragende seine Ausführungen auf die heute 
allein in Frage kommende Gruppe von Ver- 
fahren, bei welcher Chlorid- cder Sulfatlösungen 
mit unlöslichen Anoden und ohne Ausnutzung 
der Anodenarbeit zersetzt werden. Nach einer 
Besprechung der Höpfnerschen Chloridelektr>- 
lyse und der Gründe ihres Mißerfolges wird 
näher auf die Elektrolyse von Sulfatlösungen 
eingegangen. Dies erforderte zunächst eine Be- 
sprechung der Zinkschwammbilding und ihrer 
Ursachen. Nach Ansicht des Vortragenden ist 
bci der Elektrolyse von Sulfatlösungen der 
Frage des Anodenmaterials bisher zu wenig 
Beachtung geschenkt worden. Erst ein durch 
den anodischen Sauerstoff nicht mehr oxydier- 
bares Material kann die erforderliche Reinhal- 
tung des Elektrolyten erbringen. 


Es folgte eine ausführliche Besprechung der 
Arbeiten der Siemens & Halske A.-G. über die 
Verwendung von massiven Blei- cder Mangan- 
superoxydancden bei der Zinksulfatelektrolvse. 
Die vorgezeigten Proben und mitgeteilten Ana- 
Iysen bewiesen, daß man auf diesem Wege das 
Problem technisch einwandfrei gelöst hat. In 
wirtschaftlicher Beziehung ist hervorzuheben, 
daß ein celektrolytischer Zinkbetrieb nur dann 
einwandfrei arbeiten kann, wenn er reinstes 
Metall mit über 99,900 Zink herstellt. Wenn 
ein solches Produkt in kleinen Mengen auch 
einen namhaften Ueberpreis erzielen kann, so 
ist doch der Verbrauch an solchem Qualitätszink 
ein zu geringer, um darauf eine größere An- 
wendung der Zinkelektrolyse aufbauen zu 
können. Diese muß also mit Betriebskosten 
arbeiten können, bei welchen man das Produkt 
auch zu gewöhnlichen Zinkpreisen noch mit 
Gewinn absetzen kann. Wie die vorgebrachten 
Berechnungen und Schaulinien zeizten, ist dies 
auch erreichbar, wenn entweder billige Kraft 
zur Verfügung steht, oder die zu verarbciten- 
den Erze infolge verschiedener Umstände, wie 
hohe Transportkosten, besonderer Zusammen- 
setzung usw., nicht mit den normalen Markt- 
preisen für Erz eingesetzt werden können. 


Die Tagung fand ihren Abschluß durch eine 
Besichtigung der Berliner Stadtfabriken der All- 
gemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft. 


Verschiedenes — Literatur 


m 
| Verschiedenes. 
i 


Verzicht der bayerischen Eisenbalmer auf das 
Streikrecht. 


Der Verband Süddeutscher Eisenbahner und 
der Postbeamtenverein haben am 24. September 
an das Verkehrsministerium, an beide Kammern 
des Landtags und die zuständigen Referenten 
die Anzeige gerichtet, daß sie auf das Streik- 
recht verzichten und ausdrücklich erklärt, daß 
vom Verbande der Streik nicht als gesetzlich 
zulässiges Mittel zur Verbesserung der Lage 
der Verbandsmitglieder angesehen werde. Auch 
sei sich der Verband wohl bewußt, daß ein 
solcher Streik die schwerste Erschütterung des 
Erwerbslebens hervorrufen würde. 


Ingenieurkammern in Oesterreich. 


Die Errichtung von Ingenieurkammern in 
Oesterreich, die so lange Zeit hindurch Gegen- 
stand von Beratungen war, ist jetzt endlich 
in Fluß gekommen, und der österreichische 
Arbeitsminister Trnka, der selbst Techniker ist, 
hat einen Gesetzentwurf ausgearbeitet, der als 
Zweck der zu bildenden Kammern die Ver- 
tretung des Standes der behördlich autorisierten 
Privattechniker und Ingenieure, ferner die För- 
derung der Interessen und die Wahrung der 
Standesehre dieser Berufskreise bezeichnet. Der 
Beitritt zur Kammer ist für alle in Frage kom- 
menden Techniker auch für die Bergbau- 
ingenieure obligatorisch. 


Kurse für gewerblichen Rechtsschutz. 


Der Verband Deutscher Patentanwälte ver- 
anstaltet in der Woche vom 14.—13. Oktober 
1912 folgende Vorlesungen: 


Montag ven 5 bis 6 Uhr: Rechtsanwalt 
Dr. Isay: „Grundlagen des Zivilprozesses mit 
besonderer Berücksichtigung des Patent- 
erteilungsverfahrens‘““. 

Dienstag von 5 bis 6 Uhr: Patentanwalt 
Tipl.-3ug. Herzfeld: „Das Patentanwalts- 
gesetz‘. 

Dienstag von 6 bis 7 Uhr: Patentanwalt 


Tipl-‘ng. Dr. Lang: 
wesen‘. 

Mittwoch ven 5 bis 6 Uhr: Patentanwalt 
Dr. Levy: „Amerikanisches und englisches Pa- 
tentrecht‘. 

Mittwoch ven 6 bis 7 Uhr: Patentanwalt 
Dr. Ephraim: „Die patentfähige Erfindung 
nach deutschem und internationalem Rechte‘. 


„Das Gebrauchsmuster- 


Donnerstag von 5 bis 6 Uhr: Patentanwalt 
Dr. Heinemann: „Das Warenzeichenrecht‘“. 
Freitag von 5 bis 6 Uhr: Patentanwalt 


Mintz: „Das Verfahren vor dem Kaiserlichen 
Patentamte“. 
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Sonnabend von 5 bis 6 Uhr: Rechtsanwalt 
Meinhardt: „Die den ordentlichen Gerichter 
überwiesenen Patentsachen“. 


Die Vorlesungen finden im Dienstgebäude des 
Kaiserlichen Patentamtes, Berlin SW., Gitschiner 
Straße 97/103, im Sitzungssaale 102 im ersten 
Obergeschoß statt. 


Anmeldescheine sind bei der Geschäftsstelle 
des Verbandes, Berlin SW. 11, Königgrätzer 
Straße 83, zu haben. 


Literatur. 


Buchbesprechungen. 
Das Deutsche Patentrecht. Ein Hand- 
buch für Praxis und Studium von 


Dr. F. Damme, Oberverwaltungsgerichts- 
rat zu Berlin. Zweite Aufl. Berlin 1911. 
Verlag von Otto Liebmann, Verlags- 
buchhandlung für Rechts- und Staats- 
wissenschaften. 

Das im Jahre 1905 in erster Auflage cr- 
schienene Werk ist im Jahre 1911 in zweiter 
Auflage ausgegeben worden. Der Verfasser be- 
merkt im Vorwort zur zweiten Auflage, daß 
diese ein unveränderier Abdruck der ersten dar- 
stelle, jedoch eine zusammenfassende Wiedergabe 
der inzwischen erfolgten Aenderungen der 
inneren Gesetzgebung des Deutschen Reiches, so- 
wie der internationalen Verträge und ein- 
schlägigen ausländischen Gesetzgebungen er- 
halten habe. Diese Wiedergabe ist in Form 
von „Nachträgen‘“ gewählt. Aus diesen Nach- 
trägen ist u. a. zu erwähnen die neue Fassung‘ 
des Reichsbeamtengesetzes, das Gesetz betr. die 
Beschäftigung von Hilfsmitgliedern im Patent- 
amt, sowie die Ausführungspflicht und der 
Lizenzzwang. Dazu kommen einige wichtige 
Entscheidungen des Reichsgerichtes in Patent- 
sachen, insbesondere über die Bedeutung des. 
Patentanspruches für den Schutzumfang eines 
Patentes vom 9. Februar 1910. Von den Aende- 
rungen hinsichtlich der internationalen Verträge 
sind zu nennen der Eintritt Ungarns und Oester- 
reichs in den Unionsverband und der Vertrag mit 
den Vereinigten Staaten von Amerika bezüglich 
des Ausführungszwanges. Fremdstaatliche Patent- 
gesetze sind entstanden in Rumänien und den 
Niederlanden; wichtige Aenderungen sind vor- 
genommen worden bei den Patentgesetzen der 
Schweiz, Großbritanniens, Japans, dem austra- 
lischen Staatenbund und Norwegens. Auf den 
Inhalt des unverändert gebliebenen Teiles der 
Dammieschen Arbeit einzugehen, erscheint heute 
nicht mehr an der Zeit. Das Werk ist seinerzeit 
beim Erscheinen der ersten Auflage seitens der 


410 


Fachwelt beifällig aufgenommen worden, und 
zwar als Handbuch wie als Lehrbuch, das einer- 
seits dem Praktiker eine rasche und sichere 
Orientierung in bestimmten Fragen gestattete 
und anderseits demjenigen, der sich in dieses 
Rechtsgebiet einarbeiten will, in leichtfaßlicher 
und übersichtlicher Weise einführt. Gewiß hat 
manche Auffassung Dammes auch Widerspruch 
hervorgerufen; so der Begriff der „Neuheit“ 
und „Patentwürdigkeit“, ferner die Maxime, daß 
der Erfinder der Lehrer der Nation sei, durch 
Dr. Wirth; die Auffassung, daß auch die An- 
gehörigen der wissenschaftlichen Berufe (Aerzte, 
Patentanwälte, Rechtsanwälte usw.) Gewerbe- 
treibende scien, vor allem durch Joseph Kohler. 
Diese gegensätzliche Auffassung einzelner Ent- 
wicklungserscheinungen und Tatsachen beein- 
trächtigt naturgemäß den Wert des Buches in 
keiner Weise, sie beweist vielmehr aufs neue, 
daß auf dem Gebiete der historischen Wissen- 
schaften es möglich ist, daß zwei anerkannte 
Gelehrte auf Grund desselben Materials zu direkt 
entgegengesetzten Schlüssen gelangen können. 


In den Kreisen der Leute, die sich als 
Vertreter „der‘‘ Wissenschaft brüsten und 
sogenannte  „unpolitische‘‘ Vorträge über 
politische Themata halten, sollte man sich 
dieses, dem Wesen der historischen Me- 


thode anhaftenden Umstandes gelegentlich er- 
innern; manche überhebenden und anmaßenden 
Redensarten würden dann unterbleiben. Das 
Werk Dammes ist in neuer Auflage erschienen, 
um nicht vom Büchermarkte verschwunden zu 
sein; eine Neubearbeitung verbot sich im Hin- 
blick auf die bevorstehende Reform des deutschen 
Patentgesetzes. Das neue Gesetz wurde be- 
reits im Frühjahr 1911 erwartet, und nunmehr 
hat man den Zeitpunkt verschoben auf das 
Jahr 1914; ob sich eine weitere Hinausschiebung 
erforderlich zeigen wird, möge die Zukunit 
zeigen. Wie dem auch sei; die Reform steht 
bevor und die technischen, industriellen und 
juristischen Fachkreise, insbesondere die Be- 
rufsvereine und -verbände werden sich 
mit dem Gesetzentwurfe zu beschäftigen haben. 
Jedermann, dem es obliegt, an der Neu- 
ordnung der Dinge irgendwie mitzuwirken, 
kann das Studium des Dammeschen Hand- und 
Lehrbuches aufs beste empfohlen werden. 
Berlin W. im Juli 1912. 
Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt. 


von Dr. 
Verlags- 


Photochemische Versuchstechnik 
Joh. Plotnikow. Akademische 
gesellschaft Leipzig 1912. 


Unter obigem Titel ist vor kurzem ein Werk 
erschienen, das wohl die Aufmerksamkeit der 
Fachkreise, die sich mit diesem Spezialgebiete 
der modernen chemischen Wissenschaft beschäf- 


Literatur 


tigen, verdient. In der Einleitung zu seinem 
Werke bemerkt der Verfasser, daß „die Photo- 
chemie noch eine ganz neue Wissenschaft‘, ein 
ganz neuer Zweig am Baume der Chemie ist, 
der, wie wir alle wohl hoffen dürfen, im Laufe 
der nächsten Jahrzehnte einmal zu einem 
starken Aste an diesem Baume werden wird. 
Plotnikow sagt selbst, daß sein Buch in ge- 
wisser Weise vom subjektiven Standpunkte aus 
geschrieben ist, da noch zu wenig auf diesem 
Gebiete bekannt ist und sich auch noch sehr 
wenig Forscher mit diesen photochemischen 
Prozessen befaßt haben. Ein ausgearbeitetes, 
„photschemisches Praktikum“ gibt es ja noch 
nicht, wo Erfahrungen gesammelt werden 
konnten, das wird uns erst die nächste Zu- 
kunft bringen müssen, daher will sich Plotni- 
kow auch nur mit der „Versuchstechnik auf 
diesem Gebiete“ befassen. 

In geschickter Weise ist das bislang vor- 
handene Matcrial zusammengestellt. Ausgehend 
von einer eingehenden Beschreibung der für 
diese Forschungen nötigen und dafür zur Ver- 
fügung stehenden Lichtgiellen, wie dem Qucck- 
silberbogenlicht,. zu dem die Uviollampen, 
Tauchlampen und Quarzlampen in ihren ver- 
schiedenen Modifikationen gehören, dem Metall- 
bogenlicht und Funkenlicht, den Kohlenbogen- 
lichtlampen in ihren verschiedensten Konstruk- 
tionen, geht er dann über zu den gefärbten 
Flammen, den Nernstlampen und den Röntgen- 
lampen, alles in ausführlichster, klarer Weise 
an Hand vieler guter Zeichnungen erläutert. 


Den zweiten Teil seines Werkes widmet 
Plotnikow den verschiedensten Lichtthermo- 
staten, deren Konstruktionen zum größten Teil 
von ihm selbst erfunden sind. So sind in diesen 
beiden ersten Teilen alle zum Experimentieren 
auf diesem Gebiete wichtigen Apparate in aus- 
führlichster Weise geschickt zusammengestellt. 
Am Schluß jedes einzelnen bedeutenden Ab- 
schnittes hat der Verfasser gleich die hierher 
gehörige Literatur übersichtlich angeschlossen. 


Der dritte Teil des Werkes behandelt die 
optischen Meßinstrumente für die Photometrie 
und die Lichtabsorptionsmessungen. Hieran 
schließt sich dann eine Beschreibung der „photo- 
chemischen Vorlesungsversuche‘“ in sehr aus- 
führlicher Form, an die im letzten Teile eine 
Reihe von photochemischen Tabellen ange- 
schlossen ist, die für die Berechnungen von 
grober Bedeutung sind. 


Die Ausstattung des Buches ist eine ganz 
vorzügliche, besonders die ca. 200 Bilder und 
Tafeln sind sehr klar und deutlich, und es wird 
sicher für alle späteren Arbeiten auf diesem 
Gebiete von grundlegender Bedeutung sein. 

Tipl.-Sng. Paul Günther. 


Verbandsnachrichten 


: Verbandsnachrichten. 


Vom Vorstande. 


Diplom-Ingenieure und Reichsversicherungs- 
ordnung. 


Der Vorstand nimmt Kenntnis von der Be- 
freiung von der Beitragspflicht eines Diplom- 
Ingenieurs auf Grund einer Eingabe des Ver- 
bandes an die betreffende Verwaltungsbehörde. 


Fach-Kommissionen. 


Der B.-V. Essen hat die Bildung von. Fach- 
kommissionen innerhalb des Verbandes bean- 
tragt. Der Vorstand beschließt, den B.-V. Essen 
aufizufordern, bezüglich Gliederung, Besetzung 
und Programm der von ihm angeregten Fach- 
kommissionen bestimmte detaill’erte Vorschläge 
zur Vorlage zu bringen. 


Hochschul-Reform. 


Es wird der vom Deutschen Ausschuß für 
technisches Schulwesen versandte Fragebogen 
betreffend Hochschulen ausführlich besprochen 
und beschlossen, sich die Stellingnahme gegen- 
über dem Vorgehen des genannten Ausschusses 
in dieser Frage vorzubehalten. Ein Anlaß, an 
die Regierungen jetzt schon heranzutreten, liegt 
bei dem gegenwärtigen Stand der Angelegen- 
heit nicht vor. 


Jubiläum der Firma Friedr. Krupp A.-G., Essen. 


Aus Anlaß des hundertjährigen Bestehens der 
Firma Friedr. Krupp A.-G., Essen, ließ der Vor- 
stand in Verbindung mit dem B.-V. Essen eine 
Glückwunsch - Adresse folgenden Inhalts der 
Firma Friedrich Krupp überreichen: 


Der Firma Friedrich Krupp A.-G. 
bringt zur Feier ihres hundert:ährigen Be- 
stehens der Verband Deutscher Diplom-In- 
genieure im Bewußtsein ihrer hervorragen- 
den Verdienste um die Entwicklung der 
Technik seine Glückwünsche dar. 

Im Laufe ihres Werdeganges haben sich 
die Kruppschen Werke auf den mannig- 
faltigsten Gebieten industrieller Tätiekeit zu 
einem Vorbild technischen Schaffens ent- 
wickelt, sie haben den Ruf der deutschen 
Technik im Auslande begründet und deutsche 
Arbeit zu hohem Ansehen gebracht, zugleich 
auf dem Gebiet sozialer Fürsorge bahn- 
brechend und segensreich gewirkt. 

Mögen die Kruppschen Werke auch in 
Zukunft als Vorkämpfer deutscher Technik 
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wirken zum Wohle ihrer Werksangehörigen, 
zum Wohle des Vaterlandes. 
Berlin und Essen im August 1912. 


Verband Der 
Deutscher Diplom-Ingenieure Bezirksverein Essen 
i. A. i. A. 
gez. Prof. Tr.eIng. W. Reichel. gez. Dr.-Ing. Walter Heilemann. 


Außerdem hat der Vorstand am Jubiläums- 
tage selbst folgendes Telegramm an das Direk- 
torium der genannten Firma gelangen lassen: 


Der Firma Friedr. Krupp A.-G. über- 
sendet der Verband Deutscher-Diplom-In- 
genieure zur Jahrhundertfeier die besten 
Glückwünsche. Im Sturmflug von hundert 
Jahren hat sich das Unternehmen zum ersten 
nationalen Industriewerk entwickelt und da- 
mit in hohem Maße beigetragen, Deutsch- 
lands Weltstellung zu gründen. Die Leiter des 
Werkes sind nicht nur mit den Technischen 
Hochschulen und mit den Ergebnissen von 
Wissenschaft und Technik fortgeschritten, 
sondern vielfach bahnbrechend vorausgeeilt; 
durch Energie und Tatkraft schufen sie neue 
volkswirtschaftliche Werte und förderten zu- 
gleich in echt sozialem Geiste in ihren vor- 
.bildlichen Fürsorgeeinrichtungen das Wohl 
ihrer Mitarbeiter. Möge die Firma Friedrich 
Krupp auch in Zukunft eine Stätte techni- 
schen Fortschritts, wirtschaftlicher Erstar- 
kung und sozialer Fürsorge secin zum 
Stolze der deutschen Industrie und damit der 
Wohlfahrt der Nation. 

Der Vorstand 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 


Dr.Ing. Walter Reichel, Dipl.»Yug. Dr. Alexander Lang, 
Professor. Patentanwalt. 


Streitfall Diplom-Brauerei-Ingenieure. 


Es wird der gegnerische Schriftsatz verlesen 
und ebenso der von der Geschäftsstelle aus- 
gearbeitete Gegenschriftsatz und letzterer ge- 
nchmigt. 


Jahresberichte der Bezirks-Vereine. 


Der Schriftleiter der Zeitschrift schlägt vor, 
die Jahresberichte der Bezirks-Vereine nicht zu 
veröffentlichen. 


Liga der Fachleute. 


Von ärztlicher Seite wurde an den Verband 
herangetreten, die Führung in einer zu grün- 
denden Organisation der akademisch gebildeten 
Fachleute zu übernehmen. Der Vorstand bringt 
den genannten Bestrebungen das lebhafteste 
Interesse entgegen, kann aber nicht befür- 
worten, daß der Verband die Führung in dieser 
Angelegenheit übernimmt. 


Gewerbe-Akademie Friedberg. 


Der Vorstand bespricht ein ihm aus den 
Kreisen des Verbandes übersandtes Diplom der 
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vorgenannten Anstalt und beschließt, folgende 
Eingabe an das Großh. Hessische Ministerium 
des Innern gelangen zu lassen: 


„Der unterzeichnete Vorstand des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure beehrt 
sich Ew. Exzellenz ganz ergebenst folgendes 
zu unterbreiten: 

Aus dem Kreise unserer Mitglieder wird 
uns Kopie eines Diploms übersandt, das 
seitens des städtischen Polytechnischen Insti- 
tutes zu Friedberg an Schüler dieser An- 
stalt erteilt wird. Ein Exemplar dieser 
Diplom-Kopie beehren wir uns Ew. Exzellenz 
ganz ergebenst zu überreichen. Der unter- 
zeichnete Vorstand gestattet sich insbeson- 
dere darauf aufmerksam zu machen, daß in 
diesem Diplom ausdrücklich von der Ertei- 
lung des Grades eines „Maschinenbau-Inge- 
nieurs‘‘ die Rede ist. Da die Erteilung des 
Rechts zur Verleihung von Graden nach all- 
gemeinem und deutschem Staatsrecht ein 
Vorrecht der Krone ist und von diesem 
Kronenrecht in allen Bundesstaaten stets und 
immer nur Gebrauch gemacht wird, wenn es 
sich um Universitäten, Technische Hoch- 
schulen oder Tierärztliche Hochschulen han- 
delt, so wird durch die Angabe in dem ge- 
nannten Diplom nicht nur der Irrtum ermög- 
licht, sondern bei staatsrechtlich weniger Qe- 
bildeten der Eindruck erweckt, als handie 
es sich hier um eine Hochschule, der durch 
Allerhöchsten Erlaß des Landesherrn das 
Recht verliehen worden sei, den Grad eines 
Ingenieurs zu verleihen. 

Aus diesem Grunde bitten wir Ew. Ex- 
zellenz ganz ergebenst einzuschreiten und 
auf dem Verwaltungswege darauf zu dringen, 
daß derartige irreführende Angaben in dem 
Prüfungszeugnis der genannten Anstalt ver- 
mieden werden.“ 


Der Vorstand beschließt weiterhin, vor- 
stehende Eingabe mit Begleitschreiben an sämt- 
liche Technischen Hochschulen zu senden. 


Polytechnisches Institut Lage. 


Es wird ein Diplom dieser Anstalt vorge- 
legt. Der Vorstand beschließt auch wegen dieses 
Diploms eine Eingabe an das vorgesetzte Mini- 
sterium gelangen zu lassen. 


Gebrauch der Bezeichnung Dipl.-Ing. bei den 
militär-technischen Instituten. 


Es wird Kenntnis davon genommen, daß der 
Herr Feldzeugmeister in einer Verfügung vom 
13. März 1912 angeordnet hat, daß der aka- 
demische Grad „Diplom-Ingenieur“ bei den hier- 
für berechtigten Personen der militär-techni- 
schen Institute anzuwenden sei. 


Verbandsnachrichten 


Staatliche Prüfungsstellen für Eisenbetonbauten. 


Es wird die Stellung der Diplom-Ingenieure 
für die bei den neu errichteten Prüfungsstellen 
für Eisenbetonbauten in Posen und Hannover 
besprochen und festgestellt, daß es sich hier 
um ähnliche Posten handelt, wie bei den Kgl. 
Eisenbahn-Direktionen; es wird deshalb be- 
schlossen, diejenigen Diplom-Ingenieure, die be- 
absichtigen, eine derartige Stellung anzunehmen, 
durch die Geschäftsstelle aufzuklären. 


Einteilung der Bezirks-Vereine nach der neuen 
Satzung. 


Nach § 9 Abs. 2 ist jedes Mitglied des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure Mitglied 
cines Bezirks-Vereins, sofern sein Wohnsitz im 
Bereich eines Bezirks-Vereins liegt. Um zu 
einer geordneten Einteilung der Bezirks-Vereine 
zu gelangen, sind die Bezirks-Vereine aufge- 
fordert worden, alle diejenigen Mitglieder bzw. 
Orte namhaft zu machen, die zum Bereich ihres 
Bezirks-Vereins rechnen. Es wird beschlossen, 
den Bezirks-Vereinen die auf Grund dieser Mit- 
teilungen in der Geschäftsstelle aufgestellte Liste 
der Bezirks-Vereins-Mitglieder zuzusenden und 
die Bezirks-Vereine aufzufordern, alle diejeni- 
gen Mitglieder des Verbandes, die bisher nicht 
den betreffenden Bezirks-Vereinen angehörten, 
zu verständigen, daß sie dem betr. Bezirks- 
Verein eingereiht worden seien. Eine Ver- 
ständigung der am Sitz eines Bezirks-Vereins 
wohnenden Verbands-Mitglieder hält der Vor- 
stand für überflüssig, da es sich für diese von 
selbst ergibt, daß sie Mitglieder des Bezirks- 
Vereins ihres Wohnsitzes sind). 


Gemeinsamer Standesfragen-Ausschuß in Kiel. 


Es wird von der Korrespondenz zwischen 
diesem Ausschuß und der Geschäftsstelle in 
Sachen der Bürgermeister-Vakanz in Kiel 
Kenntnis genommen. 


Bezirks-Vereins-Vorträge. 


Eine vom Bezirks-Verein Karlsruhe an den 
Vorstand gerichtete Anfrage regt den Vorstand 
an zu veranlassen, daß in der Geschäftsstelle 
eine Liste von Diplom-Ingenieuren aufgestellt 
werde, die bereit sind, unter bestimmten Bedin- 
gungen über bestimmte Themata in den Be- 
zirks-Vereinen Vorträge zu übernehmen. 


)) Einer nachträglichen Anregung von vielen 
Seiten gemäß hat die Geschäftsstelle den Bezirks- 
vereinen mit einem zweiten Rundschreiben noch 
weitere Benachrichtigungskarten zugehen lassen, 
damit die Bezirksvereine in der Lage sind, auch die 
Verbandsmitglieder am Orte eines Bezirksvereins 
selbst, die bisher noch nicht dem Bezirksverein 
angehörten, von ihrer Einordnung zu benach- 
richtigen. 


Verbandsnachrichten 


Die Stellung der höheren Techniker bei den 
bayerischen Kommunalverwaltungen. 


Auf die Eingabe des Verbandes vom 28. Fe- 
bruar 1912 betreffend die Gehaltsfrage und 
Stellung der wissenschaftlich gebildeten Tech- 
niker im Kommunaldienste gelangte folgendes 
Antwortschreiben des Verstandes des Bayeri- 
schen Städtetages an den Verband: 


| 


„Wir haben Ihre Wünsche den einzelnen 
unmittelbaren Städten mitgeteilt. 

Die große Mehrzahl der Stadtmagistrate 
hat die Berechtigung Ihrer Wünsche grund- 
sätzlich anerkannt. 

Uebrigens wird schon jetzt im allgemeinen 
in den unmittelbaren Städten Bayerns der 
Forderungen Rechnung getragen, die Sie er- 
heben. Vor allem werden Stellen mit der 
Amtsbezeichnung ‚Ingenieur‘ usw. zurzeit 
nur in ganz wenigen Städten am nichtakade- 
misch gebildete Techniker verliehen. Auch 
werden in den meisten größeren Städten die 
leitenden Stellen nur mit Diplom-Ingenieuren 
und Regierungsbaumeistern besetzt. Soweit 
das jetzt noch nicht der Fall ist, besteht die 
Absicht, von der nächsten Erledigung an so 
zu verfahren. 

Ebenso sind in den einzelnen Städten die 
akademisch gebildeten Techniker in den Ge- 
haltsbezügen besser gestellt als die Tech- 
niker ohne Hochschulbildung.“ 


II. 


„Auch die Vorstandschaft des Bayerischen 
Städtetages erkennt die Berechtigung Ihrer 
Wünsche grundsätzlich an. 

Einen maßgebenden Einfluß auf die freie 
Entschließung der einzelnen Stadtmagistrate 
kann und will sie jedoch nicht ausüben. 

Insbesondere aber können wir für die 
Gesamtheit der Städte eine allgemeine bin- 
dende Regelung der ganzen Frage nicht be- 
fürworten. Denn den Gemeinden muß, wie 
auch dem Staate, unter allen Umständen das 
Recht gewahrt bleiben, bei der Anstellung, 
Gehaltsregulierung, Beförderung und Titel- 
verleihung nach eigenem Ermessen zu ent- 
scheiden, und bei aller grundsätzlichen An- 
erkennung der Vorrechte der Diplom-Inge- 
nieure in geeigneten Fällen auch andere be- 
währte Kräfte, die Hervorragendes leisten, 
heranzuziehen und allenfalls durch Anstel- 
lung, Beförderung, Titelverleihung oder Ge- 
haltsregulierung zu bevorzugen. Den Diplom- 
Ingenieuren bleibt es übrigens nach unserer 
Anschauung unbenommen, ihren durch die 
Ablegung der Diplomprüfung erworbenen 
Titel jederzeit neben der Amtsbezeichnung 
zu führen.“ 
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Ausgestaltung der Verbands-Zeitschrift. 


Der Schriftleiter macht Vorschläge über die 
weitere Ausgestaltung der Zeitschrift nach der 
technisch-wirtschaftlichen und technisch-sozialen 
Seite. Die Ausführungen finden den Beifall des 
Vorstandes. 


Ehrengerichtsbarkeit. 


Der Vorstand nimmt mit besonderem Inter- 
esse Kenntnis von der in vorstehender Ange- 
legenheit ausgearbeiteten Denkschrift des B.-V. 
Frankfurt a. M. und beschließt deren Veröffent- 
lichung in der Verbandszeitschrift. 


Die Wahlen zur Angestelltenversicherung. 


Das Schreiben einer Privat-Beamten-Ver- 
einigung in Sachen der Vertrauensmännerwahl 
zur Angestelltenversicherung gibt dem Vorstand 
Veranlassung zu beschließen, daß sich der Ver- 
band als solcher an dem seitens der Handlungs- 
gehilfen und Techniker eröffneten Wahlkampfe 
nach der einen oder anderen Richtung nicht be- 
teilige, da nach Ansicht des Vorstandes ein Aus- 
fall dieser Wahlen nach der einen oder anderen 
Richtung für die Diplom-Ingenieure praktisch 
ohne Bedeutung ist. 


Ausländer und Diplom-Ingenieur-Prüfungen in 
Darmstadt. 


Der Vorstand erörtert die Zulassungsbedin- 
gungen von ausländischen Studierenden zur 
Diplom-Ingenieur-Prüfung an der Technischen 
Hochschule zu Darmstadt. Es wird festgestellt, 
daß auf Grund der Oberhofer Beschlüsse vom 
18., 19. und 20. Juli 1902 es der Kompetenz der 
Ministerien der einzelnen Bundesstaaten über- 
lassen bleibt, festzustellen, welche ausländi- 
schen Bildungsanstalten einer deutschen neun- 
stufigen Vorbildungsanstalt (Gymnasium, Real- 
Gymnasium, Oberrealschile) als gleichwertig zu 
gelten haben. 


Umfrage einzelner Mitglieder bei den Bezirks- 
Vereinen. 


Es ist zur Kenntnis des Vorstandes gelangt, 
daß seitens einzelner Mitglieder Rundfragen an 
die Bezirks-Vereine gerichtet worden sind, in 
Fragen, die innerhalb der Verbandsaufgaben 
liegen. Der Vorstand stellt fest, daß Nr. 8 
der Geschäftsordnung, wonach Mitteilungen 
eines Bezirks-Vereins an andere stets gleich- 
zeitig dem Vorstand zugehen müssen, in sinn- 
gemäßer Weise natürlich auch für Rundschreiben 


. einzelner Mitglieder zu gelten habe, und bittet, 


dies in zukünftigen Fällen zu beachten. 


Mitglieder-Verzeichnis. 


Es wird Kenntnis genommen, daß das neue 
Mitglieder-Verzeichnis am 1. Oktober d. J. er- 
schienen ist. Die Mitglieder, die ein solches 
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Verzeichnis zu haben wünschen, werden ge- 
beten, sich an die Geschäftsstelle zu wenden, 
da eine Beilegung zur Zeitschrift infolge des 
Uebergewichtes nicht mehr möglich ist. 


Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Stuttgart. An Stelle von Tipl.-Ang. 
Mayer wurde der bisherige Beisitzer Tipl.-\ng. 
Arnold Neustätter, Stuttgart, Wera- 
straße 43, zum zweiten Vorsitzenden gewählt. 
Beisitzer wurde Tipl.-Ang. Grün, Stuttgart, 
Bopser Str. 32. 

Zusammenkünfte finden von jetzt ab jeden 
2. und 4. Mittwoch im Monat im Restaurant 
„Bauhütte‘“, Büchsenstraße, statt. 


B.-V. Duisburg.  Mitrliederversammlungen 
finden von jetzt ab am ersten Dienstag jedes 
zweiten Monats, und zwar der Monate mit un- 
geraden Zahlen (Januar, März usw.) statt. Ge- 
sellige Zusammenkünfte sollen zweimal im 
Monat, und zwar am 1. und 3. Dienstag, ab- 
gehalten werden. An den Versammlungstagen 
fallen die geselligen Zusammenkünfte aus. Der 
Ort der Mitgliederversammlungen wird durch 
Einladungen bekanntgegeben, zum geselligen 
Zusammensein treffen sich die Mitglieder im 
Restaurant Börsenkeller, Düsseldorfer Straße, 
ab 8!/ Uhr abends. 


Satzung und Geschäftsordnung 
des Verbandes Deutscher Diplom - Ingenieure 
(Eingetragener Verein). 


Die auf der letzten Hauptversammlung ange- 


nommenen Satzungen sind nach Durchberatung im. 


Redaktions- Ausschuß in der vorliegenden Fassung 
vom Register-Richter genehmigt worden und haben 
nunmehr Rechtskraft erlangt. 


l. Name, Sitz und Zweck. 


§ 1 
Der Name des Vereins ist: 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure. 


Der Verband hat seinen Sitz in Berlin. Er ist unter Nr. 1063 
am 21. Januar 1910 in das Vereinsregister des Königlichen Amts- 
gerichts Berlin-Mitte eingetragen worden. 


82. 
Der Verband bezweckt den Zusammenschluß der Diplom- 
Ingenieure zur Wahrung und Förderung der Standes- und Berufs- 
interessen. 


Er sucht seinen Zweck zu erreichen durch: 


1. Förderung des Verständnisses für die Bedeutung des Diplom- 
Ingenienr-Standes und Hebung seiner rechtlichen Stellung 
durch Petitionen an die yesetzprebenden Körperschaften, 
Fühlungnahme mit staatlichen, kommunalen und privat- 
wirtschaftlichen Verwaltungen oder Vereinen, sowie durch 
Aufklärung der Oeffentlichkeit; 

2. Verbreitung des Verständnisses für rechtliche, wirtschaft- 
liche und soziale Fragen unter seinen Mitgliedern durch 
Veranstaltung von Vorträgen und durch die Verbands- 
zeitschrift; - 

3. Wohlfahrtseinrichtungen, wie Rechtsauskunft, Stellennach- 
weis, Hilfskasse, 


sowie durch andere ihm für seine Zwecke förderlich erscheinende 


Maßnahmen. 
ll. Mitglieder. 


§ 3. 
ii er Verband umfaßt ordentliche Mitglieder und Ehrenmit- 
glieder. 

Ordentliche Mitglieder des Verbandes können werden: 


Verbandsnachrichten 


Deutsche Reichsangehörige, denen von einer Technischen 
Hochschule oder Bergakademie im Deutschen Reiche der Grad 
eines Diplom-Ingenieurs erteilt ist; ferner Deutsche Reichs- 
angehörige, welche die DI PLORIpEB UNE bzw. die erste Prüfung für 
den höheren Staatsdienst im Baufache bzw. Bergfache in einem 
deutschen Bundesstaat bestanden haben, sofern ihnen die Hoch- 
schulen den Grad eines Diplom-Ingenieurs nicht nachträglich auf 
Antrag erteilen. 

Die Anmeldung zur Aufnahme hat schriftlich zu geschehen. 
Ueber die Aufnahme beschließt der Vorstand. 

Personen, die sich um den Verband besondere Verdienste er- 
worben haben, können auf schriftlichen Antrag eines Bezirks- 
vereins oder von 50 Verbandsmitgliedern nach Zustimmung des 
Vorstandes vom Ausschuß zu Ehrenmitgliedern gewählt werden. 


111. Pflichten und Rechte der Mitglieder. 


§ 4. 
Jedes Mitglied hat die Bestrebungen des Verbandes nach 
besten Kräften zu unterstützen. 


Jedes ordentliche Milglied zahlt einen jährlichen Beitrag, der 
vom Ausschuß für das folgende Jahr festgesetzt wird. Ehren- 
mitglieder haben keine Beitragsverptlichtung. 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Der Beitrag ist für 
das Jahr, in dem der Eintritt oder der Austritt erfolgt, voll zu 
entrichten. Der Beitrag wird, falls er nicht schon vorher gezahlt 
ist, nach dem 1. Dezember tür das folgende Jahr durch Post- 
nachnahme erhoben. 

In besonderen Fällen kann der Vorstand den Beitrag stunden 
oder erlassen. 

§ 6. 


Jedes Mitglied hat das Recht, die Wohlfahrtseinrichtungen 
nach Maßgabe der vom Ausschuß zu erlassenden Bestimmungen 
in Anspruch zu nehmen. Jedes Mitglied erhä.t die Verbands- 
zeitschrift. 
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Die Mitgliedschaft erlischt: 

1. durch Austritt. Der Austritt kann nur mit Ablauf des 
Geschäftsjahres durch schriftliche Erklärung erfolgen, die spätestens 
am 1. Dezember dem Verbande zugegangen sein muß; 

2. durch Ausschluß. Der Ausschluß von Mitgliedern kann 
vom Ausschuß beschlossen werden: 

a) wenn sie die Interessen des Verbandes schädigen, 

b) wenn sie nach schriftlicher Aufforderung den fälligen 
Jahresbeitrag ohne triftige Gründe nicht innerhalb eines 
Monats gezahlt haben; 

3. durch Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte auf Grund 

rechtskräftigen Erkenntnisses, 


IV. Förderer. 
§ 8. 


Als Förderer können dem Verbande Körperschaften, Vereine 
oder Personen ohne Mitpliedsrechte angehören, wenn sie die Be- 
strebungen des Verbandes zu unterstützen geeignet sind und einen 
ne von mindestens der gleichen Höhe wie die ordent- 
ichen Mitglieder zahlen. Sie erhalten die Verbandszeitschrift. 


V. Bezirksvereine. 


89, 

Zur wirksameren Arbeit an der Verwirklichung der Verbands- 
zwecke bildet der Verband Bezirksvereine. Die Satzung und Ge- 
schäftsordnung des Verbandes ist bindend für jeden Bezirksverein, 
Satzungen der Bezirksvereine sowie deren Abänderungen bedürfen 
der Genehmigung des Verbandsvorstandes, gegen dessen Beschluß 
Entscheidung des Ausschusses angerufen werden kann. 


Jedes Mitglied des Verbandes Deutscher 
Diplom-Ingenieure ist Mitglied eines Bezirks- 
vereins, sofern sein Wohnsitz im Bereich eines 


Bezirksvereins liegt. Nur Mitglieder des Verbandes 
können Mitglieder eines Bezirksvereins sein. !) 


Vi. Organe des Verbandes. 
8 10. 
Die Organe des Verbandes sind der Ausschuß und der Vorstand. 


§ 11. 
Ausschuß. 


Der Ausschuß besteht aus dem Vorstande des Verbandes und 
aus Mitgliedern, die von den Bezirksvereinen gewählt werden. 

Die Mitgliederversammlung jedes Bezirksvereins wählt auf 
jedes angefangene Hundert der Mitglieder des Bezirksvereins ein 
Mitglied in den Ausschuß und für den Behinderungsfall Stell- 
vertreter. 

e Die Ausschußsitzungen werden vom Vorsitzenden des Ver- 
bandes geleitet. Der Au-schuß ist beschlußfähig, wenn die Hälfte 
seiner Mitglieder anwesend ist. Bei eingetretener Beschlußunfähig- 
keit kann frühestens nach vier Wochen eine zweite Sitzung anbe- 
raumt werden, die unabhängig von der Zahl der anwesenden Mit- 
glieder über dieselbe Tagesordnung beschlußfähig ist. Der Aus- 


1) Um bestimmte Grundsätze für die Einteilung der Bezirksver- 
eine zu bekommen, wurde zunächst angenommen, daß jedes Ver- 
bandsmitglied, das am Sitze eines Bezirksvereines wohnt, Mitglied 
dieses Bezirksvereines ist. Verbandsmitglieder, die nicht am Sitze 
cines Bezirksveieines wohnen und bisher nicht einem Bezirksver- 
ein angehörten, sind von dem für sie in betracht kommenden Bc- 
zirksverein von ihrer Einreihung verständigt worden. 


Verbandsnachrichten 


schuß kann auch ohne Versammlung durch schriftliche Ab- 
stimmung gültige Beschlüsse fassen. Es muß jedoch bei 
schriftlicher Abstimmung die Mehrzahl der Aus- 
schußmitglieder für Annahme des Antrags sein; bei 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden 

Der Ausschuß überwacht die Geschäfts- und Kassenführung 
des Verbandes, bei ihm liegt die Entscheidung in allen den Ver- 
band betreffenden Angelegenheiten, soweit diese nicht dem 
Vorstande zugewiesen sind. Er beschließt insbesondere über Vor- 
anschlag und Jahresrechnung, Entlastung des Vorstandes, Satzungs- 
änderungen, Wahl von Ehrenmitgliedern. Er wählt den Vorstand 
des Verbandes, ferner zwei Rechnungsprüfer und ihre Stellvertreter. 

Die Abstimmungen erfolgen, soweit nichts anderes festgesetzt 
ist, durch absolute Stimmenmehrheit, d. h. Mehrheit der abge- 
gebenen Stimmen. 

Aenderung der Satzung und Auflösung des Verbandes erfordern 
Dreiviertelmehrheit der abgegebenen Stimmen. 


§ 12. 


Die ordentliche Ausschußsitzung findet alljährlich in der 
Regel im Monat März statt. Die Ausschußmitglieder sind vier 
Wochen vorher vom Vorstande durch Veröffentlichung in der 
Verbandszeitschrift und durch eingeschriebenen Brief unter Angabe 
der Tagesordnung mit kurzer Begründung einzuladen. Anträge 
für die ordentliche Ausschußsitzung können gestellt werden von 
Bezirksvereinen oder von mindestens 50 Verbandsmitgliedern. 
Alle Anträge, die bis zum 15. Januar dem Vorstande schriftlich 
vorliegen, müssen auf die Tagesordnung gesetzt werden. 

Kostenvoranschlag und Jahresabrechnung sind gleichzeitig mit 
a Tagesordnung der ordentlichen Ausschußsitzung bekannt zu 
geben. 

Gegenstände, die nicht auf der Tagesordnung stehen, können 
nur zur Beratung und Beschlußfassung kommen, wenn zwei 
zug der anwesenden Ausschußmiitglieder sie als dringlich er- 
achten 

Außerordentliche Versammlungen des Ausschusses können auf 
Beschluß des Vorstandes vom Vorsitzenden einberufen werden; 
auf Antrag von einem Fünftel aller Verbandsmitglicder oder einem 
Drittel aller Bezirksvereine oder einem Viertel der Mitglieder des 
Ausschusses muß dies binnen sechs Wochen geschehen. Die Aus- 
schußmitglieder sind spätestens zwei Wochen vor Stattfinden der 
Versammlung vom Vorsitzenden durch Veröffentlichung in der 
Verbandszeitschritt und durch eingeschriebenen Brief unter An- 
gabe der Tagesordnung mit kurzer Begründung einzuladen. 

Den Ort der Versammlung bestimnit der Vorstand, 


§ 13. 
Vorstand. 


Der Vorstand besteht aus sieben Mitgliedern: dem Vorsitzen- 
den des Verbandes, dem stellvertretenden Vorsitzenden und fünf 
Vorstandsmitgliedern, die vom Ausschuß aus dem Gesamtverbande 
für zwei Jahre gewählt werden; sie bleiben bis zur Neuwahl im 
Amt. In eınem Jahre werden der Vorsitzende und zwei Vorstands- 
mitglieder, im folgenden der stellvertretende Vorsitzende und drei 
Vorstandsmitglieder gewählt. Wiederwahl ist nur einmal zulässig; 
Kassenführer und Geschäftsführer, sofern dieser dem Vorstand 
angehört, sind ohne Beschrankung wieder wählbar. 

Scheidet ein Vorstandsmitglied während seiner Amtsdauer aus, 
so hat innerhalb vier Wochen eine Ergänzungswahl duich den 
Ausschuß stattzufinden. 

Der Vorstand leitet den Verband. Er ist bei Anwesenheit von 
vier Mitgliedern beschlußfähig. 

Der Vorstand wählt aus seiner Mitte den Kassenführer und 
dessen Stellvertreter 

Zur ger chtlichen und außergerichtlichen Vertretung gemäß 
8 26 BGB. sind der Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende 
und ein weiteres Vorstandsmitglied oder der Geschäftisfüher ge- 
meinsam ermächtigt. 

Schriftliche Abstimmungen des Vorstandes sind in besonderen 
Fällen zulässıg, wenn nıcht mindestens zwei Mitglieder diesem 
Abstimmungsverfahren widersprechen. 

Ueber Beschlüsse des Vorstandes kann durch Antrag gemäß 
§ 12 die Entscheidung des Ausschusses angerufen werden. 

§ 14 

Die Führung der Geschäftsstelle hat der Geschäftsführer, die 
der Verbandszeitschrift der Schriftleiter, die vom Ausschusse ge- 
wählt werden. 

Der Vorstand schließt nach Bewilligung der Geldmittel durch 
die Ausschußsitzung mit Geschäftsführer und Schi iftleiter die Ver- 
träge ab. 

& 15. 


Alle Aemter des Verbandes mit Ausnahme derjenigen des 
Geschäftsführers und des Schriftleiters sind Ehrenämter, 


å VII. Protokolle. 
§ 16. 
Ueber die Sitzungen der Organe des Verbandes sind Proto- 


kolle aufzunehmen, die von aus der Versammlung gewählten Mit- 
gliedern zu beurkunden sind, 


VIII. Auflösungsbestimmungen. 
e § 17. 


Ein Beschluß über die Auflösung des Verbandes ist nur gültig, 
wenn deı Antrag bei der Einberufung der Ausschußsitzung auf 
der Tagesordnung gestanden hat. Der Beschluß isı binnen sechs 
Wochen allen Mitgliedern des Verbandes schriftlich mitzuteilen 
und wird nichtig, wenn ein Drittel binnen weiterer sechs Wochen 
widerspricht. 
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Wird der Verband durch Beschluß des Ausschusses oder auf 
Grund des öffentlichen Vereinsrechtes aufgelöst oder wird ihm die 
Rechtsfähigkeit entzogen, so beschließt die Ausschußsitzung über 
das nach der Liquidation verbleibende Vermögen. 

IX. Schlußbestimmungen. 
§ 18. 
Die Geschäftsordnung wird vom Ausschuß erlassen. 
§ 19. 

Der Vorstand ist ermächtigt, vor Eintragung der Satzungs- 
änderung in das Vereinsregister unwesentliche Aenderungen der 
Satzung vorzunehmen. 


Geschäftsordnung 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure. 


Nr. 1. 


Gesuche um Aufnahme geschehen auf Grund des folgenden 
Formulars: 
Hierdurch melde ich meinen Beitritt zum 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure und zum 
Bezirksverein....... an, Die Satzungen sind 
nıir bekannt. 


Geburtsjahr: 
Tilelv a0 eh Se ee EBRIRBET N 
Art der Berufstätigkeit und derzeitigen Stellung: 


Fachrichtung der Prüfung: ........ ; 
Staatsangehörigkeit: .. RR: ; zes 
Wohnort und Adresse: ... 2.2.20... Dar ee 
Datum der Anmeldung: . ........» re 


Persönliche Unterschrift: . 2... 22020. i di 


Der jährliche Beitrag zum Gesamtverein beträgt mindestens 
10 Mark; jeder Bezirksverein hat das Recht, einen Zusatzbeitrag 
festzusetzen, der mit dem Jahresbeitrag durch den Verband er- 
hoben und den betreffenden Bezirksverein überwiesen wird. Die 
Ucberweisung der Beiträge an die Bezirksvereine seitens des 
Hauptverbandes erfolgt in dem Umfang, wie die Beiträge einge- 
gangen sind, alljährlıch im Februar. 

eu eintretende Mitglieder, die ihren Beitrag voll entrichtet 
haben, erhalten die bereits erschienenen Nummern des laufenden 
Vierteljahrs der Zeitschrift ohne weiteres nachgeliefert, auf Antrag 
auch die Nummern des ganzen laufenden Jahrgangs. 
Nr. 2, 

Wohnungsveränderungen der Mitglieder müssen dem Verlage 
der Verbandszeitschrift spätestens 14 Tage vor Beginn des neuen 
Quartals mitgeteilt werden, damit sie bei Aufstellung der Post- 
überweisungslisten noch berücksichtigt werden können Bei 
Wohnungsveränderungen innerhalb eines Quartals kann die Ueber- 
weisung nur bei dem Postanıt des bisherigen Bestellbezirks er- 
folgen, wobei die Ueberweisungsgebühr von 50 Pfennig seitens 
des Mitglieds zu zahlen ist. N 

r. 3, 


Personen, die Mitglieder des Verbandes werden können, dürfen 
nicht in die Liste der Förderer eingetragen werden, 

Hinsichtlich der Aufforderung der Förderer zum Beitritt 
gilt folgender Geschäftsgang: Der Bezirksverein, der eine Person 
oder körperschaft als Förderer geeignet hält, macht einen ent- 
sprechenden Vorschlag beim Verbande. Der Verband sendet das 
Auffordernngsschreiben an den Vorstand des betreffenden Bezirks- 
vereins zur Weitergabe an die aufzufordernde Person oder Körper- 
schaft. Ebenso übersendet der Verband an Personen oder Körper- 
schaften, die ihm nicht von einem Berirksverein empfohlen sind, 
die Aufforderung, als Förderer beizutreten, nur durch den Vor- 
stand des Bezirksvereins, um diesem Gelegenheit zu geben, sich 
zur Auinahme zu äußern, u 

r. 4. 


Die Ausschußmilglieder erhalten mit der Tagesordnung die 
Unterlagen für die Verhandlung. 

Wird ein Antrag von 50 Mitgliedern gemäß § 12 der Satzung 
eingebracht, so kann von den Antragstellern ein Worttührer zur 
Begründung des Antrages in die Ausschußsitzung bestellt werden, 
der vom Vorsitzenden zu laden ıst. 

Möglichst bald nach stattgehabter Ausschußsitzung ist den 
Ausschußmitgliedern eine Abschrift des Protokolls von der 
Geschäftsstelle zuzusenden. ve. 

r. 5. 


Die Vorstandssitzungen sind schriftlich mindestens drei Tane 
vorher unter Angabe der Tagesordnung einzuberufen. Ausschuß- 
mitglieder können mit Genehmigung des Vorsitzenden den Vor- 
standssitzungen als Zuhörer bewohnen. Die Vorstandsmitglieder 
erhalten tunlichst bald nac erfolgter Genehmigung Abschrift des 
Protokolls uber die Vorstandssitzungen zugesandt. 
Geschäftsführer und Schriftleıter haben, sofern sie keine Vor- 
standsmitglieder sind, in den Versammlungen des Ausschusses und 
des Vorstandes sowie der Sonderausschüsse beratende Stimme. 
Der Geschättsführer bestellt und entläßt die Hilfskräfte der 
Geschäftsstelle und regelt ihre Diensttätigkeit; dieselben Befug- 
nisse stehen dem Schriftleiter in bezug auf seine Hilfskräfte zu. 


Nr. 6. 
Auf Reisen zu Ausschußsitzungen erhalten Vorstand, Ausschuß- 


mitglieder und Beauftragte sowie vom Vorsitzenden Geladene 
Reisekosten zweiter Klasse und Spesen 15 Mark pro Tag als Fr- 
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satz für ihre baren Auslagen. Im Zweifelsfall entscheiden die 
einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen über die Reiseauslagen 
der höheren Staatsbeamten. Nur über die Wiedererstattung der 
Reiseauslagen des unter Nr. 4 genannten „Wortführers* ent- 
scheidet der Ausschuß. Ñ 

r. 7. 


Die Gründung eines Bezirksvereins bedarf der Genehmigung 
des Ausschusses. 7 
r. 8. 


Mitteilungen eines Bezirksvereins an andere müssen stets gleich- 
zeitig dem Vorstande zugehen. 

Zu einer Versammlung von Abgeordneten mehrerer Bezirks- 
vereine, die zur Verhandlung von Verbandsangelegenheiten durch 
einen oder mehrere Bezirksvercine einberufen wird, ist der Vor- 
stand einzuladen, 

Nr. 9. 


Zur Vermeidung einer Schädigung der Verbandsinteressen soll 


eine öffentliche Stellungnahme durch die Bezirksvereine, speziell 
in der Tagespresse in Fragen, die die Allgemeinheit betreffen und 
gleichzeitig Verbandsangelegenheit sind, so lange unterbleiben, 
bis die Verbandsleitung auf Grund ihrer Informationen bei den 
einzelnen Bezirksvereinen entsprechende Leitsätze gegeben hat. 


Nr. 10. 


Der Vorstand jedes Bezirksvereins hat spätestens vier Wochen 
vor der ordentlichen Ausschußsitzung der Geschäftsstelle einen 
Bericht über die Verhältnisse und die Vorgänge in dem Bezirks- 
verein einzusenden; die Geschäftsstelle soll tunlichst eine Zu- 
sammenfassung der Berichte bis zur ordentlichen Ausschußsitzung 
in der Zeitschrift veröffentlichen. 


: Adressen-Aenderungen Im Mitglieder-Verzeichnis. : 


B.-V. Aachen. 
Walter Braun, Schweiz, Adresse unbekannt. 


B.-V. Barmen-Elberfeld. 
A. Dyckerhoff, Chicago Ill. (V. S. A.) Michigan 
Boulevard c/o. Hotel Stradfort. 


B.-V. Berlin. 
R. Schönemann, Berlin NW., Flemmingstr. 3. 
C. Boldt, Oberschöneweide, Rödernstr. 30. 
H. Sintenis, Berlin N. 4, Kesselstr. 13. 
R. Krieger, Dresden, Hammerstr. 5, z. Zt. Einj. Freiw. 
im Jägerbataillon 13. 
Kurt Wendt, Charlottenburg, Berliner Str. 66. 
K. Gloatz, Charlottenburg, Havelstr. 14. 
E. Oppenheimer, Lucano (Schweiz). 
E. Conrad, Berlin-Friedenau, Eschenstr. 7. 
Fritz Rohde, Bolivien Machaca marca. 
W. Weigel, Kaiserl. Regierungsbaumeister im Land- 
ratsamt Niederbarnim, Berlin NW. 40, Friediich-Karl- 
Ufer 5. | 
K. Braune, Steglitz, Menkenstr. 28. 
W. Mewis, Berlin W. 50, Eislebener Str. 10. 
H. Franken, Berlin N. 39, Oerichtsstr. 27. 
C. Haslinger, Charlottenburg 1, Tegeler Weg 28/33. 
Rudolf Mohr, Hermsdorf b. Berlin, Neue Bismarck- 
straße 2. 


Dipl.Ing. 


Tipl.sIng. 


Dipl.Ing. 


a = 


Dr. s Jng. 
Dipl 3ng. 


B.-V. Bochum. 
E. Urban, Herne i. W., Forellstr. 18. 
Josef Berdelle, Hagen i. W., Lessingstr. 1. 


Dipl Jng. 


n » Erich Groth, Bochum, Humboldstr. 29. 
" » Fritz Imhoff, Reklinghausen, Herner Str, 53. 
„» » Heinrich Flender, unbekannt verzogen. 
B.-V. Braunschweig. 
Tipl Ing. E. Pfister, Buer i. W., Essener Str. 109. 
B.-V. Bremen. 
Dipl. 3ng. E. Thomsen, Rüstringen 2 (Oldenburg), Bülowstr. 26. 
B.-V. Breslau. 
Dipl» 3ng. Paul Breidenbach, Elberfeld, Gartenstr. 45. 
” » G. Blank, Breslau 23, Halle-Str. 13. 
B.-V. Köln. 
Tipl. «Ing. Peter Bernstein, Lotz i. Rußland, Bankhaus Wm. 
Landau. 
” „ A. Hänsch, Köln, Norbertstr. 11. 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis 


Dipl.-Ing 


Tipl.- Jng. 


. Dipl.Ing. 


— Hilfskasse des Verbandes 


B.-V. Chemnitz. 
Hanns Bauer, Chemnitz, Josephinenstr. 17. 
Carl Rades, Aachen, K.T. H. Laboratorium für ro- 
tierende Kraftmaschinen. 
B.-V. Danzig. 
Gustav Fuchs, Danzig, Stadigraben 12. 
Max Fischer, München 2, Waltherstr. 8/OM. 


B.-V. Dortmund. | 
W. Haury, Dortmund, Neuer Graben 63. 


B.-V. Duisburg. 


Zipl.:Sng. Paul Rossie, Düsseldorf, Burgmüllerstr. 54. 

„n „ Kurt Lang, Mülheim-Ruhr, Broich, Schloßstr. 10. 
pr „ Waiter Heberling, Breitenhain, Bez. Schweidnitz. 
B.-V. Düsseldorf. 

Dipl. 3ng L. Hahne, Stettin, Bugenhagenstr. 18. 
B.-V. Essen. 
Dipl.-Sng. Georg Hayn, Essen-Ruhr, Messelstr. 10. 
. ©ber-Ir g. Johannes Krone, Verircter der Firma Friedr. Krupp 
A.G., Wien IV, Prinz-Eugen-Str. 62. 
Dipl.sng. H. Bloch, Regierungsbauführer a. D., Essen-Ruhr, 
Annastr. 82. 
B.-V. Frankfurt a. M. 
Dipl «Ing. R. Böhlig, Frankfurt a. M. 1, Gutleutstr. 109.. 
i „» T. Kauth, Frankfurta. M. 1, Eschersheimer Landstr. 22. 
n „ F. Remmier, 19, Avonmore Road West Kensington 
London W. 
B.-V. Hamburg-Altona. 
Dipl Ing. C. W. Paqué, Einj. Freiw., Coblenz-Ehrenbreitenstein, 
Hote! Högg. 
A „ H. Eckel, Hamburg, Große Allee 611. 
B.-V. Hannover. 
Dipl -Jng. C. Schreibmayr, Hannover-Linden, Erichstraße. 
m „ F. Muttray, Hameln, Sandstr. 9. 
5 „ K. Heyd, Hamm i. Westf., Kaltenhofer Weg 6c, Stadt- 
bauamt. 
B.-V. Karlsruhe. 
Dipl.Ing. Ernst Schlumberger, Karlsruhe. Ausgetreten. 
B.-V. Königsberg. 
Dipl.Ing. Georg Frisch, Königsberg i. Pr., Neue Dammgasse 10. 
B.-V. Leipzig. 
Dipl.-Ing. Otto Feudel, Halle a. S., Park-Hotel. 
Hilfskasse des Verbandes. 
Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
Beiträge: 
Dipl.-Ing. Ph. Geyer, Frankfurt aM. . M. 20,— 
n H. Reiffert, Frankfurt a. M. . „ 10,— 
n" Caminer, Berlin . . . 2 . n» 20,— 
Dr.-Ing. Weil, Frankfurt aM. . . . s» 25,— 
Dipl.Ing. Eckertz, Essen . . e... » 5— 
” Gütschow, Frankfurt a. M. . „ 10,— 
n Meyen, Frankfurt a. M.. . . n»n 5- 
n H. Eckardt, Ober-Ing., Essen „ 5,— 
n W. Teufel, Frankfurt aM. . „ 5— 
n Weber, Frankfurt a. M.. .. ” 10, — 
" Dammann, Essen. - . .. n»n 5— 
n Böhl, Frankfurt à. M. . ° . n 10, — 


Das Kuratorium 
i. A.: Dipl.-Ing. Ruc ‘f Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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Unter der Ueberschrift „Diplom-In- 
genieur“ schrieb Tipl.-Ing. AdolfSpringe 
in Heft 2, pag. 20, der „Mitteilungen des 
Verbandes Deutscher Diplom-In- 
genieure‘“ vom 15. Oktober 1909: „Unter 
der Voraussetzung, daß ein Ingenieur stolz auf 
seinen Stand und Titel sein muß, wenn er in 
seinem Berufe volle Befriedigung finden will, 
habe ich vor einiger Zeit beim Kaiserlichen 
Patentamte beantragt, daß bei Nennung meines 
Namens der mir zustehende Titel „Tipl.-Jıg.“ 
dem Namen beigefügt würde.“ Diesem Antrag 
Springes wurde seitens des Kaiserlichen Patent- 
amtes nicht stattgegeben. In der Ablehnung 
wurde angeführt, daß Titel bei dem Namen 
auf Urkunden unberücksichtigt blieben, daß nur 
die Titel „Dr.“ und „Tr.-‘ng.“ eine Ausnahme 
bildeten. Eine gegen den ablehnenden Bescheid 
erhobene Vorstellung wurde wieder abschlägie 
beschieden, und zwar mit folgender Begrün- 
dung: 

„Nach § 23 Abs. 2 des Patentgesetzes ist 

lediglich der Name des Patentsuchers im 
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Der Titel „Diplom-Ingenieur“ und das Kaiserliche Patentamt. 
Von Dipl.Ing. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt, Berlin. 


Reichsanzeiger zu veröffentlichen. Einen Be- 
standteil des Namens bilden aber, etwa wie 
das Adelsprädikat, die Bezeichnungen „Dr. 
med.“ und „Dr.-Ing... Es sind dies aka- 
demische Würden, die von dem Kollegium der 
Hochschulen verliehen werden. Im Gegen- 
satz hierzu stehen Standesbezeichnungen, 
z. B. Diplom-Ingenieur, Oberlehrer usw., die 
auf eine für einen wissenschaftlichen Beruf 
vorgeschriebene akademische Vorbildung und 
eine Abschlußprüfung hindeuten, die vor 
einer vom Staate bestellten Behörde abgelegt 
ist. Ein weiterer Unterschied besteht darin, 
daß durch den Doktor-(Tr.-Jng.)Titel eine 
Beamtenqualität nicht erworben wird, wäh- 
rend anderseits die Diplom-Prüfung Vorbe- 
dingung für den höheren technischen Staats- 
dienst ist. Auch für den Erwerb der Würde 
eines „Dr. ng.“ ist die Diplom-Prüfung er- 
forderlich. 

Es ist daher irrig, die Bezeichnung „Dr.“ 
(Tr.-Ing.) und „Tipl.-Iug.‘“ auf eine gleiche 
Stufe zu stellen. 
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Im übrigen steht der Erlaß der Verwal- 
tungs- und Geschäftsanweisungen dem Präsi- 
denten des Patentamtes zu.‘ 


Es braucht nicht gesagt zu werden, daß diese 
Entscheidung im Interesse des Ansehens der 
patentamtlichen Behörde besser nicht ergangen 
wäre, denn richtig an ihr ist einzig und allein 
die Mitteiiung, daß der Erlaß der Verwaltungs- 
und Cieschäftsanweisungen dem Präsidenten des 
Patentamtes zustehe. Ist deri aber so, so 
muß es Wunder nehmen, daß maa sich auf eine 
materielle Erörterung des recht'icnen Charakters 
der Bezeichnung „Diplom-Ingenieur‘ überhaupt 
einlicß, dabei aber versäumte, sicn zuvor in den 
elementaren Tatsachen dieser Frage zu orien- 
tieren. Das ist bedauerlich. Daß die Bzzeich- 
nung „Diplom-Ingenieur“ seit der generellen Auf- 
hebung der besonderen Staatsprüfungen (Regie- 
rungesbauführer-, Ingenieurpraktikanten-, Bau- 
prakt’karterprülungen usw.) cineStandesbe- 
zeichnung ist, dürfte jedem Sachkundigen be- 
kannt sein. Bereits in Heft 1 der „Mitteilungen 
des Verbandes Deutscher Diplom-Inzenieure‘, 
pag. 7, hat der Verfasser dieses auf den Doppel- 
Charakter der Bezeichnung „Diplom-Ingenieur“ 
hingewiesen und dargelegt, daß „Tiptl.= ‘ing. 
akademischer Titel und Standesbe- 
zeichnung zugleich sei. Der Verfasser 
führte dort selbst aus: „,„Diplom-Ingenicur‘ be- 
zeichnet nicht nur eisen akademischen Titel, 
sondern ist darüber hinaus auch als Standes- 
bezeichnunz aufzuiassen: die Diplom-Ingenizur- 
Prüfung bedeutet, im Sinne des Arztes gesprochen, 
die Approbation; denn nach dem Vorganre von 
Preußen haben die übrigen Bundesstaaten ihre 
besonderen Staatsprüfungen im Laufe der letzten 
Jahre aufgehoben und die Diplom-Ingenieur-Prü- 
fung als Amtsprüfung anerkannt. Wie die Medi- 
ziner erst nach der Approbations-Prüfung zum Dr. 
med. promovieren können, so kann auch bei 
den Technikern erst nach Ablegung der Diplom- 
Ingenieur-Prüfunge die Promotion zum Doktor 
erfolgen. Es gibt heute außer der Bezeichnung 
„oipl=‘ng.“ keine andere Bezeichnung für den 
akademisch absolvierten Techniker; sie ist die 
erste einheitliche Signatur aller deutschen 
Bundesstaaten und bildet heute das Kennzeichen 
des Vollakademikers gegenüber der großen 
Masse der nichtabsolvierten Akademiker, sowie 
der nicht akademisch gebildeten Techniker. Der 
„verband Deutscher Diplom-Ingenieure‘“ ist a!so 
in ähnlicher Weise wie etwa ein Verband 
Deutscher Aerzte oder Zahnärzte usw. ein 
Standesverein; hier wie dort handelt es sich 
um Vereinivungen solcher Perso.aen, die den Be- 
ruf des Heilkundigen bzw. des Technikers auf 
Grund abgeschlossener akademischer Vorbildung 
ausüben.“ 

Was das Patentamt 
führten Bescheid völlig 


in seinem 
verkannt 


oben 
hat, 


ange- 
ist das 


Moment, daß die Bezeichnung „Tipl.‘ug.“ — 
im Gegensatz zu allen anderen Standesbezeich- 
nungen wie Arzt, Oberlehrer usw. — kraft 
Institution und kraft der Art der Ver- 
leihung (durch die Hochschulbehörde!) aka- 
demischer Titel ist; und dieses Mo- 
ment schließt in sich, daß die „Standesbezeich- 


nung‘ Diplom -Ingericur genau in derselben 
Weise zu gebrauchen ist wie jeder andere 
akademische Titel, d. h. sie hat als Bestand- 


teil des Namens zu gelten, die den Träger ua- 
trennbar begleitet bis ans Lebensende, d. h. die 
ihm weder durch Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte noch sonstige Gerichtsurteile ent- 
zogen werden kann, dessen Zurücknahme viel- 
mehr einzig und allein der akademischen Behörde 
selbst zusteht, aber auch nur dann, wenn die 
Erwerbung auf Grund gefälschter Unterlagen 
erfolgt ist. 

Unter Hervorkehrung des akademischen 
Titel-Charakters der Bezeichnung Diplom- 
Ingenieur, der für den Gebrauch der Bezeich- 
nung „Diplom-Ingenieur“ primär und allein 
maßgebend ist, wurde gezen den Beschluß der 
Anmeldeabteilung Beschwerde erhoben; — ohne 
Erfolg. Die Beschwerde wurde unter der Be- 
gründung zurückgewiesen, daß nur der Name 
des Patentinhabers eingetragen und veröffent- 
licht werde. 

wer. „Name“ aber ist nur diejenige Be- 
zeichnung einer Person, die ihr nach den 
Standesregistern zusteht, das ist der Fa- 
milienname und der Vorname. Scnstige Kenn- 
zeichnungen gehören nicht zum Namen in 
Rechtssinne, insbesondere auch nicht Titel 
oder derartige Bezeichnungen, mögen sie nun 
eine Beruisstellun®g oder nur eine persönliche 
Würde zum Ausdruck bringen, Es kann da- 
her auch nicht anerkannt werden, daß die 
Bezeichnung „Tipt.- ing.“ zum Namen gehört. 
Es besteht keine Gesetzesvorschrift, wc- 


nach diese oder ähnliche Kennzeichnungen 
einen Bestandteil des bürgerlichen Namens 
bildeten. Wenn es von Verwaltungsweren 


für angängig und zweckmäßig befinden wor- 
den ist, bei Eintragungen und Veröffent- 
liehungen dem Namen den Vermerk „Dr.“ 
oder „Trenimg.“ hinzuzufügen, so kanı 
hieraus ein Rechtsanspruch auf gleiche Be- 
handlung des Titels „Tipi.-Nng.“ selbst dann 
nicht hergeleitet werden, wenn — was da- 
hin gestellt bleiben kann — rechtlich cin 
Unterschied zwischen ihnen nicht bestände.“ 
Nach Proklamierung dieses „Macht geht vor 
Recht“ -Standpunktes, mit dem sich zuguterletzt 
jeder Akt der Willkür „begründen“ 1ißt, 
wurde die Angelegenheit von Tipl.e ing. Springe 
nicht weiter verfolgt. 
Der inzwischen in Tätigkeit vetretene „Ver- 
band Deutscher Diplom-Ingenieure*“ nahm die 
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Frage auf und richtete unter dem 22. Novem- 
ber 1909 an den Präsidenten des Kaiserlichen 
: Patentamtes — dem „der Erlaß der Verwaltungs- 
und Geschäftsanweisungen des Patentamtes zu- 
steht“ — folgende Eingabe: 

„An den Präsıdenten des Kaiserlichen Patentam's 


Wirklichen Geheimen Ober-Regierungsrat 


H H 
ae Berlin. 


Ew. Hochwohlgeboren 
bittet der unterzeichnete Vorstand des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure ehrer- 
bietigst folgendes vortragen zu dürfen: 

Durch die Landesherren der deutschen 

' Bundesstaaten ist vor 10 Jahren den Tech- 
nischen Hochschulen das Recht verliehen 
worden, akademische Grade zu erteilen, ins- 
besondere auch den Grad eines „Diplom- 
Ingenieurs“. 

l Diesen landesherrlichen Verordnungen lag, 
da sie Titel und nicht irgendeine andere 
-Form von Auszeichnungen einführten, der 
= Wille und die Absicht zugrunde, die Bedeu- 

tung des abgeschlossenen technisch-wissen- 
schaftlichen Studiums zum Ausdruck zu brin- 
gen und die absolvierten Ingenieure durch 
Verleihung des Titels „Dipl.-Ing.“ nach außen 
zu kennzeichnen. 

Da bisher — wohl infolge des kurzen 
Bestehens der Institution des „Diplom-In- 
genieurs“ — die Anwendung’ dieses Titels 
nur in geringem Maße und in nicht geregelter 
Weise erfolgte, so unterbreiten wir Euer 
Hochwohlgeboren ehrerbietigst die Bitte, ge- 
neigtest verfügen zu wollen, daß der Titel 
„zipl.-ing.“ in dem Geschäftsbereich des 
Kaiserlichen Patentamtes ebenso als 
Namen gehörig betrachtet und behandelt 
wird wie die übrigen akademischen Titel. 

Nach den landesherrlichen Verordnungen, 
auf Grund deren den Technischen Hoch- 
schulen das Recht verliehen worden ist, aka- 
demische Grade zu erteilen, besteht zwischen 
den akademischen Titeln „Dipl.-Ing, „Dr.- 
ng.“ und „Dr.“ irgendwelcher Unterschied 
in öffentlich-rechtlicher Beziehung nicht. 
(Vgl. beiliegende „Mitteilungen des Verban- 
des Deutscher Diplom-Ingenieure‘, pag. 4 
Heft 1 und pag. 20 Heft 2.) 

Der unterzeichnete Vorstand bittet des- 
halb, sein Gesuch in Würdigung dieser 
Rechtslage bescheiden zu wollen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 
ergebenst 

Verband Deutscher Diplom-Ingenieure. 

° Der Vorstand 
gez. Dipl.-Yng. Dr. Lang. gez. Dipl.-Ing. Münch. 
Hierauf ging folgende Antwort des Präsi- 
denten ein: 


„Auf die gefällige Eingabe vom 23. No- 
vember 1909 erwidere ich ergebenst, daß inı 


zum - 


dienstlichen Verkehr des Patentamtes die 
Gradbezeichnung „Diplom-Ingenieur“ dem 
Namen sowohl bei der förmlichen Adressie- 
rung, wie auch in amtlichen Listen, z. B. auch 
im Handbuch für das Deutsche Reich, beige- 
setzt wird. Für die im patentamtlichen Ver- 
fahren ergehenden Veröffentlichungen er- 
scheint angesichts der Vorschriften in § 23 
Abs. 2 und § 19 Abs. 1 des Patentgesetzes, 
sowie § 3 des Gebrauchsmuster- und des 
Warenbezeichnungsgesetzes ein entsprechen- 
der Zusatz solange nicht angängig, als nach 
den Verkehrsgepflogenheiten, die auch für 
das Patentamt maßgebend sein müssen, die 
Bezeichnung ‚„Tipl.- Ing.“ als ein Zubehör des 
Namens nicht betrachtet wird.“ 


Diese Antwort des Präsidenten wurde in 
Heft 2 der „Zeitschrift des Verbandes Deutscher 
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veröffentlicht und seitens des Vorstandes dahin 
kommentiert, die Herren Kollegen möchten, um 
die Feststellung der Verkehrsgepflogenheiten zu 
beschleunigen, stets darauf dringen, daß ihrem 
Namen der akademische Grad überall zugesetzt 
werde, da sie hierauf denselben Anspruch hätten, 
der auch für andere akademische Grade im amt- 
lichen wie im privaten Verkehr geltend gemacht 
wird. 

Der Verband führte die Angelegenheit 
zunächst selbst nicht weiter; dafür wurde aber 
von Verbands-Mitgliedern an den verschiedensten 
Orten des Reiches, so u. a. Dortmund, Düssel- 
dorf, Frankfurt a. M., mit entsprechenden Ein- 
gaben an das Patentamt herangetreten, in denen 
der Zusatz der Gradbezeichnung auf den amt- 
lichen Urkunden der Schutzrechte des Patent- 
amtes beansprucht wird. In der Regel wurden 
solche Anträge mit der oben abgedruckten Ant- 
wort des Präsidenten zurückgewiesen. 

Inzwischen war ein Wechsel in der Leitung 
des Kaiserlichen Patentamtes eingetreten, und 
diese Gelegenheit benutzte der Verband, indem 
er folgende Eingabe an den Patentamts-Präsi- 
denten ergehen ließ. 


„Berlin, 13. Juni 1912. 


Euer Hochwohlgeboren | 

bittet der unterzeichnete Vorstand des „Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure‘“ ehr- 
erbietigst, Folgendes vortragen zu dürfen: 

Durch die Landesherren der deutschen 
Bundesstaaten ist im Jahre 1899 den Tech- 
nischen Hochschulen das Recht verlichen 
worden, gleich den Universitäten akademische 
Grade zu verleihen, insbesondere auch den 
Grad eines Diplom-Ingenieurs. Diesen Aller- 
höchsten Erlasses lag, da sie mit diesem 
Grade die Führung eines Titels verknüpften 
und nicht irgendeine andere Form von Aus- 
zeichnungen, der Wille und die Absicht zu- 


grunde, die Bedeutung des abgeschlossenen 
akademisch-technischen Studiums zum Aus- 
druck zu bringen und die Personen, die ihre 
berufliche Tätigkeit auf Grund dieser fach- 
wissenschaftlichen Vorbildung ausüben, durch 
Verleihung des Titels „Tipl.- ng.“ nach außen 
zu kennzeichnen. 

Im Hinblick darauf, daß die Anwendung 
des Titels „Pipl.-ng.‘‘ auch bei unseren Be- 
hörden nicht immer und in nicht geregelter 
Weise erfolgte, haben der Königlich Preu- 
Bische Herr Minister des Innern und der 
Königlich Preußische Herr Finanzminister 
unterm 8. Januar 1912 folgende Verfügung 
erlassen: 

„Nachdem der Herr Minister der geist- 
lichen, Unterrichts- und Medizinal-Ange- 
legenheiten durch Erlaß vom 23. Januar 
1909 die Rektoren der Technischen Hoch- 


schulen ersucht hat, Anordnung dahin zu’ 


treffen, daß der Titel „Diplom-Ingenieur“ 
und „Doktor - Ingenieur“, die nach dem 
Allerhöchsten Erlasse vom 11. Oktober 1899 
abgekürzt „Dipl.-Ing.“ und „Dr.-Ing.“ (in 
deutscher Schrift) zu schreiben sind, in 
den Programmen und Personalverzeich- 
nissen der Technischen Hochschulen stets 
vor den Namen der Inhaber gesetzt wer- 
den, wird hiernach, einem Äntrage des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure ent- 
sprechend, auch in unserem Geschäfts- 
bereich zu verfahren sein. Es wird z. B. 
im amtlichen Verkehr künftig nicht 

„An den Diplom-Ingenieur Herrn N.“, 
sondern 

„An Herrn Tipl.-3ng. N.“ oder 

„An Herrn Dr.-Sng. N.“ 
zu schreiben sein. 

Eure Hochwohlgeboren ersuchen wir er- 
gebenst, hiernach das Erforderliche ge- 
fälligst zu verfügen. 


Der Minister des Innern. Der Finanzminister. 
In Vertretung: | Im Auftrage: 
gez. Holtz. gez. Halle.“ 


Indem wir Euer Hochwohlgeboren vor- 
stehenden Ministerialerlaß ergebenst unter- 
breiten, gestatten wir uns zu beantragen, 
Euer Hochwohlgeboren möchten gleichfalls 
verfügen, daß der akademische Titel „Tipl.- 
Sng.“ auf Patent-, Gebrauchsmuster- und 
Warenzeichen-Urkunden ebenso als zum 
Namen gehörig geführt wird wie der Doktor- 
Titel. 

In Erwartung einer gütigen Rückäußerung 
zeichnen wir 

Euer Hochwohlgeboren 
ganz ergebener 
Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
Der Vorstand 


gez. gez. 
Prof. Tr.. 3ng. W. Reichel. Dipl.. Jng. Dr. Alexander Lang. 
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Um dieselbe Zeit, als vorstehende Eingabe 
an den Präsidenten des Patentamtes ging, lag 
dem Patentamt seitens eines Angehörigen des 
Verbandes — eines Patentanwaltes — ein Anm- 
trag vor, in welchem der Patentanwalt ersuchte, 
seinen akademischen Titel ,„TDipl..\ng.“ dem 
Namen seiner Patenturkunde zuzufügen. Die 
Eingabe des Patentanwalts lautete: 


„26. Mai 1912. 
An das Kaiserliche Patentamt, 
Berlin. 


In dem Bescheid vom 13. März 1912, durch 
welchen der Beschluß in Sachen untenbezeich- 
neter Anmeldung mitgeteilt wird, heißt es: 

„Auf die Anmeldung des Patent- 

anwalts N. N. usw.“ 

Der Unterzeichnete vermißt bei seinem Namen 
den ihm zustehenden Dipl.-3ng.-Titel und er- 
sucht hierdurch, bei Ausfertigung der Patent- 
schrift, denselben vor seinen Namen zu 
setzen. Der Titel ist ebenso wie der Doktor- 
Titel ein akademischer Grad, und -da nach 
ständiger Praxis des Patentamtes bei Per- 
sonen, welche den Doktor-Titel besitzen, 
dieser vor den Namen gesetzt wird, so er- 
scheint das Ersuchen, auch den Pipl.-Ina.- 
Titel dem Namen beizufügen, berechtigt. 

Auch in der vom Amte herausgegebenen 
Liste der Patentanwälte sowie in der amt- 
lichen Ausgabe des Taschenbuchs des Patent- 
wesens ist vor dem Namen der Patent- 
anwälte, welche den Tipl.-‘ng.-Titel besitzen, 
diese Bezeichnung gesetzt. Das Patentamt 
anerkennt somit in diesem Falle, daß der 
Tipl.-Qng.-Titel zum Namen gehört. Es ist 
deshalb nicht einzusehen, warum bei Aus- 
fertigung der Patentschriften anders ver- 
fahren werden soll. 

Der Patentanwalt.‘ 


Auf diese Eingabe erhielt der Patentanwalt 
keine Antwort. Er richtete deshalb folgende 
weitere Eingabe an das Patentamt: 


„27. April 1912. 
An das Kaiserliche Patentamt, 
Berlin. 

.. . Ferner wird folgendes bemerkt: 

In einer Eingabe vom 26. März 1912 habe 
ich beantragt, auf der Patenturkunde und 
Patentschrift vor meinem Namen den Tipl.- 
Xng.-Titel zu setzen. Auf diese Eingabe 
habe ich bis heute keine Antwort erhalten. 
Hingegen ist die mir heute zugestellte Ur- 
kunde auf „N. N.“ ausgestellt. Bisher ist es 
im patentamtlichen Verfahren nicht üblich ge- 
wesen, über Eingaben oder Anträge still- 
schweigend hinwegzugehen, ohne zu der 
Berechtigung derselben Stellung zu nehmen. 
Es ist mir deshalb unerklärlich, warum dies 
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diesmal geschehen ist und der Antrag auf 
Beisetzung des Titels zu dem Namen keine 
Berücksichtigung gefunden hat. Es kann doch 
keinem Zweifel unterliegen, daß das Patent- 
amt in einem Falle, wo ein Dr. A. Meyer 
eine Patentanmeldung eingereicht hätte, so- 
wohl Urkunde wie auch Patentschrift auf 
den Namen Dr. A. Meyer und nicht A. Meyer 
ausgestellt hätte, mit der Begründung, daß 
Dr. A. Meyer eine andere Person ist, als 
A. Meyer, zum mindest, daß man bei dem 
Namen A. Meyer vermuten wird, daß es 
sich um eine andere Person handelt, als bei 
Dr. A. Meyer. 

Es wird daher gebeten, eine richtig ge- 
stellte Urkunde und Patentschrift einzu- 


senden. 
Der Patentanwalt.“ 


Daraufhin wurde dem Patentanwalt folgende 


Antwort: 


„13. Mai 1912. 
... Dem Antrag, in der Patenturkunde 
und Patentschrift den Titel „Tipl.-$ng.‘“ dem 
Namen beizufügen, kann nicht entsprochen 
werden, weil nach § 19 des Patentgesetzes 
nur der Name einzutragen ist, und Titel des- 
halb grundsätzlich nicht eingetragen werden. 
Allerdings wird nach der im Patentamt üb- 
lichen Praxis eine Ausnahme für den „Dr.“ 
und „Dr.-Ing.‘-Titel gemacht, dies jedoch 
nur deshalb, weil diese Titel (aber auch nur 
diese) nach ihrer Eigenart und der bestehen- 
den Verkehrsanschauung von dem Namen 

nicht gut zu trennen sind. 
Kaiserliches Patentamt.“ 


Auf diesen Bescheid des Patentamtes gab der 


Patentanwalt folgende Antwort: 


„29. Mai 1912. 
An das Kaiserliche Patentamt, 
Berlin. 


Auf den Bescheid vom 13. Mai 1912. 

Der Unterzeichnete kann sich der Ansicht 
des Patentamtes nicht anschließen, daß dem 
Antrag, den Titel „Dipl.-Ing.“ dem Namen 
beizufügen, nicht entsprochen werden kann, 
„weil nach dem § 19 des Patentgesetzes nur 
der Name einzutragen ist und Titel deshalb 
grundsätzlich nicht eingetragen werden“. 
Denn gleich darauf wird durch den Hinweis, 
daß allerdings für den „Dr.“- und „Tr. ing.‘“- 
Titel eine Ausnahme gemacht wird, dieser 
Grundsatz umgestoßen und diese Ausnahme 
damit begründet, „weil diese Titel (aber auch 
nur diese) nach ihrer Eigenart und der 
bestehenden Verkehrsanschauung von 
dem Namen nicht gut zu trennen sind‘. 

Nach der letzteren Ausführung scheint das 
Patentamt daher den Dr.-Titel oder den 


Dr.=ing.-Titel als eigenartig anzusehen und 
daraus zu folgern, daß er von dem Namen 
nicht gut zu trennen ist. Es wird aber nicht 
gesagt, wodurch diese Eigenart begründet 
wird. Es soll daher hier näher darauf ein- 
gegangen werden. 


Der Dr.- und Tr.-‘ng.-Titel sind aka- 
demische Grade, welche erworben werden, 
und nicht, wie die übrigen Titel, die ver- 
liehen werden und Rangbezeichnungen dar- 
stellen. Daß solche Rangbezeichnungen grund- 
sätzlich nicht eingetragen werden, mag seine 
Berechtigung darin haben, daß dieselben bei 
einer Rangerhöhung einem anderen ‚Titel‘ 
bzw. einer anderen Rangbezeichnung Platz 
machen. Der Tipl.-Jng.-Titel ist ebenso ein 
akademischer Grad wie der Dr.- und Tr.- 
Sng.-Titel. Derselbe ist keine Rangbezeich- 
nung und bleibt bei dem betreffenden auch 
dann, wenn er neben diesem akademischen 
Grad auch eine ‚Titel‘ genannte Rangbe- 
zeichnung erhält. Er gehört somit derselben 
Art von Titeln an, wie der Dr.- und Tr.-‘ırg.- 
Titel und besitzt dieselbe Eigenart wie 
diese. 


Mit dem Hinweis, daß nach $ 19 des 
Patentgesetzes nur der Name eingetragen ist, 
kann daher die Ablehnung nicht begründet 
werden, denn würde die Eintragung eines 
Titels den Bestimmungen dieses Paragraphen 
zuwiderlaufen, so dürfte folgerichtig auch 
der Dr.- und Pr.- \ng.-Titel nicht eingetragen 
werden. Hieran könnten weder die Eigen- 
art des Titels noch die Verkehrsanschauungen 
irgend etwas ändern. Die Verkehrsanschau- 
ung darf hierbei überhaupt nicht Berück- 
sichtigung finden, denn diese ist in den ver- 
schiedenen Gegenden des Deutschen Reiches 
bezüglich des Titelwesens ganz verschieden. 
So ist es z. B. in Hamburg üblich, beim 
Namen auch den Dr.-Titel wegzulassen; in 
Süddeutschland wird das Wort ‚Ingenieur‘ 
fast allgemein als Titel gebraucht. Hierauf 
kommt es aber auch gar nicht an, denn das 
Patentamt hat sich, da es eine Behörde ist, 
bei der Entscheidung darüber, ob bei der 
Ausstellung der Urkunden dem Namen der 
Dipl.-Ing.-Titel beizusetzen ist, nicht von 
den Anschauungen des Verkehrs 
leiten zu lassen, sondern nur davon, ob der 
Anmelder Anspruch darauf hat, daß 
seinem Namen dieser Titel beigefügt wird. 
Da der Titel aber ein erworbener aka- 
demischer Grad ist, so hat der zu seiner 
Führung Berechtigte auch Anspruch darauf, 
daß er dem Namen beigesetzt wird. Werden 
die Behörden den Trägern dieses Titels ihr 
Recht zukommen lassen, indem sie ihn dem 
Namen vorsetzen — vielfach ist dies durch 
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ministerielle Verfügungen bereits vorgeschrie- 
ben —, so wirdsich auch der Verkehr daran 
gewöhnen, jenen Personen, welche den Dipl- 
Sng.-Titel führen, diesen Titel beizulegen. 
Der Unterzeichnete kann durch Vorlegung 
von Schriftstücken beweisen, daß es schon 
jetzt im schriftlichen Verkehr allgemein üb- 
lich ist, den Tipl.-Ing.-Titel vor den Namen 
zu setzen. 

Aus dem Bescheid vom 13. Mai 1912 ist 
nicht ersichtlich, ob es sich bei der Ab- 
lehnung des Antrages um einen Beschluß oder 
lediglich um einen in Form einer Zwischen- 
verfügung erlassenen Bescheid der Anmelde- 
abteilung handelt. In ersterem Falle soll 
diese Eingabe als Beschwerde im Sinne des 
§ 16 des Patentgesetzes gelten. In letzterem 
Falle wird um Herbeiführung eines Be- 
schlusses, der durch Beschwerde angefochten 
werden kann, gebeten. 

i Der Patentanwalt.“ 


Auf diese Eingabe erhielt der Patentanwalt 
- seitens des Patentamtes folgenden Bescheid: 


„19. Juni 1912. 


Auf das Schreiben vom 29. Mai 1912. 

Die im Patentamt bisher geübte Praxis, 
bei den Eintragungen in die Rolle den Tipt.- 
Sng.-Titel dem Namen nicht beizufügen, ist 
neuerdings, und zwar nach Erlaß der Ver- 
fügung vom 13. 5. 1912, verlassen worden. 

Dieserhalb, und weil der Antrag vom 
26. März 1912 vor Herausgabe der Patent- 
schrift gestellt wurde, ist beschlossen worden, 
nachträglich die unter Nr. 246223 erfolgte 
Eintragung in der Patentrolle zu ändern. Die 
Patenturkunde wird gleichfalls geändert 
werden, wenn sie hierher eingesandt wird. 


Kaiserliches Patentamt 
Anmelde-Abteilung XII. 


Gleichzeitig gab der Präsident des Patent- 
amtes dem Verband Deutscher Diplom-Ingenieure 
folgenden Bescheid: 

„21. Juni 1912. 


Auf die gefällige Eingabe vom 13.d. Mts. 
teile ich ergebenst mit, daß die von Ihnen 
gewünschte Anordnung, betreffend die Hin- 
zufügung des Titels „Tipl. ing.“ zum Namen 
in den amtlichen Veröffentlichungen und Ur- 
kunden über die Schutzrechte, vor kurzem 
von mir bereits für das Patentamt erlassen 
worden ist. 

(rez.) Robolski.‘ 


Damit war auf dem Gebiete einer langdahin- 
geschleppten Frage unnützes Erinnern und „ver- 
geblicher Streit“ hinweggebannt; auch die 
ausgesuchteste Sophistik konnte der begrün- 
deten Forderung nicht länger standhalten; die 
Frage wurde und mußte zugunsten des Ver- 
bandes Deutscher Diplom-Ingenieure entschieden 
werden. Von gewisser, den Diplom-Ingenieuren 
angeblich wohlgesinnter Seite hat man die An- 
gelegenheit als eine „Kleinigkeit“ hinzustellen 
versucht. Zugegeben dies, so gibt doch gerade 
der Umstand zu bedenken, daß es zur Erreichung 
dieser „Kleinigkeit“ der unausgesetzten Arbeit 
mehrerer Jahre und der Zusammenarbeit des 
Verbandes mit zahlreichen fähigen Mitgliedern 
bedurfte. Gerade der vorliegende Fall dürfte ein 
klassisches Schulbeispiel dafür abgeben, wie schwer 
es dem Diplom-Ingenieur gemacht wird, selbst 
in Dingen, die theoretisch und praktisch völlig 
klarliegen, unter den herrschenden Verhältnissen 
etwas zu erreichen. Um so nachdrücklicher ge- 
bieten solche Erfahrungen zu noch umfassen- 
derem und engerem Zusammenschluß sowie zur 
Entwicklung eines noch stärkeren Standesbe- 
wußtseins. Im übrigen handelt es sich im vor- 
liegenden Falle nicht um eine „Kleinigkeit“, 
sondern um eine Frage von Tragweite, die viel- 
fach erst später von Fall zu Fall erkannt werden 
wird. Zunächst ist die Zahl der Ausnahmebe- 
stimmungen gegen Diplom-Ingenieure um eine 
vermindert worden, und der Grundsatz der 
Billigkeit und Gerechtigkeit seitens des Patent- 
amtes auch den Diplom-Ingenieuren gegenüber 
zur Anwendung gebracht worden. Zu diesem 
moralischen Erfolg gesellt sich ein mehr prak- 
tischer. Die Hinzufügung der akademischen 
Gradbezeichnung zum Namen in den amtlichen 
Veröffentlichungen und Urkunden über die 
Schutzrechte wird zwar nicht den Realwert, 
wohl aber in manchen Fällen den Tauschwert 
der Schutzrechte heben. Der Umstand, daß 
es sich um Schutzrechte handelt, um die Diplom- 
Ingenieure nachgesucht haben, dürfte eine ge- 
wisse Garantie abgeben, denn es handelt 
sich um Erfindungs-Gegenstände, die seitens 
wissenschaftlich planmäßig vorgebildeter Fach- 
männer als anmeldungswürdig befunden worden 
sind. Die Ueberführung solcherweise gekennzeich- 
neter, geschützter Gegenstände in die Praxis, 
insbesondere die Verwertung derselben, dürfte 
deshalb in manchen Fällen leichter sein. So 
dürfte denn der bei dem Kaiserlichen Patentamt 
erzielte Erfolg des Verbandes einen schätzungs- 
werten Fortschritt der Diplom-Ingenieure in 
ideeller und materieller Beziehung darstellen. 
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Die Eisenerzlagerstätten Schwedens 
und ihre Bedeutung für das deutsche Eisenhüttenwesen. 
Von Prof. Dr. Aulich, Duisburg. 


Bekanntlich spielten in den letzten Geschäftsberichten der Hohenlohewerke und der Oberschlesischen Eisenbahn- 


Bedarfs-A.-G. die schwedischen Erzlager eine große Rolle. 


Auch hat die in Schweden in Vorbereitung begriffene 


Gesetzesvorlage, die Sicherung der mittelschwedischen Erzschätze für die einheimische Industrie betreffend, einige 
Beunruhigung der interessierten deutschen Kreise hervorgerufen, so daß nachstehende Ausführungen gerade jetzt be- 


sonderes Interesse erwecken dürften. 


Schweden ist ohne Frage eines der eisen- 
erzreichsten Länder der Welt. Wenn jedoch die 
Fisenindustrie in diesem Lande bisher nur eine 
bescheidene Rolle gespielt hat, so ist das einzig 
auf den fast gänzlichen Mangel an geeigneten 
Brennstoffen zurückzuführen. Bisher hat man 
nur ein kleines Kohlenlager im südlichen 
Schweden (Höganäs) ausgebeutet, welches rund 
300 000 t im Jahre liefert, eine Menge, welche 
für die Eisenindustrie nicht in Frage kommen 
kann; zudem ist die Kohle von minderwertiger 
3eschaffenheit. 

Ist somit die Eisenerzeugung in erster Linie 
an die Benutzung der Holzkohle gebunden, so 
ergibt sich ohne weiteres, daß sie auf Eisen- 
sorten gerichtet ist, welche zu den besten gehören, 
d.h.sich durch einen hohen Grad der Reinheit von 
schädlichen Stoffen (Phosphor, Schwefel, Arsen) 
auszeichnen. Zur Herstellung dieser Eisen- 
sorten werden daher nur die bekannten reinen 
Eisenerze, welche vielerorts im mittleren Schwe- 
den, z. B. in Dannemora, Norberg usw. zu 
finden sind, verhüttet. 

Wenn bisher Schweden nur von diesen reinen 
Erzsorten Gebrauch gemacht hat, so stehen 
ihm anderseits noch ungeheure Erzmengen zur 
Verfügung, die erst ausgebeutet werden konn- 
ten, als es gelungen war, den Phosphor mittels 
des basischen Frischprozesses aus dem Roh- 
eisen zu entfernen, denn gerade die gewaltigsten 
schwedischen Lagerstätten zeichnen sich durch 
ein stark phosphorhaltiges Eisenerz aus. Mit 
Anfang der 80er Jahre begann die Ausbeutung 
im großen Maßstabe, und es ist gerade für die 
deutsche Eisengewinnung von einschneidender 
Bedeutung gewesen, daß der weitaus größte Teil 
der gewonnenen Erze nach Deutschland ein- 
geführt wurde. 


Die Erzlagerstätten verteilen 


Schwedens 


sich einesteils auf Mittelschweden, etwa zwischen 


den Orten Falun im Norden, Jönköping im Süden, 
Dannemora im Osten und Taberg im Westen. 
Es ist dies das seit alters bekannte ‚Jernbära- 
land“. Fast alle diese Gruben, mit Ausnahme 
von Grängesberg, liefern ein reines Erz, welches 
im Inlande verhüttet wird. Das sogenannte 
„Exportfeld“ in Grängesberg liefert einen 
Magneteisenstein mit durchschnittlich 62% Eisen 


Die Schriftl. 


und 10% Phosphor und ist bei weitem das be- 
deutendste Erzlager Mittelschwedens. 

Die allergrößten Lagerstätten jedoch liegen 
im nördlichen Schweden oberhalb des Polar- 
kreises in Lappland und sind an die Namen 
Kirunavaara, Gecllivare, Luossavaara gebunden. 
Wenn auch der Hauptsache nach diese Erze 
ebenfalls den phosphorreichen zuzurechnen sind, 
so findet man doch auch solche mit sehr nie- 
drigem Phosphorgchalt, welche den Erzen 
Mittelschwedens ebenbürtig sind. 


Der Mangel an jeglichen Verkehrswegen hat 
es bis zum Jahre 1837 unmöglich gemacht, an 
die Ausbeutung dieser letzteren Sorten für den 
Inlandverbrauch heranzutreten, trotzdem die 
Lager etwa seit 1700 bekannt waren und es 
nicht an Versuchen dazu gefehlt hat. Im 
Jahre 1882 und 1833 wurden die Konzessionen 
zum Bau einer Bahn von Lulea am Bottnischen 
Meerbusen nach Gellivare erteilt und im Jahre 
1887 lief der erste Bahnzug mit Erz nach Lulea. 
Noch länger harrte das bei weitem bedeutendere 
Vorkommen von Kirunavaara der Erschließung; 
liegt schon Gellivare 210 km von Lulea ent- 
fernt, so beträgt die Entfernung bis Kiruna noch 
weitere 100 kın. Der Gedanke, die Erze von 
Kiruna nach Lulea zu bringen, mußte aufgegeben 
werden wegen der Schwierigkeit der Verschif- 
fung, welche durch die dortigen Eisverhältnisse 
bedingt wird. Der Hafen von Lulea ist nur 
während 5 Monaten eisfrei. Erst mit der Ver- 
wirklichung des Baues der Bahn nach Narvik 
an der norwegischen Küste (Ofotenbahn) war 
die Möglichkeit gegeben, an die Ausbeutung 
dieses größten Erzlagers Europas und vielleicht 
der Welt heranzutreten. 


Kiruna liegt inmitten einer vollkommenen 
Einöde in einer Talsenke zwischen dem Kiruna- 
vaara (= Schneehuhnberg) und dem Luossa- 
vaara (= Lachsberg). Das Gelände besteht aus 
weiten, schwach welligen, teilweise mit dürf- 
tigem Gestrüpp bedeckten und von seichten, 
langhingestreckten Seen durchsetzten Moor- und 
Haideflächen, und wird nur unterbrochen durch 
den bedeutenden Kirunaberg, welcher 248 m 
über die Talsohle sich erhebt und sich fast in 
süd-nördlicher Richtung als etwa 4 km langer 
Bergrücken hinzieht, während der Luossaberg 
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gleichsam als Fortsetzung nur etwa 1,5 km 
Länge besitzt. In der Senke liegt der neu er- 
standene Ort Kiruna, unweit eines flachen Sees, 
des Luossajärvi. Kiruna zählt zurzeit 7800 
Einwohner; die mittlere Jahrestemperatur be- 
trägt —1,5° C, während im Winter allerdings 
bei vollkcmmener Windstille — 24 bis — 30° C 
verzeichnet werden. 

Das Erzlager von Kirunavaara ist im großen 
und ganzen eine schräg unter 54° nach Osten 
einfallende Mauer von durchschnittlich 78 m 
Dicke, senkrecht vom Hangenden zum Liegen- 
den gemessen, welche stellenweise bis zu 164 m 
anschwillt und eine nachgewiesene Länge von 
5,2 km besitzt, derart, daß sie noch unter dem 
Spiegel des Luossajärvi sich hinzieht. Längs 
des Bergrückens, welcher verschiedentlich durch 
Einsattlungen unterbrochen wird, tritt das Erz 


meist offen zutage oder ist von einer dünnen 


Schicht Moränenschutt überdeckt. Man erblickt 
hier allenthalben deutliche Zeichen ehemaliger 
Gletschertätigkeit. Auch die Wirkung der oft 
heftigen Winde ist zu erkennen an den geglät- 
teten und zugeschärften Rippen, welche empor- 
ragende Erzmassen aufweisen. Der höchste 
Punkt ist der nördlichst gelegene „Statsradet‘“, 
748 m über dem Meere, welcher ganz aus 
Magneteisenstein besteht; von hier aus senkt 
sich der Berg steil zum See hinab. 


Die geologischen Verhältnisse sind scheinbar 
einfach; indessen ist eine allerseits zufrieden- 
stellende Lösung dieser Frage noch nicht ge- 
funden. Es sei bemerkt, daß im Hangenden ein 
Quarzporphyr an das Erzlager grenzt, während 
im Liegenden ein Syenitporphyr sich findet. Das 
Erz ist überall scharf abgegrenzt, und nur an 
einer Stelle ist die Erzmauer von einem 15 m 
mächtigen Porphyrgang durchquert, so daß von 
Nebengestein, Gangart und tauben Mitteln nicht 
gesprochen werden kann. Zahlreiche Diamant- 
tiefbohrungen haben bis zu einer Tiefe von 
548 m noch im Erz geendigt. Daß bei einer 
so überaus regelmäßigen Ausbildung des Erz- 
lagers die Frage nach dem Erzinhalt rege wird, 
ist leicht erklärlich, hängt doch damit die Sicher- 
stellung des Betriebes für die Zukunft auts 
engste zusammen. Auf Grund der Tiefbohrun- 
gen, der bisherigen Abbauverhältnisse und der 
über Jahre hinaus sich erstreckenden magneto- 
metrischen Messungen ist ein Erzinhalt von rund 
740 Millionen Tonnen abbaufähigen Erzes be- 
rechnet worden. Bedenkt man nun, daß es sich 
um ein Erz mit einem durchschnittlichen Gehalt 
von 65% Eisen handelt, so liegt wohl die Frage 
nahe: wie ist es möglich, daß derartige Erz- 
mengen an einem Ort sich haben ablagern kön- 
nen? Die geologische Forschung hat sich dieser 
Frage mit großem Eifer hingegeben und zahl- 
reiche Hypothesen sind aufgestellt worden. In 
neuerer Zeit haben Stutzer und P. Geijer 
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festgestellt, daß das Erz jünger ist als die 
Porphyre im Hangenden und Liegenden, und 
daß es als eine Intrusivbildung aufgefaßt werden 
muß, hervorgerufen durch magmatische Spal- 
tungsvorgänge im sauren Eruptivgestein. Es 
ist daher anzunehmen, daß die Erzmasse als 
Ganzes an die Erdoberfläche gedrungen ist und 
sich verfestigt hat. 

Betrachtet man das Erz, welches in der 
Hauptsache Magneteisenstein — Eisenoxyd- 
oxydul — ist, so fällt zunächst auf, daß es von 
den übrigen Typen schwedischer Magneteisen- 
steine erheblich abweicht; es ist meist sehr 
dicht, stark zerklüftet und auf den Kluftflächen 
ınit einem dünnen Ueberzug von Brauneisenstein 
versehen. Im übrigen enthält das Erz nur wenig 
fremde Bestandteile, wenn man von dem schwan- 
kenden Gehalt an phosphorsaurem Kalk (Apatit) 
absieht, der die Veranlassung zur Klassifikation 
der Erze gegeben hat. Man gewinnt heute fol- 
gende fünf handelsübliche Sorten: 

A-Erz mit max. 0,05 °/, Phosphor u. 69/70 °/, Eisen 


Cl- » „ 0,3% " n 67/68% » 
CII- n " n 0,8 or "n n" 66 0%, n 
D- „mit zwischen 0,8—2,5 0/9 » ’ 62 f » 
G-n » " 2-450 » " 58%, » 


Die vorstehenden fünf Sorten werden nicht 
für sich gewonnen, sondern durch Mischung 
erhalten, da der Phosphorgehalt von Ort zu 
Ort starken Schwankungen unterworfen ist. 

Der Abbau vollzieht sich zurzeit ausschließ- 
lich im Tagebau. Mittels großer Stufen dringt 
man von Norden nach Süden her allmählich vor. 
Das gewonnene Erz gleitet auf Bremsbergen 
in die Erzwagen von 35 t Ladegewicht, 28 der- 
selben bilden einen Erzzug, 7—8 solcher Züge 
gehen arbeitstäglich nach Narvik, während nur 
ein geringer Teil der Gewinnung über Lulea 
nach Stettin und Oberschlesien verfrachtet wird. 

Die Hafenanlagen in Narvik sind von ver- 
hältnismäßig einfachen Anfängen (die ersten 
Ladebühnen wurden aus Holz erbaut) weiter 
ausgebaut und leistungsfähiger gestaltet wor- 
den. Vor Stürmen und durch den Golfstrom vor 
Vereisung geschützt, gewährleisten sie eine Ver- 
schiffung das ganze Jahr hindurch. Die Erz- 
zuge kommen auf der Quaianlage in vielen 
Parallelgeleisen an und werden den Sorten ge- 
mäß rangiert, um dann in die entsprechenden 
Dampfer, von denen drei gleichzeitig beladen 
werden können, ihren Inhalt abzugeben. 

Mittels zahlreicher Erzrutschen gleitet das 
Erz in die Bunker, so daß in etwa vier Stunden 
eine Ladung von 6500 t erledigt ist, und ein 
Dampfer, der am Morgen leer ankam, schon 
am Abend die Ausreise wieder antreten kann. 
Das meiste Erz geht nach Rotterdam und Em- 
den; ferner werden beträchtliche Mengen nach 
England und in neuerer Zeit nach Nord-Amerika 
verschifft. 
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Eine große Sorgfalt wird auf die Probenahme 
vor der Verladung des Erzes verwendet. indem 
1—200 der Erzmenge in einer eigens dazu er- 
richteten Anlage zerkleinert und durchaus 
selbsttätig in die mehlfeine Analysenprobe ver- 
wandelt wird. Es hat sich dabei gezeigt, daß 
öfters ganze Schiffsladungen mit einem Eisen- 
gehalt von 70,3% Eisen zum Versand gelangt 
sind. Bedenkt man, daß 72,4% der theoretisch 
mögliche Höchstgehalt des Magneteisensteins 
ist, so dürfte ein so günstiges Ergebnis kaum 
irgendwo erreicht worden sein. 


Nal f N 
ao 1 


HACKAD: e TS 


BA 


ni w 
fotolıt Gen. Stad Lit Anst.Stockn 


Gegenwärtig ist man damit beschäftigt, einen 
Lagerplatz von 700000 t zu erstellen, um die 
Leistungsfähigkeit in der Verladung weiter zu 
erhöhen. Sehr zustatten kommt hierfür der 
felsige Untergrund aus steilstehendem Gneiß- 
gestein bestehend, welches einer Austiefung 
durch das herabstürzende, schwere Erz wirk- 
sam entgegentritt. Für die Anforderungen des 
nordamerikanischen Verbrauches hat man außer- 
dem eine Brechanlage (Glockenmühle) errichtet, 
welche die großen Stücke auf Faustgröße zer- 
kleinert. 

Bei dieser Gelegenheit sei darauf hinge- 
wiesen, wie zielbewußt der Amerikaner seine 
Zwecke verfolgt und sich der ihm drohenden 
Gefahren rechtzeitig zu erwehren versteht. Die 
ungewöhnlich großen Erzvorräte des amerikani- 
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schen Oberen-Seegebietes, welche bisher die 
zur Durchführung des sauren Bessemerverfah- 
rens nötigen Erze allein lieferten, zeigen einen 
allmählich abnehmenden Gehalt an Eisen, wäh- 
rend der an sich geringe Phosphorgehalt kon- 
stant bleibt; dabei gerät man hart an die 
Grenze des zulässigen Phosphorgehaltes im 
Roheisen. Kauft man nun die A-Erze von 
Kiruna hinzu und mischt sie mit den heimischen 
Erzen, wobei die kleinstückige Beschaffenheit 
sehr zustatten kommt, so wird auf diese Weise 
der Gesamtphosphorgehalt auf das zulässige 
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Maß herabgemindert. Die nahezu 700. Eisen 
enthaltenden A-Erze vertragen sehr wohl die 
immerhin nicht unerheblichen Frachtkosten. 

Das Erzlager des Luossavaara wird nicht 
abgebaut, trotzdem ein sehr hochhaltiges Erz 
vorliegt. Der schwedische Staat hat die Berg- 
gerechtsame erworben und verfolgt die Absicht, 
das Erz im Inlande zu verhütten, wenn erst 
einmal das elektrische Verfahren weiter zu- 
friedenstellende Fortschritte gemacht haben 
wird; ausreichende Wasserkräfte stehen in den 
benachbarten Flüssen Kalix und Torne zur Ver- 
fügung. 

Erwähnung verdient noch ein Vorkommen, 
welches 5 km östlich von Kiruna gelegen ist 
und den Namen Tuolluvaara führt und welches 
in regem Abbau begriffen ist. Nach genauen 
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Messungen dürfte ein Erzvorrat von 7 Millionen 
Tonnen vorliegen. In gleicher Weise berechnet 
sich das Vorkommen des Luossavaara auf 
18 Millionen Tonnen. Der Bezirk von Kiruna 
ergibt somit einen Gesamtvorrat von 705 Mil- 
lionen Tonnen, von denen bisher ca. 13 Mil- 
lionen Tonnen abgebaut worden sind. 

Kurze Erwähnung verdient die magneto- 
metrische Untersuchungsmethode, welche gerade 
bei der Anwendung auf die lappländischen Erz- 
lagerstätten einen hohen Grad der Ausbildung 
erfahren hat. Das Verfahren beruht auf der 
Einwirkung eines magnetithaltigen Erzlagers 
— nur diese kommen in Betracht — auf ein 
eigens hierzu konstruiertes Magnetnadel-Instru- 
mentarium. Kennt man die Stellung der Magnet- 
nadel innerhalb eines magnetisch neutralen Ge- 
bietes, in dem also nur der Erdmagnetismus 
wirksam ist, so wird bei Annäherung an ein 
magnetithaltiges Feld eine Ablenkung der 
Magnetnadel, sowohl der Deklinations- als auch 
der Inklinationsnadel erfolgen. Wird das Feld 
in eine Anzahl gleichgroßer, quadratischer Fel- 
der eingeteilt und Eckpunkt für Eckpunkt be- 
züglich der Ablenkung untersucht, so ergeben 
sich für die Deklinationsnadel isodynamische 
Linien, welche also die Horizontalablenkung an- 
zeigen, und für die Inklinationsnadel isokline 
Linien (Vertikalablenkung). Beide Kurvengebilde 
als Ganzes betrachtet geben ein Bild sowohl 
von der horizontalen als auch vertikalen Er- 
streckung des Erzkörpers. Dabei ist allerdings 
hervorzuheben, daß magnetometrische Messun- 
gen allein nicht genügen, um das Vorhanden- 
sein unterirdischer Magneteisensteinlager fest- 
zustellen, sondern es müssen zuvor geologische 
Aufschlüsse und topographische Aufnahmen vor- 
liegen, sonst kann es vorkommen, daß „Erz- 
lager‘‘ gefunden werden, die sich bei Tiefboh- 
rungen als eisenhaltiges Gestein erweisen, wie 
das in Mittelschweden der Fall war, wo eine 
mächtige Diabasdecke mit ca. 150% Eisenoxydul- 
oxydgehalt so auf die Maenetnadel wirkte, daß 
ein Erzlager vorgetäuscht wurde. 


Dr. Carlheim-Gyliensköld hat für die Erz- 
mauer des Kirunavaara ein sehr flaches Rota- 
tionsellipsond konstruiert, aus dessen Achsen- 
längeren er einen Erzinhalt von 1372 Millionen 
Tonnen errechnet, also fast das Doppelte, was 
vorsichtige Schätzungen ergeben haben. In 
jedem Falle ist das magnetometrische Verfahren 
ein außerordentlich wertvolles Hilfsmittel für 
die Maßnahmen eines rationellen Magneteisen- 
erzbergbaues geworden. 

Die Erzlagerstätten von Gellivare liegen 5 km 
nördlich auf dem Malmberget (Erzberg), 
welcher sich ungefähr 250 m hoch erhebt, und 
bilden ein in einzelnen gestreckten Linsen auf- 
tretendes System von Grubenbauen. Obwohl 
einige derselben eine bedeutende Mächtigkeit 
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und Erstreckung erreichen, so ist keine der- 
selben etwa mit dem Vorkommen von Kiruna 
zu vergleichen. Die größten Erzkörper besitzen 
eine Mächtigkeit von 40—70, ausnahmsweise von 
100 m. 

Das Nebengestein ist hauptsächlich ein fein- 
körniger, roter Gneiß, welcher von zahlreichen, 
schmalen Granitgängen, die auch den Erzkörper 
durchschwärmen, durchsetzt ist, was den Abbau 
einigermaßen schwierig gestaltet. 

Das Erz besteht zum größten Teil aus 
Magnetit, zum kleineren aus Eisenglanz 
(Hämatit). Während der Magnetit gewöhnlich 
gerobkristallinisch auftritt, ist der Eisenglanz ven 
feinkörnigem bis dichtem Gefüge. Der Phos- 
phorgehalt wechselt gleichfalls sehr stark und 
hängt mit der Anwesenheit von Apatit zusam- 
Die Erze werden in vier Handelsmarken 


men. 
geliefert. 
A -Erz mit maximum 0,025 °/, Phosphor 
CI-„ n n 0,35 5 n 
CH, u v 0,80 “/o " 
D- » »„ minimum 0,800% ” 


Die Hauptmenge des verschifften Erzes ent- 
hält zwischen 0,6—1% Phosphor neben einem 
mittleren Eisengehalt von 64,5%. Der Erzvorrat 
dürfte bis zu einer Tiefe von 500 m etwa 
273 Millionen Tonnen betragen. Während der 
größte Teil des Grubenbesitzes sich in den 
Händen der „Gelivare-Kirunavaara A.-G.“ be- 
findet, ist eine Grube (Koskullskulte) im Be- 
sitz der Witkowitzer Eisenwerke (Mähren), 
welche etwa 200000 t im Jahre hervorbringt. 

Außer den beschriebenen Lagerstätten finden 
sich in den umliegenden Gebieten noch eine 
Reihe mehr oder minder wertvoller Erzvor- 
kommen, welche zumeist im Besitz des schwedi- 
schen Staates sind und noch nicht abgebaut 
werden, da sie meist weitab von der einzigen 
Bahnlinie liegen. Der gesamte Erzinhalt der- 
selben dürfte annähernd 115 Millionen Tonnen 
betragen. 

Die mittelschwedischen Lagerstätten sind, 
wie eingangs erwähnt, mit nur einer Ausnahme 
lediglich für den eigenen Bedarf in Betrieb, und 
einige von ihnen haben an Bedeutung schon 
recht verloren. Es zeigt sich dies be- 
sonders an den Gruben von Dannemora, Pers- 
berg, Flogberget u. a. Große Pingen und Tarse- 
baue zeugen dort von jahrhundertelanger Arbeit. 
Auch ist nie ein in Größe und Mächtigkeit auch 
nur annähernd mit den lappländischen Lagern 
zu vergleichendes Vorkommen aufgefunden wor- 
den, es sei denn das von Grängesberg, welches 
mit seinen phosphorreichen Erzen ausschlie®- 
lich zur Ausfuhr geeignet ist. 

Grängesberg liegt etwa nordwestlich von 
Stockholm in der Provinz Dalekarlien an der 
Bahnlinie Falun—Kristincham. Das Lager stellt 
eine mächtige, steil (65°) einfallende Linse dar, 
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welche ca. 1000 m Länge und eine Mächtigkeit 
von 90—110 m besitzt. Das Erz ist wiederum 
durch Nebengestein stellenweise abgeschnitten 
und durchsetzt, sowie von jüngeren Pegmatit- 
gängen durchschwärmt. Es besteht teils aus 
Magnetit, teils aus Eisenglanz und zeiet zu- 
meist ein feinkörniges Gefüge; während der 
Magnetit eine eisengraue Farbe besitzt, erkennt 
man den Eisenglanz an der schuppigen Struktur 
und einem leicht rötlichen Schimmer. Das Erz 
enthält durchschnittlich 6200 Eisen und 100 Phos- 
phor; ein nie fehlender Kalkgehalt (7—11%o) 
übt einen günstigen Einfluß bei der Verhüttung 
dadurch aus, daß das sehr dichte Erz sich 
lockert und der Reduktion zugänglicher wird, 
ein Vorteil, welchen die lappländischen Erze 
nicht aufweisen. Der Abbau erfolgte bisher im 
Tagebau, wird aber zum Teil schon im Tiefbau 
unternommen. Die jährlich geförderte Erz- 
menge, die über den Hafen von Oxelösund er- 
folgt, beträgt etwa 7—800 000 t. Der Erzvor- 
rat dürfte auf 50 Millionen Tonnen geschätzt 
werden. Hieraus geht hervor, wie viel wich- 
tiger die lappländischen Lager, welche an Vor- 
räten das von Grängesberg 21 mal übertreffen, 
für die Zukunft sind. 


Eine sehr wichtige Frage, welche neuerdings 
besonders in den Vordergrund getreten ist, ist 
die Verwertung jener großen Mengen armer und 
aus diesem Grunde nicht ausfuhrfähiger Erze, 
welche zum großen Teil in Norwegen, unweit 
der Meeresküste zu finden sind. Es sind zu- 
meist Erze mit 30—35% Eisen in Form von 
Magnetit, fein verteilt im Nebengestein. Durch 
Brechwerke, Walzen und Kugelmühlen erhält 
man ein feines Pulver, welches mit Wasser an- 
gerührt über elektromagnetische Trommeln ge- 
führt wird, wodurch eine fast vollständige Tren- 
nung von unhaltigem Gestein erfolgt. Man er- 
hält so ein Konzentrat in Schliegform, welches 
bis zu 71,100 Eisen enthalten kann und nie unter 
6400 sinkt. In Lulea wird aus Gellivare-Erz der 
Phosphorgehalt von 1,200 bis auf 0,005%0 herab- 
gedrückt, da auch der Apatit als unmagnetisch 
abgeschieden wird.. Während ein Teil des 
Schliegs in Schweden verhüttet wird, werden 
in Salangen und Sydvaranger sowie auch in 
Mittelschweden im großen Maßstabe Briketts 
hergestellt. Dies geschieht auf einfache Weise 
dadurch, daß man den feuchten Schlieg in 
starken Pressen zu Briketts von quadratischem 
Querschnitt preßt und alsdann in Kanalöfen 
einer Temperatur zwischen 1300 und 1400° C 
aussetzt. Außer einer mehr oder minder weit- 
gchenden Sinterung wird eine ziemlich voll- 
ständige Ueberführung in Eisenoxyd herbeige- 
führt, was für die Verhüttung bezüglich des 
Koksverbrauchs von großer Bedeutung ist. Das 
Verfahren ist von Gröndal (Stceckholm) aus- 
gebildet und bisher in zahlreichen Anlagen, so- 
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wohl in Schweden als auch im Auslande aus- 
geführt worden. 

Eine der großzügigsten Anlagen ist vor 
kurzem in Sydvaranger im äußersten Norden 
von Norwegen, an der russischen Grenze er- 
richtet worden. Dortselbst stehen 100 Millionen 
Tonnen 36%iges Erz für die Brikettierung zur 
Verfügung. — 

Die zunchmende Entwicklung der deutschen 
Eisenindustrie, deren Erzeugung im Jahre 1911 
nahezu 16 Millionen Tonnen betrug, machte es 
erforderlich, der Erzversorgung ein aufmerk- 
sames Auge zu widmen. 

Sicht man von dem lothringischen Minette- 
vorkommen, welches eine großartige Eisen- 
industrie an Ort und Stelle gezeitigt hat, ab, 
so haben wir außer dem bodenständigen Sieger- 
länder Bezirk nur wenige Hüttenwerke, welche 
ihren Bedarf an Eisenerz zum größten Teil aus 
eignen in der Nähe liegenden Gruben decken 
können. Der bedeutsame niederrheinisch-west- 
fälische Bezirk ist hingegen geradezu auf den 
Bezug ausländischer Erze angewiesen, da Eisen- 
erze in allernächster Nähe überhaupt nicht vor- 
kommen. Wenn daselbst auch Minette in großen 
Mengen verhüttet wird, so ist das auf den 
bedeutenden Grubenbesitz zurückzuführen, 
welchen die großen Hüttenwerke durch Abbau 
verwerten. 

Allerdings ist hervorzuheben, daß der Be- 
zug von noch größeren Mengen als -bisher durch 
die hohen Transportkosten beeinträchtigt wird, 
zumal das Erz in bezug auf Eisengehalt ver- 
hältnismäßig arm zu nennen ist. 


Um nun den Hochofenbetrieb wirtschaftlich 
zu gestalten und das Ausbringen nicht allzu 
sehr herabzumindern, können an ausländischen 
Erzen nur hochhaltige in Frage kommen. Nun 
beruht der Schwerpunkt der Eisenerzeugung 
Deutschlands auf dem basischen oder Thomas- 
verfahren, welches ein Roheisen erfordert mit 
einem Mindestphosphorgehalt von ~ 1,8%. Im 
Jahre 1908 betrug der Anteil von Thomasroh- 
eisen an der Gesamterzeugung am Niederrhein 
67,65%; da liegt es nun nahe, daß vornehm- - 
lich solche Erze herangezogen werden müssen, 
welche diesen Phosphorbedarf decken helfen, 
zumal die bisher üblichen phosphorhaltigen Zu- 
schläge (Puddelschlacke) und Erze (Rasenerz) 
mehr und mehr an Bedeutung verloren haben. 
Nach den vorangegangenen Ausführungen dürfte 
es wohl kaum eine geeignetere Bezugsquelle 
auf der Welt geben als es Schweden mit seinen 
ergiebigen phosphorhaltigen Magneteisenerz- 
lagern ist. Sicht man von dem Verbrauch der 
oberschlesischen und einiger neuerer, an der 
Sce gelegener Hüttenwerke ab, so wird in der 
Tat der allergrößte Teil des ausgeführten schwe- 
dischen Erzes nach dem Niederrhein gebracht 
und dort verhüttet. 
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Zur Veranschaulichung der stetigen Entwick- 
lung der Erzeinfuhr seien einige Zahlen ange- 
führt, welche einer Arbeit von Dr. Krupp!) ent- 
nommen wurden: 


Es betrug die Erzausfuhr Schwedens in 1000 t 


in 1901: 1761, davon gingen an den Niederrhein 946, 
„ 1908: 3545, ” 2297. 


Diese letztere Menge stellt 23,2400 des Gesamt- 
bedarfs an Eisenerz dar, welche der nieder- 
rheinisch-westfälische Bezirk erforderte. Ver- 
gleicht man hiermit beispielsweise den übrigen 
Bezug an Erzen, zo zeigt sich, daß aus Deutsch- 
land insgesamt 41,46% stammen, wovon 23,500% 
aus dem Minettbezirk herrühren. Von anderen 
erzliefernden Ländern kommt nur noch Spanien 
mit 19,68% Anteil in Betracht, welches in aller- 
erster Linie hochhaltige phosphorarme Erze 
liefert; sie dienen wohl hauptsächlich zur Er- 
zeugung phosphorarmer Roheisensorten. — 
Es war vorauszusehen, daß bei dieser Weiter- 
entwicklung der Eisenerzeugung die damit un- 
trennbar verknüpfte Erzversorgung die betei- 
ligten Länder auf den Plan rief, und daß vor 
allem Deutschland ein starkes Interesse hatte, 
sich für die Zukunft den notwendigen Bedarf 
an Erz zu sichern. Obgleich Schweden zurzeit 
an eine Steigerung der Eisenerzeugung im 
eignen Lande nicht denken kann, hat es sich 
doch einer unbegrenzten Förderung und Aus- 
fuhr seiner Erze hindernd in den Weg gestellt. 
Vor allem betrifft dies die lappländischen Lager- 
stätten, welche am allerwenigsten für den In- 
landverbrauch in Betracht kommen und daher 
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in allererster Linie für die Ausfuhr geeignet 
sind. Diese hindernden Maßnahmen sind zu er- 
blicken einmal in dem Einfluß, den der Staat 
als Besitzer der Ofotenbahn Lulea—Kiruna— 
Reichsgrenze durch die Gestaltung des Beförde- 
rungstarifs ausüben kann, und zum anderen 
darin, daß er Mitbesitzer der Gruben geworden 
ist. Eine vollständige Klärung der Sachlage ist 
nun durch einen bis zum Jahre 1932 laufenden 
Vertrag herbeigeführt worden, welchen der 
Staat mit den beteiligten Gruben geschlossen 
hat und der die Gewinnung und Ausfuhr von 
Eisenerz genau regelt. So darf z. B. die Ge- 
samtausfuhr in 1912 höchstens 4250 000 t be- 
tragen (Grängesberg eingeschlossen), welcher 
Betrag sich allmählich auf 5037500 t in 1932 
erhöhen darf. Von diesem Zeitpunkt an kann, 
wie der Vertrag vorsieht, der Staat alleiniger 
Besitzer sämtlicher Gruben durch einmalige 
Abfindung an die Vorbesitzer werden. Macht 
der Staat jedoch, was kaum anzunehmen ist, 
von diesem Rechte keinen Gebrauch, so ist die 
Ausfuhr aufs neue bis 1937 geregelt, und zwar 
unter Verminderung der Ausfuhrmengen um 
1 Million Tonnen. 

Es ist nun für Deutschland wichtig, daß es 
von Schweden weiterhin Erze in dem Maße wie 
bisher und etwas darüber wird beziehen können. 
Einem Wettbewerb dürfte es vorderhand noch 
erfolgreich die Spitze bieten, da doch nur Groß- 
britannien in Frage kommen könnte, falls es 
eine vollständige Umwälzung in der Art der 
Eisenerzeugung herbeizuführen gedächte, wofür 
Anzeichen zurzeit nicht vorliegen. 


: Die Rentabilität der Maschinenbau-Aktiengesellschaften im Jahre 1911. 
. Von Dipl.-Ing. Ernst Werner, Berlin-Wilmersdorf. 


Vorbemerkung. 


Die Rentabilität eines Aktien-Unternehmens 
läßt sich nach zwei Hauptgesichtspunkten be- 
trachten: 

1. vom Standpunkt des Aktionärs und 
2. vom Standpunkt des Unternehmens. 


Den Aktionär interessiert zunächst die Divi- 
dende, d. h. die Festsetzung des in Prozenten 
zum nominellen Kapital berechneten Gewinn- 
anteiles. 

Die Dividendensumme, die der Aktionär er- 
hält, bedeutet jedoch nicht in allen Fällen die 
tatsächliche Rente des vom Aktionär ange- 
legten Geldes. Beim Erwerb einer Aktie ist 
in der Regel — namentlich bei Ausgabe neuauf- 


I) Die Versorgung der niederrheinisch-westfälischen Hochofen- 
werke mit Eisenerz und die schwedische Eisenerzfrage. Glückauf 
1911. Nr. 3, 4, 5. 


gelegter Aktien, oder bei Aktien, die an einer 
Börse zugelassen sind — ein Aufgeld (Agio) zu 
zahlen; bei Unternehmungen, die ungünstig ab- 
geschlossen haben, sind entweder Zuzahlungen 
zu leisten, oder die Aktien werden in irgend- 
einem Verhältnis zusammengelegt. Diese Auf- 
wendungen erhöhen den nominellen Betrag einer 
Aktie, auf welchen die Dividende bezogen wird. 
Die tatsächliche Rente berechnet sich somit, wenn 
wir die ausgeschüttete Dividendensumme zu dem 


tatsächlich von dem Aktionär in das Unter- 
nehmen eingebrachten Betrag in Beziehung 
setzen. 

Die von einer Aktiengesellschaft ausge- 
schüttete Dividende stellt nur einen Teil des 
erzielten Gewinnes dar, weiterhin ist zu be- 


achten, daß für ein Aktien-Unternehmen nicht 
nur das nominelle Aktienkapital in Betracht 
kommt, sondern es ist zu berücksichtigen, daß 


Dipl.-Ing. Werner, Die Rentabilität der Maschinenbau-Aktiengescellschaften im Jahre 1911 


der Ertrag einer Aktiengesellschaft erheblich 
durch die vorhandenen, gesetzlich vorgeschrie- 
benen Reserven und durch das etwa in Gestalt 
von Hypotheken, Anleihen usw. aufgenommene 
Kapital beeinflußt wird. 

Bringen wir alle diese Momente in sachge- 
mäße Beziehungen, so erhalten wir erst ein zu- 
treffendes Bild über die Rentabilität eines Unter- 
nehmens. 

In der vorliegenden Untersuchung handelt es 
sich um die Ermittlung von Durchschnitts-Ren- 
tabilitätszahlen, die sich — soweit die hierfür 
notwendigen Unterlagen (Bilanzen) beschafft 
werden konnten — über eine Gesamtheit gleich- 
gearteter Aktiengesellschaften erstrecken. Bei 
derartigen Durchschnittsberechnungen ist zur 
richtigen Beurteilung der Ergebnisse wissens- 
wert, welche Hauptrichtlinien der Untersuchung 
zu Grunde gelegt sind; sie sind in die nach- 
stehenden Leitsätze zusammengefaßt. 


Die Leitsätze. 


1. Der Bestand. Zur Feststellung des Be- 
standes der für die Maschinenindustrie in Be- 
tracht kommenden Aktiengesellschaften und zur 
Bestimmung der tatsächlich von den Aktionären 
in das Unternehmen eingebrachten Kapitalien 
wurde das Handbuch der deutschen Aktienge- 
sellschaften benutzt. Unter dem Stichwort „Ka- 
pital‘‘ finden sich hier sehr wertvolle Angaben 
über den finanziellen Werdegang einer jeden 
Aktiengesellschaft, also z. B. über das Grün- 
dungskapital, die Herabsetzungen, Erhöhungen 
des Aktienkapitals usw. 

2. Umfang der Statistik. Soweit die für die 
vorliegende Rentabilitätsberechnung in Betracht 
kommenden Aktiengesellschaften dem Verfasser 
ihre Geschäftsberichte !) eingesandt haben, sind 
alle die Gesellschaften berücksichtigt worden, die 
als Zweck ihres Unternehmens die Herstellung 
von Maschinen angeben; eingeschlossen sind 
weiterhin die Schiffbauanstalten®) und Kessel- 
fabriken; ausgeschlossen wurden alle Aktien- 
gesellschaften, die Eisenkonstruktionen, Eisenbahn- 
material, Eisenbahnwagen usw. herstellen. Aktien- 
gesellschaften, die nur Handel mit Maschinen be- 
treiben, sind nicht in die Statistik aufgenommen 
worden. Aktiengesellschaften, die neben dem Ma- 
schinenbau in erheblichem Maß andere mit dem 
Maschinenbau nicht zusammenhängende Betriebe 
(z. B. Bergbau, Eisenhüttenindustrie usw.) auf- 
weisen, mußten außerhalb der vorliegenden 
Untersuchung bleiben; daher sind Firmen wie 
Fried. Krupp A.-G., Gutehoffnungshütte, Königin 
Marienhütte, Lauchhammer, Donnermarckhütte, 
Friedr. Wilhelmhütte u. a. m. nicht in die 


!) Von 295 übeıhaupt in Betracht kommenden Firmen haben 
nur 12 dem Verfasser ihre Geschäftsberichte nicht übersandt. 

2) Dagegen sind die Gesellschaften ausgeschieden, die als 
Hauptzweck Herstellung von Werften und Dockanlagen angeben. 
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Statistik aufgenommen worden. Schließlich sind 
alle Aktiengesellschaften in Liquidation und in 
Konkurs unberücksichtigt geblieben. 


3. Berichtzeitraum. Aufgenommen sind alle 
Bilanzen, die in dem dem Berichtjahre zugrunde 
liegenden Kalenderjahre zum Abschluß gelangten. 
Die Abschlußtermine sind sehr verschieden; in 
der Hauptsache lauten die Bilanzen auf den 
30. Juni oder 31. Dezember, jedoch finden sich 
auch alle anderen Zeitpunkte vor). 


4. Gruppierung. Die in Betracht gezogenen 
Maschinenbauanstalten sind in sieben Gruppen ¢) 
eingeteilt worden, und zwar: 

A) allgemeiner Maschinenbau, 


B) allgemeiner Maschinenbau in Ver- 
bindung mit Lokomotivbau, 
C) allgemeiner Maschinenbau in Ver- 


bindung mit Schiffbau, 

D) Herstellung von Werkzeugmaschinen, 

E) Herstellung von Textilmaschinen, 

F) Herstellung von landwirtschaftliche:;t 
Maschinen, 

G) massenmäßige Herstellung von Ma- 
schinen oder Sondermaschinen. 


Diese Gruppen sind weiter hinsichtlich der 
Größe des nominellen Einzelaktienkapitales in 
3 Gruppen eingeteilt, und zwar in Aktiengesell- 
schaften mit einem Einzel-Aktienkapital von 

1. mehr als 3 Millionen Mark, 

2. mehr als 1,5 Millionen Mark, 
weniger als 3 Millionen Mark, 

3. weniger als 1,5 Millionen Mark. 


aber 


5. Das nominelle Aktienkapital. Als nomi- 
nelles Aktienkapital ist in die Statistik diejenige 
Summe eingeführt worden, die für die Berech- 
nung der Dividendensumme für das laufende 
Bilanzjahr maßgebend war. Erhöhungen und 
Herabsetzungen des Aktienkapitals, die in dem 
vorliegenden Bilanzjahre noch nicht durchgeführt 
waren, sind unberücksichtigt geblieben; ebenso 
sind auch diejenigen Beträge des nominellen 
Aktienkapitales, die aus irgend welchen Gründen 
nicht oder nur teilweise dividendenberechtigt 
waren, nicht oder nur mit dem entsprechenden 
Teil in die Statistik eingesetzt worden. Nicht 
voll eingezahltes nominelles Aktienkapital, was 
indessen in der Maschinenindustrie höchst selten 
vorkommt, wurde nur mit dem bis zum Bilanz- 
jahr eingezahlten Betrag in die Rechnung ein- 
geführt. 

6. Das Gründungskapital. Hierunter ist das 
bei der Gründung des Unternehmens gezeichnete 
Aktienkapital zu verstehen. 


3) Das Kaiserl. Statistische Amt, das in ähnlicher Weise 
Rentabilitätsziffern berechnet, nimmt nicht das Kalenderjahr, 
sondern die Zeit vom 1. Juli bis 30. Juni des darauffolgenden 
Jahres als Berichtsjahr. 

4) Da das Kaiserl, Statistische Amt sämtliche deutschen Aktien- 
gesellschaften auf ihre Rentabilität untersucht, muß es von einer 
solchen eingehenden Gruppierung Abstand nehmen. 
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7. Das tatsächlich von den Aktionären in das 
Unternehmen eingebrachte Kapital’). Dieses 
Kapital wurde derart bestimmt, daß das Grün- 
dungskapital um sämtliche Vermehrungen des 
Aktienkapitales durch Herausgabe neuer Aktien 
und etwaige Agiogelder erhöht worden ist. 
Außerdem wurden alle Zahlungen berücksichtigt, 
die etwa von den Aktionären bei Umwandlung 
cines Teiles der Stammaktien in Vorzugsaktien 
geleistet wurden. Herabsetzungen des Aktien- 
kapitales sind nur dann vom Gründungskapital 
abgezogen worden, wenn dabei die entsprechen- 
den Geldbeträge an die Aktionäre zurückerstattet 
worden waren. Bei teilweisen Wiedererstattungen 
sind nur die Teilwerte berücksichtigt. 


8. Das Unternehmungskapital. In Ueberecin- 
stimmung mit dem Kaiserlichen Statistischen Amt 
und der maßgebenden Literatur ist das Unter- 
nehmungskapital bestimmt worden als die Summe 
aus dem nominellen Aktienkapital und den 
echten Reserven. 


9. Die echten Reserven. In Uebereinstimmung 
mit dem Kaiserlichen Statistischen Amte sind 
unter echten Reserven nur solche Reserven ver- 
standen, die zur freien Verfügung der Gesell- 
schaft stehen. Alle Arten von Pensionsfonds, 
Arbeiterunterstützungsfonds usw. sind also nicht 
als echte Reserven®) angesehen worden. 


10. Das werbende Kapital. Zählt man zum 
Unternehmungskapital die festen Verschuldun- 
gen‘), so erhält man das „werbende Kapital‘. 


11. Als feste Verschuldungen wurden ange- 
schen: Anleihen, Obligationen, Hypotheken. 
Diese festen Verschuldungen sind nur mit den 
noch im Umlaufe befindlichen Beträgen in die 
Berechnung eingeführt worden. Vorübergehende 
Schuldverpflichtungen (Wechsel, Bankschulden 
usw.) sind unberücksichtigt geblieben. 


12. Das Kurskapital. Zur Bestimmung des 
Kurskapitales ist der letzte Kurs am Ende des 
vorangegangenen Bilanzjahres zugrunde gelegt 
worden, ausgehend von der Annahme, daß in der 
Regel die Aktien am Beginn des Bilanzjahres 
gekauft werden. 


13. Die Dividende. Als Dividendensumme 
wurde stets der Betrag eingeführt, den die Bilanz 
ergibt. Bei Aktiengesellschaften, die mehrere 
Arten von Aktien mit verschieden hohen Divi- 
dendensätzen besitzen, ist die Gesamtdividende 
in Beziehung zum Gesamt-Aktienkapital gesetzt 
worden. Bei den Rentabilitätsziffern, unter Be- 


®, Das Kaiserl. Statistische Amt berechnet diese Kapitalart nicht. 


6) Die Zuwendungen, welche etwa im Bilanzjahre diesen Fonds 
ohne jeden Unterschied aus dem Fabrikationsüberschuß gewährt 
wurden, sind aber bei Bestimmung des Reingewinnes (als Rück- 
lagen) berücksichtigt worden. 


*) Das Kaiserl. Statistische Amt berechnet nur die festen Ver- 


schuldungen, unter ihnen besonders die Hypotheken, aber nicht 
das werbende Kapital. 


Dipl.-$ng. Werner, Die Rentabilität der Maschinenbau-Aktiengesellschaften im Jahre 1911 


rücksichtigung der Dividende, sind stets die Divi- 
dendensummen zu den gesamten Aktienkapitalien, 
also einschließlich der Aktienkapitalien der divi- 
dendelosen Aktiengesellschaften, in Beziehung ge- 
setzt worden. Bei der Bestimmung der Kurs- 
dividende sind selbstverständlich nur die Aktien- 
gesellschaften mit Börsennotiz berücksichtigt 
worden; jedoch sind auch hier die gesamten 
Kapitalien der dividendezahlenden und divi- 
dendelosen Gesellschaften der Gesamtdividende 
der Aktiengesellschaften mit Börsennotiz gegen- 
übergestellt. 


14. Das Jahresreinerträgnis. Das Jahresrein- 
erträgnis J wurde aus der Gleichung berechnet: 
J== R+ D 4- Vn —Vr 

worin bedeutet: 


R sämtliche gemachten Rücklagen (mit 
Ausnahme der ordentlichen Abschrei- 
bungen, der Gratifikation und Tan- 
` tiemen) 8), 

D Dividendensumme, 

Vn Vortrag für das nächste Bilanzjahr, 

Vr Vortrag des laufenden Bilanzjahres. 


Bei der Berechnung der Rentabilitätszahlen, 
unter Berücksichtigung des Jahresreinerträg- 
nisses, wurde von der Summe der positiven 
Jahresreinerträgnisse (Gewinne) die Summe der 
negativen Jahresreinerträgnisse (Verluste) abge- 
zogen; die verbleibenden Beträge wurden mit 
den entsprechenden Kapitalien in Beziehung ge- 
setzt. 


15. Die Zinsen wurden, soweit hierüber 
Angaben gemacht waren, mit den tatsächlichen 
Beträgen eingesetzt; im anderen Falle wurden 
die Zinsen mit +4!’, v. H. berechnet. 


Die Ergebnisse. 


1. Der Bestand. 


Im Handbuch der deutschen Aktiengesell- 
schaften sind unter Beachtung der für die vor- 
liegende Untersuchung maßgebenden Leitsätze 
im ganzen 295 Maschinenbau-Aktiengesellschaften 
mit einem Gesamt-Aktienkapital (nominell) von 
678 Millionen Mark aufgeführt. 


“) In welcher Weise das Kaiserl. Statistische Amt das Rein- 
erträgnis bestimmt, ist aus den textlichen Ausführungen nicht 
genau ersichtlich. Es wird zwar angegeben, welche Posten in dem 
statistischen Reingewinne nicht enthalten sein dürfen, es wird auch 
angegeben, daß Tantiemen und Oratifikationen im Reinerträgnis 
enthalten sein müssen, jedoch vermißt man eine vollkommen klare 
Begritfsbestimmung. M. E. ist es nicht richtig, Gratifikationen 
und Tantiemen in den Reingewinn einzubeziehen; Oratifikationen 
und Tantiemen sind nur eine besondere Art von Honorierungen 
und gehören als solche, wie die Löhne der Arbeiter und die Ge- 
hälter der Beamten, zu den Geschäftsunkosten. Auch ist zu be 
denken, daß eine Reihe von Aktiengesellschaften den vom Verfasser 
dargelegten Standpunkt bei Aufstellung der Bilanz einnimint. Es 
ist somit den Bilanzen und auch den Oeschäftsberichten dieser 
Gesellschaften die Höhe der Gratitikationen und Tantiemen gar 
nicht zu entnehmen. 
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Von diesen 295 Maschinenbau-Aktiengesell- 
schaften konnten jedoch nur 261 Gesellschaften 


mit 641 Millionen Mark statistisch verwendet 
werden. _ 

Gemäß den in den vorjährigen Unter- 
suchungen eingehend dargelegten Leitsätzen 


mußten alle die Aktiengesellschaften, welche 
1. sich in Liquidation befanden, 
2. in Konkurs geraten waren, 
unberücksichtigt bleiben; 
scheiden: 


ferner mußten aus- 


3. alle die Aktiengesellschaften, von denen 
kein Geschäftsbericht zu erlangen war, 
und 

4. die Gesellschaften, die im Jahre 1911 
gegründet sind, eine Bilanz jedoch erst- 
mals im Jahre 1912 ziehen. 


Aktiengesellschaften 


| Nominelles 
Anzahl za AR ii v.H. 


| 


1. in die Statistik. aufge- | 
640573100. 
| 


nommen . | 261 


2. mit unvollständiger oder | 
keiner Bilanz 


3. bei denen Bilanz Be 
1912 gezogen wird . | 


4. in Liquidation . . . 
5 in Konkurs. . .. .| 
zusammen © 295 |,677749900 | 100 


| 8 | 10300000] 1,5 
l 4 3718800 | 0,5 
i l 
| 


— =s | — 


Faßt man die unter 1 bis 3 in obiger Zu- 
sammenstellung aufgeführten Gesellschaften zu- 
sammen, so erhält man für das Jahr 1911 291 
tätige Maschinenbau - Aktiengesellschaften mit 
einem Aktienkapital von 674 Millionen Mark. 


2. Die Bilanztermine. 


Die nachstehende Zusammenstellung gibt über 
die Verschiedenartigkeit der Bilanztermine Auf- 
schluß: 


| Anzahl der | Nominelles Re 
piang || Gesellschaften [Aktienkapital v. H. 
31. März E 23 44 330 000 7 
30. Juni . .. 76 221 096 800 || 35 
30. September 37 | 65138500 t 10 
101 i 257 026 800 || 40 


31. Dezember . | 


| 237 | 587 592 100 | 92 

zu anderen Zeit- | | | 
punkten | 24 | 52981000 | 8 
zusammen |) 261 640 573 100 || 100 


3. Kapitalien. 


Im Bilanzjahr 1911 sind 261 Aktiengesell- 
schaften mit einem Gesamt-Aktienkapitale (nomi- 
nell) von 641 Millionen Mark untersucht worden; 
das diesem Aktienkapital entsprechende tatsäch- 
lich von den Aktionären in das Unternehmen 
eingebrachte Kapital beträgt 811 Millionen Mark. 


22 23158000 | 3,5 
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Das tatsächlich von den Aktionären in das Unter- 
nehmen eingebrachte Kapital ist somit 1,26 mal 
höher als das zugehörige nominelle Aktienkapital. 
Diese Verhältniszahl ist gleich der für das Jahr 
1907 ermittelten, sie weicht von den Zahlen 
aus den Jahren 1908 bis 1910 nur um 0,01 ab. 


Das Gesamt-Gründungskapital beträgt 383 Mil- 
lionen Mark, während das Gesamt-Aktienkapital 
(nominell) einen Wert von 641 Millionen Mark 


aufweist; es hat somit ein Zuwachs 49,2 v. H. 
stattgefunden. 
Unter den untersuchten 251 Aktiengesell- 


schaften, mit einem nominellen Aktienkapital von 
641 Millionen Mark, sind 209 Aktiengesel'schaften 
mit einem zugehörigen nominellen Aktienkapital 
von 523 Millionen Mark, die feste Verschul- 
dungen (Hypotheken, Obligationen usw.) auf- 
weisen. Die Gesamtsumme der festen Verschul- 
dungen beträgt 203 Millionen Mark. 

Die echten Reserven der 261 Aktiengesell- 
schaften betragen 180 Millionen Mark. 

Das in der deutschen Maschinenindustrie an- 
gelegte Unternehmungskapital beträgt somit 821 
Millionen Mark und das werbende Kapital 1024 
Millionen Mark. 

Von den untersuchten 251 Aktiengesellschaften, 


mit 641 Millionen Mark Aktienkapital (nominell), 


sind 133 Gesellschaften mit 417 Millionen Mark 
Aktienkapital bei der Börse zugelassen. 

Dem Aktienkapitale von 417 Millionen Mark 
der Gesellschaften mit Börsennotiz entspricht 
ein Kurskapital von 776 Millionen Mark, das 


heißt: das nominelle Aktienkapital wurde am 
Anfang des Bilanzjahres 1911 durch die Börse 
im Gesamtdurchschnitt um 65 v. H. höher ein- 
geschätzt. 
4. Die Rentabilität. 

Zunächst dürften folgende Zahlen von be- 
sonderer Beachtung sein: 

Es zahlten eine Dividende 
von 0 v. H. rd. 102 Millionen M. nom. A.-K. 
99 4 39 99) 67 39 29 ?9 39 
29 5 39 99 31 39? 99 ?3 39 
bis 6 yi 5” T3 „ n „ 239 
29 7 99 39 19 39 „7 BR} „ 

8 ” LEJ 96 129 3) ” 


29) 9 39 39 44 99 39 31 ” 
a N y i 40 
a TI. 25; AN 8 
u. 42: an 26 X 


” 14 „” „ 2.4 „ „ „ „ 
„ 16 „ p 24 : „ „ „ „ 
19 18 9 n) 15 TE „ y „ 
„” 21 „ 9 30 1 „ „ „ 
„ 25 99 n” 193 „ y„ „ „ 
„ 32 9” 9 12 9” ” „ „ 


Im ganzen konnten 193 dividendenzahlende 
Gesellschaften mit einem zugehörigen nominellen 
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Aktienkapital von 538 Millionen Mark gezählt 
werden, die zusammen eine Dividendensumme 
von 53 Millionen Mark gezahlt haben. Die 
Durchschnittsdividende dieser Gesellschaften 
wurde zu 9,8 v. H. berechnet. 


Die dividendenlosen Aktiengesellschaften wur- 
den eingeteilt in 


1. Aktiengesellschaften, die zwar keine Divi- 
dende gezahlt haben, aber einen positiven Ge- 
winn erzielten, der aus irgendwelchen Gründen 
nicht zur Dividendenverteilung benutzt wurde. 
Derartige Gesellschaften wurden 17 gezählt, und 
zwar mit einem zugehörigen nominellen Aktien- 
kapital von 28 Millionen Mark und einem posi- 
tiven Gewinn von 
5,1 v. H.; vergl. hierzu Zahlentafel 1. 


Zahlentafell. 


Aktiengesellschaften, die zwar keine Divi- 
dende gezahlt haben, aber einen positiven Ge- 
winn erzielten. 


Ik: | Zahl | Beteiligtes | Zu- dy 


nominelles pgehöriger. - 100 


Aktiengesellschaften, Mr 
die sich befassen mit na ! Kapital Ä Gewinn 
Gl N | 
Fr | | M | M. | 
. allgemeinem | 
Maschinenbau .|, 7 :18643000| 650900 3,5 
C. allgemeinem | | | 
Maschinenbau in Ä 
Verbindung mit | | l 
Schiffbau . . 2 '| 2200000 379500 17,2 
D. Herstellung von l | 
Werkzeug- j | 
maschinen | 2 | 4200000 36200. 0,9 
E. Herstellung von | j 
Textilmaschinen. l | 00000 49100 5,4 


G. massenmäßiger |; 
Herstellung von . 


Maschinen oder 
Sondermaschinen 


Ä | 


5 2500000, 287400; 11,5 
| 17 127633000 1403100, 5,1 


2. Aktiengesellschaften, die zwar keine Divi- 
dende gezahlt haben, aber einen mittelbaren 
Gewinn erzielten. Es kommi vor, daß Aktien- 
gesellschaften in den Vorjahren erhebliche Ver- 
lustvorträge aufweisen, daß es ihnen aber im 
Berichtsjahre gelungen ist, diese Verlustvor- 
träge herabzumindern. Wenn nun auch in der 
Bilanz noch ein bestehender, nicht ganz ge- 
tilgter Verlust erscheint, so hat das betreffende 
Unternehmen dennoch im Berichtsjahre selbst 
einen Gewinn erzielt, der nur nicht unmittelbar 
zum Ausdruck kommt, sondern nur dadurch, 
daß sich der Gesamtverlust niedriger als der 
Verlustvortrag stellt. — Solche Gesellschaften 
wurden 9 gezählt, mit einem zugehörigen nomi- 
nellen Aktienkapital von 15,2 Millionen Mark und 
0,75 Millionen Mark oder 5,0 v. H. Gewinn. 


1,4 Millionen Mark oder ' 
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Zahlentafel2. 
Aktiengesellschaften, die zwar keine Divi- 
dende gezahlt haben, aber einen indirekten Ge- 
winn erzielten. 


| Zah |B Beteiligtes | Zu- | 
Aktiengesellschaften, j der. ap Moitinelles | Rehöriger | ne 100 
en- naire r 
die sich befassen mit & | kapial jes oo vH 
|O M | M. 
A. allgemeinem | 
Maschinenbau ı 13,6 


6 | 5243000, 713 000 
C. allgemeinem | 


Maschinenbau in 

Verbindung mit | 

Schiffbau . . . I 2 | 8750000, 23500 | 0,3 
G. massenmäßiger | 

Herstellung von | | 


Maschinen oder 


Sondermaschinen E | 1200000. 18000,| 1.5 


9 115193000) 754 800] 5,0 


3. Aktiengesellschaften, die mit Verlust ge- 
arbeitet haben. Hierüber gibt Zahlentafel 3 ge- 
naueren Aufschluß. Es sind 37 Gesellschaften 
mit einem zugehörigen nominellen Aktienkapital 
von 60 Millionen Mark, die zusammen 5,6 Milli- 
onen Mark Verlust aufweisen. 


Zahlentafel 3. 


Aktiengesellschaften, die mit Verlust ge- 
arbeitet haben. 
u | || Beteiligtes | | 

Zahl Z 
Aktiengesellschaften, | der nominelles gehöriger Je «100 
die sich befassen mit | ĝkt-- kapital | E $ 

6 
j 


A. allgemeinem 
Maschinenbau 


C. allgemeinem | 
Maschinenbau in | 
Verbindung mit | 


| N | A 
.1 19 ii une 9,4 
Schiffbau . 2 | 5260000! 3607 6,9 
l 


z 


Herstellung von 

Werkzeug- 
maschinen 

. Herstellung von 


landwirtschaft- | | 
lichen Maschinen 1 | 1250000, 744000: 59,8 
| 


4 11 100000 1 101 600 9,9 


T] 


eo 


. massenmäßiger 

Herstellung von 

Maschinen oder | 
Sondermaschinen || 11 ; 14148000: 745900! 5.3 


| 37 59530000 5565800: 9,4 


Zahlentafel 4 gibt eine Uebersicht über die 
dividendenzahlenden und verlustbringenden 
Aktiengesellschaften. 


Zahlentafel 4. 


der dividendenzahlenden, 
verlustbringenden Aktien- 


Zusammenstellung 
dividendenlosen und 
gesellschaften. 


Dipl.-Ing. Werner, Die Rentabilität der Maschinenbau-Aktiengesellschaften im Jahre 1911 


Zahl | 


Beteiligtes nominelles Aktienkapital 
Betriebe | inv. H 
e M. a5 1909 1908 1907 
Dividende- | | | 
zahlende| 198 538217 100: 80 77 nn 
Dividendelose | 
a) mit positivem | | E 
Gewinn . 17 N 46 7j 8 
b) mit negativem l 3 | 
Gewinn . .|| 9! 15193000: | 2 
c) verlust- | | | 
bringende. .| 37 || 59530000" i 13 14! 10, 6 


insgesamt | 261 | 640573 100 100 100|100 100|100 


In Zahlentafel 5 sind die verschiedenen Renta- 
bilitätszahlen zusammengestellt. Zur Erläuterung 


Zahlentafel 5. 
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der im Kopf der Tabelle eingetragenen Gleich- 


ungen sei bemerkt, daß bedeutet: 

N das nominelle Aktienkapital, 

T das in das Unternehmen von den Aktio- 
nären tatsächlich eingebrachte Kapital, 

K das Kurskapital, 

U das Unternehmungskapital, 

W das werbende Kapital, 

D die Dividendensumme sämtlicher Ge- 
sellschaften der zugehörigen Gruppen. 

C die Dividendensumme der Aktiengesell- 


schaften, die bei einer Börse zugelassen 
sind, 
J das Jahresreinerträgnis, 


Z die Zinsen der festen Verschuldungen. 


Die Rentabilitätszahlen. 


| D 
Aktiengesellschaften, | N x 10 
die sich befassen mit Prozent 


A) allgemeinem Maschinenbau 


1911 1910 1909 1908 1907 1911 1910 1909 1908 1907| 


ji 
7,4 76 7,4 7, u. 5,7 5,1 


D | CC... OJ J+ Z 
7 X100 IK | 0% 100 \y x 100 
Prozent Prozent Prozent Prozent 


ig ı 1910 0 1909, 1911 1910 1909 , 1911 1910 1909 


| | 


1. Einzel-Akt. Kapital 3,0 Mill. M. und mehr 5,7 5,4 6,3 49 52 60; 69 65 6,4 | 65 6,1 6,0 
2, n „ 15 » i ' 
aber weniger als 3 Mil, M. | 74 54 48 58 72: 56 41 37 4,3 5,3., 56 4,3 4311235 82 2,4 l 11,3 7,4 2,9 
3. ” „ weniger als 1,5 Mill. M. 52 46 38 49 5,8j| 4,2 3,8 3,1 4,0 4,6 4 s 50 4,7 74 4,7 3,3 | 72 46 3,5 
Durchschnittlich 6,9 5,9 59 61 7,3 5,1 4,6 4 7 5, 5, 5,1 49 55 84 65 47) 77 61 4,7 
B) allgemcinem Maschinenbau in Verbindung mit | | | | 
Lokomotivbau 
1. Einzel-Akt. Kapital 3,0 Mill. M. und mehr | 11,0 12,2 13,6 12,7 11,9 | 8,5 0,4 10,3 9,6 si 5,2 53 74! 94 103 11,4 | 87 94 102 
Durchschnitt: ich ch |n 11 012 12,2 2 13, ‚6 12,7 11 7119) 85 9, ; : ‚5,2 5,3 7,4 || 9,4 10,3 11,4 | 87 94 10,2 
C) allgemeinem Maschinenbau in in Verbindung: mit | | | | 
Schiffbau | | 
| l 
1. Einzel-Akt. Kapital 3,0 Mill. M. und mehr | 5,0 46 44 6,5: 41 40 3,8 3,8 5,6, 4,2 3,9 2,8 5,7 3,1 = 5,5 3,5 2,8 
2. d n 1,5 “ LU} Gd a | l 
aber weniger als 3 Mill, M. 1,8 29 3,7 3,5 4,1 1,7 2,7 34 33 39: 29 0,01 - Ä 6,2 -89 -1,3 58 -28 -0,6 
3. ” » weniger als 1,5 Mill. M. | 3,8 5,6 6,3 23,4 3,41 2,9 3,8 5,2 2,0 2,8 | a 4,5 11,9 7,6 | 45 9,6 7,0 
Durchschnittlich 47 47 45 42 6,0 | 39 39 38 37 53/41 42 28 ' 57 23 1,7 | 55 2,7 2,5 
SI Br a er ——— FF ee = = ee ee ne = er Zi 
D) Herstellung von Werkzeugmaschinen | | | | 
1. Einzel-Akt. Kapital 3,0 Mill. M. und mehr | 10,2 7,4 7,4 8,9 A 7,6 58 5,8 6,3 6,5 ' 5,9 4,5 6,8 5,6 a 6,6 5,3 7,9 
2. " . 15 2 a oo... | 
aber weniger als 3 Mill. M. 5,7 9,4 80 6,4 7,9| 4,5 7,8 6,1 50 5,6! 4,7 71 i 5 ya ee 0,90 70 91 17 
3. n » weniger als 1,5 Mill. M. | 6,2 5,7 4,8 89 87'| 47 43 37 65 6,5 | 6,8 6,4 0,6 120,7 3,8 1,3 
Durchschnittlich 8,7 8,0 7,2 8,2 84 | 6,6 6,2 5,5 6,3 6,3 5,7 5,4 A 7 5,6 | 59 62 5,4 
E) Herstellung von Textilmaschinen | l | t 
1. Einzel-Akt. Kapital 3,0 Mill. M. und mehr 19,0 17,7 15,9 12,4 23,5 |, 13,6 13,8 12,4 10,0 18,4 ı 5,9 5,8 6,2 '18,2 13,2 10,9 | 15,7 1',5 9,4 
2. ” » 1,5 | $ 
aber" weniger als 3 Mill. M. 6,1 12,1 11,8 13,8 13,5 || 6,0 11,1 10,9 12,8 12,3, 5,3 7,5 6,7 8,6 12,7 9,6 | 6,1 10,5 8,5 
3. z » weniger als 1,5 Mill. M. | 18,0 16,7 6,4 13,9 15,9 || 15,1 14,0 4,8 7,7 13,217,0 74 - |18,4 172 68 | 16,5 158 63 
Durchschnittlich | 16,0 15,5 12,8 12,6 18,2 || 12,5 13,0 10,7 10,5 15,2. 6,1 6,5 6,4 | 16,4 13,8 9,9 | 14,2 11 9 8,7 
F) Herstellung von landwirtschaftlichen Maschinen | | | | | 
1. Einzel-Akt. Kapital 3,0 Mill. M. und mehr | 13,9 13,6 14,2 13,0 10,3 12,8 11,7 12,6 11,6 8,6.|5,6 6,1 6,8 | 9,6 10,2 12,1 | 90 93 109 
2. » „ 1,5 | | | 
aber weniger als 3 Mill. =. | 5065 - - - 50 65 - - — 0144 53 - 5,0 6,6 - bL 4, , 6,2 _ 
3. ” » weniger als 1,5 Mill. M. | 3,8 55 52 71 56| 36 5,1 41 6,8 5 3,9 49 48 -18 33 ar 3,5 -11,2 
Durchschnittlich | 9,6 10,7 10,5 10,7 10,8 | 8,9 9,5 8,9 6,2 8,4 3,6 o 7,7 3,8 
DE e r E D a a a we = u PR SHERNER FIRE SDE ee le ir ZU $ 
G) mı ıssenmäßiger Herstellung von Maschinen und | T | 
Sondermaschinen 
1. Einzel-Akt. Kapital 3,0 Mill. M. und mehr | 10,5 11,2 9,1 95 11,1, 84 92 7,6 79 9, 6,0 8,8 9,4 12,83 90 | 9,9 114 8,5 
2. „ ” 15 >» l, 
aber weniger als 3 Mill. M. | 97 8,8 65 81 89! 80 70 49 62 69135 55 55. 96 9,8 5,2 8,8 8,8 5,0 
3. z „ weniger als 1,5 Mill. M. | 5,7 51 6,7 6,7 711 43 3,7 49 5,0 5,864 6,4 6,11 67 51 59 | 65 50 58 
Durchschnittlich j 94 93 78 85 9,6, 75 7,4 62 68 78 59 73 73 10,0 10,6 74 91 96 790 
| i 
Insgesamt | 82 81 75 78 87 | 65 64 59 67 69.53 56 59 | 86 77 60! 80 72 59 
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Schlußbemerkung. 


Aus den Zahlentafeln, die Verhältnis- und 
Rentabilitätszahlen enthalten, läßt sich im Hin- 
blick auf die Ergebnisse der früheren Jahre 
sagen, daß das Jahr 1911 wirtschaftlich besser 
abgeschlossen hat als das Jahr 1910; es weist 
auch, wenn man die Durchschnittsdividende be- 
trachtet, bessere Ergebnisse als die Jahre 1909 
und 1908 auf; das Jahr 1907 war jedoch um 
etwas erträgnisreicher, wie die Durchschnitts- 
dividenden und die Rentabilitätszahlen unter Be- 
rücksichtigung des tatsächlich von den Aktio- 
nären eingebrachten Kapitals andeuten. 


Die Besserung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse der deutschen Maschinenindustrie zeigt 
sich auch schon in der größeren Zahl der divi- 
dendenzahlenden Gesellschaften. Es wurden ge- 


zählt: 
1909 175 dividendenzahlende Gesellschaften mit 
451 Millionen M. nom. Aktienkapital und 
44 Millionen M. Dividende. 
1910 183 dividendenzahlende Gesellschaften mit 
484 Millionen M. nom. Aktienkapital und 
49 Millionen M. Dividende. 
1911 198 dividendenzahlende Gesellschaften mit 


538 Millionen M. nom. Aktienkapital und 
53 Millionen M. Dividende. 


Berufs- und Standesfragen 


Beachtenswert ist, daß die Kursdividende sich 
für das Jahr 1911 wiederum niedriger stellt als 
für die Jahre 1910 und 1909. 

In übersichtlicher Weise läßt das nachstehend: 
Schaubild den Verlauf der verschiedenen, in 
Zahlentafel 5 zusamniengestellten Rentabilitäts- 
ziffern erkennen. 
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: Berufs- und Standesfragen. : 


Feuerwehroffizier-Laufbahn. 


Der Bedarf der Stadtverwaltungen an Diplom- 
Ingenieuren für Besetzung von Feuerwehr- 
Offizierstellen kann aus Mangel an geeigneten 
Bewerbern noch immer nicht völlig gedeckt 
werden. Dies geht aus einem Referat über die 
Volontärfrage hervor, das auf dem 12. Verbands- 
tage deutscher Berufsfeuerwehren in Köln vom 
Vorsitzenden des Verbandes erstattet wurde. 
Dem im Anhang des soeben erschienenen Ver- 
bandstag-Protokolles abgedruckten Referat ent- 
nehmen wir, daß seit Bestehen der Volontär- 
kommission des Verbandes (Juni 1907) 28 Herren 
ausgebildet worden sind. Von diesen wurden 
20 als Feuerwehroffiziere angestellt, während 
einer in seinen früheren Beruf zurücktrat. Es 
werden dann die Personalien der noch auf An- 
stellung wartenden 7 Herren mitgeteilt. Unter 
ihnen sind 5 Diplom-Ingenieure, und zwar 4 Bau- 
ingenieure und 1 Elektrotechniker. Der Bericht 
bemerkt dazu: 

„Ein Herr steht bereits in einem vorgerückten 
Alter und dürfte bei einer Stadtverwaltung kaum 


noch Anstellung finden. Der Bedarf an Volon- 
tären könnte zurzeit als ausreichend gedeckt 
bezeichnet werden, wenn ein Teil derselben 
Maschinen-Ingenieure wäre, denn dieser 
Beruf wird jetzt, vermutlich infolge Automobili- 
sierung der Feuerwehren, häufig gefordert. Da- 
her kann empfohlen werden, noch einige 
Herren dieser Fachrichtung für den 
Eintritt in die Feuerwehroffizier-Laufbahn zu 
interessieren.‘ 

Es sei bei dieser Gelegenheit auf die früheren 
Veröffentlichungen zu dieser Frage in unserer 
Zeitschrift (1910, Heft 4 und 1911, Heft 11) 
hingewiesen und Interessenten empfohlen, sich 
direkt an den Vorsitzenden des Verbandes deut- 


scher Berufsfeuerwehren, Herrn Branddirektor 
Westphalen, Hamburg, Hauptfeuerwache, zu 
wenden. 


Zur Baumeisterfrage. 


Anläßlich der Einweihung des Kaiser-Wilhelm- 
Instituts für Chemie sowie für physikalische 
Chemie und Elektrotechnik berichteten die 
Tageszeitungen über die hierbei erfolgten 
Ordensauszeichnungen. Die höchste Ehrunz, 
durch Verleihung des Sterns zum Roten Adler- 
orden 2. Klasse, widerfuhr dem Professor an 


Sozialpolitik — Hochschulnachrichten 


der Technischen Hochschule in Karlsruhe, Wirk- 
lichen Geh. Rat Dr. Engler. Den Schluß bilden 
die mit dem Kronenorden 4. Klasse bedachten 
Personen, für die sich folgende charakteristische 
Zusammenstellung ergibt: Baumeister 
Wilzki, Tischlermeister Sauerwein und 
Schlossermeister Heinrichs. Baumeister 
Wilzki ist keineswegs Maurer- und Zimmer- 
meister, sondern Regierungsbaumeister; sein un- 
glücklicher Titel bringt aber ebensowenig seinen 
akademischen Stand zum Ausdruck, wie die Be- 
hörden einiges Verständnis für seine Stellung 
und den Wert seiner Tätigkeit zu besitzen 
scheinen. Nachdem nunmehr glücklich der Bau- 
inspektor-Titel beseitigt worden ist, sollte doch 
reiflich überlegt werden, ob sich für Akademiker 
der Schutz eines Titels empfiehlt, dem nach 
unserem Sprachgebrauch unbedingt etwas hand- 
werksmäßiges anhaftet. 


Sozialpolitik. . 


Was kostet ein Streik? 


Von welch tief einschneidender Wirkung der 
letzte deutsche Bergarbeiterstreik im März d. J. 
trotz seiner nur wenige Tage währenden Dauer 
war, zeigt eine Zusammenstellung von Dr. Jüngst 
in Essen. Derselbe beziffert allein den Lohn- 
verlust der Bergarbeiter, der durch 1537 700 
Streikschichten entstanden ist, auf 8.438200 M. 
Außerdem mußten sich 155 852 Arbeiter wegen 
Kontraktbruches die Einhaltung von durch- 
schnittlich 30,5 M. für je 6 Schichten, also zu- 
sammen 4752700 M., gefallen lassen. Der Ge- 
samtausfall stellt sich demnach auf 13,2 Mill. M., 
so daß auf jeden der rund 174000 am Streik be- 
teiligten Arbeiter ein Lohnverlust von über 76M. 
entfällt. Der Förderausfall beträgt 1858 000 t, 
was einem Wert von 18 bis 20 Mill. M. ent- 
spricht, so daß sich also der Gesamtausfall 
an Arbeitslohn und Materialwert auf rund 
30 000 000 M. beziffert. 


Nationalökonomen und Angestelltenversicherung. 


Der Vorstand der Ortsgruppe Berlin des 
Deutschen Volkswirtschaftlichen Verbandes hat 
sich auf Anregung aus dem Mitgliederkreise mit 
der Frage befaßt, ob eine Beteiligung an der 
Wahlagitation für die Vertrauensmännerwahlen 
zur Angestelltenversicherung in Frage käme. Es 
wurde auch Fühlung genommen mit dem Ver- 
bande Deutscher Diplom-Ingenieure, dem Deut- 
schen Privatbeamten-Verein und anderen Organi- 
Sationen. Nach reiflicher Erwägung wurde be- 
schlossen, sich ebenso wie der Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure an dieser Wahlagitation in 
keiner Weise zu beteiligen. 
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Hochschulnachrichten. i 


Geh. Regierungsrat Prof. Dr. E. Dietrich f. 


Am 27. September d. J. verschied im Alter 
von 68 Jahren der frühere Dozent für Straßen- 
und Brückenbau an der Technischen Hochschule 
Berlin, Prof. E. Dietrich. Nach Absolvierung der 
Berliner Bauakademie und nach Ablegung der 
Staatsprüfungen war Dietrich von 1873 bis 1833 
im Dienste der Ministerial-Baukommission tätig. 
Seit 1875 lehrte er nebenamtlich als Honorar- 
professor an der Bauakademie und wurde 1883 
als etatsmäßiger Professor der Abteilung für 
Bauingenieurwissenschaften an die Technische 
Hochschule Berlin berufen. Bekannt und ge- 
schätzt sind seine Veröffentlichungen über Stein- 
und Asphaltstraßen sowie seine Forschungen 
über die Hausschwammfrage. 


Ehrendoktoren. 


Die Technische Hochschule in Aachen hat 
dem Geh. Baurat Prof. Pfarr in Darm- 
stadt die Würde eines Pr.-\jng. h. c. verliehen, 
in Anerkennung seiner hervorragenden Ver- 
dienste als schaffender Ingenieur und erfolg- 
reicher Lehrer auf dem Gebiet des Wasser- 
kraftmaschinenbaues. 

Die gleiche Würde wurde an derselben Hoch- 
schule dem Mitinhaber der Firma Sack & Kießel- 
bach, Clemens Kießelbach zu Rath bei 
Düsseldorf, verliehen. 

Aus Anlaß der Tagung des Iron and Steel 
Institute hat die Universität Leeds den Vor- 
sitzenden des Vereins deutscher Eisenhütten- 
leute, Kommerzienrat Tr.\ug Sprin- 
gorum, den Belgier Generaldirektor 
Greiner und die Engländer Sir Robert 
Hatfied, Arthur Cooper und Stead 
zu Doktoren der Wissenschaften ehrenhalber 
ernannt. 


Technische Hochschule Berlin. 


Prof. Kaup, Abteilungsvorstand bei der 
Zentralstelle für Wohlfahrtseinrichtungen in 
Berlin und Privatdozent an der Technischer 
Hochschule in Charlottenburg, hat einen Ruf 
für die neue a. o. Professur für Hygiene, ins- 


besondere Gewerbehygiene, an die Universität 


München erhalten. 


Technische Hochschule Braunschweig. 


Dr. F. Limmer, Privatdozent für Photo- 
graphie an der Technischen Hochschule in Braun- 
schweig, ist unter Ernennung zum Professor zur 
Leitung des neuen Instituts für wissenschaftliche 
und angewandte Photographie an die Technische 
Hochschule in Darmstadt berufen worden. 
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Technische Hochschule Danzig. 


Apotheker Dr. Claasz hat sich an der 
Technischen Hochschule in Danzig habilitiert. 


Technische Hochschule Dresden. 


König Friedrich August hat der Technischen 
Hochschule in Dresden das Recht eingeräumt, 
neben der Würde eines Tr.-3ung. auch die Würde 
eines Doktordertechnischen Wissen- 
schaften (doctor rerum technicarum) zu ver- 
leihen, und zwar auf Grund der vorgeschrie- 
benen Probeleistungen und honoris causa auf 
Grund hervorragender Verdienste um die För- 
derung der technischen Wissenschaften. Die 
Bedingungen für die Ausübung dieses Rechtes 
werden durch die vom Kultusminister geneh- 
migte Promotionsordnung festgesetzt. Ferner 
wird noch bestimmt, daß der an einer nicht- 
sächsischen Hochschule innerhalb des Deutschen 
Reiches erworbene Doktor-Titel dieser Art in 
Sachsen ohne weiteres, der außerhalb des Deut- 
schen Reiches erworbene aber nur mit Ge- 
nehmigung des Kultusministeriums in Sachsen 
geführt werden darf. 


Professor Dr. Robert Bruck, bisher 
außerordentlicher Professor an der Dresdener 
Technischen Hochschule, ist zum ordentlichen 
Professor für mittlere und neuere Kunst- 
geschichte an der gleichen Hochschule ernannt 
worden. 


Technische Hochschule Hannover. 


Der Professor der Mineralogie und Geoloeie 
an der Technischen Hochschule in Hannover, 
Dr. Hans Stille, hat den Ruf als Nachfolger 
von Professor Dr. H. Credner an die Universität 
Leipzig angenommen. 


Technische Hochschule Karlsruhe. 


Der Abteilungsvorsteher am chemischen In- 
stitut der Technischen Hochschule zu Karls- 
ruhe, Tr.» Jung. Adolf Koenig, erhielt einen 
Lehrauftrag für eine wöchentliche einstündige 
Vorlesung über physikalisch-chemische Grund- 
lagen der analytischen Chemie im Winter- 
semester und eine wöchentlich zweistündige Vor- 
lesung über Chemie der Metalle im Sommer- 
semester. 


Technische Hochschule München. 


Dr. Prenner, Direktor des Gewerbege- 
richts München, erhielt einen Lehrauftrag über 
Rechtsverhältnisse der technischen, industriellen 
und kaufmännischen Angestellten sowie Sozial- 
gesetzgebung und Sozialreform an der Tech- 
nischen Hochschule. 


Hochschulnachrichten 


Doktor-Dissertationen. 
Technische Hochschule Berlin. 

Der keltische und römische Einfluß 
auf die Entwicklung des Stadtgrund- 
risses im Elsaß, von Pipf.-$ng. Georg Strach 
aus Berlin. R. von Deckers Verlag 1912. 

Einfluß der Spaltbreite und der 
Deckelstellung auf die Kraftanzeige 
einer Meßdose Teil I und II, von Dipfl.-Ang. 
Robert Szitnick aus Königsberg in Pr. Berlin 1912. 

Untersuchungen über die Strömungs- 
vorgänge im Steigrohr eines Druck- 
luft-Wasserhebers, von Dipl.»:$ng. Kurt Hoefer 
aus Berlin. Berlin 1912. 


Technische Hochschule Danzig. 

Ueber die Karbide des Eisens, Mangans 
und Nickels, von Dipl.-Ing. Ewald Gersten aus 
Freiberg (Sachsen). Graz & Gerlach (Joh. Stettner), 
Freiberg (Sachsen) 1912. 


Technische Hochschule Dresden. 

Trinkwasserreinigung durch Schnell- 
sandfiltration, von ®Bipl.-Sng. Karl Lemberg, 
Kasendorf (Bayern). R. Oldenbourg, München 1912. 

Die experimentelle Bestimmung des 
Ungleichförmigkeitsgrades, von Dipl.» 
Sng. Wilhelm Riehm aus Neustadt am Haardt. 
W. Schade, Berlin 1912. 

Die geologischen Verhältnisse der 
Umgebung von Melilla unter besonderer 
Berücksichtigung der Eisenerz-Lager- 
stätten des Gebietes von Beni-Bu-lfrur 
im marokkanischen Riff, von Dipl-3ng. 
Walter Diekmann aus Hamburg. Max Krahmann, 
Berlin 1912. 

Ueberden Zusammenhang zwischen 
Farbeund Konstitution der gemischten 
Pyridinfarbstoffe aus sekundären 
Aminen, von PDipfl.-Sng. Karl Blumrich aus Reichen- 
berg in Böhmen. Thomas & Hubert, Weida i. Th. 

Beiträge zur Kenntnis der Dinitrile, 
von Dipl.-Ing. Paul Berge aus Cöslin in Pommern. 
Thomas & Hubert, Weida i. Th. 


Technische Hochschule Karlsruhe. 

Ueber die statische Bestimmung des 
Ammoniakgleichgewichtes in der Nähe 
von 500° C., von Ernst Schlumberger aus Karlsruhe 
in Baden. J. Langs Buchdruckerei, Karlsruhe 1912. 


Technische Hochschule München. 

Photochemische Untersuchungen über 
Bromsilber, von Wilhelm Hans. F. Bruckmann 
A.-G., München 1912. 

Ueber die elektrotechnische Dar- 
stellung der Ueberschwefelsäure und 
deren Ueberführung in Wasserstoff- 
superoxyd von PDipl.-$ng. Wilhelm Reichel. 

Einige Beiträge zur chemischen 
Kenntnis des Castor- (Bohnen-) Mehls 
von Dipl.-Ing. Konrad Kißkalt aus Nürnberg. 


Literatur 


Ueber die Thermozahlen fetter Oele 
von Dipl.-Ing. Karl Wilisch aus Feldafing. 

Ueber die elektrolytische Darstellung 
von metallischem Natrium von Dipl.-Ing. 
Oswald Rudolph v. Wartburg aus Salzburg. Dr. 
Wild’sche Buchdruckerei, Gebr. Parcus, München 
1912. 


Literatur. . 


Buchbesprechungen. 


Der Schutz technischer Erfindungen 
als Erscheinungsform moderner Volks- 
wirtschaft. Von Dr. jur. F. Damme, Geheimer 
Regierungsrat im Kaiserlichen Patent- 
amt, Berlin 190, Verlag von Otto 
Liebmann, Buchhandlung für Rechts- 
und Staatswissenschaften. Preis 3,40 Mk., 
gebd. 4 Mk. 

Unter vorstehendem Titel hat der rühmlichst 
bekannte Fachmann auf dem Gebiete des Patent- 
rechts den Grundstein gelegt zu einer Literatur, 
die in letzter Linie ausmünden könnte in einer 
„Nationalökonomie des Patentwesens“. Es muß 
ausdrücklich von einem „Grundstein‘ gesprochen 
werden; denn was auf diesem Gebiete bisher 
gearbeitet worden ist, betrifft im wesentlichen 
die juristische Deutung des Patentwesens. 
Eine systematische Betrachtung des gewerblichen 
Rechtsschutzes im allgemeinen wie im speziellen 
nach rein volkswirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten ist bislang in der Literatur 
nicht vorgenommen worden; ja, es hat sich noch 
nicht einmal jemand die Mühe genommen, eine 
dogmengeschichtliche Darstellung des gewerb- 
lichen Rechtsschutzbegriffes unter nationalöko- 
nomischen Gesichtspunkt zu geben. Um so 
mehr ist es zu begrüßen, daß Damme, ein 
Kenner dieses Gebietes, wie sich ein solcher 
so leicht nicht wieder finden dürfte, einen 
Teil dieser wichtigen Aufgabe übernommen hat. 
Hat sich der Verfasser in seinen bisherigen 
Arbeiten im wesentlichen nur juristisch 
mit den Problemen des gewerblichen Rechts- 
schutzes beschäftigt, so muß ihm doch auch in 


nationalökonomischer Beziehung das Zeugnis 
ausgestellt werden, daß er, obschon nur 
Jurist, sich in der nationalökonomischen 


Denkweise nicht nur vorzüglich zu bewegen 
versteht, sondern daß er auch im Gebrauche 
der nationalökonomischen Fachsprache eine 
planmäßige Beschäftigung mit diesem Wissens- 
gebiete verrät. Aber weit wichtiger als diese 
Momente wirkt die Tatsache, daß Damme 
dass Faktische beherrscht; mögen sich 
Nationalökonomen von Fach nunmehr mit dem 
weiteren Ausbau des in die Debatte Geworfenen 
beschäftigen! Was der Verfasser mit seinem 
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Werke, das er dem bekannten Nationalökonomen 
Gustav von Schmoller gewidmet hat, be- 
zweckt, läuft im wesentlichen in den Nachweis 
aus, daß auch der gewerbliche Rechtsschutz 
ein Mittel praktischer Volkswirt- 
schaftspolitik sei und sich keineswegs 
darin erschöpfe, daß der einzelne Erfinder mit 
Monopolen ausgestattet werde. Gewiß nutze 
der Inhaber eines gewerblichen Schutzrechtes 
dieses zunächst im privatwirtschaft- 
lichen Interesse aus, aber dieses privatwirt- 
schaftliche Interesse dürfe nur in solcher Rich- 
tung und in solchem Tempo zur Geltung kommen, 
alsdadurch das volkswirtschaftliche In- 
teresse, das die Gesamtheit aller privatwirtschaft- 
lichen Interessen darstelle, ein Maximum erfahre. 
Unter diesem Gesichtspunkt untersucht der Ver- 
fasser in zahlreichen Kapiteln einzelne Probleme 
der Gebiete des gewerblichen Rechtsschutzes, 
wobei er, wie dies ganz natürlich ist, die ge- 


schichtliche Seite des Objektes in um- 
fassender Weise heranzieht. So begegnen wir 
einem Kapitel, über: „Die Entstehungsge- 


schichte des deutschen Gebrauchsmusterschutzes‘‘, 
dann einigen Kapiteln aus dem Ursprungslande 
der modernen Patentgesetzgebung, so „Abso- 
lutismus und Monopolienplage in England unter 
der Königin Elisabeth‘, ferner „Kultureller Zu- 
stand und Gewerbepolitik in England bis zur 
Königin Elisabeth“, ferner „Allgemeiner Auf- 
schwung in England unter Königin Elisabeth‘, 
ferner „Erste gesetzliche Regelung des Patent- 
wesens in England 1623“ u. a. m. Sind die all- 
gemeinen Tatsachen dieser Wirtschaftszustände 
an sich dem Wirtschaftshistoriker auch bekannt, 
so verdient doch die Art, wie der Verfasser 
diese Tatsachen unter eindeutigem Gesichtspunkt 
zu verbinden versteht, volle Beachtung. Auch 
die moderne Entwicklung in England, die 
darauf hinauszielt, den Ausübungszwang als 
Mittel des Schutzzolles zu benutzen, führt der 
Verfasser ausführlich vor und kommt hier im 
wesentlichen ebenfalls zu dem Resultat, daß der 
Ausführungszwang in seinen letzten Konsequenzen 
nicht die schutzzöllnerische Potenz in sich trägt, 
die Joseph Chamberlain und seine Freunde von 
ihm seinerzeit erwartet hatten. Neben den rein 
historischen Untersuchungen behandelt der Ver- 
fasser auch einige theoretische Themen, so u.a. 
Urheberrechtsschutz und Erfindungsschutz, die 
Bedeutung der Neuheit, Erfinder und Autor. 
Den Schluß des Werkchens bildet ein Ausblick auf 
die letzten Ziele alles Patentwesens und die Tech- 
nik des Erfindens. — Dies in kurzen Zügen der 
Inhalt des Werkchens. Infolge der meisterhaften, 
leichtfaßlichen Darstellung, der Fülle neuer Ge- 
sichtspunkte und der Wichtigkeit der öko- 
nomischen Behandlung des gewerblichen Rechts- 
schutzes für die Wissenschaft, die Volkswirt- 
schaftspolitik und das praktische Leben kann 
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die Lektüre des Buches nicht nur den Vertretern 
der Nationalökonomie, sondern insbesondere auch 
den Vertretern der praktischen Politik, der 
Patentanwaltschaft und der industriellen Praxis 
bestens empfohlen werden. Sie alle werden 
eine Fülle von Anregung aus dem Buche schöpfen 
und ermuntert werden, sich selbst mit dem einen 
oder anderen der gestellten oder berülırten 
Probleme eingehender zu beschäftigen. Das 
Schicksal hat den Verfasser aus der eigentlichen 
Domäne seiner Lebensarbeit geführt; möge es 
ihm vergönnt sein, Kraft und Zeit zu gewinnen, 
auch in Zukunft auf dem von ihm erschlossenen 
Gebiete die heimische Literatur weiter zu be- 
reichern. 
Dipl» Nug. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt. 


Röll, Enzyklopädie des Eisenbahnwesens. 
2. Auflage, Bd. 2, Preis geb. 18,50 M. Verlag 
Urban & Schwarzenberg, Berlin-Wien. 

Eine allgemeine Würdigung dieses Werkes 
ist anläßlich des Erscheinens des ersten Bandes 
bereits früher an dieser Stelle erfolgt (vere!. 
Heft 6, 1912, Seite 144). Der nun vorliegende 
zweite Band reicht von dem Stichworte „Bau- 
entwurf‘‘ bis „Brasilien“, enthält 263 Text- 
abbildungen, zwei Tafeln und drei Eisenbahn- 
karten. Ausführlichere Abhandlungen finden 
sich über Bauentwurf, Baukosten, Bauleitung, 
Baurecht, Bayerische Eisenbahnen, Beamte und 
Beamtenvereine, Bekohlungsanlagen, Belastungs- 
annahnıen, Beleuchtung, Belgische Eisenbahnen 
(die beigegebene Karte läßt leider auch Maß- 
stabangabe und Gradeinteilung vermissen), 
Bergbahnen, Berliner Bahnen, speziell Schnell- 
und Stadtbalınen, Eisenbahnhetrieb, Bettung, 
Blockeinrichtungen, Bogenbrücken (der beire- 
gebene theoretische Teil geht wohl etwas über 
den Rahmen der Enzyklopädie hinaus), Bostoner 
Schnellbahnen und Brasilien. 

Auch der vorliegende zweite Band zeigt, 
daß die Neuauflage des im Laufe von zirka 
20 Jahren immerhin etwas veralteten Röllschen 
Werkes dringend notwendig war und erweckt 
den berechtigten Wunsch, daß auch die wei- 
teren Bände nicht mehr allzu lange auf sich 
warten lassen mögen. 


Hochschulnachrichten. Gratis-Ausgabe, 
Acad. Verlag München. Herausgeber Paul 
v. Salvisberg, München. 

Vor mir liegt Heft 262 vom Juli 1912 und 
Heft 263.254 vom August September 1912. Wer 
heute noch von dem Wahne befangen sein sollte, 
in diesem Organ etwa „Hochschul“-Nachrichten 
zu erblicken, d. h. eine Zeitschrift, die über 
alle die Anstalten erschöpfend berichtet, die wir 
Akademiker als Hochschulen betrachten, und 
die zugleich in dem Geiste dieser akademischen 
Lehr- und Forschungsanstalten geleitet ist, der 
dürfte durch diese beiden vorliegenden Hefte 
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eines besseren belehrt werden. Führende Hoch- 
schulen wie Karlsruhe, Heidelberg, Freiburg 
sind in diesen Heften, die doch, vor Beginn 
des Wintersemesters erscheinend, in erster Linie 
berufen sind, über die Vorlesungsverzeichnissz 
zu berichten, überhaupt nicht vertreten. Dafür 
wird aber das Polytechnikum Cöthen, die Hoch- 
schule für Frauen Leipzig, das Institut für Gä- 
rungsgewerbe in Berlin, die Polytechnische Lehr- 
anstalt Friedberg in Hessen u. a. m. ausführlich 
behandelt. So sind denn diese sogenannten 
„Hochschul“-Nachrichten rein äußerlich mehr 
ein Organ der Technischen Pseudohochschulen. 
Daß auch der Annoncenteil dieses Blattes mit 
Aufträgen von Techniken gefüllt ist, erscheint 
dem Sachkundigen sehr bezeichnend, soll aber 
nur nebenbei erwähnt werden. Wie sich 
dieses Organ in seiner Tendenz den Hoch- 
schulen gegenüber stellt, beweist die unan- 
gebrachte und gänzlich unsachkundige Kritik, 
welcher der Deutsche Ausschuß für tech- 
nisches Schulwesen in seinem Vorgehen 
gegen die Machenschaften Technischer Mittel- 
schulen fortwährend ausgesetzt ist und in der 
sich das „Hochschul‘‘-Organ, wie nicht anders 
zu erwarten, voll und ganz auf Seite der tech- 
nischen „Auch“-Akademiker stellt. Der Pro- 
zeß zwischen Prof. Dr. Bulle und dem Heraus- 
geber dieser „Hochschul‘-Nachrichten hat unter 
anderem auch Aufklärung gebracht über die 
Stellung des ‚„Hochschul“-Organes zum Hoch- 
schullchrerverein und zu den anerkannten 
Vertretern der Hochschulwissenschaft; auch 
das vorliegende Heft 263/2604 enthält wiederum. 
die Verkündigung eines Urteils, in welchem 
der Herausgeber Paul Salvisberg (nicht Paul 
v. Salvisberg, wie er in den „Hochschul- 
Nachrichten‘ bezeichnet ist) wegen Be- 
leidigung des Professors Dr. Franz Kreuter 
von der Technischen Hochschule in München 
mit einer empfindlichen Strafe belegt worden 
ist. Damit dürfte sich erübrigen, noch weiter 
bei der Besprechung dieses „Hochschul“-Organs 
zu verweilen. Erwähnt sei noch, daß auch der 
Lokal- und Personal-Nachrichtenteil nicht zuver- 
lässig erscheint; so heißt es beispielsweise in 
Heft 263/264 pag. 539 unter „Aachen“: Pro- 
fessor Pfarr-Darmstadt sei Architekt, während 
doch selbst der halbwegs Kundige weiß, daß 
Pfarr der bekannte Turbinentechniker ist. 
A. B. 


Bücherschau. 


Bei der Redaktion eingegangene Bücher 
(Besprechung vorbehalten.) 

Bau und Betrieb von Prall-Luftschiffen. Von Ingenieur 
R. Basenach. II. Teil. Erschienen bei Franz Benjamin 
Auffarth, Frankfurt a. M. Preis geb. M. 3.—. 

Kapazität und Selbstinduktion in der Telegraphen- und 
Fernsprechtechnik. Von F., Ambrosius, Mit 54 Figuren. 
Leipzig 1912. Hachmeister & Thal. Preis geb. M. 2.50. 


Verbandsnachrichten 


Schaltungsbuch für elektrische Lichtanlagen. Ein Hand- 
buch für den Montage-Gebrauch und zum Selbst-Unterricht. 
Von Ing. Dr. Bruno Thierbach. Mit 183 Figuren und 
Schaltungsskizzen. Zweite, nach dem gegenwärtigen Stande 
der Technik ergänzte Auflage. Leipzig, Verlag von Hach- 
meister & Thal. Preis geb. M. 3.— 


Beiträge zur praktischen Ausführung von Ankerwick- 
lungen. Von Ingenieur W. Wolf. Zweite erweiterte Auf- 
lage. Mit 88 Abbild. Sonderdruck aus Helios, Fach- und 
Exportzeitschrift für Elektrotechnik. Leipzig, Verlag von 
Hachmeister und Thal. Preis M. 1.50. 


Ueber Fehlerortsbestimmungen an Kabelleltungen. Von 
Oberbahnnieister E. Gollmer. Zweite umgearbeitete Auflage. 
Mit 21 Abbild. Sonderdruck aus Helios, Fach- und Export- 
zeitschrift für Elektrotechnik. Leipzig, Verlag von Hach- 
meister & Thal. Preis M. 1.50. 


Elektrisches Heizen und Kochen. Von Ing. Kar! Wernicke. 
Mit 105 Abbild. Sonderdruck aus Helios, Fach- und Export- 
zeitschrift für Elektrotechnik. Leipzig, Verlag von Hach- 
meister & Thal. Preis M. 1.50. 


Der Drehstrom-Elektromotor zum Antriebe landwirt- 
schaftlicher Maschinen. Von Obering. Kurt Krohne, 
Berlin. Verlag Hermann Möbius, Artern. 1. Auflage. Preis 
brosch. M. 1.50. i 


Meßmethoden z. Bestimmung v. Stromstärke, Spannung 
und Widerstand bei Gleichströmen. Prüfverfahren für 
Meßinstrumente. Von Konrad Windmüller, Ingenieur. 
Verlag von R. Herrose. 


Einführung in die moderne Hochspannungstechnik. Von 
Dr.s3ng. K. Fischer in Hamburg. Mit 92 Figuren. 
(Sammlung Göschen Nr. 609.) G. J. Oöschen’sche Verlags- 
handlung G. m. b. H. in Berlin und Leipzig. Preis in Lein- 
wand gebunden 80 Pf. 


Flußbau. Von Otto Rappold, Regierungsbaumeister in Stutt- 
gart. Mit 103 Abbildungen. (Sammlung Göschen Nr. 597). 
G. J. Göschen’sche Verlagshandlung G. m.b. H. in Berlin 
und Leipzig. Preis in Leinwand gebunden 80 Pf. 


Kanal- und Schleusenbau. Von Regierungsbaumeister Otto 
Rappold in Stuttgart. Mit 78 Abbildungen. (Sammlung 
Göschen Nr. 585.) Berlin und Leipzig, G. J. Göschen’sche 
Verlagshandlung G. m.b. H. Preis in Leinwand geb. 80 Pf. 


Die Statik an Baugewerkschulen, Hoch- und Tiefbau 
I. Teil. Bearbeitet von Dipl.s93ng. Pietzsch und Ingenieur 
Pohl, Kgl. Baugewerkschuloberlehrer in Magdeburg. Verlag 
G. O. Baedeker, Essen-Ruhr. Preis kart. M. 1.80. 


Krupp 1812-1912. Die Entwickelung der Firma durch 
hundert Jahre. Nach neuen Quellen dargestellt von Wilh. 
Jutzi. Mit Zeichnungen von Robert Engels und Carl 
Thiemann. Einundzwanzigstes der grünen Bändchen, heraus- 
gegeben von Nicolaus Henningsen. Verlegt bei Hermann 
und Friedrich Schaffstein in Cöln a. Rhein. 


Deutsche Techniker und Ingenieure. Von F. M. Feldhaus, 
Ingenieur. Klein-Oktav. Zirka 200 Seiten. In Leinen ge- 
bunden. Preis M. 1.— (Sammlung Kösel, Bändchen 57.) 
Verlag Kösel, Kempten und München. 


Deutscher Ingenieur- Kalender 1913, herausgegeben 
vonderRedaktion vonUhlandsZeitschriften, 
Uhlands technischer Verlag, Otto Politzky, 
Leipzig In elegantem Ganzleinenband, 600 Seiten Text mit 
vielen Abbildungen und einer Eisenbahnkarte, Preis M. 2.—. 


Wie mache ich Inventur und Bilanzabschluß! Die gesetz- 
lichen Vorschriften in gemeinverständlicher Erläuterung nebst 
Bilanzentwürfen. Aus der Praxis für die Praxis dargestellt. 
Verfasser Hans Lustig, kaufmännischer Sachverständiger und 
Bücherrevisor. Baumgartens Verlagsbuchhandlung, Saar- 
brücken 3. Preis M. 1.50. 3. Auflage. 


Das neue Versicherungs-Gesetz für Angestellte vom 
20. Dezember 1911. Gesetzverlag L. Schwarz & Comp., 
Berlin S. 14, Dresdener Str. 80. Taschenformat. Preis broschiert 
M. 1.10, gebunden M. 1.35. 
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Strafgesetzbuch für das Deutsche Reich. Neue, ab 5. Juli 
1912 gültige Fassung. Taschenformat. Preis M. 1.10, in 
Leinenband M. 1.35. GOesetzverlag L. Schwarz & Comp., 
Berlin S. 14, Dresdener Str. 80. 

Journal für internationales Berg- und Hüttenwesen und 
verwandte Industrien. Nr. 3. September 1912. Borsig- 
Sonderheft. _ Herausgegeben im Auftrage des Deutschen 
Montan-Bundes E. V. von Dipl.-Bergingenieur B. Koerting. 
Verlag Deutscher Montan - Bund. Q. m. b. H., Berlin W. 35. 


Verbandsnachrichten. 
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Vom Vorstande. 


Todesnachricht. 


Der Vorstand erfüllt hiermit die schmerz- 
liche Pflicht, die Mitglieder von dem Ableben 
des Verbandsmitgliedes Herrn Dipl.-Ing. Georg 
Arnold, Regierungsbaumeister, in Kenntnis zu 
setzen. Herr Tiyl.:\ug. Arnold war als Sektions- 
chef beim Bagdadbahn-Bau tätig und ist am 
10. Oktober in Ausübung seines Berufes bei 
Tschobanbey tötlich verunglückt. Nach Mit- 
teilung der Firma Ph. Holzmann & Co., Frank- 
furt a. M., lösten sich drei Wagen eines 
Ballastzuges und stießen auf eine von Herrn 
Dipl.-Ing. Arnold geführte Draisine. Bei diesem 
Unglücksfalle sind außer dem Kollegen Arnold 
noch acht Angestellte und Arbeiter sofort ge- 
tötet worden, während ein Arbeiter tötlich ver- 
letzt wurde. Der Vorstand wird dem in Aus- 
übung seines Berufes ums Leben gekommenen 
Kollegen ein dauerndes Andenken bewahren. 

Der Vorstand. 


VI. Städtebaulicher Vortragszyklus 
an der Technischen Hochschule Berlin. 

Wir machen den Mitgliedern die Mitteilung, 
daß der Herr Minister der geistlichen und Unter- 
richtsangelegenheiten verfügt hat, daß diejenigen 
Mitglieder des Verbandes Deutscher Diplom-In- 
genieure, deren Anmeldungen zu dem Vortrags- 
zyklus, welcher alljährlich im Anschluß an das 
Seminar für Städtebau veranstaltet wird, durch 
die Geschäftsstelle des Verbandes erfolgen, hin- 
sichtlich der Honorarzahlungen dieselben Ver- 
günstigungen erhalten, wie solche in dem Er- 
lasse vom 17. November 1910 — UIT 23161 — 
den Mitgliedern des Architektenvereins zu Berlin, 
der Vereinigung Berliner Architekten und des 
Vereins zur Erhaltung deutscher Burgen zuge- 
standen worden sind. Hiernach ist das Honorar 
für die Teilnahme an den sämtlichen Zyklus- 
vorträgen auf 20,— M. und für den einzelnen 
Vortrag auf 4,— M. festgesetzt. 

Mitglieder, die an dem Kursus oder einzelnen 
Vorträgen teilzunehmen wünschen, werden ge- 
beten, sich bei der Geschäftsstelle des Verbandes 
Deutscher Diplom-Ingenieure zu melden. 
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Verzeichnis der Vorträge und Uebungen nebst 

Zeit- und Ortsangabe des VI. Städtebaulichen 

Vortragszyklus an der Technischen Hochschule 
zu Berlin. 


Dienstag, den 5. November, Robert Mielke: 
„Die Entwicklung der dörflichen Siedelungen und 
ihre Beziehungen zum Städtebau alter und neuer 
Zeit.“ 

Mittwoch, den 6. November, Regierungsrat 
Blunck, Stellvertreter des Konservators der 
Kunstdenkmäler in Preußen: „Denkmalpflege 
und Städtebau.‘ 

Donnerstag, den 7. November, Geheimer Hof- 
baurat Professor Felix Genzmer: „Brücken 
in Stadt und Land.“ 


Freitag, den 8. November, Geheimer Ober- 
baurat Dr.-Ing. J Stübben: „Ueber die Stadt 
Rom in städtebaulicher Beziehung.“ 


Verbandsnachrichten 


Sonnabend, den 9. November, „Städtebauliche 
Exkursion.‘ 

Montag, den 11. November, Kgl. Gartenbau- 
direktor Willy Lange: „Gärtnerische Schmuck- 
mittel im Städtebau.“ 

Dienstag, den 12. November, Professor Dr. 
Zimmermann: „Malerei und Plastik im 
Städtebau.‘ 

Mittwoch, den 13. November, Privatdozent 
Dr. Skalweit: „Die Wohnungszustände in 
den deutschen Großstädten und die Möglichkeit 
ihrer Reform.“ 

Donnerstag, den 14. November, Geheimer 
Medizinalrat Professor Dr.Salomon: „Garten- 
städte.‘ 

Freitag, den 15. November, Oberbürgermeister 
Dominicus: „Die oblizatorische Wohnungs- 
inspektion, ihre Organisation und Bedeutung für 
die positive Wohnungspolitik.“ 


1912 Uebungen im Seminar Vorträge 
Zeit Saal | Zeit Saal 
Montag 4. Nov. | 6-8 | Einführungsvortrag für | 358 | 
Seminarteilnehmer. 
Den Teilnehmern an den | 
Zyklusvorträgen steht der 
Besuch frei, 

Dienstag 5.» [11-1 | Seminaristische Uebungen | 325 | 4—6 Mielke 50 

ausschl. tür die Sonder- 

kursteilnehmer 

Mittwoch 6. » [11-1 do. 325 | 4-6 Blunck | 50 
Donnerstag T. » 11—1 do. 325 | 4—6 Genzmer ‚50 
Freitag 8. v» 1-1 do. 325 | 4—6 Stübben 50 
Sonnabend Q. m 11—1 do. 325 Exkursion 
Montag ll. „ I1-1 do. 325 | 4—6 Lange 50 
Dienstag 12. » 1—1 do. 325 | 4-6 Zimmermann 50 
Mittwoch 13. » 1—1 do. 325 | 4—6 Skalweit 50 
Donnerstag l4. » 11—1 do. 325 | 4—6 Salomon | 50 
Freitag 15. v» 11—1 do. 325 |} 4—6 Dominicus | 50 
Sonnabend 16. » [1-1 do. 325 | 
Montag 18. „ 6—8 do. 326 
Dienstag 19. » 5—7 do. 326 | 
Donnerstag 2l. » 5—7 do. 303 
Freitag 22. » 5—7 do. 303 


Als Mitglieder wurden aufgenommen die 
Herren Zipl.-Ing.: 


Assal, Carl, Bruckhausen, Kasino G. D. K. 
Nr. 2824. 

Broh.m, Walter, Braunschweig, Bodestr. 14. 
Nr. 2811. 


Brück, Stephan, Berlin W.50, Neue Ansbacher 
Straße 18. Nr. 2812. 

Brusch, Friedr. Wilh., Dortmund, Beurhaus- 
straße 541. Nr. 2827. 

Doering, Kurt, Frankfurt 
straße 15 p. L. Nr. 2813. 

Eckert, Heinrich, Wutzihofen (Oberpf.), Bau- 
unternehmung L. Moll. Nr. 2314. 


a.M, Seiler- 


Joppen, Jos. Titz b. Jülich (Rhld.). Nr. 2315. 
Kindermann, Siegfried, Berlin W.30, Bar- 
barossastraße 5i. Nr. 2828. 
Küspert, Hanns, Leipzig-Li. Lütznerstr. 121. 
Nr. 2816. 
Lehmann, 
Nr. 2829. 
Leister, Hans, Marquardt b. Bornim (Mark). 
Nr. 2817. 

Oberste-Lehe, Adolf, Hamburg - Bruck- 
hausen, Cosinostraße 2. Nr. 2325. 

Ortegel, Adam, Haimendorf, Post Röthenbach 
(Mittelfrk.). Nr. 2818. 


Kurt, Leipzig, Fürstenstraße 38. 


Aus den Bezirksvereinen — Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis 


Riggauer, Hans, München, 211. 
Nr. 2830. 
Rudloff, 
Nr. 2819. 
Schmid, Ernst, 
platz 18. Nr. 2831. 
Schmidt, Rudolf, Frankfurt a. M., Windmühl- 


straße 12. Nr. 2832. 


Luisenstr. 
Camille, Colmar, Türkheimerstr. 6. 
Gleiwitz O/S., Wilhelms- 


Elberfeld, Distelbecker- 


Schnepper, Hans, 
straße 261I. Nr. 2833. 
Sohrmann, Günther, Dresden 14, Moreau- 


straße 23. Nr. 2820. 
Steinkopf,Hans, Hamborn-Marxloh, Weseler- 
straße 99. Nr. 2826. | 
Stiller, Walter, Kiel, Wrangelstr. 33. Nr. 2834. 
Völlmecke, Hans, Osnabrück Spindelstr. 18b. 
Nr. 2821. 
Werner, Wilhelm, Berlin W.62, Lutherstr. 14, 


Gths. Nr. 2822. 

Wiese, Ernst, Dortmund, Königswall 71. 
Nr. 2835. 

Wiese, Paul, Essen/Ruhr, Andreasstraße 34. 
Nr. 2836. 


Ziegler, Ludwig, Chemnitz, Villienstraße 1. 
Nr. 2823. 


In die Liste der Förderer ist einzutragen: 


Dipl.-Ing. von Pongrátz, 
Königstraße 34. Nr. 223. 


Roman, Chemnitz, 


Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Bochum. Sitzung vom 8. Okt. 1912. 
An Stelle des im Auslande weilenden Vor- 
sitzenden leitete Kollege Diefenbach die Ver- 
sammlung. Nach Erledigung verschiedener ge- 
schäftlicher Angelegenheiten wurde die Wahl eines 
Ausschuß-Vertreters vorgenommen; sie fiel auf 
Kollege Diefenbach. Sodann referierte Kollege 
Ohnesorge über „Das praktische Jahr‘, zur 
weiteren Bearbeitung dieser Frage wurde eine 
Kommission gewählt und nochmalige Durchbe- 
ratung auf einer späteren Verbandssitzung be- 
schlossen. 

Für den 19. Oktober wurde ein Ausflug für 
Damen beschlossen. 


` Adressen-Aenderungen Im Mitglieder-Verzeichnis. : 


% B.-V. Aach en. 


Dipl»Ing Rudolf Vogt, ausgetreten. 
„~ »„ F. Brandenburg, Aachen, Lousbergstr. 66. 
» „ Fettweis, Aachen, Arndistr. 21. 


B.-V. Barmen-Eiberfeld. 
Dipl.s Jng. Jul. Westhoff, Essen, Adresse unbekannt. 
Albert Lippacher, Dortmund, Adresse unbekannt. 
Alfred Fischer, Essen, Schäferstr. 41. 
Ingrisch, Patentanwalt, Barmen, Wertherstr. 48, 
August Sauermann, Nürnberg 2, Luitpoldstr. 7. 
Johann Adolph, Bochum, Hattingerstr. 14. 


a x ë e 
DE SE ve SE 


Dipl.Ing. 
Dr. s Jng. 
Dipl sing. 


” ” 
” ” 
” ” 
” » 
Tipl.sIng. 
” ” 


441 


B.-V. Berlin. 
Victor, Berlin-Wilmersdorf, Brandenburgische Str. 19. 
P. Hoffmann, Berlin, Ansbacher Str. 48. - 
Weigel, Regierungsbaumstr., Steglitz, Post Friedenau, 
Lehnbachstr. 10. 
Max Ballerstädt, Stuitgart, Hackstr. 14. 
Kurt Schlesinger, ausgetreten: 
E. Büttner, Berlin-Schöneberg, Barbarossastr. 51. 
O. Kayser, Verwaltungs-Ingenieur im Kabelwerk 
Oberspree A. G., Oberschöneweide, Rathausstr. 7. 
Peter Haentjens, Charlottenburg, Englische Str. 19. 
Hans Barth, Berlin SW.68, Wilhelmstr. 12. 
Adolf Kaufmann, Pankow, Breite Str. 24. 
Joseph Krull, Friedenau, Bachestr. 1. 
Freiherr Gebhard von Liebensteln, Berlin W.8, 
l.eipziger Sir. 37. | 
Karl Fest, Charlottenburg, unbekannt verzogen. 
Georg Dotterweich, Wilmersdorf, Pfalzburger Str. 66. 
Friedr. Wachtsmuth, Dresden-A. 7, Hübnerstr. 23. 


B.-V. Bochum. 
Rieländer, Bochum, Freiligrathstr. 14. 
Walter Romberg, Bochum, Kronenstr. 5. 
Josef Wiethoff, unbekannt verzogen. 


Ausschußverftreter für Bezirksverein Bochum: 


Dipl.-Ing. 


Dipl.-Ing. 


Dipl.Ing. 


Dipl.» ng. 


n » 
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Diefenbach, Bochum, Bühlowstr. 22. 


: B.-V. Braunschweig. 
R. Schuckert, München, Oberweyerstr. 1. 


B..V. Bremen. 
Georg Hase, Rüstringen 2, Müllerstr. 37. 
August Altmüller, Geestemünde, Borrisstr. 24. 


B.-V. Breslau. 
Max Koerner, Qörlitz, Konsulstr. 24. 
Ludwig Hirsch, Berlin W.15, Fasanenstr. 56. 
Karl Lüdde, unbekannt verzogen. 


B.-V. Chemnitz. 
Schneider, Kiel, Jägersberg 1a. 
Ernst Unger, Lampertheim-Neuschloß (Hessen). 


B.-V. Cöin. 
Fritz Grah, Aachen, Monheims-Allee 50. 


B.-V. Danzig. 
F. Lechner, Danzig-l.angfuhr, Richertweg 9. 
Ernst Strang, Konitz i. Wpr., Schuhmacherstr. 1. 
E. Zoellner, Dortmund, Schützeisir. 46. 
Carl Jacob, München 31, Isabellastr. 26. 


B.-V. Darmstadt. 
Peter Hoffmann, unbekannt verzogen. 


B.-V. Dresden. 
W. Larisch, Aussig a Elbe, Uhlandstr. 2, 
Pahlen, Laubegast b. Dresden, Uferstr. 17. 
Wobsa, Patentanwalt, Ch mnitz, Königstr. 22. 
E. Högg, Professor, Radebeul-Oberlößnitz, Marien- 
straße 20. 
K. Bäumler, Arbon (Schweiz), Promenadenstr. 286. 


B.-V. Duisburg. 
H. Merckens, Bückeburg. Herderstr. 3. 
Kurt Schreyer, Saarbrücken, Breite Str. 11. 
C. Th. Raders, unbekannt verzogen. 


B.-V. Düsseldort. 
Böttinger, verstorben. 
Angres, Magdeburg, Scharnhotrststr. 3 
Markgraf, Essen-Ruhr, Adresse unbekannt. 
Burkhardt, Zeulenroda i. Thür. 
Pinette, Cöln, Burgmauer 68. 
Richartz, Magdeburg, Adresse unbekannt. 
Pohlit, Saarbrücken, Adresse unbekannt. 
Wintermeyer, Essen-Ruhr, Rottstr. 9. 
Friedrich Bettinger, Düsseldorf-Rath, Greifswald- 
allee 7. 
Boose, Düsseldorf, Grafenberger Allee 308. 
Bücher, Düsseldorf, Kavalleriestr. 42. 
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Esch, Benrath. 
Lang, Düsseldorf, Speldorfer Straße. 
Sidow, Düsseldorf, Mathildenstr. 39. 
Schlunk, Düsseldorf, Münsterstraße. 
Schürmann, Düsseldorf, Breite Str. 14. 
Stockhausen, Düsseldorf- Oberkassel, Schanzenstr. 13. 
Vorberg, Düsseldorf, Karlstr. 15. 
Wehner, Düsselderf, Roßsir. 17. 
Gugenheim, erlin N. 65, Mülle str. 30. 
Krawinkel, Düsseldorf, Kronprinzenstr. 47. 
B.-V. Essen. 

Lührs, Essen-Ruhr, Schlüterstr. 3. 
Rellensmann, Essen-Ruhr, Kastanienalle* 108. 
Vorwerk, Charlottenburg 5, Dernbuigstr. 23. 

B.-V. Frankfurt a. M. 
Wilhelm Paehler, Meiz, Chatillonstr. 11. 
Mierisch, Krefeld-Bochum, Krefelder Str. 28. 
Ernst Baumann, Harburg-Elbe, Kase: nenstr. 10, 
Wittmer, unbekannt verzogen, „ee 

B.-V. Hamburg-Altona. 
Granzin, Bergedorf, Hansastr. 5. 
K. Fischer, Köln-Braunsfeld, Braunstr 36. 
Goetze, I! ehe 3, Matrosen-Artillerie-Abteilung. 
Haaster, Hamburg 4, Eimsbütteler Str. 42. 

— B.V. Hannover. . 
Humann, Hannover, Bodeckerstr. 23. 
Prange, Hannover, Theodoıstr. 1. 

B.-V. Kiel. 
Freudenthal, Kiel, Düsterbrooker Weg 104 b (Schrift- 
führer des %.-V. Kiel). 
Bussen, Direktor der Wasser- u Lichtwerke, W eiDen- 
fels a. S., Merseburger Str. 70. 
Knipping, Kiel, Schillerstr. 15. 
Thomas, Baumschulenweg b. Berlin, Köpenicker Land- 
straße 146. 
B.-V. Königsberg. ; ’ 

Gülke, Hanau a. M., Ostbahnhof. 


B.-V. Leipzig. 


Thiem, Leipzig, Marschnerstr. 13. 


R. Enke, l.eipzig, Kaiserin- Augusta-Str. 59. 
Volhard, Halle, Lafontainestr. 4. 
E. Kalisch, Gelsenkirchen, Augustastr. 37. 
L. Begach, l.cipzig-Gohlis, Fritzschestr. 12. 
Hübener, unbekannt verzogen. 
Ernst Floerke, Dessau, Gocthestr. 2. 
Georg Papst, Halle a, S., Geistsir. 41. 
Jakob Haury, Kaiserslautern, Vogelgesang 11. 
Paul Glässner, Kiel, Feldstr. 71. 
E. Bornhardt, Dessau, Wolfgangstr. 57. 
M. Leek, Halle a. S., Wiiheimstr. 49. 
Paul Teige, Bernburg, Franzs'r. 33. 

B.-V. Mainz-Wiesbaden. 


. C. F. Osten, Mannheim, Kollinstr. 10. 


J. Haug, Aachen, Habsburger Allee 8. 
Paul Hillmann, Mainz, Kirchstr. 7. 
B.-V. Mannheim-Ludwigshafen. 
Fritz Gah, Oberingenieur der Strebelwerke G. m. b. H., 
Mannheim, Privatadresse für Zusendung der 
Zeitschrift: Heidelberg, Schröderstr. 49. 
B.-V. München. 
A. Betz, Göttingen, Bergstr. 9. 
A. Nerreter, Rombach, i. Lothr., 
werke. 
C. Jacob, Kiel, Ringstr. 27. 
Josef Hingerle, München 5, Frauenhoferstr. 25. 
K. Gehien, Düsseldorf $4, Marschallstr. 32. 
B.-V. Münster. 
Rudolf Bethke, Nürnberg, lorenzer Platz 12. 
L. Schweinfurth, Buer in Westf. Adresse unbekannt. 
B.-V. Nürnberg. 
C. Kisker, Breslau, Adresse unbekannt. 
J. Haack, Berlin, Adresse unbekannt. 
L. Brake, Patentanwalt, Nürnberg, Carolinenstr. 23. 
Vorstehende Adresse ist Adresse der Geschäftsstelle 
des B.-V. Nürnberg. 


Rombacher Hiten- 


Tipl..Jng. G. Halter, Hannover, Ferdinand-Wallbrechts-Str. 32. 

» »„ Wilhelm Böhl, Hagen in Westf., Arndtstr. 7. 

B.-V. Oberschlesien. 

Dipl.Ing. K. Schultze, Breslau, Friesenstr. 37. 

n „ Arthur Göldner, Budapest, Föntza 53, 14. 

" » Walter Holtmann, Duisburg-Wanheim, Metallhütte. 

B.-V. Osnabrück. 

Dipl.sJng. Pohle, Kattowitz, Adresse unbekannt. 

” „ W. Drönewolf, Osnabrück, Schloßwall 48. 

B.-V. Saarbrücken. 

Dipl.»Sng. Th. Becker, Hochofenbetriebs-Ingenieur der Deutsch- 
Luxemburgischen Bergwerks- u Hütlen-A.-G. Rüme- 
lingen (Luxemburg). 

" „» S. Weber, Metz, St. Ludwigsstr. 1. 

„n » H. Weisdörfer, Rombach in Lothr., Beamten-Jung- 
gescllenheim der Rombach Hültenwerke. 

» » K. Lanz, Saarbrücken, Adresse unbekannt. 

» » Ph. Kiehlmeier, Budapest, Adresse für Zeitschrift: 
Fa. Gauz & Co. Dansius. 

i B.-V. Stettin. _ 

Dipl.-Ing. F. Kücken, Berlin W. 62, Bayreuther Str. 20. 

» »„» Fritz Fregin, Kiel, Oartenstr. 9. 2 

» » Georg Eichstaedt, Berlin SW. 11, Tempelhofer 
Ufer 35, 

» „ Johann Kampf, Stettin, Pölitzerstr, 5. 

B.-V. Straßburg. 

Dipl.-Ing. O. Schmidt, verstorben. 

” » E. Zimmermann, Berlin, Adresse unbekannt. 

” » Paul Illert, Saarburg in Lothringen, Rotbrückerstr. 

” „ A. Illemann,. Wittenheim (Oberels.), Gewerkschaft 
Reichsland, Kalisalz-Bergwerke. 

B.-V. Stuttgart. 

Dipl.sng. K; Gessler, ausgetreten. 

” „ K. A. Wanner, Göppingen, Bahnhofstr. 42. 

» » E. Kobert, unbekannt verzogen. 

" » L. Bartenbach, Ludwigshafen, Pfalzstr. 5. 

Dr.s\ing. O. Essig, Barmen, Sternstr. 21. 

B.-V. Zwickau. 

Dipl.sYng. C. Geisler, Friedenau, Südwest-Korso 16. 
Zu keinem B.-V. gehörig (Ausland): 

Dipl -Jng. A. Pistor, Manila A. P. Box 11609. 

” » P. Bernstein, Frankfurt a. M. - Bockenheim p. A. 
Maschinenbau-A.-O. Prokorny & Wittekind. ` 
Hilfskasse des Verbandes. 

Wir quittieren hiermit dankend über folgende 

Beiträge: 


Dipl.-Ing. Rahm, Stadtbaumeister, Frank- 


n 


n 


Dipl.«Zng. Mierisch, 


” 


n 


Dr. - 3ng. 


furt a. M. . . 2 2 a a a M. 20, — 


Neufeld, Soden i. Taunus. . » 5— 
Körnert, Essen. . 2 .. . » 3,— 
B.-V. Nürnberg, Sammlung. . . . e  » 100,— 
Frankfurt a. M.. . „» 10,— 
C. G. H. Meyer, Frankfurt a. M. „ 15,— 
J. v. E A Frank- 
furt a. M. . . ae s n 10, — 
Sidow, Düsseldorf. ©...» 10,— 
F. C. Beyer, Bochum . . . » 3,— 
. Otto Ohnesorge, Bochum . „ 10,— 
Erich Groth, Bochum. . . „ 5— 
Paul Rieländer, Bochum. . „ 5— 
Wilhelm Wünkhaus, Bochum „ 3,— 
Carl Ellingen, Bochum . . » 5— 
Alfred Münster, Bochum . „» 5— 
Joh. Diefenbach, Bochum . „ 5, — 


Das Kuratorium 
i. A.: Tipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Ber!in-Schöneberg, Apostel-Paulus-Str. 17. 
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. Standesfrage und Il. Hauptprüfung. = 
. Von Stadtbauinspektor Dipl.-Ing. Kalbfus, Reg.-Baumeister a. D., Altona. i 


Die Standesfrage der akademisch gebildeten 
Techniker, gleichgültig ob es sich um cinfach 
geprüfte Diplom-Ingenieure oder doppelt exami- 
nierte Regierungsbaumeister handelt, ist letzten 
Endes doch eine einheitliche, nicht aber, wie 
ja ebenfalls angenommen, geglaubt und mehr 
oder weniger öffentlich vertreten wird, ver- 
schiedene. Denn es kann dem staatlich doppelt- 
geprüften Ingenieur nicht so ganz gleichgültig 
sein, welches Ansehen der von ihm ja ebenfalls 
durchlaufene Grad eines Diplom-Ingenieurs ge- 
nießt, und dem Diplom-Ingenieur als dem in der 
diesbezüglichen Bewertung zurücktretendem kann 
es erst recht nicht belanglos erscheinen, welches 
Maß die Differenzierung erreicht. So ist die 
sogenannte Regierungsbaumeisterfrage, mag sie 
auch als Problem für sich schon Schwierigkeiten 
bieten, durchaus keine selbständig zu behan- 
delnde Einzelfrage, sondern sie gewinnt gerade- 
zu grundsätzliche Bedeutung und beherrscht so- 


gar die ganze Standesfrage entscheidend. Es ist 
deshalb auch kein Zufall, wenn selbst unter 
den Diplom-Ingenieuren eine Strömung deutlich 
hervortreten könnte, welche das Ziel der Hebung 
des Standes nur durch die allgemeine Einführung 
einer Il. Hauptprüfung erreichbar sieht. 

Die ganze Standesfrage ist ja bereits von 
den verschiedensten Gesichtspunkten aus be- 
leuchtet, aber so wichtig, daß sie vorerst noch 
gar nicht genug erörtert werden kann, zumal 
m. A. gerade der aus beruflichen, wirtschaft- 
lichen und idcellen Gründen nun einmal beste- 
hende Gegensatz zwischen I. und Il. Haupt- 
prüfung, der, ich wiederhole das, durchaus kein 
feindlicher sein muß, bisher noch zu unklar 
erkennbar oder nicht auf das richtige Maß zu- 
rückgeführt ist. So will ich hier auf die Ge- 
fahr hin, viel bereits Gesagtes wiederholen zu 
müssen, das Problem erneut und hauptsächlich 
vom Gesichtspunkte der Notwendigkeit oder 
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Ueberflüssigkeit einer allgemeinen H. Haupt- 
prüfung behandeln, in der Hoffnung, zur wei- 
teren Klärung beizutragen. 

Den augenblicklichen, von der Mehrzahl je 
nach ihrer eigenen Qualifikation als selbstver- 
ständlich oder als drückend einpfundenen Zu- 
stand glaube ich richtig darzustellen, wenn ich 
den heutigen Stand der Entwicklung dahin deute, 
daß im Durchschnitt für alle höheren Stellen nur 
doppelt Geprüfte prädestiniert erscheinen, 
während man den Diplom-Ingeniceuren im Prinzip 
dic Stellungen als Spezialisten zuweist. Daß in 
diesem Zusammenhange natürlich die Verallge- 
meinerungen betrefis ihrer Abgrenzung und die 
Definition der gebrauchten Begriffe nicht haar- 
scharfer Abwägung unterworfen werden dürfen, 
nebenbei; was gemeint ist, werden statt dessen 
die Gegenüberstellungen Regieru ıgsbaumeister — 
Diplom-Ingenieure bei den Eisenbahn-Dirck- 
tionen, kommunaie Oberbeamte (Stadtbauräte, 
-baumeister) — Diplom-Ingenieure (Abteilungs- 
ingenieure, Bauleitende) und, nicht so allgemein 
geltend, Direktoren-, Betriebs- und Konstruk- 
tionsingenieure erkennen lassen. Wenn der 
Staat in solchem Sinne differenziert, ist dies 
ohne weiteres verständlich, weniger ist das, 
wenigstens auf den ersten Blick, der Fall im 
Kommunaldienst und, immer natürlich gleiche 
persönliche Tüchtigkeit vorausgesetzt, in der 
Privatindustrie, wo allerdings den heutigen Ver- 
hältnissen entsprechend durchaus nicht unlogisch 
manche höhere, repräsentative Posten nur an 
Doppeltgeprüfte vergeben werden, weil für Ver- 
handlungen mit Behörden und Privaten ein et- 
waiger höherer staatlicher Titel des Werkver- 
treters oft von größter Bedeutung ist. Als auf 
solcher Anschauung beruhend erkläre ich es 
wenigstens, wenn Firmen öfters durch zwei 
Herren verhandeln lassen, von denen dann aber 
wohl immer der Repräsentativvertreter das Wort 
führt, dem der zweite, der Spezialist, gewisser- 
maßen nur als Adjutant zur Seite steht. 

Das lebhafte Interesse der Techniker an ihrer 
Standesfrage beweist am besten, daß an dem 
heutigen Zustande nicht eitel Freude herrscht, 
und daß überhaupt die Frage erörtert wird, 
wie man zu allen befriedigenden idealen Ver- 
hältnissen kommen kann. 

Solange das Bestehen bestimmter Prüfungen 
die Vorbedingung für die Erlangung bestimmter 
beruflicher und gesellschaftlicher Positionen ist, 
stehen der Standeshebung nur die beiden Wege 
offen, entweder schematisierend von allen Ange- 
hörigen des gleichen Standes im Interesse ihrer 
gleichen Bewertung das gleiche höchste Examen 
zu verlangen oder eine Prüfung als Grundlage zu 
betrachten, über die hinaus nicht mehr allgemein, 
sondern nur spezialistisch zu bewertende Prü- 
fungen ja immer noch bestehen können. In 
der Entwicklung der an Vor- und Ausbildung des 


technischen Nachwuchses zu stellenden Forde- 
rungen wäre die Zeit bis etwa gegen Ende des 
letzten Jahrhunderts als zu dem zweiten der 
skizzierten Systeme gehörig anzunehmen, die 
Jetztzeit aber als Ucbergangszeit zu dem erste- 
ren. Oder, nach den Ursachen betrachtet, der 
jahrelange Geburtenüberschuß gestattet immer 
höhere Anforderungen an die Vorbildung, läßt 
also den kulturellen Wert des Arbeiters steigen, 
anderseits aber den Zinsfuß des in der Bildung 
investierten Kapitals immer weiter sinken. Es 
entsteht also ein Gegensatz zwischen ideellen 
und volkswirtschaftlichen Bedürfnissen, der, da 
schließlich zur Befriedigung der ersteren immer 
auch die der letzteren Vorbedingung ist, zu 
einem wenigstens periodenweisen Gleichgewichts- 
zustande strebt und zu .ecinem strengen Abwägen 
zwischen der Forderung und ihrer sachlichen 
Berechtigung führen muß. 

Auf die Standesfrage der akademisch gebil- 
deten Techniker angewandt, heißt das soviel, 
als sollen alle Akademiker eine Il. Hauptprüfung 
ablegen, oder soll dieses Verlangen nur von 
Fall zu Fall gestellt werden. 

Behauptet man zunächst das Erfordernis einer 
Il. Prüfung für alle, etwa nach dem Vorbild der 
Juristen, so muß des Umstandes wegen, daß 
die Technik in ganz anderem Maße in Sonder- 
gebiete (Hoch-, Tief-, Maschinenbau) zerfällt, 
von vornherein verneint werden, daß man mit 
einem Examen, das für alle gleiche Voraus- 
setzungen schafft, auskäme. Neben der nach 
den Fachrichtungen eines Architekten, Eisenbahn- 
und Straßen- und Wasserbauingenieurs sowie 
Maschineningenieurs bereits differenzierten Re- 
gierungsbaumeisterprüfung müßte noch eine Ab- 
teilung für Kommunalbaumeister sowie zum min- 
desten zwei für die Privatindustrie geschaffen 
werden, für welche die jeweils notwendige prak- 
tische Ausbildung wohl nur in den entsprechen- 
den Betrieben erlangt werden könnte. 

Prüfungen so verschiedenen Charakters zu 
einer Staatseinrichtung zu machen, was der 
gleichen gesellschaftlichen Bewertung derselben 
wegen doch nötig wäre, erscheint mir jedoch 
nicht angängig; auch wäre mir nicht erfindlich, 
welches Interesse der Staat daran haben könnte, 
insbesondere für die der Privatindustrie Dienen- 
den den Aufwand einer staatlichen Prüfung zu 
leisten. Es bliebe m. E. deshalb nur übrig, diese 
Prüfungen den entsprechenden Interessenkreisen, 
bei der Privatindustrie etwa den zu diesem 
Zwecke kombinierten Handels- und (künftigen) 
Diplom-Ingenieur-Kammern zu überlassen, womit 
aber gerade die anzustrebende gesellschaftliche 
Gleichwertigkeit der Geprüften doch nicht er- 
reicht würde. Denn wie heute der Regierungs- 
baumeister im Staatsdienst den Kollegen im 
Kommunaldienst häufig nicht für ganz voll an- 
sieht, ja weitergehend wie der Baurat noch 
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durch den Titel als Regierungs- und Baurat ge- 
winnt, wie der keinem Fachmann mehr unter- 
geordnete und oft über Millionenetats verfügende 
höchste technische Beamte mancher Großstadt 


erst nach großen Verdiensten durch den gleichen 


Titel als Kgl. Baurat wie sein oft auf weniger 
verantwortungsreichem Posten stehender Kollege 
im Staatsdienst ausgezeichnet wird, ja wie sogar 
zwischen Regierungs- und Gerichtsassessoren 
Unterschiede gemacht werden, so würden wohl 
auch die doppelt geprüften Ingenieure je nach 
dem Prädikat als Regierungs-, Kommunal- und 
Industriebaumeister wesentlich verschiedenes An- 
sehen genießen. Ich bin weit davon entfernt, 
hiermit gegen die Rangunterschiede polemisieren 
zu wollen, denn solange der Ehrgeiz nicht auf 
äußerliche leicht erkennbare Zeichen verzichtet, 
was voraussichtlich erst einer sehr fernen Zu- 
kunft vorbehalten ist, haben sie auch ihr Gutes; 
ich will vielmehr nur die Richtigkeit meiner An- 
nahme über die oben angenommenen Prüfungs- 
arten erhärten und belegen, daß auch dann wohl 
immer die staatliche, d. h. die Regierungsbau- 
meisterprüfung, die angesehenste bleiben würde, 
und zwar insofern mit voller Berechtigung, als 
eben der Staat gegenüber einer Städte- oder In- 
dustriegemeinschaft die höchste Gemeinschaft ist. 
Gegenüber der heutigen II. Staatsprüfung wäre 
aber noch ein Unterschied, der in gewissem Sinne 
ausgleichend wirken könnte, denkbar, daß etwa 
die Anwärter zu den anderen Prüfungsarten ihre 
Ausbildung nicht kostenlos, sondern gegen Ver- 
gütung erwerben müßten bzw. könnten. Dem 
steht aber entgegen, daß der Auszubildende bei 
seinen notwendigen Versetzungen von einer zur 
anderen Abteilung im allgemeinen gar nicht zu 
einer produktiven und mithin geldwerten Tätig- 
keit kommen dürfte. 

Ein gewichtiger Grund für das Verlangen 
einer allgemein abzuleistenden Il. Prüfung, hört 
man vielfach, ist die vom Techniker gewünschte 
Gleichstellung mit dem Juristen, ein Grund, der 
schon geeignet wäre, das im vorigen Abschnitte 
bereits Ausgeführte und für dieses Verlangen 
nicht gerade Günstige zu parallelisieren. Ist 
diese Auffassung aber berechtigt? Als der Ver- 
band Deutscher Diplom-Ingenieure den Stand- 
punkt vertrat, die Diplom-Prüfung sei der 
Assessoren-, nicht der Referendarprüfung gleich 
zu achten, ist m.E. eine etwas zu weit gehende 
Behauptung aufgestellt worden, denn ich vertrete 
die Ansicht, daß, soweit ein Vergleich überhaupt 
zulässig ist, die Diplom-Prüfung zwischen den 
beiden juristischen Prüfungen einzurangieren 
wäre. Der Vergleich ist aber überhaupt nicht 
recht angängig, denn sachlich besteht zwischen 
der Ausübung der Rechtswissenschaften und 
Rechtskunde und der technischen Tätigkeit auch 
rein praktisch der gewaltige Unterschied, daß 
Technik sowohl im Staatsdienst als auch in der 


Privatindustrie praktisch erlernt werden kann, 


ersteres aber allein beim Staat als dem alleinigen 


Träger der Gerichtsbarkeit, solange wenigstens 
das außergerichtliche Schiedsgerichtswesen nicht 
einen ganz anderen Umfang angenommen hat. 
Und wenn dann der Staat auch von den nur vor- 
übergehend bei ihm beschäftigten späteren 
Rechtsanwälten trotzdem die Il. Prüfung fordert, 
so kann das auch unter dem Gesichtspunkte be- 
trachtet werden, daß er alles Interesse daran 
hat, sich nicht mit Ausbildung von solchen zu 
befassen, welche den Ernst ihrer Tätigkeit bei 
den Gerichten nicht auch durch eine Prüfung 
zu beweisen bereit sind. In diesem Sinne kann 
ich die Assessorenprüfung nur mit der II. tech- 
nischen Staatsprüfung in Parallele stellen, nicht 
aber mit nicht auf staatlicher Ausbildung be- 
ruhenden anderen Prüfungen selbst von höchsten 
Anforderungen. Daß es tatsächlich aber auch 
gar nicht nötig ist, zumal bei der zunehmenden 
Bewertung der Stände statt nach ihrer forma- 
listischen nach ihrer volkswirtschaftlichen Be- 
deutung, können die Mediziner beweisen, die 
sich doch wahrlich auch ohne Il. Prüfung besten 
Ansehens erfreuen. 

Betrachtet man die heutige Il. technische 
Hauptprüfung ferner aber auch als eine auf die 
Bedürfnisse des Staates zugeschnittene Spezial- 
prüfung, so kommt man zwanglos zu der oben 
für die Hebung des Standes angegebenen zweiten 
Möglichkeit, die Regierungsbaumeisterprüfung 
nicht mehr als grundlegendes gesellschaftliches 
Erfordernis, sondern eine andere Prüfung als 
solches anzusehen. M. E. genügt hierfür die 
Diplom-Prüfung in jeder Weise, da sie neben 
einer guten Allgemeinbildung auch tüchtire be- 
rufliche Kenntnisse voraussetzt, also alles das, 
was den Mann für das Wirtschaftsleben wertvoll 
macht, sobald durch praktische Betätigung der 
auf den Schulen erworbenen Fähigkeiten erst 
noch eine gewisse Erfahrung dazu gekommen 
ist. Inwieweit letzteres aber der Fall gewesen 
ist oder richtiger fortlaufend ist, beweisen nicht 
mehr Prüfungen, sondern ermittelt das prak- 
tische Leben ganz von selbst. Der letztere Weg 
ist aber auch tatsächlich technischer. Denn wenn 
das Hauptmoment der Technik darin liegt, mit 
geringsten Mitteln das jeweils Beste zu schaffen, 
also wirtschaftlich zu sein, so verlangt die Logik 
die Anwendung dieses Fundamentalsatzes auch 
auf den den Geist der Auszubildenden beein- 
flussenden Ausbildungsgang. Wer also wirt- 
schaftlich denken und tätig sein soll, muß das 
auch an sich selbst erfahren. Die besonders 
finanziell ertraglose Ausbildungszeit muß also 
in jedem Einzelfalle auf das absolut notwendige 
Mindestmaß beschränkt werden. 

Es fragt sich nun, ob die heutigen Verhältnisse 
dem letzten Satze genügend Rechnung tragen. 
Ich glaube dies, sofern man nur die jetzt schon 
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gegebenen Möglichkeiten, sich während der Re- 
gierungsbauführerjahre für den höheren Staats- 
dienst, während einiger Jahre in mittleren 
Kommunalstellen für höhere städtische Posten 
oder in den Bureaus der Industrie für deren 
leitende Stellen vorzubereiten, auch wirklich mit 
offenen Augen ausnützt, und wenn Ueberangebote 
der einen oder anderen dieser Gruppen hintange- 
halten werden können. Somit kommt man noch 
auf das Regierungsbaumeisterproblem im engeren 
Sinne, das, auch als Einzelfrage betrachtet, In- 
teresse und Wünsche auf Verbesserungen bietet. 
Nicht als ob die Ausbildung des Staates keine 
gute, ja vielfach vorzügliche wäre, es ist die 
Aufnahme fast aller sich Meldenden, von denen 
nur verhältnismäßig wenige Aussicht auf spätere 
Beschäftigung im Staatsdienste haben, welche 
den heute zweifellos vorhandenen ungünstigen 
Zustand zeitisten, der die jungen Regierungs- 
baumeister, statt nun endlich auf angemessene 
Vergütung ihrer Arbeitsleistungen sehen zu 
können, zum Unterkommen à tout prix zwingt. 
Ja, ich fürchte für die Zukunft sogar noch Ver- 
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schlimmerungen, wenn die die Stellen Vergeben- 
den erst erkannt haben, daß die aus früherer 
Jahren noch überkommene Besoldungsskala mit 
dem Ueberangebote hochwertig Gebildeter selbst 


‘für vergleichsweise niedrigere Stellen nicht mehr 


übereinstimmt, ein Umstand, der übrigens auch 
schon bei der Erörterung einer allgemeinen 
li. Prüfung hätte angeführt werden können. 
Doch was soll nun geschehen, soll alles beim 
alten bleiben oder welcher Weg ist der richtige? 
Indem ich vorausschicke, daß die Schlußfolge- 
rungen aus meinen Darlegungen -nur als rein 
persönliche Ansicht gewertet werden dürfen, ent- 
scheide ich mich dafür, den jetzigen Ausbildungs- 
gang in den einzelnen Zweigen der Technik, 
natürlich unbeschadet Verbesserungen im ein- 
zelnen, grundsätzlich für den richtigen zu halten; 
es soll natürlich dem Staate wie jedem vorbe- 
halten bleiben, für seine Forderungen besondere 
Nachweise zu verlangen, es sollte aber die Zu- 
lassung zu auf spezielle Verhältnisse zuge- 
schnittenen Prüfungen zahlenmäßig und sachlich 
auf das wirkliche Erfordernis beschränkt werden. 


Der Ingenieur und die alten Sprachen. 


Von Dipl.-Ing. Paul Müller, Aachen. 


Vitae, non scholae discimus! — Die Wider- 
sprüche zwischen dem schönen Gedanken dieses 
Leitspruches und der Praxis des Lernens pflegt 
man auf verschiedene Weise zu empfinden, je 
nachdem man vom Standpunkt der Schule — 
des Schülers — oder vom Standpunkt des Lebens 
aus urteilt. Der Schüler wird leicht geneigt sein, 
seine Kritik an dem Zuviel, an dem offenkundig 
Unverwendbaren zu üben, das man ihn zu lernen 
zwingt. Später verblaßt dieses Bild; aber gar 
zu oft tritt nun der Gedanke an uns heran, ob 
nicht die Schule diesen oder jenen Wissensstoff, 
den das Leben voraussetzt, uns hätte mitgeben 
müssen, 

Als Gegenstück zu der oft gehörten Klage 
über die mangelhafte mathematische Vorbildung 
der aus dem Gymnasium hervorgegangenen Stu- 
dierenden der Technischen Hochschulen soll hier 
einmal der auf den ersten Blick vielleicht be- 
fremdlichen Frage nähergetreten werden, ob das, 
was uns die Schule an Kenntnissen der alten 
Sprachen mitgegeben hat, den Ansprüchen an- 
gemessen ist, die vom Standpunkt des Berufs- 
menschen aus, vor allem des mitten im werk- 
tätigen Leben stehenden Ingenieurs zu stellen 
wären. Dabei soll die Berechtigung vorausge- 
setzt werden, den Wert des auf der Schulbank 
Erlernten nur nach dem unmittelbaren Nutzen zu 
ermessen, der uns im Leben daraus erwächst. 
Die Grundanschauung der Verfechter des huma- 


nistischen Bildungsideals, das Endziel aller Schul- 
arbeit müsse die unbewußte Gewöhnung an 
logisches Denken, an eine ethische und ästhe- 
tische Lebensauffassung sein, und gegenüber 
diesem hohen Streben nach innerer Kultur müsse 
die Frage nach dem praktischen Kurswert der 
Schulweisheit völlig zurücktreten — diese An- 
schauung also und die Frage nach den Grenzen 
ihrer Berechtigung müssen hier außer Betracht 
bleiben. 

Freilich ist es nun nicht möglich, von den 
Begriffen: „unmittelbarer Nutzen‘, „Anforde- 
rungen des Lebens‘ ein scharf umrissenes Bild 
zu entwerfen. Dazu sind schon die Bedürfnisse 
und die Anschauungen in den einzelnen Be- 
tätigungsgebieten des Ingenieurs zu verschieden- 
artig. Es sollen hier aber auch nur einige 
bestimmte Gesichtspunkte zur Geltung kommen, 
und es soll, um eine Grundlage zu gewinnen, 
die gestellte Frage vom Standpunkt eines aus 
dem Realgymnasium hervorgegangenen Ingenieurs 
aus betrachtet werden. 

Mit Verwunderung hört man manchmal, wie 
unsere Väter, selbst wenn sie Ingenieure waren, 
neben ihrer Berufstätigkeit noch die nötige be- 
schauliche Muße fanden, um gelegentlich latei- 
nische Literatur zur Hand zu nehmen, etwa sich 
an der klaren Sachlichkeit Cäsarscher Feldzugs- 
berichte zu erfreuen. Heute, wo auch dem ein- 
seitigsten Fachspezialisten ein so reichhaltiger 
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Bildungs- und Unterhaltungsstoff in Gestalt von 
Berichten über die fabelhaften Fortschritte von 
Naturwissenschaft und Technik, über Geistes- 
kämpfe und Kulturfragen sich geradezu auf- 
drängt, wäre es nicht zu verstehen, wie neben 
solcher Nahrung noch der Geschmack an alt- 
sprachlichen Studien bestehen könnte, selbst 
wenn die Hast des Alltags noch Zeit dazu übrig 
ließe. In dieser Beziehung wird also von einem 
unmittelbaren Nutzen kaum mehr gesprochen 
werden können. (Es mag dahin gestellt sein, 
ob nicht diese Ansicht auch für alle anderen 
Berufskreise ebenso zutreffend ist.) Dagegen 
bedeutet die Fähigkeit, lateinische Zitate zu ver- 
stehen und gelegentlich verwenden zu können, 
immerhin einen Nutzen. Doch auch in anderer 
Hinsicht sind uns unsere lateinischen Kenntnisse 
erheblich von hohem Wert. 

Zahllose termini technici lateinischen Ur- 
sprungs bilden gleichsam eine internationale 
Fachsprache auf fast allen Gebieten technischer 
Wissenschaft. Wenn uns unsere lateinischen 
Schulkenntnisse die Fähigkeit geben, neue Fach- 
ausdrücke aus ihrer Zusammensetzung unmittel- 
bar dem Wesen nach zu erkennen, wenn wir 
dadurch in der Lage sind, auch die ausländische 
Fachliteratur mit Hilfe der dort wieder er- 
scheinenden lateinischen Wortstämme leichter zu 
verstehen, so ist das zweifellos ein bedeutender 
Gewinn. Es mag ja dem Anhänger der Sprach- 
reinigungsbestrebungen bedauerlich erscheinen, 
wenn durch solche Verwendung der Sprachkennt- 
nisse anderseits wieder die Neigung gefördert 
wird, auch für solche Bezeichnungen, denen eine 
internationale Bedeutung nicht zukommt, Fremd- 
worte heranzuziehen. Manche Schriftleitungen 
technischer Fachzeitschriften sind ja deshalb auch 
gewissenhaft bestrebt, jedes verdächtige Wort 
auszumerzen (und sie schießen dabei nicht selten 
über das Ziel hinaus). Da aber, wo die Bedürf- 
nisse irgend eines Zweiges der Technik unmittel- 
bare Verständlichkeit der Fachbezeichnungen in 
allen Kultursprachen erheischen — denken wir 
z. B. an die Instrumentenkunde, die physikalische 
Meßtechnik — überall da wäre es töricht, wollte 
man sich durch jene an sich ja recht begrüßens- 
werten nationalen Bestrebungen verleiten lassen, 
auf den Vorteil der Anwendung solcher Verstän- 
digungsmittel zu verzichten. Seien wir also froh, 
daß uns die Schule dieses wertvolle Rüstzeug 
mitgegeben hat! 

Aber da zeigt sich auch gleich die Kehrseite: 
Spielt nicht in unserer internationalen Fach- 
sprache das griechische Element eine ebenso 
große — vielleicht noch größere Rolle als das 
lateinische? — Man wird diese Frage bejahen 
müssen, und der Verfechter der nationalen Sprach- 
bestrebungen wird darin einen neuen Anlaß zum 
Bedauern erblicken. Sachliche Berechtigung und 
Zweckmäßigkeit dieses Zustandes lassen sich 
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aber wiederum nicht verkennen. Fassen wir 
doch nur ein paar Beispiele ins Auge, zwei oder 
drei Namen aus der optischen Meßtechnik, die 
allerdings ebenso wie hinsichtlich des Latei- 
nischen ein besonders reiches Beweismaterial zu 
liefern imstande ist. Die Bezeichnungen: Stereo- 
mikrometer und Spektroskop lauten in allen 
Sprachen, deren Fachliteratur uns überhaupt zu- 
gänglich zu sein pflegt, fast übereinstimmend, 
so daß sie unverkennbar sind. Was käme nun 
dabei heraus, wenn wir dieses Vorteils unge- 
achtet eine Verdeutschung verlangen würden? 
Stereomikrometer würde etwa heißen müssen: 
Bildraumtiefenfeinmeßwerkzeug, Spektroskop: 
Lichtzerstreuungsschaugerät. Wie man aber ein 
Kathetometer — einen ganz bestimmten Typus 
eines Ablesefernrohrs — deutsch bezeichnen 
wollte, wäre nicht so leicht zu sagen. Also für 
den einen Vorteil der Sprachreinigung müssen 
wir zwei Nachteile in Kauf nehmen: Mangelnde 
Verständlichkeit ausländischen Fachleuten gegen- 
über (man frage einmal, ob die optische Industrie 
damit einverstanden wäre!) — Schwierigkeit und 
häufig Unmöglichkeit, einen Begriff oder einen 
Gegenstand überhaupt richtig zu benennen. 

Darum kann es gar nicht anders sein: Ob 
wir eine Fachzeitschrift oder naturwissenschaft- 
liche Werke zur Hand nehmen, ja ob wir selbst 
eine Tageszeitung vor Augen haben — auf Schritt 
und Tritt müssen wir sehen, wie die Kenntnis 
der griechischen Wortstämme und gewisser Ge- 
setze der Wortbildungslehre vorausgesetzt wird, 
und wir müssen wohl oder übel eine Lücke in 
unserer allgemeinen Bildung — cum grano salis — 
zugeben, wenn wir mangels solcher Kenntnisse 
einmal einen Gedankengang nicht vollkommen 
verstehen. Gewiß lernt man ja im Laufe der 
Zeit einen leidlichen Vokabelschatz, dadurch 
nämlich, daß man den Sinn der Worte aus ihrem 
Zusammenhang zu erraten sich gewöhnt. Man 
wird diesen Wortschatz auch selbst richtig zu 
benutzen lernen, ohne sich Blößen zu geben, 
und wenn man unverfroren ist und den Büch- 
mann besitzt, wird man sogar gelegentlich ein 
griechisches Zitat, wie das so modern anmutende: 
vaxa per in Rede und Schrift einflechten. Aber 
man würde doch jedenfalls in Verlegenheit 
kommen, wollte man z. B. ein neues Verfahren 
oder ein neues Gerät, das man ersonnen hat, 
auch in ausländischen Zeitschriften unter einem 
prägnanten Kennwort bekannt machen und dazu 
griechischer Wortstämme sich bedienen. (Es sei 
hier nur an die Randbemerkungen erinnert, die 
das allerdings wohl aus dem Lateinischen stam- 
mende Wort „Kohärer‘ in manchen Werken der 
Fachliteratur ausgelöst hat!) 

Hier haben wir also eine Forderung des 
Lebens, die uns tagtäglich in unliebsamster Weise 
an eine Unterlassungssünde der Schule erinnert. 
Von dem in diesen Zeilen eingenommenen Stand- 
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punkt aus betrachtet muß es geradezu als ein 
Widersinn bezeichnet werden, wenn in dem Lehr- 
plan des Realgymnasiums neben dem Uebermaß 
des durch neun Jahre hindurchgeschleppten latei- 
nischen Unterrichts nicht eine Stunde Griechisch 
sich fand, wenn uns nicht einmal das griechische 
Alphabet gründlich gelehrt wurde, das doch 
allein in der mathematischen Formelsprache so 
notwendig gebraucht wird. Anstatt jener neun 
Jahre würden für den hier in Rede stehenden 
nüchternen Zweck drei Jahre lateinischen Unter- 
richts in höheren Klassen gewiß genügt haben, 
und man kann hier die Ansicht schwer unter- 
drücken, daß dabei die erstrebte Erziehung 
zur Ethik sicher eine bessere Förderung er- 
fahren hätte als unter den tatsächlichen Zu- 
ständen, da doch jeder in den späteren Jalıren 
des Lateinunterrichts auf dem Wege über die un- 
vermeidliche Eselsbrücke zur Unredlichkeit ver- 
führt wurde. Hätte sich an die drei Jahre latei- 
nischen Unterrichts ein Jahr hindurch Griechisch 
angeschlossen, nachdem die allernotwendigsten 
Begriffe der Grammatik bekannt waren, so 
wären die hier gekennzeichneten Anforderungen 
in bester Weise zu erfüllen. 


Aber, so wird man meinen: Was nutzen 
diese Gedanken; was für einen Zweck sollen 
diese Klagen haben? — Daß mit dem Gesagten 
nicht etwa die Meinung begründet werden soll, 
das Gymnasium sei doch trotz. aller sonstigen 
Bedenken die geeienetste Vorbereitungsstätte für 
die technischen Berufe, wird nicht bezweifelt 
werden. Und der kühnste Optimist wird nicht 
zu hoffen wagen, daß Gesichtspunkte der vor- 
stehend dargeiegten nüchternen Art jemals Ein- 
fluß auf Reformen der Lehrpläne gewinnen 
könnten. Man wird also fragen müssen, auf 
welchem andern Wege denn dem gekennzeich- 
neten UÜcbelstande abzuhelfen wäre? — 


Es muß zunächst erwähnt werden, daß manche 
Realgymnasien schon vor längeren Jahren den 
Versuch unternommen haben und vielleicht auch 
heute noch durchführen, durch freiwillige Sonder- 
kurse gegen mäßiges Honorar ihren Schülern die 
notwendigsten Kenntnisse des Griechischen zu 
vermitteln. Hiergegen treten nur zwei Bedenken 
auf, die wohl auch als Ursache dafür zu gelten 
haben, daß dieser Weg nicht allgemein begangen 
wird: Eine Entlastung der Teilnehmer an 
solchen Kursen im Hauptunterricht kann natür- 
lich nicht stattfinden und so sträuben sich Schüler 
wie Eltern gegen die weitere Bürde. Dann 
aber wird der Schüler, dem vielleicht schon 
technische Neigungen naheliegen, das Griechische 
zu dem „offenkundig Unverwertbaren“ zu 
rechnen geneigt sein, dem seine Abneigung gilt. 
Daß das Leben doch noch einmal die tote 
Sprache von ihm verlangt — das lehrt eben das 
Leben erst selbst. Achnliche Bedenken wären 
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gegen die Zweckmäßigkeit des Wunsches zu 
erheben, es möchte die Technische Hochschule 
Gelegenheit nehmen, etwa in einer zweisemestri- 
gen Vorlesung unter dem deutlich kennzeich- 
nenden Titel: „Griechische und lateinische Ele- 
mente der Fachsprache‘‘ das Notwendigste zu 
bieten: Der junge Studierende, auf den so viel 
Interessanteres einstürmt, würde wohl wenig Lust 
verspüren, davon Gebrauch zu machen; der 
ältere und einsichtigere aber hat keine Zeit 


mehr dazu. Wie aber findet der im Leben 
stehende Ingenieur Gelegenheit, sich auf so- 
lidere Weise, als mit der blamabeln Me- 


thode des Rätselratens, die gewünschten Kennt- 
nisse zu verschaffen? Stunden zu nehmen 
wird er keine Lust haben, denn der Philologe, 
an den er sich wendete, würde wahr- 
scheinlich die Aufgabe am verkehrten Ende 
abundanter Grammatik anfassen, abgesehen da- 
von, daß dieser Weg im Verhältnis zum Zweck 
manchem zu kostspielig sein würde. Nun sollte 
man hoffen, dal geeignete Lehrbücher zum 
Selbstunterricht existierten, die in knappster 
Form nur eben das brächten, was für den in 
Rede stehenden Zweck unerläßlich wäre und vor 
allem ein ausreichendes griechisches Wörterbuch 
enthielten. Ein solches Werkchen gibt es aber 
nicht. Wenigstens versichern das die Buch- 
händler. Für alle modernen Sprachen gibt es 
„Sprachführer‘‘ und dergleichen von verschieden- 
ster Qualität, von denen manche trotz ihrer un- 
verkennbaren Oberflächlichkeit oft gute Dienste 
zu leisten vermögen. Für die alten Sprachen 
solch leichte Ware zu bieten, ist noch niemandem 
eingefallen. Der Phililoge würde es gewiß auch 
als Sünde wider den heiligen Geist des Huma- 
nismus betrachten, wollte er so der gräulichen 
Halbbildung Vorschub leisten und dazu beitragen, 
seine Wissenschaft ihres Nimbus zu entkleiden. 
Es ist aber auch die Frage, ob der Philologe 
der geeignete Mann zur Lösung einer solchen 
Aufgabe wäre. Mindestens müßte er auch für 
die andere Seite dieser Aufgabe: die durch fach- 
männische Sachkenntnis geleitete Behandlungs- 
weise und Begrenzung des Stoffes genügend 
Geschick mitbringen. Dagegen ließe sich viel- 
leicht eher hoffen, daß ein aus dem Gymnasium 
hervorgegangener Ingenieur sich dieser gewiß 
nicht leichten Aufgabe gewachsen zeigen würde. 
Im allgemeinen ist es ja mit den altsprachlichen 
Kenntnissen dieser Herren Kollegen auch nicht 
allzu weit her, wie sie meistens auch unum- 
wunden zugeben, wenn man sie einmal um die 
Verdeutschung eines selteneren griechischen 
Wortes bittet. Hoffen wir, daß trotz der 
Schwierigkeiten ein geeigneter Mann sich finde, 
dieser sehr dankbaren Aufgabe Herr zu werden. 
Einen Verleger würde er gewiß nicht lange zu 
suchen brauchen. Denn man darf nur darauf 
hinweisen, daß es ja nicht die Abiturienten des 
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Realgymnasiums allein sind, denen ein Werkchen 
der gekennzeichneten Art sehr willkommen sein 
würde. 

Zunächst sind ja auch die Abiturienten der 
Oberrealschulen in derselben Lage, wie jene. 
(Die Unkenntnis des Lateinischen, die hier ja 
auch noch besteht, wird wohl kaum so sehr 
empfunden, da ja die Schwierigkeit der fremden 
Lettern nicht besteht, so daß es leicht ist, sich 
die nötigsten Kenntnisse allein aus dem Lexikon 
zu erwerben.) Vor allem denjenigen Abiturienten 
beider Realanstalten, die sich der Medizin, der 
Jurisprudenz und der Theologie zuwenden, von 
denen die Universität ja wohl bestimmte Nach- 
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tragsleistungen im Griechischen verlangt, würde 
ein solches Kompendium sicher willkommen sein. 
Schließlich aber würde auch das große Heer 
unserer nach Bildung strebenden Volksgenossen, 
denen der Besuch einer höheren Schule nicht 
beschieden war, ein solches Hilfsmittel gewiß 
mit Freuden wahrnehmen, um dann in Muße- 
stunden auch solchen Wissenschaften sich zu- 
wenden zu können, denen sonst durch ein paar 
armselige griechische Worte der Siegel des Ge- 
heimnisvollen aufgedrückt war. Und was ist 
bedenklicher: Ehrlich strebende Halbbildung 
zu fördern oder auf die ungebildete Menge mit 
verachtender Ueberhebung hinabzusehen ? 


Hausinschriften. : 
Das Chronogramm, Chronostichon und Chronodistichon im Dienste der bildenden Kunst. . 
Von Stadtbauinspektor W. Wagner in Maınz. m 


Wer wüßte nicht, welche kostbaren Schätze 
vaterländischer Volkspoesie, welche Fülle von 
Moral und Lebensweisheit, derbem Humor und 
feiner Ironie, welche Summe christlicher Fröm- 
migkeit und unerschütterlichem Glauben an die 
Allmacht Gottes und seiner Heiligen sich in den 
Hausinschriften offenbaren, in jenen Kern- 
sprüchen und Verschen, die sich allenthalben 
in Deutschland, in Oesterreich und der Schweiz, 
soweit die deutsche Zunge klingt, teils am 
Aeußern, teils im Innern der Gebäude, an Ge- 
räten und Möbeln vorfinden. Tausende solcher 
Sprüche sind gesammelt und durch den Buch- 
handel der Allgemeinheit zur Kenntnis ge- 
konmen. 

Viel weniger bekannt sind aber eine be- 
stimmte Gattung von Inschriften, nämlich die 
der sog. „Zeitinschriften‘, der Chronogramme, 
Chronostichen und Chronodistichen, die oft 
nicht minder interessanten Inhaltes sind, aber 
nebenbei durch ihre Zeitangabe der Mnemonik 
dienen und dem Kunstforscher und Chronisten 
nicht selten beachtenswerte Winke für die Art 
und Zeit der Entstehung der Werke und die 
Namen ihrer Bildner usw. geben, daher im 
folgenden etwas näher betrachtet werden sollen. 

Im allgemeinen versteht man unter Chrono- 
gramm = Zeitinschrift einen meist in lateinischer 
Sprache abgefaßten Satz, in welchem die darin 
vorkommenden Zahlbuchstaben (IVXLCDM = 
1, 5, 10, 50, 100, 500, 1000) zusammengezählt 
die Jahreszahl derjenigen Begebenheit bilden, 
auf welche die Worte sich bezichen. 

So ist z. B. das Jahr 1572, in welchem die 
fürchterliche Bluthochzeit in Paris (der römischen 
Lutetia) stattfand, bei welcher bekanntlich 2000 
Hugenotten gemordet wurden, in folgendem 
Chronostichon ausgedrückt: 


LVTEIIA MATER NATOS sVos 
DEVORAVIT 
50+5+1+1000+5+500+5+5+1 = 1572). 

Ein ähnliches Chronostichon ist auf den im 
Jahre 1532 zwischen Protestanten und Katho- 
liken in Nürnberg zustande gekommenen Reli- 
gionsfrieden gebildet worden: 


IESVS NAZARENVS REX IVDEoRVM 
(1+5+5+10+1+5+5600+5-+ 10c0 = 1532). 
Noch schöner ist das den Hubertusburger Frie- 
den, den Abschluß des unheilvollen, siebenjähri- 
gen Krieges verherrlichende Chronostichon, 
dessen Zahlbuchstaben die Jahreszahl 1763 — 
Jahr des Friedensschlusses ergeben: 


ASPERA BELLA SILENT: REDIIT BONA 
GRATIA PACIS. O SIT PARTA FORET 
SEMPER IN ORBE QVIES: 


Während diese und ähnliche Chronostichen 
mehr mnemotechnischer Natur sind, insofern sie 
gewisse Begebenheiten der Geschichte durch ge- 
eignete Worte und Zahlbuchstaben dem Ge- 
dächtnis einzuprägen suchen, enthalten die Zeit- 
inschriften auf Werken der bildenden Kunst 
nicht allein die Jahreszahl ihrer Entstehung, son- 
dern nicht selten bemerkenswerte Aufschlüsse 
über die Art der Entstehung und die Person 
des Bildners oder Erbauers derselben. 

So deutet ein Chronostichon über dem 
Hauptportale der Pfarrkirche ad beatam mariam 
virginem in Aschaffenburg, im Jahre 1769 an 
Stelle einer ursprünglichen Anlage aus dem 
Jahre 1016 errichtet, auf die Vorgeschichte der 
Kirche hin: 


Præsens zDIICIVM eErlrarHll LoCo 
Æreproprlo posterls posV lt. 
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Die Zahlbuchstaben sind alle vergoldet und er- 
geben die Zahl 1769. Die fast um dieselbe 
Zeit, wie die Augustinerkirche und die Peters- 
kirche in Mainz, erbaute Kirche hat im Innern 
als einschiffige Hallenkirche mit reichen Decken- 
gemälden viel Aehnlichkeit mit den Mainzer 
Kirchen. 

Auf der Attika der Nordost- und Südwest- 
seite des urkundlich 1752—1754 durch Kurfürst 
Friedrich Karl von Oststein (1743—1703 Kurfürst 
von Mainz) erbauten nordwestlichen Flügels des 
ehemaligen kurfürstlichen Schlosses in Mainz be- 
sagt die Inschrift: 


DEI GRATIA FRIDERICVS CAROLVS 
PRINCEP3 ELECTOR sie] sVISQVE 
sSVCCessorlBVs BIENNIO EREXIT. 


„Durch Gottes Gnade hat Kurfürst Friedrich 
Karl für sich und seine Nachfolger in zwei 
Jahren dies Gebäude errichtet.“ Die Zahlbuch- 
staben, zusammengezählt, ergeben die Jahres- 
zahl 1752. 

Aus einer ähnlichen, aber wesentlich kürze- 
ren Inschrift auf dem Schlußstein des Mittel-Por- 
tales des in den Jahren 1715—1718 von den 
vier Brüdern von Dalberg erbauten „Dalberger- 
hofes“ (seit 1828 Justizgebäude, seit 1910 leer- 
stehend) erfahren wir, daß „die Eintracht der 
Brüder dieses Haus errichtet hat“: 


ConCorDla frarVM ereXlt. (1717. 


Die folgende Inschrift über dem Hausportal 
des Privathauses Christofstr. 11 in Mainz 
enthält zwar kein Chronogramm, soll aber doch 
hier Platz finden, indem gleichfalls darin mit- 
geteilt, „daß brüderliche Eintracht‘ dies Haus 
errichtet hat und der Wunsch enthalten ist, „daß 
die göttliche Vorsehung es erhalten möge!“ 

FRATERNA POSVIT COCORDIA 
DIVINA SERVET PROVIDENTIA! 
Das Haus ist ums Jahr 1740 von den Brüdern 
Bensel von Sternau errichtet worden. 

Hierher gehört auch die Inschrift an dem, 
mit vielem barocken Beiwerk (in der Mitte auf 
erhöhtem Postament die heilige Jungfrau 
Maria, rechts und links die Heiligen St. Quin- 
tin und St. Blasius) versehenen, nach dem ehe- 
maligen Quintinskirchhof an der Schusterstraße 
1752 „Gott und der heiligen Jungfrau zur Ehr’, 
der öffentlichen Straße zur Zier, durch die 
Kirchenfabrik zu St. Quintin aus eigenen Mit- 
teln errichteten Portale“: 


DEI ET BEATAE VIRGINIS HONORI] 
PVBLICE PLATErE DECORI 
FABRICA ECCLESLE BEATI QVINTIN| 
PR.ÜSENS PORTALE FXPENSIS 

PROPRIIS EREXIT. (1752.) 
Der Mehrzahl nach sind diese Zeitinschriften 
in der Antiquaschrift eingemeißelt, die Zahlbuch- 
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staben immer etwas größer, meist doppelt so 
groß, als die andern Buchstaben, und in vielen 
Fällen mit Zinnoberrot ausgestrichen, auch 
manchmal vergoldet, während die kleinen Buch- 
staben einfach schwarz gehalten sind. 


In nächster Nähe der vorgenannten Inschrift 
befindet sich an dem auf einer Rundsäule auf- 
gebauten Erker des im Jahre 1707 errichteten 
ehemals „Zum Storch‘ genannten Privathauses, 
Ecke der Schusterstraße und Betzelsgasse in 
Mainz, eines der kürzesten Chronogramme, die 
mir bis jetzt bekannt geworden sind: 


DoMVs CIConl-E == „Haus zum Storch“. 
(1707.) 
Auf dem Dache stand ehedem ein blecherner 
Storch und im Innern des Hauses über einer 
Kamintür die Jahreszahl 1707. 


Eine ähnliche kurze Inschrift findet sich über 
der Haustür des Hauses Stiftsstr. 5 in Aschaffen- 
burg mit einer etwa fünffach vergrößerten, 
plastischen und vergoldeten Rose in der Fenster- 
brüstung darüber: 


CVRIA AD ROSAM. (1005) 


An dem reichen Barockportal der 1759 er- 
bauten, „Zur Steckelnburg‘‘ benannten, ehemali- 
gen Domkurie am Bischofsplatz in Mainz be- 
findet sich auf einem Bande unterhalb der 
Rokokokartusche die Inschrift: 


zDItlCo Mels et CapltVLo. 
DIICMICIVL = 1759. 


Schr interessant ist auch noch die Inschrift 
im Friese des Hauptportales des 1702 erbauten 
ehemaligen „Wambolter Hofes‘, jetzt Eigentum 
der Familie Lauteren, Emmeransstr. 23 in 
Mainz, mit dem Wunsche: „Friede sei diesem 
Haus, Heil denen, die in ihm leben und 


wohnen“: 
PAX HVIC DoMVI 
SALVS VIVENTIBVS ET HABITANTIBVS 
IN EA. 
XVICDMVILVVIVIVIVI = 1702. 


Auf dem Türsturz des ehedem „Zu den drei 
Mohren‘“ benannten Barockbaues Neutorstr. 3 
besagt die Inschrift: 


MOENO HEC RHENOQVE SECVNDO 
(1710), 


daß Main und Rhein die Errichtung dieses 
Hauses begünstigt haben, insofern aller Wahr- 
scheinlichkeit nach die ehemaligen Erbauer 
Schifferei betrieben und so durch ihr Schiffs- 
handwerk auf Main und Rhein die Mittel zur 
Errichtung des Hauses sich erwarben. Die so- 
wohi über der Haustüre, wie am Sockel der 
Marienfigur an der Hausecke angebrachten 
plastischen Gebilde (Schwan und Anker) deuten 
mit Sicherheit darauf hin. 
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Eine schöne Zeitinschrift über dem Portal 
am Hause Markt 5 in Mainz besagt, daß dieses 
Haus „unter Gottes Schutz, durch der Eltern 
Arbeit, aus Liebe zu den Kindern‘ im Jahre 
1708 errichtet wurde: 

AVsSPICE DEO LABORE PARENTIS PROLIS 
AMORE. 

Ueber der Haustür des Hauses Ecke Herings- 
brunnengasse und Weißlilienstraße bekundet eine 
Inschrift: „Siehe, unter dem Beistand der heil. 
Dreifaltigkeit steh: ich blühend da und werde 
zum Hering genannt“: 

EN, OPE SVb TRIADIS sro FLORIDA 
DICOR ET HALEX. 
VIDILIDDICLX = 1719. 

Unter der Inschrift befindet sich in einer 
schwachen Vertiefung im Stein das vergoldete 
Relief eines Fisches (Hering). 

Eine in der Hofmauer des ehemaligen Karme- 
literklosters in der Bauerngasse rechts vom 
öffentlichen Brünnchen daselbst bis zum vorigen 
Jahre noch eingesetzt gewesene Inschrifttafel gibt 
sogar genau Tag, Monat und Jahr des Beginns 
und der Vollendung des Bauwerkes an: 


InCeplt zDIEICIVM 27fe 
perfeCtVM fVIf haC Ipsa 
Dle 27 Agusti, 


d. h. angefangen am 27. Februar des Jahres 
1710, beendigt den 27. August im Jahre 1713. 
Zwei die gleiche Jahreszahl ergebenden 


Chronogramme an einem und demselben Werk: 


EXtrVXlt DeConlaM 


sanCıl stephanl. (1729.) 
loannes sartor| Vs 

DeCanVs triges|Ma 

aprlLls IVblLar|Vs. (1729.) 


An der Gartenmauer zunächst der Zufahrt zum 
Hause Willigisstr. 2 befand sich in einer zurück- 
tretenden Nische in Hautrelief die Steinigung 
des heil. Stephanus und darüber al fresco die 
Darstellung der heil. Dreifaltigkeit: Gott Vater 
von geflügelten Engelköpfchen umgeben in den 
Wolken erscheinend, links Christus, wie er vom 
Kreuze steigt, das ganze von der Darstellung 
des heil. Geistes überstrahlt und darunter obige 
Inschriften aus dem Jahre 1729. 

Höchst interessant ist auch eine kurze, die 
Baugeschichte . des Hauses andeutende Inschrift 
vom ehemaligen Löhrschen Hause in der Rhein- 
straße in Mainz: 


.ConsVMPTVs DENVO NASCOR. (17153 


„Verzehrt, um wieder neu geboren zu werden.“ 
Sie soll wohl andeuten, daß an genannter Stelle 
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ein Neubau an Stelle eines alten abgängigen 
Hauses errichtet wurde. Merkwürdigerweise 
hatten diese Steine zum zweiten Mal dasselbe 
Schicksal, denn jetzt befinden sie sich an einem 
unfern des ursprünglichen Standortes neu er- 
richteten Hause Rheinstr. 35 ',o- 

In allen bisher aufgeführten Zeitinschriften 
zählten die sämtlichen darin vorkommenden 
Zahlbuchstaben zur Ermittlung der Jahreszahl 
mit — und so muß es auch sein. Eine Zeit- 
inschrift, welche im Kloster Eberbach im Rhein- 
gau auf einer der im Kelterhaus daselbst be- 
findlichen großen Weinkeltern eingeschnitten ist, 
lautet: 


VINVM DELECTAT ET LAETIFICAT 
COR HOMINVM. 


Die großen Zahlbuchstaben, die die Jahreszalıl 
1801 ergeben, sind mit kräftigem Mennigrot, die 
andern Buchstaben mit schwarzer Farbe aus- 
gestrichen; es sind in dieser Inschrift noch 
weitere 10 Zahlbuchstaben, die nicht mitzählen 
sollen. Solche Inschriften herzustellen ist keine 
Kunst, die drei vorausgegangenen Jahrhunderte 
haben es anders gemacht. 

Als Zeitinschriften mehr rein religiösen 
Charakters, die zugleich aber auch die damalige 
Unsicherheit der Zeitverhältnisse charakteri- 
sieren, mögen noch folgende angeführt werden: 


Eine Inschrift unter der Statue des heil. 
Michael an der Ecke des Hauses Fischtorstr. 9, 
nach der Fischergasse zu, „bittet den heil. 
Michael, die Feinde und Straßenräuber ver- 
scheuchen zu wollen‘: 


AngeLe fLeCte Minas Hostls et insiDlas. 


Es ist die einzige hier bekannte Inschrift aus 
dem Jahre 1703, in welcher nicht alle Zahl- 
buchstaben als mitzählend bezeichnet sind. Sie 
wird auch ausgelegt: „Engel, wehre ab die, 
Drohungen und Nachstellungen des bösen Fein- 
des.‘ 

Eine Inschrift ähnlichen Inhaltes unter der 
prächtig modellierten Madonnenstatue an der 
Ecke des Hauses Markt 35 Ecke Seilergasse be- 
findet sich auf einer aufgerollten Schrifttafel: 


Links: CVsTos VIRGO DoMVs FRVSTRA 
ET VIGILANTIA NOSTRA. (1679) 


„Wenn die Jungfrau das Haus beschützt, ist 
unsere Wachsamkeit überflüssig.“ Rechts auf 
der Schrifttafel steht: 


HERMANVS CRAMMER 
CONIVX CATHARINAQVE SCHWINDIN 
HANC STATVAM ET PRÆSENS 
SVRGERE FECIT OPUS. 


„Hermann Crammer und seine Frau Catharine 
Schwindin ließ dieses Standbild und das jetzige 
Haus errichten.“ 
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Auf dem nach dem Höfchen zu sich öffnenden 
Wendeltreppenturm des Hauses Schustergasse 1 
befindet sich auf dem Sockel der in einer Nische 
mit Muschelbaldachin aufgestellten Statue der 
heil. Barbara (bekanntlich Schutzpatronin der 
Artillerie) die Inschrift: 

SANCTA VIRGO BARBARA sls CVsTos 

DoMVSs NOSTRE. (1717.) 
„Heil. Jungfrau Barbara sei Schützerin unseres 
Hauses.‘ 

An der Hausecke des Hauses Betzelsgasse 1, 
dem schönen Renaissance-Erker des alten Gym- 
nasiums gegenüber befindet sich auf der Kon- 
sole des Wandbildes des Papstes Pius V. die 
Inschrift: 


SANCTE PIE QVINTE HAS 
ÆDES TVO FORTI PATROCINIO 
AB IGNE DEFENDE. 


„Heil. Pius V. schütze dieses Haus vor Feuer 
mit deinem starken Schutze.“ 

Ueber der Haustür des Hauses „Zum Engel“, 
Löhrstr. 25, befindet sich unter einem geflügelten 
Engelsköpfchen die Inschrift: 


Mater Creatoris C VstoDI nos. (1707.) 


„Mutter des Schöpfers behüte uns“, und etwas 
weiter unten in der Löhrstraße am Haus Nr. 49 
die Inschrift unter einem Muttergottesbild: 


SaLVe Regina CaLl 
et terre DoMilne. (1708.) 
„Sei gegrüßt, Königin des Himmels und Herrin 
der Erde.“ 

Auch kann hierher gerechnet werden das 
schöne Chronostichon, welches sich unter dem 
Reiterstandbild des heil. Martinus im Westchor 
des Mainzer Domes befindet und den Spruch 
Luc. XIX, 4: „Heil ist diesem Hause geworden“ 
enthält: 


SaLVs DoMVI nVIC faCta est. 


Das 1767 im Auftrage des Domkapitels vom 
Hofschreiner Ludwig Herrmann verfertigte, über- 
aus reich geschnitzte Chorgestühl ist ein 
Meisterwerk der um die Mitte des achtzehnten 
Jahrhunderts in Mainz blühenden Kunst- 
schreinerei; es soll indes damals nur 5000 Gulden 
gekostet haben. i 
Endlich sei noch der hier in der Nähe, am 
zweiten südwestlichen Mittelpfeiler des Domes 
eingelassenen Grabplatte des im Jahre 1673 ver- 
storbenen Erzbischofs Damian Hartard von der 
Leyen mit folgendem Chronodistichon gedacht: 


In CARNE Istra VIDEBO SALVATOREM, 
QVÆ VNA SPES POST FATA SVPER EST. 
ICIVIDLVMVVV = 1678, 
auch das Chronostichon am Sockel der Marien- 


statue in der Nische rechts vom Hauptportal 
der St. Ignazkirche: 
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B.(eate) MARIA SINE LABEA DE. 
CoNnCIPIa. 


mit der Zeitangabe des Jahres 1754. 

An dem Portale des Mitte des achtzehnten 
Jahrhunderts erbauten Kapuzinerklosters, dem 
heutigen Priesterseminar in der Augustinerstraße, 
südlich der Liebfrauenkirche, befindet sich auf 


dem als Agraife ausgebildeten Schlußsteine 
unterhalb einer Madonnenstatue das Chrono- 
gramm: 


HONORI SANCTE MARLE 
DE CoNsoLATIONE. 


ICMIDCLI = 1753. 

Ueber dem Tore, im Hofe des im Jahre 1889 
abgebrannten Brauhauses „Im grünen Waldt“, 
wie auf dem Schlußsteine des Torbogens stand, 
war eine 1,15 m lange, 0,53 m breite und 10 cm 
dieke Inschrifttafel mit folgender Inschrift cinge- 
lassen: 


ILLVsTRI ] 2_ [ BENEFICIO 
=% | CEREVISIE 
ELECTORIS 4 5 = i 
5 == | IVs TECTA 
> 
MacNIFICI | 3 ISTA HABENT. 


ILLVILCIMIICHCICVIIVCI = 1677. 

Die Inschrift, welche zu beiden Seiten des 
prächtig skulptierten Wappens des Kurfürsten 
Damian Hartart von der Ceyen (1675—1678 Kur- 
fürst von Mainz) cingehauen ist, besagt, „daß 
durch die ausgezeichnete Wohltat des Kurfürsten 
diesem Hause das Braurecht (1677) verlichen 
wurde‘. 

Diese Inschrifttafel wurde durch den Ver- 
fasser im Jahre 1883 unfern ihres ehemaligen 
Standortes an der Brüstung des Erkers eines 
durch die Stadt Mainz errichteten Neubaues 
wieder eingesetzt und daneben zugefügt: „Im 
Neubau wieder eingefügt 1883“. 

Den Schluß der lateinischen Zeitinschriften 
möge das vom Hofrat Serger verfaßte Chrono- 
stichon bilden, welches über der Eingangstür 
zu einem im Jahre 1768 durch Baurat Jäger 
im Auftrage des Kurfürsten Emmerich Josef am 
Rheinufer errichteten Krahnen, welcher zweimal 
so viel Lasten zu heben imstande gewesen sein 
soll, als die veralteten Schiffskrahnen, angebracht 
war und lautete: 


PRO CeLerl MerCaVRE EXpeDhlone. 
CLIMCVXDII = 1768. 
„Für die geschwindere Beförderung der Waren.‘ 


Außer den Inschriften in lateinischer Sprache 
hat man um jene Zeiten auch Zeitinschriften in 
deutscher Sprache verfaßt. So ist auf der 
Archivvolte des im Halbkreis geschlossenen 
Renaissanceportales des Hauses Kapuzinerstr. 26 
mit einem prächtigen Engelsköpfchen als Schluß- 
stein in Antiquaschrift in den Stein eingehauen: 


Dipl.-Ing. Vent, 


VNSERN EIN VND AVSGANG 
THVE EVCH o lESV MARIA BEFEHLEN. 
(1683.) 
und unter einem Relief des Hauses Rotekopf- 
gasse 4, die Krönung Mariä in der typischen 
Darstellungsform enthaltend, das die Jahreszahl 

1745 enthaltende Chronodistichon: 


DV HEILIGSTE DREVFALTIGKEIT 


VERVVAHR Das VVohnhaVs aLLEZEIT. 
DVILIDVLIIVVVDVVVLLI = 1745. 


Reichs-Petroleum-Monopol 
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Wer schließlich Lust und Liebe auch heute 
noch an solchen, als überlebt anzuschenden In- 
schriften haben sollte, dem sei folgende, für 
das Jahr 1914 passende, an einem Eigenheim an- 
zubringende Zeitinschrift empfohlen: 


KLEIN ABER MEIN 
EINE KRITIK SCHEV ICH NIT 
DoCH Lass sle sein. 


50 +1 1000 +1=1+1+17100r5717100 
+1+500+100+50+1+1 == 1911.) 


Reichs- Petroleum- Monopol. 
Von Dipl.Ing. Otto Vent, 


Berlin-Wilmersdorf. 


Am 15. Oktober brachte die „Norddeutsche 
Allgemeine Zeitung“ die überraschende Nach- 
richt, daß die Reichsregierung die Einführung 
cines Petroleum-Monopoles beabsichtige. Dieser 
für die deutsche Volkswirtschaft so außerordent- 
lich bedeutungsvolle Plan hat einen 


schworen, der kaum zur Ruhe kommen wird, 
bevor nicht die gesctzgebenden Körperschaften 
— Bundesrat und Reichstag — ihr letztes Wort 
gesprochen haben. 

Eine Schilderung der Situation des deutschen 
Petroleummarktes soll die Leser zu einer besseren 
Beurteilung dieser bedeutungsvollen Angelegenheit 


lebhaften 
Meinungsaustausch aller Interessenten heraufbe- » ziert wird; 


befähigen. Zuerst ist hier die Frage aufzuwerfen, 
welche Mengen von Petroleum in Deutschland ver- 
braucht werden und was für einen Wert diese 
repräsentieren. Es ist bekannt, daß in Deutsch- 
land selbst Petroleum nur in geringen Mengen 


“T (in der Provinz Hannover und im Elsaß) produ- 


obendrein dient dieses vorwiegend 
der Fabrikation von Schmieröl. Infolgedessen 
stellen die Ziffern der deutschen Petroleumein- 
fuhr gleichzeitig auch den Verbrauch im Inland 
dar. Die folgende Tabelle bringt eine Uebersicht 
der Petroleumeinfuhr über die letzten 10 Jahre 
nach den amtlichen Ausweisen, und zwar ist aus- 
schließlich auf gereinigte Ware Bezug genommen. 


Tabelle 1. Petroleumeinfuhr in Deutschland (gereinigtes Petroleum). 
1911. 1910 1909 1908 | 1907 | 1906 1905 1904 1903 1902 
: f | | | ab März 
Menge in | | | | | | | 
Tonnen 952 499 959 336 952 026 l 016 6331 Es 414 676 578 1070252 1076324 1067697 1006 829 
Wert ın | 2 p 


Mill. Mark an 141 55,020 62,950 | 72,173 | 77,919 | 44,435 | 


Die Mengen sind in Tonnen und der Wert in 
Millionen Mark angegeben. Bei den genannten 
Zahlen, die sich lediglich auf gereinigtes Pe- 
troleum beziehen, ist die Ausfuhr infolge ihrer 
Unbedeutenheit nicht berücksichtigt. 

Es zeigt sich also, daß jährlich etwa 50 Milli- 
onen Mark an deutschem Kapital und früher 
noch mehr ins Ausland wandern. Die letzten 
Jahre weisen einen merklichen Rückgang der 
Einfuhr auf, der offenbar dadurch zu erklären 


Tabelle 2. 


67,723 | 81266 $9,510 | 71,671 


ist, daß Gas und besonders Elektrizität — durch 
die Ueberlandzentralen — mit einem energischen 
Vorstoß auf dem Gebiet des Beleuchtungswesens 
vorgedrungen sind. Der Volkswirt muß diesen 
Vorgang mit großer Freude begrüßen, da hier- 
durch viele Millionen Mark dem deutschen 
Nationalvermögen erhalten bleiben, und der 
Hygieniker erblickt besonders in der elektrischen 
Beleuchtung eine Verbesserung in den Lebens- 
bedingungen der Menschen. 


Petroleumproduktion in Deutschland (Rohöl). 


1008 | 1907 1906 | 1905 | 1904 ° 1903 1902 1901 ' 1900 1899 
Menge in l | | | | | | 
Tonnen ‚141900106376 81350 | 78806 83400 , 58402 | 49725 | 44095 50375 17051 
Wert in | i | | | | 
Mill. Mark | 9,942 , 7,056 | 5,036 5,207 | 5,805 4,334 | 3,353 | 2,050 3,726 0,962 
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Zur Vervollständigung des Gesagten bringt 
die voranstehende Tabelle eine Uebersicht über 
die deutsche Petroleumproduktion für die Zeit 
von 1900—1908, und zwar beziehen sich diese 
Zahlen auf die gesamte Gewinnung an Rohöl, 
das, wie erwähnt, nur zum geringsten Teil als 
Leuchtöl verwendet wird. 

Weiter ist es von Interesse zu sehen, auf 
welche Länder der Petroleumimport sich er- 
streckt und wie sich die Mengen auf die ein- 
zelnen Länder verteilen. Es wurden während 
der letzten 5 Jahre an gereinigtem Petroleum 
eingeführt aus: 


Tabelle 3. 
Deutschlands Import an gereinigtem Petroleum 
nach Herkunftsländern in Tonnen. 


Jahr 1911 1910 1909 | 190S 1907 
Vereinigte | | | 
Staaten 742252 787 166 747 749 828 650.813 S2S 
Oesterreich- | 
Ungarn 142 937, 124 664 131 181 131033 81 905 
Rumänien 48631: 42241 31481: 8750 25 696 
Asiat. 


Rußland. 16093, 28155 37779 451S0 72149 


Die Aufstellung lehrt, daß die amerikanische 
Einfuhr die aller anderen Länder um ein Mcehr- 
faches übertrifft. Dieser auf Deutschland ent- 
fallende Betrag des amerikanischen Exportes 
stellt auch einen wesentlichen Teil — etwa 1, — 
des gesamten amerikanischen Petroleumexportes 
dar. Das nach Deutschland gelangende Oel 
stammt zum größten Teil von der Standard 
Oil Co., denn die übrigen von dieser unab- 
hängigen Petroleumunternehmungen verfügen 
nicht über eine auch nur annähernd so ausge- 
delinte Exportorganisation, ebenso fehlt ihnen 
eine eigene Tankdampfer-Flotte, so daß sie 
höhere Frachtkosten haben. 

Der Import an Oel aus Rumänien hat stark 
zugenommen, während cr aus Rußland von 
Jahr zu Jahr bedeutend gesunken ist. Der Grund 
hierfür ist einmal der stärkere Verbrauch des 
Oeles für Heizzwecke im Inland selbst und dann 
eine geringere Produktion. Nicht uaerwähnt 
darf bleiben, daß russisches Oel auf den für 
amerikanisches Oel eingerichteten Lampen nicht 
ohne weiteres zu verwenden ist. Die Liefe- 
rungen von galizischem Oel haben in jüngster 
Zeit auch nachgelassen. 

Eine Untersuchung über die bisherige Art des 
Petroleumvertriebes in Deutschland zeigt, daß 
dieser nur durch drei Unternehmungen oder viel- 


mehr Konzerne erfolgt: die Deutsch-Ameri- 
kanische Petroleum-Gesellschaft, die Deutsche 
Erdöl-Aktien-Gesellschaft und die Deutsche 


Petroleum-Verkaufs-Gesellschaft m. b. H., hinter 
denen als Finanzmächte die Standard Oil Co., die 
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Diskontogesellschaft und die Deutsche Bank 
stehen, 

Die Deutsch-Amerikanische Petroleum-Gesell- 
schaft ist ein Tochterunternehmen der Standard 
Oil Co., mit dem Sitz in Hamburg. Ihr Kapital, 
aus 9 Millionen Mark Aktien und 21 Millionen 
Mark Genußscheinen bestehend, ist vorwiegend 
in amerikanischen Händen. Die Reingewinne des 


Unternehmens betrugen seit dem Jahre 1900: 


Tabelle 4. 


Reingewinne 
der Deutsch- Amerikanischen Petroleum - Gesellschaft. 


1900: M. 2 733 801 1906: M. 1692 975 
1001: „ 3409216 1907: „ 2234871 
1902: „» 2913 798 1908: „ 1792386 
1903: „ 2253525 1909: „ 543240 
1904: „ 823184 1910: » 849907 
1905: „ 905084 1911: »„ 2462 053 
Hierbei wurden außerdem noch beträchtliche 


Rückstellungen gemacht. Als besonders wichtig 
ist hervorzuheben, daß die amerikanische Gesell- 
schaft nicht nur den Großhandel betreibt, sondern 
sie liefert auch durch Tankwagen, die selbst auf 
dem Lande herumfahren, an Detaillisten und in 
jüngerer Zeit durch das sogenannte Kannen- 
geschäft auch direkt an Konsumenten. Vor allem 
das letztere Verfahren hat in Deutschland Miß- 
behagen hervorgerufen, weil durch dieses der 
selbständige Detailhandel in Petroleum allmählich 
ganz ausgeschaltet wird und seine Gewinne 
gleichfalls in die Taschen der Amerikaner fließen. 

Die Deutsche Erdöl-Aktiengesellschaft, mit 
dem Sitz zu Berlin, hat in rascher Folge ihr 
Aktienkapital bis auf 201/, Millionen Mark er- 
höht und wird von der Diskonto-Gesellschaft und 
dem Schaaffhausenschen Bankverein unterstützt. 
Sie repräsentiert einmal fast die gesamte deutsche 
Petroleum-Fabrikation. und hat dann noch er- 
hebliche Interessen in Rumänien und Galizien, 
besonders seit dem sie die Herrschaft über die 
Vertriebsorganisation der galizischen Petroleum- 
Industrie, die Aktiengesellschaft für Oester- 
reichisch-Ungarische Mineralölprodukte in Wien 
(Olex) und deren Tochtergesellschaft in Berlin, 
die Olex G. m. b. H., erlangt hat. Die Gesell- 
schaft zahlte bisher hohe Dividenden, zuletzt 
2300. Diese Gewinne rühren wohl hauptsächlich 
von den inländischen Produkten her, für die sie 
den Weltmarktpreis zuzüglich der ersparten 
Fracht- und Zollkosten erhält. Gerade in 
jüngster Zeit ist eine Annäherung zwischen ihr 
und der Deutsch-Amerikanischen Petroleum-Ge- 
sellschaft erfoigt, die im wesentlichen in einem 
Kontingentierungsübereinkommen besteht. 

Die Deutsche Petroleum-Verkaufs-Gesellschaft 
Berlin, mit einem Aktienkapital von 20 Millionen 
Mark, ist eine Unternehmung der Deutschen 
Bank. Das Hauptinteresse der Gesellschaft kon- 
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zentriert sich auf die Europäische Petroleum 
Union G.m.b.H. und die Steaua Romana. Die 
Union beabsichtigte, als Gegengewicht gegen die 
Amerikaner, die gesamte europäische Petroleum- 
industrie in Rußland, Oesterreich und Rumänien 
unter ihrer Leitung zu vereinigen, doch ist ihr 
dieses nicht gelungen. Die Steaua Romana pro- 
duziert in Rumänien Petroleum und hat ihr 
50 Millionen Francs betragendes Aktien-Kapital 
mit 8 und 90% verzinst. 

Die Verkaufs-Gesellschaft hatte sich in einen 
erbitterten Kampf mit den Amerikanern einge- 
lassen, der ihr in kurzer Zeit einen Verlust von 
2 Millionen Mark brachte, so daß sie sich im 
Jahre 1907 zu einem Friedensschluß gezwungen 
sah. Die ihr von den Amerikanern diktierten 
ungünstigen Friedensbedingungen suchte sie in 
diesem Jahre durch Aufhebung des Vertrages 
abzuschütteln. Der für sie bis jetzt günstig 
verlaufene Rechtsstreit ist allerdings noch nicht 
von der letzten Instanz entschieden. Jedenfalls 
verfolgt sie jetzt die Geschäfte unabhängig und 
selbständig. | 

So ist die Situation auf dem deutschen Petro- 
leummarkt beschaffen, in die jetzt die Reichs- 
regierung unter Durchbrechung der Gewerbe- 
freiheit durch Vorlage eines Gesetzentwurfes 
über ein Petroleum-Monopol eingegriffen hat, 
um zu verhüten, daß später vielleicht das 
Privatmonopol der Amerikaner Deutschland aus- 
beuten könnte. 

Nach den vorangegangenen Schilderungen be- 
darf es keiner besonderen Betonung, daß sich 
der Vorschlag nur auf ein Handelsmonopol er- 
strecken kann, da Deutschland über eine ge- 
nügende Erdöl-Produktion und eine hinreichende 
Raffinerie-Industrie nicht verfügt. Außerdem soll 
das Monopol ausschließlich den Großhandel um- 
fassen, ohne das Detailgeschäft irgendwie zu 
beschränken. 

Die Regierung glaubt, daß es „nicht uner- 
reichbar‘‘ erscheint, den Oelbedarf „zum größten 
Teil“ ohne Inanspruchnahme der Standard Oil 
Co. zu decken, also lediglich aus Oesterreich, 
Rußland und von den unabhängigen, amerika- 
nischen Gesellschaften. Ferner erwartet sie von 
der „geschäftsklugen‘“ Leitung der Standard Oil 
Co., daß diese unter Verzicht auf die bisherige 
Monopolstellung auch weiterhin für Deutschland 
Oel liefern wird. 

Das Monopol soll keine reine Staatsanstalt 
werden, da in diesem Fall eine Geschäftsführung 
durch Beamte nicht zu empfehlen ist, sondern 
es ist eine Aktiengesellschaft unter staatlicher 
Aufsicht gedacht. Als Kapital sind 60 Millionen 
Mark in Aussicht genommen. 10 Millionen Mark 
werden mit fünffacher Stimmberechtigung aus- 
gestattet und verbleiben unter dem Einfluß der 
Behörde, so daß nicht etwa von dritter Seite 
eine Majorität in der Gesellschaft erworben 
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werden kann. Satzungen, Aufsichtsrat und Vor- 
stand bedürfen der Genehmigung des Reichs- 
kanzlerss.. Außerdem übt ein Reichskommissar 
noch einen gewissen Einfluß auf die Verwaltung 
aus. Das Unternehmen stellt also eine neu- 
artige Organisation in der deutschen Volkswirt- 
schaft dar. 


Das Monopol erstreckt sich nur auf Leuchtöl, 
die anderen Mineral-Oele, wie Benzin-, Gas- und 
Schmieröl bleiben dem privaten Handel über- 
lassen. Von den bestehenden Großhandelsfirmen 
sind alle Anlagen und Vorräte entweder nach 
gütlicher Uebereinkunft oder im Wege der Ent- 
eienung zu übernehmen, wobei eine Ent- 
schädigung im vollen Umfang zu erfolgen hat. 


Bezüglich der Verkaufspreise des Oeles wird 
gesagt, daß bei Ueberschreitung einer festge- 
setzten oberen Preisgrenze der Gewinn der Ge- 
sellschaft auf die landesübliche Verzinsung be- 
schränkt bleibt. Je tiefer die Verkaufspreise 
liegen, um so mehr darf die Gesellschaft ver- 
dienen, wodurch eine Verbilligung des Oelpreises 
erzielt werden sol. An dem Gewinn der Ge- 
sellschaft partizipiertt das Reich mit #/, des 
Nettobetrages. 


Ueber die Aussichten des Monopoles sagt 
die Behörde, daß es sich nicht mit Sicherheit 
voraussagen läßt, ob und in welcher Höhe das 
Unternehmen einen Gewinn abwerfen wird. Die 
etwaigen Reichseinnahmen sollen sozial-politischen 
Ausgaben dienen. 


Als erste Voraussetzung für die Durchführung 
des geplanten Handelsmonopoles muß die Be- 
dingung gestellt werden, daß Oel in genügender 
Menge und zu günstigen Preisen zur Verfügung 
steht. Wie die behördliche Veröffentlichung zu- 
gesteht, kann die Monopolgesellschaft ohne Be- 
zug von der Standard Oil Co., gegen die sich 
doch das Monopol richtet, nicht auskommen. 
Wenn aber die Amerikaner auf diese Lieferung, 
die doch nur einen Teil ihres früheren Absatzes 
ausmachen dürfte, verzichten, dann hat Deutsch- 
land einfach nicht genügend Petroleum, und die 
Preise würden leicht eine phantastische Höhe 
erklimmen. Liefern die Amerikaner Oel, aber 
zu höheren Preisen als angenommen, so ist 
trotzdem eine Steigerung des Durchschnitts- 
preises wieder zum Schaden der deutschen Kon- 
sumenten unvermeidlich. Es ist wohl kaum mit 
einer allzugroßen Kulanz der Standard Oil Co. 
zu rechnen, wenn man sie durch das Monopol 
zum größten Teil aus dem deutschen Geschäft 
verdrängen will. 

Ob die bestehenden Unternehmungen für 
den entgehenden Millionen-Gewinn entschädigt 
werden, wird nicht gesagt. 

Muß die Monopolgesellschaft erst eine eigene 
Tankdampfer-Flotte bauen, so kann das Gesetz 
erst später in Kraft treten. 
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Bei dem Anspruch auf t des Gewinnes der 
Monopol-Gesellschaft steht sich das Reich jeden- 
falls besser, als wenn es von einer eigenen 
Reichsanstalt den vollen Gewinn allein genießt. 

Die sozial-politische Verbrämung des Gesetz- 
entwurfes mahnt stark an versüßenden Zucker, 
doch liegt dieser Gesichtspunkt mehr auf poli- 
tischem Gebiet und scheidet somit aus dieser 
wirtschaftlichen Betrachtung aus. 

An den Meinungsaustausch über den Monopol- 
plan schloß sich ein Streit zwischen der 
Deutschen Bank und der Diskonto-Gecsellschaft 
um die Leitung des neuen Unternehmens an, die 
offenbar von der Behörde der Deutschen Bank 
zugesichert war. 

Wie es scheint, ist die Deutsche Bank die 
treibende Kraft des Monopol-Projektes, dessen 
Verwirklichung ihren  Petroleumgesellschaften 
zweifellos Vorteile bringen muß, da sie nach 
dem erfolgten Bruch mit der Standard Oil Co. 
sonst in einen sehr schweren Kampf mit diesem 
übermächtigen und gefährlichen Gegner geraten 
wird, dessen Konzern das enorme Kapital von 
etwa 1300 Millionen Mark vertritt. 

Für die andere Bank dagegen ist der jetzige 
Zustand günstiger, da die Monopol-Gesel'schaft 
der Erdöl-Gesellschaft wohl nicht die hohen 
Preise zubilligen wird, die diese bisher für das 
selbstproduzierte Oel erhalten hat. 

Da sich auch andere Banken gegen das Mono- 
pol ausgesprochen haben, von dem sie sich 
keinen Erfolg versprechen, werden außer der 
Diskonto-Gesellschaft auch die Dresdner Bank, 
der Schaaffhausensche Bankverein und das Bank- 
haus Bleichröder dem neuen Unternehmen ihre 
Mitwirkung versagen. 


Aus Cer Rechtsprechung 


Daß die Standard Oil Co. und die Deutsch- 
Amerikanische Petroleum-Gesel'schait den Mono- 
polplan bekämpfen, ist gewiß begreiflich. Sie 
beschweren sich in einer Flugschrift, daß von 
seiten des Reiches eine Verständigung mit ihr 
überhaupt nicht einmal versucht worden sei. 
Gegenüber der mit angeblich 21 Pf. pro Liter in 
Aussicht genommenen oberen Preisgrenze weist 
sie darauf hin, daß der Durchschnittspreis ihres 
Petroleums während der Jahre 1593 bis 1911 nur 
15,94 Pf. betragen habe. 


Hierbei wird der Punkt berührt, der eigent- 
lich als der wichtigste vor alle Sonderinteressen 
der einzelnen Gruppen in den Vordergrund zu 
rücken ist, nämlich wie hoch wird in Zukunft 
der Petroleumpreis bemessen sein, denn hier ist 
das ganze deutsche Volk interessiert. Leider ist 
bisher darüber am wenigsten bekannt geworden, 
und voraussichtlich wird man Genaueres erst 
mit der Veröffentlichung des Gesetzentwurfes 
hören. 


Jedenfalls ist ais Hauptforderung der Milli- 
onen Konsumenten zu beachten, daß eine Ver- 
teuerung des Petroleums durch das Monopol 
keinesfalls eintreten darf. Andernfalls würde ja 
auch die grundlegende Idee des Monopol- 
gedankens, der befürchteten Verteuerung des 
Ocles durch das Privatmonopol der Amerikaner 
vorzubeugen, nicht erreicht werden. Die Situ- 
ation ist also äußerst schwierig, und man kann 
nur hoffen, daß es der Reichsregierung gelingen 
möge, eine allseits befriedigende Lösung zu 
finden, da sonst wirtschaftliche Schäden, sowie 
Spott für die deutsche Volkswirtschaft und die 
deutsche Politik unausbleiblich sind. 


Aus der Rechtsprechung. 


Die Bestimmung eines Dienstvertrags, durch 
die sich der Angestellte unter Verpfändung 
seines Ehrenworts einem Wettbewerbsverbote 
unterwirft, verstößt gegen die guten Sitten und 
macht das ganze Verbot nichtig. 


In Anstellungsverträgen der Gewerbeunter- 
nehmer mit Technikern findet sich bisweilen die 
Bestimmung, daß der Angestellte unter gleich- 
zeitirer Verpfändung seines Ehren- 
worts die Wahrung der Geschäftsreheimnisse 
und den Nichteintritt in eine Konkurrenzfabrik 
nach seinem Dienstaustritt auf bestimmte Zeit 
unter Vereinbarung einer Konventionalstrafe für 
den Fall der Zuwiderhandlung verspricht. Eine 
solche Bestimmung entspricht nicht dem sitt- 


lichen Bewußtsein der Allgemeinheit, sondern 
verstößt gegen die guten Sitten und macht das 
ganze Wettbewerbsverbot nichtig. 

Die Ehre bildet eben als ideales Gut einen 
Teil des Persönlichkeitsrechts des Menschen und 
eine Grundlage seiner Existenz. Sie kann des- 
halb in vermögensrechtlicher Beziehung nicht 
olıne weiteres zu Gunsten eines anderen, sondern 
nur dann verwendet werden, wenn ideale oder 
persönliche Momente die Verpfändung des 
Ehrenworts rechtfertigen. Sonst würden keine 
vergleichbaren Werte in Betracht kommen. 


Diesen Grundsatz vertritt auch das Reichs- 
gericht insbesondere in Fällen, wo es sich um 
Anstellungsverträge handelt, die eine Bestimmung 
des oben bezeichneten Inhalts enthalten. Es er- 
klärt solehe Wettbewerbsverbote, die mit Ver- 
pfändung des Ehrenworts eingegangen werden, 
reeelmäßig für nichtig. So auch neuerdings 


Aus der Rechtsprechung 


in seiner Entscheidung vom 1. November 19111), 
der folgender Fall zugrunde liegt. 


Der Kläger war laut Vertrag vom Dezember 
1904 als Chemiker bei der Beklagten, die eine 
Zelluloidfabrik betreibt, angestellt. Er hatte u.a. 
in diesem Vertrage bei einer Konventionalstrafe 
von 20000 Mark für den Fall des vorsätzlichen 
Zuwiderhandelns und unter Verpfändung seines 
Ehrenworts die Verpflichtung übernommen, 


„alles, was ihm von den Einrichtungen und 
Geschäften der Prinzipalin bekannt wird, insbe- 
sondere Fabrikationsmethoden, Absatzgebiete 
usw. streng geheim zu halten, und fünf Jahre 
lang nach seinem Austritte aus der Fabrik, 
gleichviel aus welchen Grunde und von 
welcher Seite dieser veranlaßt sei, in Keine 
mit der Prinzipalin konkurrierende Fabrik 
Deutschlands, Frankreichs, Englands, Oester- 
reich-Ungarns, Belgiens und der Schweiz einzu- 
treten, sich weder direkt noch indirekt an 
einer solchen zu beteiligen, noch als Rat- 
geber mit einer solchen in Verbindung zu 
treten.“ 


Der Kläger schied im April 1908 aus seiner 
Stellung bei der Beklagten aus und erkannte 
brieflich das Fortbestehen der Karenzverpflich- 
tungen an. 


Mit der Behauptung, daß die vorstehend 
wiedergegebene Vertragsbestimmung gegen die 
guten Sitten verstoße, hat er darauf Klage mit 
dem Antrage erhoben, festzustellen, daß die Ver- 
tragsbestimmung nichtig, er also daran nicht 
gebunden sei. Die Vorinstanz hatte die Klage 
abgewiesen. Das Reichsgericht gibt ihr statt 
und verurteilt dem Klagantrage gemäß. 


Es führt u. a. aus: 


Es sei an den in den früheren Urteilen?) 
ausgesprochenen Grundsätzen festzuhalten, nach 
denen regelmäßig die Bindung durch Ehrenwort 
unzulässig sei. Ob dies anders sein würde, wenn 
der Kläger eine besondere Vertrauensstellung 
bekleidet hätte, könnte dahingestellt bleiben. 
Denn der Kläger sei nur als Anfänger und Neu- 
ling zunächst mit 2400 M., zuletzt mit 3000 M. 
Gehalt angestellt gewesen und hätte eine solche 
Vertrauensstellung nicht gehabt. Seine Pflicht 
zur Geheimhaltung habe sich nach dem Vertrage 
auch nicht auf bestimmte der anvertrauten 
Sachen, sondern auf alles erstreckt, was ihm 
bekannt geworden sei, so daß er fortwährend 
Gefahr gelaufen sei, aus geringfügigen Anlässen 
des Bruchs seines Ehrenworts geziehen zu 
werden. 

Die Ungültigkeit der Bindung auf Ehrenwort 
habe auch die Ungültigkeit des Konkurrenzver- 


I) Deutsche Juristen-Zeitung 1912, Spruchbeilage Nr. 4, S. 281 
und 232. 

2) Entsch. d. Reichsger. in Zivilsachen, 
Bd. 74, S. 332 fg. 


Bd. 68, S. 229 fg., 
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bots zur Folge. Ebenso sei die Anerkennung 
der Pflichten durch den Kläger bei seinem Aus- 
tritte aus der Stellung bei der Beklagten nach 
8 138 BGB. nichtig. Denn sie verstoße aus 
denselben Gründen gegen die guten Sitten, wie 
die Uebernahme der Pflichten unter Verpfändunz 
des Ehrenworts. 


Macht sich der Bezugsberechtigte, dem der 
Kraftstrom vertragsmäßig nur zur Bewegung 
von Maschinen seitens des Elektrizitätswerks ge- 
liefert wird, strafbar, wenn er den Kraftsirom 
zu Beleuchtungszwecken benutzt?!) 

Im 8 1 des Gesetzes, betreffend die Be- 
strafung der Entziehung elektrischer Arbeit, vom 
9. April 1900 heißt es: 

„Wer einer elektrischen Anlage oder Ein- 


richtung fremde elektrische Arbeit mittels 
eines Leiters entzieht, der zur ordnungs- 


mäßigen Entnahme von Arbeit aus der Anlage 
oder Einrichtung nicht bestimmt ist, wird, 
wenn er die Handlung in der Absicht begcht, 
die elektrische Arbeit sich rechtswidrig zu- 
zueignen, .. . bestraft.“ 
Das Reichsgericht hat diese Strafbestimmung ir 
seiner Entscheidung vom 23. Oktober 1911 zur 
Anwendung gebracht. Es lag folgender Fall 
vor: 

Das Elektrizitätswerk D. liefert auf Grund 
eines mit Josef H., dem Vater des Angeklagten, 
geschlossenen Vertrags für dessen Anwesen elek- 
trische Kraft in zwei verschiedenen, von ein- 
ander unabhängigen und getrennten Anlagen. 
Die eine der Anlagen dient ausschließlich zır 
Beleuchtungszwecken, die andere — Kraitstrom- 
anlage — zur Bewegung von Maschinen, die in 
Werkstätten aufgestellt sind und zu deren Be- 
triebe die Kraft der Anlage durch bestimmte 
Leiter entnommen wird. Durch einen beson- 
deren Messer wird für beide Anlagen getrennt 
der Stromverbrauch zum Zwecke der Preisbe- 
rechnung ermittelt. Der Preis der zu Beleuch- 
tungszwecken verwendeten Kraft übersteigt er- 
heblich den Preis, der für die Abgabe von Kraft 
aus der Kraftstromanlage vertragsmäßie be- 
stimmt ist. 

Der im väterlichen Geschäfte tätige Ange- 
klagte hatte — wenn auch ohne Wissen des 
Vaters, so doch im Vertrauen auf dessen Zu- 
stimmung — längere Zeit hindurch zur Beleuch- 
tung der Drechslerwerkstätte durch Anbringung 
von Leitungsdrähten eine elektrische Lampe an 
die Kraftstromanlage angeschlossen und aus 
dieser gespeist. Die hierdurch auf die Dauer 
der Beleuchtung bewirkte Abschwächung der 
elektrischen Spannung ist durch den Messer der 


1) Entnommen aus Entsch. d. Reichsg. in Strafsachen, Bd. 45, 
S. 230 fg. 
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Kraftstromanlage vermerkt worden, weil die Ab- 
leitung hinter dem Messer, nicht mit dessen 
Umgehung, angebracht worden war. Der Vater 
des Angeklagten hatte die auf diese Weise ver- 
wendete Kraft zu dem Preise vergütet, der für 
die bestimmungsgemäße Verwendung zum Ma- 
schinenbetrieb hätte entrichtet werden müssen, 
also zu einem niedrigeren Preise als dem, zu 
dem er die Kraft zu Beleuchtungszwecken aus 
der zweiten Anlage hätte beziehen können. 

Das Reichsgericht hält den Tatbestand des 
S 1 des bezeichneten Gesetzes für gegeben. Es 
nimmt insbesondere an, daß in dem vorliegenden 
Falle fremde elektrische Kraft entzogen 
worden ist. Es führt hierzu aus: 

Ueber den Umfang des Rechts zur Verwen- 
Jung des in der Anlage unterhaltenen elek- 
trischen Stroms können zwischen dem Lieferer 
und dem Abnehmer Abmachungen getroffen 
werden. Ermächtigt der Vertrag den Abnehmer 
ohne jede Beschränkung, aus der Anlage Kraft 
zu entnehmen, sofern und soweit der Verbrauch 
durch den Zähler festgestellt wird, so ist der 
Abnehmer auch nicht in der Art des Ver- 
brauchs und hinsichtlich der Stelle, wo dieser 
erfolgt, eingeschränkt. Behält sich aber der 
Lieferer die Verfügung über die Abgabe des 
Stromes vor, gestattet er nicht vorbehaltlos den 
Verbrauch der Kraft, sondern vereinbart er, daß 
nur eine bestimmte Art der Verwendung mittels 
bestimmter Leiter erfolgen darf, so ist der Ab- 
nehmer nicht befugt, der Anlage an irgend einer 
Stelle Kraft zu anderen Zwecken oder in anderer 
Weise zu entziehen. Jede Ueberschreitung der 
vereinbarten Verfügungsberechtigung stellt einen 
Eingriff des Abnehmers in das Recht des 
Lieferers der Kraft dar. Außerhalb der Grenzen 
der von dem Rechte des Lieferers abgeleiteten 
Verfügungsberechtigung des Abnehmers ist des- 
halb die Kraft auch für den Abnehmer fremd 
und auch er wird strafbar, sobald er mittels 
eines nicht zur ordnungsmäßigen Entnahme be- 
stimmten Leiters Kraft verbraucht. 


' Berufs- und Standesfragen. : 


Reinliche Scheidung zwischen Akademikern und 
Nichtakademikern. 

Den Diplom-Ingenieuren wird es vielfach ver- 
dacht, daß sie auf Grund ihrer abgeschlossenen 
Hochschulbildung gewisse Ansprüche erheben 
und verlangen, daß im bürgerlichen und wirt- 
schaftlichen Leben ihrem akademischen Stande 
Rechnung getragen werde. Daß diese selbst- 
verständliche Forderung auch von anderen Be- 
rufsständen erhoben wird, zeigt ein Beschluß 
der 37. Delegierten-Konierenz der Provinzialver- 


Berufs- und Standesfragen — Sozialpolitik 


eine akademisch gebildeter Lehrer Preußens vom 
6. Oktober d. J. Als Protest gegen die Ein- 
stellung unzureichend vorgebildeter Mittelschul- 
lehrer an höheren Lehranstalten wurde folgende 
Resolution gefaßt: 

„Angesichts der Tatsache, daß an den könig- 
lichen höheren Lehranstalten freiwerdende Ober- 
lehrerstellen mit zwar für diesen Zweck unzu- 
reichend vorgebildeten, aber billigeren Mittel- 
schullehrern etatsmäßig besetzt werden 
müssen, obwohl zahlreiche wissenschaftlich und 
pädagogisch vollbefähigte Akademiker zur 
Verfügung stehen, angesichts ferner der tiefen 
Erregung, die im gesamten höheren Lehrerstande 
darüber herrscht, daß von allen höheren Be- 
amtenkategorien einzig und allein in unserem 
Stande die Schranken zwischen Akademikern und 
Nichtakademikern mehr und mehr beseitigt 
werden, erklärt die Delegierten-Konferenz mit 
allem Nachdruck, daß sie nach wie vor die 
schwersten Bedenken gegen jede ver- 
mehrte Anstellung von Mittelschullehrern auf der 
Unterstufe höherer Lehranstalten trägt. Sie will 
die Einheitlichkeit der Kollegien, des Unterrichts 
und der Erziehung gewahrt und die höheren 
Schulen als solche erhalten wissen. Vorderhand 
erwartet sie, daß die Mittelschullehrer lediglich 
innerhalb der durch den Ministerialerlaß vom 
6. Dezember 1909 gezogenen Grenzen mit wissen- 
schaftlichem Unterricht beschäftigt werden.“ 

Leider ist der preußische Oberlehrerstand 
nicht der einzige, der in freiem Wettbewerb 
mit Nichtakademikern steht, auch wir Diplom- 
Ingenieure haben unter ähnlichen Verhält- 
nissen schwer zu leiden. Mehr als jedem 
anderen Stande ist uns daher die Resolution der 
Delegierten -Konferenz begreiflih, und wir 
können deshalb den Oberlehrern nur vollen Er- 
folg in ihrem Vorgehen wünschen. 


Sozialpolitik. 


Das Eisenbahnministerium gegen den Bund der 
technisch-industriellen Beamten und den deutschen 
Techniker-Verband. 


Der Eisenbahnminister hat an alle Eisenbahn- 
direktionen ein geheimes Rundschreiben ver- 
sandt, das folgenden Wortlaut hat: 

„Der Bund der technisch-indu- 
striellen Beamten verfolgt nach seinen 
Satzungen den Zweck, die sozialen und wirt- 
schaftlichen Interessen seiner Mitglieder zu 
wahren und zu fördern; insbesondere will er 
unter Besserung ihrer rechtlichen Verhältnisse 
ihrer Arbeit eine angemessene Entlohnung 
sichern. Zur Erreichung dieses Zieles sind nach 
den Satzungen in erster Linie die Mittel der ge- 
werkschaftlichen Selbsthilfe anzuwenden, und der 


Aus Vereinen und Kongressen 


Bund nimmt für sich das Recht in Anspruch, 
seine Forderungen nötigenfalls durch gemein- 
same Arbeitseinstellung seiner Mitglieder zu er- 
zwingen. Der Deutsche Techniker- 
Verband hat auf seinem letzten Verbands- 
tage in Köln in seinen neuen Satzungen ebenso 
wie der Bund der technisch-industriellen Be- 
amten das Kraftmittel des Streiks als berech- 
tigtes Mittel zur Durchsetzung seiner Forde- 
rungen in Aussicht genommen, wie das aus den 
Satzungen in Verbindung mit den vom Verbands- 
tage angenommenen Leitsätzen klar hervorgeht, 
und sich damit in seinen Bestrebungen und Zielen 
dem Bunde gleichgestellt. Nach den Grundsätzen 
der Staatseisenbahnverwaltung ist demgemäß so- 
wohl der Bund als auch der Deutsche Techniker- 
verband als ordnungsfeindlich anzusehen. 
Es kann daher nicht geduldet werden, daß 
Eisenbahnbedienstete, zu denen auch die tech- 
nischen Hilfskräfte gehören, den vorbezeichneten 
beiden Organisationen als Mitglieder angehören, 
solange der Vorbehalt gemeinsamer Arbeitsein- 
stellung auf sie anwendbar ist.“ 

Mit diesem Anschreiben ist ein Fragebogen 
verbunden, auf dem die Angestellten anzugeben 
haben, ob sie einer der beiden Organisationen 
angehören. Daran ist von der Eisenbahndirektion 
die Aufforderung geknüpft, innerhalb zweier 
Monate den Austritt aus der Organisation zu 
vollziehen, widrigenfalls unwiderruflich die 
Dienstentlassung erfolge. 

Gleichzeitig gebietet ein nceuerlicher Erlaß des 
Ministers, die Angestellten schon vor ihrer An- 
stellung darauf aufmerksam zu machen, daß sie 
keinem Verbande angehören dürfen, der das 
Streikrecht als ein notwendiges Kampfmittel be- 
trachtet. 

Sehr zu unrecht werden diese ministeriellen 
Verfügungen von den linksstehenden politischen 
Parteien als ein Verstoß gegen die gesetzlich 
gewährleistete Koalitionsfreiheit angesehen. Die 
Behörde hat nicht nur das Recht, sondern auch 
die Pflicht, die Interessen der Allgemeinheit zu 
wahren, und sie darf es nicht dulden, daß wegen 
persönlicher Vorteile einer kleinen Minderheit 
die wichtigsten nationalen und volkswirtschaft- 
lichen Interessen aufs Spiel gesetzt werden. 
Welch unabsehbare schädliche Folgen aber ein 
Streik der Eisenbahnbeamten nach sich ziehen 
könnte, dürfte jedem Einsichtigen ohne weiteres 
klar sein, 


>< Aus Vereinen und Kongressen. : 


Technisches Komite und Handelskammer Saar- 
brücken. 

Die Ortsgruppe Saar und Pfalz des Tech- 

nischen Komites e. V. sandte der Handelskammer 
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Saarbrücken, wie wir Nr. 45 der Südwest- 
deutschen Wirtschaftszeitung entnehmen, folgen- 
des gedrucktes Schreiben: 


„Den sehr geehrten Behörden, Werksver- 
waltungen und Vereinen im Saargebiet und der 
Pfalz beehren wir uns folgendes zur gefl. Er- 
wägung und mit der sehr ergebenen Bitte um 
geneigte Stellungnahme vorzutragen: 


1. Die Ortsgruppe Saar und Pfalz des Tech- 
nischen Komites e. V. beabsichtigt in Saar- 
brücken staatswissenschaftliche und technisch-- 
wirtschaftliche Fortbildungskurse zu veranstalten. 
Diese Vorträge sollen während der akademischen 
Ferien stattfinden, von der Einführung in die 
Volkswirtsschaftsiehre und die Staatswissen- 
schaften ausgehen und zur Praxis überleiten. 
Je ein Kursus soll im Herbst und zu Ostern ab- 
gehalten werden. Der Besuch soll jedermann 
gegen Lösung einer Hörerkarte freistehen, die: 
Beamten der Behörden und Werksverwaltungen: 
sowie die Mitglieder der beteiligten Vereine er- 
halten Vorzugspreise. Im Bedarfsfalle und bei 
genügendem Zuspruch sollen diese Vorträge als 
Unterbau für die dauernde Einrichtung von aka- 
demischen Kursen überhaupt ausgestaltet werden. 


2. Die Ortsgruppe Saar und Pfalz des Tech- 
nischen Komites e. V. empfindet es als einen. 
bedauerlichen Mangel, daß die technischen Bi- 
bliotheken sich nur in der Reichshauptstadt und 
den Hochschulstädten ansammeln und daher zu 
einem ersprießlichen Gebrauch nur den Ein- 
wohnern der betreffenden Städte dienen, daß 
ferner die einzelnen Behörden, Werksverwaltun- 
gen und Vereine in der Provinz ihre Kräfte 
durch mehr oder weniger kleinere, eigene 
Büchereien zersplittern. Auf diese Weise ist 
es den Bewohnern der meisten Provinzialstädte 
sehr erschwert, wissenschaftlich zu arbeiten oder 
sich auf Spezialgebieten ausführlich zu unter- 
richten und weiterzubilden. Die genannte Ver- 
einizung will daher in allen größeren Städten- 
ein geschlossenes Zusammengehen der Behörden 
und Werksverwaltungen sowie der Vereine 
höherer Techniker anregen. Für das Saargebict 
und die Pfalz wird in diesem Sinne vorge- 
schlagen, die vorhandenen bzw. abzugebenden: 
Bestände an technischen Werken unter gemein- 
same Verwaltung zu nchmen und hiermit auch. 
die Auslagerstelle der Patentschriften und cin 
technisches Auskunftsamt zu verbinden. 


Die Vorrechte der bereits über eine eigene 
Bücherei verfügenden Behörden, Werksverwal-- 
fungen und Vereine müssen durch besondere 
Vergünstigungen dieser bzw. erhöhte Zahlungen 
der anderen Betciligten entsprechend abgefun- 
den werden. Nach Eingang der Antworten auf 
dieses Rundschreiben soll eine Versammlung zur 
gemeinsamen Aussprache über die weiteren Ein-: 
zelheiten einberufen werden.“ 
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Auf diese Anregung erfolgte seitens der Saar- 
brücker Handelskammer, die bereits früher zwei- 
mal Vorlesungswochen veranstaltet hatte, eine 
Absage, da infolge starker Inanspruchnahme der 
gesamten Industrie eine genügende Beteiligung 
aus den Kreisen der Ingenieure und Kaufleute 
nicht zu erwarten sei. 


Hochschulnachrichten. 


Technische Hochschule Braunschweig. 


Dr. Ulrich Söhle aus Halle a. S. ist bis 
auf weiteres als Privatdozent für Lagerstätten- 
lehre an der hiesigen Hochschule zugelassen. 

Dr. phil. Arthur Raymann, Braun- 
schweig, ist bis auf weiteres als Lektor für 
italienische und spanische Sprache an der hiesigen 
Hochschule zugelassen. 


Technische Hochschule Danzig. 

Beim Lehrkörper und in dem Verlesungsver- 
zeichnis sind mit Beginn des Wintersemesters 
1912 13 folgende Veränderungen eingetreten: 

Der Geheime Baurat Professor Breidsprecher, 
Dozent für Eisenbahnwesen, gab mit Schluß des 
Sommersemesters seine Lehrtätigkeit auf. Der 
Lehrstuhl bleibt vorläufig für das Winter- 
semester 1912 13 unbesetzt. Die von ihm bisher 
abgehaltenen Vorlesungen über „Verkehrswesen, 
Eisenbahnverwaltung, Betrieb und Tarife* — 
„Eisenbahnoberbau*  —  „Eisenbahnhochbau‘ 
falhen aus. Die Uecbungen im „Eisenbahnbau“ 
(1 Stunde wöchentlich) werden von Professor 
Tr.=\ug. Oder vertretungsweise abgehalten. Die 
Vorlesung „Elemente des Wasser-, Wege-, 
Brücken- und Maschinenbaues“ wird von dem 
Tipl.: ing. Leske (Assistent des Prof. Kolnke) 
vertretungsweise abgehalten. 

Rektor und Senat haben dem Geheimen 
Baurat Professor Breidsprecher 
unterm 29, Oktober dieses Jahres auf Antrag 
der Abteilung für Bauingenieurwesen in Aner- 
kennung der hervorragenden Verdienste, die er 
sich um die Förderung technischer Wissenschaften 
als schaffender und verwaltender Ingenieur, als 
erfolgreicher akademischer Lehrer und als 
Schöpfer einer neuen Güterwagenform zur Er- 
leichterung des internationalen Verkehrs er- 
worben hat, die Würde eines Doktor-Ingenieur 
„ehrenhalber‘“ verliehen. 

Am 16. Juli 1912 habilitierte sich Tr.-\ng. Fritz 
Horn als Privatdozent in der Abteilung für 
Schiff- und Schiffsmaschinenbau für das Lehr- 
gebiet „Schwingungserscheinungen im Schiffbau“. 
Für das Wintersemester ist eine zweistündige 
Vorlesung angekündigt. 


Hockschulnachrichten 


Am 30. September 1912 habilitierte sich Dr. 
phil. M. Claasz als Privatdozent für Chemie. Für 
das Wintersemester 1912/13 ist eine einstündige 
Vorlesung über „Prüfungsmethoden des deut- 
schen Arzencibuches“ vorgesehen. 


Die Lehrtätigkeit der Privatdozenten Dr. 
Carl Mollwo für Nationalökonomie und Dr. 
Bruno Strasser für Physik ist mit Beginn des 
Wintersemesters auf Grund des $ 17 der Habili- 
tationsordnung erloschen. 


Technische Hochschule Darmstadt. 


Dein Dr. Fritz Limmer zu Darmstadt wurde 
die venia legendi für angewandte und wissen- 
schaftliche Photographie erteilt. 


Technische Hochschule Hannover. 

Dr. W. Salomon, Professor für Geologie an 
der Universität Heidelberg, hat einen Ruf an die 
Technische Hochschule in Hannover als Nach- 
folger von Prof. Stille abgelehnt. Nunmehr hat 
Prof. Dr. Otto Erdmannsdörffer, Pri- 
vatdozent an der Universität Berlin und Bezirks- 
geologe bei der Kgl. Geologischen Landesanstalt, 
einen Ruf nach Hannover anrenommen. 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Dresden. 


Ucber das Verhalten des Wismuts 
bei der Kupferraffination, von Tip!.- 
ang. Raymond Goebel aus Namur. Robert 
Noske, Borna-Leipzig 1912. 


Der Nutzen der Gegengewichtein 
den Rädern der Dampflokomotiven 
und der vollständige Ausgleich der 
Triebwerkmassen mit besonderer 
Berücksichtigung der neueren 
Schnellzuglokomotiven, von Kgl. Bau- 
amtmann Georg Pfaff aus Dresden. Robert 
Noske, Borna-Leipzig 1912. 


Technische Hochschule Hannover. 


Die Benzovlierung der Zellulose, 
von Tipl-\ng. Friedrich Klein aus Darmstadt. 
Thomas & Hubert, Weida i. Th. 1912. 


Ueber Condensationsprodukte 
des B-Phenyläthylformamids und 
des h-Piperonylformamids, von ®ipl.- 
„ng. Paul Becker aus Nordhausen. Osterwald, 
Hannover 1912. 


Ueber die Bildungstemperaturen 
des Kalziumkarbids, von Tipl.-Ing. Max 
Greeff aus Bonn a. Rh. Carl Georgi, Universi- 
täts-Buchdruckerei und Verlag 1912. 

Ueber Knickfestigkeit. Die Euler- 
sche Formel für die Knickkraft 
bei Zugrundelegung verschiedener 
Dehnungsgesetze, von Tipl-\ug. Fritz 


Literatur 


Rabbow aus Posen. 
schweig 1912. 


Ueber die Synthese der Mucon- 
säure aus Glyoxalnatriumbisulfit 
und Malonsäure, von Tipl.-\ng. Gerhard 
ten Doornkaat Koolman aus Norden i. Ostfrsld. 
Vereinsbuchdruckerei Hannover 1912. 


Joh. Heinr. Meyer, Braun- 


Die Herstellung des Blattmetalls 
in Altertum und Neuzeit (Technologisch- 
historische Abhandlung), von Regierungsrat 
Wilh. Theobald aus Homburg (Prov. Hessen- 
Nassau). Gebrüder Grunert, Berlin. 

Ueber Schaltvorgänge bei elek- 
trischen Maschinen und Apparaten, 
von W. Linke. Jul. Springer, Berlin 1912. 

Ueber die Stuckbilder an den Ge- 
wölben des Posener Rathauses, von 
rsg. Hans Wispler, Reg.-Baumstr. Oskar 
Eulitz’ Verlag, Lissa i. P. 1912. 


Technische Hochschule Karlsruhe i. B. 


Beitrag zur Theorie und Unter- 
suchung der Ferrarismeßgeräte, von 


Emil Wirz. Jul. Springer, Berlin 1912. 
Technische Hochschule München. 
Ueber partielle Verseifung von 


Triglyceride, von Tipl.-\ng. Paul Müller. 

Die Theorie des Drehstrom- 
Kollektor-Nebenschlußmotors mit 
getrennter Erreger- und Kompensa- 
tionswicklung, von Tipl-\ng. Franz 


Hillebrand. Julius Springer, Berlin 1912. 


| a Literatur. | : 


Buchbesprechungen. 
Starkstromtechnik. Taschenbuch für Elektro- 
techniker. Herausgegeben von E. von Rziha 


und J. Seidener. 1299 Seiten in kl. 8°, 1239 Ab- 
bildungen. Verlag von: Wilhelm Ernst 
u. Sohn. Zweite, neubearbeitete Auflage. 
Berlin 1912. Preis: geh. 20 M., geb. 21 M. 


Wie im Vorwort der Neuauflage erwāhnt 


wird, war es in erster Linie die wohlwollende 
Aufnahme bzw. Kritik der „Starkstromtechnik“ 
vom Jahre 1909, welche die Herausgeber bewog, 
nicht nur bereits nach drei Jahren eine zweite Auf- 
lage erscheinen zu lassen, sondern dieselbe auch er- 
heblich umzuarbeiten und auszugestalten. Es 
ist dies eine dankbare Aufgabe, denn als Ergän- 
zung zu altbekannten und bewährten Hand- 
büchern braucht der Elektroingenieur in Bureau 
und Prüffeld ein Werk, das ihm ausführlicheren 
Rat .in allen Fragen seiner Spezialwissenschaft 
gibt, als jene es vermögen. 

Um diesem Ziel möglichst nahe zu kommen, 
haben die Herausgeber neben ihren alten Mit- 
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arbeitern noch weitere, bewährte Theoretiker 
und Praktiker gewonnen für die teilweise sehr 
wertvollen neuen Abschnitte: Regler und An- 
lasser, Schaltapparate, Elektrische Beleuchtung 
von Eisenbahnwagen und den abgetrennten Ab- 
schnitt Schiffsanlagen. 

Die Kapitel der ersten Auflage „Allgemeines“, 
„Magnetische und Elektrische Grundgesetze‘, 
„Messungen“, „Zentralen“, ,„Wasserkraftanla- 
gen“, ,„Wärmekraftanlagen“, „Dynamomaschi- 
nen‘, „Leitungen“ „Beleuchtung“, „Elektro- 
motorische Antriebe‘, „Elektrische Bahnen‘, 


„Elcktrochemie‘“ sind mit mehr oder weniger 


umfangreichen Aenderungen wieder abgedruckt 
worden, während der Abschnitt über Verord- 
nungen richtigerweise fortgefallen ist. 
Abschnitt I enthält außer den normalen 
Rechentabellen, Konstanten und Grundformeln 
der Mathematik und Physik sowie einem Ab- 
ri über Stoffkunde leider auch in der Neuauf- 
lage diese für den rechnenden Ingenieur be- 
sonders wichtigen Hilfswissenschaften nicht im 
dem Umfange, in dem sie ihm erwünscht sind. 


Abschnitt II ist ein wenig gekürzt worden, 
kleine Mängel aber, auf die bereits in Be- 
sprechungen der Erstauflage hingewiesen 
wurde, sind nicht alle beseitigt. Die Knapp- 
heit des Abschnittes wird besonders derjenige 
empfinden, der sich mit Elektro-Physik zu be- 
schäftigen hat. 

Die wichtigsten Ergänzungen des Ill. Ab- 
schnittes „Messungen an Maschinen‘ und ‚„Licht- 
messungen“ werden durch ihren reichen Literatur- 
nachweis auf dem Prüffeld und im Laboratorium 
angenehm bemerkt werden. 

Der Abschnitt „Zentralen“ wurde mit Rück- 
sicht auf die starke Zunahme der Kraftwerke 
größter Leistungen (Hütten-Zentralen, Ueber- 
land-Zentralen) erheblich erweitert und dürfte 
alles enthalten, was man an Allgemeingültigem 
gegenwärtig sagen kann. 

Das Kapital „Wasserkraftanlagen‘‘ bringt 
nicht nur in maschinentechnischer Hinsicht das, 
was der projektierende Ingenieur zur Ermittlung 
der Hauptabmessungen moderner Turbinen samt 
Zubehör braucht, sondern auch wertvolle An- 
gaben über Versuchsausführungen und Messun- 
gen bei Wasscrkraftanlagen. 

Abschnitt VI sucht des umfangreichen Stoffes 
in dankenswerter Weise statt durch Tabellen 
vornehmlich durch Kurvenblätter Herr zu wer- 
den. Naturgcemäß nimmt die reine Beschreibung 
einen breiten Raum ein, doch wären in diesem 
für deutsche Verhältnisse ganz besonders wich- 
tigen Abschnitt eine nähere Darstellung des 
Arbeitsprozesses der Maschinen an hand von 
Diagrammen und die Angabe der grundlegenden 
Formeln für dieselben sicher erwünscht. 

Das Kapitel „Dvnamomaschinen“ ist gewiß 
für eine überwiegende Zahl von Ingenieuren das 
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interessanteste des ganzen Werkes, wozu nicht 
am wenigsten die strenge, wissenschaftliche Be- 
handlung des Stoffes beiträgt. Wer sich die 
Mühe nimmt, sich einzuarbeiten, wird auch an 
dem relativ ausgedehnten mathematischen Ap- 
parat keinen Anstoß nehmen. dn der Fülle des 
Stoffes vermißt der moderne Elektroingenieur 
leider die Drehsstrom-Kollektormaschinen, wäh- 
rend den Einphasen-Kollektormotoren ein weites 
Feld eingeräumt wird. Ob es ferner auch in 
Zukunft nützlich ist, nur auf die elektrischen 
Eigenschaften der Maschinen einzugehen, olıne 
Rücksicht auf Konstruktion, Ventilation usw. 
kann angezweifelt werden. 


Von allen neuen Abschnitten bei weitem der 
wertvollste ist unbedingt der VIH. Regulieren 
und Anlassen ist ein Thema, das selbst auf den 
Hochschulen häufig vernachlässigt wird, und 
um so freudiger ist es zu begrüßen, wenn ein 
leitender Oberingenieur einer Großfirma unter 
ausgedehnter Verwendung sciner Erfahrungen 
den Stoff theoretisch und praktisch behandelt. 
Wünschenswert bleibt hier ein Eingehen auf 
die Theorie des Reguliervorganges. 


Abschnitt IX (Konstruktion von Schaltappa- 
raten) ist rein beschreibend gehalten und gibt 
nur allgemeine Anweisungen. 


“Der Abschnitt „Leitungen“ ist einer ein- 
gehenden Umarbeitung unterzogen worden und 
bietet ein reichhaltiges Material. Bei dem 
stetigen Ausbau der Ueberlandzentralen und der 
hierdurch gesteigerten Verwendung ausgedehn- 
ter Netze wäre sicher für viele Elektriker ein 
kurzes Eingehen auf die Theorie der Ueber- 
spannungen willkommen. 


Das Kapitel „Beleuchtung“ hat einerseits 
eine Kürzung, anderseits eine Erweiterung er- 
fahren durch einen neuen (XIl.) Abschnitt, der 
ausführlich über die Frage der elektrischen Be- 
leuchtung der Eisenbahnwagen berichtet. 


Ein breiter Raum ist den „Elektromotorischen 
Antrieben‘ eingeräumt, das Material der ersten 
Auflage wurde erheblich ergänzt. Die Verwen- 
dung des Elektromotors im Berg- und Hütten- 
wesen sowie im Hebezeugbau steht naturgemäß 
an erster Stelle bei teilweise vorzüglicher Be- 
handlung in theoretischer und maschinenbau- 
licher Hinsicht. Es ist aber nicht einzusehen, 
warum im Gegensatz dazu ein für den elektro- 
motorischen Antrieb so praedestiniertes und in 
praxi auch wichtiges Gebiet wie das der Kreisel- 
räder verkürzt werden konnte. Neu sind die 
Besprechungen des direkten Hobelmaschinen-An- 
triebes und der Gesteinsbohrmaschinen. 


Der letzte der hinzugekommenen Abschnitte 
behandelt Schiffsanlagen. Es ist dies für den Ver- 
fasser insofern ein undankbares Thema, als die 
interessanten Aufgaben dieses Spezialgebietes 
meist in den Bereich der Kriegsmarine fallen 
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und ihre öffentliche Behandlung dadurch aus- 
geschlossen ist. 

Abschnitt XV (Elektrische Bahnen) ist in 
der von früheren Besprechungen gewünschten 
Weise ergänzt worden hinsichtlich Akkumula- 
torenwagen, Tarifen usw. Zu bedauern ist, daß 
dafür selbst die wenigen Abbildungen von 
Steuerungsmaterial fortgelassen sind. Einige An- 
gaben über die Schnellbalınen der Großstädte 
wären erwünscht. 

Der Verfasser der „Elektrochemie‘“, Ab- 
schnitt XVI, ist dem Wunsche nach technischen 
Daten über die praktischen Fabrikationsver- 
fahren gerecht geworden, glücklicherweise ohne 
den einleitenden, theoretischen Teil zu kürzen. 
Die elektrochemischen Anschauungen sind so 
wandlungsfähig, daß sie weit über den Rahmen 
des eigentlichen Fachgebietes hinaus nützliche 
Dienste leisten. 

Die Reichhaltigkeit des Stoffes, der in diesem 
Taschenbuch zusammengedrängt ist, dürfte aus 
den obigen Zeilen hervorgehen. Wenn Erweite- 
rungen gewünscht werden, so beweist dies nur, 
wie schwierig die Aufgabe ist, welche die Heraus- 
geber sich gestellt haben. Schon in ihrem jetzigen 
Umfang stellt die „Starkstromtechnik“ bei weitem 
das beste dar, was die Literatur im Rahmen eines 
Handbuches bisher dem Studenten sowohl als 
dem in der Praxis stehenden Elektro-Ingenieur 
geboten hat. Es ist zu erwarten, daß sich zu 
den Lesern der alten Auflage viele Freunde 
der neuen gesellen werden. 

Erich Rother. 


Der Lizenzvertrag, erläutert an Beispielen 
aus der Rechtspraxis, von Patentanwalt 
Dr. Hans Hederich. Verlag „Geistiges Eigen- 
tum“ (Friedrich Huth), Charlottenburg 4. 

Der Verfasser gibt in diesem kleinen 
Werkchen anhand praktischer Fälle einen Ueber- 
blick über die in Verbindung mit der Vergebung 
und Erwerbung von Lizenzen auftretenden Fra- 
gen und sucht diese von wissenschaftlicher Warte 
aus zu beantworten. Die Arbeit beginnt mit 
der rechtlichen Natur des Lizenzvertrages, be- 
spricht im Anschluß daran die Pflichten des 
Lizenzgcbers, des Lizenznehmers, der Unter- 
lizenzuchmer. In logischer Reihenfolge werden 
sodann einige besonders charakteristische Fälle 
vorgeführt, in denen das Wesen des Lizenzver- 
trages scharf zum Ausdruck gelangt; so der 
Lizenzvertrag bei Löschung des Gebrauchs- 
musters, bei Nichtigkeitserklärung und Verfall 
des Patentes, bei weiterer Ausgestaltung der 
Erfindung. Naturgemäß werden auch die häufig 
in der Praxis auftretenden Fälle der Beschrän- 
kung des Vertrages, der Verletzung des Schutz- 
rechtes und des Rücktrittsrechtes behandelt. Im 
Anschluß daran wird noch kurz auf die rechtliche 
Bedeutung der Patentrolle eingegangen und zum 
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Schlusse gibt der Verfasser auf Grund seiner 
Darlegungen einige Grundsätze für die Ab- 
fassung von Lizenzverträgen. Der Verfasser hat 
mit großem Fleiße das einschlägige Material aus 
Wissenschaft und Praxis gesammelt und ver- 
standen, es übersichtlich und schlüssig zur Dar- 
stellung zu bringen. Allen denjenigen Diplom- 
Ingenieuren, die in ihrer Praxis in die Lage 
kommen, sich mit dem Lizenzwesen zu beschäf- 
tigen, kann zum Studium der theoretischen und 
praktischen Seite des Problems das vorliegende 
Werkchen empfohlen werden. 

Dipl.-Xug. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt. 


: Verbandsnachrichten. 


Vom Vorstande. 


Bezirksvereins-Zugehörigkeit. 

Der Vorstand beschließt, daß, wenn ein Mit- 
glied von mehreren Bezirksvereinen gleichzeitig 
für sich in Anspruch genommen wird, das be- 
treffende Mitglied seitens der Bezirksvereine ver- 
anlaßt werden soll, der Geschäftsstelle in Berlin 
selbst mitzuteilen, welchem Bezirksverein es zu- 
gezählt werden wolle. Für die Zugehörigkeit zu 
einem Bezirksverein soll ausschließlich der Wille 
des betreffenden Mitgliedes selbst maßgebend 
sein. Aenderungen der Bezirksvereins-Kartothek 
der Geschäftsstelle sollen nur vorgenommen 
werden, wenn sie von dem betreffenden Mitglied 
selbst durch eigenhändige Unterschrift beantragt 
werden. 

Für die Ueberweisung der Bezirksvereinsbei- 
träge an die einzelnen Bezirksvereine wird der 
Stand der Bezirksvereine jeweils vom 1. Nov. 
des Jahres als Grundlage festgesetzt; dasselbe 
gilt für die Beitragserhebung von den einzelnen 
Mitgliedern. Bei etwaigen Mahnungen an diese 
soll die Beitragshöhe desjenigen Bezirksvereins 
zugrunde gelegt werden, dem sie am 1. Nov. 
jeden Jahres zugehörten. 


Zeitungsliste. 


Es wird festgestellt, daß die Zeitungsliste ein- 
zelner Bezirksvereine noch aussteht. Die rück- 
ständigen Bezirksvereine werden deshalb ge- 
beten, ihre Zeitungsliste sobald als möglich der 
Geschäftsstelle zur Verfügung zu stellen. Da 
die seitens der einzelnen Bezirksvereine geäußer- 
ten Wünsche über den Verkehr mit der Presse 
sehr auseinander gehen und sich vielfach wider- 
sprechen, wird die Geschäftsstelle ermächtigt, 
diese Angelegenheit nach eigenem Ermessen 
unter Berücksichtigung der Wünsche der Be- 
zirksvereine zu erledigen. 


Vergünstigungsverträge. 
Von verschiedenen Versicherungs - Gesell- 
schaften sind Offerten bezüglich Vergünstigungs- 
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verträge bei dem Verband eingegangen. Es wird 
beschlossen, dieselben unter Mitwirkung des 
Deutschen Versicherungs - Schutzverbandes zu 
prüfen und dem Vorstand geeignete Vorschläge 
zu unterbreiten. 


Bezirksvereins-Satzungen. 


Infolge der neuen Satzung des Verbandes 
wird auch eine Aenderung der Bezirksvereins- 
Satzungen notwendig. Da dieselben nur gering- 
fügiger Art sind, erweist sich ein Neudruck der 
Normale-Satzung als unnötig. Es sollen die Be- 
zirksvereine aufgefordert werden, ihre abge- 
änderten Bezirksvereins-Satzungen bis längstens 
1. Januar 1913 dem Vorstand zur Genehmigung 
einzusenden. 


Eisenbahn-Diplom-Ingenieure. 


Auf Grund einer Anregung seitens eines Be- 
zirksvereins beschließt der Vorstand alle Stellen- 
angebote, die von Eisenbahn-Direktionen in der 
Vakanzenpost des Stellennachweises erscheinen, 
die Fußnote beizufügen: „Aufklärung erfolgt 
durch die Geschäftsstelle“. 


Zusammengehen mit technischen Fachvereinen. 


Auf Grund eines bestimmten Falles hält es 
der Vorstand für notwendig, daß die Bezirks- 
vereine mit anderen Verbänden in allgemeinen, 
d. h. nicht lokalen Fragen nur dann in Ver- 
handlung treten, wenn sie sich vorher über die 
Zweckmäfßigkeit ihres Vorgehens bei der Zentral- 
stelle erkundigt haben. 


Satzungen betreffs Redeordnung und Rechtsaus- 
kunftsstelle. 


Auf der letzten Hauptversammlung wurde die 
Satzung des Verbandes und die Geschäftsord- 
nung des Verbandes erledigt, desgleichen die 
Satzung für die Hilfskasse. Die Ehrengerichts- 
barkeits-Bestimmungen wurden einer Kommission 
überwiesen, desgleichen die Satzung für den 
Stellennachweis; somit bleiben Redeordnung und 
Geschäftsordnung für die Rechtsauskunftsstelle 
noch zu genehmigen. Obschon die Entwürfe 
hierzu vergangenes Jahr bereits den Bezirks- 
vereinen zur Aeußerung zugegangen waren, be- 
schließt der Vorstand, dieselben nochmals den 
Bezirksvereinen zu senden, mit der Bitte, um 
nochmalige Aeußerung bis spätestens 1. Dezem- 
ber 1912. 

Der Vorstand. 


: Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis, l 


B.-V. Aachen. 
Dipl.:Jng. Otto Dyckhoff, Aachen, Theresienstr. 21. 


B.-V. Barmen-Elberfeld. 
Dipl.sYng. W. Böhl, Lübeck, Charlottenstr. 5. 
R. Ritter, Bochum, Kanalstr. 66. 
P. Breidenbach, Elberfeld, Wülfingstr. 2. 
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Dipl. Jng. 
Dr. s Jng. 
Dr. s Ing. 
Dipl.Ing. 
Dr.: Jng 
Dipl.-Ing. 
Dipl sing. 
Dipl.-Ing. 
Dipl.Ing. 
Dr.s Ing. 
Dipl.s ing. 
Dipl Jng. 
Dr. s Ang. 
Dipl Jng. 
Dipl Jng. 
Dipl.Ing. 
Dipl. Jng. 


Hilfskasse des Verbandes 


B.-V. Berlin. l 
Fritz Müller, Charlottenburg 4, Kantstr. 53. 
Dr. phil. Ludw. Feldgen, Grunewald, Warmbrunner 
Straße 42. 
Paul Koch, unbekannt verzogen. 
Julius Haack, Friedenau, Knausstr. 4. 
Otto Helfrich, Goldap a. P., Grabenstr. 
Kremer, Steglitz. Jahnstr. 9. 
Kempf, Hannover, Mendelssohnstr. 31, 
S. Bilumann, Halensee, Joachim-Friedrich-Str. 20. 
F. Tröltsch, Berlin W., Neue Ansbacher Str. 10 
Hans Strade, Charlottenburg 2, Pestalozzistr. 100. 
Leister, Marquardt b. Bornim i. Mark. 
Ch. Schnorr, Charlottenburg, CharlottenburgerUfer 58. 
Stiepeldey, Berlin W.30, Martin-Luther-Str. 12. 
Fritz Klockow, Hamburg, Vulkanwerke. 
Walter Speiser, Wilmersdorf, Detmolder Str. 21. 
A. Schneider, Berlin, Martin-Luther-Str. 95. 
H. Hohmann, ausgetreten. 
Carl Nugel, Gewerbeassessor, Wilmersdorf, Baden- 
sche Str. 27. 

B.-V. Bochum. 
Rheinfels, ausgetreten. 
K. Wolff, Bochum, Weiherstr, 48. 
F. C. Beyer, Bochum, Kaiserstr. 4. 

B.-V. Bremen. 
W. Lotz, Wilhelmshaven, Kurze Str. 14. 

B.-V. Breslau. 
C. Kisker, Bre:lau XVI, Borsigstr. 54. 
G. Pfennig, Oppeln, Gerichtstr. 5. 
Geppert, Görlitz, Berliner Str. 13. 
F. Witte, Breslau, Kaiserstr. 87. 
C. Lemcke, Posen, Bitterstr. 41b. 

B.-V. Chemnitz. 

O. Brandt, unbekannt verzogen. 
H. Bauer, Chemnitz, Josephinenstr. 17. 

B.-V. Cöln. 
Hans Schemensky, Au a. Sieg. 
Dr. techn. K. Hoerner, Köln, Rolandstr. 88, Kgl. 
Maschinenbauschule Köln. 
S. Zinn, Breitungen a. Werra, A. E. Q. Bauabteilung. 
A. Stamm, unbekannt verzogen. 
E. Steinweg, unbekannt verzogen. 
Encke, Koln-Kalk, ausgetreten. 

B.-V. Danzig. 
Voigt, Zoppot, Charlottenstr. 9. 
Flügel, Berlin NW.21, Alt Moabit 87. 
J. Henkelmann, Olıva, Ziethenstr. 
Vogt, Schneidemühl, Friedrichstr. 23. 


B.-V. Dortmund. 
Bömcke, Dortmund, Silberstr. 21. 
V. Klingelhoeffer, Dortmund, Alexanderstr. 22. 
J. Richter, Dortmund, Fuhrgabelstr. 5. 


B.-V. Duisburg. 
Max Alsleben, Betriebsleiter der Heinrichshütte, 
Au a. Sieg. 
A. Rauner, Marxloh, Gertrudenstr. 9. 
A. Berrer, Stuitgart, Holzgartenstr. 1. 
Montigel, Dui-burg-Ruhrort, Homberger Str. 5. 


B.-V. Düsseldorf. 
W. v. Westernhagen, Straßburg, Geilenstr. 


Dr. W. Ruckes, Förderer, Düsseldorf, ausgetreten. 
Dipl Jng. Marquardt, Düsseldorf, Bismarckstr. 65. 


Dipl Jna. 


Meyer, Crefeld, unbekannt verzogen. 
Schmitt, Schleebusch-Manfort, unbekannt verzogen. 


B.-V. Essen. 
E. Ledschbor, Mannheim F. 7. 20. 
H. Markgraf, Essen-Ruhr, Ruhrallee 10. 
J. Schiml, Essen, Jägerstr. 18. 
Paternoster, Essen, Huttropstr. 57. 
Oskar Rüter, Essen, Dreilindenstr. 54. 
E. Hopmann, Essen, Isabellastr. 35. 
Hagelloch, Essen-Ruhr, Syballastr. 12. 
G. Koerner, Essen-Ruhr, Isabellastr. 1a. 


Verantwortlich: 


Dipl. 3ng. 
Dr. s ing 
Dipl.-Ing 
Dr.s Ing. 
Dipl.Ing. 
Dr. s Jng. 
Dipl.Ing. 
Dr. s Jng. 
Dipl. 3ng 
Dipl Ing 
Dipl »Ing 


. Brückmann, Königsberg i. 


B.-V. Frankfurt a. M. 
E. Meyer, Offenbach a. M., Sprendlingerstr. 20. 
Kurt Emmellus, Krefeld, Luisenstr. 43. 
W. Gollin, unbekannt verzogen. 
Limprecht, Tegel, Veitstr. 42. 
A. Schröder, Frankfurta. M., Oppenheimer Landstr. 74. 
W. Schulz, Offenbach a. M., Lillystr. 41. 


B.-V. Hamburg-Altona. 
Schröder, Altona-Ottensen, Moltkestr. 18. 


. Mulert, Hamburg, Ferdinandstr. 5. 


C. Boeck, Hamburg, ausgetreten. 

Seitz, Schmalenbeck bei Ahrensberg. 
Schader, Rüstringen Il, Holtermannsir. 44. 
Otto Schaefer, ausgetreten. 


B.-V. Hannover. 
G. Reibstein, Breslau I, Nicolaistr. 118. 
F. Winter, Celle, Westallatorstr, 11a. 
A. Brückmann, Hannover, ausgetreten. 
K. R. Müller, Paris, 33 Avenue Henri Martin. 
W. Bening, Hannover-Klıcfeld, ausgetreten. 
Fritz Rabbow, Hannover, Theodorstr. 12. 
Paul Henkel, U.S. A., auf unbestimmte Zeit, Post- 
sendungen über Hannover, Celler Str. 42. 


B.-V. Karlsruhe. 


. Dörr, Straßburg, Adresse unbekannt. 


Kräusel, unbekannt verzogen. 
B.-V. Königsberg i. Pr. 
Pr., Mitteltragheim 51a. 
B.-V. Leipzig. 
B. Jansen, Augsburg, Neidhardtstr. 15. 
O. Schuster, Leipzig, ausgetreten. 
W. Richartz, Magdeburg, Roonstr. 1. 
Dörftel, Bernburg, Cöthensche Str. 40. 
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Beiträge: 
B.-V. Münster, Sammlung . . . . 
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quittieren hiermit dankend über folgende 


B.-V. Kiel, Sammlung . . . 2.2 . . » 24,— 
Dipl.-Gng. Dressel, Berlin. . . . nn I- 
Dr. ng. Rudolf Schmidt, Breme. . n» 10, — 
Dipl.-Ing. Beyer, Bremen . . . 2. 2.2.» 19— 
n Baath, Bremen . . . . . . » 10— 
» Mohwinkel, Bremen . . . » 10— 
" Kurgas, Bremen . .... » 5— 
" Eggersglüss, Bremen . . . » 5— 
n Schoppe, Bremen. . . . . » 5— 
” Schoeme, Bremen . .. . » 10,— 
h Hertz, Bremen . . .... » 5— 
" Hedemann, Bremen. . . . » 5— 
n Hansen, Bremen . . . „» 5- 
„ Neufeld, M.W., Soden i Taunus „n 5— 
n Orikaus, Hannover . . . x» 15,— 
n Gützschow, Hamburg . . . æ 10,— 
" Koschmider, Hamburg . . » 10,— 
" Neumeister, Hamburg. . . » 10,— 
n Weiss, Hamburg . . . .. » 5— 


Berichtigung. 


Dipl.Ing. W. Reiffert, Frankfurt a. M. . M.10,— 


n 


Dr. Th. Weil, Frankfurt a. M. „ 25,— 
J. Meynen, Frankfurt a. M. . >» 
Das Kuratorium 
i, A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlin. 


Dipl Xna. A. Berlowitz, Berlin-Schöneherg, Aponstel# Paulus-Str; 17. 
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Der Nurpraktiker unterschätzt in der Regel 
die Bedeutung der Theorie. Er stellt sich dar- 
unter etwas vor, was in der Praxis nichts taugt. 
An dieser Auffassung tragen die Männer der 
Wissenschaft ein gut Teil Schuld. Es wird nicht 
scharf genug betont, daß sich Theorie und Praxis 
nicht widersprechen dürfen. Eine Theorie sollte 
die Summe der Erfahrungen enthalten. Würde 
man diesen Satz allgemein anerkennen, dann 
würde das Gerede: „das mag in der Theorie 
richtig sein, taugt aber nicht für die Praxis‘, 
bald verstummen müssen. Man könnte es mit 
dem Hinweis abtun, daß das, was für alle gilt, 
für jeden Einzelnen gelten muß; daß aber das, 
was für den Einzelnen gilt, für alle gelten kann, 
nicht aber gelten muß. Wenn es in der Praxis 
dennoch hin und wieder den Anschein hat, als 
würde sie im Gegensatz zur Theorie stehen, 
so liegt die Schuld nicht an der Theorie, sondern 
daran, daß sie falsch ist, oder daß sie noch nicht 
genügend geklärt ist. Häufig ist aber auch die 
Praxis die Schuldige; ohne daß die Praxis noch 


Arbeit, Unternehmer und Kapital. : 
Von Dr. Bachert, Berlin-Westend. . 


genügend erprobt ist, redet man verächtlich von 
der Theorie, die nichts tauge. Man vergißt, daß 
auch in der Praxis Fehler gemacht werden, daß 
vieles anders sein könnte, wenn es mit rechten 
Dingen zugehen würde. 

Einer unserer größten Dichter hat die Theorie 
in Mißkredit gebracht. Goethe sagt im Faust: 
„Grau, teurer Freund, ist alle Theorie und grün 
des Lebens goldner Baum“. Sinn- und zusammen- 
hanglos wird dieser Ausspruch zitiert. Was ein 
genialer Goethe gesagt hat, bedarf doch keiner 
Nachprüfung und keiner Vorsicht bei der An- 
wendung! Bei einiger UÜcberlegung findet man, 
daß das Bild (von der grauen Theorie) ganz 
unzutrefiend ist. Es gibt richtige und falsche 
Theorien, aber keine grauen. Eine Theoric, die 
nicht an der Erfahrung gemessen wird, die nicht 
praktisch erprobt ist, ist ein gar sonderbar Ding. 
Solange die Beweise für eine Theorie nicht 
lückenlos vorhanden sind, solange kann nur von 
einer Hypothese gesprochen werden. Eine Hypo- 
these kann sehr viel für sich haben, sie braucht 
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durchaus nicht ein Hirngespinst zu sein. Stützt 
sie sich auf zureichende Gründe, dann ist sie 
vielfach eine Quelle zu neuen Erkenntnissen. 

Im engsten Zusammenhang stehen diese Er- 
örterungen mit unserem Thema. Und zwar des- 
halb, weil man bei vo!kswirtschaftlichen Aus- 
einandersetzungen nicht immer genügend und 
deutlich auseinanderhält, was man sicher weiß, 
und wovon man nur überzeugt ist. Es ist ein 
gewaltiger Unterschied, ob irgend eine These 
lückenlos und logisch richtig bewiesen werden 
kann oder ob eine Behauptung nur auf einem 
Glauben oder Meinen fundiert ist. Die Ansicht 
eines Fachmannes über volkswirtschaftliche Dinge 
kann sehr wertvoll sein, aber der Ungebildete 
und mit diesen Dingen weniger Vertraute weiß 
nicht zu unterscheiden, wo die Grenzen zu ziehen 
sind, wo das Sichere aufhört und wo die per- 
sönliche Meinung anfängt. Deshalb sollte es als 
Regel gelten: Scharfe Trennung dessen, was 
ausreichend bewiesen werden kann, von dem, 
was nur wahrscheinlich ist, was man meint oder 
glaubt. Die Nichtbeachtung dieser Forderung 
hat schon manchen Wirrwar und Schaden ange- 
richtet. Aussprüche von Gelehrten werden um 
so eher als bare Münze angenommen, je mehr 
sie den Wünschen der Interessenten entsprechen. 
Mazoni sagt darüber: „Es ist nicht zu sagen, 
wie groß die Autorität eines Gelehrten von 
Profession ist, wenn er den anderen die Dinge 
beweisen will, von denen sie schon überzeugt 
sind.‘ 

Insbesondere gilt dies vom Begriff der Arbeit. 
Die englische Schule der Nationalökonomie 
(Smith, Ricarde) lehrte, daß die Arbeit allein 
Werte schaffte, sie sei die einzige Quelle des 
Reichtums. Diese Auffassung beherrscht unsere 
Zeit vollständig. Gegen sie wendet sich Julius 
Wolf (Professor in Bresiau) mit einer neuen 
Begründung. „ich spreche nun aus und lehre, 
Einkommen wird geschaffen erfahrungsgemäß, 
vorzugsweise durch technische Idee, also nicht 
seinem größeren Teile nach durch Arbeit in 
jenem engeren und vulgären oder, wie Bismarck 
einmal meinte, „schiefen‘‘ Sinne, der da die 
Arbeit des sogenannten „Arbeiters‘‘ allein oder 
vorzugsweise im Auge hat.“ „Wenn man aber 
auch der Arbeit des Arbeiters für die wirtschaft- 
liche Tätigkeit, ebenso wie die des Unternehmers 
nicht entraten könne, so sei doch das wesent- 
liche des Einkommens, das unsere Zeit vor sich 
bringe, auf Rechnung der technischen Idee zu 
setzen, die Sache der Erfindung (und ihr wahl- 
verwandten Betätigung) sei“ „Dem Techniker 
im weiteren und engeren Sinne des Wortes ge- 
bührt die Aureole, die von anderer Seite rekla- 
miert und dieser anderen Seite längst zuge- 
sprochen ist, nicht zuletzt unter dem Drucke 
humanitärer Erwägungen, die das Urteil fälsch- 
ten: Arbeit im banalen Sinne vermöchte eine 
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Leistung, welche wesentlich über die Kosten hin- 
ausgcht, nicht hervorzubringen.“ 


Zur Hervorbringung der Güter, die der Be- 
friedigung unserer Bedürfnisse dienen, sind die 
Produktionsfaktoren: Natur, Arbeit, Kapital und 
die technische Idee (die Wolf in seiner Volks- 
wirtschaft der Gegenwart und Zukunft neu als 
vierten einführt) nötig. Die Natur kommt dabei 
sowohl als Naturstoff wie, was häufig außer acht 
gelassen wird, als Naturkraft in Betracht. Zur 
Natur muß wirtschaftliche Arbeit kommen und 
in den allermeisten Fällen Kapital. Das Maß 
ihrer Produktivität empfangen Kapital und Arbeit 
von der technischen Idee. 


Obwohl die Natur im Laufe der Menschheits- 
geschichte im großen ganzen dieselbe geblieben 
ist, so hat sich das Volksvermögen einzelner 
Länder doch ungeheuer vermehrt. Nach Schätz- 
ungen hat sich z. B. die Güterausstattung der 
Union vertausendfacht, nicht zu vergessen bei 
derselben Naturausstattung. Dies war nur mög- 
lich, indem die genannten Produktionsfaktoren 
wirksam mit einander verbunden wurden. 


Der herkömmliche Sprachgebrauch unter- 
scheidet: Arbeitskraft (oder Arbeitsgeschicklich- 
keit), Talent und Genie. Anknüpfend an diese 
Unterscheidung führt Wolf aus, daß uns erst 
die Merkmale, schöpferische, dispositive und 
exekutive Arbeit wichtige Probleme der National- 
ökonomie erschließen. Die dispositive entspreche 
dem Talent, die schöpferische dem Genie, auf der 
Unterstufe der exekutiven Arbeit hätten wir 
dann noch die automatische. Diese Einteilung 
ist wichtig, weil die verschiedenen Arten der 
Arbeiten eine ganz verschiedene Wirkung aus- 
üben. Ihre Leistungen sind nicht etwa nur grad- 
weise abgestuft, sondern sie haben (je nachdem) 
eine grundsätzlich andere Bedeutung; diese 
Arbeiten sind nicht nur hinsichtlich der Massen 
verschieden, sondern auch der Art ihrer Leistung 
nach. Man kann noch soviele exekutive Arbeiter 
zur Arbeitsleistung vereinigen, aber niemals wird 
aus dieser exekutiven Arbeit dispositive, und eine 
noch so große Menge dispositiver Arbeiter er- 
zeugt noch keine Erfinderarbeit, wenn auch zu- 
gegeben werden muß, daß gelegentlich viele 
Hunderte und Tausende von Menschen das 
schaffen können, was schöpferische Arbeit mit 
Hilfe eines oder einer Kleinen Zahl von Menschen 
hätte vollbringen können. 


Unter sich verhalten sich: schöpferische, dis- 
positive und exekutive Arbeit so: Die erste 
gibt die Idee, die dritte greift zu und die zweite 
verbindet die erste mit der dritten. Wie werden 
nun die verschiedenen Arten von Arbeiten be- 
wertet. 

Im allgemeinen wird die dispositive Arbeit 
höher bewertet und entlohnt als die exekutive. 
Aber nicht immer. Sobald Ueberfluß an dis- 
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positiven Arbeitern vorhanden ist, und es an 
exekutiven Arbeitern fehlt, kann es vorkommen, 
daß die exekutiven höher bewertet und bezahlt 
werden. Der unerbittliche Regulator von An- 
gebot und Nachfrage kümmert sich nicht darum, 
ob dispositive oder exekutive Arbeit verrichtet 
wird. Mangel oder Ueberangebot spielen hier 
die Hauptrolle. Nicht so ganz selten erleben 
wir daher, daß dispositive Arbeit nicht so hoch 
bewertet und entlohnt wird, wie exekutive. 
Dieser Zustand tritt aber in der Regel erst dann 
ein, wenn das Ueberangebot sehr groß ist. Denn 
das Herkommen und die Gewohnheit beeinflussen 
die Bewertung der dispositiven Arbeit, und sie 
sind es, die die höhere Bewertung auch dann 
noch mit aufrecht erhalten, wenn sich schon ein 
Ueberangebot bemerkbar macht. 

Die schöpferische Arbeit tritt kaum in einen 
allgemeinen Wettbewerb ein. Angebot und 
Nachfrage scheiden hier aus der Bewertung aus. 
Ihre Bewertung findet nicht nach den sonst üb- 
lichen Bestimmungsgründen statt; es sei denn, 
daß dieselbe Erfindung gleichzeitig von ver- 


schiedenen Personen angeboten wird. Die 
schöpferische Arbeit macht sich selber ihren 
Preis. Sie ist weder mit der Tätigkeit des 


‚Arbeiters, noch mit der des Unternehmers zu 
vergleichen. Diese müssen ihre Arbeit immer 
wiederholen, aber eine einmal geleistete Erfinder- 
arbeit hat häufig dauernden Wert (z. B. Tele- 
phon). Sie kann jederzeit und überall ange- 
wendet werden. Wenn sie nicht verdrängt wird, 
kann sie für alle Zeiten wirken. Bei der Be- 
wertung einer Erfindung wird aber doch der 
Geschäftsgang, die Konjunktur berücksichtigt 
und die Möglichkeit einer kleineren und einer 
größeren Verwertbarkeit. 

Mit der schöpferischen Arbeit ist die dis- 
positive verwandt. Sie bringt die Arbeit in einen 
wohlgeordneten Zusammenhang, sie organisiert 
die Arbeit. Eben darin besteht ihre Leistung, 
daß sie durch die Organisation viel mehr und 
viel besseres leistet, als unorganisierte Arbeit 
zu leisten imstande ist. Das Mittel, mit dem 
sie dies erreicht, ist die Arbeitsteilung. Zum 
besseren Verständnis kann man das schon von 
Adam Smith (etwa 1775) gebrauchte Stecknadel- 
beispiel anführen. Ein einzelner Arbeiter kann 
ohne Arbeitsteilung höchstens 20 Stück anferti- 
gen. Die Herstellung einer solchen Nadel be- 
steht aus 18 Hantierungen; werden diese von 
10 Arbeitern besorgt, dann werden täglich. nicht 
20, sondern 4800 Nadeln hergestellt. Würde man 
jede Hantierung je einem Arbeiter (also 18) 
übertragen, dann würde der Erfolg noch weit 
größer sein. Allerdings ist zu einem solchen 
Erfolge die Maschine nötig; dies beweist aber 
nichts gegen die Leistung der dispositiven Arbeit. 
Das Beispiel zeigt gerade recht klar, was die 
Organisation zu leisten vermag. 
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Damit scheint mir die dispositive Arbeit aber 
noch nicht gebührend gekennzeichnet zu. sein. 
Der begabte Ingenieur, Werkmeister oder der 
Polier kann eine Leistung vollbringen, die nahe 
an die schöpferische herankommt; durch dis- 
positive Arbeit, durch fortwährende Beobachtung 
und reifliche Ueberlegung kann die Arbeits- 
leistung zweckmäßiger gestaltet und damit eine 
Leistung vollbracht werden, die in ihrer Wirkung 
nicht weit absteht von der schöpferischen Tätig- 
keit. Es gibt auch eine geniale Organisation, 
ein so zweckmäßiges und fein ausgeklügeltes 
Hand-in-Hand-Arbeiten, mit dem große Erfolge 
erzielt werden können. Dabei denke ich an 
die beste und geschickteste Arbeitsanordnung 
und an die mit Scherblick durchgearbeitete 
Kalkulation. Daß eine solche Kunst, wo sie 
erkannt wird, anders bewertet wird, wie mittel- 
mäßige Begabung, und daß ihre Entlohnung sich 
der schöpferischen nähert, scheint keines be- 
sonderen Beweises zu bedürfen. Zwischen dis- 
positiver und schöpferischer Tätigkeit gibt es 
keine scharfen Grenzen. Sie sind manchmal ver- 
wischt, in einem anderen Falle treten sie wieder 
schärfer hervor. 

Wie dem aber auch sei, unsere Ausführungen 
zeigen, daß der Begriff der Arbeit keineswegs 
etwas so Einheitliches sei, wie oberflächliche 
Leute behaupten. Es ist natürlich nicht immer 
Zufall und verpaßte Gelegenheit, daß einer 


- schöpferische, der andere dispositive und der 


dritte exekutive Arbeit verrichtet. Talente und 
Genies setzen sich auch unter mißlichen Verhält- 
nissen durch. Man kann zwar durch die Er- 
ziehung und durch die Schule vieles lernen, 
aber Begabung bleibt in der Hauptsache eine 
Naturgabe. Der Mensch kommt mit schöpferi- 
scher, dispositiver und exekutiver Begabung ins 


Dasein. Es gibt begabte Familien und begabte 
Rassen, wenn sich auch unter diesen immer 
wieder Unbegabte finden. Um es genauer zu 
sagen: Viele Familien sind, verglichen mit 


anderen, begabter, dasselbe gilt für die ver- 
schiedenen Rassen. 

Das Genie, so sagen die einen, sei ein Ent- 
wicklungsergebnis; die andern, es sei eine Natur- 
schöpfung (das letztere behauptet Wolf). Beide 
Behauptungen scheinen mir einseitig zu sein. 
Ob Goethe, Schiller, Wagner, Liebig und andere 
große Erfinder es zu solch genialen Leistungen 
gebracht haben würden, wenn sie nicht eine 
gute Vorbildung, gute Vorbilder gehabt und 
wenn ihnen die Gelegenheit gefehlt hätte, kann 
ernstlich bezweifelt werden. Das Genie wird in 
den seltensten Fällen eine reine Naturschöpfung 
sein. Es wird aber auch kaum heranzuzüchten 
sein. Die beste Erziehung und die beste Schule 
wird keinen Erfinder heranziehen können. Aber 
hervorragende Naturanlagen verbunden mit der 
bestmöglichsten Ausbildung schaffen geniale 
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Menschen, wobei der Nachdruck auf die ange- 
borenen Fähigkeiten zu legen ist. Diese Dar- 
stellung entspricht eher den Tatsachen. 

Zur Natur und zur Arbeit (eincerlei welcher 
Art sie auch sein mag) muß sich Kapital ge- 
sellen, wenn eine moderne Güterproduktion er- 
möglicht werden soll. Wir kennen das Kapital 
vor allem als Mittel zur Hebung der Produk- 
tivität der Arbeit. Durch sein Dazwischentreten 
wird der für einen bestimmten Prozentsatz er- 
forderliche Güterkostenaufwand herabgesetzt 
oder anders ausgedrückt: es wirkt bei gleichem 
Einsatz Mehrprodukt, Mehrwert. Wolf nennt das 
„seine typische Funktion“. „Das Kapital ist ein 
Verwandlungskünstler. Es ist technische Idee 
und solche wieder nicht, vielmehr nur der Stoff, 
der mit ihr durchtränkt wird. Es ist danach 
Vermittler technischer Idee (oder natürliche 
Fruchtbarkeit usw.) und doch auch wieder dieser 
nicht, denn „Vermittler“ ist der Unternehmer, 
Kapital ist Vermittler nur in bildlichem Sinne, 


es ist an sich, ohne technische Idee, schlechthin 


toter Stoff.‘ 

Auseinanderzuhalten sind: volkswirtschaft- 
liches und privatwirtschaftliches Kapital. Das 
privatwirtschaftliche Kapital hat die Aufgabe, 
privatwirtschaftlichen Nutzen zu stiften, Profit, 
privatwirtschaftliches Einkommen zu schaffen. 
Das Kapital kann echter Produktivität dienen 
oder nicht. „Auch parasitären Akten kann man 
das Kapital 
Weise Einkommen daraus ziehen. Selbst eine 
Schädigung der Volkswirtschaft, eine Minderung 
ihrer Werte kann von ihm ausgehen, volks- 
wirtschaftlich also das Gegenteil von Produk- 
tivität entfalten.‘ So wird z. B. Kapital zur 
Herstellung von Schundliteratur aufgewendet und 
auch große Gewinne aus dieser Anlage erzielt. 
Trotzdem die in Schundliteratur angelegten Kapi- 
talien sich gut rentieren, muß gesagt werden, 
daß sie, volkswirtschaftlich betrachtet, nicht nur 
unproduktiv sind, sondern häufig Schaden 
bringen. Man kann sagen, daß sich die Ver- 
leger der Schundliteratur (privatwirtschaftliches 
Kapital) auf Kosten der Allgemeinheit (der 
Volkswirtschaft) bereichern. Beweis, durch die 
Schundliteratur werden viele Werte vernichtet, 
wie aus vielen Gerichtsverhandlunsen zu ent- 
nehmen ist. Dem Unternehmer ist die Aufgabe 
gestellt, die Produktionsfaktoren zweckmäßiger- 
weise imeinanderzufüren und für die kapi- 
talistische Volkswirtschaft mit ihren Erforder- 
nissen brauchbar zu machen, und zwar so, daß 
das Produkt begehrt wird und abgesetzt werden 
kann. Aus ihrem Zusammenwirken soll ein 
Ueberschuß der Leistung über die Kosten, d. h. 
Einkommien entstehen. Wie steht es aber mit 
der Rechtfertigung dieses Einkommens. Man 
sagt, der Unternehmer sei ein Parasit, ein Be- 
wucherer des Arbeiters und des Konsumenten, 


günstigsten Zeit 


dienstbar machen und auf diese- 
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ein Blutsauger, ein Ausbeuter. Träfe dies im 
Wirklichkeit zu, dann wäre er wert, daß sich 
der Erdboden auftut und ihn verschlingt. Auch 
hier muß prinzipiell betont werden: Ausnahmen 
bestätigen die Regel. Mit Ausnahmen kann man 
keine Beweise führen. Ueberpriffe der Unter- 
nehmer in Schutz zu nelımen, würde dem Stand 
wenig nützlich sein. Sie werden am besten von 
den eigenen Standesgenossen abgelehnt. Damit 
nützt man der Sache, der man dienen will, am 
allermeisten. 

Der Unternehmer muß ein Könner sein, muß 
sich bewähren. Bei Strafe des Unterganges in 
drei- und vierfacher Hinsicht, schreibt Wolf. Er 
muß seine Roh- und Hilfsstoffe zur richtigen 
Zeit und in richtiger Qualität einkaufen; zur 
an Zahlunesfähise absetzen: 
Händler, Käufer und Verkäufer in einer Person. 
Wir sehen, es wird viel von ihm verlangt. Hat 
er nicht die Fähigkeit, die Konjunktur zu über- 
sehen und zu beurteilen, dann kauft er schlecht 
ein. Die Folgen davon kann sich jeder denken. 
„Große Gewinne lassen sich zumal in übersetzten 
Industrien nur dann erzielen, wenn man sich im 
ersten Stadium aufsteigender Konjunktur ein- 
deckt.“ Verpaßt der Unternehmer den richtigen 
Augenblick, so ist auch bei gutem Geschäftsgang 
infolge der stark gestiegenen Roh- und Hilfs- 
stoffpreise das Geschäft nicht leicht mehr zu 
gestalten. 

Aehnlich ist es beim Verkauf, bei der Absatz- 
konjunktur. Auch hier heimst Gewinn von Be- 
deutung nur ein, wer „früher aufsteht als die 
anderen‘. Mit anderen Worten, wer den Bedarf 
genauer kennt und ihn zu beeinflussen versteht. 
Dazu gehören besondere Fähigkeiten, bei ihrem 
Fehlen ist es eben nichts mit den hohen Ge- 
winnen. Und wenn er nicht eine Fülle von 
praktischer Menschenkenntnis besitzt, wenn er 
die Majestät, den Kunden, nicht anzufassen ver- 
steht, dann nutzt es ihm nichts, daß er gut und 
billig eingekauft hat. Das alles ist natürlich 
von Fall zu Fall verschieden, im allgemeinen 
gilt aber das Gesagte. 

„Ein guter Händler ist aber noch lange nicht 
ein guter Fabrikant. Der Unternehmer muß 
technische Probleme kaufmännisch beherrschen, 
sich die ergibigste Technik zunutze machen, sich 
überlegen, ob der Mehraufwand für Verbesse- 
rungen auch einen entsprechenden Nutzen ge- 
währt und sie danach abweist oder annimmt. 
„Chancenreiche Ideen, Projekte gilt es beizeiten 
zu fruktifizieren, gegen unrceife, technisch oder 
wirtschaftlich unfertige Ideen gilt es gefeit und 
gepanzert zu sein.‘ Was von der größten Be- 
deutung ist: Täglich ist von neuem darauf zu 
schen, daß die technische Organisation des Be- 
triebes auf der Höhe der Zeit ist, daß mit den 
niedrivsten Produktionskosten die höchste Lei- 
stung erzielt wird. 


i Dipl.-3ng. Wettich, Stärken und Schwächen des Unterrichtes usw. 


Außerdem ist die Kapitalanschaffung nicht so 
ganz einfach. Es genügt nicht, daß der nötige 
Kredit vorhanden ist: es zu vorteilhaften Be- 
dingungen heranzuschaffen und günstige Termine 
zu erhalten. Ueberhaupt etwas von dem 
Wesen des Geldes und seinen Beziehungen in 
der Volkswirtschaft zu verstehen, das ist das 
zu lösende Problem. Wo man nur hinsieht: 
überall ist neben den Kenntnissen und Fähig- 
keiten ein hohes Maß von Um- und Vorsicht 
nötig. Den Mitarbeitern gegenüber, dem Kon- 
kurrenten gegenüber, mit dem man in demselben 
Verband organisiert ist. Die Arbeiter bedürfen 
einer besonderen Behandlung: die erforderliche 
Ordnung aufrecht zu erhalten, ohne die Arbeits- 
freudigkeit zu mindern. 

Auf eigene Rechnung und Gefahr arbeitend, 
schiebt sich der Unternehmer zwischen den 


Wenn ich hier über Stärken und Schwächen 
des Unterrichtes an unteren und mittleren tech- 
nischen Lehranstalten berichte, so fuße ich da- 
bei auf eigenen Erfahrungen, denn ich war 
l Jahr Lehrer an einer höheren Ingenieurschule 
und 31/, Jahre an einer staatlich-städtischen 
Maschinenbau-, Handwerker- und Baugewerk- 
schule. Als Lehrer interessiert man sich natür- 
lich auch für die Verhältnisse an anderen pri- 
vaten, städtischen und staatlichen Anstalten, 
daher sind mir auch diese vielfach durch das 
Studium der Berichte, durch persönliche Aus- 
sprache mit anderen Lehrern und bezüglich der 
preußischen staatlichen niederen und höheren 
Maschinenbauschulen durch eine Studienreise be- 
kannt. Auf die hierdurch gewonnenen Kennt- 
nisse will ich aber nur insoweit eingehen, als 
es zur Abrundung meiner Darstellungen nötig 
ist. 

Die Handwerkerschule. 

Die Handwerkerschulen basieren zum Teil 
auf den um die Mitte des 16. Jahrhunderts und 
früher ins Leben gerufenen gewerblichen 
Zeichenschulen, die sich in ihrer späteren Ent- 
wicklung in zwei Richtungen gliederten, in die 
fakultative Handwerkerschule und in die Pflicht- 
Fortbildungsschule; ihre Wurzeln gehen aber oft 
noch weiter zurück, so wurden beispielsweise 
in Kurhessen durch die Zunftordnung vom 
5. März 1816 Handwerksschulen eingerichtet, 
die den Zunftmeistern unterstellt wurden. Dem 
Werdegang entsprechend sind die Ziele für 
‚Handwerker- und Fortbildungsschule in der 
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Kapitalisten, den Erfinder, den Arbeiter (indem 
er ihre Leistungen erwirbt) und wird so für sie 
zum „Windfang‘“, „Puffer“ Er übernimmt für 
die eben genannten das Risiko und wird damit zu 
ihrem Versicherer. Die Arbeitsstätte kann der 
Unternehmer nur schwer wechseln, aber sein 
eigenes und fremdes Geld verlieren, mit einem 
Wort, das gesamte Risiko lastet auf ihm. 

In dem bei A.Deichert (Leipzig) erschienenen 
Werke, „Volkswirtschaft der Gegenwart und Zu- 
kunft“, fast sich Wolf etwa dahin zusammen: 
Der Unternehmer — verglichen mit dem Ar- 
beiter — hat keine Vorzugsstellung, sondern 
ist gegebenenfalls nur als Reicher in der Lage 
(und zwar, wenn er aus seinen Verlusten noch 
so viel gerettet hat), sein Leben fristen oder 
mit Behagen führen zu können. | 


Stärken und Schwächen des Unterrichtes 
an unteren und mittleren technischen Lehranstalten. 


Vortrag, gehalten im Bezirksverein Leipzig des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 
von Dipl.-Ing. Wettich, Leipzig. 


Hauptsache die gleichen geblieben: Fortbildung 
des Handwerkers in seiner Fachrichtung, oder, 
wie es in den Satzungen der gewerblichen 
Zeichenschule der Stadt Halle vom Jahre 1870 
heißt: „Die Aufgabe, durch zweckentsprechende 
Ausbildung in der Kunst des Zeichnens und 
Modellierens den Sinn für schöne und ge- 
schmackvolle Arbeit in den Gewerben zu wecken 
und damit die Industrie — gemeint ist das 
Handwerk, denn von Industrie in heutigem 
Sinne konnte damals noch nicht die Rede sein — 
zu einer besseren Ausstattung ihrer Er- 
zeugnisse anzuregen.“ 


Diese formale Aufgabe ist das innere Ziel 
der Handwerkerschule geblieben und birgt in 
sich die Tendenz zur Fortentwicklung zur 
Kunstgewerbeschule, wenn auch der äußere 
Rahmen etwas erweitert ist. So stellt sich 
die aus der genannten Zeichenschule entstandene 
Handwerkerschule der Stadt Halle heute die 
Aufgabe, „den Gewerbetreibenden Gelegenheit 
zu geben, sich auf gewerblichem und kunstge- 
werblichem Gebiete ihrem jeweiligen Berufe 
entsprechend auszubilden und sich diejenigen 
theoretischen Kenntnisse zu erwerben, die zur 
Ausübung und Forderung ihrer Berufstätigkeit 
erforderlich sind“. Diese Erweiterung be- 
schränkt sich auf die Hinzunahme von Geo- 
metrie, Naturlehre, Rundschrift, Baukonstruk- 
tionslehre, Deutsch, Rechnen, Materialienkunde 
für Metallarbeiter und Buchführung zu dem rein 
zeichnerischen Unterricht, der aus dem Fach- 
zeichnen für die verschiedenen Fachgruppen, 
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Dekorationsmalen, Modellieren, Zierschrift, Akt- 
zeichnen, geometrischem Zeichnen, Projektions- 
zeichnen, Perspektive, Naturstudium und 
Formenlehre, besteht. In den letzten Jahren 
sind außerdem praktische Kurse in Lehrwerk- 
stätten eingeführt worden. 

Die Gewerbeschulen und Handwerkerschulen 
besaßen ursprünglich nur Abend- und Sonn- 
tagsklassen, daher konnte ihr Erfolg nur 
gering sein, denn ein Lehrling oder Geselle 
kann, wenn er 8 oder 10 Stunden in der Werk- 
statt gearbeitet hat, abends nicht mehr die er- 
forderliche Frische für einen fruchtbringenden 
Unterrichtsbetrieb besitzen. Außerdem arbei- 
teten die genannten Schuler ursprünglich nur 
mit Direktoren und Lehrern im Nebenamte, wo- 
bei der Fachunterricht in der Hauptsache von 
Handwerksmeistern erteilt wurde. Da diese in 
den weitaus meisten Fällen keine ausreichende 
Schulbildung besitzen, ebensowenig wie künst- 
lerische Reife oder geistige Selbständigkeit, 
mußte der Unterricht nach einem von fähigeren 
Kräften, vom Direktor oder der Schulaufsichts- 
behörde in Verbindung mit dem betreffenden 
Fachlehrer ausgearbeiteten Schema unter Be- 
nutzung oft künstlerisch wertloser vorhandener 
Vorlagen schablonenhaft durchgeführt werden, 
wie es auch heute noch überall dort in der 
Hauptsache der Fall ist, wo Handwerksmeister 
als Fachlehrer fungieren. Auf dem Standpunkt 
dieser verknöcherten Richtung sehen wir zur- 
zeit noch die Innungsschulen, die ihre Erfolge 
alljährlich in den Gesellenstücksausstellungen 
zeigen und auf diesen ihre Produkte einem 
größeren Publikum als abschreckendes Beispiel 
vorführen. Aber man kann hier auch an den 
Leistungen der Schüler, die gleichzeitig oder 
vorher moderne Handwerkerschulen besucht 
haben, den guten Einfluß dieser Anstalten auf 
das Kunsthandwerk erkennen. 

Dieser erfreuliche Fortschritt von der alten 
patrifiziertten Gewerbeschule zum lebendigen 
Kulturfaktor, den die derzeitige Handwerker- 
schule auf kunstgewerblichem Gebiete darstellt, 
trat mit dem Augenblick ein, wo man bei der 
Handwerkerschule zur Anstellung von Direk- 
toren und Lehrern im Hauptamte überging, und 
so Kräfte mit höherer Schulbildung, teilweise 
mit Hochschulbildung, Künstler mit Akademie- 
bildung, also Kräfte mit freiem Blick erhielt, 
die sich außerdem ihrer Aufgabe voll widmen 
konnten, ohne die Lehrtätigkeit als Nebener- 
werb aufzufassen. Notwendigerweise mußte 
man diese verhältnismäßig teueren Kräfte besser 
ausnutzen, als es mit ihrer Verwendung nur in 
Abend- und Sonntagsklassen möglich gewesen 
wäre; man richtete demnach Tagesklassen ein 
und traf damit das Richtige, wenigstens im 
Hinblick auf das Handwerk, namentlich das 
Kunsthandwerk, während der Nutzen der Hand- 
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werkerschule für die Industrie, wobei ich nur 
die Metallindustrie im Auge habe, nach wie vor 
sehr problematischer Natur ist. 

Der Vorteil, den diese Wendung mit sich 
brachte, lag in der Verbesserung des Schüler- 
materiales für die Tagesklassen. Um diese be- 
suchen zu können, müssen die Schüler eine 
Zeitlang mehr oder weniger vollständig auf die 
Ausübung ihres Berufes verzichten. Dafür aber 
können sie sich ungestört, ohne Ermüdung 
durch körperliche Arbeit, der Ausbildung auf 
der Handwerkerschule unterziehen. Ein Ver- 
zicht auf das Verdienen während des Ausbil- 
dungsganges verlangt bestimmte Mittel, daher 
setzt sich das Schülermaterial der Tages- 
klassen aus den Söhnen wohlhabender Eltern 
zusammen oder aus solchen jungen Leuten, 
die bereits Ersparnisse zurückgelegt haben. 
Es sind demnach Angehörige einer gehobenen 
Bevölkerungsschicht, d. h., das Schülermaterial 
steht auch geistig auf einer höheren Stufe als 
das der Abend- und Sonntagsklassen. 

Damit konnte die Handwerkerschule auf den 
Gebieten, wo diese Schüler später zu selbst- 
ständigem Schaffen gelangen, also auf dem Ge- 


biete des Kunsthandwerkes — Maler, Lito- 
graphen, Typographen, Bildhauer, Holzbild- 
hauer, Tischler, Klempner, Kunstschlosser, 
Kupfer- und Edelschmiede — Erfreuliches 


leisten, befruchtend auf das Handwerk wirken 
und dem lange gefühlten Bedürfnis der Hebung 
der Handwerkskunst Rechnung tragen. Durch 
die Angliederung von Lehrwerkstätten, die nicht 
nur die kunstgewerbliche Richtung, sondern 
auch die Vervollkommnung der technischen 
Fertigkeiten pflegen, konnten die erzielten Er- 
folge nur verstärkt und vertieft werden. Außer- 
dem machte sich der Einfluß der höher stehen- 
den Lehrkräfte auch durch Befruchtung des 
Unterrichts in den Abendklassen, selbst im den 
Klassen, die durch nebenamtliche Hilfslehrer und 
durch Handwerksmeister geleitet werden, gel- 
tend, freilich nur innerhalb des vorgenannten 
Rahmens. 

Einen Nachteil besitzt jedoch die Hand- 
werkerschule in dieser Form noch, das ist die 
Minoritätsstellung der hauptamtlichen Lehrer in 
den Konferenzen des Lehrkörpers. Damit wird 
ein gesunder Fortschritt ganz beträchtlich er- 
schwert und den hauptamtlichen Lehrern die 
Freude an ihrer Tätigkeit oft in hohem Maße 
genommen. 

Ohne jeden nennenswerten Erfolg ist aber 
die Tätigkeit der Handwerkerschule für den 
Industriehandwerker. Den Grund hierfür finde 
ich darin, daß der Industriearbeiter nur ein Teil 
des Betriebes, keine selbständige Persönlichkeit 
ist und infolge der Arbeitsteilung nur bestimmte 
Teilarbeit zu leisten hat. Er kann daher Zweck 
und Bedeutung seiner Arbeit nicht übersehen — 
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er überschätzt sie bekanntlich, wie die sozial- 
demokratischen Forderungen und die Erfin- 
dungssucht so vieler Industriearbeiter beweisen. 
Die für seine Teilarbeit notwendigen Kenntnisse 
kann er sich und muß er sich in seinem Betrieb 
ohne Hilfe der Handwerkerschule aneignen, die 
natürlich nicht in alle die zahlreichen Betriebs- 
arten eindringen kann, die die Industrie auf- 
weist. Die höhere geistige Arbeit, das Lesen 
der’ Zeichnungen usw. wird nicht vom Industrie- 
arbeiter, sondern von Meistern, Technikern und 
Ingenieuren geleistet. Die hierfür notwendige 
Bildung kann aber die Handwerkerschule nicht 
vermitteln, weil es weit über ihren Rahmen 
hinausgehen würde. 

Trotzdem sehen wir eine große Zahl von 
Industriearbeitern, Lehrlingen und Gehilfen zu 
Beginn jedes Semesters den U.terricht an der 
Handwerkerschule in den Abend- und Sonntags- 
klassen aufsuchen. — Was wird ihnen num hier 
geboten? — Zunächst geometrisches Zeichnen, 
in dem sie Blei, Zirkel, Lineal und Reißfeder 
beherrschen lernen sollen, um die ungefüge 
Hand zu üben. Daran schließt sich das Fach- 
zeichnen, das Klempnern, Installateuren, Mecha- 
nikern und Bauschlossern kleine Zugeständnisse 
an ihre Fachrichtung macht, in der großen 
Mehrzahl der Fälle aber Fachzeichnen für 
Maschinenschlosser ist. Sein erstarrtes Rück- 
grat bildet, so weit meine Kenntnis reicht, der 
„Dortmunder Lehrgang“, der für den Betrieb 
der niederen Maschinenbauschule zugeschnitten 
ist. Den Schülern werden einfache Holzmodelle 
in die Hand gegeben, die sie skizzieren sollen 
und unter Leitung des Lehrers unter Berücksichti- 
gung der ihnen dabei vorzutragenden Elementar- 
sätze der Projektionslehre aufzeichnen, die 
Zeichnungen mit Tusche nachziehen, mit den 
erforderlichen Maßen versehen, beschriften und 
anlegen sollen, damit sie auf diese Weise 
Zeichnungen verstehen lernen. Die geschickt 
gewählte Modellreihe schreitet vom Einfachen 
zum Schwierigeren fort, bis dann wirkliche 
Maschinenteille, Lager, Kupplungen, Ventile, 
Scheiben usw. den Lehrgang beschließen. 

Ich sagte, daß die Modellreihe sehr ge- 
schickt gewählt ist, das gilt sowohl von steigen- 
den Aufgaben für die zeichnerische Fertigkeit, 
wie für die schrittweise Erweiterung des Ver- 
ständnisses. Den Lehrgang mit seinen Fort- 
schritten vom Leichten zum Schwierigen in 
zeichnerischer Beziehung macht daher, wenn 
auch die einzelnen Modelle aus den verschieden- 
sten Gebieten des Maschinenbaues bunt zu- 
sammengewürfelt sind, auf dem ersten Blick 
durchaus den Eindruck des Vollkommenen. 
Trotzdem ist der Unterrichtserfolg negativ. Das 
liegt einmal an der Art des Lehrbetriebes und 
dann an.der Stellung, die der Schüler zum Lehr- 
gang einnimmt. 


der 
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Nehmen wir das Letzte zuerst, und be- 
trachten wir zunächst das Schülermaterial. Es 
besteht fast durchweg aus Lehrlingen von 
14 Jahren mit Dorf- oder Volksschulbildung, 
deren Begriffsvermögen, deren räumliche Vor- 
stellungskunst aber durchaus unentwickelt ist. 
Gelegentlich finden sich jüngere Gesellen und 
Volontäre. — An den Maschinenbauschulen, wo 
die gleichen Abendkurse zwecks besserer Aus- 
nutzung der Modellsammlung und der Lehr- 
kräfte eingerichtet sind, rekrutieren sich die 
Schüler nur aus erwachsenen Leuten. Der Er- 
folg des Unterrichts ist aber hier derselbe wie 
an der Handwerkerschule.. — Die Lehrlinge 
kommen her, weil die Handwerkerschule, die 
ein geringes Schulgeld verlangt, für feiner als 
die Fortbildungsschule gilt, von der sie ein 
zehnstündiger Wochenkursus an der Handwerker- 
schule befreit, weil es die Eltern wollen, weil 
Aufenthalt in den gut geheizten Klassen 
im Winter oft angenehmer als zu Hause ist — 
daher die regelmäßige Steigerung der Schüler- 
zahl während der Wintermonate —, oder weil 
sie an dem Zeichnen selbst Gefallen finden, 
schließlich auch einige, 3 oder 4 in jeder Klasse 
von 30 bis 40 Mann, weil sie ebenso wie die 
Gesellen hoffen, das Gelernte in der Praxis 
verwerten zu können. Nun müssen diese Leute, 
einer wie der andere, den schablonenhaften 
Lehrgang über sich ergehen lassen und sollen 
in der Projektionslehre abstrakt denken können, 
wo sie in den weitaus meisten Fällen noch 
nicht einmal die Sprache in Wort und Schrift 
hinreichend beherrschen! Dabei muß ganz un- 
vermeidlich im Unterricht Pedanterie herrschen, 
denn das technische Zeichnen verlangt Ge- 
nauigkeit und Gewissenhaftigkeit bis ins 
Kleinste, und der immer wieder versuchten 
großzügigen Flüchtigkeit muß ständig entgegen 
getreten werden. Manche Schüler fallen daher 
schon im geometrischen Zeichnen ab, weil die 
Sache zu langweilig ist, ein großer Teil der 
anderen nach und nach während des Dort- 
munder Lehrganges, wenn sie kein Zwang, wie 
die Furcht vor der Fortbildungsschule, hält. 
Nur einige betreiben mit emsigem Fleiß die 
Herstellung schöner bunter Zeichnungen‘ als 
Selbstzweck und sind schwer gekränkt, wenn 
ihnen zu verbessernde Fehler und Ungenauig- 
keiten gezeigt werden, wird doch durch Ra- 
dieren das gute Aussehen des Blattes ge- 
schädigt! Der Grund des Abfallens der Schüler 
ist leicht einzusehen: Die gebotene Schablone 
langweilt sie, kann sie nicht befriedigen, denn 
vielleicht nur einer oder der andere hat mit dem 
dargestellten Körper praktisch zu tun. Die 
Erklärung von Zweck und Bedeutung des ein- 
zelnen Teils bleibt für sie eine Reihe hohler 
Worte, weil sie das Ganze nicht erfassen können 
und weil die mangelnde Vorbildung jede Be- 
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griffsbildung erschwert, wenn nicht ausschließt. 
Wie will man beispielsweise einem Bauschlosser 
den Begriff der Arbeitsleiste auf Blatt 1 des 
Dortmunder Lehrgangs klar machen oder einem 
Werkzeugschlosser oder Mechaniker den auf 
Blatt 8 dieses Lehrgangs dargestellten Meyer- 
Expansionsschieber? Also auch die gewählten 
Modelle tragen ein gut Teil Schuld an dem Miß- 
erfolg. Wenn aber das Interesse am Unter- 
richtsgegenstand fehlt, tritt die Lust zu Dumm- 
heiten auf oder es zeigt sich bei den nach ihrer 
Tagesarbeit abgespannten Leuten bald Ermü- 
dung, und gar oft habe ich einen Schläfer im 
Unterricht wecken müssen. Wer aber durch- 
halten wollte, der sieht bald ein, daß ihm mit 
dem gelernten Zeichnen und Skizzieren nicht 
gedient ist, denn er hat bei der Verrichtung 
seiner Teilarbeit in den Fabriken keine Gelegen- 


heit zur praktischen Verwendung der zeichne-. 


rischen Fertigkeit. Eine Ausnahme bilden viel- 
leicht die wenigen Monteure, die aber wegen 
ihrer häufigen Abwesenheit vom Schulort keinen 
geregelten Schulbesuch durchführen können und 
daher auch bald abfallen. Nur Pauser und An- 
reißer pflegen mit Lust und Liebe auszuhalten. 
Diese Gründe sind die Quelle der Klassenflucht, 
die gegen Ende des Semesters immer stärker 
wird, und der man an der Handwerkerschule 
mit Nachsicht zu begegnen sucht, weil der 
Lehrer, dem die Schüler davon laufen, doch als 
schlechter Lehrer erscheinen muß, der, wenn er 
nebenamtlich beschäftigt war, das nächste Mal 
bei der Verteilung der Kurse Schwierigkeiten 
findet. Darunter leidet natürlich allgemein die 
Schulzucht, so daß der hauptamtliche Lehrer, 
der derartige Rücksichten weniger zu nehmen 
braucht, einen beträchtlichen Teil der Unter- 
richtszeit zur Aufrechterhaltung der Ordnung 
benutzen muß, welche Zeit ebenso wie die für 
die zahlreichen begriffsstutzigen Schüler über- 
flüssig verwandte den fähigeren 

natürlich nicht zugute kommen kann. 


An den staatlichen Maschinenbauschulen 
pflegt kein Entgegenkommen, keine Rücksicht 
gegenüber den Schwächlingen geübt zu werden. 
Sobald daher die Abend- und Sonntagsschüler 
hier sehen, daß sie mit einem Semesterkursus 
nicht vom Arbeiter zum Techniker oder Meister 
aufsteigen können, daß dazu im Gegenteil viel 
mehr gehört, als hier geboten wird, bleiben sie 
fort, und so soll es denn keine Seltenheit sein, 
daß die Klassen bis auf 1, 2 oder 3 Schüler im 
Laufe des Semesters zusammenschrumpfen. 


Diese Schulflucht wird weiter durch die Art 
des Unterrichtsbetriebes genährt. Auf die not- 
wendige Pedanterie hatte ich schon hingewiesen. 
Dann aber tritt auch die Aeußerlichkeit in den 
Vordergrund. Während das Verstehenlernen 
vorhandener Zeichnungen der eigentliche Zweck 


Elementen 
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des Unterrichtes ist, hat sich als vornehmstes 
Ziel für das Fachzeichnen die Herstellung mög- 
lichst vieler Zeichnungen pro Kopf und die An- 
fertigung möglichst schöner, bunter Zeichnungen 
mit eleganter Beschriftung herausgebildet, 
wenigstens, was die Handwerkerschule anlangt. 
Gegen dies Ziel tritt sogar der Wert der rich- 
tigen Projektion, der sachlichen Richtigkeit und 
der Skizze zurück. Legte man doch Wert auf 
sauber mit Tusche, Zirkel und Lineal herge- 
stellte Skizzen! Ich erinnere mich langer 
Debatten darüber, ob es zweckmäßig wäre, ein- 
heitliche Strichstärken einzuführen, ob die Maß- 
spitzen Winkel von 30 oder 45° bilden sollten, 
ob die Maßlinien zu unterbrechen oder durch- 
zuziehen wären! Ueber die Farbe der Mittel- 
und Maßlinien waren bestimmte Vorschriften 
erlassen! Die Anordnung der einzelnen Projek- 
tionen und Schnitte auf dem Blatt war nicht nur 
durch die Tradition, sondern sogar durch Vor- 
lagen gegeben! Diese Vorlagen mußten den 
Schülern gewissermaßen zur Geschmacksbildung 
in die Hand gegeben werden, die sie dann ein- 
fach trotz aller Aufsicht in ihr Skizzenbuch 
durchstachen und sie, da der Maßstab 1:2 ge- 
wählt war, durch Verdopplung der Längen in 
höchst bequemer Weise auf den Bogen über- 
trugen. Trotzdem wurden häufig Fehler ge- 
macht, wodurch das Begriffsvermögen der 
Schüler beleuchtet wird. Das Beschreiben der 
Blätter mit Rundschrift, das Einsetzen der Maß- 
zahlen, ja noch mehr wurde von den Lehrern 
oft selbst ausgeführt. Es sah doch besser aus 
und stach auf den Ausstellungen ab gegen die 
Zeichnungen der Fortbildungsschule! — An 
dieser liegen nämlich die Verhältnisse im Fach- 
zeichnen noch trostloser, weil hier der Unter- 
richt im technischen Zeichnen zumeist von 
Volksschullehrern erteilt wird, denen mangels 
genügenden Anschauungsvermögens das tech- 
nische Verständnis abgeht. Die Leistungen ihrer 
Schüler sind daher oft nur Kopieren der im Aus- 
bildungskursus vom Lehrer selbst angefertigten 
Zeichnungen, wobei etwa übersehene Fehler in 
den Zeichnungen des Lehrers in denen der 
Schüler immer wiederkehren. — 

Der Unterricht im Fachzeichnen für Metall- 
arbeiter ist meiner Ansicht nach daher niemand 
von Nutzen und sollte demnach je cher je 
besser abgeschafft werden, um so mehr, als 
das Zeichnen an sich praktisch gar keinen Wert 
für Mctallarbeiter hat. 

Das mangelnde Begriffsvermögen und die 
Jugend macht aber auch den Nutzen der meisten 
übrigen Unterrichtsfächer für Metallarbeiter illu- 
sorisch. Es gilt das namentlich von der 
Maschinenlehre und der Geometrie; allein beim 
Rechnen, Deutsch und der Elektrizitätslehre für 
Elektroinstallateure glaube ich, daß einiger Er- 
folg vorliegt. 
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Mit meiner Ansicht stehe ich durchaus nicht 
allein. Viele hauptamtliche Lehrer teilen sie 
und sind ebenso wie ich der Meinung, daß der 
Metallarbeiter zunächst eine allgemeinere Bil- 
dung, einen freieren Ueberblick haben müsse, 
den sich-der Handwerker im beschränkten Feld 
seiner kleineren Werkstatt leicht aneignen kann, 
ehe an eine Fachfortbildung zu denken ist. 
Diese Fortbildung muß aber spezialisiert sein, 
denn man kann bei diesen Leuten keinen Ueber- 
blick über fremde Betriebe voraussetzen, was 
beim heutigen Unterricht aber der Fall ist. 

Bei der Vielgestaltigkeit der industriellen Be- 
triebe läßt sich diese Forderung nicht an einer 


öffentlichen Schule durchführen, am wenigsten an 


einer Handwerkerschule mit ihrer formalen Rich- 
tung. An einer solchen können für den Industrie- 
arbeiter nur allgemein bildende Fächer, Rechnen, 
Deutsch usw. behandelt werden, die eigentliche 
Fachfortbildung muß der Fabrik selbst vorbe- 
halten bleiben in Form von Fabrikfortbildungs- 
schulen, die ihren Schülern einen lebendigen 


In dieser Zeitschrift!) habe ich des näheren 
ausgeführt, daß man neben anderen wichtizen 
Faktoren auch unter Heranziehung der Kurse 
wertvolle Aufschlüsse zur Beurteilung der wirt- 
schaftlichen Lage der hauptsächlichsten In- 
dustriegruppen erhalten kann. 

Zu dem Verfahren, welches ich ausführlich 
erläuterte,‘ sei noch ergänzend bemerkt, daß 
man ein ausgeglicheneres Bild der Kursbewe- 
gung über eine Periode (etwa über 12 Monate) 
erhält, wenn man nicht einen Stichtag im Monat 
(es war der Monatsletzte gewählt worden) her- 
ausgreift, sondern wenn man aus allen’) in 
einem Monat notierten Kursen für jede einzelne 
Gesellschaft den Monats-Durchschnittskurs be- 
rechnet und aus diesen so gewonnenen Monats- 
Durchschnittskursen unter Anwendung des ge- 
schilderten Verfahrens!) die Gruppendurch- 
schnittskurse berechnet. 

In der früheren Veröffentlichung hatte ich 
zunächst nur für die Gruppe der Maschinen- 
fabriken das zugehörige Kursdiagramm be- 
stimmt. Inzwischen sind für weitere Industrie- 
gruppen die Kursdiagramme von mir ermittelt 


worden. Die Ergebnisse sind in dem Schau- 
bild Fig. 1 und in der Tabelle Nr. 1 nieder- 


gelegt. 


1) Siehe Heft 14 vom 15. Juli 1912. 


+) Ausreichend ausgeglichene Werte erhält man auch, wenn 
man jeden zweiten Börsentag im Monat berücksichtigt. 
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Anschauungsunterricht in ihrer Spezialrichtung 
gewähren können und bei denen eine tote Schab- 
lone trotz der Spezialisierung unmöglich sein wird. 
Ein solcher Fortschritt kann aber nicht von 
der Handwerkerschule ausgehen, weil man hier 
meist kein genügendes Verständnis bei den 
leitenden Stellen für die Bedürfnisse der In- 
dustrie voraussetzen kann. Als Beleg sei die 
Fachrichtung der vorgesetzten Stellen und des 
Leiters einer derartigen Schule für einen spezi- 
ellen Fall angegeben: Der staatliche Aufsichts- 
beamte, der Gewerbeschulrat war Architekt, der 
städtische Schulrat Theologe, der Direktor 
Architekt. Das Kuratorium bestand aus einem 
Juristen, einem privatisierenden Zimmermeister, 
zwei Architekten ohne Hochschulbildung, einem 
Mittelschullehrer, einem Schlossermeister und 
einem höheren technischen Eisenbahnbeamten, 
dem es wohl zu danken ist, daß gerade an dieser 
Schule für die Lehrlinge der Eisenbahnwerkstatt 
Spezialkurse, teilweise im oben angedeuteten 
Sinne, eingerichtet waren. Schluß folgt! 


Die Bewertung der Industrie-Aktien durch die Börse. . 
Von Dipt.-$ng. Ernst Werner, Berlin-Wilmersdorf. = 


Aus dem Kursdiagramm Fig. 1 und aus der 
Tabelle ist ersichtlich, daß im ganzen 13 Gruppen 
(außer der Gesamtgruppc, in welcher „alle In- 
dustriewerte‘“‘ vereinigt sind) gebildet worden 
sind, und zwar: 


1. Bergbau. Hierunter fallen alle die Gesell- 
schaften, die nur Kohlenbergbau betreiben; 
die Bergwerke, die gleichzeitig Hütten- 
werksbetrieb haben, sind der Gruppe 2 zu- 
geteilt worden. 

2. Eisenhütten-Industrie. Hierunter fallen alle 
Gesellschaften, die sich mit der Herstellung 
von Eisen und Stahl befassen, auch die, die 
Kohlenbergbau und Weiterverarbeitung von 
Eisen und Stahl in jeder Ausdehnung gleich- 
zeitig betrieben; auch Blech- und Draht- 
walzwerke sind hierunter gerechnet worden. 

3. Metall-Industrie. Hierunter fallen alle Ge- 
sellschaften, die sich mit der Weiterver- 
arbeitung von Metallen (auch Eisen und 
Stahl, aber mit Ausnahme zu Blech und 
Draht) befassen. Sofern sich die Weiter- 
verarbeitung von Metallen auf die Her- 
stellung von Maschinen erstreckt, sind diese 
Gesellschaften der besonderen Gruppe 4 zu- 
geteilt worden. 

4. Maschinenfabriken. Hierunter fallen alle 
Gesellschaften, die sich mit der Herstellung 
von Maschinen befassen, wobei unter 
„Maschine“ ein Gegenstand verstanden ist, 
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der durch die Einwirkung einer Kraft eine diese Werke der besonderen Gruppe 6 zuge- 
Kraftübertragung bewerkstelligt. Sofern es teilt worden. 
Fig. 1. 
Machdruck verboten . 
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maschinenfabriken handelt, sind diese der fabriken. 
besonderen Gruppe 5, und sofern es sich um Elektrotechnische Industrie. Hierunter 
elektrische Krafteinwirkung handelt, sind fallen alle Gesellschaften, die sich mit der 
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Fabrikation von elektrotechnischen Ma- 
schinen und Apparaten befassen. 
7. Elektrizitätswerke. Hierunter fallen alle 


Gesellschaften, die sich mit der Erzeugung 
von Elektrizität befassen. 

8. Chemische Industrie. 

Glas- und Porzellan-Fabriken. 

Papier- und Zellulose-Fabriken. 

Textilindustrie. 

Zementindustrie. 

. Verschiedene Industrie-Gesellschaften. Hier- 
unter fallen alle Gesellschaften, die unter 
eine der Gruppen 1—12 nicht eingereiht 
werden konnten. 


Tabelle 
Gruppe 
P 4 E| o 
DER. E85 
sine | | 
Monat FE: SE zg nr 3 | 
w2 E53 |05 #58 F 
33132138133 53 
Eee | 
9 wi 
|< 7 
Januar 1912 222 ı 189 | 189 | 279 ı 197 
Februar 1912 a a 221 | 188 | 185 | 272 | 195 
März 1912 223 | 185 | 182 | 274 | 200 
April 1912 218 | 187 | 185 | 287 | 199 
Mai I9i2 o. 214 | 184 | 188 | 291 | 200 
Juni 1912 | 208 | 181 | 184 | 297 | 204 
Juli IOIA o a 218 | 185 | 186 | 318 | 206 
August 1912 219 | 190 | 190 | 322 | 211 
September 1912 224 | 193 | 191 | 329 | 211 
Oktober IIA ER 215 | 181 | 176 | 305 | 190 
Von den im amtlichen Kurszettel unter der 


Rubrik ,„Industrie-Aktien‘“ aufgeführten Gesell- 
schaften sind nur alle diejenigen berücksichtigt 
worden, die in erster Linie eine Fabrikation 
betreiben. 


Es sind somit alle Aktiengesellschaften, die 
nur Handel treiben, wie beispielsweise die 
Leonard Tietz A.-G., unberücksichtigt geblieben. 
Ferner sind in die Untersuchung nicht einbe- 
griffen worden: 


Immobiliengesellschaften, 
bankähnliche Unternehmungen und 
Bau- und Terraingesellschaften. 


Ferner sind nicht berücksichtigt worden alle 


Aktiengesellschaften in Liquidation und in 
Konkurs. 
Bei denjenigen IndustriegeSellschaften, bei 


denen für die Vorzugs-Aktien besondere Kurse 
notiert werden, sind solche Kursnotierungen, 
wie schon früher bemerkt, dann nicht berück- 
sichtigt worden, wenn mit diesen Vorzugs- 
Aktien eine beschränkte Dividendengewährung 
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verknüpft ist, weil derartige Vorzugsaktien mit 
beispielsweise 4 1/,%0 Höchstdividende mehr den 
Charakter einer Obligation tragen. 

An der Hand der Kursdiagramme, wie sie in 
dem Schaubild 1 dargestellt sind, können wir 
ersehen, an welchen Zeitpunkten die Börse eine 
von den oben angeführten Industriegruppen 
innerhalb einer Periode (beispielsweise die 
letzten 12 Monate) am niedrigsten und am 
höchsten bewertete; wir können weiterhin er- 
sehen, ob beispielsweise der Gruppen-Durch- 
schnittskurs im September die Höhe des für 
Januar ermittelten Gruppen-Durchschnittskurses 


erreicht hat oder welche Monate etwa die 
Nr. 1. 
n-Durchschnittskurs für 
u y U Oo = k- 
cej] E| |8 3g glg] 
gal a Ele | = OEIT |9 |Zo 
BEIN |SE| |g |7g|ia| pEi% 
-i E a eaa BE a BE u OR 2 MN 
z ET u AR. = T © 
ea) aa A jo [al 
239 | 175 | 356 | 159 | 151 | 198 | 241 | 196 | 212 
231 | 177 | 352 | 158 | 148 | 190 | 237 | 194 | 209 
231 | 175 | 360 | 155 | 145 | 190 | 238 | 190 | 207 
236 | 177 | 363 | 159 | 146 | 189 | 241 | 194 | 209 
233 | 176 | 369 | 157 | 139 | 190 | 233 | 192 | 208 
232 | 179 | 370 | 155 | 134 | 183 | 231 | 188 | 206 
237 170 | 382 | 160 | 138 | 185 | 237 | 190 | 211 
238 | 172 | 382 | 161 | 139 | 185 | 240 | 191 | 213 
238 | 170 | 381 | 161 | 138 | 184 | 240 | 190 | 214 
221 | 166 | 361 | 154 | 130 | 175 | 230 | 179 | 202 
gleichen Höhen aufweisen; wir sehen auch sehr 


deutlich den Einfluß des Balkankrieges, der sich 
bei allen Industrien mehr oder weniger bemerk- 
bar macht; wir können schließlich erkennen, 


fig. 2 


Algemeine Elekinzitäts- Gesellschaft Berlin. 


wie die Börse die verschiedenen Industriegruppen 
im Laufe eines Wirtschaftsjahres eingeschätzt 
hat; dies ist in sofern von Interesse, weil die 
Bewertung der Industrieaktien durch die Börse 
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nicht ohne Zusammenhang mit der ganzen all- 
gemeinen wirtschaftlichen Lage ist. Zusammen- 
gefaßt bieten die Kursdiagramme einen anschau- 
lichen Rück- und Ueberblick, und sie bieten den 
Leitern von Industrieunternechmungen auch eine 
Vergleichsmöglichkeit auf die wırtschaftliche 
Lage der eigenen Fabrik; dies zeigt beispiels- 
weise Fig. 2, in welcher das Kursdiagramm der 
Allgemeinen Elektrizitätsgesellschaft zu den aus 
Fig. 1 entnommenen Diagrammen für die 
Elektro-Industrie und für alle Industriewerte in 
Vergleich gezogen ist. In gleicher Weise werde 
ich auch für die übrigen Industriegesellschaften 
Diagramme aufstellen und diese demnächst ver- 
öffentlichen. An der Hand solcher Kursdia- 
gramme werden wir interessante Aufschlüsse 
herauslesen können. Wir müssen nur eins be- 
achten: Die Börse eilt sozusagen den wirt- 
schaftlichen Vorgängen voraus, sie gibt auch ab 


Hochschulnachrichten. - 


Technische Hochschule Berlin. 


Zum Nachfolger des sich ins Privatleben zurück- 
ziehenden Berliner Nationalökonomen Ex. v. Schmoller 
wurde Professor Heinrich Herkner von der 
Berliner Technischen Hochschule bestimmt, der weiteren 
Kreisen vor allem durch sein in mehreren Auflagen 
erschienenes Werk über Arbeiterfragen bekannt ge- 
worden ist. Er ist heute stellvertretender Vorsitzender 
des Vereins für Sozialpolitik. Schon einmal hatte 
man Ende der neunziger Jahre den Namen Herkners 
mit einem Berliner Ordinariat in Verbindung gebracht, 
doch wurde damals, wohl durch Einfluß Schmollers, 
Professor Sehring mit dem dritten nationalökononischen 
Lehrstulil in Berlin betraut. 

Erst seit dem Jahre 1907, nach dem Rücktritt 
Paasches, gehört Herkner dem Lehrkörper der 
Technischen Hochschule an, und bei der hohen 
Bedeutung gerade des volkswirtschaftlichen Lehrstuhls 
für den technischen Nachwuchs ist es bedauerlich, 
daß diese Professur mehr oder weniger nur ein 
Durchgangsstadium bezw. Sprungbrett für die weitere 
Lautbahn bildet. 


Technische Hochschule Braunschweig. 


Rektor und Senat der Herzoglichen Technischen 
Hochschule haben auf einstimmigen Antrag der 
Abteilung für Maschinenbau bezw. der Abteilung für 
Chemie die Würde eines Dr.-Ing. ehrenhalber 
verlichen: 

l. dem Fabrikanten, Hütten- und Bergwerks- 
besitzer August Thyssen auf Schloß Landsberg bei 
Kettwig a. d. Ruhr in Anerkennung seiner hervor- 
ragenden Verdienste um die Entwicklung der deutschen 


Hochschulnachrichten 


und zu die wirtschaftlichen Vorgänge in über- 
spannten Verhältnissen wieder, namentlich wenn 
wir die täglichen Notierungen verfolgen; im all- 
gemeinen wird aber die Charakteristik der Auf- 
und Abbewegung in relativer Hinsicht und zeit- 
lich nach vorwärts verschoben die allgemcine 
wirtschaftliche Lage widerspiegeln. Es konnte 
auch bei der Ermittlung der Diagrammwerte, 
die zahlenmäßig in der Tabelle 1 zusammen- 
gestellt sind, die wichtige Beobachtung gemacht 
werden, daß, wenn Neigung zum Sinken oder 
Steigen der Kurse vorhanden war, mit ge- 
ringen Ausnahmen alle Kurse fielen oder 
stiegen; bei schwachen Gesellschaften mit an 
sich niedrigem Kurs hält das Fallen länger an, 
wenn aber das Steigen der Kurse einen ent- 
schiedenen Ausdruck annimmt, steigen auch die 
schwachen Werte und nehmen an dem weiteren 
Steigen verhältnismäßig Anteil. 


Industrie und seiner vorbildlichen Leistungen als 
Leiter technischer Großbetriebe; 

2. dem Geheimen Kommerzienrat Dr. Friedrich 
Schott zu Heidelberg in Anerkennung seiner hervor- 
ragenden Verdienste um die Theorie und Praxis der 
Zementerzeugung, um die Kenntnis des Erhärtungs- 
vorganges und ganz besonders um die Aufstellung 
der Normen für die Prüfung der Zemente auf ihre 
praktische Verwendbarkeit. 


Doktor-Dissertationen. 


Technische Hochschule Berlin. 

Kräfteverteilung und Greifen bei 
Selbstgreifern, von Dipl.-Ing. Werner Pfahl 
aus Halle a. S., Berlin 1912. 

Die Abwässerreinigung mittels inter- 
mittierenderBodenfiltration in Nord- 
amerika, insbesondere im Staate Massa- 
chusetts und ihre Bedeutung im Hin- 
blick auf die Reinigungsmethoden 
durch Berieselung und künstliche bio- 
logische Reinigung, von Stadtbaurat Carl 
Henneking aus Magdeburg. 

Die Grundlagen der Rentabilität 
von Frachtschiffen und ihre Beein- 
flussung durch die moderne Technik, 
von Dipl.:$ng. Carl Commentz aus Hamburg. Verlag 
Deutsche Schiffahrt G. m. b. H., Charlottenburg, 1912. 

Einwirkung von Oxalylchlorid auf 
substituierte Anthracene, von Dipl.-Ing. 
Dimitrie Butescu aus Filiora (Rumänien) Emil 
Ebering, Berlin, 1912. 

Pendentifs, Trompen und Stalaktiten. 
Beiträge zur Kenntnis der islamischen 
Architektur, von Dipl.-$ng. J. Rosintal. Hof- 
buchdruckerei zu Weimar, 1012. 


Berufs- und Standesfragen — Literatur 


Technische Hochschule Karlsruhe i. B. 

Ueber Elastizität und Stabilität des 
geschlossenen und offenen Kreisbogens 
von Rudolf Mayer. Leipzig, B. G. Teubner, 1912. 
Technische Hochschule München. 

Dampfturbinen mitveränderlicher 
Tourenzahl von Dipl. Ing. Gustav Eisner aus 
München. 


Berufs- und Standesfragen. 


Ueberfüllung der Regierungs-Baumeister-Laufbahn. 


Zu diesem Kapitel veröffentlicht Regierungsbau- 
meister Ludwig Schmülling in Nr. 45 der „Bauwelt“ 
sehr interessante Daten. Nach ihm verteilen sich in 
Preußen, Elsaß-Lothringen und der Reichsverwaltung 
im Durchschnitt die höheren Baubeamten auf die 
einzelnen Ministerien bezw. Reichsämter wie folgt: 

Etatsmäßig angestellt sind an höheren Baubeamten: 


l. Im Reichsamt des Innern. . . ... 3 
2. Kanalamt in Kiel . . 2 2 2 20... 20 
3. Reichskolonialamt . . . 2» 2... H 
4. Reichspostamt . . 2 2. 2 0 2 22.40 
5. Patentamt . . 2 2 2 en ne. 74 
6. Kriegsministerium 194 
7. Reichsmarineamt . ea A 3a. ir a 200 
8. Elsaß-Lothringen . . . . 48 
9. Ministerium der Bitentlichen Arbeiten: 

a) Hochbauabteilung 658 

(darunter 387 Resierungsbatmeister) 
b); Abteilung für Wasserbau . 312 


(darunter 230 Regierungsbaumeister) 
c) Abteilung für Maschinenbau . . . 15 
(darunter 13 Regierungsbaumeister) 
10. Bei den Provinzialbauverwaltungen . . 124 
Zusammen: 1705 
Nicht etatsmäßig angestellt sind an Regierungs- 
baumeistern: 


l. In den Reichsämtern . . 2 2 22.0.3] 
2. Im Reichspostamt . . .. 2.2... HM 
3. Im Kriegsministerium . . 2 . . . . 20 
4. Im Reichsmarineamt . . . 2 2.2.27 
5. Im preußischen Staatsdienst: 


a) Abteilung für Hochbau 
b) Abteilung für Wasserbau . 
c) Abteilung für Maschinenbau . . . 6 
6. bei den Provinzialbauverwaltungen . . 29 
Summe: 0609 
Das jährliche Bedürfnis nach neu etatsmäßig an- 
zustellenden höheren Baubeanıten beträgt ungefähr 
65 bis 90 Personen, in der Zeit vom 1. April 1911 
bis 1. April 1012 wurden allerdings 100 Regierungs- 

baumeister etatsmäßig angestellt und zwar: 


im Hochbaufach . . 2 2 2 2 2 nn. 28 
im Wasserbaufach . . . 2 2 2 2 2.2...10 
im Eisenbalnbaufach . . 2 2 2.2..2...20 
im Maschinenbaufach . . 2 2 202002...27 

Summe: 100 
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Im argen Mißverhältnis zu diesen Neueinstellungen 
steht die Zahl der jährlich abgelegten Regierungs- 
baumeister-Prüfungen. Nach dem Bericht des Ober- 
prüfungsamtes in Berlin haben in der Zeit von - 
1. April 1911 bis zum 1. April 1912 290 Kandidaten 
von 329 Bewerbern die Staatsprüfung bestanden, so daß 
also allein im letzten Etatsjahr 190 Anwärter von der 
Staatslaufbahn ausgeschlossen wurden. Da nun auch, 
wie Regierungsbaumeister Schmülling auf Grund 
zuverlässiger Informationen betont, ein stärkerer 
Bedarf an höheren Baubeamten für die nächsten 
Jahre nicht zu erwarten ist, ergibt sich das höchst 
bedenkliche Resultat, daß das Angebot an Regierungs- 
baumeistern die Nachfrage um das Doppelte übertrifft. 
Die Folge hiervon ist, daß jährlich ungefähr 200 
Regierungsbaumeister zur Privatpraxis abschwenken 
müssen. Mit Recht betont daher der Autor, daß an 
Stelle tüchtiger selbstständiger Fachleute jährlich eine 
große Anzahl von Existenzen groß gezogen wird, die 
gezwungen ist, ihr Ziel sehr viel enger zu stecken, als 
ursprünglich geplant war. „Dieser Zwang hemmt 
aber die Schaffensfreude und kann der Technik, die 
arbeitstreudige Fachmänner aus einem Guß gebraucht, 
nicht zum Nutzen gereichen.“ 


_ Literatur. 


Buchbesprechung. 


Gesellschaft für wirtschaftliche Ausbildung, 
E. V. zu Frankfurt a/M. Bericht über das 
Jahr 1911. Es sind jetzt gerade 10 Jahre verflossen, 
seitdem ich in der „Straßburger Post“ eine Artıkelserie 
erscheinen ließ über den wirtschaftswissenschaftlichen 
Ausbau der Technischen Hochschulen und zugleich die 
Gründung eines Vereins betrieb, der sich die in dem Ar- 
tikel genannten Aufgaben zum Ziele setzte. Nach kurzer 
Zeit entstand dieser Verein unter obigem Namen; 
an seiner Gründung und Ausgestaltung habe ich an 
meinem Teile mitgewirkt. Durch die Freigebigkeit 
eines Frankfurter Bürgers war die junge Gesellschaft 
rasch in die Lage gekommen, über bedeutende Mittel 
verfügen zu können und sich eine auf breiter Basis 
aufgebaute Organisation zu schaffen. Es wurde 
möglich, alljährlich eine Anzahl gut empfohlener 
Diplom-Ingenieure, Nationalökonomen und juristische 
Assessoren anzustellen, die Gelegenheit fanden, durch 
Gewährung von festen Bezügen sich an der Frank- 
furter Akademie für Sozialwissenschaften auszubilden. 
Durch Gewährung von Reiseunterstützungen und 
durch Vermittlung von Empfehlungen an indu- 
striellen Unternehmungen des In- und Auslandes war 
es diesen Herren möglich, einzelne Fragen des 
technisch - industriellen Lebens an Ort und Stelle 
selbst zu studieren. Die Ergebnisse dieser Studien 
wurden meist in Buchform zur Darstellung gebracht, 
und so erschienen im Laufe des letzten Jahrzehnts 
unter den „Schriften“ der Gesellschaft eine ganze An- 
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zahl höchst wertvoller Monographien. Hand in Hand 
damit ergriff die Gesellschaft in Erfüllung ihres 
bestimmungsgemäßen Zweckes noch weitere Auf- 
“gaben. In Frankfurt a/M. wurde ein Archiv nebst 
Bibliothek angelegt, es wurden Fortbildungskurse 
für höhere Verwaltungsbeamte eingerichtet, um 
diese in die Denkweise der Industriellen einzuführen; 
ferner wurden Kurse über wirtschaftliche Fragen 
ins Leben gerufen, Vortragskurse in Verbindung 
mit technisch -wissenschaftlichen Fachvereinen; es 
wurden Zusammenkünfte der volkswirtschaftlichen 
Dozenten an der Technischen Hochschule herbei- 
geführt, u. a. m.; auch an der Gründung der „Ge- 
sellschaft Deutscher Metallhütten- und Bergleute“, die 
heute von unserem Verbandsmitgliede Assessor 
Dr.-Ing. Nugel geleitet wird, war die Gesell- 
schaft beteiligt. So hat sich die Gesellschaft 
in Ausführung ihres Programms, industrielles 
d. h. technisch -wirtschaftliches Denken in immer 
weitere Kreise zu tragen, auf den verschiedensten 
Gebieten des sozialen Lebens betätigt und überall 
eine segensreiche Tätigkeit entfaltet. Freilich war es 
der Gesellschaft nicht möglich, jeden der von ihr 
ausgebildeten Diplom-Ingenieure auch unterzubringen. 
Aber die Gesellschaft will auch nur die Keime pflanzen, 
soweit dies durch Studien möglich ist, mehr kann 
nicht verlangt werden; darüber hinaus muß der 
Diplom-Ingenieur selbst erkannt haben, worin seine 
Stärke liegt und an welche Stelle er gehört. Ihn 
hierin zu unterstützen und zu fördern ist eine der 
vornehmsten Aufgaben des Verbandes Deutscher 
Diplom-Ingenieure und seiner Stellenvermittlung. In 
diesem Sinne bildet der Verband eine Ergänzung zu 
der vorgenannten Gesellschaft, indem er bemüht ist, 
den richtigen Mann an die richtige Stelle zu bringen. 
Mögen aus dieser Zusammenarbeit den arbeitenden 
Ständen inımer neue fruchtbringende Arbeitsgebiete 
erschlossen werden. 

Dipl.-Ing. Dr. Alexander Lang, Patentanwalt. 


Bücherschan. 
Bei der Redaktion eingegangene Bücher. 
(Besprechung vorbehalten.) 


Der Landstraßenbau. Von A. Liebmann, Oberingenieur a. D., 
Kgl. Oberlehrer in Magdeburg. Mit 44 Abb. (Sammlung 


Göschen Nr. 508). G. J. Göschen’sche Verlagshandlung 
G. m. b. H. in Berlin und Leipzig. Preis in Leinwand geb. 
M. 0,80. 


Graphische Statik mit besonderer Berücksichtigung der 
Einflußlinien von Dipl sng. Otto Henkel, Bauingenieur 
und Oberlehrer an der Königl. Tiefbauschule in Rendsburg. 
H. Teil. Mit 121 Figuren. (Sammlung Göschen Nr. 603). 
G. J. Göschen’sche Verlagshandlung G. m. b. H. in Berlin und 
Leipzig. Picis in Leinwand geb. M. 0,80. 

Güldner’s Kalender für Betriebsleitung und praktischen 
Maschinenbau. 21. Jahrgang 1913. Begründet von Hugo 
Güldner, Maschineningenieur und Tabrikdirektor, unter 


Mitwirkung erfahrener Betriebsleiter herausgegeben von 
Inrenieur Alfred Freund, Leipzig 2 Teile In Leinen- 
band M. 3,—, in Brieftaschenlederband M. 5,—. Leipzig, 


-H. A. Ludwig Degener. 

Danzigs Handei und Industrie. 
Danziger Verkehrszentrale mit einem Stadtplan. 
Verlag von John & Rosenberg, Danzig. 


Herausgegeben von der 
Preis M. 0,75. 


Verbandsnachrichten 


. Verbandsnachrichten. : 


Vom Vorstande. 


Wir machen die Verbandsmitglieder auf den 
seit drei Jahren bestehenden Stellennachweis auf- 
merksam, dessen Abonnement auf das drin- 
gendste empfohlen werden kann. 

Der Abonnementspreis beträgt 1,30 M. pro 
Quartal, wofür die Vakanzenpost mit durch- 
schnittlich 20—40 Stellennachweisen wöchentlich 
franko zugestellt wird. 


Sachverständigenliste. 


Der Bezirksverein Mainz-Wiesbaden ver- 
sendet alljährlich, und zwar im Anfang des 
Jahres, eine Liste seiner Sachverständigen an 
sämtliche Gerichte und Rechtsanwälte seines 
Bezirks. (Vergl. Verbandszeitschrift, Heft 6 
vom 15. März 1912, pag. 148.) Der Vorstand des 
Verbandes hat s. Zt. das Vorgehen des Be- 
zirksvereins Mainz-Wiesbaden zur Nachahmung 
empfohlen. Es ist dem Vorstand jedoch nicht 
bekannt geworden, welche Bezirksvereine sich 
mittlerweile zu einem ähnlichen Vorgehen ent- 
schlossen haben. Der Vorstand bittet deshalb 
die Bezirksvereine, dem Bezirksverein Mainz- 
Wiesbaden umgehend Mitteilung zu machen, ob 
und mit welchem Erfolge eine solche Sach- 
verständigenliste herausgegeben worden ist, 
oder ob eine dahingehende Absicht für das 
kommende Jahr besteht. 

Der Vorstand. 


Zur Frage „Diplom-Architekt‘. 


Ohne sich mit dem Verband Deutscher 
Diplom-Ingenieure in Verbindung zu setzen, hat 
der Verband Deutscher Architekten und In- 
genieur-Vereine unterm 30. April 1910 an die 
deutschen Unterrichts-Minister eine Eingabe ge- 
richtet, in der beantragt wurde, für die Absol- 
venten der Abteilung des Hochbaues der Tech- 
nischen Hochschule an Stelle des Titels Diplom- 
Ingenieur den Titel ‚„Diplom-Architekt“ einzu- 
führen. Der Vorstand des Verbandes Deut- 
scher Diplom-Ingenieure hat dieserhalb unterm 
29. Juni 1910 eine Gegeneingabe (vgl. Zeitschrift 
des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 
Jahrg. 1910, Heft 13, Seite 285) an die deutschen 
Unterrichts-Minister abgehen lassen und hat 
diese Gegeneingabe zugleich auch an sämtliche 
Technische Hochschulen gerichtet mit der Bitte, 
ebenfalls gegen den Antrag des Vorstandes der 
Deutschen Architekten- und Ingenieur-Vereine 
Stellung nehmen zu wollen. Auf diese Ein- 
gaben sind dem Verband bisher nur zustim- 
mende Antworten seitens der Unterrichts- 
Minister zugegangen. Nunmehr hat auch das 


Aus den Bezirksvereincn 


Königlich Bayerische Staatsministerium des 
Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten in 
Erledigung der Eingabe des Verbandes Deut- 
scher Diplom-Ingenieure diesem die Antwort 
an den Vorstand des Verbandes Deutscher 
Architekten und Ingenieur-Vereine zur Kennt- 
nisnahme übersandt. Diese Antwort des 
Bayerischen Unterrichts-Ministers entspricht 
vollauf den Wünschen, die der Verband Deut- 
scher Diplom-Ingenieure in seiner Eingabe zum 
Ausdruck gebracht hat und hat folgenden Wort- 
laut: 


Der Vorstand des Verbandes Deutscher 
Architekten- und Ingenieur-Vereine hat gebeten: 


l. den Absolventen der Technischen Hoch- 
schulen entsprechend der von ihnen ge- 
wählten Fachrichtung die Bezeichnung 


Diplom-Architekt oder Diplom-Ingenieur zu 
verleihen; 

2. den zur Ausbildung im Staatsdienste zuge- 
lassenen Absolventen der Technischen Hoch- 
schulen die Bezeichnung ‚‚Regierungsbau- 
führer‘‘ zu erteilen; 

3. diesen Regierungsbauführern nach Ablegung 
der Staatsprüfung ohne Rücksicht auf spätere 
feste Anstellung im Staatsdienste den Titel 
„Regierungsbaumeister‘‘ zu verleihen; 

4. die Bezeichnung ‚a. D.“ der nicht mehr im 
Staatsdienste beschäftigten Regierungsbau- 
meister fortfallen zu lassen. 


Zu dem Antrag unter Ziffer 1 der Vor- 
stellung wird bemerkt, daß die Einführung des 
Titels „Diplom-Ingenieur‘‘ für Absolventen der 
Technischen Hochschule München auf einer Ver- 
einbarung der sämtlichen deutschen Bundes- 
regierungen beruht, in deren Gebieten Tech- 
nische Hochschulen bestehen. Schon deshalb 
ist es nicht tunlich, für die Technische Hoch- 
schule in München eine Sonderbestimmung durch 
Zulassung der Bezeichnung ‚„Diplom-Architekt“ 
statt ‚Diplom-Ingenieur‘ für die Absolventen 
der Architekten-Abteilung einzuführen. 


Im übrigen hat sich der Titel ‚„Diplom-In- 
genieur‘“ als einheitliche Bezeichnung für die 
akademisch gebildeten Techniker der verschiede- 
nen Fachrichtungen während seines verhältnis- 
mäßig kurzen Bestehens gut eingebürgert, so 
daß kein Anlaß besteht, eine Aenderung dieses 
Titels in der von dem Vorstand des Verbandes 
Deutscher Architekten- und Ingenieur-Vereine 
in Berlin angestrebten Richtung in Erwägung zu 
ziehen. 


Zu Ziffer 2 mit 4 der Vorstellung wird im 
Einverständnisse mit den Kgl. Staatsministerien 
des Innern und für Verkehrsangelezenheiten 
folgendes bemerkt: 

In Bayern führen die zur Ausbildung auf die 
praktische Prüfung für den Staatsdienst zuge- 
lassenen Diplom-Ingenieure im Dienstbetriebe 
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die Bezeichnung ‚„Baupraktikanten‘‘ in Analogie 
mit den ‚Rechtspraktikanten“. Die Annahme 
der Bezeichnung ‚„Regierungsbauführer‘“ würde 
diese bestehende interne Gleichmäßigkeit be- 
seitigen, während die gegenüber den anderen 
Bundesstaaten im technischen Fache zu schaffende 
Gleichmäßigkeit keine große Bedeutung hätte, 
da die Träger der einen oder der anderen Be- 
zeichnung ja doch nur zu demjenigen Bundes- 
staate Beziehung haben, der sie zur Ausbildung 
zugelassen hat, und da die Bezeichnung selbst 
nur ganz kurze Zeit dauert, nämlich bis zur 
Ablegung der Staatsprüfung, wonach der Titel 
Regierungsbaumeister einsetzt. Auch könnten 
vielleicht wegen der dem mittleren technischen 
Dienst angehörigen ,„Bauführer“ Schwierigkeiten 
entstehen. 

Der Titel ‚„Regierungsbaumeister‘‘ wird in 
Bayern allen Diplom-Ingenieuren verliehen, die 
die Staatsprüfung bestanden haben, gleichgültig, 
ob sie zur Verwendung im Staatsdienste zuge- 
lassen werden oder nicht. Den Wünschen des 
Verbandes ist demnach in diesem Punkt in 
Bayern entsprochen. 


gez. Dr. von Knilling. 


Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Berlin. Ordentliche Mitgliederversammlung 
vom 8. Oktober 1912. Anwesend ungefähr 40 Personen. 

Nachdem der Vorsitzende die Versammlung er- 
öffnet hat, teilt der Schrifttührer mit, daß die Redaktion 
der Zeitschrift fortan auch Aufsätze fachwissenschaft- 
lichen Charakters bringen wird. Es wird zu reger 
Mitarbeit aufgefordert. Dann erhält Herr Rechts- 
anwalt Manasse als Gast das Wort zu seinem Vor- 
trage: „Einiges über Grundstückserwerb, Hausbau 
und Bauleitung“. In seinen Ausführungen streifte 
der Vortragende auch die in dem Gewerbe üblichen 
Transaktionen, die dazu beigetragen haben, dem 
ganzen Beruf etwas Ominöses anzuheften. 

Des weiteren beschäftigte sich der Vortragende: 
mit der gesetzlichen Haftung und Garantieleistung. 
des Bauherrn und Bauleiters. 

Reicher Beifall lohnte die Ausführungen des. 
Redners, und es wurde beschlossen, einen Teil des 
Vortrages in der Zeitschrift zu veröffentlichen. 

lm weiteren Verlaufe der Sitzung wurde ent- 
sprechend der Anregung des B.-V. Frankfurt be- 
schlossen, eine mehrgliedrıge Kommission zu wählen, 
die sich mit der Handhabung desTitels Diplom-Ingenieur 
bei den Kommunen sowie mit den allgemeinen Ver- 
hältnissen der Diplom-Ingenieure bei den Stadt- 
verwaltungen beschäftigen soll. Ferner wird erneut 
zur Zeichnung von Beträgen für die Hilfskasse des. 
Verbandes hingewiesen. | 
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Ordentliche Mitgliederversammlung vom 12. No- 
vember 1912. Anwesend ca. 60 Personen. 


Der Vorsitzende eröffnet die Versammlung und 
begrüßt in einer kurzen Ansprache die zum ersten 
Male im B.-V. erschienenen Mitglieder. 


Der Schriitführer verliest den Eingang. Er teilt 
mit, daß auf Anregung des B.-V. Karlsruhe die Ge- 
schäftsstelle des Verbandes eine Rednerliste aufgestellt 
hat, und daß sich hierzu Herren melden sollen. 


Ferner teilt er mit, daß die Technische Hochschule 
sow.ce die Bergakademie das Anbringen von An- 
schlägen des B.-V. am schwarzen Brett gestattet 
haben. Sodann erhält Kollege Berlowitz das Wort 
zu seinem Vortrage: „Der Verstoß gegen die allgemein 
anerkannten Regeln der Baukunst (8 330 StGB.)«. 

Er erläuterte zunächst, was das Strafrecht unter 
dem Begriffe „Bau“ versteht, ging dann auf die bei 
der „Leitung“ und „Ausführung“ eines Baues be- 
teilipten Personen ein und zeigte, welche Pflichten 
und welche Verantwortung diesen Kreisen aus dem 
modernen komplizierten Baubetriebe erwachsen. Da 
nicht der Verstoß gegen die Regeln der Baukunst an 
sich, sondern die hierdurch erfolgte Gefährdung von 
Leben und Gesundheit Anderer vom Gesctze verfolgt 
wird, wurde auch das Gefahrmoment an Hand der 
neuesten Reichsgerichtsentscheidungen eingehend be- 
handelt. Den Schluß der Ausführungen bildete der 
Begriff der „Anerkannten Regeln der Baukunst« selbst, 
der dahin definiert wurde, als „die bei regulärer Aus- 
bildung erworbenen Kenntnisse und Fähigkeiten“. In 
der sich anschließenden Diskussion, an der sich auch 
anwesende Rechtsanwälte eifrig beteiligten, wurde be- 
sonders betont, wie wichtig es sei, daß sich die Tech- 
niker mit diesen Rechtsfragen beschäftigten, da eine 
Klärung der einschlägigen Begriffe letzten Endes 
doch nur seitens der Fachleute erfolgen könne. Auch 
wurde die Frage der technischen Notariate bei dieser 
Gelegenheit wieder angeschnitten. 

Für die Bearbeitung der Fragen, die in das Inter- 
essengebiet der bei den Kommunen beschäftigten 
Diplom-Ingenieure fallen, wird eine siebengliedrige 
Kommission gewählt. 

Zu Rechnungsprülern werden die Herren Dipl. sn. 
Paul Günther und Wendt gewählt. 

In den Festausschuß für das am 18 
findende Winterfest werden gewählt 
Häpke, Berlowitz und Werner. 


. Januar statt- 
die Herren 


B.-V. Essen. Am vergangenen Buß- und Bettag 
veranstaltete der Bezirksverein Essen eine Besichtigung 
der größten Kläraniage der Emschergenossenschaft in 
Essen-Nord unter sachkundiger Führung des Kollegen 
Dipl -3ng. Reisner, und des Betriebsleiters der Anlage. 
Vor dem Rundgang durch die Anlare wurde ihre 
Einrichtung in allen Einzelheiten an Hand eines reichen 
Kartenmaterials und ilre Wirkung durch Schaugläser 
mit ungereinigtem und gereinigtem Abwasser sowie 
einer Schlammprobe anschanlich erläutert. 


Aus den Bezirksvereinen 


B.-V. Stuttgart: Dieser Winter hat mit einer 
regen Vereinstätigkeit eingesetzt, für die ein 
festes Programm ausgearbeitet ist, das eine 
Reihe von Vorträgen und Besichtigungen um- 
faßt. 

Donnerstag, den 24. Oktober war der Be- 
zirksverein durch einige Herren bei dem Vortrag 
des Herrn Baurat Hardegg über „Arbeiter- 
schutz und Arbeiterrecht‘ auf Einladung des 
Württ. Elcktrotechnischen Vereins anwesend. 
Dieser Verein veranstaltete auch am 4. Nov. 
eine Besichtigung der neuen Kgl. Hoftheater und 
stellte für diese Zwecke eine Anzahl Karten 
unserem Bezirksverein in liebenswürdiger Weise 
zur Verfügung. 

Den ersten Vortrag dieses Winters hielt am 
14. Nov. Reg.-Baumeister Schleicher über das 
Thema: „Die Großschiffahrtsverbindung Rhein- 
Donau und ihre Bedeutung“. Der Redner kenn- 
zeichnete zunächst die Bedeutung des Transport- 
wesens für die Volks- und Weltwirtschaft an 
den Eisenbahnen und sprach hierbei über die 
preußische Eisenbahnpolitik von Bismarcks 
Reichseisenbahnprojekt, das an den sonderpoli- 
tischen Bedenken der süddeutschen Bundes- 
staaten scheiterte, bis zur preußisch-hessischen 
Eisenbahngemeinschaft und süddeutschen Eisen- 
bahngemeinschaft unter Würdigung der Vorteile 
der daraus entstandenen Eisenbahnoberhoheit 
Preußens, deren wichtigster die Tarifgestaltung 
ist. Dadurch hat Preußen einen bedeutenden 
Einfluß auf Verkehrs- und Wirtschaftsleben, auch 
in Süddeutschland, gewonnen. Die Handels- 
kammern in Stuttgart, Dresden und Leipzig sind 
daher für einen Anschluß an die preußisch- 
hessische Eisenbahngemeinschaft, Bayern sieht 
sein Heil in der Kanalisierung des Mains von 
Aschaffenburg aufwärts, womit es sich unab- 
hängig von sämtlichen Eisenbahnnetzen machen 
zu können glaubt. Daran scheiterte auch bisher 
eine Vereinbarung Bayerns mit Preußen wegen 
der Mainkanalisierung; erst das preuß. Wasser- 
straßengesetz von 1905 brachte Erkenntnis und 
Einigung. Auch für uns am Neckar ist diese 
neue Lage von Wichtigkeit, durch die geplante 
Schaffung cines Großschiffahrtsweges vom Rhein 
(über den Neckar) zur Donau. Der Redner 
skizzierte kurz die moderne Wirtschaftsgestaltung 
von Württemberg und Bayern mit dem Schluß, 
daß die Produktiv-, Gewerbe-, Handels- und 
Kapitalkraft mehr und mehr hinter dem all- 
gemeinen Aufschwung des Deutschen Reiches und 
den wirtschafts-geographisch besser gelegenen 
Bundesstaaten zurückbleibt. Vor allem übt die 
Rhein-, Main-Wasserstraße eine große An- 
zielungskraft aus, was den Wunsch nach einem 
Großschiffahrtsweg in das Land hinein um so 
dringender macht, für Württemberg sowohl, als 
auch für das rechtsrheinische Bayern. Der Vor- 
tragende besprach sodann das Neckar- 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis 


Donau-Projekt selbst, das schon ein Jahrg 


hundert alt ist, in Württemberg aber erst im 
letzten Jahrzehnt eine solche Förderung er- 
fahren hat, die seine Verwirklichung in abseh- 
barer Zeit erhoffen läßt. Er legte auch die 


Kanalbestrebungen und den Aufwand Bayerns 


hierfür dar. Dann besprach er die militärische 
Bedeutung eines solchen Kanals, die in der 
Sicherung der Zufuhrmöglichkeiten aus dem Süd- 
osten (Oesterreich, Ungarn, Rumänien) und in 
der Unabhängigkeit von der Zufuhr von der 
Seeseite im Norden und Nordwesten her liegt. 
Diese Lage drängt zu der Ansicht, daß, da 
sich die in den letzten Jahren so stark ge- 
wordene politische Interessengemeinschaft 
zwischen Deutschland, Oesterreich, Rumänien und 
der hoffentlich wieder kräftig werdenden asia- 
tischen Türkei auch in eine wirtschaftliche um- 
setzen wird, die diese Staaten verbindende inter- 
nationale Wasserstraße mit der Zeit eine stetig 
steigende Bedeutung erlangen wird. Die Pro- 
duktionskraft von Württemberg und Bayern 
würde gesteigert, ein Wechselverkehr von Kohle 


und Eisen vom Rheingebiet zur Donau und von 


animalischen Rohstoffen von der Donau zum 
Rhein würde hervorgerufen und für die deutsche 
Volkswirtschaft im Kriegsfalle von großer Be- 
deutung sein. 


: Adrassen-Aenderungen Im Mitglieder-Verzeichnis, : 


B.-V. Barmen-Elberfeld. 
Dipl.-Ing. Fritz Schaller, Elberfeld, Robertstr. 4. 


B.-V. Berlin. 
Tipl.-3Jng. Fritz Roese, Charlottenburg, Kaiserdamni 5. 
Prof. Dr.sSing. h. c. G. Stauber, Berlin W.>0, Prager Str. 27. 
Dipl. Jng. Eisenhardt, Berlin W.50, Geisbergstr. 18. 
Skalweit, Wilmersdorf, Mannheimer Str. 32. 
G. Ritter, Steglitz, Althoifplatz 6. 


" » Fr. Bittner, Charlottenburg, ausgetreten. 

” »„ Hans Collignon, Berlin, ausgetreten. 

» » Motschmann, Altona, Louisenplatz 14. 
Dr.»Yng. Stübinger, Berlin W. 62, Lutherstr. 14a. 
Dipl.sSnn. E. Haase, Charlottenburg 1, Havelstr. 9. 
Dr.: Sng. Birkenstock, Halensee, Küstriner Str. 11. 


n „n W. Krüger, Charlottenburg 2, Herderstr. 15. 
Dipl.sSng. F. Süming, Berlin, ausgetreten. 

" „ H. Großmann, Berlin, ausgetreten. 
Dr. Carl Ergang, Direktor des statist. Amtes, Königsberg i. Pr. 

(ab 1. Januar 1913). 

Dipl sing. Haack, Essen-Ruhr, Dreilindenstr. 39. 
W. Steinhoff, Bredeney b. Essen, Wiesenstr. 24. 

» „. R. Hauer, Berlin, Schleiermacherstr. 8. 
Prof, Je Rodloff, Wirki. Geh. Marine-Oberbaurat aus der Mit- 
gliederliste in die Fördererliste übertragen. 
W. Ellerbrock, Berlin, unbekannt verzogen. 
W. Forbes, Charlottenburg 4, unbekannt verzogen. 
R. Grosser, Berlin W.35, unbekannt verzogen. 


n n 


Dipl.Ing. 


» » ©. Grünthal, Charlottenburg, unbekannt verzogen. 
n » M. Haase, Charlottenburg, unbekannt verzogen. 

” « L. Henne, Charlottenburg, unbekannt verzogen. 

n » J. Lauf, Charlottenburg, unbekannt verzogen. 

„n » E. Riemer, unbekannt verzogen. 

» » Fr. Schinke, Spandau, unbekannt verzogen. 

» = P, G. Siemssen, Berlin N., unbekannt verzogen. 
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ai :3ng. M. Jakobs, Neukölln, unbekannt verzogen. 
„ F. Barthmann, Berlin W.50, Kulmbacher Str. 1. 
W. Kohl, Friemersheim b. Essen, Kruppsche Kolonie. 


» » W. Estorff, Berlin W.15, Bayerische Str. 31. 
" » Hugo Gornick, Berlin NW.21, Pritzwalker Str. 18. 
” „ F. Mader, Konstanz a. B., Brauneggerstr. 38. 
» „n  A.Eschholz, Hamburg 24, Uhlandstr. 20 (ab 1 1.1913). 
» » F. Weichbrodt, Berlin W. 30, Gossowstr. 5. 
n „ A. Grzeschik, Neustadt i. Oberschles., Neisser Str. 15. 
n O. Löffler, Charlottenburg 4, Mommsenstr. 18. 
" » H. Larsen, Groß-Lichterfelde 1, Haydestr. 9. 
B.-V. Bochum. 
Tipl.»Sng. Bernhard, Ingenieur der Kruppschen Zechen Hannover 
und Hanibal, Bochum, Clemensstr. 2. 
B.-V. Braunschweig. 
Dr.s Sng. Th. Richert, Aken a. Elbe, verläng. Weberstr. 
Dipl.»Ing. Fritz Brandes, Kattowitz i. Schles., Kgl. Baugewerk- 
schule. 
» = Friedr. Wegener, Lcopoldshall, Hohenerselebener 
Straße 30. 
" » H. Hoffmann, Halberstadt, Bismarckstr. 2. 
„ „n Karl A. E. Müller, Braunschweig, Ratsbleiche 12. 
" „ Fritz Boese, Braunschweig, ausgetreten. 
B.-V. Bremen. 
Dipl Jng. R. Goetzke, Kiel, Wilhelmsplatz 8. 
" „» E. Kurgas, Bremen, Nordstr. 98. 
” » Friedr. Beyer, Oberingenieur der A.-G. Weser, 
Bremen, Gröpelinger Chaussee 33b. 
» „ A. Techow, Wilhelmshaven, ausgetreten. 
Ñ „ E. Halmann, Berlin, ausgetreten. 
" » Thomsen, Wilhelmshaven, ausgetreten. 
i » G. Meyer, Wilhelmshaven, ausgetreten. 
" » W. Bock von Wülfingen, gehört auf Wunsch zum 
B.-V. Mainz, 
B.-V. Breslau. 
Dipl Jng. Hans Kellerer, Breslau I, Taschenstr. 9. 
" „ A. Schmolke, Breslau 16, Uferzeile 14. 
B.-V. Chemnitz.. 
Dipl Jng. Kohlmann, Chemnitz, Weststr. 49. 
n » Babler, Schönau b. Chemnitz, Tuppaustr. 3. 
A „n H. Weber, Chemnitz, ausgetreten. 


W. Rodehorst, Hamburg 39, Dorotheenstr. 24. 


B.-V. Cöln. 
Dr.Ing. h.c. E. Guilleaume, Kgl. Kommerzienrat, Ründerotha.Rh. 
Dipl.. Jng. Lohmann, Essen, Brunnenstr. 74. 
" „ M. Kobmann, Siegen, Goethestr. 13. 
Dr.s Ing. Sachsenberg, Cöln, Am Botan. Garten 30. 
Dipl.-Ing. Leo Klopfer, Cöln, Brabander Str. 28. 


B.-V. Danzig. 


Dipl.sng. L. Michal, Danzig, Stadtgraben 12. 
” » Fritz Ulrich, Bromberg-Schroettersdorf, Promenaden- 
straße 3. 
n » F. London, Bıomberg, Vollerstr. 14a. 
" »  Serwlll, Magdeburg, Bismarckstr. 34. 
” » E. Th. Getschold, Allenstein, Schillerstr. 25. 
» „n Lenkeit, Stettin, Preußische Str. 11. 
B.-V. Darmstadt. 
Dr.s Jng. F. Richter, Berlin W.35, Schöneberger Ufer 16. 
B.-V. Dortmund. 
Dipl.»Sjng. H. Brinkmann, Dortmund, unbekannt verzogen. 
» >» K. Neuenhofer, Mannheim, Rupprechtstr. 13. 
” » F. Schilling, Oberhausen (Rheinld.), Kurze Str. 25. 
B.-V. Dresden. | 
Tipl.sjng. E. A. Linke, Reutlingen, Kaiserstr. 147. 
„ » .C. Th. Höpker, Dresden-A. I, Landhausstr, 
P n Donner, Dresden, ausgetreten. 
B.-V. Duisburg. 
Dipl.»Sng. Heuser, Mülheim Rh., Wallstr. 75. 
n »  Bovermann, Mülheim (Ruhr), Mellinghoferstr. 
B.-V. Düsseldorf. 
Ztpl.»ng. Free, Düsseldorf, Duisburger Str. 99, 
” ” 


Kleesattel, Düsseldorf, Clevestr. 82. 
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Tipl.sAng. 
Dr. s Jng. 

Dipl sing. 
Dipl -Jng 

Dipl.s Zug 
Dipl.s’ng 
Dipl.s{ing. 
Dipl > Ing. 
Dipl Jng. 
Dipl.Ing 


Dipl. -3Jng. 


” n 

» 
Dipl.Ing 
Dipl sing 

” ” 
Dipl. 3ng 

” n 


Tipi Jng. 


lad P 


Lid “ 


. Fritz Luft, Nürnberg II, 


. Otto Mangeisdorff, Hamburg 26, 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis — Hilfskasse des Verbandes 


A. Preller, Düsseldorf, ausgetreten. 
K. Thomsen, Krefeld, ausgetreten. 
A. Pegau, Wetter Ruhr, ausgetreten. 
E. Wiegand, Düsseldorf, ausgetreten. 
Ernst Bolm, Groß-Lichterfelde, Potsdamer Str. 34. 
B.-V. Essen. 
J. Wesselmann, Essen, unbekannt verzogen. 
Baecker, Essen, Brunnenstr. 61. 
G. Siemens, Essen, Isenbergstr. 24. 
F. Bigge, Essen, ausgetreten. 
R. Nagel, Förderstedt I (Staßfurt). 
B.-V. Frankfurt a.M. 
Rotenburger Str. 50. 
Ernst Roth, Frankfurt a. M. - Br., Günthersburg- 
allee 99. 
O. Schade, Kassel, Kirchweg 72 
Voetter, Frankfurt a. M., Emserstr. 38. 
O. Krebs, Lehrer des Technikums Frankenhausen 
i. Thür. 
H. Geßner, Frankfurt a. M, unbekannt verzogen. 


B.-V. Hamburg-Altona. 

Hammerweg 14. 
M. Knörlein, Hamburg, Eppendorfer Weg 273. 

A. Rahm, Hamburg, Uferstr. 19. 

Jürgensen, Altona, Von der Tannstr. 11. 

A. Eschholtz, Oberingenieur, Hamburg 24, Uhland- 
straße 20. 

W. Droscher, Hamburg, Uferstr. 17. 


B.-V, Hannover. 
Th. Hohls, Hannover, Marienstr. 38. 
J. Eberding, Hannover, Thielenplatz 3. 
O. Bischoff, Hannover, ausgetreten. 


B.-V. Karlsruhe. 
H. Haas, Mannheim-Freudenheim, Schützenstr. 17. 


B.-V. Kiel. 
P. Küchler, Kiel, unbekannt verzogen. 
A. Scholtz, Kiel-Ilassee, Dannewerkstr. 15. 
Freudenthal, Kiel, Disterbrooker Weg 104b. 


B.-V. Königsberg i. Pr. 

O. Heckert, Königsberg i. Pr. 9, Aındtstr. 9. 
W. Schröder, Königsberg i. Pr. 9, Bahnstr. 41. 

B.-V. Leipzig. 
Ph. Imhoff, Linz i. Oesterr. 
R. Weisbrodt, München 2, Gabelsbergerstr. 4. 
M. Lungwitz, Leipzig, unbekannt verzogen. 
Wecke, Bernburg, ausgetreten. 
P. Fessenmayr, Leipzig-Gohlis, Köthener Str. 52. 
H. Busse, Halle a. S., unbekannt verzogen. 
Elperting, Halle a. S., unbekannt verzogen. 
Zinn, gehört auf Wunsch dem Bezirksverein Berlin an. 
W. Schütze, Rensburg, Eckernförder Str. 15. 


B.-V. Mainz-Wiesbaden. 


. F. Ries, Mainz, unbekannt verzogen. 


O. Meyer, Niederlahnstein, unbekannt verzogen. 
Elbert, Leverkusen b. Köln. 
Bünnings, Bingen, ausgetreten. 


B.-V. Mannheim-Ludwigshafen. 


. W. Bross, Mannheim, ausgetreten. 


K. Pantell, Frankenthal i. Pfalz, Gabelsbergerstr. 3. 
Fritz Poeverlein, Ludwigshafen, ausgetreten. 
E. Jacoby, Ludwigshafen, ausgetreten. 

B.-V. München. 


. W. Regerbis, München, unbekannt verzogen. 


A. Gebhardt, München, ausgetreten. 
Schwager, Köln, Pantaleonswall 50a. 
E. Philippi, München, Rottmannstr. 14. 
Pronnett, München, Städtisches Gaswerk an 
Tachauer Str. 148. 

B.-V. Münster. 
G. Schmidt, Erlangen, Bismarckstr. 15. 
F. Pfister, Buer i. W., Essener Str. 109. 
E. Pfister, Bergwerksdirektor der Gewerkschaft Roß- 
leben, Roßleben a. d. Unstrut. 


der 


Dipl.: Jng. 


Dr.» Jng. 


Dipl Jng. 


Dipl.-Ing. 


Dipl Jng. 
Dipl.Ing. 
Tipli: 3ng 
Dipl Sng. 
Dipl. Ing. 
Dipl. Jng. 


B.-V. Nürnberg. 

E. Herzstein, Dortmund, Hohe Str. 27b. 
J. Hofmann, Nürnberg, Lutherplatz 11. 
W. Seeger, Nürnberg, unbekannt verzogen. 
F. Köhler, Nürnberg, Sandstr. 24. 
H. Wolf, Nürnberg, Siemensstr. 52. 
G. Schmidt, Münster i. W., Uerspol 1. 

B.-V. Oberschlesien. 
Krutmeyer, Kattowitz, Nicolaistr. 11. 
M. Beck, Gleiwitz, Augustastr. 5. 
R. Heermann, Gleiwitz, Kronprinzenstr. 27. 
Ossenberg - Neuhaus, Hannover, Königswortlier 
Straße 28, 
R. Pohle, Kattowitz, Scharnhorststr. 5. 
A. Drieschner, Nieshnedlieprowsk, Betriebsdirektor 
der russischen Eisenindustrie A.-G., Gouw. Ekaterie- 
noslaw., 


B.-V. Osnabrück. 
A. R. Schmidt, Magdeburg, Kasernenstr. 8. 
B.-V. Saarbrücken. 
P. Pohlit, Saarbrücken 3, Sulzbachstr. 15. 
A. Peucker, Saarbrücken, ausgetreten. 
M. Wippermann, Saarbrücken, Kohlwaakstr. 8. 
H. Könauer, Hamborn i. Rhld. 
L. Altbürger, Saarbrücken, Königin-Luise-Str. 45. 
G. Maier, Kaiserslautern, Glockenstr. 61. 
B.-V. Stettin. 


. Bamberger, Eckernförde, Am Markt. 


Gottschaik, unbekannt verzogen. 

Kaeber, Geestemünde, Kaistr. 7. 

Müller, Achern i. B., Aller-Heiligen-Str. 

Scherf, unbekannt ins Ausland verzogen. 

W. Kraefft, Stettin, Kaiser-Wilhelm-Str. 22. 

O. Lange, Sulingen, Bassumer Str. 250. 
B.-V. Straßburg. 

L. Cromback, Straßburg, Steinring 24. 

L. Fischer, Mülhausen i. Els., Fleschpfad 3 (ab 1.1. 13). 
B.-V. Stuttgart. 

A. Klink, Düsseldorf, Kurfürstenstr. 10. 

F. Buchholz, Eislingen, Panoramastr. 41. 

R. Soldan, Pillau i. Ostpr., Königsberger Str. 55. 
B.-V. Zwickau. 

W. Duis, Gotha, Reyherstr. 1. 

A. Sarfert, Leipzig-Al. 13, Thomasiusstr. 13. 


Zu keinem B.-V. gehörig: 


(Ausländer bzw. unbekannt verzogen gewesen.) 


Dipl »Ing. 

Dr. =- Ang 

Dipl sng. 
” ” 


Heinrich Meyer, Krefeld, Luisenstr. 5. 

Hüpeden, Wiener-Neustadt, Grabener Ring 13. 

W. Luft, Biebiich a. R., Nassauer Str. 2. 

G. Arnold, Regierungsbauineister, Bagdadbahnbau, 
Adana (Türkei), tötlich verunglückt. 

J. Hübener, Posen, Kronprinzenstr. 102. 

C. Claus, Trenton, New Jersey 40, General Griene Ave, 
P. Mittmann, Frankfurt a. M.-Heddernheim, Nassauer 
Straße 9. 

E. Oppenheimer, Berlin W. 30, Rosenheimer Str. 14. 
W. Regerbis, Charlottenburg, Leibnizstr. 92. 

M. Lanio, St. Petersburg, Saratowskaja 5/11 38. 

A. Gottschalk, Hamburg 9, Vulkanwerft. 

F. Kraensel, Thorn, Hauptpostlagernd. 

W. Gollin, Wilhelmshaven, Kaiserstr. 11. 


Wir 


Beiträge: 
Dipl.-Ing. A. Techow, Wilhelmshaven . 
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In der Verbandszeitschrift ist wiederholt auf 
die Laufbahn des Feuerwehroffiziers hinge- 
wiesen worden. Trotzdem ist der Andrang ge- 
eigneter Bewerber gering, obgleich die Zahl der 
Diplom-Ingenieure, die keine oder nur eine ge- 
ring besoldete Stelle inne haben, recht groß ist. 

Der Grund hierfür mag der sein, daß den 
meisten Kollegen die Tätigkeit des Feuerwehr- 
offiziers gänzlich unbekannt ist. Etwas mag 
auch dazu beitragen, daß bislang die Notizen 
über die Feuerwehrlaufbahn nur von Kollegen 
ausgegancen sind, die außerhalb des Feuerwehr- 
berufes s:ehen. 

Bis vor nicht vielen Jahren bestand die 
Haupttätigkeit der Feuerwehroffiziere nahezu 
nur darin, die Mannschaften der Berufsfeuer- 
wehr einzuexerzieren, Feuer zu löschen und 
gelegentlich bei Unfällen helfend einzugreifen. 
Das Natürliche war, daß sich damals die Feuer- 
wehroffiziere in erster Linie aus ehemaligen ak- 
tiven Offizieren und aus Offizieren der Handels- 
marine ergänzten. Die Schlagfertigkeit, die 


Ueber die Tätigkeit der Diplom-Ingenieure bei Berufsfeuerwehren. 
Von Dr.-Ing. Dieckmann, Brandmeister der Hamburger Berufsfeuerwehr. 


- lassen 


Schnelligkeit und Sicherheit des Arbeitens, die 


jeder Berufsfeuerwehr eigen ist, und die das 


Staunen der Laien erweckt, aber auch das Zu- 
trauen und den Stolz der Bürger hebt, ist in 
erster Linie auf die Tätigkeit dieser Herren 
zurückzuführen. Die schlagfertige und schnei- 
dige Berufsfeuerwehr ist der Erfolg ihrer Arbeit. 

Es ist natürlich auch heute in gleicher Weise 
wichtig, die Feuerwehren auf diesem Niveau 
der Schlagfertigkeit zu erhalten, ja sie unter 
Ausnutzung aller Fortschritte der Technik noch 


zu verbessern. Aber heute, wo der erste 
Schritt getan ist, wo es fast für alles vor- 
bildiiche Muster gibt, ist dieser Teil der 


organisatorischen Tätigkeit wesentlich erleich- 
tert. Alle Einzelheiten der Mannschaftsausbil- 
dung und die Aufsicht über den Wachbetrieb 
sichh ohne dadurch der Sache zu 
schaden, von untergeordneteren Organen aus- 
führen, nur das Ganze bedarf des wachsamen 
Auges eines weiter blickenden, also geistig 
höher stehenden Menschen. Dem Feuerwehr- 
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offizier ist dadurch ein großes Stück Arbeit 
abgenommen, er hat Zeit bekommen, seine 
Kräfte anderen Arbeiten zuzuwenden. 

Arbeitsgelegenheit ist genug vorhanden, nach- 
dem erkannt ist, daß das Löschen von Brän- 
den allein nicht ausreicht, Leben und Gut der 
Bürger hinreichend zu schützen, daß es viel- 
mehr nötig ist, vorbeugende Maßnahmen gegen 
Feuersgefahr zu treffen. Wie die Haupttätig- 
keit des Mediziners darin besteht, Krankheiten 
zu verhindern, so beruht die Haupttätigkeit des 
Feuerwehroffiziers darauf, Brände zu verhindern 
und Vorsorge zu treffen, daß einmal ausge- 
brochene Feuer die Kräfte des Löschkorps nicht 
übersteigen. Ein Führer auf dem Gebiet des 
modernen Feuerlöschwesens hat deshalb mit 
vollem Recht einmal gesagt, daß heute mehr 
Brände mit Tinte als mit der Dampfspritze 
bekämpft würden. 

Die völlig veränderte Tätigkeit des Feuer- 
wehroffiziers gegen früher hat natürlich andere 
Anforderungen an seine Ausbildung zur Folge 
gehabt. Hamburg ist hierin entscheidend vor- 
gegangen. Als dort im Jahre 1893 das Amt 
des Branddirektors neu zu besetzen war, sah 
man ganz davon ab, nach altem System einen 
erfahrenen Feuerwehroffizier zu berufen. Die 
Wahl fiel vielmehr auf einen Bauinspektor der 
Baupolizei, der durch fachmännisches Hoch- 
schulstudium, ferner auch durch seine Amts- 
tätigkeit bei der Baupolizei die beste Vorbil- 
dung für die gerade in Hamburg ganz besonders 
verantwortliche Stellung des Branddirektors zu 
haben schien. Und Hamburg hat sich gut da- 
bei gestanden, wie die Statistik der Brand- 
schäden und die Jahresabrechnungen der Ham- 
burger Feuerkasse beweisen. 

Heute gibt es in Deutschland wohl keine 
Stadtverwaltung mehr, die nicht längst einge- 
sehen hat, daß die vorbeugende Tätigkeit der 
wirksamste Schutz gegen Feuersgefahr ist. Aus 
diesem Grunde werden in den Städten, die eine 
Berufsfeuerwehr unterhalten, die Maßnahmen, 
welche dem Feuerschutze dienen, allmählich 
mehr und mehr der Feuerwehr übertragen. 
Dieses wird verwaltungstechnisch dadurch er- 
reicht, daß der Feuerwehr ein maßgebender 
Einfluß eingeräumt wird, indem sie gutachtlich 
für Baupolizei, Sicherheits- und Verkehrspolizei, 
Gewerbeinspektion und andere Behörden tätig 
ist. Der Feuerschutz ist ein technisches Spezial- 
gebiet geworden, welches für sich allein schon 
so umfangreich ist, daß anderweitig beschäftigte 
Beamte meistens nicht genügend Zeit haben 
werden, sich auf diesem weitverzweigten Son- 
dergebiet völlig auf dem Laufenden zu erhalten. 
Dazu kommt ferner, daß dieselben auch nicht, 
wie die Feuerwehroffiziere, Gelegenheit haben, 
dadurch Erfahrungen zu sammeln, daß sie Bau- 
stoffe, Konstruktionen, Einrichtungen und Men- 
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schen bei Bränden beobachten. Wichtig ist auch 
der Umstand, daß der Feuerwehroffizier die 
Löschkräfte kennt, über die er verfügt, und 
deshalb in der Lage ist, feststellen zu können, 
wie weit der Brandschutz unbedingt getrieben 
werden muß, und wo die Sorge um andere be- 
rechtigte Interessen der Sorge für die Feuer- 
sicherheit vorzugehen hat. 

Je mehr die anderen Behörden daran ge- 
wöhnt sind, sich auf diesem Spezialgebiet von 
der Feuerwehr beraten zu lassen, desto mehr 
werden sie selbst entlastet, desto mehr Nutzen 
wird aber sicherlich auch geschaffen. Diese Er- 
kenntnis ist zwar noch lange nicht in alle Ver- 
waltungen eingedrungen; oftmals sagt sich 
vielleicht auch der höhere Baubeamte, daß er 
keines Rates von der Feuerwehr bedürfe. So 
gut aber jeder Arzt längst eingesehen hat, daß 
er gelegentlich auf das Gutachten eines Spezi- 
alisten angewiesen ist, so gut wird auch der 
Beamte der Baupolizei und anderer Sicherheits- 
behörden einsehen müssen, daß es für ihn das 


Einfachste aber auch das Zuverlässigste 
ist, sich mit dieser oder jener Ange- 
legenheit an Spezialisten zu wenden. Vor- 


aussetzung für eine gedeihliche Tätigkeit dieser 
Art seitens der Feuerwehroffiziere ist aber 
natürlich, daß sie auch wirklich als Spezialisten 
auf dem Gebiete des Feuerschutzes anerkannt 
werden; denn sonst könnten ihre Ratschläge 
ohne Beachtung bleiben, oder auch, was noch 
häufiger der Fall sein wird, sie werden gar 
nicht erst gefragt. 

Aus all diesem geht hervor, daß der Feuer- 
wehroffizier nur dann wirklich segensreich wir- 
ken kann, wenn er als Kenner seines Spezial- 
gebietes anerkannt wird. Diese Anerkennung 
findet er aber um so eher, je besser seine 
technische Vorbildung ist. Schon aus diesem 
Grunde ist es sehr zweckmäßig, daß Tech- 
niker mit voller Hochschulbildung bei den Feuer- 
wehren tätig sind. Hamburg ist in dieser Be- 
ziehung sogar noch weiter gegangen und ver- 
langt durch Gesetz vom 1. Mai 1907 von den 
Feuerwehroffizieren dieselbe Vorbildung wie von 
den höheren Baubeamten, nämlich Diplom- 
Examen, und außerdem noch dreijährige Tätig- 
keit in ihrem Fache nach bestandenem Examen. 

Doch der erwähnte, beinahe äußerliche 
Grund, der für die Einstellung von Diplom-In- 
genieuren bei Berufsfeuerwehren spricht, ist 
allein nicht ausschlaggebend. Die Tätigkeit auf 
dem Gebiet der Feuerschutztechnik ist so viel- 
seitig, daß zu ihrer Ausübung außer den natur- 
wissenschaftlichen Grundlagen gute technische 
Kenntnisse nötig sind. Deshalb wird der Diplom- 
Ingenieur sich in dieses Sondergebiet auch in 
der Regel rascher und leichter einarbeiten, als 
ein anderer mit weniger gründlicher technischer 
Vorbildung. Bald gibt es Baustoffe, Baukon- 
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struktionen und Grundrißanordnungen zu begut- 
achten, bald sind es Fabrikeinrichtungen, 
Fabrikanlagen und andere maschinelle Einrich- 
tungen, dann wieder handelt es sich um die 
Lagerung feuer- oder explosionsgefährlicher 
Stoffe, oder um die Begutachtung von Bühnen- 
betrieben und dergl. mehr; kurz es gibt der- 
artig viel verschiedene Dinge, daß sich auch 
die auf dem Gebiet der Feuerschutztechnik 
Arbeitenden noch wieder werden spezialisieren 
müssen, wenn sie durchaus auf der Höhe sein 
wollen. 

Natürlich muß auch für den Dienst auf 
Brand- oder Unfallstelle technisches Verständnis 
verlangt werden. Besonders die Beurteilung 
der Standfestigkeit von Konstruktionen und die 
oft auszuführenden behelfsmäßigen Arbeiten er- 
fordern technischen Blick und technisches Kön- 
nen. Ebenfalls gehören wegen der Kompliziert- 
heit der vielen Geräte, die jede moderne Feuer- 
wehr haben muß — besonders auch wegen der 
mehr und mehr eingeführten Automobile —, 
Techniker in die Feuerwehr. Doch weder für 
den Brandstellendienst, noch für die Instand- 
haltung und gelegentliche Ausbesserung der Ge- 
räte bedarf es unbedingt der Mitwirkung akade- 
misch gebildeter Techniker. Hierfür kann der 
Mittelschultechniker als mindestens ebensogut 
vorgebildet gelten. Deshalb ist es auch nicht 
ohne weiteres richtig, wenn gesagt wird, die 
Feuerwehr habe Diplom-Ingenieure nötig, weil 
sie Automobile einführe. Wegen der Auto- 
mobile — es handelt sich doch im wesentlichen 
nur darum, die Bedürfnisse festzustellen, und 
um die Unterhaltung; denn Automobile bauen 
oder konstruieren wird man immer Spezial- 
fabriken überlassen müssen — wird jede Stadt- 
verwaltung sich mit einem tüchtigen Monteur 
aus einer ÄAutomobilfabrik sicherlich besser 
stehen, als mit einem Diplom-Ingenieur. Nur bei 
den ganz großen Feuerwehren ist es unter Um- 
ständen berechtigt, einen höheren Techniker 
speziell mit der Leitung des gesamten Werk- 
stellenbetriebes zu beauftragen. 

Die Haupttätigkeit für den Diplom-Ingenieur 
bei den Berufsfeuerwehren 
Feuerschutz, und da dieser sowohl Kenntnisse 


Die Baugewerkschule. 

Der Lehrkursus an einer Baugewerkschule 
nimmt nach den neuen preußischen Vorschriften 
vom 1. Juni 1908 außer den etwa eingerichteten 
Vorklassen zur Uebermittlung der erforderlichen 


ist jedenfalls der 


Stärken und Schwächen des Unterrichtes 
an unteren und mittleren technischen Lehranstalten. 


Vortrag, gehalten im Bezirksverein Leipzig des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure 
von Dipl.-Ing. Wettich, Leipzig. 
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des Baufaches als auch des Maschinenfaches 
voraussetzt, ist es nötig, daß Architekten und 
Bauingenieure sich ergänzen mit Maschinen- 
und Elektro-Ingenieuren. Bei großen Feuer- 
wehren wird man auch nicht lange mehr ohne 
Chemiker auskommen können. Eine einseitige 
Bevorzugung von Maschinenbarern ist bei den- 
jenigen Feuerwehren, welche bereits Einfluß auf 
die Ausführung von Bauten in ihrer Stadt be- 
kommen haben, infolgedessen auch nicht 
richtig. 

Die Gehälter der Feuerwechroffiziere sind 
außerordentlich verschieden. In Hamburg sind 
scit 1907 alle Feuerwehroffiziere „Beamte des 
höheren Verwaltungsdienstes“. Es wird deshalb 
auch ein entsprechendes Gehalt bezahlt. (Seit 
1910 Brandmeister 5000 bis 9000 M., Brand- 
inspektoren bis 11000 M., Branddirektor 14000 
Mark.) Auch manche anderen Städte haben 
schon relativ gute Gehälter für ihre Feuer- 
wehroffiziere ausgesctzt, in anderen dagegen 
ist es noch kümmerlich um sie bestellt. Doch 
die ganze Feuerschutztechnik ist noch im Wer- 
den. Es müssen wohl bald alle Großstädte 
den veränderten Verhältnissen Rechnung tragen 
und ausschließlich gut vorgebildete und auch 
dementsprechend bezahlte Feuerwchroffiziere 
anstellen. Das Gehalt richtet sich auch bei der 
Feuerwchr in der Regel nach der verlangten 
Vorbildung und nach der auszuübenden Tätigkeit. 

Für die dienstliche Stellung der Feuerwehr- 
offiziere ist es bei Berufsfeuerwehren durchaus 
notwendig, daß die Stelleninhaber Offiziersrang 
in der Armee oder Marine besitzen. Es werden 
deshalb schon seit vielen Jahren bei allen Be- 
rufsfeuerwehren fast ohne Ausnahmen nur Re- 
serve- oder Landwehr-Offiziere eingestellt. Zur 
Ausbildung werden deshalb auch nur Herren 
zugelassen, welche die Qualifikation zum Offi- 
zier in Händen haben. 

Die Tätigkeit des Feuerwehroffiziers ist so 
interessant und durchaus wissenschaftlich, daß 
dieser neue Beruf den anderen technischen Be- 
rufszweigen durchaus würdig an die Seite zu 
stellen ist. Es kann deshalb nur erwünscht sein, 
daß sich ihm mehr Kollegen als bisher zu- 
wenden. 


(Schluß.) 


Vorkenntnisse 5 einzelne Kurse in 5 Halbjahren 
in Anspruch; diese Kurse können unmittelbar 
hintereinander oder mit Zwischenschaltung eines 
praktischen Halbjahres besucht werden. Der 
Unterbau mit 3 Klassen ist für alle Baugewerk- 
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schulen der gleiche, in den beiden Oberklassen 
gabeln sich die Kurse in solche für Hochbaucr, 
Tiefbauer und Steinmetzen. Ich selbst bin nur 
über die Hochbauabteilung eingehender infor- 
miert. 

Der Zweck der Baugewerkschule war ur- 
sprünglich wie der der Handwerkerschule ein 
äußerlicher, nämlich der, den Geschmack des 
Bautechnikers, des Hochbauers zu verbessern. 
Tiefbau- und Steinmetzabteilungen wurden später 
angegliedert, als sich die Baugewerkschule schon 
weiter entwickelt hatte. Diese Fortentwicklung 
zur Verinnerlichung des Lehrbetriebes, d. h. die 
Aufnahme und der intensive Betrieb der kon- 
struktiven Fächer nebst der zugehörigen Hilfs- 
fächer war durch das Objekt selbst, durch die 
notwendige Beeinflussung der formalen Behand- 
lung, durch die konstruktive Grundlage beim 
Hochbau gegeben. Demnach ist das hauptsäch- 
lichste Ziel der Baugewerkschulen als Fach- 
schulen heute das, den Baugewerbetreibenden, 
die sich zu Baugewerksmeistern oder Bauunter- 
nehmern ausbilden wollen, Gelegenheit zur An- 
eignung der theoretischen Kenntnisse und der 
Fertigkeiten im Zeichnen und Entwerfen zu 
geben, die zur selbständigen Ausübung ihres 
Berufes notwendig sind. Weiterhin soll dann 
die Schule hoch- und tiefbautechnische Hilfs- 
kräfte für das Bureau und den Bauplatz, also 
Bauzeichner und Bauführer, heranbilden und 
zu den mittleren technischen Laufbahnen bei 
den verschiedenen Behörden vorbereiten. In 
Frage kommen die Laufbahnen der Bausekretäre, 
Wasserbauwarte, Bahnmeister, Regierungsbau- 
sekretäre, technischen Eisenbahnsekretäre, 
Eisenbahnbetriebsingenieure, Militärbausekretäre 
und der technischen Sekretäre der Kaiserlichen 
Marine, wie es in den Vorschriften der preu- 
ßischen Regierung heißt. Namentlich nehmen 
aber die Kommunalverwaltungen häufig Absol- 
venten der Baugewerkschulen für ihre mittleren 
Bautechnikerstellen an. Inwieweit sich die 
Absolventen für einen Teil der vorgenannten 
Stellen eignen, kann ich nicht untersuchen, da 
mir die bezüglichen Verhältnisse bei den Be- 
hörden nicht bekannt sind. Mit diesen Berech- 
tigungen wären die Baugewerkschulen den 
höheren Maschinenbauschulen gleichgestellt, die 
das Einjährigenzeugnis oder eine äquivalente 
Bildung für die Aufnahme der Schüler verlangen, 
was bei den Baugewerkschulen nicht der Fall ist. 

Da wir höhere Baugewerkschulen für die 
besser vorgebildeten Schüler nicht besitzen, so 
ist das Schülermaterial sehr gemischt. Neben 
Mittelschülern mit dem Einjährigenzeugnis 
finden sich alle Stufen der Vorbildung. Wenn 
auch das Altersniveau ziemlich gleich ist, so ist 
hierdurch und durch die große Verschiedenheit 
des gesellschaftlichen Schliffs und der Kultur- 
stufe der Schüler der Unterricht sehr erschwert. 
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Das Betragen ist gerade in der Baugewerkschule 
oft ein sehr ungehöriges, ganz im Gegensatz 
zu anderen technischen Mittelschulen. Dies mag 
wesentlich mit bedingt sein durch die 12 monat- 
liche Berührung des Schülers mit den Bau- 
arbeitern, einer Klasse, deren niedere Kultur- 
stufe gegenüber den Industriearbeitern bekannt 
ist. 

Die geringe Vorbildung und das Einsetzen 
mit Mathematik, mit Algebra, Planimetrie und 
Stereometrie bereits in der untersten Klasse, das 
flotte Vorgehen in diesen Fächern, ebenso in 
den zeichnerischen Disziplinen und der intensive 
Unterrichtsbetrieb in allen anderen Fachkurser 
bedingt ein kräftiges Aussieben bereits in den 
Unterklassen; nach meiner Erfahrung schrumpfte 
die Schülerzahl von 40 bis 50 in der fünften 
Klasse auf 20 bis 25 in der dritten zusammen. 
Das verbleibende Schülermaterial ist dann aber 
den Anforderungen so ziemlich gewachsen, und 
die Endergebnisse sind daher gut. Neben einer 
großen Zeichenfertigkeit nehmen die Schüler 
gute mathematische und konstruktive Kennt- 
nisse mit und sind namentlich auch in formaler 
Richtung zum selbständigen Entwerfen zweck- 
mäßiger und geschmackvoller einfacher Gebäude 
befähigt. 


Die Maschinenbauschulen. 


Zwischen den preußischen niederen und 
höheren Maschinenbauschulen und den Tech- 
niker- bzw. Ingenieurschulen bestehen viele 


Analogien im Zweck, im Unterrichtsbetrieb und 
im Erfolg. Immerhin sind gewisse Unterschiede 
vorhanden, indem die staatlichen Anstalten 
besser ausgestattet sind als die privaten und 
feste Berechtigungen geben. Sie sind fast durch- 
gängig nur von Inländern besucht, während die 
privaten Anstalten einen hohen Prozentsatz von 
Ausländern aufweisen. Wenn die staatlichen An- 
stalten sich auch das Hauptziel gesetzt haben, 
Techniker für die Privatindustrie heranzubilden, 
so rechnen ihre Schüler doch meist mit einer 
Anstellung im Staats- oder Kommunaldienst. Die 
Absolventen der privaten Techniken bilden sich 
dagegen für den Uebergang in die Privatindustrie 
vor und sind vielfach ausgesuchte Kräfte, die 
mit Unterstützung industrieller Unternehmungen 
eine bessere Fortbildung für ein Spezialgebiet 
erstreben und nach dem Abgang von der Schule 
wieder zu ihrer alten Firma zurückkehren. Der 
Unterricht an den staatlichen Anstalter ist in 
jeder Beziehung gebunden und wird wie an 
Volksschulen und Mittelschulen gehandhabt; an 
den privaten Anstalten ist er freier. Daher ist 
das Produkt der staatlichen Anstalten ein guter 
Technikerbeamtenstamm, während Kenntnisse 
und Fähigkeiten des Schülermaterials der pri- 
vaten Anstalten diesem ein gutes Fortkommen 
in den mittleren Stellungen der Privatindustrie 


an unteren und mittleren technischen Lehranstalten 


sichern. Das Aufrücken dieser Absolventen in 
die leitenden Stellungen geht mit der Zeit zu- 
rück, da diesen Anstalten gewisse Mängel an- 
haften, die sich nicht beseitigen lassen. 

Ich werde nun zunächst die niedere und 
höhere Maschinenbauschule behandeln und mich 
darauf privaten Anstalten zuwenden. 

Welche Ziele setzt sich die niedere Maschinen- 
bauschule? — Sie will künftigen mittleren und 
niederen Betriebsbeamten, Werkmeistern, Ma- 
schinenmeistern und Besitzern kleiner Werk- 
stätten, die zu Magdeburg auch Bureaubeamten 
für die Maschinenindustrie und Besitzern kleinerer’ 
„Betriebe“ Gelegenheit geben, sich die erforder- 
lichen Fachkenntnisse und zeichnerischen Fertig- 
keiten für ihren späteren Beruf in 2jährigem 
Kursus zu erwerben. Als Vorbildung wird eine 
gute Volksschulbildung und mindestens 4 jährige 
Werkstattpraxis verlangt. Da zudem Wert dar- 
auf gelegt wird, daß der Militärdienst vor dem 
Besuch der Anstalt abgeleistet ist, setzt sich 
das Schülermaterial aus älteren Leuten von 20 
bis 22 Jahren zusammen, ja oft finden sich alte 
Familienväter von 30 bis 40 Jahren darunter. 
Diese Leute wissen genau, was sie wollen, was 
den Unterricht manchmal erschwert, wenn ihre 
speziellen Wünsche nicht mit der normalen 
Schablone zusammen fallen, aber ihre Vorkennt- 
nisse sind in der Regel sehr gering, das gilt für 
die allgemeine Bildung und für ihre zeich- 
nerische Fertigkeit. Daher wird das erste Jahr 
zum größten Teil mit dem Betrieb der Ele- 
mentarfächer, mit Deutsch, Rechnen, niederer 
Mathematik, mit Projektionslehre und dar- 
stellender Geometrie ausgefüllt. Das zweite 
Halbjahr bringt dazu Mechanik, Festigkeits- 
lehre und Maschinenorgane mit dem Zeichnen 
von Maschinenelementen. Auch Elektrotechnik 
und Chemie wird behandelt. Im zweiten Jahre 
schließt sich hieran der Vortrag in Hebezeugen, 
Dampfkesseln, Hüttenkunde, Eisengießerei, 
Materialienkunde, Werkzeugmaschinen, Bau- 
konstruktion, Dampfmaschinen, Turbinen, Gas- 
maschinen und Technologie an. Alle Fächer 
werden elementar gegeben, und es wird die 
betriebstechnische Seite namentlich auch in 
den Uebungen in den Laboratorien besonders 
liebevoll behandelt. Daher wird auch auf 
die gewerbliche Gesetzeskunde, auf Ge- 
schäftskunde und Veranschlagen besonders 
Gewicht gelegt, indem diese Fächer nicht 
nur in eigenen Kursen im den Oberklassen, 
sondern bereits in den Unterklassen durch Aus- 
wahl der Lesestücke und Rechenaufgaben inten- 
siv betrieben werden. Dies genaue Ineinander- 
greifen der verschiedenen Fächer, indem das 
eine das andere bereits vorbereitet, indem die 
Unterrichtsmaterie in den einzelnen Kursen so 
gehandhabt wird — beispielsweise in Mathe- 
matik und Mechanik, die nebeneinander her- 
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laufen —, daß das eine das andere ergänzt, er- 
möglicht die Uebermittlung eines sehr großen 
Lehrstoffes in sehr kurzer Zeit. So übernimmt 
die Mathematik die Einübung der Mechanik 
durch die Behandlung der mechanischen Auf- 
gaben, dabei ist die Disposition bei dieser Be- 
handlung der Lehrgebiete so getroffen, daß die 
Mechanik der Mathematik gerade zur rechten 
Zeit die gewünschten Aufgaben stellen kann, 
und daß in der Mathematik die für die Mechanik 
erforderlichen Lehrsätze gerade dann behandelt 
werden, wenn sie zur Herleitung mechanischer 
Deduktionen notwendig sind. Trotzdem ist der 
Lehrgang in den einzelnen Fächern nicht zer- 
rissen, sondern organisch aufgebaut, so daß der 
Lehrplan ein aus langer Erfahrung gewonnenes 
mustergültiges Kunstwerk ist. Da außerdem 
die ganze Unterrichtsmaterie auf die Praxis zu- 
geschnitten ist, erzielt die niedere Maschinen- 
bauschule sehr schöne Erfolge: ihre Schüler, 
meist von der Pike auf gediente Industrie- 
arbeiter, sind nach der Abschlußprüfung ohne 
weiteres als Werkmeisteraspiranten und Werk- 
meister zu gebrauchen und werden gern ge- 
nommen und gut bezahlt. Daß bei dieser Lehr- 
methode hier und da auch über das Ziel hinaus- 
geschossen wird, namentlich mit dem Dort- 
munder Lehrgang im Zeichnen, mit unmög- 
lichen und unwahrscheinlichen Aufgaben im 
Rechnen und in der Mathematik, soll nicht un- 
erwähnt bleiben, spielt aber im Gesamtergebnis 
keine bedeutende Rolle. 

Der Unterricht wird wie an Volks- und 
Mittelschulen pedantisch gehandhabt und geht 
in der Pedanterie gelegentlich zu weit. Es ist 
das leicht erklärlich und verzeihlich, wenn man 
berücksichtigt, daß die Lehrer, Elementarlehrer 
wie akademisch gebildete, immer wieder genau 
dieselbe elementare Materie in derselben Form, 
ja mit denselben Worten behandeln müssen, und 
wie die Erfahrung zeigt, jedesmal wieder die- 
selben Fehler zu verbessern haben. Er er- 
folgt an Hand von Lehrbüchern, nach Diktat mit 
von den Schülern zu führenden Heften, mit 
schriftlichen Haus- und Klassenarbeiten. Wenn 
diese Methode dem Schülermaterial gegenüber 
auch die rechte ist, so bedeutet sie doch eine 
ganz empfindliche Belastung für die Lehrer, 
nach Aufstellungen von mir. habe ich neben 
den Dienststunden und der Vorbereitungs- 
zeit zeitweise 17!/, Stunden in der Woche 
für Korrekturen aufwenden müssen! An rein 
staatlichen Anstalten sollen die Verhältnisse 
freilich besser sein. 

Für das Schülermaterial der niederen 
Maschinenbauschule hat eine gewisse Pedanterie, 
das Stellen von Hausaufgaben, das Abfragen des 
Pensums, Klassenarbeiten, zu führende Hefte, 
Lehrbücher, die Wort für Wort durchgegangen 
werden, sicher hohen Wert. Man bleibt so 
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in engster Fühlung mit jedem Schüler und ge- 
wöhnt die Leute zu einer peinlichen Behand- 
lung selbst der Kleinigkeiten, was ihnen für 
ihren Beruf nur von Vorteil sein kann. Freilich 
nehmen schwache Schüler bei einem derartigen 
Unterrichtsbetrieb viel kostbare Zeit fort. 
Andererseits wäre es ohne diese Methode bei 
der geringen Vorbildung der Schüler so gut wie 
unmöglich, das Ziel zu erreichen und in der ge- 
steckten kurzen Frist nicdere Betriebsbeamte 
aus Arbeitern heranzubilden. 

Ueber ihre Ziele schießt aber die niedere 
Maschinenbauschule in der Bewertung des tech- 
nischen Zeichnens hinaus. Nach dem Lehrplan 
soll sich dies im ersten Jahre auf freihändiges 
Skizzieren vorhandener Modelle und auf die An- 
fertigung von Werkstattzeichnungen nach diesen 
Maßskizzen, im zweiten Jahre auf Ergänzen und 
Abändern vorhandener Maschinenteile, Bearbei- 
tung einfacher Aufgaben mit besonderer Be- 
rücksichtigung von Transmissionen, Skizzieren 
von Einzelteilen der Hebezeuge mit nachfolgen- 
der Anfertigung von Werkstattzeichnungen, Er- 
gänzen und Abändern vorhandener Hebezeuge 
auf Grund einfacher Berechnungen, Abwickeln 
von Kesselblechen, Skizzieren und Zeichnen 
wichtiger Einzelteile von Werkzeugmaschinen, 
Kesseln und Dampfmaschinen und Zeichnen ein- 
facher Schiebersteuerungen unter Anwendung 
der Schieberdiagramme und unter Benutzung 
vorhandener Steuerungsmodelle beschränken. 
Dies technische Zeichnen ist also direkt für 
die Bedürfnisse von unteren Betriebsbeamten zu- 
geschnitten. Mit der eingehenden Behandlung 
der darstellenden Geometrie, der Durchdringun- 
gen, durch erhöhte Konstruktionstätigkeit und 
mit der formalen Behandlung des Zeichnens 
gehen die Maschinenbauschulen aber zu weit, 
denn die theoretischen Kenntnisse, die sie ihren 
Schülern übermitteln, reichen für eine Konstruk- 
tionstätigkeit auf dem Bureau nicht aus, und für 
die Tätigkeit eines Pausers ist die Ausbildung 
wieder zu hoch und zu teuer. Demnach ist der 
Absolvent einer niederen Maschinenbauschule als 
Bureaubeamter kaum zu brauchen, wie ja auch 
die Praxis zeigt. Wenn der Maschinenbau- 
schüler auch sofort ein Gehalt von 90 bis 100 M. 
und mehr erhält, so kommt er doch als Kon- 
strukteur nicht weiter und endet als Pauser 
oder Betriebszeichner ohne innere Befriedigung 
und ohne auskömmliches Gehalt. Man sollte 
die Leute gar nicht, wie es im Magdeburger 
Prospekt geschieht, auf den Gedanken bringen, 
daß sie für Bureautätigkeit befähigt seien und 
sollte durch geringere Bewertung des Zeichnens 
der Entwicklung derartiger Ideen vorbeugen. 

Nun noch einige Worte über die höheren 
Maschinenbauschulen, die ich nur aus mittel- 
barer Anschauung kenne, und die eine Zwitter- 


stellung zwischen niederer Maschinenbauschulz ' 


Dipl.-Ing. Wettich, Stärken und Schwächen des Unterrichtes 


und den privaten Techniken einnehmen, ge- 
halten allein durch die staatlichen Berechtigun- 
gen, die sie ihren Absolventen gewähren. 

Der in zwei Jahren zu absolvierende Lehr- 


-= plan ist im allgemeinen derselbe wie an der 


niederen Maschinenbauschule, nur wird in den 
einzelnen Fächern mehr geboten und die Kon- 
struktionstätigkeit intensiver gepflegt, ohne daß 
die durchschnittliche Höhe des Unterrichtsstoffes 
an den privaten Anstalten erreicht wird. Wenn 
auch der Lehrbetrieb etwas freier als an der 
niederen Maschinenbauschule ist, so wird er 
doch in derselben Weise schulmäßig mit Haus- 
aufgaben und mit Abfragen durchgeführt. Dieses 
Vorschneiden der Kost hindert die Entwicklung 
zum selbständigen Arbeiten, auch ist die Organi- 
sation der höheren Maschinenbauschulen etwas 
schwerfällig, so daß neue Disziplinen nur lang- 
sam aufgenommen werden. Diese Schulen bilden 
daher gute und gewissenhafte Betriebs- und 
Konstruktionsbeamte heran, also Techniker, 
dürften aber, weil sie nicht zur Selbständigkeit 
erziehen, ihr weiteres Ziel, Leiter industrieller 
Anlagen heranzubilden, nur selten erreichen. 
Das Schülermaterial ist intelligent und fähig, 
besitzt meist neben zweijähriger Werkstattpraxis 
das Einjährigenexamen und könnte meiner An- 
sicht nach auf privaten Anstalten mehr erreichen, 
wird aber durch die Berechtigungen, die die 
höhere Maschinenbauschule ihren Absolventen 
gewährt, zu diesen geführt. Diese Berechti- 
gungen umfassen die Acmter der Werkstätten- 
vorsteher, maschinentechnischen Eisenbahnsekre- 
täre, Eisenbahnbetriebsingenieure bei der preu- 
Bischen Staatseisenbahn, der Werkstättenvor- 
steher, Konstruktionssekretäre, Maschinen-In- 
genieure, bei vorzüglicher praktischer Befähigung 
bis zur Stellung der Chef-Ingenieure mit Oberst- 
leutnantsrang bei der Reichsmarine und die mitt- 
leren technischen Aemter bei dem Kgl. Artillerie- 
Konstruktionsbureau, dem Kgl. Feuerwerkslabo- 
ratorium und der Kgl. Geschütz-Gießerei in 
Spandau. 

Nun haben die Marinebehörden in jüngster 
Zeit, soweit mir bekannt, diese Berechtigungen 
zurückgezogen und schreiben Stellen dieser Art 
für Diplom-Ingenieure (Privatdienstvertrag ohne 
Beamteneigenschaft) aus. Demnach dürften sich 
die höheren Maschinenbauschüler in der Praxis 
doch nicht so bewährt haben, wie man erwar- 
tete. Die Folge war ein plötzlicher Rückgang 
der Schülerzahl, namentlich der Schulen in Kiel 
und Stettin. Mit dieser Maßnahme dürfte die 
Lebensfähigkeit der höheren Maschinenbau- 
schulen überhaupt unterbunden sein, namentlich, 
wenn die Staatsbahnverwaltung der Marine 
folgen sollte, was bei den ständig wachsenden 
Ansprüchen und der Zunahme der Zahl der 
Diplom-Ingenieure im Privatdienstvertrag bei 
der Staatsbahn gar nicht so unwahrscheinlich ist. 
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Ucberhaupt scheint es, als ob die ungeheuren 
Summen, die Preußen in Maschinenbauschulen 
investiert hat, keine hohe Rente abwürfen. Die 
Anstalt zu Einbeck ist eingegangen, Aachen, 
Görlitz, Posen und neuerdings Halle vegetieren 
mit schr geringer Schülerzahl, nur einige Schulen 
im Rheinland haben sich gut entwickelt, und 
diese dürften gerade zur Ueberschätzung des 
Systems geführt haben. 


Private Techniken. 


Von der Behandlung der staatlichen und 
städtischen Techniken: Cöthen, Chemnitz, Fried- 
berg — die staatlichen bayrischen Techniken 
und die Anstalten in Bremen, Hamburg, Berlin 
sind höhere Maschinenbauschulen — muß ich 
hier absehen, weil mir die Anschauung fehlt. 
Dasselbe gilt von einigen privaten Techniken 
und den Instituten für briefliche Ingenieuraus- 
bildung. Ich habe hier nur einige mir bekannte 
durchaus ernst zu nehmende private Institute 
im Auge, die ihren Schülern tatsächlich eine gute 
Ingenieurbildung übermitteln und die nament- 
lich Maschinenbau, Elektrotechnik, Hüttenkunde 
und Chemie betreiben. 

Der dargebotene Lehrstoff an diesen An- 
stalten ist recht umfangreich, viel umfangreicher 
als an höheren Maschinenbauschulen, weil frei 
vorgetragen und keine Zeit für schulmäßige Be- 
handlung verloren wird. Die Anordnung des 
Lehrstoffes und auch der Umfang entspricht im 
großen und ganzen dem Pensum der Hoch- 
schulen, selbst höhere Mathematik wird gebracht, 
ohne daß man aber den Hochschulen zu weit 
in theoretische Untersuchungen folgte. Es wird 
vielmehr nur das unmittelbar praktisch ver- 
wendbare in konzentrierter Form geboten und 
großer Wert auf praktisch brauchbares Zeich- 
nen und Konstruieren, auf praktische Uebungen 
in den Laboratorien gelegt. Auch im Gebrauch 
der üblichen Hilfsmittel, wie Tabellen, Rechen- 
schieber usw., erhalten die Schüler Anweisung. 
Fähige Köpfe können daher in den 4 bis 5 Se- 
mestern der Kurse dieser Anstalten eine große 
Summe praktisch verwendbarer Kenntnisse und 
Fertigkeiten erwerben, die ihnen sofort gute 
Stellungen als Konstrukteure, Betriebsingenieure, 
Chemikergehilfen und Laboranten sichern. Ein 
langes Suchen nach Stellen und Vorliebnehmen 
mit schlechten Stellen tritt selten ein. Dabei 
ist zu beachten, daß ein großer Teil der Schüler 
schon lange Praxis, auch schon Bureaupraxis 
hinter sich hat — ein Umstand, der eine Ver- 
tiefung in die Theorie hindert — und nach dem 
Schulbesuch zu seiner alten Firma zurückkehrt. 
Auf eine Ausbildung der geistigen Kräfte, auf 
ein Anlernen zum selbständigen Arbeiten wird 
weniger Wert gelegt; der gegebene Lehrstoff 
bildet die Bausteine, mit denen später gewisser- 
maßen schablonenmäßig gearbeitet wird. Immer- 
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hin sind unter den Schülern doch fähige Köpfe, 
für die das Gelernte nicht Schlußstein, sondern 
Grundstein zum Weiterlernen ist, Leute, deren 
Geistesanlage ihnen ermöglicht, späterhin in ge- 
hobene Stellungen aufzurücken. 

Wenn auch der Lehrbetrieb verhältnismäßig 
frei ist, so erfolgt doch in gewisser Bezichung 
ein Eindrillen durch eingelegte Wicderholungs- 
stunden mit Frage und Antwort und dadurch, 
daß das Wichtige und Wesentliche doppelt und 
dreifach unterstrichen wird. Die Durchrechnung 
zahlreicher Beispiele, die Besprechung in den 
Konstruktionsübungen, die Tatsache, daß der 
Lehrer jederzeit dem Schüler Rede und Antwort 
steht, tuen ein Uebriges, so daß der Lehrbe- 
trieb selbst äußerst intensiv ist. Daher absol- 
viert ein großer Teil der Schüler die Anstalt 
mit Erfolg. Die Freiheit des Lernens und der 
freie Lehrvortrag scheiden unfähige, ungenügend 
vorgebildete und faule Elemente bald aus, so 
daß das bleibende Schülermaterial in der großen 
Mehrzahl fähiger und intelligenter ist als das 
der höheren und niederen Maschinenbauschulen. 

Häufig wird eine solche höhere Ingenieur- 
schule auch von Kaufleuten industrieller Unter- 
nehmungen besucht, die sich in kurzer Zeit 
zur Erweiterung ihres Ueberblickes technische 
Kenntnisse erwerben wollen, und dafür ist das 
Technikum oder die Ingenieurschule einfach 
ideal. Niemals würde eine unserer heutigen 
Hochschulen in derselben kurzen Zeit für diese 
Klasse strebsamer junger Leute Aehnliches 
leisten können! 

Wenn diese privaten Anstalten somit ihren 
Schülern gediegene praktische Kenntnisse und 
Fertigkeiten übermitteln, so haben sie dabei 
noch den weiteren Vorzug einer außerordentlich 
leichten Anpassungsfähigkeit an die Zeitforde- 
rungen. Gasmaschinen, Dampfturbinen, Schleuder- 


‚pumpen, Luftschiffahrt usw. wurden an solchen 


Anstalten zwei bis drei Jahre früher behandelt, 
ehe sie in das Pensum der staatlichen Anstalten 
aufgenommen wurden. 

Eine weitere Stärke der privaten Anstalten 
liegt in der Einrichtung von Spezialfachkursen, 
wie Kursen für Mühlenbau, Druckerpressen, 
Textilindustrie, Gasfabrikation, Papierindustrie, 
Keramik. Da sie für diese Spezialkurse schr 
gut eingerichtet sind und dafür hervorragende 
Fachlchrer besitzen, haben sie gewisse Industrie- 
sparten für ihre Absolventen so gut wie mono- 
polisiert. Außerdem wird auch in den übrigen 
Fachgruppen große Rücksicht auf die Fach- 
richtung des einzelnen Schülers genommen, um 
so mehr, als die Schüler sehr oft mit ganz 
bestinmten Ausbildungsabsichten die Anstalt 
aufsuchen. | 

“Daß diese Erfolge nur mit einem tüchtigen 
Lehrermaterial erzielt werden können, ist selbst- 
verständlich, wenn auch die Bezahlung desselben 
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den Leistungen meist nicht entspricht. Es findet 
sich unter dem Lehrkörper ein Stamm von 
älteren Herren, die die Tradition tragen, und die 
an der Schule blieben, weil sie hier das fanden, 
was sie suchten, oder weil sie vielleicht auch 
den rechten Anschluß zu besser bezahlten Stellen 
verpaßten. Diese Herren beherrschen ihr Fach 
auch in pädagogischer Beziehung vollkommen. 
Dann sind oft jüngere Herren mit kürzerer 
Praxis vorhanden, die ihre Aufgabe mit Feuer- 
eifer angreifen und eifrig studieren müssen, 
finden sich doch unter ihren Schülern viele alte 
Praktiker, die in ihren Spezialfächern oft mehr 
wissen, als der junge Lehrer. Diese jungen 
Kräfte, fast stets Vollakademiker, benutzen die 
Stellung oft als Sprungbrett oder Wartezeit und 
wechseln daher häufig. So erscheinen immer 
neue Kräfte, die frischen Wind in das alte Haus 
bringen und Rasten und Rosten unmöglich 
machen. Dazu kommt der Mangel einer Be- 
amteneigenschaft, was gleichfalls nur vorteil- 
haft sein kann. Unfähige Kräfte können sich 
überhaupt nicht halten, denn bei diesen streiken 
die Schüler einfach, daher muß ein solcher 


Unter den mannigfachen Materien, die heute 


den Nationalökonomen gleichmäßig wie den 
Soziologen, den Juristen, den Historiker, den 
praktischen Staatsmann wie den Parlamen- 


tarier auf das Intensivste beschäftigen, nimmt 
die Sozialpolitik wohl unbestritten den 
ersten Platz mit ein. Um so mehr muß es be- 
fremden, daß über ihr Wesen und ihre Be- 
gründung heute noch keineswegs eine Ueber- 
einstimmung unter den Vertretern der verschie- 
denen Wissenschaften, die sich berufsmäßig mit 
ihr zu beschäftigen haben, besteht. Diese Un- 
einigkeit der Ansichten über den Begriff der 
Sozialpolitik geht so weit, daß sie von mancher 
Seite, wie sich im Laufe unserer Darstellung 
noch zeigen wird, theoretisch fast völlig regiert 
und konsequenterweise ihrer praktischen Durch- 
führung jede Existenzberechtigung bestritten 
wird. Die Beschäftigung mit diesem inter- 
essanten Problem der Sozialpolitik an diesem 
Orte, wobei wir uns auf die Hervorhebung 
der wichtigsten Momente naturgemäß beschrän- 
ken werden, wird daher wohl als nicht ganz 
unangebracht erscheinen dürfen !). 


1) Die folgende Darstellung schließt sich im wesentlichen an 
die Schrift von v. Zwiedineck-Südenhorst: Sozialpolitik, 
Leipzig 191], an. 


Begriff, Wesen und Richtungen der modernen Sozialpolitik. 
Von Louis Leopold, Berlin. 


Leopold, Begriff, Wesen und Richtungen der modernen Sozialpolitik 


Lehrer im Interesse der Schule 
Wochen wieder abgehen. 

Damit glaube ich Ihnen in großen Zügen ein 
Bild von den Stärken und Schwächen niederer 
und mittlerer technischer Lehranstalten aus der 
Erinnerung an meine Lehrtätigkeit gegeben zu 
haben; einen Vergleich mit dem Hochschul- 
studium zu ziehen lag nicht in meiner Absicht. 


in wenigen 


Anmerkung: Durch ein Versehen der 
Druckerei gelangte der erste Teil dieses Auf- 
satzes nicht zur Korrekturvorlage, daher blieben 
einige sinnentstellende Druckfehler stehen: Im 
Abschnitt „Die Handwerkerschule‘, Absatz 1, 
Zeile 2 lies „um die Mitte des 19. Jahrhunderts‘ 
statt „16. Jahrhunderts‘; Absatz 2, Zeile 13 
„Förderung“ statt ‚Forderung‘; Absatz 3, 
Zeile 25 „Richtung‘‘ statt „Richtigkeit‘‘; Ab- 
satz 4, Zeile 2 „petrifizierten‘‘ statt „patri- 
fizierten‘; Absatz 10, Zeile 5 „räumliches Vor- 
stellungsvermögen‘ statt „räumliche Vorstel- 
lungskunst‘‘; daselbst, Zeile 75 „gar“ statt 
„zwar“; Absatz 12, Zeile 5 v. u. „Kopien“ 
statt „Kopieren“. 


Wollen wir zunächst den Begriff der 
Sozialpolitik feststellen, so können wir 
sie wohl in Uebereinstimmung mit Zwiedi- 
neck-Südenhorst definieren als denjeni- 
gen Zweig der Politik im weitesten Sinne, der 
tatsächliches zielbewußtes Gestalten und prak- 
tisches Wollen im Hinblick auf das Soziale um- 
faßt. Hierbei fällt der Inhalt des Wortes 
„ozial‘‘, das schon seit seiner ersten typischen 
Verwendung in Jean Jacques Rousseau’s ?) Be- 
griff des contrat social und heute wohl durch- 
gängig durch das deutsche Wort „gesellschaft- 
lich‘‘ ersetzt werden kann, zusammen mit dem, 
was sich auf die Gesellschaft und deren 
Lebensinteressen bezicht. 

Die Sozialpolitik setzt sich aus zwei Ele- 
menten zusammen, nämlich einmal der Kennt- 
nis der Entwickelung der menschlichen Gesell- 
schaft und der sie treibenden Kräfte sowie der 
in dieser Entwicklung erkennbaren Tendenzen, 


2) Besonders Jastrow (Sozialpolitik und Verwaltungswissen- 
schaft, Berlin 1903, S. 15 ff.) weist darauf hin, dad Rousscau 
zuerst das Wort „sozial“ in schlagwortartiger Verwendung in die 
Kulturwelt hineingeschleudert hat und daß mit dem Titel seines 
Werkes das Wesentliche seiner wissenschaftlichen Tat bezeichnet 
ist; Stier-Somlo (Deutsche Sozialgesetzgebung, Jena 1906, S. 5) 
hält dies für eine starke Ucbertreibung. Irgend welche praktische 
Bedeutung dürfte dieser Kontroverse aber kaum zukommen. 
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sodann aus der Idee einer bestimmten, von der 
tatsächlichen abweichenden Gestaltung der Ge- 
sellschaft und des Verhältnisses ihrer Teile zu 
einander; d. h. wie bei der Politik als Wissen- 
schaft überhaupt, so ist auch bei der wissen- 
schaftlichen Sozialpolitik ein Erkennen und 
ein Wollen zu unterscheiden. 

Der letzte Zweck der Sozialpoli- 
tik ergibt sich für viele aus dem Zwecke, der 
dem Vergesellschaftungsprozesse innewohnt. Die 
Gesellschaft ist aber selbst Voraussetzung 
weiterer Zweckerreichungen geworden und hat 
somit Zweckinhalt für das Wirtschafts- und das 
Kulturleben gewonnen. Betont man besonders 
diesen Gesichtspunkt, so könnte man die Sozial- 
politik im engeren Sinne wohl auch definieren als 
dieaufSicherungfortdauernderEr- 
reichung der Gesellschaftszwecke 
gerichtete Politik. Die Richtigkeit dieser 
Definition wird besonders dann einleuchten, wenn 
man sich vor Augen hält, daß in der modernen 
Gesellschaft eine Schicht besteht, die ohne die 
systematische sozialpolitische Arbeit nicht die 
Stufe der Kultur erreichen kann, die sie nach 
den in der modernen Gesellschaft herrschenden 
Anschauungen erreichen muß, sofern der Bestand 
und die dauernde Fortentwicklung der modernen 
Kultur gesichert sein soll. Der Sozialpoli- 
tikim engeren Sinne wäre somit die Auf- 
gabe zugewiesen, die Interessen einer Schicht 
innerhalb der modernen Gesellschaft zu wahren, 
wobei natürlich das Interesse an der gesellschaft- 
lichen Einheit nicht hintangesetzt werden darf. 

Will man jedoch die Sozialpolitik im 
. weiteren Sinne definieren, so muß man 
ihr die Aufgabe der Förderung jeder Klasse 
mnerhalb der modernen Gesellschaft, die sich 
irgendwie gedrückt fühlt, zuweisen 3), sofern 
durch diese Förderung eine gegensätzliche Stel- 
lung der betreffenden Bevölkerungsklasse zu 
einer anderen Klasse überwunden oder ab- 
geschwächt werden würde. 

Die überwiegende Mehrheit betrachtet nun 
als Kernpunkt der Sozialpolitik die 
Milderung der Klassengegensätze. 
Diesen Standpunkt nimmt z. B. Schmoller 
ein, wenn er als den Inhalt der sozialen Frage 
anzieht, den Streit des vierten Standes mit den 
übrigen Klassen der Gesellschaft zu schlichten 
und den vierten Stand harmonisch in den 
Staats- und Gesellschaftsorganismus einzufügen. 

Will man neben dem Begriff der Sozialpolitik 
auch deren Wesen erfassen, so kann man sagen, 
daß in ihrem Wesen wie in dem einer jeden 
Politik eine Stellungnahme zu den soziologischen 
Vorgängen überhaupt liegt, und zwar will sie die 
durch natürliche Kräfte gegebenen Bewegungen 


83) So will Jastrow (a. a. O. S. 26) denn die Sozialpolitik 
geradezu als „die Politik, aufgefaßt unter sozialem Gesichts- 
punkte, definieren. 
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innerhalb desjenigen Gemeinwesens, in dem die 
Politik getrieben wird, beeinflussen. In ge- 
wissem Sinne ist die Sozialpolitik eine 
Gegenbewegung gegen die Individual- 
politik, obwohl beide oft auch parallel gehen 
und vielfach Hand in Hand wirken. 

Einer Abgrenzung bedarf endlich die Sozial- 
politik noch dringend gegenüber der Armen- 
pflege und der sozialen Fürsorge. Hier 
werden die folgenden Unterscheidungsmomente 
in Betracht kommen. 

Bei der Sozialpolitik handelt es sich 
um die Beseitigung aller Mißstände in der Struk- 
tur und Ordnung des Wirtschaftslebens, infolge 
deren der besitzlose Arbeiter um seiner Be- 
sitzlosigkeit willen dem Elend verfallen kann 
und durch die die Arbeiter verarmen oder sitt- 
lich verkommen können. Es kommt hier also 
immer auf die Schaffung von Einrich- 
tungen und Normen in der Weise an, daß 
nach menschlicher Voraussicht die wirtschaft- 
lichen Interessen eines jeden Arbeiters mit durch- 
schnittlichen Bedürfnissen gesichert erscheinen. 

Die Armenpflege dagegen umfaßt alle 
die Maßnahmen, die auf die Abwendung aller 
bereits cingetretener widerlichen Verhältnisse 
und Daseinsbedingungen, die trotz gewisser vor- 
beugender Normen und Einrichtungen nicht ver- 
hütet werden konnten oder denen gegenüber 
solche unzulänglich geblieben sind, gerichtet sind. 

Es gibt nun aber gewisse Quellen der mensch- 
lichen Bedürftigkeit (allzureicher Kindersegen, 
Pilichtvergessenheit von Familienvätern oder 
sonstigen Nährpflichtigen, plötzlicher vorzeitiger 
Tod des Ernährers, Alkoholismus, Verbrechen 
usw.), die wohl kaum jemals durch vorbeugende 
Wirksamkeit ganz beseitigt werden können. 
Hier muß dann die Armenpflege von Fall zu 
Fall individualisierend eingreifen, wie denn auch 


- in der Armenpflege Probleme über solche Maß- 


nahmen auftauchen, die in ihrem Wesen vor- 
beugend wirken sollen und mit denen das Schick- 
sal der Individuen in bestimmter Weise beein- 
flußt werden soll. Indem die Armenpflege nun 
solche Probleme zu lösen sucht, greift sie über 
das Gebiet der menschlichen Tätigkeit, auf dem 
das Mitglied die treibende Ursache ist, hinaus 
und wird zur sozialen Fürsorge, einer 
Fürsorge, bei der die gesellschaftlichen Interessen 
in einem eminent hohen Grade wahrgenommen 
werden, und zwar um so mehr, je allgemeiner 
die Eingriffe der Pflege wirken. 

Um das bisher Ausgeführte noch einmal kurz 
zusammenzufassen, so können wir sagen: Die 
Kreise des Denkens und Tuns der Sozialpolitik 
sind die verschiedenen Schichten der modernen 
Gesellschaft; ihre Tendenzen sind darauf ge- 
richtet, der. Veranlassung zur Armenpflege, dem 
Eintritte individueller Not durch die Förde- 
rung, insbesondere der materiell-rechtlichen 
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Stellung der gedrückten Klasse entgegenzu- 
wirken. 

Will man nun die verschiedenen Richtungen auf 
dem Gebiete der Sozialpolitik auseinanderhalten, 
so kann man sie danach einteilen, ob sie das 
Individualprinzip oder das Sozial- 
prinzip zum Ausgangspunkt ihrer Bestrebun- 
gen nehmen. Vom Individualprinzip 
spricht man bekanntlich dann, wenn das 
Individuum, seine Entfaltung und Entwicklung 
als oberster Zweck angesehen wird und die Er- 
haltung und Förderung sozialer Gebilde nur 
innerhalb dieses Zweckes wahrgenommen werden 
soll, während dem Sozialprinzip die Auf- 
fassung zugrunde liegt, daß die Wahrnehmung 
der Interessen der Gesellschaftsgebilde so schr 
vorherrschen muß, daß sogar eine Aufopferung 
der Individualinteressen durch sie gerechtfertigt 
wird. 

Wie das einzelne Individuum das eine oder 
das andere Prinzip als Norm für sich anerkennt, 
so gilt dies natürlich noch mehr von den partei- 
politischen Gruppen und den fest organisierten 
modernen wirtschaftspolitischen Verbänden. 
Wenn nun auch die sozialpolitische Grund- 
richtung notwendig einem der beiden Prinzipien 
folgen muß, so kommen zwischen den beiden 
Extremen doch auch zahlreiche Variationen vor, 
um so mehr, als die moderne Sozialpolitik zu 
so vielen Fragen Stellung zu nehmen hat. 

Zunächst kann man innerhalb des Individual- 
prinzips zwei Richtungen unterscheilen, nämlich 
die rechtsdoktrinäre und die macht- 
doktrinäre. Die erstere will alle Individuen 
als gleichberechtigt angesehen wissen, so daß 
jedes Individuum dieselben Ansprüche an das 
Leben stellen darf, während nach der macht- 
doktrinären Auffassung der Anspruch des 
Individuums an das Leben soweit wie seine 
Macht reicht. Der Machtindividualismus_ stellt 
sich also auf den Standpunkt des uneingeschränk- 
ten Konkurrenzkanıpfes, des „Kampfes ums Da- 
sein‘, seine schärfste Ausprägung hat er wohl 
durch Max Stirner („Der Einzige und sein 
Eigentum‘, 1845) erhalten. Dagegen will der 
Rechtsindividualismus der Betätigung 
des Einzelinteresses Schranken durch Rechts- 
normen zichen, die für alle Individuen die mög- 
lichste Entwicklungssphäre sichern sollen. 

Die extreme Richtung ist in der Neuzeit 
zwar selten geworden, wenigstens in den Län- 
dern europäischer Gesittung, findet aber immer 
noch einzelne Vertreter, namentlich bei der Er- 
örterung wirtschaftspolitischer Streitfragen. Es 
fehlt auch nicht an Vertretern der Idee eines 
maßvolleren Machtindividualismus, der gewisse 
Pflichten der Machthaber zu Gunsten der Masse 
der wirtschaftlich Schwachen anerkennt, so daß 
diese Weltanschauung mit einer sozialpolitischen 
Betätigung nicht unvereinbar ist. 
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Geht man nun daran, alle diese Richtungen 
von einander zu trennen und insbesondere die 
Sozialpolitik vom Sozialismus abzu- 
grenzen, so wird dies nicht ohne gewisse 
Schwierigkeiten möglich sein; diese Schwierig- 
keiten sind um so größer, wenn man in Betracht 
zieht, daß eine einheitliche Charakteristik des 
Sozialismus im Gegensatze zu den sozialpoii- 
tischen Ideenrichtungen auf völlig exakte Weise 
nicht zu geben ist. Denn die Definierung des 
Sozialismus schwankt außerordentlich. Auf jeden 
Fall kann man die Sozialpolitik im „bürger- 
lichen‘ Sinne abgrenzen von dem marxistischen, 
auf der materialistischen Geschichtsauffassung be- 
ruhenden Sozialismus, der von seinem Stand- 
punkte aus, daß die sozialistische Wirtschafts- 
ordnung kommen wird und muß, alle auf Be- 
seitieung der Mißstände in der heutigen Wirt- 
schaftsordnung abzielenden Bestrebungen ver- 
wirft. Daneben gibt es freilich auch Anhänger 
des marxistischen Sozialismus, die ein Eingreifen 
der Individuen und der sozialen Verbände in 
das Wirtschaftsleben mit dem Ziele der Herbei- 
führung einer kollektivistischen Wirtschaftsord- 
nung für notwendig halten, z. B. durch die Fa- 
brikgesetzgebung. Es ist dies bekannt- 
lich der Standpunkt, den die „Revisionisten“ inner- 
halb der deutschen Sozialdemokratie vertreten. 
Aber dennoch ist eine Schranke zwischen sozia- 
listischen Bestrebungen und der reformatorischen 
Sozialpolitik in der Stellung zu aktuellen Fragen 
erkennbar. Dies gilt besonders von den Mitteln, 
die zur Anwendung gelangen, und besonders 
vom Streik, dessen Bedeutung für den Sozial- 
revolutionär neben der allgemeinen Besserung 
des Arbeitsverhältnisses in erster Linie in einer 
Stärkung des proletarischen Klassenbewußtseins 
liegt, während die Sozialpolitik im Streik, soweit 
sie ihn überhaupt gutheißt, nur ein Mittel zur 
Hebung der proletarischen Massen und zur Ver- 
besserung ihrer Daseinsbedingungen erblickt. 

Stets soll der prinzipielle Inhalt der sozial- 
politischen Eingriffe in das Wirtschaftsleben die 
Aufhebung des Prinzips der natürlichen Auslese 
durch die Kraft des Stärkeren sein. 

Haben wir nun die sozialpolitischen Bestre- 
bungen als einen Ideenkreis festgestellt, der dem 
reinen Sozialprinzip nicht entgegenkommt, so 
gibt es doch eine besondere Richtung der Sozial- 
politik, die in ihren Motivierungen ein Sozial- 
prinzip erkennen läßt, und zwar wird diese 
Richtung besonders durch die katholische 
Sozialpolitik verkörpert, deren letzter Zweck der 
ist, daß die Kirche durch besondere sozialpoli- 
tische Organisation zur Beherrschung der Massen 
gelange. 

Abgesehen von dieser besonderen kirchlichen 
Richtung kam aber, besonders in Deutschland, 
um die Mitte des 19. Jahrhunderts, als Reaktion 
gegen die individualistische Staats- und Gesell- 
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schaftstheorie, eine aus verschiedenen Elementen 
zusammengesetzte Bewegung auf, die im Konflikt 
der Individualinteressen, besonders zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern, zum Unter- 
schied vom Sozialismus, unter Beibehaltung des 
Privateigentums, an den Produktionsmitteln und 
am Erwerbskapital eine Lösung im Interesse der 
schutzbedürftigen Besitzlosen herbeiführen wollte. 
Träger dieser neuen Bewegung waren in Deutsch- 
land vor allem die katholische Kirche, die pro- 
testantische innere Mission und die national- 
ökonomische Gelehrtenwelt. Diese verschiedenen 
Elemente unterschieden sich aber alle durch die 
Methode, mit der sie ihr Ziel erreichen 
wollten, ohne daß diese Differenz äußerlich be- 
sonders hervortrat. So umschloß der 1872 in 
Eisenach gegründete Verein für Sozial- 
politik Männer aller politischen Parteien, da es 
namentlich in der ersten Zeit für alle feststand, daß 
alle kleineren Schattierungen und Unterschiede 
in den Meinungen über die zu gehenden Wege 
zurücktreten müßten vor der gemeinsamen Auf- 
gabe, die zunächst in der Klärung gewisser Ziele, 
später aber immer noch in der Verbreitung des 
Willens zur Korrektur des freien Spiels der 
Kräfte und zur Reform der sozialen Daseins- 
bedingungen bestand. 

Auf den verschiedenen Generalversammlungen 
des Vereins für Sozialpolitik ist aber immer 
mehr eine Differenzierung der Methodenfrage 
hervorgetreten. 

So kann man heute in der Sozialpolitik eine 
sozialkonservative und eine sozial- 
liberale Richtung unterscheiden. 

Die sozialkonservative Richtung er- 
blickt besonders im Staate, in der Gesetzgebung 
sowie in der Verwaltung den Rahmen, innerhalb 
dessen die Sozialpolitik sich zu bewegen hat. 
Sie glaubt, daß die Möglichkeit einer Ausglei- 
chung der Klassengegensätze und einer Hebung 
der Lebensführung der proletarischen Schichten 
durch die auf einer autoritären Grundlage be- 
ruhenden Verbände besteht. Vor allem soll die 
Autorität des Staates in jedem sozialpolitischen 
Vorgange zur Geltung kommen. Auch darin 
zeigt sich der konservative Zug dieser Richtung, 
daß sie Organisationsformen älterer Zeiten, wie 
Zwangsgenossenschaften, als Mittel der Sozial- 
politik empfiehlt. 

Die liberale Richtung (der Sozial- 
liberalismus) dagegen legt das Haupt- 
gewicht auf die Entwicklung der Selbsthilfe, 
namentlich auf dem Wege demokratischer, 
freier genossenschaftlicher Verbände. Die frei- 
willigen Organisationen sollen wie die Ge- 
setzgebung die Schwächeren instandsetzen, 
vereint den Kampf mit den Stärkeren auf- 
zunehmen und die Prinzipien der gewerblichen 
Freiheit und rechtlichen Gleichheit auch im Leben 
zur Verwirklichung zu bringen. 


Im Sinne dieser beiden Strömungen hat sich 
auch innerhalb der deutschen nationalökono- 
mischen Wissenschaft (Kathedersozialis- 
mus) eine Differenzierung vollzogen. Wäh- 
rend nämlich Schmoller, Gustav Cohn 
und andere mehr Anhänger der autoritär- 
konservativen Richtung in der Sozialpolitik 
geworden sind, hat die jüngere Richtung 
mit Bevorzugung der besonders von Bren- 
tano, Bücher, Sombart, Alfred und 
Max Weber, auch Naumann vertretenen 
demokratischen Mittel eine gewisse Trennung 
von der „autoritären‘‘ Richtung vollzogen, wenn- 
gleich auch sie auf die Mitwirkung der Gesetz- 
gebung nicht verzichten wollen. 


Eine eigenartige Stellung nimmt der Breslauer 
Nationalökonom Prof Dr. Julius Wolf zur 
Sozialpolitik ein. Er warnt nämlich stets vor 
einer Ueberschätzung der Sozialpolitik und be- 
kämpft auch den Kathedersozialismus, den er mit 
Recht für eine „Empfindungswissenschaft“ hält. 
Für ihn ist die Entwicklung des Mechanismus 
der „bürgerlichen Wirtschaftsordnung‘“ das All- 
heilmittel gegen die sozialen Midstände, die auch 
er nicht leugnen kann, die für ihn aber nur 
die mit der neuen Volkswirtschaft untrennbar 
verbundenen Uebergangserscheinungen sind. 
Charakteristisch für Wolfs Stellungnahme zur 
Sozialpolitik sind die folgenden Ausführungen ®): 


„Die Lösung der sozialen Frage ist 
nicht der sozialistische Staat, ist aber auch nicht die 
Sozialreform (so sehr ich sie schätze), sondern 
die „Lösung‘‘ der sozialen Frage ist — die 
bürgerliche Wirtschaftsordnung in 
ihrer Entwicklung ... Die Aufgabe des 
Sozialreformers ist es nicht, durch das Mittel der 
Sozialreform den Strom der sozialen Entwicklung 
bergauf zu schicken, sondern sie ist einfach die, 


‘das Bett der Entwicklung auszubauen, den Fluß- 


lauf zu korrigieren; nicht Egoismus muß die 
Sozialreform umsetzen in Altruismus — das be- 
sorgt bereits der bürgerliche Staat, das ist be- 
reits der Sinn der sich überlassenen, vom Ka- 
thedersozialismus allerdings unverstandenen Ent- 
wicklung —, sondern die Aufgabe der Sozial- 
reform ist viel einfacher die, die Gelände, die 
vom Strom der Entwicklung nicht berührt und 
nicht befruchtet werden, in seine segensreichen 
Wirkungen einzubezichen und jene, die von ihm 
überflutet werden, gegen ihn zu schützen. Ihre 
Arbeit ist hauptsächlich Organisationsarbeit.‘“ 


Wenn die deutsche nationalökonomische 
Wissenschaft auch eine ganze Anzahl Männer 
unter ihren Vertretern zählt, die eine der Wolf- 
schen ähnliche Stellung zur Sozialpolitik ein- 
nehmen — es sei hier nur an Richard Ehren- 
berg und Ludwig Pohle erinnert —, so muß 


4) Julius Wolf: Der Kathedersozialismus und die soziale 
Frage, Berlin 1809, S. 21/22. 
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doch, ohne Widerspruch befürchten zu müssen, 
behauptet werden, daß die Ueberzeugung 
von der Notwendigkeit der Durchführung einer 
systematischen Sozialpolitik die Mehrheit der 
Nationalökonomen, insbesondere der deutschen, 
beherrscht, wenn auch, wie hier gezeigt wurde, 
die Ansichten über deren Wesen und Ziele be- 
zeichnenderweise stark auseinandergehen. 


+ 


Im folgenden geben wir aus der äußerst 
reichhaltigen Literatur über die Sozialpolitik und 
die mit ihr zusammenhängenden Fragen nur 
die hervorragendsten Schriften an; als solche 


kommen in Betracht: 
v. der Borght: Sozial- 


politik, Leipzig 1904. 


Grundzüge der 


Hochschulnachrichten — Berufs- und Standesfragen 


R. Ehrenberg: Sozialreformer und Unter- 
nehmer, Jena 1904. 

Jastrow: Sozialpolitik und Verwaltungs- 
wissenschaft, Berlin 1903. 

Stier-Somlo: Deutsche 
gebung, Jena 1906. 

v. Wiese: Einführung in die Sozialpolitik, 
Leipzig 1910. 

Julius Wolf: System der Sozialpolitik, Stutt- 
gart 1892. 

Derselbe: Illusion'sten und Realisten in der 
Nationalökonomie (Zeitschrift für Sozialwissen- 
schaft, Jahrgang 1898, S. 4—12; 89—96; 249 bis 
261 ; 352—358; 407—413; 487—499.). 

Derselbe: Der Kathedersozialismus und die 
soziale Frage, Berlin 1899. 

Zwiedineck-Südenhorst: 
tik, Leipzig und Berlin 1911. 


Sozialgesetz- 


Sozialpoli- 


Hochschulnachrichten. : 


Technische Hochschule Berlin. 

Durch Erlaß des Herrn Ministers der geist- 
lichen und Unterrichts - Angelegenheiten vom 
18. v. Mts. ist der etatsmäßige Professor an 
der Technischen Hochschule in Aachen Herr 
Dr.-3ng. Reißner vom 1. April 1913 ab unter 
Verleihung der durch den Tod des Geheimen 
Regierungsrats Professor Dr. Kötter in der 
Abteilung für Bau-Ingenieurwesen freigewor- 
denen etatsmäßigen Professur für „Mechanik 
und graphische Statik‘ an die Technische Hoch- 
schule zu Berlin versetzt worden. 


Technische Hochschule Breslau. 

Dr. phil. Grünenthal wurde zum Lektor 
für russische Sprache ernannt. 

Dem ordentlichen Universitätsprofessor und 
Professor an der Technischen Hochschule 
Dr. phil. Otto Lummer wurde von Seiner 
Majestät dem Kaiser der Charakter als Ge- 
heimer Regierungsrat verliehen. 


Doktor-Dissertationen. 
Technische Hochschule Braunschweig. 

Das Ackerbürgerhaus der Städte 
Westfalens und des Wesertales, von 
Tipl=-Ing. Hugo Ebinghaus, Rendsburg. Ger- 
hard Küthmann, Dresden 1912. 

Die Wiederherstellung von Bau- 
ten im 19. Jahrhundert, von Tipl.-Äng. 
Alexander Former, Kgl. Regierungsbaumeister, 
Braunschweig. Greiner & Pfeiffer, Stuttgart 
1912. 

Beiträge zur Erforschung der An- 
gosturaalkaloide, von Tipl.-\ng. Wilhelm 
Kroseberg, Hannover. Denter & Nicolas, Berlin C. 
1912. 


Umsetzungen von Chloressig- 
säure mit Phenolcarbonsäuren und 
Nitrophenolen, von Tipl.-Sng. Casimir 
Duczmal, Jankow zalesny in Posen. Friedrich 
Vieweg & Sohn, Braunschweig 1912. 


Technische Hochschule München. 

Der Polyhistor Konrad Gesner 
als Freund und Förderer erdkund- 
licher Studien, von Karl Müller, K. Seminar- 
Ichrer. Alios Mäschel, Pfreimd. 1912. 

Der Spannungsabfall des Syn- 
chronen Drehstrom-Generators bei 
unsymetrischer Belastung, von Tipl.- 
Sng. L. G. Stokvis, Rotterdam. R. Oldenbourg, 
München 1912. 

Ueber Aethan- und Bromaethan- 
sulfonsaure Salze, von Karl Bleicher, 
Ingolstadt. Wilhelm Engelmann, Leipzig 1912. 

Ueber Methylendigallussäure, von 
Tipl.-Sng. Robert Häußler, München. 


Berufs- und Standesfragen. 


Deutsche Diplom-Ingenieure in Niederländisch- 
Indien. 


Durch eine Verfügung des holländischen 
Kolonial-Ministeriums können Ausländer, wenn 
sie im Besitze des Diploms einer deutschen 
Technischen Hochschule sind, in Niederländisch- 
Indien als Staats-Ingenieure angestellt werden. 
Nach einer Veröffentlichung im Nederlandsche 
Staatscourant müssen sich die Bewerber auf 
fünf Jahre verpflichten; sie werden bei einem 
Anfangsgehalt von 5000 M. pro Jahr als Hilfs- 
ingenieure angestellt und bei zufriedenstellenden 
Leistungen nach zwei Jahren zum Ingenieur 
mit einem Gehalt von 7000 M. befördert; das 
Maximalgehalt, das erreicht werden kann, be- 
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trägt 20000 M. Mit der Anstellung verbunden 
ist freie Hin- und Rückreise erster Klasse so- 
wie ein Ausrüstungszuschuß von 2500 M.; ver- 
heiratete Bewerber genießen auch für ihre Fa- 
milice freie Fahrt. 

Die Anmeldung hat bei dem Kolonial-Mini- 
sterium im Haag zu geschehen; mit der Be- 
werbung ist das Diplom, Geburts- und Füh- 
rungszeugnis, sowie ein ärztliches Attest über 
die Brauchbarkeit im indischen Kolonialdienst 
einzureichen. Tipl.-Sng. M. H. 


Sozialpolitik. 


Aus der Angestelltenbewegung. 


Die Bankbeamten. 

Unter den bisher im paritätischen Deut- 
schen Bankbeamtenverein zusammen- 
geschlossenen Bankangestellten hat sich Ende 
dieses Jahres eine Spaltung vollzogen, indem 
zu dem All- 


sich eine kleine Minderheit 

gemeinen Verband der Deutschen 
Bankbeamten unter dem Schlagwort: 
„Politisch neutral, gewerkschaftlich radikal“ 
organisierte. Diese neue Gründung hat den 
Deutschen Bankbeamtenverein, der es nach 
jahrelanger mühevoller Arbeit bis auf etwa 


30000 Mitglieder gebracht hat, zu einer ener- 
gischen Gegenagitation veranlaßt, und der bis- 
herige Verlauf der Bewegung zeigt, daß der 
Hauptteil der Angestellten des Bankgewerbes 
zwar mit Nachdruck und Energie aber doch 
in würdiger, zweckentsprechender Form ihre 
Interessen weiterhin vertreten wollen, und daß 
demagogische Schlagworte, wie sie allenfalls für 
das große Heer der besitzlosen Arbeiterklassen 
angebracht sein mögen, bei ihnen nicht ver- 
fangen. Auch hier zeigt sich wieder die Rich- 
tigkeit des Standpunktes, den Pipl.-Sug. Dr. 
Lang in seinem Aufsatz: Die Techniker 
in der modernen Staatswirtschaft 
(vgl. Heft I, Jahrg. 1910, d. Ztschrft.) vertreten 
hat: „Im allgemeinen wird man sagen können, 
daß das Prinzip der Klassenorganisation seine 
stärkste Zugkraft bei den Gruppen besitzt, die 
der Lohnarbeiterklasse am nächsten stehen, und 
daß sie in dem Maße nach oben abnimmt, 
als Vorbildung, Besitz, entwickelteres Berufs- 
bewußtsein und das Gefühl des einstigen Selb- 
ständigwerdens zunehmen.‘ 

Im Zusammenhange hiermit verdient eine 
Rede der Erwähnung, die Herr Fürstenberg, der 
Vorsitzende des alten Deutschen Bankbeamten- 
verein, am 14. Oktober d. J. in Frankfurt 
am Main gehalten hat. Er zeigte zunächst, 
wie die Organisation der Handarbeiter in der 
gewerkschaftlichen Form in den letzten Jahr- 
zehnten mehr und mehr wuchs und zu einer 
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ungeahnten Stärke, vor allem durch die finan- 
ziellen Leistungen der Mitglieder, gelangte. Mit 
dieser Organisation im Rücken, verstand es die 
Arbeiterschaft, auf die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse, aber auch auf die Gesetzgebung bestim- 
mend einzuwirken. Dieser Aufstieg wurde er- 
möglichtt durch die verhältnismäßige Gleich- 
artigkeit der Lebens-, Lohn- und Arbeitsbedin- 
gungen aller Glieder des vierten Standes, die 
bei einem Streik gleichviel einzusetzen, zu ge- 
winnen und zu verlieren haben. Im Gegen- 
satz hierzu entstand die praktische Beamten- 
bewegung aus Wohlfahrtsbestrebungen, und 
ganz allmählich setzte sich hier die Notwendig- 
keit solidarischer Berufs- und Standesarbeit 
durch. Im weiteren Verlauf seiner Ausführun- 
gen ging Herr Fürstenberg dann auf die Or- 
ganisation der Privatbeamten ein, die zurzeit 
drei reine Gewerkschaften zählt. „Da ist zu- 
erst der Bund Technisch - industrieller Be- 
amten, der an der Gründung und Propagierung 
des neuen Bankbeamtenvereins stark beteiligt 
ist. Dieser Bund, der 20000 Mitglieder zählt, 
hat im vorigen Jahr einen Streik versucht, ohne 
damit irgendeinen Erfolg zu erzielen. Trotz 
aller Bemühungen ist es ihm auch sonst nicht 
gelungen, auch nur einen Pfennig Lohn, eine 
Minute Arbeitszeitverkürzung zu erzielen, eben- 
sowenig kann seine Arbeitsvermittlung bei seiner 
prinzipiellen Kampfstellung gegen die Arbeit- 


.geber etwas erreichen. Dagegen hat der „har- 


monieduselige““ Bankbeamtenverein in 400 Be- 
trieben Verbesserungen erzielt und die fast 
völlige Sonntagsruhe durchgesetzt. In München 
wird der Sonnabend-FrühschluB um ein Uhr 
mittags eingeführt werden, und zwar auf dem 
Weg friedlicher Auseinandersetzungen. Die 
„radikale“ Taktik ist natürlich viel einfacher. 
Da kann man schön auf dem Bureau sitzen 
und flammende Artikel schreiben über die in- 
famen Arbeitgeber. Das bleibt wirkungsios. 
Was geschieht dann?... Dann wird ge- 
streikt. Streike denn ich? Nein, Sie sollen 
streiken, die Beamten der Deutschen Bank, der 
Dresdner Bank, der Darmstädter Bank sollen 
streiken. Man sollte sich einmal überlegen, ob 
es „schlappheit“ ist, wenn es der Deutsche 
Bankbeamtenverein ablehnt, die Leute in Dinge 
hineinzuhetzen, die sie nachher ausfressen 
müssen, während die Leitung schön im Trocknen 
sitzt. Gewiß ist zum Beispiel der Sonnabend- 
frühschluß in Frankfurt sehr unvollkommen, 
aber es sind noch keine zehn Kollegen in Frank- 
furt, die darum streiken würden. Deshalb 
bleibt nichts übrig, als das Parlamentieren. 
Und dabei erreicht man am wenigsten, wenn 
man die Leute vorher verärgert oder wenn man 
gar droht, man werde es „später einmal‘ den 
Prinzipalen schon besorgen. Die sozialdemo- 
kratische Handlungsgehilfen-Gewerkschaft hat es 
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mit aller Organisation nur auf 20 000 Mitglieder 
gebracht und hat trotz der Bundesgenossen- 
schaft der Gewerkschaften nicht das mindeste 
an Gehaltszulage durchgesetzt. Der einzige 
Streik, den sie versuchte, erfolgte bei den 
Adressenschreibern, Leuten, die drei Mark den 
Tag verdienen, gleichgültig wie sie arbeiten. 
Man mag die Tätigkeit des Bankbeantenver- 
eins hoch oder niedrig einschätzen: mehr als 
diese beiden „Gewerkschaften“ hat er jeden- 
falls erreicht. Der dritte gewerkschaftliche Ver- 
band, der Bund kaufmännischer Angestellter, 
ist überhaupt nicht vorwärts gekommen, er ist 
bereits dem Ende nahe; so sehr hat hier der 
Gewerkschaftsgedanke Fiasko gemacht. Diese 
Vorgänge muß man sich vor Augen halten, 
wenn man fragt, ob man zu einem nceugegrün- 
deten Verband gehen soll, der nichts anderes 
bietet, als die radikale Gewerkschaftstaktik mit 
dem Kampfmittel des Streiks.“ 


Bund der kaufmännischen Ange- 

stellten. 

Ein interessanter Beitrag zum Verlauf der 
radikalen Angestelltenbewegung bilden die Vor- 
gänge auf dem im September d. J. abgehaltenen 
außerordentlichen Bundestage des obigen Ver- 
bandes. Dieser ist bekanntlich eine Gründung 
des Bundes der Technisch-industriellen Beamten, 
und um so bemerkenswerter ist es, daß der 
Vorstand der kaufmännischen Angestellten auf 
dem Verbandstage ausdrücklich betonte, daß es 
zweckmäßig sei, nicht nur zum B.-t.-i.-B., son- 
dern auch zu den übrigen Angestelltenverbän- 
den gute Beziehungen anzubahnen, und daß 
vor allem eine finanzielle Abhängigkeit vom 
B.-t.-i.-B. als der ganzen Bewegung außerordent- 
lich schädlich bezeichnet werden müsse. Diese 
Ansicht des Vorstandes fand bei den Dele- 
gierten nicht die nötige Unterstützung, zumal 
mehrere Beamte des B.-t.-i.-B. die Tagung in 
ihrem Sinne beeinflußten. Schließlich kam es 
so weit, daß der alte Vorstand unter Protest 
den Bundestag verließ, worauf seine einzelnen 
Mitglieder von der weiteren Zugehörigkeit zum 
Bunde kaufmännischer Angesteliter ausge- 
schlossen wurden. Hiermit dürfte wohl das 
Schicksal dieser Gewerkschaft besiegelt sein, 
und es trifft augenscheinlich zu, wenn Herr 
Fürstenberg in seiner oben angeführten Rede 
betont, daß der dritte gewerkschaftliche An- 
gestellten-Verband, der Bund Kaufmännischer 
Angestellter, seinem Ende nahe sei. 


II [JI m ab 
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Laien-Griechisch. 
Im Anschluß an meinen Aufsatz in Nr. 22: 
„Der Ingenieur und die alten Sprachen‘ wurde 


Verschiedenes 


ich durch Herrn Kollegen Martin W. Neu- 
feld in Soden freundlichst auf ein Werkchen 
aufmerksam gemacht, das dem in meinem Auf- 
satze atusgesprochenen Verlangen nach einer 
zweckmäßigen Einführung in die griechischen 
Elemente der Fachsprache bereits in sehr er- 
freulicher Weise entgegenkommt. Das Buch, 
das mir dann die Verlagsbuchhandlung von 
F. A. Perthes auf meinen Wunsch zur Ver- 
fügung stellte, heißt: „Laien-Griechisch, 3000 
griechische Fremdwörder nach Form und Be- 
deutung erklärt, nebst einer allgemeinen Ein- 
führung in den griechischen Sprachbau, von 
Professor Dr. Heinrich Uhle, Studienrat 
in Dresden. Gotha 1912.“ (Broschiert 1,80 M., 
Leinenband 2,40 M.) Es ist hier nicht der 
Ort und ich fühle mich auch nicht berufen, 
näher auf den Inhalt einzugehen. Nur kurz 
möchte ich der Ueberzeugung Ausdruck geben, 
daß allen Herren Kollegen, die den Mangel der 
Kenntnis des Griechischen gleich mir empfin- 
den, hier eine ausgezeichnete Hilfe in zweck- 
entsprechender Form geboten wird. Mich selbst 
haben eine Anzahl Stichproben von der Brauch- 
barkeit des Buches überzeugt. Damit soll frei- 
lich nicht gesagt werden, daß für die folgenden 
Auflagen keine Wünsche hinsichtlich einer Ver- 
vollständigung für den Gebrauch des Ingenieurs 
zu hegen wären. Der Verfasser betont im Vor- 
wort, daß er nur die landläufigen griechischen 
Fremdwörter mit Zutat mancher medizinischer 
Ausdrücke habe erklären wollen. Sicherlich 
würde der Umfang des Büchleins nicht sehr 
zunehmen, wenn auch die Fachsprache des Phy- 
sikers und des Chemikers eine eingehendere 
Berücksichtigung finden würde, der Wert würde 
aber dadurch noch wesentlich höher werden. 
Es wäre geradezu zu wünschen, daß Verfasser 
und Verleger zu einer Neubearbeitung in diesem 
Sinne Ingenieure als Mitarbeiter heranziehen 
würden; in unserem Verbande würden sich ge- 
wiß geeignete Kräfte bereit finden. Auch in 
diesem Sinne kann allen Herren Kollegen 
— auch den aus dem Gymnasium hervorgegan- 
genen — die Anschaffung des Buches angelegent- 
lichst empfohlen werden. 
Aachen. Tipl.-Jug. Paul Müller. 


Zu den vorstehenden Ausführungen teilt Kollege 
Dr.-Ing. Dyhr mit, daß noch ein weiteres Buch, 
welches ungefähr dem Gewünschten entsprechen 
dürfte, vorhanden ist, und zwar heißt es: 

„Was muß der Gebildete vom Griechischen wissen? 
Eine allgemeine Erörterung der Frage nebst einem 
ausführlichen Verzeichnis der aus dem Griechischen 
entlehnten Fremdwörter und Lehnwörter“. Leipzig, 
Ed. Avenarius, M, 3,—, geb. M. 3,60, von Adolf Hamme. 

Ein Auszug davon ist das „Kleine Verzeichnis 
griechisch-deutscher Fremd- und Lehnwörter“ von 
A. Hamme (bei demselben Verlag erschienen). 


Literatur 


- Literatur. 


Buchbesprechungen. 


Wilhelm Ostwald: 
Imperativ“. Leipzig 1912. 
lagsgesellschaft m. b. H. 

Auf der Suche nach einem Begriff, der das 
Meiste und Bestimmteste über den Inhalt un- 
serer Welt aussagt, der die allgemeinste An- 
wendungsmöglichkeit besitzt und den Zusam- 
menhang am klarsten zur Darstellung bringt, 
entdeckte Ostwald den Begriff ‚Energie‘. Der 
Verbreitung dieser Entdeckung diente seither 
scin Streben. 

Die Geschichte der naturwissenschaftlichen 
Erkenntnisse ist eigentlich die Geschichte des 
Strebens nach einem solchen Grundbegriff, der 
immer klarer herausgeschält und heute, wo wir 
die ganze Entwicklung überblicken, von Etappe 
zu Etappe verfolgt werden kann. Von der Er- 
kenntnis der ‚Unerschaffbarkeit der mechani- 
schen Arbeit“, der „Unmöglichkeit des Per- 
petuum mobile“, der ,„Unzerstörbarkeit der 
Materie“, des „Gesetzes der Erhaltung der Ar- 
beit‘, der „Aequivalenz von Wärme und Arbeit‘ 
bis zum ersten und zweiten Hauptsatz der 
mechanischen Wärmetheorie und deren Verall- 
gemeinerung durch Ostwalds Energielchre. 

Soweit war Ostwald Naturwissenschaftler; 
durch die Erklärung der Allgemeingültigkeit der 
Energielehre und ihre Anwendbarkeit auf alle 
Gebiete der Wissenschaft wurde Ostwald zum 
Philosophen. 

Das vorliegende Werk: ' 


„Der energetische 
Akademische Ver- 


„Der energe- 


tische Imperativ“ bringt uns eine Reihe 


von Aufsätzen und Vorträgen, in denen Ost- 
wald die verschiedensten historisch gewachsenen 
und geheiligten Wissensgebiete energetisch an- 
zufassen und sie dadurch auf exakt wissen- 
schaftliche Basis zu stellen versucht. Alle 
Wissenschaft soll und muß nützlich sein und im 
Sinne allgemeiner Kulturentwick- 
lung wirken, deren Wesensinhalt darin be- 
steht, das Güteverhältnis aller energeti- 
schen Vorgänge, d. h. alle Vorgänge überhaupt, 
beständig zu verbessern. „Alle Wissenschaft ist 
aus der Technik entstanden. Den Landmessern 
und Steinmetzen verdanken wir die Geometrie, 
den Apothekern und Seifensiedern die Chemie, 
den Aerzten die Physiologie, und so weiter ins 
Unbegrenzte. Demgemäß bestehen bis auf den 
heutigen Tag in immer größerer Mannigfaltig- 
keit technische Gebiete der angewandten Wissen- 
schaft, deren volkswirtschaftliche Bedeutung 
immer höher und höher steigt. Den Arbeitern 
in solchen Gebieten kommt nicht selten die 
Art der Betätigung des reinen Forschers über- 
flüssig und erfolglos vor, und sie erheben den 


497 


Ruf nach praktischer Wissenschaft. Es ist. 
beispielsweise nicht lange her, da an den Tech- 
nischen Hochschulen ein solcher Kampf aus- 
gefochten wurde.‘ 

„Ich glaube, daß ich an dieser Stelle mich mit 
einigen wenigen Worten begnügen kann, was die 
grundsätzliche Seite der Sache anlangt. Wir 
haben ja bereits darüber uns verständigt, daß 
dieser sogenannte praktische Sinn das erste In- 
dustrieland der Welt, England, gegenwärtig be- 
denklich ins Hintertreffen hat gelangen lassen. 
Bei uns in Deutschland ist dieser enge Hand- 
werkersinn nur wenig verbreitet, vielleicht mit 
Ausnahme der Gebiete, die von den Juristen 
in Anspruch genommen worden sind, und in 
die eine wissenschaftliche Betrachtung und Be- 
handlung der Probleme noch am wenigsten ein- 
gedrungen ist. Aber auch hier macht sich die 
Einwirkung des Geistes der neuen Zeit gel- 
tend.“ Nach dieser grundsätzlichen Klarstellung, 
daß die Wissenschaft nur wegen ihrer Anwen- 
dung da ist, wird das Verhältnis der reinen 
Wissenschaften zu den angewandten dahin prä- 
zisiert, daß erstere gleichsam „auf Lager ar- 
beiten‘, ohne Rücksicht auf den augenblick- 
lichen Bedarf, aber immer unter dem Gesichts- 
punkt einer möglichen Verwendung, während 
letztere von diesem Lager nehmen, um die Be- 
dürfnisse kultureller Entwicklung zu befriedi- 
gen. Unter diesem Verhältnis erscheint die 
Ordnung dieses „Lagers“ von größter Bedeu- 
tung, die nur durch eine Organisation der 
wissenschaftlichen Arbeit herbeige- 
führt werden könnte. Organisation ist die Zu- 
sammenfassung der verfügbaren Kräfte zu 
gleichgerichteter Tätigkeit, die von dem 
energetischenImperativ: „Vergeude 
keine Energie, verwerte sie“, beseelt 
sein muß. „Dieser kurze Spruch ist in der 
Tat die allgemeinste Regel alles menschlichen 
Handelns, und zwar erstreckt sich seine Gel- 
tung nicht nur etwa auf technische oder sonstige 
praktische Arbeiten, sondern auf des Men- 
schensämtliche Betätigungen über- 
haupt bis in die allerhöchsten und 
wertvollsten Leistungen hinauf.“ 

„Denn auch diese allerhöchsten und wert- 
vollsten Leistungen erweisen sich bei letzter 
Analyse ohne Ausnahme als Umwand- 
lungen von Energie. Sie unterliegen dem 
allgemeinen Gesetz der Unvollständigkeit jeder 
energetischen Umwandlung, und sie müssen so- 
mit durch den energetischen Imperativ geregelt 
werden, wonach die Umwandlung so 
vollständig wie möglich vollzogen 
werden soll, wonach also keine Energie, 
genauer gesagt keine freie Energie, vergeudet 
werden soll.“ „Dieses ökonomische Gesetz: Ver- 
geude keine Energie! ist ein Naturgesetz, 
welches sich nicht als eine unverständliche Ge- 
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walt dem Willen und dem Sein des Menschen, 
der dem Gesetz untersteht, entgegensetzt, 
sondern das befolgt wird, sowie man es be- 
begriffen hat, weil es überhaupt keine Mög- 
lichkeit außerhalb des Gesetzes 
gibt.“ 

Während wir es allgemein gelernt haben, 
die Ordnungsbegriffe, insbesondere Zahl, Größe, 
Raum, Zeit, vollkommen und richtig anzuwen- 
den, so kann man dies von dem der Energie 
noch nicht sagen. „Es gibt noch gegenwärtig 
recht gebildete Menschen, welche das Perpetuum 
mobile suchen, und die Zahl derer, die sich aus 
einer Verletzung des zweiten Hauptsatzes nichts 
‚machen, weil sie sie nicht erkennen oder empfinden, 
ist Legion. Wir sind also wissenschafts- 
geschichtlich eben in die Epoche 
eingetreten, wo wir uns den Ener- 


giebegriff in seinen mannigfalti- 
gen, ja unerschöpflichen Anwen- 
dungen ebenso geläufig machen 


müssen, wie wir uns den Zahl- oder 
Raumbegriff geläufig gemacht ha- 
ben. Daher haben wir gerade an dieser Stelle 
die Arbeit zu leisten, welche mit dem ‚Selbst- 
verständlichmachen‘ dieses Begriffes und seiner 
‚Gesetze verbunden sind.“ Das die Energetik 
vielfach noch nicht zureichend ist, was beson- 
ders für das Gebiet der biologischen Wissen- 
schaften zutrifft, erkennt Ostwald ausdrücklich 
an und fügt hinzu: „Ob der neue J. R. Mayer, 
welcher uns in diesem Gebiete den quanti- 
tativen Schlüssel in die Hand geben wird, 
‚bereits unter den Lebenden weilt, oder ob wir 
noch einige Generationen lang auf ihn warten 
‚müssen, muß zurzeit dahingestellt bleiben. Bei 
der Langsamkeit, mit der die wissenschafts- 
geschichtliche Bedeutung der Energetik be- 
griffen wurde und wird, darf man die Ver- 
‚mutung nicht abweisen, daß der zweite Fall 
der wahrscheinlichere ist.“ 

Auf den Gebieten, die eigentlich noch gar 
nicht von der Energielehre erfaßt sind, setzt 
denn auch gewöhnlich die Kritik der Gegner 
-Ostwaldscher Weltanschauung ein, indem man 
sich gleichsam bemüht, noch nicht geschlossene 
Türen einzustoßen. Leider wird diese Kritik 
‚durch Ostwalds Stellung im Monistenbunde von 
dem Wege einer sachlichen Erörterung abge- 
‚drängt und in den Kreis der Parteipolemik ge- 
zogen, was der Durchringung der epochalen 
Gedanken keinesfalls förderlich ist. l 

Ob es nicht auch zum erhabenen Berufe 
des Forschers und Führers gehört, daß er un- 
berührt bleibt von Strömungen der Masse? 

Dipl.-3ng. v. Pasinski. 


Die Inventarisierung von Industrie- und Ge- 
werbe-Betrieben. (Falsche und richtige Führung 
der Inventarienbücher unter besonderer Berücksichti- 
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gung der Abschreibungsfrage.) Praktisches Handbuch 
für Industrielle, Ingenieure und Kaufleute, die In- 
dustriebilanzen aufmachen, lesen und kritisieren 
müssen. Zweite, verbesserte Auflage von C. M. Lewin, 
Industrie-Revisor in Berlin. Im Selbstverlage 
des Verfassers. Preis brosch. Mk. 2,50 gegen Vor- 
einsendung des Betrages. 

In einer kleinen aber gehaltvollen Schrift erläutert 
der auf dem Gebiete der Revision, Organisation und 
Selbstkostenberechnung bekannte Verfasser zunächst 
den Zweck und die Einrichtung von Inventarien- 
büchern. Man sollte annehmen, daß ganz allgemein 
in keinem Industrieunternehmen das so überaus wich- 
tige Inventarienbuch fehlt; der vorliegenden Broschüre 
nach wird scheints gerade nach dieser Richtung hin 
gesündigt. Und doch ist eine sachgemäße Bilanz, 
eine geordnete Selbstkostenberechnung und eine ein- 
wandfreie Versicherung gegen Brandschaden gar nicht 
ohne ein eingehendes Verzeichnis sämtlicher Bestände 
nebst zugehöriger Zu- und Abgänge möglich. 

Im Anschluß an die beachtenswerten Ausführungen 
geht der Verfasser mit aller Schärfe auf die Ab- 
schreibungsfrage ein. Nachdem er an Hand prak- 
tischer Beispiele den Nachweis erbringt, daß für eine 
ordnungsgemäße Bilanz nur die Abschreibungs- 
methode vom Neuwert und nicht das Buchwert- 
verfahren in Frage kommt, zeigt er auf Grund von 
übersichtlichen Schaubildern, welche erheblichen Diffe- 
renzen zwischen den beiden genannten Verfahren be- 
stehen; bei gleicher Abschreibungsquote tritt die 
Entwertung bei der Buchwertmethode viel zu spät 
ein oder es muß, um die beabsichtigte Abschreibung 
auf Null oder den Altmaterialwert in einer ent- 
sprechend kurz bemessenen Zeit zu erreichen, eine 
enorm höhere Abschreibungsquote bei dem Buchwert- 
system in Ansatz gebracht werden. Es ist ein glück- 
licher Einfall des Verfassers gewesen, die Unterschiede 
der beiden Abschreibungsarten in augenfälliger Weise 
durch Diagramme nachzuweisen; er erwartet dabei 
hilfreiche Unterstützung der in Organisation und 
Betrieb tätigen Ingenieure, die mit allem Nachdruck 
dahin wirken sollten, daß sämtliche Abschreibungen 
vom Neuwert vorzunehmen sind. Das Kapitel der 
Abschreibungen findet eine wertvolle Ergänzung in 
einer Zusammenstellung üblicher Abschreibungsquoten 
für Gebäude, Maschinen usw. in den hauptsächlichsten 
Gewerbe- und Industriezweigen. Es werden auch 
noch eine Reihe weiterer Fragen vom Verfasser ge- 
streift, zu denen er in klarer Weise Stellung nimmt. 

Der Auffassung des Autors, daß für den 
Ingenieur in Organisation, Selbstkostenberechnung 
usw. erfolgreiche und notwendige Arbeits- und Be- 
tätigungsgebiete liegen, kann man voll und ganz zu- 
stimmen. 

Das Büchlein ist für unsere Kollegen sehr lesenswert. 

Dipl.-Ing. E. Werner. 

Rechtswissenschaft und Soziologie. Von Dr. 
H. M. Kantorowicz, Privatdozent der Rechte in 
Freiburg i. Br. Verlag J.C. Mohr, Tübingen 1911. 
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Dieser Vortrag des Theoretikers der Frei- 
rechtsbewegung (des Verfassers von Gnäus 
Flavius, der Kampf um die Rechtswissenschaft, 
1906) auf dem 1. Deutschen Soziologentag (Ok- 
tober 1910) ist als Schrift in etwas erweiterter 
Form mit Literaturangaben bis April 1911 er- 
schienen. 

Gemäß der herrschenden Auffassung vom 
Wesen der Rechtswissenschaft gibt es nur Ge- 
setzesrecht und Gewohnheitsrecht. Letzterem 
wird in praxi fast gar keine Beachtung ge- 
schenkt. 

Die Lehre über das Gesetzesrecht geht nun 
dahin, daß der Jurist jeden beliebigen Rechts- 
fall durch Subsumtion unter das Gesetz ent- 
scheiden könne und müsse Hiernach wäre 
also das Gesetz (oder der Richter?) ein 
Automat: oben steckt man den Fall hinein, 
unten zieht man die Entscheidung heraus. 
ist der Fall nicht unmittelbar 
entschieden, so muß man den Automaten puffen 
und schütteln. Das geschieht durch beschränkte 
bzw. ausgedehnte Auslegung, durch Beleuch- 
tung des Falls bald an diesem, bald an jenem 
Rechtssatz, durch systematische konstruktive 
Entscheidung aus Obersätzen, durch Anwendung 
der Argumente der Analogie oder des Gegen- 
satzes. 

Bei dieser Methode der Buchstaben- und Be- 
griffsjurisprudenz, alias Begriffsknetungswissen- 
schaft, bleibt man immer innerhalb der Ge- 
setzesnormen. Die orthodoxen Buchjuristen mit 
ihrem „sachverachtenden Juristenstolz‘“ küm- 
mern sich um die Wirkungen, welche die Er- 
gebnisse ihrer Methode auf das soziale Leben 
ausüben, d. h. um die Zwecke des Gesetzes und 
die Bedürfnisse des Lebens in keiner Weise. 
Diese Buchjurisprudenz faßt also alle Jurispru- 
denz als totes Rechnen mit starren Begriffen auf. 


Nach Kantorowicz hat nun die methodolo- 
gische Kritik der Freirechtsschule gezeigt, daß 
diese jetzigen Methoden nur Zufallsergebnisse 
liefern können. Der hervorragende Jurist Reichs- 
gerichtsrat Düringer hat bekannt, daß die Mehr- 
zahl der Reichsgerichtsentscheidungen von der 
überstimmten Minderheit der erkennenden 
Richter auch nach Studium der Begründung als 
unrichtig angesehen wird, daß also die Ent- 
scheidungen durchaus von dem Zufall der 
Verteilung der Räte auf die einzelnen Senate 
abhängen. 

Es sei noch bemerkt, daß eine Menge ver- 
kehrter Entscheidungen in dem Buche: „Anti- 
Seuffert oder der Geist des Rechts und der 
Buchstabe des Gesetzes“ von Landgerichtsrat 
G. Pfitzer gesammelt ist. (Leipzig, 1892, 
452 S.) Ein uns bekannter Jurist erklärte das 
Buch für eine Sammlung juristischen Unsinns. 

Die freirechtliche Schule will nun diese 
juristische W ort wissenschaft zu einer Wert- 
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im Dienste des sozialen Lebens 
umwandeln. Das Gesetz hat hierbei die Be- 
deutung eines Wegweisers und einer 
Schranke. 

Kantorowicz stellt nun für die neue Methode 
den Begriff und das Wesen der Rechtssozio- 
logie fest, behandelt dann eingehend die 
Frage: Sollten und können wir die Rechts- 
soziologie, welche vor allem die Zweckfor- 
schung betreibt, für die Jurisprudenz nutzbar 
machen? und setzt sich mit den verschiedenen 
Richtungen der alten und neuen soziologischen 
Bewegungen auseinander. Die Soziologie wird 
als die vornehmste Hilfswissenschaft der dog- 
matischen Jurisprudenz für die Beantwortung 
der Rechtsfrage bezeichnet. 


Für die Tatfrage hat die Soziologie eine 
ganz entscheidende Bedeutung. Es wird festge- 
stellt, daß es diesbezüglich den heutigen Juristen 
häufig an genügend sozialwissenschaft- 
licher Ausbildung, an der Fähigkeit im 
nationalökonomischen Denken fehlt. Nur durch 
Uebung im selbständigen rechtssoziologischen 
Denken kann der Richter aus kritikloser Ab- 
hängigkeit vom Sachverständigen befreit werden. 
Die lediglich auf Begriffstechnik und Gesetzes- 
kunde sich stützende jetzige Rechtspädagogik 
habe die Judikatur bei Handel und Industrie 
so in Verruf gebracht, daß man entweder das 
Schiedsgericht anruft oder sich Unrecht gefallen 
läßt. Dasselbe sagt ja auch Rechtsanwalt Fuchs- 
Karlsruhe, der Praktiker der Freirechtsbewe- 
gung. 

Es werden nun die Interessenwägung, die 
Interessenbeurteilung, das soziale Empfinden 
und die Bedeutung des Kulturwerts näher be- 
sprochen. 

Die Würdigung der soziologischen Stellung 
des Staatsgelehrten Lorenz v. Stein allein auf 
Grund dessen Schrift: „Gegenwart und Zu- 
kunft der Rechts- und Staatswissenschaft 
Deutschlands“, 1875, ist einseitig. Auf Grund 
der Mitteilung von Stellen aus seiner National- 
ökonomie und seinem Handbuch der Verwal- 
tungslehre (1888) schreibt mir Dr. Kantoro- 
wicz, daß ich diesbezüglich völlig Recht habe 
und er vielleicht hätte sagen sollen, daß Stein 
sich an andern Stellen weniger positivistisch aus- 
drückt. l 

. Eine Darstellung von Kantorowicz über die 
Ziele und Literatur der soziologischen Bewe- 
gung soll in diesem Jahr erscheinen. 

Interessant ist die Stellungnahme zum Pro- 
blem des Unterrichts der Rechtswissenschaft an 
den Fachhochschulen. 

Es wird ausgeführt, daß dem dogmatischen 
Juristen infolge der technisch notwendigen Zer- 
reißung des Rechtsstoffs in einzelne Rechts- 
disziplinen das Ineinandergreifen der verschie- 
denen Gebieten angehörigen Normen nicht ge- 
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nügend zum Bewußtsein komme. Hier würde 
vermutlich die rechtssoziologische Methode, ge- 
treu dem synthetischen Geiste der Soziologie 
überhaupt, die Lebensverhältnisse in ihrer un- 
gebrochenen Einheit darzustellen haben. K an- 
torowicz erklärt nun, es ließe sich erwägen, 
ob nicht für den rein praktischen Rechtsunter- 
richt an den sogenannten Fachhochschulen eine 


solche Methode den Verzug verdiente. (Dafür 
ist Wimpfheimer: der Rechtsunterricht an 
den Technischen und Fachhochschulen, Zeit- 


schrift für die ges. Staatswissenschaft 1910, 
734ff., dagegen C. Koehne in Technik und 
Wirtschaft, 1910, 627ff.) Natürlich würde es 
sich dabei nicht um eine Ausschaltung der dog- 
matischen Begriffe, sondern um eine eigenartige 
Kombination derselben handeln. 


Wenn wir die Ausführungen des Ingenieurs 


Prof. Dr. jur. et phil. Kollmann- Dresden 
in seinem Aufsatz: Techniker, Wirtschaftslehre 
und Staatsrecht in Nr. 5, 1912, der Zeitschrift 
des Verbandes deutscher Architekten- und In- 
genieur-Vereine richtig verstehen, so ist auch 
dieser der Ansicht von Wimpfheimer und Kan- 
torowicz. 

Tipl. ng. Schleicher, Reg.-Baumeister. 


: Aus den Bezirksvereinen. 


B.-V. Hannover. Die nächste Mitgliederver- 
sammlung findet am Montag, den 16. ds. Mts., 
abends 8S!/, Uhr, im Restaurant Knickmeyer, 
Theaterplatz 14 (Klubzimmer), statt. Tages- 
ordnung: 1. Geschäftliches. 2. Vortrag über 
Kartelle und Trusts. 3. Abänderung der alten 


B.-V.-Satzungen. 4. Werbetätigkeit. 5. Ver- 
schiedenes. | 
B.-V. München. Bericht über die Haupt- 
versammlung. 
Vor Eintritt in die Tagesordnung widmet 


Kollege Schreiner dem verstorbenen Mitglied 
Qipl.-Jng. Singer einen Nachruf. 

Tipl.- Ing. Singer, städt. Architekt, ist nach 
kurzem Leiden an den Folgen einer Operation 
im 39. Lebensjahr verschieden. Der in der Voll- 
kraft seines Lebens verstorbene Kollege wurde 
wegen seiner Kenntnisse, seines unermüdlichen 
Fleißes, seiner Gewissenhaftigkeit und seines 
freundlichen Wesens allseits hochgeschätzt, und 
es war ihm gegönnt, für die Ideale seines Be- 
. rufes immer eifrig tätig zu sein. 

Jahresbericht: Das nunmehr zu Ende gehende 
Geschäftsjahr begann mit den wichtigen Ver- 
handlungen über den Berliner Eisenkonstruk- 
teur-Streik. Unser Standpunkt ist in dem Auf- 
satz unseres Geschäftsführers Dr. Lang ‚Der 
Diplom-Ingenieur in der deutschen Volkswirt- 
schaft“ niedergelegt, und es wäre wünschens- 


wert, wenn die Kollegen sich eifrig in diese 
Gedanken vertiefen würden. 

Die Beratungen für die Satzungsänderungen 
nahmen eine Reihe von Sitzungen in Anspruch. 
Ebenso die Hauptergebnisse der Berliner Ta- 
gung: Abschaffung der Hauptversammlung und 
Verlegung des Hauptgewichts auf die Ausschuß- 
Sitzung, Aufnahme von Regierungsbaumeistern, 
denen es nicht mehr möglich ist, den Grad eines 
Diplom-Ingenieurs nachträglich zu erlangen, 
Einweisung aller Mitglieder in die Bezirksver- 
eine, Schaffung einer Hilfiskasse. 

Ueber die Angestelltenversicherung und ihre 
soziale Bedeutung hielt Professor Dorn in der 
hiesigen Technischen Hochschule einen ausge- 
zeichneten Vortrag, und ihm sei auch an dieser 
Stelle der Dank des Bezirksvereins für seine 
Bemühungen ausgesprochen. 

Kassenbericht: Einnahmen: 184,75 M., 


Ausgaben: 11835 M., Barbestand: 66,40 M. 
Außenstände an Mitgliederbeiträgen: 89 M. 

Für die Hilfskasse wurden eingesammelt: 
60 Mark. 


Die Neuwahl ergaben: 1. Vorsitzender: Tipf.= 
Sug. Karl Stierstorfer, K. Kommerzienrat, Ge- 
meindebevollmächtigter; 2. Vorsitzender: Dipl- 
Sug. Ernst Hoffmeister, Linprunstr. 67; Schrift- 
führer: Tipl.e ing. Hauch; Stellvertreter: Tipl.- 
Sug. Bruckmayer; Kassenführer: Tipl.-Ing. 
Hübler; Stellvertreter: Tipl.-3ng. Höpfl. Bei- 
sitzer: Tipl- ‘ug. Zottmann, Tipl.= ing. Bischoff, 
Tegernsee. 

Die zwanglosen Gesellschaftsabende werden 
auf jeden Donnerstag 8!/s Uhr ins Pschorr 
verlegt. 

Jeden 1. Donnerstag im Monat Mitglieder- 
versammlung im Pschorr. 


Adressen-Aenderungen im Mitglieder-Verzeichnis. 
Berichtigung. 


In Zeitschrift Nr. 23 vom 1. Dezember muß es 
unter Bezirksverein Dresden heißen: Dipl.-Ing. Alfred 
Donner, Oberingenieur und Vorstand des Zweig- 
bureaus der Firma Weise & Monski, Halle a. S., 
Dresden-A., Ammonstr. 5. 

Der Vermerk „ausgetreten“ ist fälschlich eingesetzt. 


Hilfskasse des Verbandes. 


Wir quittieren hiermit dankend über folgende 
Beiträge: 
Dipl.-äng. Kutscher, Chemnitz 
Dr. ing. Zeising, Chemnitz . . . . » 
Dipl.-Jug. Entner, Düsseldorf . 

” Grole, Düsseldorf 

" Putziger, Berlin ; 
Schönsiegel, Chemnitz . 
Moldenhauer, Düsseldorf. 


. M. 10, — 
10,— 


" 
Dr. - Jng. 


ls Ss ae nn 8a 3 
KSA 
pt 
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Dipl.-Sung. W. Richter, Chemnitz 10, — 
> Wirthensohn, Chemnitz 5,— 
" Kleesattel, Düsseldorf 10, — 
n Gabler, Schönau b. Chemnitz „ 10, — 


Das Kuratorium 
i. A.: Dipl.-Ing. Rudolf Barkow. 
Postscheck-Konto 13200 Berlim. 


Verantwortlich: Dipl.-Ing. A. Berlowitz, Berlin-Schöneberg, Apostel- Paulus-Str. 17. 
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= Gratis = 


„Agfa“-Photohandbuch, Leinenband, 101.—115. Tausend, 144 Textseiten. Wertvolle Autotypien. 
= à 30 Pfg. = 
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Preussischer Beamten - Verein 


in Hannover. 
(Protektor: Seine Majestăt der Kaiser.) 


Billigste Lebensversicherungs-Gesellschaft für alle deutschen Reichs-, Härte- und Glühöfen 
Staats- und Kommunalbeamten, Geistlichen, Lehrer, Lehrerinnen, Rech ts- 


anwälte, Aerzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apotheker, Ingenieure, Architekten, 
Techniker, kaufmännische und ‚sonstige Privat-Angestellte. 
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Jahr steigen und bei längerer Versicherungsdauer mehr als die Jahres- 
Pr betragen können, beginnt mit dem ersten Jahre. Betrieb ohne 

ezahlte Agenten und deshalb die niedrigsten Verwaltungskosten aller || Qemauert und transportabel 
deutschen Gesellschaften. 


Wer rechnen kann, wird sich davon überzeugen, dass der Verein : ; 
unter allen Gesellschaften die günstigsten Bedingungen bietet und zwar Einsetzöfen 5 
auch dann, wenn man von den Prämien der anderen Gesellschaften die) ——————————— 
in Form von Bonifikationen, Rabatten usw. in Aussicht gestellten Ver- M. Krayn, een 


günstigungen in Abzug bringt. Man lese unsere Druckschrift: Boni- Berlin W.57 
kationen und Rabatte in der Lebensversicherung. G ewichtstabell è = 
Zusendung der Drucksachen erfolgt auf Anfordern kostenfrei durch | der absoluten Gewichte von 


Körpern für den Kubikmeter 
und deren spezifische Gewichte mit 
besonderer Berücksichtigung der 
Baumaterialien 


von Emil Stoy 
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i -und durch den Verlag > 


Die Birekiion des Preussisehen Beamien-Vereins in Hannover. 


Bei einer Drucksachen-Anforderung wolle man auf die Ankündigung in diesem Blatte 
Bezug nehmen. 
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Die Normalisierung der 


Maschinenelemente 


darf nicht halt machen bei 
Schrauben, Nieten etc., sondern 
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Teile ausgedehnt werden. 

Der Bezug unserer norma- 
lisierten Handräder, Griffe, 
Getriebeteile, Befestigungsteile, 


Räderpumpen usw. sichert nicht 


nur die allgemeinen Vorteile 

Auf pausfähigem Papier gedruckte „Normalien“-Tabellen u der Normalisierung, sondern er- 
sowie Sonder-Katalog ,„Normal“-Stirnräder stehen Re- möglicht auch einem mittleren 
flektanten zur Verfügung. oder kleineren Betriebe die be- 

sonderen Vorteile einer modernen 


Massenfabrikation zu genießen. 


Ludw. Loewe & Co. A.-G. 
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Verband Deutscher Diplom-Ingenieure. ` 


Geschäftsstelle: Berlin W. 15, Meinekestr. 4. Telephon Amt Charlottenburg Nr. 1053. 
Adresse für Geldsendungen: Postscheckamt Berlin NW. 7, Konto 7527. 


Die Verbandsleitung besteht aus: 


Dr.-Ing. Walter Reichel, Professor, Direktor der Siemens-Schuckert-Werke, Vorsitzender, Lankwitz, Beethovenstr. 14 

Dipl.-Ing. Dr. Wilhelm Schlink, Professor an der Technischen Hochschule Braunschweig, stellvertretender Vor- 
sitzender, Braunschweig, Berner Str. 6 

Dipl.-Ing. Dr. rer. pol. Alexander Lang, Patentanwalt, Schriftführer, Charlottenburg 2, Uhlandstr. 25 

Dipl.»Jng. Walter Weigel, Kaiseri. Regierungsbaumeister im Landratsamt Niederbarnim, stellvertretender Schriftführer, 
Berlin W. 50, Friedrich-Karl-Ufer 5 

DiplL»Jng. Hans J. Remak, Mitinhaber der Firma Zeidler & Remak, Kassenführer, Berlin N. 39, Lindower Str. 11 

Dipl.-Ing. Wilhelm Schwenke, (jemeindebaumeister, stellvertretender Kassenführer, Steglitz, Belforter Str. 32 

Dipl.. Jng. Immo Zitzlaff, proj. Ingenieur der Siemens-Schuckert-Werke, Beisitzer, Steglitz, Schloßstr. 33 

Dr.-Ing. Georg Schlesinger, Professor an der Technischen Hochschule Berlin, Wilmersdorf, Xantener Str. 15a 

Dipl.-Ing. Ernst Wilhelm Köster, Direktor der Pokorny & Wittekind A.-O., Frankfurt a. M., Roonstr. 4 

Dipl.-Jng. Wilhelm von Pasinski, Maschineningenieur b. d. Polizeiverwaltung Düsseldorf, Düsseldorf, Lakronstr. 69 I 


Vorstand. 


B.-V. Aachen: Dipl.-Jng. Hans Crumbach, Assistent an der Technischen Hochschule, Aachen, Robensstr. 71 
B.-V. Barmen-Elberfeld: Dipl.. Jng. Hagemann, Patentanwalt, Elberfeld, „Nordsternhaus“, Brückenstr. 6 
B.-V. Berlin: Dipl.-Ing. Caminer, Patentanwalt, Berlin SW. 68, Lindenstr. 15 
" =. Dipl.-Jng. Max Grimm, Hilfsarbeiter am Reichsmarineamt, Charlottenburg 5, Philippistr. 4 
. ” Din jg, du Bois: Chemiker und Assistent an der Kgl. Bergakademie zu Berlin, Charlottenburg 4, 
aitzstr. 
-V. Bochum: Dipl.-Jng. Johannes Diefenbach, Stadtbaumeister, Bochum, Bülowstr. 22 
. Braunschweig: Dipl -Jng. Richard Haase, Betriebs- Ingenieur des Herzogl. Hofbräuhauses, Braunschweig, 
Friedrich-Wilhelm-Platz 6 
. Bremen: Dr..Jng. Rudolf Schmidt, Konstrukteur der A.-G. „Weser“, Bremen, Utbloemer Str. 47 
. Breslau: Dipl -Jng. Hans Weber, I. Elektro-Ingenieur beim Schles. Verein zur Ueberwachung von Dampf- 
kesseln, Breslau, Palmstr. 7 hpt. 
Cheminis Dipl Ing: Georg Gabler, Technischer Leiter des Patentbureaus der Wanderer-Werke, Chemnitz, 
eststr. 
. Cöln: Dr. techn. Karl Hoerner, Lehrer an der Kgl. Maschinenbauschule, Cöln (Rhein), Rolandstr. 95 II 
. Danzig: Dipl.-Ing. Georg Pelz, Oberingenieur der städt. Elektrizitätswerke, DR: Langgarten 102 
: au Det: ol ‘Jng. M. Karl Kraemer, Ingenieur der Großhess. Dampfkessel-Inspektion, Darmstadt, Roß- 
örfer Str. 14/3 
. Dortmund: Dipl.-Jng. Oswald Arnoldt, Stadt-Oberingenieur, Dortmund, Hohenzollernstr. 9 
Dresden: Dipl.-Ing. F. A. Philipp, Regierungsbaumeister, Dresden-A., Ostbahnstr. 28 I 
. Duisburg: Dipl.-Jng. Weddige, Vorstand des techn. Bureaus der Fa. Chr. Weusle & Overbeck, Fabrik elektr. 
Maschinen, Duisburg (Rhein), Koloniestr. 153 
. Düsseldorf: Dipl.-Jng. Hermann Horn, Baupolizei-Ingenieur, Düsseldorf, Lakronstr. 79 
. Essen (Ruhr): Dr.-Ing. Heilemann, Oberingenieur der Fa. Friedr. Krupp, Akt.-Oes., Abt. A.K. 
. Frankfurt a. M.: Dipl.-Ing. Karl Weihe, Patentanwalt, Frankfurt a. M., Taunusstr. 1 
» Dipl- jng: Siegfried Stamm, Oberingenieur der Siemens-Schuckert-Werke, Frankfurt a. M., 
Schweizerstr. 10 II 
. Hamburg-Altona: Dong: Felix Renner, Hamburg 22, Oberaltenallee 7 
Bann Dr.-Ing: A. Nachtweh, Pıofessor an der Techn. Hochschule Hannover, Hannover, Herrenhäuser 
irchweg 
. Karlsruhe (Baden): Dipl.-Ing. E. Schliling, Ingenieur am Oaswerk II, Karlsruhe, Durlacher Allee 69 
. Kiel: Dipi "Jno. ich. Moeller, Vorstand und Oberingenieur der Allgem. Elektrizitätsgesellschaft, Installations- 
bureau Kiel, Kiel, Holtenauer Str. 82 
. Königsberg i. Pr.: Dipl.-Jng. Carl Wagner, Dr. phil., Oberlehrer a. d. Kgl. Baugewerkschule, Königsberg i. Pr., 
Hintertragheim 66 
. Leipzig: Dipl.. Jng. Karl Hottenroth, Bauamts-Ingenieur beim Rat der Stadt Leipzig, Leipzig, Hardenbergstr. 5 
. Mainz-Wiesbaden: Dipl.-Jng. Friedrich Frantz, Stadtbauingenieur, Mainz, Rheinallee 15 
. Mannheim-Ludwigshafen: Dipl.-Ing. Baptist Lorinser, Betriebs-Ingenieur der Badischen Anilin- und Soda- 
Fabriken, Ludwigshafen (Rhein), Prinzregentenstr. 17 
. München: Dipl.-Jng. Karl Schreiner, Assistent an der Kgl. Techn. Hochschule, München, Augustenstr. 112 
. Münster: Dipl.-Ing. Fritz Ackermann, Münster i. W., Engelstr. 36 I 
. Nürnberg: Dipl.-Ing. Ernst Walcher, Ingenieur der Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg, Nürnberg 18 
Oberschlesien: Dr.-Jng. Förster, Direktor, Gleiwitz, Keithstr. 16 
. Osnabrück: Dipl.-Ing. Walter Drönewolt, Vorsteher der Hochbau-Abteilung des Stadtbauamtes, Osnabrück, 
Weißenburger Str. 16 
. Saarbrücken: Dipl.-Jng. Ernst Gascard, Oberingenieur des Ingenieurbureaus von Gebr. Körting A.-G. in Saar- 
brücken, Saarbrücken 2, Trierer Str. 14 
. Stettin: Dr.-Ing. Wilhelm Schmidt, Stadt-Ingenieur, Stettin, Birkenallee 23 
. Straßburg i. E.: Dipl.-Jng. Ernst Brück, Ingenieur bei der Generaldirektion der Kgl. Eisenbahn, Straßburg i. E., 
Manteuffelstr. 13 
. Stuttgart: Dipl.-Ing. SS rl Architekt, Stuttgart, Heustegstr. 12 
. Zwickau: Dipl.-Jng. Carl hwachheim, Lehrer der Ingenieur-Schule Zwickau, Zwickau, Römer Str. 23 
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Aus der Satzung: § 3. Ordentliche Mitglieder des Verbandes können werden: Deutsche Reichsangehörige, denen von einer Tech- 
nischen Hochschule oder Bergakademie der Grad eines Diplom-Ingenieurs erteilt ist; ferner Deutsche Reichsangehörige, welche die 
Diplomprüfung bezw. die erste Prüfung für den höheren Staatsdienst im Baufache bezw. Bergfache in einem deutschen Bundesstaat 
bestanden haben, sofern ihnen die Hochschulen den Grad eines Diplom-Ingenieurs nicht nachträglich auf Antrag erteilen. 


Als Jahresbeitrag werden 10 Mk. erhoben. 


Jedes Mitglied des Verbandes Deutscher Diplom-Ingenieure ist Mitglied eines Bezirksvereins, 
sofern sein Wohnsitz im Bereich eines Bezirksvereins liegt Nur Mitglieder des Verbandes können 
Mitglieder eines Bezirksvereins sein. 


Wohnungsveränderungen unserer Mitglieder müssen dem Verlage spätestens 14 Tage vor Beginn des neuen 
Quartals mitgeteilt werden, damit dieselben bei Aufstellung der Post-Ueberweisungslisten noch berücksichtigt werden können. Nach 
erfolgter Ueberweisung oder bei Wohnungsänderungen innerhalb eines Quartals kann die Ueberweisung nur bei dem Postamt des 
bisherigen Bestellbezirks gegen Zahlung einer Ueberweisungsgebühr von 50 Pf. beantragt werden. 


"Ausschuß. . 


u Adressen der Bezirksvereine: - 
en Auskunft erteilt ee EN l 
Bezirksverein = green a enten Ppa PONEN | Mitglieder-Versammlung Gesellige Zusammenkunft 
l | 
| . 

Aachen Dipl Jng. Hans Crumbach, Aachen, . 3. Mittwoch jed. Monats, Hotel Inter- | 1, Dienstag jeden Monats ebendaselbst 

Kobensstr. 71 national am Hauptbahnhof ARE: 

8 Dipl.: Jng. Hagemann, Patentanwalt, | 1. Dienstag im Monat, Hofbräu, Elber- | 4. Dienstag im Monat ebenda 

Barmen Elberfeld n „Nordsternhaus*, Brücken- feld, Mäuerchen 32 

straße 6 
Berlin Dipl sing. M. Grimm, Charlottenburg 13 Dieniiag jeden! Monats, Motivhaus, | E u 

Phinppistr. 4 Hardenbergstr.,od Techn. Hochsch. 
Bochum Tipl »Ing. Otto Ohnesorge, Patent- | 1. Dienstag jeden Monats im Hotel _ Stammtischabend jed. Dienstag Abend 

anwalt, Hochstr. 18 Bristol im Hotel Bristol 

Prof. Dipl «ng. Dr. W. Schlink, Braun- : ‘wird in der Wochenschrift bekannt | wird in der Wochenschrift bekannt 

Braunschweig schweig, sernersitr. 6 | gegeben č gegeben 
Bremen Dipl sing. H. Meinders, Bremen, | Oster- ! auf besondere Einladung jeden 2. u. 4. Mittwoch im Monat im 


teuervergstr. 4 i l 
Tipl sing. Frerich, Bieslau, Lohestr. 66 


Breslau 00! 
Chemnitz | Dipl Jng. Hans Bauer, Josephinenstr.17 


Cöln 
Danzig 


| 


Dipl. s3Jng. Wieyand, Cöln-Deutz, Frei- 
_ heitstr, 12 OOOOOO[__\___ 
Dr.Ing. Ernst Waldmann, Danzig- 

Langfuhr, Hermannshöferweg 2 | 


Dipl.: Jng. Stein, Darmstadt, Laute- 
Darmstadi =| sehlägerstr. 19 ” i H 

Dipl. Jng. Guthknecht, Patentanwalt, 
Dortmund Dortmund, Ostenhellweg 1 
Dresden Dipl. sng. Fischer, Patentanwalt, 


Pirnaische Str. 1 


Dipl fing. Weddige, Duisburg, Kolonie- 
straße 153 = 

Dr.Ing. E. Moldenhauer, Heinrich- 
straße 155 II Se 

Dr Ing. Heilemann, Ober-Ing. d. Fa. 
Fried. Krupp A.-G., Abt. A | 


Patentanwalt Dipl. Ing. C C. Weine, 


Taunusstr. 1 


Duisburg 
Düsseldorf 
Essen (Ruhr) 
Frankfurt a. M. 


2. Donnerstag jeden Monuts 81/3 


1. Freita 


1. Montag jeden Monats, Konzerthaus, 


Gartenstr., Portal I, Vereinszimıner 


jeden 2. u. 4. Dienstag im Monat abds. 
81/3 Uhr, Restaurant Meister- en 
Chemnitz, Friedrich-August-Str. 


„Ratscafe«, Kaiser-Wilhelm- Platz 


jed. 2. u. 4. Mittwoch im „Franziskaner- 
_ bräu®, Schweidnitzer Str. 


= 
„Gürzenich-Restaurant“, Martinstr. 
2. Mittwoch jed. Monats, p Restaurant 


„Zum en Danzig, 
Dominikswall, Uhr abends 


x jed. ne 81/3 Uhr Rest. 
Sitte, arlsstraße 


jeden 2. Dienstag jed. Monats 8'/ 2 Uhr 
abends, Kaiserhalle, Kaiserstr. 1 


jeden 1. Donnerstag im Monat 8!!3 Uhr, 
Victoriahaus 


2. Dienstag jeden Monats, Restaurant 


Cornelius, Schadowstr. 
"auf Einladung 


—— — 


jeden Freitag 3i/ Uhr, Restaurant 
Sitte, Karlsstr 


“an den übrigen Dienstagen im Rats- 
keller 


jed. 3, .3. Donnerstag im Monat Dämmer- 
schoppen im Löwenbräu 


jeden Dienstag 8'j, Uhr, Restaurant 
Cornelius, Schadowstr. 


jeden Freitag 81, Uhr, 
„Union“, Theaterplatz 


Restaurant 


2. Dienstag jed. Monats, Westminster- 
hotel, Theaterplatz 


-Aite Dipl.s$ng. Felix Renner, Hamburg 22, 
Hamburg Aitona Oberaltenallee 7 í 
Hannover Dipl.Ing. K. Zander, Weißekreuzstr. 39 E 


Dipl. s Jng. E. Schilling, 
Allee 69 


Karisruhe (Baden) 


Klel 
Königsberg 1. Pr. erg Í. Pr. 
Leipzig 
London 


- Durlacher R 


= Dipl3ng Freudenthal, Kiel, Düster- | 
brookerweg 104b 

Kgl. 
Wagner, Hintertragheim 66 

Dipl -Jng. Hottenroth, Leipzig, Harden- ! 
bergstr. 5 L 


‚105-114 ` 
Bank brs 329 High Holborn, | 
London W. C. 


Mainz-Wiesbaden ' Dipl »ng. Friedr. Frantz, Mainz, 
| 


Kheinallee 15 


j 


L Th ! 
Mannheim- "pats" 
Münehen 
Münster i. W. 


Tipl eng. Adolf Münch, Patentanwalt, 
Mannheim L. 11,27 Schloßgartenstr. | 


‚ Dipl.» ng. Schreiner, Augustenstr. ri 
| 


. Dipl »Iny. Fritz Ackermann, Münster, | 
Engelstr. 36 


'2. Donnerstag im Monat, Hotel „Conti- 
nental®, Hamburg 5, Kirchenallee 37 


auf Einladung 


1. u. 3. Dienstag, am 4. Dienstag mit 
Damen 


4. Donnerstag jeden Monats, Hotel 
„Continental“ 


jed. Montag abds. 81‘, Uhr, Restaurant 
___Knickmeyer, Theaterplatz 14 


2. Donnerstag des Monats i. d. Wirt- 
schaft „Zum Landsknecht® Zirkel 


Oberlehrer Dipl.s Jng. Dr. Carl | 


jed. 3. Dienstag in der „Seeburg 


2. Montag jed. Monats, „Berliner Hof" 


auf Einladung 


Ti jed. 3. Samstag jed. Monats, in den un- 


Bean Monaten Mainz, Rheinische 
ierhalle, Bahnhofsplatz 2, in den . 
geraden Monaten Wiesbaden, Wies- 
badener Hof, Moritzstr. 6 | 


jeden 1. Donnerstag im Monat, Hotel | 
National 


jeden 1. Donnerstag im Monat Fl} 
Pschorr 


3. Mittwoch jeden Monats, 
Moormann 


Hotel i 
| 


4. Donnerstag des Monats 8!/ Uhr 
abends, „Restaurant Friedrichshof*, 
Karl- -Friedrich- Str. h-Str. 


am vorletzten Mittwoch jeden Monats 
daselbst 


jeden 4. Montag ab 7 Uhr Dämmer- 
__schoppen Löwenbräu, Katharinenstr. 


jed. Donnerstag 8!/a Uhr im Pschorr 


i 
| 


Nürnberg 21739, L. Brake, Paientanwalt, Karo- / 
OOOO oo | Mmenst 3° EN 
Dipl -3Jng. Carl Geibel, Gleiwitz O-S,, | 
Oberschiesien Niederwallstr. 25 | 
EEE i 
Osnabrück Divl-Xmg Theodor Kautter, Osnabrück, 
N 
Saarbrücken ‚aut Jng. E. Gascard, Trierer Str. 14 


| Dipl sJng. Kampf, Stettin, Pölitzer Str. 5 | 


| Diple ng. Ernst Brück, Manleuffelstr. 13 


Strassburg l. E. ?irt-svs Ä u 


monatlich eine Sitzung auf besondere E 
Einladung, abwechselnd in Kattowitz | 
und in Gleiwitz 


"jeden Dienstag Restaurant „Künstler- 
haus* am önigstor 


jeden 1. Montag im Monat, Gleiwitz, 


Hotel Monopol; jed. 2. u. 4. Dienstag 
im Monat in Katiowitz, Savoy-Hotel 


' 2. Freitag jeden Monats, Centralhotel | 


: 


jeden 4. Freitag im Monat ebendort 
j 


Osnabrück, abends Q Uhr 


; jeden 2. Freitag im Monat, Restaurant ` 
„Kronprinz“, Paradeplatz 


auf besond. Einladung im Zivilkasino, 
Jacob Sturmstaden - 


e naa Dipl oJng. R. Daser, Stuttgart, See- 

Stutigari NS a 
DivlsYng Fritz Runge, Lothringer 

Zwickau l. Sa. Strage 53 l R a 


"jeden 2. Dienstag im Monat 


il 
t 
ER; 
au besondere Einladung —— | 
| 


| 


I. u. 3. Mittw. i. Monat abds. Sti; Uhr, 
Rest. Emil Schmidt, Eisenbahnstr. 


jed. Donnerstag Abend, Palast- Hotel, 
Rotes Haus am Kleberplatz 

jeden 2. und 4. Mittwoch im ı Monat, 
Restaurant „Bauhütte*, Büchsenstr. 


L und 3. Donnerstag jeden Monats 


Restaurant Penzler, Moritzgraben- 
weg, St! Uhr abends 


Anzeigen VII 


. . Li hi 
Bogdan Gisevius, Berlin W. 57, "hoprgphlsnhe Anstatt 
Architektur, Kartographie u. Ingenieurwesen. — Vergrößerungen, en Kolorieranstall. 
~ Schönste u. billigste Vervielfältigun 
Gisaldruck 0. R. P.) Sa arzer Strichzeichnungen, e 
Ersatz für Lichtpause, Autographie und Photolithographie. 


Sämtliche lithographischen Techniken in höchster Vollkommenheit. 
Beschreibung und Probedrucke kostenlos. 


Q o 
 SCHONSTES. BILLIGSTES% 


Begründet 1875. 
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Siemens-Schuckertwerke 


Berlin SW 11 — G. m. b. H. —  Askanischer Pi. 3 


Drehstrom-Gleichrichter 


zum Laden von 
Automobilbatterien 


zum Speisen von Bogenlampen, 
für Projektionsapparate, 
Kinematographen wv. 


a Hoher Wirkungsgrad 
° ca. 85-90 % 
: Einfache Bedienung 
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== intensive, sachgemässe Verbreitung. == 


ROHDEs.DÖRRENBERG $ # DÜSSELDORF-OBERKAJSSEL 


EINZIGE FABRIK FÜR ORIGINALMAY- WERKZEUGE D.R.P. 


a je a Jedes May-Werkzeug 
Präzisions- erhält seinen Fertig- 
f q schliff nach dem Här- 
Spiralbohrer ten, wird auf das Ge- 
naueste calibriert und 

für den modernen gegen Nachahmung 


° gestempelt mit dem 
Maschinenbau uns geschütztenWorte 


D. R. P. „MAY“ 


BOHRER, SCHNELLBOHRER, 
PRAZISIONS-REIBAH LEN, PRESSLUFT-REIBÄH LEN,. GEWINDE-BOHRER 


VIH Anzeigen 


kosten pro Millimeter Höh 
Stellenangebote ar m R 


J. für mig 
S telenges Ue CñťáCŤśėO Drutsoner 


An- u. Verkäufe sP.. vei airekter aufgabe. 


Wir suchen zum baldigen Eintritt, eventuell sofort: 
1. Für unser Offertbüro zwei 
Diplom-Ingenieure 
mit mehrjähriger Büropraxis, möglichst aus der Hebezeugbranche. 
2. Für unsere Vorkalkulation zwei gewandte 


Techniker, 


mit mehrjähriger Werkstatt- und Büropraxis, zur Kalkulation von 
Reparaturen und Ersatzteilen. 

Offerten mit Lebenslauf, Gehaltsansprüchen und Zeugnis- 
abschriften erbeten an „Abteilung O”. 


Altona a. E. Menck & Hambrock G.m.b.H. 


Kalkulations-Ingenieur 


gesucht, akademisch gebildet, zur Leitung der Vorkalku- 
lation einer grösseren Hebezeugfabrik. Mehrjährige Werk- 
statt- und Büropraxis erforderlich. Offerten mit Lebenslauf, 
Zeugnisabschriften, Photographie und Gehaltsansprüchen unter 
D. 765 an die Expedition dieser Zeitschrift erbeten. 


Für das technische 
Bureau eines grossen 
rheinischen Hüttenwerkes 
wird ein 


Maschinen- 
Ingenieur 


mit voller Hochschul- 
bildung und einiger Er- 
fahrung im Bau von Dampf- 
maschinen, Dampfturbinen, 
Pumpen und Kompressoren 
zu baldigem Eintrittgesucht. 


Gefi. Angebote mit 
Lebenslauf und Angabe 
über Gehaltsansprüche, Ein- 
trittstermin etc. erbeten 
unter V. @. 1606 an die 

Firma Haasenstein & ` 
Vogler A.-G., Köln a. Rh, 


Diplom- 
Ingenieur 


des Maschinenbaufaches 


schriftgewandt, mit guter 


Allgemeinbildung für 
Projektbureau einer 
Berliner Feusrungs- 
firma in Anfangsstellung 

gesucht. 


Eintritt möglichst sofort. 


Offerten unter D. 761 an 
die Expedition dieser Zeit- 
schrift erbeten. 
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Zum sofortigen Eintritt gesucht 
Diplom- 


Ingenieur, 


der in der Lage ist, schwierige 
Eisenkonstruktionen des Brücken- 
und Eisenhochbaues selbständig zu 
entwerfen, zu berechnen und zu 
veranschlagen, die verantwortliche 
technische Prüfung solcher Entwürfe 
vorzunehmen, ferner die dazu ge- 
hörigen Steinkonstruktionen, Wider- 
lager, Gründungen selbständig zu 
entwerfen und zu berechnen. Er- 
wünscht ist Kenntnis der modernen 
Konstruktionsformen für Eisenbeton, 

Die Annahme erfolgt außerhalb 
des Beamtenverhältnisses egen 
Monatsbesoldung. Für den Dienst- 
antritt wird auf den Preußisch- 
Hessischen Staatsbahnen und den 
Reichseisenbahnen freie Fahrt und 
freie Beförderung des Umzugsguts 
gewährt. Bewerbungen, denen 
Lebenslauf und beglaubigte Zeugnis- 
abschriften beizufügen sind, sind 
unter Angabe der Besoldungs- 
ansprüche sofort an uns einzusenden. 


Essen, den 26. November 1912, 
Königl. Eisenbahndirektion. 


Polytechnischer Zentraiverein für 
nterfranken zu Würzburg. 
Zum 2.Januar 1913 wird gesucht ein jung. 


Elektro - Ingenieur, 


wenn möglich Diplom-Ingenieur als 
Assistent der Patentausiegestelle und 
der Gewerbe-, Zeichen- und Modellier- 
schule, der sich für Verwaltungs- und 
Unterrichtszwecke verwenden lassen 
müßte. Ochalt monatl. Mk. 150, jährlich 
3 Wochen Urlaub. Gesuche sind bis 
spätest. 5. Dezember 1912 bei der unter- 
fertigten Stelle einzureichen. Persönl. 
Vorstellung vorerst nicht gewünscht. 
Die Direktion: F. Moser, Kgl. Professor. 


Gesucht zum 1. Januar 1913 
junger, energischer u. fleißiger 


Diplom - Ingenieur 


mit guter praktischer Vorbil- 
dung auf dem Gebiete des 
allgem. Maschinen- und Appa- 
ratebaues u. der Elektrotechnik 
für die Leitung der Werk- 
stätten u. des Konstruktions- 
bureaus einer Fabrik für Lobo- 
ratoriumsapparate in Berlin. 
Erfahrung im Bau von Zentri- 
fug., Autoklaren etc. erwünscht. 
Ausführl. Bewerbungsschreib., 
Lebenslauf, Zeugnisabschriften 
sowie Angabe von Referenzen 
u. der Gehaltsansprüche unter 
D. 760 an die Expedition dieser 
Zeitschrift erbeten, 
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Anzeigen 


Ingenieur 


für Eis- und Kühlmaschinen, erfahrener Konstruktour, 


(CO, und SO,, erwünscht auch NH,) nach Rheinland gesucht. 

Ausführliche Offerte mit Gehaltsansprüchen und frühesten 
Eintrittstermin unter D. 758 an die Expedition dieser Zeit- 
schrift erbeten. 
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BUCHER 


Eine rheinische Brückenbaugeselischaft 
sucht zum baldigen Eintritt einen tüohtigen 


Statiker, 


welcher mit Berechnungen statisch bestimmter und unbestimmter 
Systeme vollkommen vertraut ist und in der Anfertigung von 
grösseren Projekten für Eisenhochbauten Erfahrung besitzt. 
Nur Herren, welche in gleicher Tätigkeit eine längere Bureau- 
praxis besitzen, wollen sich unter Beifügung von Zeugnis- 
abschriften, eines kurzen Lebenslaufs sowie unter Angabe der 
Gehaltsansprüche unter De 768 an die Expedition dieser 
Zeitschrift melden. 


Russ. Spr. t deutsehe Ing. 


Ing. Michelsohn 
Halensee, Joach.-Friedr.-Str. 2. 


aller Art, Landkarten, Atlanten usw. besorgt rasch 
und liefert auf Wunsch gegen monatliche Teil- 
Kataloge unentgeltlich und postfrei. 


E. N. Friedrich Reisner, Leipzig, Salamonstr. 10 J. 


B s Darmstädter Möbel 


weltberühmt durch ihre 


Formenschönheit, Solidität 
und ihren billigen Preis, 
liefert Ihnen vollständig 


frei ins Haus unter Garantie 
von 10 Jahren das 


Darmstädter 
Möbeleinrichtungshaus 


E Ludwig Stritzinger 


Kunstgewerbliches Etablissement für Innenausstattung 
Telephon 1441 Darmstadt Heinrichstr. 67. 


Portofreie Zusendung meines Prachtkatalogs. 


Dipl.-Ing. 


vier Jahre Praxis in ersten 
Maschinenfabriken sucht 
Stellung als 


Versuehsingenieur. 
Off. erb. unter D. 766 an 


die Exp. dieser Zeitschrift. 


IX 


Dipl.-Ing. 


im Brücken- u. Eisenbahn- 


bau bei großer Bahnbau- 


unternehmung i. Auslande 


tätig, sucht sich auf 


Januar 1913 zu verändern. 
Off. erbeten unter H.W. 86 


an die Exped. d. Zeitschr. 


Ingenieur 


des Maschinenbaufaches 


für das Entwerfen maschineller 
Anlagen für Fabrikbauten 
sofort gesucht. Anfangsgehalt 
Mk. 180,-, voraussichtliche 
Beschäftigungsdauer 3 Jahre. 
Gesuche mit Lebenslauf 
und Zeugnisabschriften an 


Militärbauamt V 
Dresden. 


Flugmaschinen - Ingenieur 


Dipl.-Ing. (Maschinen-Baufach) mit 
eröndlichen theor. Kenntnissen und 
3l/, jähriger erfolgreicher Praxis im 


Bau von Flugmaschinen (Ein- und 


Zweidecker) und Propellern sucht 
Stelle als Betriebsleiter oder Kon- 
strukteur. Gefl. Anfr. unt. m 2509 
an die Verlagsbuchhandl. M. Krayn, 
Berlin W.57, erbeten. 


Anzeigen 


M. KRAYN, 


Verlagsbuchhandlung, 
Beriin W. 57. 


Ende Dezember 
erscheint: 


7. Auflage 


Automobil- 
leehnisches 
Handbuch 


Eine hochbedeutendb Erfindung! N Ton Zirka 8—900 Seiten stark 


| | | 7 mit 
Oarantierie, fortgesetzte Verdamptungs- Ser DEU ETT ER N N B 
kontrolle der Kesselanlager mittels auto- za ARE y RR N 60—700 Abbildungen. 
matischen Wiegers. HS N TANT | 
Kein Wassermesser, 


Keine Beeinflussung. S ‘a pa ; ; Preis Mk. 450. 
Schreiben Sie ar an. A | > oina 


O Anin > 4 
: ený app. 


"DNS 000 HE "89 33nay sIq BUNI! 


ar 


Zu beziehen 
durch jede Buchhandlung 
und direkt vom Verlag. 


E. Ñ acke "aschinentatrik, G O S WÍ D sachsen 00 


empfiehlt als Spezialităten: 
Wasserabscheider 


„Columbus“, | „Coswiga“, 


bester Kondenswasserabiciter 
entwässert automatisch ohne Dampf- zur E ntw a sserun g 
verlust, wenn der Handhebel hoch 


steht. — Durch Niederdrücken des des Dampfes. 
Handhebels öffnet sich das innere 
Ventil, worauf der durchblas. Dampi 
dasselbe von Verstoplungen reinigt. | Rohrleitungen voa 30 bis 
Auf gleiche Weise werden beim 
Anlassen langer Leitungen kalte 

Luft und Wasser rasch entiemt. geführt. 


Diese Apparate werden für 


350 mm Durchmesser aus- 


la. Referonzen. 


Sie schützen sich vor minderwertigen Nachahmungen: wenn Sie meine 
Marken Columbus" und ..Coswiga'' verlangen. er 


Anzeigen 


Erstes Berliner Möbel-Haus 


iedert in modernster, gediegenster Ausführung unter. strengster Dinkaption 
an Private zu Katalogpreisen gegen 5°/, Verzinsung. 


Elegante Wohnungs- Einrichtungen 


einzelne Speisezimmer, Schlafzimmer,‘ Herrenzimmer, Klubzimmer,. Klub- 
seieol, Teppiche, Dekorationen, komplette -Villen- und Paulieussiprichtängen, 
sowie einzelne Stücke auf 


Tu Teilzahlung. BG 


Kataloge werden nicht versandt. Langjährige Garantie. Kein Incasso durch 

Boten. Erbitten gell. Mitterlung, wann der kostenlos, unverbindliche Besuch eines 

unserer Vertreter, welche ständig ganz Deutschland bereisen, behufs Vorlegung unserer 

Zeichnungen erwünseht ist, unter Chiffre M, 414 durch Annoncen - Expedition 
Daube & Co,, Berlin SW, 19. 


TLICHES 


ALLER ART IN STRICH UND AUTOTYPIE,DREIFARBENDRUCKE 
DOFPEL-RASTER-AUTOTYPIEEN 


SEEIGNET FÜR ZEITUNGEN, ZEITSCHRIFTEN ‚ZEITUNGSBEILAGEN 
UND KATALOGE AUCH AUF WENIGER GUTEM PAPIER VON GRÖSSTER 
WIRKUNG, BESTEN ERSATZ FÜR KOSTSPIELIGE ZEITRAUBENDE SALVANOS 
BIETEN UNSERE 


NICKEL-TLIBURMOS 


SCHNELLSTE UND SAUBERSTE AUSFÜHRUNG, BILUGSTE PREISE 
BERLIN SW48 FRIEDRKHSTR2STUICHE-RUREAU-SESELSCHAFTMEH 


TELEPHON AMT vı1.8127 


C. Grossmann sian..ı Wald (Rhid.)27 


Aktiengesellschaft 


meet 
ai . 
REN 


Suiaschinenteile aller Art 
Schmiedbarer Eisenguss - Temper-Stahlguss 
Siemens - Martin - Stahlformguss sowie Grauguss 


nach Modell, Zeichnung oder Muster, von den kleinsten bis zu den 
grössten Stücken, in sauberer exakter Ausführung sowie 


mit der Maschine geformt und nach. Modell, 
Zahnräder in Stahl- oder Grauguss, roh oder bearbeitet. í 


Erstklassige 


Schweissapparate 


(A.-S.) 
Schweissbrenner, 
Reduzierventile, 
Sicherheits-Wasservorlagen, 


Garl Ellmann, Augsburg, 


Rührige Verlreter gesucht. 


Holzmodelle 


bis zu den größten 
Dimensionen fertigt 


Paul Bauer, 
Modellfabrik, Soli : 
olingen 


euy 


Zeichentisch der Welt! 
D. R. P. Ausl.- Pat, 


are Er 


‚Emil Bach, Heilbronn N. 


Einbanddecken 


en a 
für die 
„Zeitschrift des Verbandes 
Deutscher Diplom - Ingenieure“ 


werden in geschmackvoller 
und moderner Ausführung 


zum Preise von M, 1,— pro 
Stück geliefert. Porto für 
direkte Zusendung 20. Pf. 

Zu beziehen- durch jede 
Buchhandlung oder durch den 
Verlag von 


M. Krayn, Berlin W. 57 


Kurfürstenstr. 11. 


‚Anzeigen 1912, Heft 24. 


Gasgeneratoren mit Drehrost 


System Thyssen 
zum Betrieb mit Steinkohlen und Braunkohlenbrikelis. 


8 Generatoren für Braunkohlenbriketts, 
geliefert für das Blechwalzwerk Schulz-Kraudt A.-G., Duisburg-Wanheim. 


~ Grossyasmasehinen - Dampfmaschinen - Dampfturbinen - Kondensations- 
anlagen mit rotier. Lufipumpe System Thyssen-Pfleiderer - Kühltürme 
aus Holz, Eisen und Beton - Wärmespeicher D. R. P. - Gradierwerke 
für tiefe Kühlung - Kompressoren - Pumpen - Wasserwerke 


:: il  Bergwerksmaschinen - Walzwerkseinrichiungen. :; :: 


Druck von Louis uni Berlin SW 68, oe 
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